Google 


This is a digital copy of a book that was preserved for generations on library shelves before it was carefully scanned by Google as part of a project 
to make the world’s books discoverable online. 

It has survived long enough for the copyright to expire and the book to enter the public domain. A public domain book is one that was never subject 
to copyright or whose legal copyright term has expired. Whether a book is in the public domain may vary country to country. Public domain books 
are our gateways to {he past, representing a wealth of history, culture and knowledge that’s often difficult to discover. 


Marks, notations and other marginalia present in the original volume will appear in this file - a reminder of this book’s long journey from the 
publisher to a library and finally to you. 


Usage guidelines 
Google is proud to partner with libraries to digitize public domain materials and make them widely accessible. Public domain books belong to the 


public and we are merely their custodians. Nevertheless, this work is expensive, so in order to keep providing this resource, we have taken steps to 
prevent abuse by commercial parties, including placing technical restrictions on automated querying. 





‘We also ask that you: 


+ Make non-commercial use of the files We designed Google Book Search for use by individual 
personal, non-commercial purposes. 





and we request that you use these files for 


+ Refrain from automated querying Do not send automated queries of any sort to Google’s system: If you are conducting research on machine 
translation, optical character recognition or other areas where access to a large amount of text is helpful, please contact us. We encourage the 
use of public domain materials for these purposes and may be able to help. 


+ Maintain attribution The Google “watermark” you see on each file is essential for informing people about this project and helping them find 
additional materials through Google Book Search. Please do not remove it. 


+ Keep it legal Whatever your use, remember that you are responsible for ensuring that what you are doing is legal. Do not assume that just 
because we believe a book is in the public domain for users in the United States, that the work is also in the public domain for users in other 
countries. Whether a book is still in copyright varies from country to country, and we can’t offer guidance on whether any specific use of 
any specific book is allowed. Please do not assume that a book’s appearance in Google Book Search means it can be used in any manner 
anywhere in the world. Copyright infringement liability can be quite severe. 






About Google Book Search 


Google’s mission is to organize the world’s information and to make it universally accessible and useful. Google Book Search helps readers 
discover the world’s books while helping authors and publishers reach new audiences. You can search through the full text of this book on the web 
alkttp: /7sooks. google. com/] 














Google 


Über dieses Buch 


Dies ist ein digitales Exemplar eines Buches, das seit Generationen in den Regalen der Bibliotheken aufbewahrt wurde, bevor es von Google im 
Rahmen eines Projekts, mit dem die Bücher dieser Welt online verfügbar gemacht werden sollen, sorgfältig gescannt wurde. 

Das Buch hat das Urheberrecht überdauert und kann nun öffentlich zugänglich gemacht werden. Ein öffentlich zugängliches Buch ist ein Buch, 
das niemals Urheberrechten unterlag oder bei dem die Schutzfrist des Urheberrechts abgelaufen ist. Ob ein Buch öffentlich zugänglich ist, kann 
von Land zu Land unterschiedlich sein. Öffentlich zugängliche Bücher sind unser Tor zur Vergangenheit und stellen ein geschichtliches, kulturelles 
und wissenschaftliches Vermögen dar, das häufig nur schwierig zu entdecken ist. 

Gebrauchsspuren, Anmerkungen und andere Randbemerkungen, die im Originalband enthalten sind, finden sich auch in dieser Datei — eine Erin- 
nerung an die lange Reise, die das Buch vom Verleger zu einer Bibliothek und weiter zu Ihnen hinter sich gebracht hat. 


Nutzungsrichtlinien 


Google ist stolz, mit Bibliotheken in partnerschaftlicher Zusammenarbeit öffentlich zugängliches Material zu digitalisieren und einer breiten Masse 
zugänglich zu machen. Öffentlich zugängliche Bücher gehören der Öffentlichkeit, und wir sind nur ihre Hüter. Nichtsdestotrotz ist diese 
Arbeit kostspielig. Um diese Ressource weiterhin zur Verfügung stellen zu können, haben wir Schritte unternommen, um den Missbrauch durch 
kommerzielle Parteien zu verhindern. Dazu gehören technische Einschränkungen für automatisierte Abfragen. 

Wir bitten Sie um Einhaltung folgender Richtlinien: 


+ Nutzung der Dateien zu nichtkommerziellen Zwecken Wir haben Google Buchsuche für Endanwender konzipiert und möchten, dass Sie diese 
Dateien nur für persönliche, nichtkommerzielle Zwecke verwenden. 


+ Keine automatisierten Abfragen Senden Sie keine automatisierten Abfragen irgendwelcher Art an das Google-System. Wenn Sie Recherchen 
über maschinelle Übersetzung, optische Zeichenerkennung oder andere Bereiche durchführen, in denen der Zugang zu Text in großen Mengen 
nützlich ist, wenden Sie sich bitte an uns. Wir fördern die Nutzung des öffentlich zugänglichen Materials für diese Zwecke und können Ihnen 
unter Umständen helfen. 





+ Beibehaltung von Google-Markenelementen Das "Wasserzeichen" von Google, das Sie in jeder Datei finden, ist wichtig zur Information über 
dieses Projekt und hilft den Anwendern weiteres Material über Google Buchsuche zu finden. Bitte entfernen Sie das Wasserzeichen nicht. 


+ Bewegen Sie sich innerhalb der Legalität Unabhängig von Ihrem Verwendungszweck müssen Sie sich Ihrer Verantwortung bewusst sein, 
sicherzustellen, dass Ihre Nutzung legal ist. Gehen Sie nicht davon aus, dass ein Buch, das nach unserem Dafürhalten für Nutzer in den USA 
öffentlich zugänglich ist, auch für Nutzer in anderen Ländern öffentlich zugänglich ist. Ob ein Buch noch dem Urheberrecht unterliegt, ist 
von Land zu Land verschieden. Wir können keine Beratung leisten, ob eine bestimmte Nutzung eines bestimmten Buches gesetzlich zulässig 
ist. Gehen Sie nicht davon aus, dass das Erscheinen eines Buchs in Google Buchsuche bedeutet, dass es in jeder Form und überall auf der 
Welt verwendet werden kann. Eine Urheberrechtsverletzung kann schwerwiegende Folgen haben. 





Über Google Buchsuche 


Das Ziel von Google besteht darin, die weltweiten Informationen zu organisieren und allgemein nutzbar und zugänglich zu machen. Google 
Buchsuche hilft Lesern dabei, die Bücher dieser Welt zu entdecken, und unterstützt Autoren und Verleger dabei, neue Zielgruppen zu erreichen. 
Den gesamten Buchtext können Sie im Internet unter|'http: //books .google.comldurchsuchen. 














wo» 


» 










. Str... un . 
Von A. Hellweg. Sebente Auflage. 1M. 60 Pr. 
. Konkursordunug mit Kinführungsgeje , Nebengefehen 
80 


Verlagsbuchhandlung in Berlin 8W.as 
Bilhelmftraße 119/120. 








ttentag ſche Sammlung 
Deutſcher Reichsgeſetzze. 


TertAusgaben mit Anmerkungen. Taſchenformat. Cartonnirt. 


. Die Verfaffung des Deutfchen Reichs. Bon Dr. 2. von 
Rönn- m. 


Ziahantse Muilaae 1.M. 25 


Stra n Dr. 8. 
Rüdo us. 1M. 
Mitt: ich. Von 
Dr.$ DM. 60 Bf. 
” u J * — 
chluſ lage . 
. Allgı Eon 
Hard elftempel: 
Gaupp. 
nmungen. 

He 
Igebung. 

IB. 
Ai, über 
eit. Von 
PRESENTED BY ogeſetze. 
RICHARD HUDSON 1ögefege. 


PROFESSOR OF HISTORY 
1008-1011 3. Zweite 

M. r 

1g8gejeg, 

gen. Bon 


asgeſetz. 








und Ergänzungen. Bon R. Sydow. Sehöte Huflage, 
Gerichtsverfafſungsgeſetz für — entiche Reich. 


Von R. Sydom. Geräte fnge. 80 
. Gerichtökoftengejen uud Geb: hrenordnungen für Ge. 


richtsvollzieher; für Tun ftändige. 
Koftentabellen. Bon R. Spd, 


. Rechtdanwaltdordnung fi 


N. Sydom. Dritte Auflage. 
Au beziehen durch j 








3. Onttentag, Verlagsbuchhandlung in Berlin SW. 
Bilpelmftraße 119/120. 











17. Sir la 0° fie Nechtsauwälte. Von R.Sydow. 
Bier Auf 

18. el über die Neichöftempelabgaben in ber 
Falung bes Gefeges vom 27. April 1894. (Bir Tenfteuergefet) 
on 8. Gaupp. Sechste Auflage von PB. Loe 

19. Sie Ser, sgelenge bung des Dentichen Neiched. Bon 

Dr. ur ® nitſchky. Zweite Auflage. 8 M. 80 Pf. 

20. Krankenverficherungsgeſen In ber zalfung der Rovelle vom 
10. April 1892. Bon ©. v. Woedtfe. Fünfte Auflage. 2 D. 

21. Die Konfelarneien jebung Ey Dentichen Heinen. 
Bon Dr. Philipp Yin 4 

222. Patentgefet. Gejeh, ve R Schug von Gebrauchs· 
muftern; Geſetz über Mufter- und Modellihug. Nebſt Auss 
führungsbeftimmungen. Bon Ph. Berger. je 
Auflage von Dr. R. Stephan. *. M. 25 Pf. 

2b. Gejeg zum Schu der Uanrenbezeiihnungen. Bon 
Dr. R. Stephan. Dritte Auflage der Erläuterung des Ger 

ke über Marfenfhug von T %. Berger. 90 Pf. 

anungadn son Det vom 6. Juli 1884 und Aus: 
dehnungsgefeg vom 28. Mai 1885. Bon E. von Woedtke. 


Bierte Au 
24. Weide; — betreffend die Kommanditgefellichaften 
auf Atfen und Die Mtiengefelfgaften. —— — 


und Dr. H. Veit Simon. Dritte Auf 

25. Neichögeie wegen Erhebung 1 — vom 
31. Mai 1872. Bon E. Bertho. f. 

26. Die Reichögefetjgebung über Düm. und Bankweſen, 
Rapiergelb, Arämienpapiete und ) Reigeanteihen. Bon Dr. R. 
Koch. Zweite Auflage, 2 M. 40 Pi. 

27. Reichöge efengebuug, betr. das Sefumdbeitstweien. 
Bon Dr. jı Goeſch u. Dr. med. 3. Karften. IM. 60 Pf. 

28. Bann allverfiherungs, ejett. Vom 1. Juli 1887. Bon 
Leo Mugban. 1. 2% 

29. Gefet, betr. die Eriverbe! "und zeietnfchaftögengfien- 
ſchaften. Von 2. Barifius. Fünfte Auflage, IM. 

30. Gefeß, betveffend die Invalivitats: und — 
firjerung. Bon €. von Woedtte. Bierte Auflage, 2 M. 

31. Gejet, betreffend Die Gewwerbegerichte. 
1890. Bon Leo Mugdan. Dritte Aufla 

3. Seieh, betr. Gefellichaften mit 

Dom D.April1892. Von 2. Rarifius. Zu flnge. 

38. Das Vereind: und Verfammlungsrecht in = 
land. Bon ©. Ball. 2M. 35 Pf. 

34. Gefet, betr. die ebpahlungagejehäfte, Bon Geheimen 
Regierungdrath I. voff mann, 


Au beziehen durch jede —— 








28. 


















3. Guttentag, Verlagsbuchhandlung in Berlin SW. 
BWilhelmftraße 119/120. 








Guttentag' ſche Sammlung 
Preußiſcher Geſetze. 


Zert · Ausgaben mit Anmerkungen. Taſchenformat. Cartonnirt. 


. Die Verfafſungsurkunde für den Preußiſchen Staat. 


Bon Dr. Adolf Arndt. Dritte Auflage. 2 Mark 25 Pf. 


. Beamten:Gefeugebung, Prenfziiche. Gnthaltend bie 


mwichtigften Beamiengefee In. e in Preußen. Bon C. Bfafferoth. 
weite Auf 


. Die PBrenfifche Gefehgebung, betr. die Zwangsvoll⸗ 


ftredung in das unbewegliche Vermögen. Bon Dr. J. Krech 
und Dr. O. Fifher. Dritte Auflage, 1 M. 


. Die Breufifchen Gefete, betreffend dad Notariat in 


den Sanbeötteien des gemeinen Medis und bes Sanbreiis 
Zweite Auflage von R. Sybom und X. Hellmeg. IM. 60Pf. 


. Das Gejek vom 24. April 1854 (betr. die außer: 


ehelige Schmwängerung) nebft den bazu ergangenen Präs 
jubifaten, ber Siteratur 2c. Bon Dr. jur. 9. Schulze. 7OPf. 


. Prenkifche Ansführungögefege u. Verordnungen zu den 


Reichsjuſtizgeſetzen. Von ydo w. Zweite Auflage. 2 M. 


. Allgemeine ‚eerihteoronung für die Preußiihen Staaten 


vom 6. Juli 1793 und Preubiihe Konkursorbnung vom 
8. Mai 1855. Bon F. Vierhaud. 2M. 50 Ri. 


. Die Vormundſchaftsorduung pom 5. Juli 1875, nebft 


Nebengefegen und Allgemeinen Verfügungen. Bon Mar 
Schultzenſtein. Zweite Auflage, IM. 50 Pf. 


. Die Preufifche ohne Tengehnn- Bon Dr. 


D. Fiſcher. Zweite Auflage, 


. Einfommenftenergefeg. Vom 24. Juni 1891. Bon 


Geh. Rath R. Meiten. Zweite Ausgabe. 1 Mark. 


 (Bewerbeftenergefek. Bom 24. Juni 1891. Von 


Regierungdrath A. Fernomw. Zweite Auflage. 90 Pf. 


. Allgemeined Berggeſetz. Wom 24. Juni 1865 und 


bie auf dasfelbe bezügli—en Gefege und Berorbnungen. Bon 
Oberbergrath Ernft Engels. IM. 50 Pf. 


. Ergänzungsftener : Gejet; (Bermügenfteuergefet). 


Bon Regierungdrath 9. Fernom. 


Sid Stuten Im u. Gefet wegen Aufhebung 
direkter Staatöfteuern. Von Oberbürgermeifter 3. Adided. 


. Fr Zeeisorvnungen für den Preuffiſchen Staat. 


Bon Landgericheraih D. Rolifd. AM. 





Au beziehen duch) jede Auhhandlung. 


IN 
3223 
‚289 


Guttentag ſche Sammlung 
von 
ſehrbũchern des Deutſchen Reichsrechtes. 
V. 








Das 


Deutſche Staatsrecht. 


Von 


Dr. Philipp Zorn. 


L 
weite völlig nen bearbeitete Auflage. 


Berlin SW. 8, 
3 Guttentag, Verlagsbuchhandlung 
Bilhelmftraße 119/120. 
1895. 


Das Staatsrecht 


des 


Deutfhen Reiches. 


Bon 


Dr. Philipp Zorn, 


‚Geh. Juftigeat, ordentligem Profeffor der Rechte zu Aönigäberg. 


Exfter Band: 
Das Berfaffungsredt. 


Bweite völlig nen bearbeitete Auflage, 


Berlin SW.4, 
I Guttentag, Verlagsbuchhandlung 
Vilhelmſtraße 119/120. 
1895. 


/ 


3RVN. 


Arte: 4 


Vorwort zur erfien Auflage. 


Das nachfolgende Lehrbuch fol den Stoff des Reichs— 
ſtaatsrechtes in möglichſt gebrängter Kürze zur Darftellung 
bringen. Sein Bwed ift fein politifch-hiftorifcher, ſondern 
lediglich ein juriftifcher. Dennoch hofft das Lehrbuch ſich 
auch unter Nitjuriften Freunde zu erwerben: bie konſti— 
tutionelle Natur unferer mobernen Staaten verlangt gerade 
auf dem Gebiete des Staatsrechtes fo vielfach die Mitwir- 
kung von Nichtjuriften, daß alle, die am ſtaatlichen Leben 
irgendwie pofitiven Anteil zu nehmen berufen find, fi der 
Pflicht der Orientierung über die Grundzüge des Staats- 
rechtes nicht entziehen follten. Diefem Bebürfnifie durch 
Herftellung eines überſichtlichen Handbuches zu dienen, war 
einer ber Geſichtspunkte, die den Verfafler bei feiner Arbeit 
Teiteten. — Ein zweiter Gefihtspunft war ferner die Rüd- 
ſichtnahme auf das afabemifche Lehren und Lernen im Staats- 
recht. Der Iebhaftefte Wunfc des Verfaſſers wäre erfüllt, 
wenn e3 dem Lehrbuch gelänge, unter den Stubierenden mehr 
Neigung an ſtaatsrechtlichen Studien hervorzurufen, als 
welche denfelben bis jet im allgemeinen entgegengebracht 
wurde. 

Daß der Verfaſſer die kurze Faſſung, welche ihm der Plan 
dieſer ganzen Sammlung von Lehrbüchern des Reichsrechtes 
zur Pflicht machte, nicht zum Deckmantel nahm, um den ſchwie⸗ 
rigen Kontroverfen des Staatsrechtes überhaupt und fpeciell 
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unferes heutigen Reichsſtaatsrechtes aus dem Wege zu 
gehen, wird hoffentlich die Darftellung bezeugen. Der Ver— 
faffer hielt e8 im Gegenteil geradezu für feine Hauptauf- 
gabe, den prinzipiellen Fragen ganz befondere Aufmerf- 
famfeit zu widmen. Nicht Neigung allein zog ihn gerade 
nad) diefer Seite der Arbeit, fondern in erſter Linie die Er- 
Tenntnis, daß es dem Staatsrecht nur dann gelingen könne, 
eine den übrigen Rechtsdisziplinen ebenbürtige Stellung zu 
gewinnen und zu behaupten, wenn bie prinzipiellen Grund- 
lagen fowie die einzelnen Begriffe zu einer dem Privatrecht 
analogen ſcharfen Firierung gebracht werden könnten. Bon 
diefem Geſichtspunkt aus ift insbefondere den ſchwierigen 
Kontroverfen über die Entftehung und rechtliche Natur des 
Reiches in der nachfolgenden Darftellung ein breiter Raum 
zugewieſen worden. Dagegen glaubte der Verfaſſer in Behand- 
lung der Detailbeftimmungen von Spezialgefegen und Voll- 
zugsverordnungen ſich eine größere Beſchränkung auferlegen 
und dieſes Material mehr den von Anfang an breiter an- 
gelegten Werfen überlaffen zu dürfen. 

Der zweite Band, welcher binnen Jahresfrift erfcheinen 
wird, fol das Verwaltungsrecht im engeren Sinne 
(VII), das Gerihtsverfaffungsreht (IX), das 
Finanzrecht (X) und endlich eine umfafjende fyftematifche 
Darftellung der Rehtsbeziehungen des Reiches zu 
ausmärtigen Staaten (XI) enthalten. 

Königsberg i. Pr., Ende Mai 1880. 


Vorwort zur zweiten Auflage. 


Die erfte Auflage diefes Lehrbuder war Otto Mejer 
gewidmet als Zeichen treuer Verehrung und Dankbarkeit. 
Der väterlide Freund und Berater ift inzwifchen in bie 
Wohnungen des ewigen Friedens eingegangen, und es ift mir 
nicht mehr vergönnt, dieſes Buch in feine Hand zu legen. 
Dankbar werde ich das Andenken des teuren Mannes be— 
wahren. — 

Die neue Auflage ift völlig umgearbeitet; das Syitem 
der Darftellung ift dasfelbe geblieben, nur das Militärrecht 
ift weggefallen, indem der Zaiferliche Oberbefehl in das 
Kapitel vom Kaifertum eingeftellt wurde, indeß die Militär- 
verwaltung dem II. Bande vorbehalten bleibt. Hinzuge- 
Iommen ift das Kapitel über die Kolonieen. — 

Es ift herkömmlich, in Vorworten befondere Dantes- 
ſchulden zu löfen. Auch ich fühle mich dazu gebrängt. Der 
junge, aber fehr gut und kräftig emporgewachſene Stamm 
der Disziplin des deutſchen Reichsſtaatsrechts ift gepflanzt 
von Laband und Hänel. Trotz vieler und ſchwerwiegen⸗ 
der Differenzen mit jedem diefer beiden Schriftfteller, von 
denen die nachfolgende Darftellung Kunde giebt, ift es mir 
faft bei jedem Schritte der Arbeit ftart zum Bewußtſein 
gelommen, wie viel Dank die Wifjenfchaft jenen beiden 


vm Vorwort. 


Männern, den Begründern der Theorie des heutigen deutfchen 
Reichsſtaatsrechtes, ſchuldet. Gerne nenne id, Hierbei ala 
dritten Mar Seydel, der, beſonders nad dem Geſetz 
des Widerſpruchs, die Theorie mächtig geförbert hat. 

Es ift mir Bebürfnis und lebhafte Freude, dieſes 
Dankeswort ald Vorwort an jene Männer, insbeſondere an 
Laband und Hänel, die Meifter deutſcher Staatsrechts- 
wiſſenſchaft, zu richten. Möchten ihnen noch lange Jahre 
fruchtbaren Schaffens beſchieden fein! 

Das alphabetifche Regifter verdanke ich meinem Lieben 
jungen Freunde und Kollegen, Herrn Privatbocent Dr. Schön. 


Königsberg i. Pr., 18. Oktober 1894. 


Born. 
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Erftes Bund. 
Die Entfiehung des Reiches und der 
Reichsverfaffung. 





%1. 
Hiſtoriſche Einleitung (1806—1866). 

Das nheiligerömifche Rei deutſcher Nation“ 
war durch den Preburger Frieden vom 26. Dezember 1805 
ſtaatsrechtlich aufgelöft worden, indem Bayern, Württem- 
berg und Baden „la plenitude de la souverainet6 et de 
tous les droits qui en derivent“ erhielten (Art. 14). Am 
6. Auguft 1806 legte alsdann Franz II. formell die deutſche 
Kaiſerkrone nieber, und damit war aud ber letzte Schein 
des altehrwürdigen taufenbjährigen Reiches dahin. 

Das alte Reid) war ſtaatsrechtlich bis zu ſeinem Ende 
ein Staat geweſen: obmohl faktifc der Reichsverband fo 
Iofe als möglich geworben war, und Oſterreich ſowohl wie 
Preußen in thatſächlicher Mißachtung des Reiches wett⸗ 


3 Saband, Staatsr. 2. Aufl. J, 
7; Hänel, Siaalsr. 1,3; hul« d 
de, Deutid. Staatsr. I, 50 ff-; ftantöredites im Grunbriß giebt 
vgl. auch über die ältere Theorie | das ſchöne Buch von Meier, 
Gierte,Genoffenih.-R.IT,691; | Einleitung in das beutfge 
Brie, Staatenverbinbungen 119, Staatsrecht (1. X. 1861, 2. 
127; Eriepel, Interregnum 20; | 1884) 88. 12-41. 

6. Meyer, hchıb, ©, 32 
Zorn, Staatsreqcht I. 2. Aufl. 1 


Eine umfaſſende vortrefflihe 
Darftelung des alten Reichs- 
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eiferten, ruhte doch redtli bis zu der durch den 
Preßburger Frieden herbeigeführten Auflöfung 
die Souveränetät, das erfte und oberfte Attri— 
but des Staates, in der Centralgemalt.? 

Durch die Ereignifje der Jahre 1805 und 1806 waren 
die deutfchen Einzelftanten in aller Form Rechtens fouverän 
geworben? Juriſtiſch änderte hieran auch der Rhein— 
Bund für die am bemfelben beteiligten deutſchen Staaten 
nichts, fo wenig auch den von Napoleon zu biefem Bunde 
aufammengezwungenen Staaten faktifh von ihrer Souve- 
ränetät übrig blieb.“ 

Der Wiener Kongreß, der die Ara der franzöſiſchen 
Revolution abſchloß, gab den noch übriggehliebenen deutſchen 
Staaten eine neue Gefamtverfafjung,® auf Grund deren 
der Deutfhe Bund bis zum 14. Juni 1866 ein 
Tümmerliches Dafein friftete. Es ift nicht unfere Aufgabe, 
die für die Erkenntnis von Deutſchlands damaligem poli- 
tiſchen Zuftand hodinterefjante Entſtehungsgeſchichte jener 
Bundesverfaffung zu ſchildern; nur die wichtigften Momente 
mögen furz hervorgehoben werben: an dem Widerſpruch von 

42; Meyer, 


% Mejer, Einleitung(2)$.16.|_ — Me Br! Re 
Die Bemer- 


Hier aud 85. 37/41 Nahweifun- | 2 


gen über die einfchlägige hiſto⸗ 
rife, fomie ältere ftaatsreht- 
Hide Litteratur. Vgl. auch 
Meyer, Lehrbuch 8$. 21-34; 
des erben Orundili \ügebesnordb. 
Bundesrechtes (1! S. 26 und 
bef. Jellinet, Staatenverbin- 
dungen 142 ff. 
SMejer SS. 
enaie Dee Bes. ls 


rg ar Brie, D2B. 1881, 
409 gegen das „aufammenge: 
zwungen“ ift nicht berechtigt, 
dgl. Sybel, Erhebung Guropas 
22 Napoleon &. 3 f. 68. 
2gl. zum folgenden: von 
Völderndortt, jeutiche Ver: 
fafungen, ne 
100; Hänel Si 
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Bayern und Württemberg hauptſächlich fcheiterten alle Ver- 
ſuche, eine einigermaßen brauchbare und entwidlungsfähige 
Bundesverfaſſung herzuftellen;* Preußen wurde dank dem 
Ubelwollen und der Eiferfucht der Kongregmächte territorial 
in einer Weife abgegrenzt, welche feine Weiterentwidlung 
möglichft zu hemmen offenſichtlich beftimmt war, "indem zu 
den ſechs alten öftlichen Provinzen zwei in der Hauptſache 
neue weſtliche Hinzugefügt wurden, welche territorial von 
der Hauptländermafie bes preußifchen Staates durch da— 
zwifchen liegende hannöverſche, kurheſſiſche, naſſauiſche und 
andere Territorien gefchieven waren, was um fo bevenflicher 
mar, als die in Zurzer Zeit fehr feftgerourzelten Sympa- 
thieen für franzöfifche Einrichtungen fowie katholiſche Tra- 
ditionen gegenüber dem „proteftantii den Staat” Preußen 
anfänglich die Bevölkerung jener neuen Provinzen ziemlich 
ſchwierig machten.” Die Verhandlungen des Wiener Kon- 
greſſes über die ſtaatsrechtliche Neugeftaltung Deutſchlands 
ſowie über Die territoriale Neugeftaltung Preußens bilden 
eines der unerquidlichften Blätter deutfcher Geſchichte. 

Die endlich zuftande gebrachte Bundesverfaſſung, be 
ftehend aus der Bundesafte vom 8. Juni 1815 und 
der Wiener Schlußakte vom 8. Juni 1820,° war 
auf dem Prinzipe begründet: daß den Staaten die 
Souveränetät verbleibe; daß nur in einzelnen, 
genau firierten Punkten die Bundesglieder 


* Meier 9. 45; Meyer Corpus Juris Conf. Germ. II, 
% Bi® v. Böl erndorff 13%. |1ff. 101 ff., neu_gebrudt bei 
Binding, Deutihe Staats- 
eitſchke I, 173. 190. |grundgefege 9: 3. 
EielbenbeiG..Meer,| 
1* 
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fid vertragsmäßig hinfihtlid der Ausübung 
der Souveränetät zu Gunften der Central— 
gewalt befhränften; daß die einzelnen Bundesglieder 
grundfäglih gleiche Rechte, nur Öfterreih den Vorſitz im 
Bunbeötage haben follten. Der fo gefchaffene Bund war 
ein „völferrehtlider Verein der deutſchen ſou— 
veränen Fürften und freien Städte" (Wiener 
Schlußakte Art. 1);* er beruhte auf einem Bertrage ber 
Mitglieder und für ihn galten alle ſtaatsrechtlichen Konfe- 
quenzen des Vertragsverhältniffes, nur mit der Befchrän- 
fung, daß die Möglichkeit einfeitigen Ausſcheidens aus dem 
Bunde vertragsmäßig ausgeſchloſſen worden mar. 

Der deutſche Bund führte zunächſt ein unrühmliches Da- 
fein bis 1848: dem Ausland zum Spott, den Deutjchen 
zum Ärger. Bon Anbeginn an von niemandem geliebt, war 
ex allen deutſchen Patrioten geradezu ein Gegenftand des 
Haſſes geworben, feit er fi ganz und gar zum Polizei- 
büttel Metternich® erniedrigt Hatte. „Der heimliche Bundes- 
tag ift den Deutfchen ein Gegenftand erft der Scheu, dann 
kalter Anwiderung geworben” — fo erklärte ber bayrifche 
Minifter des Auswärtigen am 12. März 1849.10 

Die Bewegungen von 1848 braten auch die deutſche 
Verfafjungsfrage wieder in Fluß.!! Sollten die Bemwegun- 
gen auch zunächſt refultatlos verlaufen, jo förderten fie 
doch ſehr wertvolle Vorarbeiten für den Neubau ber 


® Laband I, 8; Hänel 
StR. I, 4f. 
Def Citat bei Binding, Der 
erſuch der Reichs— u) 
nr Raufaficche (18: 
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BVerfoffung zu Tage. Zwei Strömungen find bezüglich der 
Bewegung d. 3. 1848 zu unterſcheiden: bie eine und zwar 
die urfprünglice, beſonders in Sübdeutfchland mächtig auf- 
tretende und dort Bis zur Stunde noch nachwirkende brach 
ſich direft aus dem Volke heraus Bahn; die andere ging 
aus ber Initiative der preußifchen Regierung hervor. An 
dem Umftande, daß diefe beiden Strömungen nicht zu or- 
ganiſchem Zufammenmwirken gelangen fonnten, ſcheiterte die 
ganze, kurze Zeit fo vielverheißende Bewegung. 

Mehr und mehr aber erfannte man allenthalben, daß 
der Mittelpunkt der jo heiß erftrebten ſtaatsrechtlichen Neu- 
geftaltung Deutfhlandg nur Preußen fein fönne.!? Zwar 
war der’; preußifche Staat in der trüben Periode, die auf 
die Freiheitöfriege folgte, fat willenlos in den Bahnen 
Metternichfcher Politit gewandelt und hatte durch ſchnöde 
Verfolgung jeber freieren Regung die Sympathieen bes 
deutfchen Volkes verjcherzt: gleichwohl vereinigten die Ver- 
treter des Volles bei ber Kaiferwahl mit überwiegender 
Mehrheit ihre Stimmen auf den König von Preußen. Daß 
man immer allgemeiner die Notwendigkeit erfannte, Preußen 
müffe an die Spite Deutfchlands treten, dazu hatte vor 
allen Dingen ein Werk beigetragen, welches die preußiſchen 
Staatsmänner in ber erften Hälfte des neunzehnten Jahr 
hunderts gefhaffen hatten, ein Wert, das die granitene 
Bafis des Fünftigen deutſchen Staates werden follte: der 
deutſche Zollverein mit Ausſchluß Oſterreichs. 


12 Am charakteriſtiſchſten Hier- | land, 1835, Gedanken über Reid, 

iv waren mohl die Schriften | Staat und Kirche, 1842, Brief» 

fizer 8: Über die Entwidelung | wechfel zweier Deuticen, 1851. 
des öffentlichen Rechts in Deutfch- 
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Während das Gefüge des Bundes immer lofer und fein 
Inhalt immer leerer wurde, fchufen die Staatsmänner des 
preußifhen Finanzminifteriums den feften Bau der mwirt- 
ſchaftlichen Einheit Deutihlands; als noch Jahrzehnte un- 
fruchtbaren qualvollen Ringens um die ſtaatsrechtliche Ein- 
heit bevorftanden, war durch ben Zollverein feit dem 
1. Januar 1834 (Staatövertrag vom 22. Mär; 18833) 
bereit3 ein unzerreißbar feites Band ber wirtſchaftlichen 
Einheit um den Süben und Norden Deutfchlands mit Aus- 
ſchluß Oſterreichs gefhlungen.!? 

Infolgedeſſen war i. J. 1848 die Überzeugung bereits 
ziemlich allgemein Gemeingut der Nation geworden, daß nur 
derjenige Staat, der die wirtſchaftliche Einheit der Nation 
in ſo genialer Weiſe geſchaffen, auch die ſtaatsrechtliche 
Einheit werde herſtellen können. Am 28. März 1849 
wurde in der That zugleich mit dem Erlaß und der Ber- 
Tündigung der von der Nationalverfammlung befchlofienen 
„Verfafjung des Deutſchen Reiches" Friedrich Wil- 
helm IV. vom Frankfurter Parlament zum 
deutfhen Kaifer erwählt, nachdem bereits vor— 
ber eine gefamtdeutfche Bundesverfaffung mit 


18 Die Hohe Bedeutung bes gaben), Hänel StR. I, 39 ff. 
Sollvereind für bie ftantöreht- | Der Zollverein ift die Reiter 
He Entwidelung Deutfclands |entwidelung ber eusifgen 
hebt beſonders treffend hervor Erg von — Die 
v. Treitfchte in feiner auch edung ber SProvinziafzölle 
fonft auägegeichneten Abhand- | in Preußen war bereit3 durch 
Tung: bie Anfänge des deuiſchen den neben und nad Bismard 
golden herein a Jahrb. XXX größten deutſchen Staatsmann 
ferner Deut- der Neuzeit, den em 
ir Se Fi u a vom Stein, in bie 
a aud) Meyer, dehrb. 8. 4 9 Erg geben tens 
(Hier auch weitere Aiekrabirome 1 ejer $ 
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ftarfer, mwohlausgerüfteter Gentralgemwalt be— 
Thloffen worden war.!* Der König von Preußen 
aber lehnte die ihm vom Volle dargebotene Kaiſerkrone ab, 
erflärte ſich jedoch bereit, einem Rufe der deutfchen Fürften 
zur Kaiſerwürde zu folgen. Diefe aber riefen ihn nicht.!5 
In materieller Beziehung hatte der König von Preußen 
bezüglich der Verfaſſungsfrage bereits durch feine berühmte 
Proflamation vom 18. März 1848 weſentlich den gleichen 
Standpunkt eingenommen, den weiterhin die Vertreter des 
Volkes in der Paulskirche — zuerft in dem fog. Siebzehner- 
entwurf, dem „erften feiten Plan des Wieveraufbaues der 
Staatseinheit Deutſchlands unter erblihem Kaifertum in 
voller tonftitutioneller Ausgeftaltung” (Hänel) — feſthielten; 
jene Proflamation bezeichnete als Ziel der Verfafjungs- 
reform: ein deutſches Parlament, ein einheitliches deutſches © 


4 Meyer, Lehrbuch $. 59. 
u gülderndorft 18 — 

Ybel, Die Errichtung bes 
Deutjhen Rei Y Beh: 


ge ern, 
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fhrieb der König, „habe weder 
eine Krone zu geben noch zu 
bieten, die Krone, die fie ihm 
biete, Tei das eiferne alaband, 
durch weldes er, dad Haupt von 
illionen, zum Seibeigenen 
der Revolution gemacht werben 
folle. €3 fei Ferm ferne von ihm, 
fie anzunehmen. Würde aber 
der echt und recht vereinte Rat 
der Kurfürften und ber Bölfer 
ihm die alte wahre, rechtmäßige 
taufenbjährige Krone deutſcher 
Nation anbieten, dann würde er 
antworten, wie ein Mann ante 
worten muß, menn ihm bie 
Hödjfte Chre diefer Welt geboten 
wird“. Zürft Bismard: „Kai 
jerfronen werden nur auf 
Schlachtfeldern gewonnen.” 
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Heer, eine deutſche Flotte, Einheit des Zoll-, Münz-, 
Maf- und Gewichtsweſens, Freizügigkeit, Preffreiheit, ein 
oberſtes Bundesgericht, Einführung fonftitutioneller Ber- 
faffungen in allen Einzelftaaten. 

Der Grund, warum troß dieſer materiellen Überein- 
ftimmung zwifchen der Regierung von Preußen und dem 
Frankfurter Parlament fein einheitliches Zuſammenwirken 
erreicht werben konnte, lag darin, daß alle Beratungen 
und Beihlußfafjungen des Frankfurter Parlamentes vom 
Prinzip der Volfsfouveränetät beherrſcht waren: ſchon 
das fog. Vorparlament hatte beſchloſſen, die fünftige deutſche 
Verfaſſung follte einzig und allein von der Vollsvertretung 
geſchaffen und als bindendes Geſetz fanktioniert werben; 
die Monarchen wurden einfah ald nicht vorhanden be— 
trachtet.is Das Parlament felbft ftellte ſich durchaus auf 
ben gleihen Standpunkt und zog aud daraus die ſtaats- 
rechtlichen Konfequenzen.!? 

Dem ftellte Friedrich Wilhelm IV. den feften Felſen des 
preußifchen Königtumes gegenüber, und an biefem Felfen 
brachen ſich die wilden Wogen der ungeftümen Volksbe— 
wegung. Mit Recht: denn der Neubau der deutſchen 


16 Der Beihluß fagt: „daß| S. befond. die Frankfurter 
die Beſchlußnahme über die Reichsverf. 8,0 2. Schulze 
fünftige Verfaffung Deutfchlands | DSIR. $. 56. Im der Wahl 
einzig und allein biefer vom | des Reichsverweſers ebenfo wie 
Volle zu mählenden Tonftituie- |in der Kaifermahl ohne jegliche 
renden ationaloerfommlung zu | Mitwirtung der Regierungen 
überlafjen fei*. Demgegenüber |Tam diefe Infhauung zum Ha 
ft bie Abfgwägung, welde|ften Ausbrud. ©. aud) bie bei 

inding, Reichsgrundung Daft Mejer a.a. D. gegebenen Nadj- 
verſucht, völli⸗ anmögtig Bgl. | weifungen. 
aud) Hänel SER. I, 9; Meier, 

Eint. (2) ©. 2097. is, 
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Staatöverfaffung durfte unter feiner Bedin— 
gungvon berrepublifanifhen Baſis der Volks— 
ſouveränetät aus unternommen werben.!® 
Preußen verſuchte nunmehr von ſich aus zu einer Re— 
form der Bundesverfafjung auf der Bafis der in der Pro- 
klamation v. 18. März enthaltenen Grundzüge zu gelangen. 
Die Verſuche aber feheiterten an ben Intriguen Oſterreichs 
und dem Widerſpruch der Fürften, welche wenig geneigt 
waren, zu Gunften einer neu zu Zonftituierenden Gentral- 
gemalt erhebliche Konzeffionen zu maden.!? Erſt hielten 
noch Sachſen und Hannover zu Preußen, und auf ber 
Grundlage des fog. Dreifönigsbündniffes (26. Mai 
1849) ſchien eine gedeihliche Entwidelung ber Verfaſſungs⸗ 
frage für Nord- und Mitteldeutſchland möglid — Bayern 
und Württemberg lehnten jede Mitwirkung ausbrüdlid ab 
—: die Führung in dem neu zu errichtenden Bundesſtaate 
follte naturgemäß Preußen zufallen; als Verbindung mit 
Oſterreich war ein völkerrechtliches Unionsverhältnis in 
Ausficht genommen; die Bundesverfaffung follte unter Mit- 
wirkung eines Parlamentes feftgeftellt werden. Als jedoch 
die Wahlen zu letzterem ausgeſchrieben merben follten, 


1 Binding 18 f., 63 verur- 
teilt Preußen und den König 
art, aber durchaus ungerecht. 

inbing gelangt zu feinem Ur- 
teile nur dur Berfennung der 
fehr Haren Stellungnahme von 
Borparlament und Parlament. 
Ih halte das Urteil Rantfes 
für zutreffend, der über die Ab- 
lehnung jagt: fie Tonne „al8 bie 
vornehmfte Handlung bes Königs, 
wenigftens als bie nagmirlendite 


feines Lebens betrachtet werben“. 
vielleicht ift es dem Könige [4 
Qufgreiben, wenn bie Idee der 
ationalfouneränetät in Deutfch« 
Iand niemals feften Grund und 
Boden gefunden hat.“ „Nah 
beiden Seiten erhielt er das 
Selbft des preußifgen Staates.“ 
Briefw. m. Bunfen_369. 267. 
1 Mejer ©.216f.; Shulge 
DEM. $.57; 0.Sybell, Bst 
529; v. Bölberndorff 26 ff. 
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ſchieden Sachſen und Hannover mit Proteft aus dem Bünd- 
nis aus. Gleihwohl wurde das Parlament gewählt und 
trat zu Erfurt zufammen; feine Beratungen find für Die 
fpätere Verfafjungsarbeit immerhin von großem Nutzen ge- 
worden. Die Frankfurter Verfaffung fand aud in Erfurt 
in der Hauptfahe unveränderte Annahme („Unionsverfaj- 
fung“); dadurch waren „endgültig und unmiberftehlic bie 
Bahnen vorgefchrieben, in denen fi die politifche Ent- 
wickelung bewegen follte“; dieſe Verfaſſung bietet ben 
„einzigen und maßgebenden rechtshiſtoriſchen Anknüpfungs- 
punft“.20 

Oſterreich aber ftellte nunmehr dem fo gut wie ifolierten 
Preußen das zu Münden abgeſchloſſene fog. Vierkönigs- 
bündnis (27. Februar 1850) (Bayern, Württemberg, 
Sachſen, Hannover) entgegen, das gegen bie preußiſchen Re— 
formabficgten gerichtet war. Am 26. April 1850 wurde 
die Bundesverfammlung wieber formel nad Frankfurt be 
zufen und am 10. Mai eröffnet; Preußen wiberftrebte 
zwar nod) einige Zeit, mußte aber fhließlih unter dem 
Druck drohender ausmärtiger Konftellationen nachgeben; am 
Tage zu Olmütz (29. November 1850) wurden die Hoff- 
nungen auf eine Erneuerung Deutſchlands noch einmal be— 
graben.?!. Preußen beſchickte die YBunbesverfammlung 
wieder, alles blieb beim Alten und der Zuftand wurde in- 
folgedefjen ſchlimmer als je zuvor. 

2 Hänel StH 1, 10, 11 u.| 9: Über bie Dresdener Mini- 
bef. ©. 197 Die Reichöver- Bertenlerengen f. vo. Sybell, 
faffung o. 3. März 1849 und | 70 ff.; u Ern , Aus 
die Unionsverfaffung find in | meinem eben 1f.; Reier, 
fehr dankenswerter Weife neu | Einl. (2) ©. 225. 


abgebrudt bei Binding, Deut- 
fe Stantögrundgefege. 9. 2. 
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Soviel aber war durch den bisherigen Gang der Dinge 
zur Evidenz klar geftelt: die beutfche Frage, melde 
gelöft werden mußte, fonnte nit auf fried— 
lihem Wege bezw. dem Wege friedlichen Zwan- 
ges gelöft werden. Die Monarhie überhaupt, und 
fpegiell Die preußifche, waren in Deutfchland zu ſtarke Mächte, 
ala daß es möglich geweſen wäre, diefelbe unter den reno- 
Iutionären Volkswillen und die republifanifche Volksfouve- 
ränetät zu beugen wie in Frankreich. Andererſeits war 
nicht zu Hoffen, daß Oſterreich auf friedlichem Wege auf 
feine Stelle als deutſcher Staat verzichten und ebenfomenig, 
daß die Mittelftanten fich entjchließen wilden, in ſelbſtloſer 
Weife foviel von ihren Hoheitsrechten aufzugeben als nötig 
war, um eine ſtarke Gentralgewalt zu fehaffen.?* 

Die Löfung der deutſchen Frage durch das Mittel Frie- 
geriſchen Zwanges entwidelte fi aus ber feit 1863 bren- 
nenb gewordenen Frage nad dem ftantsrechtlichen Verhält- 
nis von Schleswig-Holftein.?? Altdeutſche Lande 


Bedeutung 


92 Treffende Bemerkungen üb. elsisttige 


bie Bebeutung bes Jahres 1848 
für die Zukunft Deutſchlands 
bei Hänel I, 10f. Über ben 
am 17. Sept. 1859 garindeten 
Nationalverein v. Ibern»- 
dorff 30 ff.; über ben Frank 
furter Fürftentag von 1863 eben- 
da 29ff., 34; v. Sybel II, 
525 ff.; Bersog Ernft, Aus 
meinem &2eben, II, 531 ff. 
Somohl bie ftaatsrechttichen 
Bemegungen ber Jahre 1848/49 
ala die Geſchichte des Zollver- 
eins haben, was gegen Laband 
I, 91 entſchieden betont werden 
muß, unmittelbare rechts- 


ür die Gründung bes heu- 
tigen Deutfhen Reides: 
die Beihiäte desjenigen 
deutſchen Einheitsgedan— 
tens, der in jenen Vor— 
gängen zum Ausbrud kam 
oder fi an fie anfnüpfte, 
tft Kechtsgeſchichte bes heu- 
tigen Deutfgen Reiches. 
Infomeit bat Gierfe in 
Scmoller8 Jahrb. VI, 1115 ff. 
Recht. Ebenfo Hänel StR. 1, 
197 ff. gl. auch die treffenden 
Bemerkungen von Mejer, Einl. 
&)&. 31. 

= Meyer $. 60; Schulze 
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und durch mächtige Sympathieen der Bevölkerung mit dem 
übrigen Deutſchland verbunden, waren bie Elbherzogtümer 
feit langer Zeit in das ſtaatsrechtliche Verhältnis der Per- 
fonalunion zu Dänemark gekommen. Holftein und Lauen- 
burg waren baneben Beſtandteil des deutſchen Bundes, 
Schleswig nit. Die ſtaatsrechtliche Verbindung der Her- 
zogtümer mit dem bänifchen Staate war eine perfonale, 
durch die bis 1868 regierende Linie des Königshauſes ver- 
mittelte. Zum Nachfolger des kinderloſen Friebrih VII. 
hatte eine Konferenz der Großmächte zu London 
dur Staatsvertrag v. 8. Mai 1852° den Prinzen 
Chriſtian von Glüdsburg beftimmt, und zwar hatte bie 
Konferenz auch die Nachfolge in Schleswig-Holftein dieſem 
Prinzen zugeſprochen, obwohl dieſe Verfügung über die 
Herzogtümer ein reiner Willkürakt war. Der deutſche 
Bund trat jenem Protofoll nicht bei, Preußen zog feine 
Unterfchrift durch Cirkulardepeſche v. 15. Mai 1854 zurüd: 
die Frage der Succeffion in den Clbherzogtümern nad 
Ausfterben der regierenden Linie war fomit für Preußen 
wie den deutſchen Bund offen. Zu energifcher That gegen- 
über der dänifchen Brutalifierung der YHerzogtümer aber 
vermochte vorerfi weber Preußen noch der Bund ſich auf- 
zuraffen. Mit Mühe nur wurde durchgefegt, daß bie im 
J. 1855 erlafene däniſche Gefamtftaatöverfafjung für Hol- 
ftein und Lauenburg außer Kraft gefegt wurde (1859); 
um fo fidjerer ſuchte man nun däniſcherſeits wenigftens 


DER. 8. 65; Hänel SIR. 
— er, PN $ im 


3 tofoll, abgebrutt Staatsarchiv 
3 fog. Londoner Pro- j 


VI, Sr. 
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Schleswig durch gewaltfame Mittel dem däniſchen Staate 
einzuverleiben. 

Am 15. November 1863 ftarb Friedrich VII; am 
18. November fon leiftete Chriftian IX. den Eid auf eine 
neue Verfaſſung, melde Schleswig definitiv dem däniſchen 
Staate einverleibte. Der deutſche Bund, für welchen bie 
Succeffiondfrage rechtlich unentſchieden war, ließ nunmehr 
duch fähfifhe und hannöverſche Truppen Holftein und 
Lauenburg befehen; zu einer That für Schleswig vermochte 
man fih von Bundeswegen nicht zu ermannen. Darauf- 
hin einigten fi bie beiden deutſchen Großmädte, für 
Schleswig von fih aus einzutreten und eroberten 1864 in 
einem kurzen glänzenden Feldzuge das Land. Im Wiener 
Frieden v. 30. Dftober 1864 Art. III entfagte 
Ehriftian IX. namens des dänifhen Staates 
definitiv allen Anrehten auf die beiden deut— 
Then Herzogtümer zu Gunften Preußens und Öfter- 
reich. 

Nun aber begann erft die eigentliche Schwierigkeit. Bon 
den um die Herzogtümer ftreitenden Prätendenten war 
ſtaatsrechtlich unzweifelhaft der Prinz Friedrich von Auguften- 
burg am beften legitimiert; ihm ftanden aud die Sympa- 
thieen des Volkes, befonder in Süddeutſchland, zur Seite. 
Die von dorther Iebhaft befürwortete Konftituierung eines 
felbftänbigen Herzogtumes Scleswig-Holftein unter dem 
Auguftenburger erklärte jedoch Preußen, wo Teit 1862 von 
Bismard an ber Spite der Geſchäfte ftand, nur unter 
mehreren Bedingungen für durchführbar, deren wichtigſte 
eine enge militäriſche, maritime und wirtſchaftliche Verbin- 
dung des neuen Staates mit Preußen war. Um feinen 
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Forderungen mehr Nachdruck geben zu können, ſetzte Preußen 
gemeinfam mit Öfterreih, das willenlos im Schlepptau 
Bismarcks fegelte, die Räumung Holfteins und Lauenburgs 
durch; die deutfchen Großmädte teilten ſich ſodann in der 
Weife in die Verwaltung, daß Holftein den Öfterreichern, 
Schleswig den Preußen eingeräumt wurde; Lauenburg 
wurde in Perfonalunion mit dem preußiſchen Staate ver- 
bunden; endlich wurde ber Kieler Hafen an Preußen über- 
geben (Gafteiner Konvention v. 14. Auguft 1865). 

In diefer Ordnung der Dinge aber konnte eine defini— 
tive Entſcheidung ber ſchleswig · holſteiniſchen Frage nicht 
gefunden werden. Nach längeren diplomatifchen Winkel- 
zügen kam es vielmehr zu dem unvermeidlich gemorbenen 
Kriege zwifhen den beiden Großmädten. Schon am 
6. Juni 1866 Hatten die Preußen ohne Widerſtand auch 
Holftein befegt. Am 14. Juni 1866 beſchloß nun 
der Bundestag in zweifellofem Widerfprud 
zum Bundesrecht die Mobilmahung aller 
nidtpreußifhen Korps gegen Preußen. Dagegen 
hatten geftimmt: Baden, Luremburg, beide Medlenburg, 
Oldenburg mit Anhalt und Schwarzburg, die thüringifche 
Kurie außer Meiningen und die Kurie der freien Städte 
außer Frankfurt.2° Preußen erklärte das ganze Verfahren 
für bundesrechtswidrig und den Bund für gewaltſam zer- 
viffen ; ber preußiſche Geſandte am Bundestage verließ den 
Saal, nachdem er zuvor die „Grundzüge zu einer neuen 


* &. Die genauen Angaben nordd. Bundes, find gefammelt 
bei Meyer, Lehrb. 147. | bei Yan, zwei Jahre preußiich- 
Die Urkunden zur Reife d. deuiſcher — 6/67 (1868). 
1866 und ber Aufrichtung bes 
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Bunbesverfaffung“ (den Regierungen mitgeteilt durch Cir- 
Zular-Dep. v. 10. Juni) auf den Tiſch des Haufes nieber- 
gelegt Hatte.2° 

Der Krieg war raſch beendigt. Der Prager Friede 
v. 23. Auguſt 1866?7 enthält folgende, die ftaatsrecht- 
liche Neugeftaltung Deutſchlands betreffende Beftimmungen: 

1. Verzigt Oſterreichs auf jede ſtaatsrecht⸗ 
liche Verbindung mit Deutfhland (Art. IV);*?° 

2. Zuftimmung Öfterreihs zur Einverleibung 
folgender Staaten und Gtaatsteile in den 
preußiſchen Staat: Hannover, Kurheffen, 
Naffau, Frankfurt a. M., ferner geringfügiger bay- 
riſcher und großherzoglich hefſiſcher Territorien (Art. VI. 2); 


* Thudichum, Verfaſſungs⸗ 
recht des norbbeutfchen Bunkes 
©. 1ff.; Laband $$. 1. 2; 
Agidi in feiner Ztfchr. f. deut- 
sches Stantöregt I, 522 fi.; 

eyer, Grundzüge 33 fi.; 
Mejer, Einleit. {öj ©. 32 ff. 
Text der „Orundzüge" Staats« 
ardiv XI, 104 ff. 

Tert bei Hahn 19 ff. 
Hinfichtlich ber übrigen Friebens- 
Tläffe vgl. Meyer, Grundz- 

f. und bie bort jebenen 
Nachweilungen; Thudichum 2; 
Hänel I, Über bie fittliche 
Berechtigung des Krieges von 
1866 im gefamtdeutfchen Inter 
efle fiehe bie ſchönen Worte bei 
Zaband I, 10f. im Anihluß 
an bie Srhlärungen des Fürften 
Bismard. ie preußiſche 
Proflamation „An das beutiche 
Bolt“ bei Hahn 134. 

% Der Art. IV Hat folgenden 





Wortlaut: „S. M. der Kaifer 
von Öfterreich erfennt die Auf⸗ 
Löfung des bißherigen deutſchen 
Bundes an und giebt feine Zu- 
ftimmung zu einer neuen Ge 
ftaltung Deutſchlands, ohne Be- 
teiligung bed öſterreichiſchen 
Raiferftaates. Ebenfo pricht 
S. M. dad engere Bunbeäver- 
hältnis anzuerfennen, welches 
S. M. der König von Preußen 
nörblid) der Linie des Maind 
begründen wirb, unb erflärt fi 
damit einverftanden, daß bie 
—— von dieſer Linie gelegenen 
eutſchen Staaten in einen Verein 
Qufanmentreten, deſſen nationale 
jerbindung mit dem norbbeut- 
ſchen Bunde der näheren Ber- 
fämbigung zwiſchen beiden nor» 
behalten bleibt, und ber eine inter- 
nationale unabhängige Eriftenz 


haben wird.“ 
29 Nähere Angaben f. bei 


16 Buhl. Die Entftehung d. Reiches u. d. Reichäverfaflung. 


3. Zuftimmung Oſterreichs zur Einverleibung 
Schleswig-Holſteins in den preußifchen Staat, 
jedoch mit dem Vorbehalt, daß diejenigen nordſchleswigſchen 
Diftrikte, welche durch freie Abftimmung den Wunfc äußern 
würben, wieber mit Dänemark vereinigt zu werden, an 
letzteren Staat zurüdfallen follten (Art. V); eine folde Ab- 
ftimmung wurde weder von Öfterreih, das allein hierzu be— 
rechtigt gemwefen märe,®° verlangt, nod von Preußen frei- 
willig ins Werk gefeht; durch Staatsvertrag zwiſchen Öfter- 
reich und dem Deutſchen Reiche v. 11. Dt. 1878 (Öfterr. 
StGB. 1879, Nr. 22) hat ‚Öfterreih auf jenen Vorbehalt 
des Art. V verzichtet, fo daß die Einverleibung von 
ganz Shleswig inden preußifden Staat nun— 
mehr ohne jeden rechtlichen Vorbehalt ift; 

4. Zuftimmung Oſterreichs zur Herftellung 
eines ausden mittel- und norddeutſchen Staa— 
ten beftehenden deutfhen Bundesftaates unter 
preußifder Führung (Art. IV). 

Damit war der deutihe Bund in aller Form Rechtens 
aufgelöft; alle früheren Bundesglieder (mit Ausnahme von 
Liechtenſtein) hatten beigeftimmt.®® Überdies erfannten auch 


Thudichum a. a. D. 9. Se | “ Thudihum 5öff. 

betr. Art. VI garantiert die terri- | ®1 ©. oben N. 28 den Wort» 
toriale Integrität Sachſens und |laut bed Art. IV. 

fährt dann fort: „Dagegen ver-| 92 Die eingelnen Daten giebt 
ſpricht SM. der Kaifer von | Schulze, Einleitung in bas 
Ofterteih, bie von &. M. dem | deutihe Staatäret. Neue Ausg. 
König von Preußen in Norb- |(1867) S. 399%. Laband wc 
deutfchland Herzuftellenden Ein- | Die Urkunden Bei Hahn 
richtungen einfchlieblich ber Ter- | ©. 188 ff., ferner im Staate- 
vitorialveränderungen anzuer« archiv von Xgidi und Klau- 
tennen.“ hold 8b. XI. 
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die Wiener Kongregmächte, deren Vertreter fi i. I. 1867 
zu London zum Zwecke ber Feſtſtellung bes ſtaatsrechtlichen 
Verhaltniſſes von Luremburg verfammelt hatten, bie 
neugeſchaffenen Zuftände an.?® j 

Luremburg und Limburg ſchieden aus der ſtaatsrecht- 
lien Verbindung mit Deutſchland aus (Staatsvertrag der 
Großmãchte v. 11. Mai 1867).34 

Bayern, Wirttemberg und Baden wurden zwar nit 
in das bundesſtaatliche Verhältnis einbezogen, traten jedoch 
durch Erneuerung der Bollvereinöverträge fowie durch 
Schutz⸗ und Trugbündniffe mit Preußen ſchon damals in 
den engften wirtſchaftlichen und militärifchen Verband mit 
dem neu gefchaffenen deutſchen Bundesſtaate (hierüber unten 
8.2 vm. 


2 
Die Aufrihtung des Rorddentſchen Bundes.t 
I. Das im Prager Frieden bereits von Oſterreich an 
exfannte „engere Bundesverhältnis" für die Staaten nörd- 
lich des Maines empfing feine erfte fefte Rechtsbaſis durch 
den Staatsvertrag vom 18. Auguſt 1866, melden 
ſechzehn deutſche Staaten, Preußen an der Spige, mitein- 
ander abſchloſſen. Diejer Staatsvertrag beftimmte: daß 
zwiſchen den Iontrahierenden Staaten auf der Grundlage 


= Laband ], 7. Meyer, fantsreäi. Grörterun. 


= Test bei $ — — 64; 
Weyer — 65; Thu- BE J 12 fi. —X 
— aband 1, 5. 9 ff; Hänel, 


Über das Verhältnis Lurem- | Stubien jet sn van Staats 
Bit sum Zolverein f. 8b. IL|reit 1, StR. 


1ff; A een. (2) 
Laband IS 2 u 8. Kat 
Born, Staatsrecht I. 2. Aufl. 2 
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des vom preußiſchen Gefandten am 14. Juni bei feinem 
Ausſcheiden aus dem Bunbestage überreihten Reforman- 
trages ein neues ſtaatsrechtliches Verhältnis unter dem 
Namen „Norddeutfher Bund“ begründet werben 
folle.? 

Die Tontrahierenden Staaten waren: Preußen, Sadjen- 
Weimar, Oldenburg, Braunſchweig, Sachſen-Altenburg, 
Sachſen⸗ Coburg⸗ Gotha, Anhalt, Schwarzburg-Rudolftadt, 
Schwarzburg · Sondershauſen, Walded, Reuß j. L., Schaum⸗ 
burg⸗ Lippe, Lippe, Lübech, Bremen, Hamburg. Auf Grund 
ſpäterer Spezialverträge traten noch bei: beide Mecklenburg 
(21. Auguſt), Heſſen für ſeine nördlich des Maines belege— 
nen Landesteile (3. September), Reuß ä. 2. (26. Septbr.), 
Sadjen-Meiningen (8. Oktbr.) — die letztgenannten beiden 
Staaten hatten zuerit formell abgelehnt, vem Bunde beizu- 
treten — endlich das Königreich Sachſen (21. Dftober). 

Der Auguftvertrag beftimmte folgendes: 

1. „Offenfiv- und Defenfivbündnis zur Erhaltung der 
Unabhängigfeit und Integrität, ſowie der inneren und 
äußeren Sicherheit”, gegenfeitige Garantie des Befigitandes, 
Stellung ſämtlicher Truppenkontingente der Bundesglieder 
unter den Oberbefehl des Königs von Preußen (Art. I); 

2. Heritellung einer „Bundesverfafjung auf der Baſis 
der Grundzüge vom 10. Juni 1866“ „unter Mitwirkung 
eines gemeinschaftlich zu berufenden Parlamentes“, das nad) 
Maßgabe des „Reichswahlgefeges" v. 12. April 1849 ge— 
wählt und für defien Bildung die Wahlen fofort angeord- 
net werben follten (Art. II. V); 


® Tertbes „Auguftbünbmiffese | Ei,D 497, S- Dal. danel 
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3. Dauer de geſchloſſenen Bünbnifies „bis zum Ab» 
THluß des neuen Bunbesverhältniffes, even— 
tuell auf ein Jahr, wenn der neue Bund nit 
vor Ablauf eines Jahres geſchloſſen fein ſoll“ 
Art. VD. 

Die preußiſchen Grundzüge vom 10. Juni 1866, deren 
Hauptinhalt bereit3 in ber Proflamation Friedrich Wil- 
helms IV. v. 18. März 1848 und genauer präcifiert in 
einer preuß. Denkſchrift v. 15. September 18632 (anläß- 
lich des von Oſterreich damals in Scene gefeßten Frant- 
furter Fürftentages der Bundesverfammlung überreicht) ent 
halten war, hatten folgende Hauptpunfte der durdzuführen- 
den Bunbesreform aufgeftellt: 

1. Ausſchluß von Öfterreih und Limburg aus dem 
Bunbesverhältnis; 2. Bundesgefeggebung durch einen um- 
zugeftaltenden Bundestag unter Mitwirkung einer aus all- 
gemeinen direkten Wahlen hervorgegangenen Rationalver- 
tretung; 3. Einheit de3 Zol-, Handels-, Bank-⸗, Münz-, 
Maß- und Gewichtsweſens; einheitliche Gefeggebung über 
Erfindungspatente und das fog. geiftige Eigentum; über 
Freizügigkeit, Heimats- und Nieverlaffungäverhältniffe, Ge 
werbebetrieb, NKolonifation, Auswanderungsweſen, Schu 
des deutſchen Handels und der deutſchen Schiffahrt im 
Auslande durch Bunbesfonfuln, einheitliche Regelung des 
Eiſenbahnweſens „im Intereffe der Landesverteidigung und 
des allgemeinen Verkehrs", des Schiffahrtöbetriebes auf 
den mehreren Staaten gemeinfamen Wafjerftraßen, des Poft- 


® Sasanb I, 10. est der | Penianft, im Stantsargio 
2. 
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ſchieden Sachſen und Hannover mit Proteft aus dem Bünd⸗ 
nis aus. Gleichwohl wurde das Parlament gewählt und 
trat zu Erfurt zufammen; feine Beratungen find für die 
fpätere Verfafjungsarbeit immerhin von großem Nutzen ge- 
worben. Die Frankfurter Verfafjung fand aud in Erfurt 
in ber Hauptfache unveränderte Annahme („Unionsverfaf- 
fung“); dadurch waren „endgültig und unwiderſtehlich die 
Bahnen vorgefärieben, in denen fi die politiſche Ent- 
widelung bewegen follte”; dieſe Verfafjung bietet ben 
„einzigen und maßgebenden rechtshiſtoriſchen Anknüpfungs- 
punkt“ .20 

Öfterreich aber ftellte nunmehr dem fo gut wie ifolierten 
Preußen das zu Münden abgefchlofjene fog. Bierfönigs- 
bündnis (27. Februar 1850) (Bayern, Württemberg, 
Sachſen, Hannover) entgegen, das gegen die preußifchen Re— 
formabſichten gerichtet war. Am 26. April 1850 wurde 
die Bundesverfammlung wieder formell nah Frankfurt be- 
rufen und am 10. Mai eröffnet; Preußen wiberftrebte 
zwar noch einige Zeit, mußte aber fhließlih unter dem 
Drud drohender auswärtiger Konftellationen nachgeben; am 
Tage zu Olmüth (29. November 1850) wurden die Hoff- 
nungen auf eine Erneuerung Deutſchlands noch einmal be 
graben.?!. Preußen beſchickte die Bunbesverfammlung 
wieder, alles blieb beim Alten und der Zuftand wurde in- 
folgedefjen ſchlimmer als je zuvor. 

2 Hänel StR. I, 10, 11 u.|  ® Über die Dreäbener Mini» 
bei. ©. 197 ff. Die Reichöver- | fterfonferenzen ſ. v. Sybel II, 
faffung v. 28. März 1849 und 70 ff.; Herzo — Aus 
die Unionsverfaffung find in | meinem Leben Il, 1ff.; Meier, 
fehr bantensmerter Weife neu | Einl. (2) ©. 295. 


abgebrustt bei Binding, Deut- 
ſche Staatögrundgefege. H. 2. 
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Soviel aber war durch ben bisherigen Gang ber Dinge 
zur Evidenz Har geftellt: Die beutfche Frage, welde 
gelöft werden mußte, konnte nit auf fried- 
lichem Wege bezw. dem Wege friedlichen Zwan— 
ges gelöft werden. Die Monarchie überhaupt, und 
pegiell die preußifche, waren in Deutſchland zu ſtarke Mächte, 
ala daß e3 möglich gewejen wäre, biefelbe unter den revo- 
Iutionären Volkswillen und die republikaniſche Volksſouve- 
ränetät zu beugen wie in Frankreich. Andererfeit3 mar 
nit zu hoffen, daß Oſterreich auf frievlihem Wege auf 
feine Stelle ala deutſcher Staat verzichten und ebenfomenig, 
daß die Mittelftaaten ſich entſchließen würden, in felbftlofer 
Weife foviel von ihren Hoheitsrechten aufzugeben ala nötig 
war, um eine ſtarke Gentralgewalt zu fchaffen.?* 

Die Löfung der deutſchen Frage durch das Mittel Frie- 
gerifchen Zwanges entwidelte fi aus ber feit 1863 bren- 
nend gewordenen Frage nad) dem ſtaatsrechtlichen Verhält- 
nis von Schleswig-Holftein.?? Altdeutſche Lande 


Iigisuige Bedeutung 
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und durd mächtige Sympathieen der Bevölkerung mit dem 
übrigen Deutjhland verbunden, waren die Elbherzogtümer 
feit langer Zeit in das ſtaatsrechtliche Verhältnis der Per- 
fonalunion zu Dänemark gelommen. Holftein und Lauen- 
burg waren daneben Beſtandteil des beutfchen Bundes, 
Schleswig nicht. Die ſtaatsrechtliche Verbindung der Her- 
zogtümer mit bem bänifchen Staate war eine perjonale, 
durd) die bis 1863 vegierende Linie des Königshauſes ver- 
mittelte. Zum Nachfolger des kinderloſen Friedrich VII. 
hatte eine Konferenz der Großmädte zu London 
dund Staatsvertrag v. 8. Mai 185224 den Prinzen 
Chriftian von Glüdsburg beftimmt, und zwar hatte bie 
Konferenz auch die Nachfolge in Schlesmig-Holftein diefem 
Prinzen zugefproden, obwohl diefe Verfügung über die 
Herzogtümer ein reiner Willfüreft war. Der deutſche 
Bund trat jenem Protofol nicht bei, Preußen zog feine 
Unterſchrift durch Cirkulardepeſche v. 15. Mai 1854 zurüd: 
die Frage der Succeffion in ben Elbherzogtümern nad, 
Ausfterben der regierenden Linie war fomit für Preußen 
wie ben beutfchen Bund offen. Zu emergifcher That gegen- 
über ber bänifchen Brutalifierung der Herzogtiimer aber 
vermochte vorerft weder Preußen noch der Bund fi auf- 
zuraffen. Mit Mühe nur wurde durchgeſetzt, daß bie im 
J. 1855 erlaffene däniſche Geſamtſtaatsverfaſſung für Hol- 
ftein und Lauenburg außer Kraft gefegt wurde (1859); 
um fo ſicherer ſuchte man nun däniſcherſeits wenigſtens 


DER. 5.05; Gänel St. 1, (ala, abgstruet Gtanttandio 
Talefen, Eint. ) 8.6if.| VI, Br. 1004 s 
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Schleswig durch gewaltfame Mittel dem däniſchen Staate 
einzuverleiben. 

Am 15. November 1863 ftarb Friedrich VIL; am 
18. November fchon leiftete Chriftion IX. den Eid auf eine 
neue Verfaffung, melde Schleswig definitiv dem däniſchen 
Staate einverleibte. Der deutſche Bund, für melden die 
Succeffionzfrage rechtlich unentſchieden war, ließ nunmehr 
durch ſächſiſche und hannöverſche Truppen Holftein und 
Lauenburg befegen; zu einer That für Schleswig vermochte 
man fih von Bundeswegen nicht zu ermannen. Darauf- 
bin einigten fi die beiden deutſchen Großmädte, für 
Schleswig von ſich aus einzutreten und eroberten 1864 in 
einem kurzen glänzenden Feldzuge dad Land. Im Wiener 
Frieden v. 30. Dftober 1864 Art. IT entfagte 
Chriftian IX. namens des dänifhen Staates 
definitiv allen Anrehten auf die beiden deut— 
fen Herzogtümer zu Gunften Preußens und Öfter- 
reiche. 

Nun aber begann erft Die eigentliche Schwierigkeit. Yon 
den um die Herzogtümer ſtreitenden Prätendenten war 
ſtaatsrechtlich unzweifelhaft ver Prinz Friedrich von Auguften- 
burg am beften legitimiert; ihm ftanden aud die Sympa- 
thieen des Volkes, beſonders in Süddeutſchland, zur Seite. 
Die von dorther lebhaft befürmortete Konftituierung eines 
felbftändigen Herzogtumes Schleswig-Holftein unter dem 
Auguftenburger erklärte jedoch Preußen, wo feit 1862 von 
Bismard an der Spie der Geſchäfte ftand, nur unter 
mehreren Bedingungen für durchführbar, deren wichtigſte 
eine enge militärifche, maritime und wirtſchaftliche Verbin- 
dung des neuen Staates mit Preußen war. Um feinen 
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Forderungen mehr Nachdruck geben zu können, fegte Preußen 
gemeinfam mit Öfterreih, das millenlos im Schlepptau 
Bismard3 fegelte, die Räumung Holfteind und Lauenburgs 
durch; die deutfchen Großmächte teilten fi fodann in der 
Weife in die Verwaltung, daß Holftein den Öfterreihern, 
Schleswig den Preußen eingeräumt wurde; Lauenburg 
wurde in Perfonalunion mit dem preußifhen Staate ver- 
bunden; endlich wurbe der Kieler Hafen an Preußen über 
geben (Gafteiner Konvention v. 14. Auguft 1865). 

Im diefer Drbnung der Dinge aber fonnte eine defini—⸗ 
tive Entſcheidung der ſchleswig · holſteiniſchen Frage nicht 
gefunden werden. Nach längeren biplomatifchen Winfel- 
zügen kam es vielmehr zu dem unvermeidlich gewordenen 
Kriege zwifchen den beiden Großmädten. Schon am 
6. Juni 1866 Hatten die Preußen ohne Widerſtand auch 
Holftein befegt. Am 14. Juni 1866 beſchloß nun 
der Bundestag in zweifellofem Widerfprud 
zum Bunbesredt die Mobilmahung aller 
nichtpreußiſchen Korps gegen Preußen. Dagegen 
hatten geftimmt: Baden, Luremburg, beide Medlenburg, 
Dfvenburg mit Anhalt und Schwarzburg, die thüringifche 
Kurie außer Meiningen und die Kurie der freien Städte 
außer Frankfurt.2° Preußen erllärte da3 ganze Verfahren 
für bundesrechtswidrig und den Bund für gemaltfam zer- 
riffen ; der preußiſche Gefandte am Bundestage verlieh den 
Saal, nachdem er zuvor bie „Grundzüge zu einer neuen 


* S. die genauen Angaben|nordd. Bundes find gefammelt 
bei Meyer, Lehrb. ©. 147.|beiHahn, zwei Je 7 NE 
Die Urkunden zur Kriſis d. 5 deutjcher Politik 18 7 seh. 
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Bundesverfafjung” (dem Regierungen mitgeteilt dur Cir- 
kular⸗Dep. v. 10. Juni) auf den Tiſch des Haufe nieder- 
gelegt Hatte.2° 

Der Krieg war raſch beendigt. Der Prager Friede 
v. 23. Auguſt 1866°7 enthält folgende, die ftantsreht- 
liche Neugeftaltung Deutſchlands betreffende Beftimmungen: 

1. Verzicht Öfterreihs auf jede ſtaatsrecht⸗ 
liche Verbindung mit Deutſchland (Art. IV);?® 

2. Zuftimmung Oſterreichs zur Einverleibung 
folgender Staaten und Gtaatsteile in ben 
preußifhen Staat: Hannover, Kurheffen, 
Naffau, Frankfurt a M., ferner geringfügiger bay- 
riſcher und großherzoglich heſſiſcher Territorien (Art. VI. 2);2° 


* Thudidum, Derfoffunge- 
recht bed nordbeutfcien Bundes 
7 1f.; Laband 98. 1. 2; 
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nörblid der Linie des Mainz 
begründen wird, und erklärt ſich 
damit einverftanden, daß die 
justs von dieſer Linie gelegenen 
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Aulammentreten, beffen nationale 
erbindung mit dem norbbeut- 
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3. Zuftimmung Oſterreichs zur Einverleibung 
Säleswig-Holfteins in den preußifhen Staat, 
jedod mit dem Vorbehalt, daß diejenigen nordſchleswigſchen 
Diftrikte, welche durch freie Abftimmung den Wunfch äußern 
würden, wieder mit Dänemard vereinigt zu werben, an 
letzteren Staat zurüdfallen ſollten (Art. V); eine folde Ab- 
ftimmung wurbe weder von Öfterreic, das allein hierzu be 
vechtigt gemefen mwäre,?° verlangt, noch von Preußen freis 
willig ins Werk gefegt; durch Staatsvertrag zwifchen Öfter- 
reich und dem Deutſchen Reiche v. 11. DM. 1878 (Öfterr. 
StGB. 1879, Nr. 22) hat Oſterreich auf jenen Vorbehalt 
des Art. V verzichtet, fo daß die Einverleibung von 
ganz Schleswig inden preußifhen Staat nun- 
mehr ohne jeden rechtlichen Vorbehalt ift; 

4. Buftimmung Öfterreih8 zur Herftellung 
eines aus den mittel- und norbdeutfhen Staa— 
ten beftehenden deutfhen Bundesftaates unter 
preußifher Führung (Art. IV). 

Damit war der deutſche Bund in aller Form Rechtens 
aufgelöft; alle früheren Bundesglieder (mit Ausnahme von 
Liechtenſtein) hatten beigeftimmt.3? Überdies erfannten auch 


Thudidum a. a. D. 9. Der| Thudichum, 55 ff. 

betr. Art. VI garantiert bie terri- | ®: ©. oben N. 28 den Wort» 
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die Wiener Kongreßmächte, deren Vertreter fi i. I. 1867 
zu London zum Zwecke ver Feftftellung des ſtaatsrechtlichen 
Verhältnifies von Luzemburg verfammelt hatten, bie 
neugeſchaffenen Buftände an.?® 

Luxemburg und Limburg ſchieden aus ber ſtaatsrecht⸗ 
lichen Verbindung mit Deutſchland aus (Staatövertrag ber 
Großmädte v. 11. Mai 1867).84 

Bayern, Württemberg und Baben wurden zwar nicht 
in das bundesftaatliche Verhältnis einbezogen, traten jedoch 
dur Erneuerung der Bollvereinäverträge fowie durch 
Schutz⸗ und Trugbünbniffe mit Preußen ſchon damals in 
den engiten wirtſchaftlichen und militärifchen Verband mit 
dem neu gefchaffenen deutfchen Bundesſtaate (hierüber unten 
8.2 VI). 


5. 2. 
Die Aufrichtung des Rorddeutſchen Auudes. 

1. Das im Prager Frieden bereits von Oſterreich an⸗ 
erfannte „engere Bundesverhältnis“ für die Staaten nörb- 
lich des Maines empfing feine erite feite Rechtsbaſis durch 
den Staatsvertrag vom 18. Auguft 1866, melden 
fechzehn deutſche Staaten, Preußen an der Spige, mitein- 
ander abſchloſſen. Diefer Staatövertrag beitimmte: daß 
zwiſchen den Fontrahierenden Staaten auf der Grundlage 
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des vom preußifhen Gefandten am 14. Juni bei feinem 
Ausſcheiden aus dem Bundestage überreichten Reforman- 
trages ein neues ſtaatsrechtliches Verhältnis unter dem 
Namen „Norddeutfher Bund“ begründet werben 
olle.2 

Die Iontrahierenden Staaten waren: Preußen, Sacfen- 
Weimar, Dlvenburg, Braunſchweig, Sachſen-Altenburg, 
Sachſen⸗ Coburg⸗ Gotha, Anhalt, Schmwarzburg-Rudolftadt, 
Schwarzburg⸗ Sondershauſen, Waldeck, Reuß j. L., Schaum⸗ 
Burg-Lippe, Lippe, Lübeck, Bremen, Hamburg. Auf Grund 
päterer Spezialverträge traten noch bei: beide Medlenburg 
(21. Auguft), Heſſen für feine nördlich des Maines belege- 
nen Landesteile (3. September), Reuß ä. 2. (26. Septbr.), 
Sadfen-Meiningen (8. Oktbr.) — die legtgenannten beiden 
Staaten hatten zuerft formell abgelehnt, dem Bunde beizu- 
treten — enbli das Königreih Sachſen (21. Dftober). 

Der Auguftvertrag beftimmte folgendes: 

1. „Offenfiv- und Defenfiobündnis zur Erhaltung der 
Unabhängigkeit und Integrität, ſowie ber inneren und 
äußeren Sicherheit“, gegenfeitige Garantie des Beſitzſtandes, 
Stellung ſämtlicher Truppenkontingente der Bundesglieder 
unter den Oberbefehl des Königs von Preußen (Art. D; 

2. Herftellung einer „Bundesverfaſſung auf der Baſis 
der Grundzüge vom 10. Juni 1866“ „unter Mitwirkung 
eines gemeinſchaftlich zu berufenden Parlamentes”, das nad) 
Maßgabe des „Reichswahlgeſetzes“ v. 12. April 1849 ge- 
wählt und für deſſen Bildung die Wahlen fofort angeord- 
net werden follten (Art. IL. V); 


Tertdes , Auguſtbundrifes· | Gi Ta danet 
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3. Dauer des gefchlofjenen Bündniſſes „bis zum Ab- 
ſchluß des neuen Bundesverhältniffes, even- 
tuell auf ein Jahr, wenn der neue Bund nit 
vor Ablauf eines Jahres gefhloffen fein ſoll“ 
(Art. VD. 

Die preußiſchen Grundzüge vom 10. Juni 1866, deren 
Hauptinhalt bereits in der Proflamation Friedrich Wil- 
helms IV. v. 18. März 1848 und genauer präcifiert in 
einer preuß. Denkſchrift v. 15. September 1863° (anläß- 
lich des von Öfterreich damals in Scene gefegten Frant- 
furter Fürftentages der Bundesverfammlung tiberreicht) ent« 
halten war, hatten folgende Hauptpunkte der burdzuführen- 
den Bunbesreform aufgeftellt:: 

1. Ausſchluß von Öfterreih und Limburg aus dem 
Bundesverhältnis; 2. Bundesgefeggebung dur) einen um- 
äugeftaltenden Bundestag unter Mitwirkung einer aus all- 
gemeinen birelten Wahlen Hervorgegangenen Nationalver- 
tretung; 3. Einheit des Boll-, Handelö-, Bank-⸗, Münz-, 
Maf- und Gewichtsweſens; einheitliche Gefeggebung fiber 
Erfindungspatente und das fog. geiftige Eigentum; über 
Freizügigkeit, Heimats- und Niederlafjungsverhältnifie, Ge- 
werbebetrieb, Kolonifation, Auswanderungsweſen, Schu 
des deutſchen Handels und der deutſchen Schiffahrt im 
Auslande durch Bundeskonſuln, einheitliche Regelung des 
Eifenbahnmweiens „im Intereſſe der Lanbesverteidigung und 
des allgemeinen Verkehrs“, des Sciffahrtsbetriebes auf 
den mehreren Staaten gemeinfamen Wafjerftraßen, des Poft- 
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und Telegraphenwefens, Einheit der Civilprozeßordnung und 
des Konkursverfahrens, einheitlihe Marine unter preußiſchem 
Oberbefehl, Bildung zweier Bundesheere, eines norbbeut- 
ſchen unter preußiſchem, eines ſüddeutſchen unter bayrifchem 
Oberbefehl. 

Das war gleichſam das Programm für das aufzurich- 
tende Bundesverhältnis, welches eine durch den thatſächlichen 
Verlauf der Dinge gebotene Modifikation nur in Hinficht 
des ſüddeutſchen Bundesheeres unter bayriſchem Ober— 
befehl fand. 

Das Rechtsverhältnis unter den zweiundzwanzig oben⸗ 
genannten Staaten war zunächſt ein rein vertragsmäßiges; 
überdies Hatte der Vertrag nur, fomeit er auf Dffenfio- 
und Defenfivallianz gerichtet war, eine gegenwärtige 
thatfächliche Bedeutung; aber aud in dieſer Beziehung be— 
ſchränkt auf die kurze Zeitdauer eines Jahres; ſoweit 
er auf das zu begründende Bundesverhältnis 
ging, war er lediglich auf die Zufunft gerich— 
tet.* Gerade um dieſes legteren Punktes willen wurde 
der Vertrag zeitlich begrenzt: nicht „ewig“, „unauflöslich“, 
wie f. 3. die Bunbesafte, wollte das Auguftbündnis fein, 
nicht ein dauerndes Bundesverhältnis follte durch dasſelbe 
unmittelbar begründet werben; vielmehr ging es auf einen 
ganz bejtimmten konkreten Zweck und war ſomit nad Er» 
reichung dieſes Zweces bezw. nad Ablauf der Zeitfrift 
eines Jahres rechtlich dahingefallen. Es ift pofitiv 
irrig, anzunehmen, der Auguftvertrag fei „auf 


4 Hänel, Stud. I, 69ff;; 
Saband I, 17 ff. | 
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Begründung immerwährender Verpflichtungen“ 
gerichtet gemefen,? während er doch, foweit er das 
Bundesverhältnis betraf (und nur um biefen Bunkt Tann 
es ſich hier handeln), nur auf eine einzige höchſtens im Zeit- 
raum eined Jahres zu erfüllende Leiſtung ſich bezog. Recht⸗ 
liche Bedeutung konnte der Auguftvertrag in keinem Falle 
länger beanſpruchen, als bis ber in bemfelben bezeichnete 
Bwed erreicht bezw. ein Jahr verflofen war. Diejenige 
juriftifge Konftruftion, welde zur Erklärung 
nidt bloß der Hiftorifhen Genefis, fondern 
der ftaatsrehtlihen Natur des Reiches auf den 
Auguftvertrag ſich ftüßt, ift völlig unhaltbar, 
weil mit Sinn und Wortlaut jenes Vertrages 
in Haffendem, evidentem Widerfprud. 

UI. Alsbald nad dem Abflug des Auguftvertrages 
wurden die nötigen Maßnahmen zu feiner Erfüllung ge 
teoffen. Dabei handelte es ſich zunächſt um folgende zwei 
Punkte: 

1. Vertreter der „Regierungen“ traten in Berlin zu 
fammen zur Feftftellung des Verfaſſungsentwurfes; 

2. ein Parlament „zur Beratung und Vereinbarung“ 
(Art. V) der Verfafjung mit den Regierungen mußte be- 
rufen werben.’ 


5 Dies thut Seybel, Rom- | Unhaltbarleit des Seydelſchen 
mentar zur Verfaſſ. Urkunde S. 5, ndamentes nachgewieſen zu 
und gerät von dieſem falfcen, jaben, ift das — Beh 
mit dem Yaren Wortlaut bes | Oänels, Stub. Über- 
Auguftvertrages in Widerſpruch Sinfiimmens und — La⸗ 
etenhen Ausgangspunkt in ein band 

ger von faljcen ‚Bonfequengen. ’ g. "pierher Hänel StR. J, 

Dies mit größter Schärfe| 1912, gegen Binding, die 
PA und dadurch bie Gründung d. Nordd. Bunbes 6. 
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Der erfte Punkt konnte nad; feiner formellen Seite ohne 
Schwierigkeit in Vollzug gefeßt werden; die Konferenzen 
der Regierungsvertreter fanden in Berlin vom 15. Dezbr. 
1866 bis 7. Febr. 1867 ftatt; in einem Schlußprotokoll 
wurde der in biefen Beratungen vereinbarte Verfaflungs- 
entwurf firiert.ꝰ 

Mehr Schwierigkeiten bietet für die juriſtiſche Konftruf- 
tion der zweite Punkt? Der Auguftvertrag ſchrieb als 
Norm für Berufung des Parlamentes „das Reichswahl⸗ 
gejeg vom 12. April 1849" vor. Selbſtverſtändlich Hatte 
dieſes am fich feinerlei rechtliche Kraft für die verbünbeten 
Staaten, fondern mußte eine ſolche erft dadurch erhalten, 
daß es als Staatsgeſetz in jedem einzelnen berfelben er- 
lafjen murbe.1° Dies geſchah, nicht ohne daß von den 


® Hahn 480 ff.; Meyer, 


I I, 28 gegen Bindin 
Lehrbͤuch 13914; Tpubidum 


Gründung des norbd. — 


17f.; Hänel SR. 1, 21. Text 
des preuß. Berfaffungdentwurfes 
hei Hänel, Stub. I, 270ff. 
Über die in’ Protofolfen nieder» 
% tem Refultate |. Laband 
— Meier, — —A 
Die Protokolle ini 
Siasaräi XI, 853 f., der 
Entwurf 371 f. 
en ii folgenden Hänel 
‚ bei. 20: Das 
& arlament — „in Teinem 
sinne das Drgan eines Staates 
ober eined nad ber Weife bes 
Staates Tonftituierten Bundes 
und mithin aud nicht bie Ver⸗ 
tretung eines Volkes im ſtaats⸗ 
rechtlichen —— Neier, 
Eint. (2) 8. 7 
106, jetzt FR Hänel StR. 





15 ff., der dies Recht der Ein- 
jelftanten leugnen mil. Mit 
Reht bemertt Hänel zu ber 
Bin dingſchen Debultion: fie 
fei „nach allen Seiten hin un« 
haltbar“. Die ganze Bin- 
dingfhe Schrift der t von S.2 
ab in unlösbarem Widerſpruch 
mit den auf ©. 2 richtig feit- 
geftellten Ausgangapuntten. Der 
von Binding ironifierte „Ges 
feglicpteitsfehler* ift nur bie — 
auch von Binding als vor« 
Han ven zugegebene — Abſicht 
er inzelftanten, auf dem 


Bege Rehtens ben Bund 
unbe defſen Zerfaflung zuſtande 
inding als 


u bringen. Was 
en richtigen Weg {chilbert, mar 
gewiß polttifch möglich, ift aber 
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beteiligten Gefeßgebungsfaktoren mehrfache Tertänderungen 
an jenem „Reichögefeg“ vorgenommen murben,!! wozu bie 
rechtliche Befugnis unbeftreitbar vorhanden war; doc ſtimm⸗ 
ten materiell die 22 einfchlägigen Einzelgeſetze bezw. Ver— 
ordnungen überein, und damit war ber hierauf bezüglichen 
Vereinbarung des Auguftvertrages Genüge gethan. Durch 
diefe 22 übereinftimmenden Einzelſtaatsgeſetze wurde ange 
ordnet, daß in jedem Stante nach einem übereinftimmenben 
Wahlmodus Vertreter des Volles zur Beratung des von 
den Regierungsvertretern formulierten Verfafjungsentwurfes 
gewählt werben follten, je einer auf 100000 Seelen. Zur 
Beratung: in einigen ber Wahlgeſetze (fo im preußiſchen 
auf Antrag Tweftens nad einer interefjanten Verhand- 
lung der Kammern) wurde dies ausbrüdlih gefagt; aber 
auch wo dies nicht der Fall war, konn te das Verhältnis 
ſtaatsrechtlich Fein anderes fein; wenn auch der Auguftver- 
trag beftimmte: „zur Beratung und Vereinbarung”, 
fo war do ftaatsrehtlih das auf Grund ber 
fo angeorbneten und am 12. Februar vollzoge 
nen Wahlen am 24. Februar 1867 in Berlin 
sufammengetretene Parlament nichts mehr 
und nichts weniger als eine Berfammlung von 
Notablen der deutfden Nation? deffen ein- 


juriftif völlig unfonftruier- | vafter dieſes „verfaffungsverein- 
bar. Durd bie Hänelfchen | barenden“ Parlamentes. Richti— 
Bemerkungen darf die Bin-|Meyer, Lehrb. 139, bef. N. 1 
Dingfße „Örünbung“ aiß befir bie ieffenbe Folemit gegen Hä- 
nitiv abgethan betrachtet werden. nel beſ. Sit Hänel 


465 fi. oft 
1 Sig gattsek iR Demnach —A —*8 
bie Anfiht Hänels, Stub. I, 
71 f. über ben rechtüchen Cha-| Punkt au nicht ſcharf genug, 
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zige ſtaatsrechtliche Baſis eine geſetzliche Er— 
mächtigung ber Einzelſtaaten war, welche ihrer— 
ſeits wieder ſich als Erfüllung einer durch 
Staatsvertrag übernommenen Pflicht qua— 
lifizierte. Die Thätigkeit dieſes Parlamentes konnte 
garkeine andere als eine verfaſſungberatende fein; ie 
wenn der Auguſtvertrag dem Parlamente eine „verfafjung- 
vereinbarende* Thätigleit vinbiziert, fo wäre, felbft 
wenn alle 22 Einzelftantögefege dies fanftioniert hätten, 
die Thätigfeit diefes Parlamentes doch nur eine bera=- 
tende geweſen. „Wenn wir annehmen ober amenbieren, 
find wir eben Ratgeber“, bemerkte vollfommen rid- 
tig der Abgeordnete Walded im preußifchen Abgeorbneten- 
haus. Denn es fehlte diefem Parlamente zu 
einer rehtlih verbindenden Thätigleit die 
abfolut notwendige Vorausfegung, auf wel- 
der die Rechtskraft aller parlamentarifgen 


der vollfommen zutreffenden vereinbarende Berfaflung anzu» 
Note 1 auf ©. 33 der 1. Aufe erkennen“. ebenfalls geſchah 
Inge gegen Thu dich um 51 mit | died nicht. Mit dem Zollparlas 
großer Schärfe zum Ausdruck ment kann der fog. Zonftituie- 
gebraht und die Meinung von |rende Reichstag rechtlich nicht 
der „Iontrahierenden“ Funktion verglichen werben: das Bollpar- 
jene Parlamentes mit Recht |lament mar die Volksveriretung 
als ein „höcft ſonderbares Miß | des Norbbeutihen Bundes als 
verftändnis“ bezeichnet. In ber | Staates; bie Einbeziehung ber 
2. Auflage ift dieſe Ausführung ſuüddeutſchen Staaten in dasſelbe 
Teiber nicht enthalten. E3 Tann |ift allerdings rechtlich nicht Ton« 
— en ob —8 ſiruierbar. 

selftaaten imftande waren, dur! 18 Mei leitung 24 f. 
ein in verfafjungsmäßiger Weiſe M es ne f 


. 8. h 5, 
zuſtande gefommenes Gejek im 
Doraus bie zwifen ben ER u. def. Hänel StR. 1, 27%. 


die richtige Anfiht war aber a und bem Parlament zu 
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Thätigfeit beruht: der Staat.!* Das norbbeutfche 
Parlament v. 25. Februar 1867 Hatte in feiner Gejamt- 
heit gar feine gefegliche, fondern nur eine vertraggmäßige 
Baſis. Die Bejhlüffe desfelben hatten als 
Tolde feine Rechtskraft, ſondern mußten eine 
folde erft dur die Einzelftaaten erhalten.!® 

Das Parlament war vom König von Preußen kraft ber 
ihm von den verbündeten Regierungen erteilten „Bollmadjt“ 1° 
berufen worden. Alsbald wurde demfelben der von ben 
Regierungdvertretern zuvor feitgeftellte Verfafjungsentwurf 
vorgelegt. Nach; längerer Beratung wurde die Verfaſſung, 
gegenüber dem vorgelegten Entwurfe nicht unerheblich ver- 
ändert, mit 230 gegen 53 Stimmen, darunter 11 Polen 
und 5 Vertreter von Berlin, am 16. April 1867 ange 
nommen; bie verbünbeten Regierungen ftimmten dieſen Ab- 
änderungen fofort zu.” Somit war die Verfafjung „ver- 
einbart”. 

Staatsrechtlich aber war damit noch nicht mehr erreicht, 
als daß den Beftimmungen des Auguftvertrages über Mit- 
wirkung eines Parlamentes zur Herftellung der Bunbes- 
verfaffung genügt war: die Verfaffung felbft mar 
dadurch weder Geſetz nod Vertrag geworben, 
vielmehr vorerft nihts mehr und nichts weni- 

14 Genau ebenfo jegt Hänel]| Berfaffung zum Inhalte ihrer 
SR. I, 20. Zereinbarung zu machen, welde 
15 Ehenfo jegt Hänel a. a.|die Zuftimmung des Parlamen- 
D.: „fie fonnten immer nur auf | tes gefunden Hatte”. Bgl. auch 
den vertragsmäßigen Berein- |S. 20, 
barungen ber Regierungen ber| 1° Hahn 496; Laband I, 
en“; „bamit verpflichteten | 20; Hänel StR. I, 28. 


He bereditigten fih Die Merr| ?T Tert beB betr. Rrotofolleg 
bünbeten gegenfeitig, nur eine |d. d. 16. April bei Hahn 575. 
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ger als ein vehtlih ganz unverbindlicher Ent- 
wurf. Durch Annahme des Entwurfes, wie er aus den 
Beratungen des Parlamentes hervorgegangen war, hatten 
ſich die Regierungen jedod neuerdings verpflichtet, auf der 
Bafis des, gemäß Art. II u. V des Auguftvertrages, mit 
dem Parlament „vereinbarten“ Verfafjungsentwurfes die- 
jenigen Schritte zu thun, welde zur endlichen Erfüllung 
des Auguftvertrages, nämlich zur Aufrichtung des Bundes- 
verhältnifjes felbft, noch notwendig waren.!® 

II. Zu diefem Zwecke mußten zunächſt abermals bie 
gefeggebenden Faktoren der 22 Eingelftaaten in Bewegung 
gefegt werben. Die ſämtlichen Regierungen, mit einziger 
Ausnahme von Braunfhweig, das die Zuftimmung zum 
Auguftvertrag für genügend erachtete, legten ihren Kammern 
den „vereinbarten“ Verfafjungsentwurf vor,"? und allent- 
halben wurde berfelbe unverändert angenommen. „Es ift 
unzweifelhaft und ift nirgends bezweifelt worden, daß dem 
Inkrafttreten ber Bundesverfaſſung eine Änderung ber 
Partitularverfafjungen auf verfafjungsmäßigem Wege vor- 
ergehen müſſe.“ (Hänel.) Eine Rechtspflicht zu unver 
änderter Annahme beitand fomit keineswegs: 20 jede Ab- 


18 Zaband I, 23 f. aralte- 
riſiert den Rechtszuſtand ſcharf 
und treffend. 

10 Binding 80 f. erklärt 
dies für rehtömidrig, nachdem 
die Parlamente den Auguſtver⸗ 
trag angenommen hatten. . 
dagegen Hänel StR. I, 24 f. 
der ausführt, daß ein folder 
Verzicht der Einzellandtage, einer 
Annahme „im voraus“ (Taband 
1, 18%) — tHatfäglig erfolgte 


nur in Braunſchweig ein folder 
Verzicht — Maarerenttin uns 
mögtih mar (f. folgende Rote). 

jenn Laband I, 19 fagt: 
„jeber Verſuch eine Einzelland- 
tages, an ber Seftftellung ber 


©. |Verfaffung pofitiven Anteil zu 


nehmen, hätte die Regierungen 
ihrer vertragamäßigen Verpflich · 
tung entbunden“, jo ift Dagegen 
ju bemerken, daß vielmehr ein 
hier Anteil der Einzelland-, 
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änberung aber hätte zu überaus weitläufigen neuen Ver⸗ 
handlungen führen müfjen. 

Wie aber läßt ſich der juriſtiſche Sinn ber in den 22 
Eingelftaaten erfolgten „Annahme” der Bundesverfafjung 
präcifieren ? 

Das formelle Verfahren in den inzelftanten gegenüber 
dem Verfafjungsentwurf unterſchied fi in nichts von dem 
Verfahren gegenüber anderen Gefegentwürfen: in Form von 
22 Einzelftantögefegen *! wurde die Bundesverfafjung an- 
genommen und verfünbet. 

Gleichwohl aber ift es ſtaatsrechtlich durchaus fall, 
den juriſtiſchen Inhalt dieſes Vorganges dahin zu bezeih- 
nen: die Bunbesverfafjung fei übereinftimmendes 
Einzelftaatsgejeg der 22 verbündeten Staa- 
ten geworben.?? Mit Recht ift Dagegen ber durchſchlagende 
Grund geltend gemacht worben,?® daß ein Einzelftaats- 
gefeg mit dem Inhalt der Bundesverfaffung 
eine ftaatsrehtlide Unmögligfeit mar. Ein 
Staat kann auf gefeglihem Wege nur über fi und feine 
Angelegenheiten disponieren, nicht aber kann ein ſächſiſches 
Geſetz beftimmen, daß der König von Preußen den Ober- 


abfolut notwendig und 


tage der letzteren ohne Buftimmung 
elsfoerftänblig), geradezu. ein u 


ber Zandeövertretungen nicht be- 
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befehl über medlenburgiſche Truppen zu führen habe. Die 
Anfiht, die Bundesverfafjung fei überein- 
‚ftimmendes Einzelftaatsgefeg von 22 Staaten 
geworden, ift durd Hänel definitiv befeitigt 
worden. 

Ganz ebenfo irrig aber, wie diefe Meinung, ift die an- 
dere: die Bundesverfaſſung fei durch jene Einzelftaatögefege 
übereinftimmender „völferrehtlider Vertrag“ 
geworden und habe dadurch „ihre verbindliche Kraft in den 
Einzelftaaten gemonnen“.2° Alle Gründe, melde gegen 
das „übereinftimmende Einzelſtaatsgeſetz“ ſprechen, fprechen 
ganz ebenfo gegen den „übereinftimmenden völferrehtlichen 
Vertrag” ; jo wenig ein fähfifches Geſetz über medlen- 
burgiſche Truppen, fo wenig fann ein Staatövertrag zwi⸗ 
ſchen Sachſen und Preußen über medlenburgifhe Truppen 
irgendwelche „verbindliche Norm fonftituieren. Das eine 
ift ftaatsrechtlich genau fo unmöglich wie das andere, da 
Staatöverträge nur durch Gefeh rechtlich bindende Kraft 
erlangen Fönnen.?° Bor allem aber hat die Bundes 
verfaſſung überhaupt nicht die rehtlie Natur eines Ver⸗ 


2 Sept auch Hänel StR. I, ‚|gemefen: „I. die Zürften und 
29 ausgezeichnet. ie freien Städte in Nordbeutich- 
3 Meyer, Lehrb. ©. 153: land; 2. bie Bevölkerung 
„Die Gründung des norbbeut- | einzelnen Staaten, vepräjentiert 
fen Bundes ift dur einen |durd ihre gefeglihen Vertreter; 
völterrechtlichen Vertrag erfolgt; |3. bas norddeutſche Volk in 
auf demjelben beruht auch die, feiner Gefamtheit, vepräfentiert 
Verbindlichteit feiner Verfaſ⸗ Durch ben fonftituierenben Rei 3- 
fung.” Auch Wefterfamp 21 .“S. ferner die Angaben 
nimmt einen völferredtli en nr "Zaband 1, 30%. 
Vertrag ald rechtliche Baſis * S. unten $. 18 über bie 
Bundesverfaſſung an. Rontrer Staatöverträge. Völlig über- 
henten dieſes Vertrages feien | einftimmenb hier Laband I, 31. 
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trages, was weiterhin noch nachzuweiſen fein wird (vgl. 
unten $. 4). 
Der Inhalt jener 22 Einzelftantögefege kann ſtaatsrecht ⸗ 
lich vielmehr nur mit Laband?? dahin prägifiert werben: 
Die 22 Staaten gaben in Form von Ge— 
fegen übereinftimmend die Erflärung ab, 
vom 1. Juli 1867 ab Glieder eines auf der 
Bafis der von den Regierungen und dem 
Barlament „vereinbarten” Verfaffung zu 
errihtenden Bundesftaates fein zumollen. 
Nur in diefem Sinne war es möglich, daß die Einzel- 
ftaaten die Bundeverfafjung „annahmen“, daß bie letztere 
„Geſetz“ der Einzelftaaten wurbe.?° 
Die Bundesverfaffung felbft Hatte aber au dadurch 
noch feinen rechtlich verbindenden Charakter gewonnen, ber 
Bundesſtaat felbft war auch dadurch noch nicht ſtaatsrecht- 
lid eriftent geworben. Wohl aber war damit bie legte 
„Vorbedingung“ — preuß. Thronrede v. 24. Juni 1867 — 
für das Eriftentwerden erfüllt. Die Einzelftaats- 
gefege der 22 Staaten enthalten die Über- 


2 1, 25ff. Wenn Hänel 80 widerſprechenden Partikularrech - 
die Bartitulargefehe als „Aus-|te8 — ber Singen tögefeße 
führun jögefege zum Auguftver- (Hänel, Stud. I, 76) |. dee zus 
trag“ bezeichnet, fo ift dies aus treffende geörterung bei La- 
treffend; ob fie aber „bedingt“ | band 
in dem Sinne waren, daß jedes 2° ner "SIR. I, 30: 
einzelne nur unter der Boraus- | war für jede, aud die öde 
fegung des Inkrafttretens aller | juriftifche Tegnif unmöglid, 
NRectöfraft empfangen follte, | diefen Rechtsſaß anders zu for« 
Ga ‚tig lich dahingeftellt bleiben. | mulieren, als dadurch, daß die 
bie im —— nur | vereinbarte Verfaffung für jeden 
oe Bedeutung — Außer- | Einzelftaat rechtäverbindlich ver- 
Traftfegung des der Berfaffung | fündet werde.“ 
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nahme einer zufünftigen, am 1. Juli 1867 — 
dieſer Zeitpunkt ift in allen Partikulargefegen mit Aus- 
nahme von Braunſchweig (j. oben S. 26’) ausdrücklich 
genannt — zu erfüllenden Leiftung.2? 

IV. Am 1. Juli 1867 trat der norddeutſche 
Bundesftaat ins Leben. Auf diefe Thatfahe und 
auf dieſen Zeitpunkt waren die 22 Einzelſtaatsgeſetze ge 
richtet. Nur der 1. Juli kann ſtaatsrechtlich als der Ge 
burtstag be3 deutſchen Bundes in Betracht fommen. Das 
Entftehen eines Staates ift an fih immer 
etwas lediglich Faktifhes:?% fo aud beim norb- 


* Laband I, 29 fagt, daß 
die Publikationsgeſetze und bie 
u ihrer Durchführung erfolgten 

jegierungd = Hanblungen bie 
undung des Bundes’ „dar 
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tion gemachte Sat hat feitbem 
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„Gründung des Bundes’ im 
eigentlihen Sinne 
werben. €3 ift ein Wiberfprud), 
wenn Laband a. a. D. fagt: 
„bie Publikationdgefege — — 
tellen die Grünbung des Bun» 
es dar“, und unmittelbar darauf: 
„am 1. Juli war ber nordd. 
Bund errichtet, nicht früher und 
nicht fpäter*. Die Rublifationg- 
gelepe find nit vom 1. Juli. 
a8 „Leiftungäverfprehen" gab 


jeder Staat ben jämtligen außer | fi 


ihm beteili⸗ in geſetzlicher 
orm; dasſelbe war allerdings 
chon im Auguſtvertrag enthalten, 
Hatte aber nunmehr erft feine 
endgültige rechtliche Formulie- 


bezeichnet | Wor 





fo von Stengel in feinem 
rterb. d. D. Vermalt.-R. II, 
179 und bef. von Jellinet in 
feinem Werke über die Staaten- 
verbinbungen ©. 182, 259; vgl. 
auch Mejer, Einleit. 301 und 
Gierfe in Schmoller® Jahrb. 
VII, 1158. Aud Hänel StR. 
1, 32 fagt bod; das Ramliche in 
den Worten: „ber hierzu ver- 
tragsmäßig Berufene mußte in 
demfelben Atemzug, in bem er 
zum Organ bed Bundes 
aufmwarf, bie für den Bund 
vereinbarte fafiung bem 
Bunde als folhem aneignen“; 
wenn er bann freilich fortfährt: 
„und fie, wie Died der Vertrag 
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deutſchen Bunde?! 


3 


Der Auguftvertrag mar gerichtet auf 


Herftellung eines Bundesſtaates: dazu bedurfte es der 
durch Geſetze zu erteilenden Zuftimmung der beteiligten 
Staaten: 3? diefe wurde erteilt mit der Maßgabe, daß die 
bereits feftgeftellte Verfafjung die ſtaatsrechtliche Grundlage 
für den Bunbesftaat zu bilden habe: daraufhin Eonftituierte 
fih am 1. Juli die neue Staatsgewalt, melde in der Ein- 


wollte, als die verfafjungdge- 
feglihe Norm für ſich felbft 
wie für jeden, ben e3 angin 

anerfennen und verkünden”, {A 
ift und bleibt dies eine generatio 
aequivoca, abgeiehen überbies 
davon, daß das Präfidium allein 
dies vehtlih garnicht Tonnte. 
Wenn die Entftehung bes 
Staates etwas Thatfählices 
und „juriſtiſch „aiie ableitbar“ 


ift, fo muß bied ef ie 
Stantenbilbungen bei it 
midelter Kultur, wie de 
der orkultur gelten üt 


nicht zu erfennen, wo er 
eine Xerfchiebenheit ‚et 
werben fünnte. ber“ etwas 
völig anderes find die Bor- 


gänge, a ng 
neue Dr 
als die! ft; 
erftere fi Bt 
werben ı if 
ten ber en 
Staatsordnung, unter m 
Herefgoft, fiddiefe Ro 

vollziehen“. [ber dieſe 


lichkeit reiht nur bis zur 3 
des neuen Staates, fie fann nur 
beftehen für bie „Srünbungs- 
vorgänge*, nicht für die Grün- 





bung felbft. Brie, Theorie der 
Staatenverb. 7 ih, foviel ich 
ſehe, ber eine nifsnelen, 
der au) bie u 
Staates für einen re — 
Vorgang Hält. 

So tagt auch Laband I, 

27: „die Gründung des nord⸗ 
Bauten Bundes — — Tann 
nicht als die Aufftellung einer 
Rechtsregel angefehen werben, 
fonbern alß eine That"; La- 
band sieht aber aus biefem 
richtigen Gefigtäpuntte nicht bie 
juriſtiſchen Konſequenzen. Kei⸗ 
neswegs wurde bieler „Ent- 
ſchluß“ „verwirklicht“ durs 
die Einzelſtaatsgeſetze, durch die 
letzteren wurde ernur „erklärt“. 
So Laband ſelbſt ©. 28: „ber 
Entfgluß_de3 Staates, in "den 
durd_biefe Verfaflung "befinier- 
ten Bund einzutreten, ift in 
jebem Eingelftaat durch Landes⸗ 
geieg erHänt worben"; ebenfo 


3 Yellinet, Staatenverb. 
256 jpriht von einer That bed 
beutfhen Bolfes, 1. Dagegen 
Zorn, in, Sinne sn, 10 

. 477; Saband I, 881. 
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heit der verbünbeten Regierungen beftand und bis heute 
befteht. Damit war der Auguftvertrag erfüllt, 
folglid, gemäß der Haren Vorſchrift des Art. VI, ju- 
riftifh dahingefallen:?? ala Dokument eines 
völferrehtlihen Vertragsverhältniſſes? zwi— 
ſchen den verbündeten Staaten hat er ſeit dem 
1. Juli, feit der Aufrichtung des ſtaatsrecht— 
liden Baues, der die verbündeten Staaten 
umſchließt, nur mehr hiſtoriſche Bedeutung.?® 
Welches aber ift das ſtaatsrechtliche Verhältnis ber 
Bundesverfafjung zu dem neu konſtituierten Staatsweſen? 
In dem Publifandum des Königs von Preußen vom 
26. Juli 1867 ift gefagt, daß die Bundesverfaſſung feit 
1. Juli Geſetzeskraft erlangt hat. Die rechtliche 
Konftruftion dieſes Verhältnifjes bietet erhebliche Schwierig- 
keiten. Laband durchhaut den Knoten, indem er jagt: 
der neue Bundesſtaat abe fein Grundgefeh, feine Verfaf- 
fung „glei mit auf die Welt gebracht“. 3° Dies ift that- 


® Hänel, Stud. I, 77. zureichend ift bie Argumentation 

% Zaband I, 47. Grund|von Brie, Staatenverb. 130 f., 
zur Polemif gegen Hänel liegt |der fein „unzweifelhaft Reiche 
m. €. hier Hr Zaband nicht FCRF in teiner Weife bemeift. 
vor, da beide Schriftiteller nur | Die Abhandlung von Born- 
im Wort, nicht in der Sade|hat im Archiv f. öff. R. VII, 
differieren. 1892), 329 ff. über „die ver- 

5 gänet, Stud. I, 87f._|tragsmäßigen Grundlagen ber 

3 Staatreht I, 33 (1. Aufl.).| Reichöverf.” enthält eine gute 
In der 2. Aufl. ift an Stelle |tritifhe Erörterung der großen 
dieſes Satzes eine längere Er-| mwifjenihaftlihen Streitfrage, 
örterung ©. 30-33 getreten, ohne zur Löſung neues beizue 
deren negativer Teil völlig Ton- | bringen. Den von Yellinet 
kludent it, während ber pofitive | übernommenen Satz: „jeder Ber« 
die Streitfrage nicht erledigt, f.|fud, die Bunbesverfaffung 
dazu unten Note 43. Ganz un-|al® Rechts produkt Fonftruieren 
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ſächlich unzweifelhaft richtig; für die juriftifche Betrachtung 
aber erhebt ſich die Schwierigleit: wie ift es möglid, 
daß ein Staat und fein Gefegzugleih in einem 
Alte entftehen, da doch jedes Geſetz begriff: 
lid eine Staatsgewalt vorausfegt? Diefe 
Schwierigkeit löft Laband nit. Ebenfowenig Hänel,?” 
wenn er fagt: „in rechtlich gebunbener Ausführung bes 
Vertrags, durch die auf die Erfüllung desfelben gerid- 
tete Handlungsweiſe ber Beteiligten wird es bewirkt, daß 
der Inhalt der im Vertrag für das zu begründende 
Staatsweſen vorgefehenen Verfaſſung mit deſſen Begrün- 
dung zum Inhalt des organifierten Gemeinmwillens erhoben 
wird und damit losgelöft von ferneren vertragsmäßigen 
Dispofitionen ber Gründer als das eigene Geſetz des 
begründeten Staates gilt." Ihre Löfung liegt in 
folgender Debuftion. 

Der Begriff „Verfaſſung“ im engeren Sinne — im 
weiteren Sinne ift überhaupt jede wie immer geartete Ord⸗ 
mung eines eines Staates eine „Verfaſſung“ 3° — geht dahin: 


wonnen werben, bie Bornhat- 
ſche negiert den Rechtscharakter 
des Verfafſungsrechtes über» 
Haupt, f. unten R. 40, 48. 
StR. I, 36. Die Kon- 
fruttion, von Mejer, Einl. 302, 


u wollen, ift eitel. Sie er- 
Ngeint ebenſowohl wie ber 
Bundesftaat, mit dem fie ent- 
ftand, als juriftiih nicht faß- 
Ku Erzeugnid Roll tlicher 

atfagene (6. 37) Halte ich 


* ——— egen rigen an Laband 

Jellinek beigebrachten & e die Annahme der 

den für unmöglid; das Born- V fei ein „Unterwer- 

Batihe — — das mit dem |fi * unter Preußen ger 
inftimmt (f. 1. Aufl. | htlich unhaltbar. 

— , ©. — Tann eben nur jenbe Bemerkung 

von Bornhak über ven „willlürlihen Sprad- 


die 

& m be ih“ wie, hiſto⸗ 

if“ abgelel a an jr 
Born, Gtantireßt I. 2. Aufl. 


grus“ von Mejer, Einl. (2) 
9 8 
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die bisher abfolute monardifche Staatsgewalt beſchränkt 
ſich felbft bei Ausübung ber ftaatlihen Funktionen, ſpeziell 
der höchſten derſelben, der Gefeßgebung, durch Zuziehung 
von Vertretern des Volles, überhaupt dur Aufrichtung 
einer Drbnung, an welde ber Träger der Staatögemalt 
künftig gebunden fein zu wollen erflätt. Die Erteilung 
einer Verfaffung in biefem Sinne ift ſtaats— 
rehtlih immer eine Konzeffion,?? welde ber 
Träger der Staatsgewalt, der Monarch, an einen anderen 
bisher nicht berechtigten Faktor, das Volk, bezüglich ber 
Ausübung der Staatsgewalt mad. 

Die Konfequenz dieſes Satzes führt mit logiſcher Not- 
wenbigfeit zu dem Schluffe: der Staat und die 
Staatsgewalt find immer das Primäre, die 
Berfaffung, b. i. die Ordnung der Gewalten 
im Staate (Xriftoteles Pol. IV, 4), und folglich 
insbefondere aud die Fonftitutionelle Be— 
ſchränkung bei Ausübung der Staatsgemwalt 
kann begrifflid erft das Sefundäre fein. 

Um fi die Entſtehung des norbbeutfhen Bundes 
ſtaatsrechtlich Mar zu machen, muß man demnach unter- 
fceiden: zuerft trat Die neue Staatögemalt, die 
juriftifde Einheit der 22 vorher unabhän- 
gigen und fouveränen Staaten, faktiſch ins 
Leben; diefe neue Staatögewalt hat fofort 
eine Verfaffung, und zwar wozu fih deren 
Faktoren erft vertragsmäßig unter fi, bann 

® Vgl. hierher Jellinek, 


Gefeg u. Verordnung 949° und 
die dort cit. Beläge: Einl. z. 


oftroy. Charte von 1815, Bayr. 
Ber. x. 7.08. 1. 
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jeder einzelne gefeglih verpfligtet hatten, 
eine Berfaffung, durch welde fie ſich konſtitu— 
tionellbefhräntte,erlaffen. Die norddeutſche 


Bundesverfaſſung iſt 


demnach ſtaatsrechtlich 


als Geſetz oktroyiert, und zwar fofort beim Insleben⸗ 
treten des neuen Bundesſtaates, thatfählih mit, ſtaats— 


rechtlich fofort nach deſſen 


Errigtung.t° Staaisrechtlich 


find überhaupt alle Verfaſſungen als „oktroyiert“ zu be 
traten; ber Begriff einer „paktierten“, „vereinbarten“ Ver⸗ 
faſſung ift ſtaats recht lich nicht Fonftruierbar.t! 


40 Den Sag, daß die Ent- 
ftehung des Staates etwas Fat- 
tifhes, nicht? Nectlides_fei, 
betont auch Jellinef, Stan- 
tenverbinbungen 266. Wenn er 
aber weiter behauptet, aud die 
erſte „Verfaflung“ fei alö_„Io» 
giihe Borausfegung des Staa- 
tes _felbft“ lediglich etwas Fal- 
tiſches und jeriig „nicht weis 
ter ableitbar“, fo Kiegt in dieſer 
Deduttion eine Bermedifelung 
von Staatögewalt und Drb- 
nung ber Gemalten. ge die 
Staatögemalt an fü find 
Jellinels Säge richtig, nicht 
aber für die Ordnung ber Ger 
malten d. i. die Berfaflung. 
Überdies: wenn bie erfte Ver- 
fafjung kuatiie nit weiter 
ableitbar wäre, jo wäre ed auch 
feine fpätere und in notwendiger 
Konſequenz au: fein auf 
Grund der Berfai hung ertafienes 
Gefeg. Mit ext ganz 
übereinftimmend Bafe 157 ff.; 
1. dazu go in Hirths Ann. 
1884, 459 ff. u. bef. 477 ff. über 





den Rechtscharakter der Ber: 
faflung; mel muß Drie dei 
Grünhut XI, 151; Rofin 39; 
G. Meyer, Lehrb. 154ff. Wenn 
Hänel StR. I, 3217 ausführt, 
man müfle unterfgeiben milden 
der unter, den Regierungen mit 
dem Reichstag „vereinbarten 
Verfaflung als eines Mahftabes 
vertragsmäßiger Rechte und 
Pflichten behufs Konftituierung 
des Bundes“ und der „infolge 
der vertragsmäßig herbeigeführ- 
ten Konftituierung des Bundes 
zur Geltung gelangten Verfaſ⸗ 
fung des Bundes“ — fo wiſſen 
wir eben boch fehlegterbings 
nicht, woher diefe „Geltung“ 
tommt. Auf _diefe Frage bleibt 
Hänel die Antwort durchaus 
kaurnig- Bol. ferner noch unten 

. 8.%.22 über bie Hänelfde 

onſtruktion. 

4 Dies wird fehr treffend 
von Hänel in folgendem Gate 
(Stud. I, 33 f.) ausgefproden: 
„im modernen Staat, mo 
die Rechtsverbindlichkeit 

3* 
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Die oben gegebene Debuktion ift nicht wertlofe Haar- 
fpalterei; fie allein giebt vielmehr die Möglichkeit einer 
richtigen Erfafjung der Grundbegriffe des Tonftitutionellen 
Staatsrechtes überhaupt; fie allein bietet ferner für unfer 
Reichsſtaatsrecht die Möglichkeit, der Verfafjung den Cha- 
ralter des Gefeges zu retten und damit dem Reid die 
fefte ſtaatsrechtliche Baſis. Andernfalls würben wir immer 
zu der Seydelſchen, aud von G. Meyer*? geteilten, 
Annahme gedrängt, die Reichsverfaſſung fei ein Vertrag, 
und wir müßten auch alle Konfequenzen diefer Annahme 
für das Reichsſtaatsrecht gelten lafjen, alfo vor allem die 
Möglichkeit einer legalen Auflöfung des Reichs durch einen 
neuen Vertrag (dazu unten $. 4). 


auch der paltierten Ber-|Entftehung nah Vertragsrecht, 
fafjung der Sanktion bes | ihrer eltung nach Oejegeäred t⸗ 
Monarden entftammt, be- | bleibt ©. eyer jebe Erflä- 
deutet die PBaltierung rung Thuldig. 
nidt mehr als die redt- DieKonitruftion des Textes 
lich anerkannte Mitwir- Iehnt Laband I, a u in 
tung der zur Vertretung der 2. Auflage ab. Er fagt: 
Öffentliher  Intereffen| „man kann fi) weber bie. Ver- 
und Rechte Berufenen an|faflung ohne Staat, noch den 
der Willensbildung des |Staat one Verfafjung denken ; 
Staates in ber Form der| beides muß gleige kochen 
uftimmung zu einer Ge- | fein.“ Das nur ri) ine 
egesvorlage*. A fofern man Berfafjung im al 
au 2aband I, 516, gemeinften Sinne bes Wortes 
Man follte aber unter dieſen — Staatögewalt jet. „Der 
nen eine fo —S—— — Aut Li 
ezeichnung wie rt" ganz eben gerufen von Staaten, 
vermeiden. ® ® die vor her da waren und fih 
“ Rehrb. 88, 84,07. Zotauß |ju, biefem  äwede vereinigt 
3. ———— ©. 6, ent Dies ift richtig. „Sie 
Brie, Theorie ber — haben ihm —— jung & 
Bindungen © S. 1% Fr KV 2a-|geben.“ er 
band den Sag: |juriftif Berlanben werben 
„bie Reichöverf eng iſt ihrer fol, fo giebt es ne Nöglig- 
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V. Am 26. Juli 1867 erließ der König von Preußen 
ein Bublifandum, in welchem er erllärt, einmal, daß 
die Bundesverfaffung am 1. Juli 1867 Ge— 
fegestraft im gefamten Bundesgebiet erlangt 





teit als die Theorie Seydels; 
denn jener Sat ift ein abfo- 
Inter und unaudgleihbarer 
Widerfprud gegen den unmittel- 
bar zuvor ‚von Saband zeigte 
fierten Rechtsgrundſatz (S. 31 
Note): „Die Verfafung begrün- 
FR — — a nter- 
janenpflihten, fie bat eine 
aatsrechtlich verpflichtende 
raft, fie fegt daher eine 
über den Staaten ftehende 
Herrfgaft borand.“ Dies ift 
richtig, darum aber muß es 
juriftäjch fall fein, daß_bie 
Gliebftanten dem Reich die Ver- 
faffung gegeben haben. Wenn 
die Berfaffung „nicht ald ein 
Et der Bunbeögefehgebung ge- 
dacht werden Tann“, wenn % 
„nicht eine Willensbethätigung 
des Bundes, fondern eine Grete 
Willensthat der bei der Grün- 
dung beteiligten Staaten“ ift, 
dann Bat lebiglih Seydei 
Recht. Die Säge: „der Bund 
at gleich bei feiner Geburt feine 
—E und Organiſation 
mit auf bie Welt gebracht“, 
die Einzelftanten haben dieſer 
Berfaffung mict fih felbt, fon- 
dern dem von ihnen errichteten 
Gemeinwefen gegeben“, ſprechen 
lediglich eine generatio aequi- 
voca au. Denn: „bei dem 
Staate, au dem zufammenge- 





;** ferner, daß er die ihm durch die Bundesverfaſſung 


ſetzten, ift ber Wille des Stan- 
te8 verſchieden von dem Willen 
feiner Mitglieder; er ift nit 
die Summe ihrer Willen, fon« 
Fe ein Ynım — ſeibſt ⸗ 
indiger Wille x rich⸗ 
Kg Saband I SL | Cienle 
Rofin 39: „ein Willensakt 
einer ſich vereinigenden Berfonen- 
mehrheit, welche, indem fie ihren 
Gemeinwillen ald Einheit fett, 
in biefer Einheit eine neue ihr 
übergeordnete Perfönlichteit ing 
Xeben ruft — — einmal ind 
Reben gerufen, befteht der Drs 
— fe 83 a 
ure jelöft und bei t 
van unter Dregierung jeder 
anderen Souveränetät von feis 
nem Willen aus den Willen ber 
Einzel! — bie Bunbed- 

verfaflung ift Wille und Gefi 

des Gefamtftaats, fie wirkt burc 
feinen Gejegeöbefehl. 
gleich der Inhalt dieſes Gejeges 
ald ein durch vertraggmäßige 
Vereinbarung der Einzelftaaten 
gegebener vom Gejamtftaat vor- 
inden werben ann, ift die 
Berfaffung felbft doch nie ein 
Wiſgen den Staaten bern 
er Vertrag, fondern der Wille 
ihrer Einheit, den diefe mit dem 
'oment ihrer Entſtehung ſich 

zu eigen macht.” 

jenn Hänel, Stud. 1,.77 


Benn- - 
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übertragenen Präfivialpfliten übernehme. Diefes Publi- 
Tandum hatte feinerlei juriftifch Zonftitutive, fondern nad 
feinen beiden Seiten nur beflaratorifhe Bedeutung, ins- 
befondere auch was die Präftvialpflichten angeht, da deren 
Übernahme bereits vorher durch die konkludente Handlung 
der Ausübung erflärt war. 

VI. Das Bundesparlament wurde nunmehr neu ge 
wählt, da das früher gewählte nur eine Notablenverfamm- 
lung mit beratendem Charalter und erſt jeßt die ftaats- 
rechtliche Baſis für eine rechtlich verbindende Thätigkeit 
des Parlamentes gegeben war. In Art. 20 der nordd. 
Bundesverfafjung war beftimmt: „Der Reichstag geht aus 
allgemeinen und direkten Wahlen mit geheimer Abftimmung 

hervor, melde bis zum Erlaß eines Reihstags- 
wahlgefeges nah Maßgabe des Gefeges zu 
erfolgen haben, auf Grund deſſen ber erfte 
Reichstag des Norddeutfhen Bundes gemählt 
worden ift.“ Damit war zugleih mit ber Verfafjung 
das Wahlgefeg vom 12. April 1849 oktroyiert und auf 
Grund besfelben erfolgte ſodann weiterhin in gefegmäßiger 
Weiſe die Bildung des erften wirklichen — im ſtaatsrecht⸗ 

lichen Sinne — beutfchen Reichstages. 

VII Der alte deutſche Bund war vollkommen befeitigt; 
das Datum dieſes Publifandums | wefen wäre. Vgl. aud Meyer, 
als juriftifchen Entftehungd- | Lehrbud 140 Ste. Aug im 
termin der Verfafjung betrachtet, | Staatsrecht I, 33 hält Hänel 
Io Ieriht biergegen einmal ber | jene Annahme, aufreht: „unter 

jortlout des Publifandums, | Rüdbatierung“ auf den 1. Juli 
fodann, wie inäbefondere La⸗ ſei die Verfafſung durd das 
band I, 30: hervorhebt, daß Publifandum in Kraft geſetzt 


der Bund in biefem Falle worden. 
26 Tage ohne Berfaflung ge 
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rechtlich befteht Teinerlei Zufammenhang irgendwelcher Art 
zwiſchen ihm und der neuen ſtaatsrechtlichen Geftaltung 
Deutfchlands.t5 Von den Staaten des ehemaligen deut⸗ 
fen Bundes waren: a) ſechs in Preußen aufgegangen; 
b) Oſterreich ganz ausgeſchieden; c) die 22 oben unter I 
genannten zu einem neuen Staat umgebilbet morben; 
d) Luremburg mit Limburg durch Staatövertrag ber Groß⸗ 
mädjte d. d. London 11. Mai 1867 gleichfalls definitiv 
aus dem ſtaatsrechtlichen Verhältnis mit Deutſchland gelöft 
worben ;*° verblieben noch e) die brei ſüddeutſchen Staaten 
Bayern, Württemberg, Baden, dazu Hefien für feine füb- 
li des Maines belegenen Teile, indes das nörblide Ge- 
biet dieſes Staates zum Norddeutſchen Bunde gehörte.t? 

Die fübli des Maines belegenen deutſchen Staaten 
blieben nad) Maßgabe des Prager Friedens aus dem beut- 
ſchen Bundesſtaate ausgefloffen, und es wurde für dies 
felben ein Sübbund, ber fi mit dem Norbbund über eine 
„mationale Verbindung“ „verftändigen”, aber „eine inter» 
nationale felbftändige Erxiftenz haben wird“, vorbehalten.t? 

Diefer Sübbund kam nicht zuftande; die ſüddeutſchen 
Staaten waren vielmehr vom 14. Juni 1866 bis 1. Jan. 
1871 frei von jedem engeren Bundesverhältnis. 

Mit dem norddeutſchen Bunde aber waren die Süd⸗ 
ſtaaten durch zwei Stantöverträge verbunden und dadurch 


“ Saband I, 81. Schulze DER. $ 75; 

4 Über Sugemburg in feinem | Hänel StR. I, fi; ©. 
Verhältnis zu Deutihland |.) Meyer, Lehrb. 186 f.; Brie 
Meier, Einl. 88.4618 u.19, 884, | in —— Jehrb. XIX, 584 ff. 
734. Thudigum 225; Böl« 
TRgl. Laband I $. 3;|derndorff 41 ff. 
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ſchon damals die militäriſche wie wirtſchaftliche Einheit der 
Nation thatfähli fo gut wie ganz hergeftellt. 

1. Bugleih mit den Friedensſchlüſſen des Jahres 1866 
war zwiſchen Preußen und jedem ber drei fübbeutfchen 
Staaten eine ODffenfiv- und Defenfiv- Allianz ab- 
geſchloſſen worden, kraft deren ſich Die Kontrahenten a) gegen- 
feitig die Integrität ihres Gebietäftandes garantierten, 
b) die Südſtaaten fi verpflichteten, im Ariegsfalle ihre 
Truppen unter den Oberbefehl des Königs von Preußen zu 
ftellen, c) aud im Frieden die militärifche Einheit dadurch 
zu fiern, daß fie ihre Heereseinrichtungen konform denen 
des norbbeutfchen Bundes geftalten würden.““ Über Ich- 
teren Punkt erfolgte noch eine fpezielle Verftändigung auf 
einer zu Berlin am 5. Febr. 1867 abgehaltenen Konferenz. 

2. Durch Staatsvertrag v. 8. Yuli 1867 mwurbe ber 
Zollverein erneuert.50 

Zölle und indivefte Steuern waren durch die Verfaflung 
des Norddeutſchen Bundes der Gentralgemalt zugeſchieden. 
Die Erneuerung des Zollvereind mit den fübbeutfchen 
Staaten erfolgte nun in der Weife, daß auch die Sübftanten 
für diefe Materien völlig in den Bundesſtaat eintraten: 
fie umterwarfen ſich der bezüglichen Bundesgeſetzgebung, 
wurden aber dafür an der Rechtsbildung für jene Materien 
in ber Weife beteiligt, daß neben dem allgemeinen Bundes» 
rat duch Hinzutritt von Vertretern der ſüddeutſchen Staaten 


49 Text diefer Fa — so Era 1867, 81f.; Hahn 
Staats archiv XII, ff. Bl. zu dem Slgenden 
dazu noch inbetreff der Feftun- — 5f. u.unten B. II $. 30, 
Er in ee —& 1872, | ferner Hänel StR. I, 39 ff. 
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ein ſpezieller Zollbundesrat und neben dem allgemeinen 
Parlament durch Hinzutritt von Abgeorbneten des Volles 
der fübdeutfchen Staaten ein fpegielles Zollparlament 
bergeftellt wurde. Zollbundesrat und Bollparlament müflen 
als ganz felbftändige ſtaatsrechtliche Inftitutionen betrachtet 
werben, ftanden aber durchaus unter den nämlichen ſtaats- 
rechtlichen Normen wie ber allgemeine Bundesrat und das 
allgemeine Parlament.51 

3. Ferner wurde auch bezüglich anderer Materien die 
Verbindung zwiſchen dem Norbbunde und ben ſüddeutſchen 
Staaten neuerdings durch Staatsvertrag georbnet.d? 

Das fo Hergeftellte Verhältnis zwiſchen ‘dem Norbbunde 
und den Sübftanten war an fih höchſt abnorm und aller 
ftaatörechtlichen Theorie fpottend. Ganz beſonders war dies, 
beim Großherzogtum Hefjen der Fall, indem Nordheſſen 
Beftandteil des Bundes war, Südheſſen dagegen im gleichen 
Verhältnis wie Bayern, Württemberg und Baben fland. 
Auch ohne die Ereignifje d. I. 1870 milde die ſtaats⸗ 
rechtliche Logik in kurzer Zeit zu einer Änderung biefer 
innerlih unhaltbaren ſtaatsrechtlichen Verhältniffe haben 
führen müffen. Diefe Überzeugung hat aud) in der nord» 
deutſchen Bundesverfafſung felbft Ausdrud gefunden, indem 
Art. 79 Abf. 2 den „Eintritt“ der ſuddeutſchen Staaten 
„auf dem Wege der Bundesgeſetzgebung“ °* vorbehielt. 


s Meyer, Lehrbuch $. 66.|und des deutſchen Zollvereins 
Das gefamte, für diefe Ent⸗ Eine gebrängte gute Überficht 
widelungäftufe geltende Recdt| bei Meyer, Grundz. 162—170, 
u foftematiih_und mit Sorg- | 177—179. 
falt bearbeitet Thubihum in! 52 Laband I, 35 8. 8. 
der mehrf. cit. Schrift: dag Ver- 5° Hänel, Stud. I, 70 f.; 
fafſungsrecht des Nordd. Bundes | Thu dichum 86. 
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Eine rehtliche Bebeutung konnte diefem Sage nicht zu= 
kommen: er war aber darakteriftiih ala Symptom.’t 
Rechtlich war er überflüffig und darum bebeutungslos, 
wenn er nur fagen wollte, daß ber „Eintritt“ ber füb- 
deutſchen Staaten nicht ohne Zuftimmung der gefeßgebenden 
Faktoren des Norbbundes folle erfolgen können, denn 
jener „Eintritt" war ja nicht ohne Abänderung der Ver⸗ 
faffung möglich; ebenfo wenn er befagen wollte, daß zum 
„Eintritt“ nit ein neuer Vertrag fämtlicher Bundesglieder 
erforderlich fein folle, denn Staatverträge über Bundes- 
angelegenheiten abzuſchließen, waren ja die einzelnen 
Bunbeöglieder nad der Bundesverfaſſung garnicht mehr 
Tompetent aud ohne Art. 79;5 rechtlich unmöglich aber 
war er, wenn er fagen follte, ein norddeutſches Bunbes- 
geſetz fei ausreichend zur Aufnahme eines der ſüddeutſchen 
Staaten, da ber norddeutſchen Bundesgeſetzgebung unmög- 
lid die Kompetenz vindiziert werben konnte, über fouveräne 
Staaten mit bindender Rechtskraft zu disponieren. Die 
Weiterentwidelung des ſtaatsrechtlichen Verhältniſſes zwi⸗ 
ſchen dem Nordbunde und den Südſtaaten konnte vielmehr 
vorerſt nur auf dem Wege des Staatsvertrages zwiſchen 
dem Nordbunde und jedem der einzelnen Südſtaaten er- 
folgen. Einen rechtlichen Sinn konnte jene Beftimmung 


54 Eine „Beränderung ber| 55 Hänel, Stud. I, 80. ©. 
Bunbesibee* mar ber „Eintritt* |jegt StR. I, 46. Art. 59_be- 
der fübd. Staaten gewiß nicht, |jagte: „auf Vorſchlag des Pra- 
aber eine „innere Angelegenheit“ ſidiums· moburh alfo jede 
ebenjo gewiß auch nicht. Die | andere Jnitiative zum „Eintritt“ 
betr. Sıberung 2asters (citiert| ber fübdeutfchen Staaten aus- 
von Zaband I, 35f.) ift ver- geſchloſſen war. 

wirrend. Ebenfo _ unrichtig 

Schulze DSR. $. 75. 
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nur infofern haben, als fie das Erfordernis ber Zweibrittel- 
mehrheit im Bundesrat für Verfafjungsänderungen in 
diefem fpeziellen Falle befeitigte: dies war juriftifch mög- 
lich und, wie es ſcheint, auch ber beftimmte Gedanke bei 
Seftitellung des Sages, ber dafür gewählte Ausbrud aber 


war ganz unzutreffend.’® 


z. 8. 
Die Aufrichtuug des Zeutſchen Yeides.! 
1. Die Offenfiv- und Defenfivallianz mit den Süb- 
ſtaaten wurde nad) wenigen Jahren praltifh. Ohne Zögern 
und unter dem begeifterten Jubelruf des weit überwiegenden 


5° Bon hohem Interefſe ift 
noch einvon&ybel V,3967. mit- 
geteilter Brief, den König 2ud- 
wig II. von Bayern an König 
Wilhelm I. richtete, nachdem der 
Ki en zwifhen Bayern und 
reußen geſchloſſen. Derfelbe 
dat folgenden Wortlaut: „Nad- 
em ber Friede zwiſchen uns 
gefhloffen, und eine fefte und 
dauernde Sreundfchaft zmifgen 
unferen Häufern und Staaten 
begründet ift, drängt es mid, 
dieſer aud einen äußeren fym=- 
bofifchen Ausdrug zu geben, in« 
dem {5 Em. Königl. Mejeftät 
anbiete, die efemürdige 
Burg Ihrer Be zu 
Nürnberg gemeinihaftlih 
mit mir zu bejigen. Wenn 
von den Binnen biefer gemein 
ſchaftlichen Ahnenburg die Banner 
von Hohenzollern und Wittels⸗ 
bach vereinigt wehen, möge darin 
ein Symbol erfannt werden, daB 
Preußen und Bayern einträchtig 





über Deutihlande Zukunft 
wachen, welde, bie Borfehung 
dur Em. König. Majeftät in 
neue Bahnen gelenkt Hat." — 
Mit teilnehmender Freude — 
fagt Sybel — wird man biefe 
gen lefen, in melden der 
— ſo ide a Kine 
eutichen Gefinnung ein ſchüch⸗ 
te8 und fchönes Dentmal ge 


fegt En 

a3 Urkundenmaterial ge» 
fammelt bei Hahn, der — 
franzoöſiſche Krieg (Berlin 1871). 
Sehr ausführlih erzählt die 
Eniſtehungsgeſchichte des Reiches 
Auerbad, das neue deutſche 
Reich (1871) &. di ff. jedod) ohne 
den Derfuc einer” furiftifcgen 
Konſtruktion zu maden. 12 
legtere bie Arbeiten von La» 
bandI 8.4 und Hänel, Stud. 
1,79ff., StR. 1, 39ff.; Beyer, 
Lehrb. 8. 67; Seydel 8 ff.; 
Söutse Den. SS 76 1 
Meier, Eint. (2) 817 fi. 
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Teiles ihrer Bevölferung erllärten die drei Südſtaaten 
den Krieg, den Frankreich in frechſter Weife mit dem Norb- 
deutf den Bunde provoziert hatte, für den ihrigen: mit 
äußerfter Schnelligleit waren die Heeresträfte auch in Süd⸗ 
deutſchland mobilifiert und ohne Zögern und Bedenken dem 
preußiſchen Oberbefehl unterftellt worden. 

Noch während des Krieges begannen dann aud) die 
Verhandlungen über Herftellung eines gefamt- 
deutfhen Bundesftantes. Bereitd im September 
1870 Hatte Bayern die Anregung hierzu gegeben; die 
erften Verhandlungen, an melden aud Württemberg fi 
beteiligte, fanden in München ftatt; Baden beantragte for- 
mel feine Aufnahme in den Norddeutſchen Bund. Die 
Hauptverhandlung wurde ſodann im großen Hauptquartiere 
zu DVerfailles geführt; Ende November war biefelbe be— 
endet. 

Die völkerrechtlichen Inftrumente, welche die Gründung 
des Reiches vermittelten, find: 

1. Staatsvertrag zwifhen dem Norddeut— 
ſchen Bunde einerfeits, Baden und Heffen 
andererfeits d. d. Verfailles 15. November 
1870 (868. 627 ff., 650 ff.);® 

2. folgende Staatsverträge zwiſchen den 
sub 1. genannten drei Staaten und Württem- 
berg: 


® Diefem Vertrag ift eine|biefes Vertrages f. die von La⸗ 
Neurebaltion ber Berfafjung | band I, 40 mitgeteilte Erklärung 
beigefügt. Über ben teilmeife| des Staatöminifterd Delbrüd; 
„bayriiden Urſprung“ ſchon |vgl. ferner Hänel SLR. I, 47 ff. 
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8) Vertrag d. d. Berlin 25. November 1870 
(BGB. 654 fi); 

b) Schlußprotokoll zu. a) v. gleihen Datum (BEB. 
657); 

©) Militär-Ronvention v. Alena. muy 1870 
(868. 658 ff.); 

8. die Staatsverträge zwifhen dem Nord- 

deutfhen Bund und Bayern:® 
8) Vertrag d. d. Verfailles 28. November 1870 
(RGB. 1871, 9 ff); Art. II enthält die neu redi⸗ 
gierte Bundesverfaffung; 
b) Schlußprotokoll zu a) v. gleichen Datum (RGB. 
1871, 28 ff.); 

4. Württemberg, Baden und Heffen erflär- 
ten ihren Beitritt zu den sub 3. genannten Verträgen 
unterm 8. Dezember 1870. 

Dazu kam noch eine Verftänbigung fämtlicher deutfcher 
Stasten v. 9. Dez. 1870 über die Bezeichnungen „Deut- 
ſches Reich“ und „Deutſcher Kaifer”, die jedoch Feine for- 
maljuriftifche, fonbern Iebiglich thatſachliche Bebeutung Hat. 

Diefe Stantöverträge (die „Novemberverträge”) 
bilden das Analogon des Auguftvertrages von 1866; fie 
waren gerichtet nicht auf dauernde immermährende DVer- 
pflichtungen, fondern auf einen einzigen konkreten Akt: die 





26. über diefe Berträge| materiales Bilbet, ift nicht im 
men Sin 318% 6,823 ff. 868. publiziert. S. über den 
stunde, melde einen| Bertrag Laband I, 40 8. IV. 


i —— ihnen tand-| 5 Sten. Ber b. 2 no. 6it- 
ie für die — des | Ber. d. Reichstags, Anl. Nr. 
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‚Herftellung des gefamtbeutfchen Bundesſtaates vom 1. Januar 
1871 ab.* Als Kontrahenten erſcheinen, wie bie aud 
im Eingang zur jehigen Neihsverfafjung äußerlich zum 
Ausdruck fommt, nit 25 fondern 5 Staaten: der Norb- 
deutſche Bund, Bayern, Württemberg, Baden, Hefien. 
Zwiſchen dieſen fünf Staaten war ein völker— 
rehtliges Vertragsverhältnis bes oben an- 
gebenen Inhalts zum Abſchluß gelangt.’ 

Der Weg zur Erfüllung der Novemberverträge von 
1870 war einfacher als ſ. 3. der Weg zur Erfüllung ber 
Auguftverträge. Eines „Lonftituierenden“ Parlamentes zur 
„Vereinbarung“ der Verfaflung bedurfte es nit mehr, 
vielmehr war dieſe in ber Hauptſache bereits vorhanden. 
Bas an Modifikationen durd den Zutritt der fübbeutfchen 
Staaten erforberlih war, war in ben Verträgen ftipuliert 
und danach eine vollftänbige Neurebaftion des Verfafjungs- 
tertes vorgenommen worben. Vorerſt aber galt noch einzig 
und allein die norbbeutfche Bundesverfaſſung, jene neu 
redigierte Verfaſſung war lediglich Entwurf. 

I. Um die Novemberverträge zu erfüllen, bedurfte es 
zunächſt wieber, wie bei dem analogen Vorgang i. I. 1866, 
einer Mitwirkung der gefeggebenden Faktoren 
der beteiligten Einzelftaaten. Diefe erfolgte über- 
all in der Weife, daß die abgefchlofienen Verträge in Form 
von Eingelftaatögefegen angenommen wurben, jedoch fo, daß 


dem 1. Januar 1871 in Wirk« 


Ze SE Sa 2; |famteite) Bel. Laband 1, Alf 


7 Zaband a. a. D.; Hänel 
Ba V. VI (inforrette Fafſun— ’ ’ 
„gegenwärtiger Vertrag tritt mi edit. Deo & ae, 
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1. der norddeutſche Reichstag unerheblige Änderungen an 
den Verträgen vomahm, 2. die bayriſche Volksvertretung 
nit, wie vereinbart, vor dem 1. Januar, fondern erft 
am 30. Januar ihre Annahmeerllärung geſetzlich abgab.® 

Was den erften Punkt betrifft, fo war die Berechtigung 
des norddeutſchen Parlamentes zu diefem Vorgehen un« 
zweifelhaft: juriftifch qualifizierten fih die Abänderungen 
als Bedingungen, an welche bie norddeutſche Volksvertretung 
ihr zur Errichtung des neuen Bundesſtaates unbedingt er- 
forderliches Jawort knüpfte. (S. oben S. 26°°: das Ber- 
hältnis iſt bier juriftifh genau dasſelbe.) Indem biefe 
Bedingungen von den übrigen beteiligten Faktoren ange 
nommen und mit Geſetzeskraft begabt wurben, erledigte 
fi diefer Punkt ohne Schwierigkeit. 

Der zweite Punkt Hatte feinen Grund in faktiſchen 
Hinderniffen, welde fi einem rechtzeitigen Bufammentritt 
der bayrifchen Kammern entgegengeftellt hatten. Der am 
1. Jan. 1871 neu fonftituierte Staat (vgl. 8. IH) eriftierte 
für Bayern vorläufig nur unter einer Refolutivbebingung: 
indem die Annahme der Verträge feitens ber bayriſchen 
Vollsvertretung, und zwar mit rückwirkender Kraft erklärt 
wurde, erlebigte fi auch diefer Punkt in dem Sinne, als 
fei jene Erklärung, wie die Verträge poftulierten, vor dem 
1. Januar abgegeben mworben.? 

Der Inhalt der fünf hier in Frage ſtehen— 
den Einzelftaatsgefege ift nidt etwa die Ver— 
faffung, weder fo, daß diefelbe übereinftim- 


® Bayı. GB. 1871 Nr. 2. |ogn. Sr Saband 1,45; Meier 
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mendes Einzelftaatsgefeg, nod fo, daß die— 
felbe übereinftimmender völkerrechtlicher Ver— 
trag geworben wäre: beides tft, wie oben $. 2, 
II nachgewieſen, juriftif$ unmöglid. Der 
Inhalt jener fünf Einzelftaatsgefege ift viel- 
mehr, und zwar bei allen fünf Gefegen, ganz 
in gleiher Weife,!° die Erklärung bes betref- 
fenden Staates in der feierliden Form des 
Gefeges: 
auf der Grundlage bes vorgelegten Ver— 
faffungsentwurfes ein Beftanbteil des 
vom 1. Januar1871 ab zu fonftituierenden 
Bundesftaates fein zu mollen.!! 

Das ſtaatsrechtliche Verhältnis ift ſomit Hier genau das 
nämlihe, wie bei Entftehung des Norddeutſchen Bundes: 
es kann darum einfach auf bie oben $. 2, III gegebene 
ſtaatsrechtliche Analyfe der analogen Vorgänge bei Grün- 
dung bes Norddeutſchen Bundes verwiefen werben. 

Der Bund aber war burd jene Einzelftants- 


10 A. A. Laband I, 48, der|Reiged und bie Ferenu 
dem norbbeutichen vunden ſetze feiner Verfaſſung uch vn 
eine „etwad abweichend elle träge des Norbdeutichen Bundes 
tung“ vindigiert, ala Del R die und ber fübbeuticen Staaten 
vier fübdeutfchen th ben. | erfolgt.“ tig dagegen über 
Ebenſo Hänel Si 9 auf die juriftifche Bedeutung der Ein · 
Grund be Borberfaßes: „der | zelftantögefege Zaband a.a.D., 

Inhalt und bie Bebeutung ber en den jedod Meyer a.a.D. 
Mavembernerträge iſt ein durch | mit Recht monde, daß aus feiner 
aus anderer ald derjenigen Ber- | Deduktion nicht hervorgehe, 
träge, insbefondere bed Auguft- ‚auch melden Aft bie Grün- 
bünbniffes, melde den nord» | bung erfolgt ift und auf weigem 
deutſchen Bund ins Leben riefen.“ Redis inde bie Berbindlihleit 

u'g. Inzzer Lehrb. dan feiner Berfaflung berubt“. 
„bie Gründung des 
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gefege noch nit Fonftituiert, fondern es war 
nur von ben Beteiligten bie bindende gefeg- 
lie Berpflihtung übernommen, benfelben 
in Zufunft, nämlid am 1. Januar 1871, fon= 
ftituieren zu wollen. 

Schon am 26. Dezember 1870 hatte auch Oſterreich, 
das auf Grund des Prager Friedens einen Rechtsanſpruch 
auf „unabhängige internationale” Eriftenz ber Sühftaaten 
hätte geltend machen fönnen, feine Zuftimmung zu ber pro- 
jeltierten Neugeftaltung ber Dinge in Deutſchland erteilt? 

III. Demgemäß trat am 1. Januar 1871 der 
neue deutſche Bundesftaat ins Leben, mit ber 
für Bayern oben ‚bezeichneten Modifilation. Nur der 
1. Januar 1871 fann juriftifh ala Geburtstag 
des Reiches in Betraht fommen: barüber ift nad, 
dem Wortlaut der Verträge Fein Zweifel zuläffig.” Die 
neue Gentralgemwalt db. i. die Einheit ber 5 
(bezw. 4 + 22)! „verbündeten Regierungen” 
mar vom 1. Januar ab in Funktion. Damit 
waren die Novemberverträge erfüllt und da— 
Bingefallen; fie Haben feit1. Januar 1871 nur 
veßtahikorifgen Bert als die urfprünglide 


Er bebeutungalos. Asigens fagt 
(iesabenbaap D. und | Zaband 45 felbft: „die Grün- 
— 4, indes nad Meyer | bung des Deutſchen Heiches ches ftellt 
a.0.D. bie „Gründung“ „im|fih als eine Handlung bar, 
November 1870* erfolgte. melde ber Rordbeutice Bund, 
14 Die von Labanb I, 441) Hefien, Baden, Württemberg und 
aus meiner Anſicht gezogene | Bayern am 1. Januar 1871 voll- 
Ronfequenz erkenne ich tHeoretifch | aogen und burd melde fie bie 
an, — iſt die Sireitfrage — 
Horn, Staatsrecht I. 2. Aufl. 
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völferredtlige Grundlage für den ftaatsreht=- 
lien Neubau Deutfglands.!® 

Die Reihsverfaffung aber, welde vom 
1. Januar 1871 bis zum 4. Mai 1871 in Rechtskraft 
ftand, iftftaatsregtlig indem nämlidenSinne 
als Gefeß oftroyiert worden, wie f. 3. die nord— 
deutſche Bundesverfaffung. Aud für diefen Punkt 
teifft Die oben $. 2, IV gegebene Deduktion in ihrem vollen 
Umfange zu. „Die Berfafiung des Deutſchen Reiches hat 
gegenwärtig zu ihrem ausſchließlichen rechtlichen Ent- 
ſtehnugsgrund ein Geſetz, und zwar ein Reichsgeſetz, 
weldes lediglig von Reihsmwegen und nir— 
gends in der Form des Partilulargefeges 
publiziert ift” (Hänelh). 

IV. Dur Publikandum v. 18. Januar 1871 
erflärte König Wilhelm von Preußen aus dem großen 
Hauptquartier zu Verfailles die Annahme des Kaifertitels 
und der dem Kaifer durch die neue Bundesverfafjung über- 
tragenen Rechte und Pflichten! Namens der beutfchen 
Fürften und freien Städte hatte König Ludwig II. von 


36 Vorzüglich Hänel, Stub.I,| Deduktion ift der Boden 
89: die „Berfaffungäver- entzogen, melde aus der 
träge des Nordbeutfden|zurüdliegenden völfer- 


Bundes und der fübbeut- 
{gen Staaten und ihre 
partiulargefeglihen Pu- 
blifationen haben für bie 
deutfhe Reichsperfaſſung 
nur nod die Bedeutung 
motivierender hiſtoriſcher 
Thatfahen und den Wert 
eines migtigen Materiates 
für ihre Auslegung. Jeder 


rechtlichen und vertrags— 
mäßigen Entſtehungsge- 
ſchichke einen zwingenden 
Säluß auf die redtlide 
Natur und Wirkſamkeit 
der Verfaffung und bes 
dadurd begründeten Bun- 
desverhältniffes zieht". 


16 Mejer, Einl. $. 77. 
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Bayern ben fiegreichen Führer der beutfchen Heere zur An - 
nahme des Kaifertitels aufgeforbert.!? Staatsrecht- 


17 Der Tert ber beiben denk⸗ 
würbigen Urkunden lautet: 


I. „Rad dem Beitritt Süb- 
deutſchiands zu dem deutſchen 
zent fungsbündnis werben bie 

m. ü enen Präfibial- 
Cor über alle deutſchen Staa- 
ten ſich erftredten. Ich habe mid 
zu deren Bereinigung in einer 
Hand in der berzeugung bereit 
erlärt, daß badurd ben Ger 
famtintereffen des —E Bas 
terlande3 und feiner verbünbeten 
Furflen entiproc werde, zu⸗ 
ges aber in Vertrauen, |3 

ab die dem Bundespräſidium 
nad der Verfaſſung zuftehenden 
Rechte durch Wiederherftellung 
eines deulſchen Reiches und ber 
deutſchen Kaiferwürbe als Gehe | fame 
bezeichnet werben, welche 
im Namen bed fanden beut- 
{gen —— auf mn 
Einigung feiner 
außüben. ® 

Ich habe mid daher an bie 

deuten Fürften mit dem Bor- 





lage gewendet, inſchaftlich 
mit mir bei €. in Antegung 
u bringen, daß bie Ausübung 


er Br fibtaltedhte des Bundes 
des Titels eines 


mit Führun, 
Baifers verbunden 


deutſchen 
werde. 
Sobald mir E. M. und die 
verbünbeten frften Ihre Wil- 
Tenämeinung mbgegeben Haben, 
würde ih meine Regierung ber 
auftragen, das Deitere zur Er- 





sielung ber entſpregenden Ber- 
einbarungen einzuleiten. 
Aubmig.” 


I. „An das deutſche Volk. 
Bir Wilhelm, von Gottes 

aneden göni un Preußen, 

na e en 

und fecen Stäbte den ehmite 

gen Ruf an Uns gerichtet Haben, 


mit SHerftellung des Deutſchen 
ariges bie ſeit t gebe n 
Jahren ruhende Deutſche 


Baia zu —e 
übernehmen, und n in 
ber BVerfaffung des Deutfi en 
Bundes bie entfpregenben 
flimmungen vor; — find, her 
kunden hiermit, Gap Bir es als 
eine Pflicht gegen das gemein- 
jaterlanb betrachtet Haben, 
— Rufe der en sündeten 
Deutfgen Zürften und Städte 
;olge zu leilten und die Deutſche 
aiferbürhe anzunehmen. Dem- 
gemiß werben Wir und Unſere 
achſolger an ber Krone Preu- 
Ben fortan den Kaiſeriichen 
Titel in allen Unferen Be; ie 
ungen und Angelegenheiten 
den Rei ren und 
Hoffen zu Gott, daß es ber 
tfchen Nation gegeben fein 
werbe, unter dem Bahrzeigen 
ihrer alten Herrlichkeit das 
jaterland einer & reihen 
Zutunft entgegenzu! ihren. ir 
übernehmen be aiferfiche Würs 
be in bem Bemußtjein ber Pflicht, 
in Deutſcher Treue die Rechte 
4* 
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lich ift der hiſtoriſch ſo überaus denkwürdige Alt vom 
18. Januar 1871 im Prunkſaal der franzöfifchen Könige 
zu Verfailles eben fo irrelevant, wie ſ. 3. das Publikan- 
dum v. 26. Juli 1867. Denn bereit? vom 1. Januar 
ab hatte König Wilhelm die ihm durch die Verfaflung 
übertragenen Rechte und Pflichten dur die konkludente 
Handlung ber thatſächlichen Ausübung juriſtiſch übernommen. 
Auch hier trifft die oben 8. 2, V gegebene Erörterung in 
vollem Umfange zu. 

V. Mit dem Inslebentreten des neuen geſamtdeutſchen 
Staates war das Recht der bisherigen norddeutſchen Volfs- 
vertretung wegen Wegfalles ihres ſtaatsrechtlichen Subftrates, 
des Norddeutſchen Bundes, ipso jure erloſchen. Korrekter⸗ 
weife wurden demnach Neuwahlen zu einem gefamtbeutfchen 
Parlamente angeorbnet, und zwar auf Grund bes für den 
Norbdeutfchen Bund erlafenen Wahlgefeges vom 31. Mai 
1869, weldes fir die Wahlen zum Bollparlament au in 
den ſüddeutſchen Staaten bereit in Rechtskraft ſtand. 
Diefes Wahlgeſetz in feiner Eigenfhaft als 


des Reichs und feiner Glieder 
zu fügen, den Frieden zu 
wahren, die Unabhängigkeit 
Deutſchlands. gerüet auf bie 
geeinte Kraft feines Volles, zu 
derteibigen. Wir nehmen fie 
an in Hoffnung, daß dem 
Deutſchen Voike vergönnt fein 
wirb, ben Lohn feiner heiken 
und opfermütigen Nümpfe in 


zung gegen erneute Angriffe 
Frankreichs gewähren. Uns aber 
und Unferen Nadfolgern an ber 
Kaiſerkrone wolle Gott verleihen, 
aljeit Mehrer des Deuticen 
Reichs zu fein, nit an Friege- 
riſchen Eroberungen, fondern an 
den Gütern und Gaben bes 
Friedens auf dem Gebiete na- 


bauernbem Frieden unb inner- | Geft 


halb ber Grenzen zu genießen, 
welde dem Baterlande bie feit 
Jahrhunderten entbehrte Siche- 


Hionaler Wohlfahrt, Freiheit und 
ttung. 


Gegeben Hauptquartier Ber- 
failed, den 18. Januar 1871. 
Bilpelm.“ 
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deutſches Reichsgeſetz ift ſtaatsrechtlich dem— 
nad als mit der Reichsverfaſſung oktroyiert 
zu betrachten, wie dies auch aus dem Wortlaut von 
Reichsverf. Art. 20 Abſ. 2 ar erhellt. 

Der erſte deutſche Reichstag, ber zufammen- 
trat, war nicht beratende Notablenverfamm= 
lung wie f. 8. das norddeutſche Februarparla- 
ment von 1867, fonbern vollkommen gefeh- 
mäßiges Drgan ber bereits in aller Form 
Rechtens ſeit dem 1. Januar 1871 fonftituierten 
deutſchen Staatsgemalt. 

VI. Diefe feit 1. Januar 1871 beftehende 
deutſche Staatsgemalt war ſtaatsrechtlich neu.!® 


18 Übereinftimmend Riedel 


ZU m be I: Seydel 18 ff. 
‚@iefer ifelier allerbings 
mit der irrigen Begründung, | tem 
daß das Deitfe Reich „auf 
einem Shunbebvertznge‘ „berube * 


ſowie in einer gelegentlichen Br 
merfung Em en Bias 
von Gtaatöverträgen 


Anderer t Meyer, Lehrb. 
S. 161; — ie 
Ss 1, 4; dasandr. 4; 


L$ 2 
ber 


8* richtig, wenn Riedel 
a. D. ausführt, daß die Ber- 
träge, bie der nordbeutfhe Bund 
abgefchlofien, nicht ipso jure für 
das Reid —— J 
gegen Hänel_St#. I 519; 
ebenfo wenn Seybel a. a. D. 
bemerkt, daß bie Schulden beö 





norbbeutfhen Bundes nad Auf- 
meint aus des Reiches nicht ohne 
tered auch von den Sühftan- 


Bei! aber Unnen Ihe fe 


willig einen Anteil übernehmen, 
a8 vielfad) gef ah. Das Reid) 
hatte ferner zweifellos die recht- 
lide Rogriäpteit. ER, legalem 
Wege die Schulden des Narbe 
beutfchen Bundes zu übern: 
men, bann mußten auch bie Süd: 
taaten partizipieren. Seybel 
leugnet dies mit Untedt. 
—— eigen — 
ch beruft, kann von 
her „Ausnahme“ feine 
fiebe fein; e8 mirb lebiglid) daß 
jemeine Prinzip auf zwei 
Spegialfülle angewendet. Es ift 
gegenüber der in der Theorie 
‚wiegenb vertretenen An- 
nahme von ber „Rehtönachfolge* 
des Reiches von nterefle zu 
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Thatfähli zwar genau auf den nämlichen Prinzipien und 
auf ber verhältnismäßig nur wenig veränderten Verfaſſung 
wie der Norddeutſche Bund beruhend, ift das Rei 
ſtaatsrechtlich doch nicht Rechtsnachfolger des 
Norddeutſchen Bundes geworden, denn die 
Staatsgewalt des letzteren war eine thatſäch— 
lich und juriftif andere als die bes erfteren.!? 
Dos Reich Hat teils ausdrücklich, teils durch Tonklubente 
Handlungen die meiften Rechtsſätze und Rechtsinſtitutionen 
des Norbdeutfchen Bundes übernommen; die Stants- 
gemalt des Reiches ift eine ber des früheren Norbbeutfchen 
Bundes analoge, aber fie ift ftantörechtlih nicht die näm- 
liche, nur etwas mobifigierte, wie meift angenommen wird, 


Tonftatieren, daß Staatdminifter | 1? U. A. Saband I,41: „ver 


Delbrüd üb. 
PER) io ga 


Außerte (Si 
eng Denn Hänel 


* vi 4910 — die im 
ext gegebene Auffafiung pafle 
Fre die Sozietät, ut der für 
den torporativen Verband, bei 
letzterem ſei bie „Rehtötontinuis 
tät“ umabhängig, mon ber Ber- 
änderung des Mitglieberbeitan- 
des, fo vermag id die Übertra- 
gung diefer qelatrehtiichen, 
105 Hu) auf römifdhen 
beruhenden Rechtsgedan ⸗ 
* ben el Staatd- 
nidt für ri anzuet« 
Fr rgumentiert hier 
Im gu aus de Feſſeln des 
Civilrechtes, und zwar des rö- 
miſchen Civilrechtes. Das Ötzi 
gilt von ber Bemerkung Gä- 
nels ©. 350 R. gegen mid. 





unter den norddeutſ hen Staaten 
bereits  beftehende Bund wird 
nicht beenbigt und aufgelöft, 
fondern er wird erweitert und 
mobifiziert*. I, 82: „hatte der 
norbbentfche Bund_den Charak · 
ter eines Staates, jo kommt der⸗ 
ſelbe auch dem zum Deutſchen 
Reich erweiterten Bunde zu.“ 
FE Hinel, Stub. I, 82, 


6 indßefonbere das Bu 
Stitntiondgefe zur Verfaf eftun 4 
urfunbe 2. 16. April 1871 
(868. 1871 63, ob. 1870 
Naqh der Theorie von ber. heit 
nachfolge“ wäre biefe fpegialge- 
fe lie Vorſchrift nicht erforder- 

geweſen, bezw. hätte korrek- 
Ernie negativ gefaßt werben 
jen. 
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denn die juriftifhe Einheit der Staaten, melde 
die Reihsgemalt bildet, ift unzmweifelhafteine 
andere, als diejenige war, melde die Staats— 
gemalt des Norbdeutfhen Bundes gebildet 
hat?! Die privatrechtlihe Theorie von der Rechtsnach- 
folge kann auf das Staatsrecht nit oder doch nur in fehr 
modifizierter Weife angewendet werben. So wenig Preußen 
1866 Rechtsnachfolger der Hannoverfihen Staatsgewalt 
wurde in bem Sinne, daß ed bie von und für leßtere 
Tonftituierten Pflichten und Rechte für fih unbedingt gelten 
zu laſſen rechtlich verpflichtet war, fo wenig das Neid für 
Elfoß-Lothringen in dieſem privatrechtlichen Sinne Rechts- 
nachfolger der franzöſiſchen Staatögewalt wurde, fo wenig 
ift das Reich in diefem Sinne Rechtsnachfolger des Norb- 
deutſchen Bundes geworben. Die ganze in ber Theorie fo 
lebhaft umftrittene Frage entbehrt übrigens jedweden praf- 
tifchen Intereſſes. 

VIL-Die Reihsverfaffung, welche am 1. Ja— 
nuar 1871 oktroyiert worden war, erfuhr als— 
bald durd bie gefeggebenden Faktoren bes 
Reiches eine Revifion bezw. Neuredaktion, 
melde in dem Geſetz v.16. April 1871 fixiert 
wurde; die neurebigierte Verfafjung vom 16. April trat 
gemäß RB. Art. 2 am 4. Mai in Kraft (das betr. Stüd 


s &, dagegen Laband I,|juriftife völig belanglos, über- 
414° u. bei. Sellinet, Stan-| dies au gemäß der in a. IV. 
tenverb. 273 ff. Der Ginmweiß|s. 3 al, 2 der UB. enthaltenen 
des lehteren Schriftftellerö dar- | Generalffaufel für Regelung des 
auf, baß bie jegige norbameri-! „territory“ juriftife) ohne Sinn. 
Tanifhe Union der 28. Bunded- | Bgl. über bie Generaltiaufel 
ftaat in 70 Jahren wäre, iſt Hänel StR. I, 825 ff. 
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des RGB. ift ausgegeben am 20. April, f. unten bie 
Lehre von der Gefeggebung $. 15). Diefelbe qualifiziert 
fi als legale Abänderung der Verfaffung vom 
1. Januar, vollzogen in den Formen, melde in letzterer 
für Verfafjungsänberungen vorgefchrieben waren. An 
diefer Redaktion fteht die Verfafjung bis zur Stunde in 
Kraft, jedoch mit folgenden inzwiſchen erfolgten Abände- 
rungen: 

1. durch Gef. v. 24. Febr. 1873 (RGB. 45) murbe 
Art. 28 Abf. 2 aufgehoben (f. hierüber unten $. 8), 

2. durch Gef. v. 3. März 1873 (RGB. 47) wurde 
Art. 4 Ziff. 9 formell abgeändert und inhaltlich erweitert 
(f. hierüber unten 8. II $. 38), 

3. durch Gef. v. 20. Dez. 1878 (RGB. 397) wurde 
Art. 4 3. 18 formell abgeändert und inhaltlich erweitert 
(f. hierüber unten $. 15), 


„ Sabanh L 45ff.; Schul⸗ Bedeutung Tann das Gef. vom 
e —J sd ; Hänel|16. April 1871 nicht Baben. 
Eon. 52f.; ©. Meyer,| War die Berfaffung nicht 
Lehrb. Yen Hänel führt aus: am. 1. Januar 1871 bezw. 
Dad Geſetz vom 16. april 1871, 1. Juli 1867 als Gefeg in 
inöbefondere deffen 88. 1 u. $| Kraft getreten, fo war 
hätten bie Bebeutung De A kein päteres „Oefeg" 
Über bie sehtliche Nafu ti imftande, ihr den 
Gründungsatte des an ® etes Harakter beizu- 
Reiches, über das Verhältnis, legen. Geſetzescharatter 
welchem die deutſche Verfaſ⸗ der Verfafſung kann eins u und 
fun a zu den vorhergehenden |allein auf ber oben S. 32 ff. 
vöferrehtlichen Verträgen fteht, gegebenen Debuftion beruhen. 
über ben formellen Rehtögrund g dieſe nicht ftihhaltig, fo kann 
der Geltung dieſer Verfaſſung | fein fpäterer Rechtsakt die Wir- 
in endgültiger, über bie Schwan- | tung haben, daß Die Berfaffun. 
kungen wi enfchaftlicher Erörte- | „ausflieklih und allein fı rofl 
en hinausgehobener Weiſe ah es und als Reichs⸗ 
entfgieben hat“, „gleihgültic gr 7 jültigkeit und 
warum 8 eher galt*. Diet er feit® Hat. 
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4. durch Gef. v. 17. März 1878 wurde Art. 17 ohne 
formelle Abänderung inhaltlich erweitert (f. Bierüber unten 
89), 

5. durch Gef. v. 15. Juli 1879 $. 6 wurden bie 
Art. 38 u. 70 ohne formelle Abänderung inhaltlich abge⸗ 
ändert (f. bierüber unten B. II $. 80), 

6. durch Geſ. v. 16. Febr. 1882 (NGB. 89) wurde 
Art. 34 ohne formelle Abänderung inhaltlich abgeändert 
(f. unten B. II $. 80), 

7. durch Gef. v. 24. Juni 1887 (REB. 253) und 
die Hierzu ergangenen Vollzugsverordnungen wurde Art. 35 
Abſ. 2 für den Branntwein aufgehoben (f. Hierüber unten 
3. 11 $. 80), 

8. durch Gel. v. 11. Febr. 1888 (NGB. 11) wurde 
Art. 59 abgeändert (f. unten B. II. $. 34), 

9. durch Gef. v. 19. März 1888 (NGB. 110) wurbe 
Art. 24 abgeändert (f. unten $. 8), 

10. dur Gef. v. 15. De. 1890 (RGB. 207) wurde 
auf Grund bes mit England abgeſchloſſenen Staatsvertra⸗ 
ges v. 1. Juli 1890 Art. 1 erweitert (Helgoland), 

11. über das Verhältnis von Elfaß-Lothringen zur 
Reichsverfaſſung |. unten Bud VI, 

12. über die Schuggebiete |. unten Bud VIL 

VII. Enbli ift Bier noch das juriftifhe Ver— 
hältnis der Eingangsmworte der Verfaffung 
zu dieſer felbft zu erörtern.?® 

Die Eingangsworte lauten folgendermaßen: „Se. M. 


* Hänel, Stub.1, 92104; | 
Zaband I, 6lf. 
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der König von Preußen im Namen bes Norddeutſchen Bun- 
des, Se. M. der König von Bayern, Se. M. der König 
von Württemberg, Se. 8. H. der Großherzog von Baben 
und Se. K. H. der Großherzog von Heflen und bei Rhein 
für die fühlih vom Main belegenen Teile des Großherzog- 
tums Heſſen ſchließen einen ewigen Bund zum Schuße des 
Bundesgebietes und bes innerhalb desſelben gültigen Redh- 
tes, fowie zur Pflege der Wohlfahrt des beutfchen Volkes. 
Diefer Bund wird den Namen „Deutjches Reich“ führen 
und wird nachſtehende Verfafjung haben.” 

Dieſe Worte gehören juriftifg nidt zur 
Verfaffung; fie enthalten nur gleihfem die Motive zu 
letzterer; fie geben eine Biftorifche Notiz über dasjenige 
Faltum, meldes zur Aufrihtung des neuen Staates und 
damit aud zu der Verfaffung geführt hat; fie erzählen ein 
der Vergangenheit angehöriges rechtshiſtoriſches Faltum, 
den Abſchluß von Verträgen, melde inzwiſchen durch bie 
Konftituierung des neuen deutfchen Staates ihre Erfüllung 
gefunden Hatten. Sie bezeichnen zugleih in allgemeinen 
Redewendungen die Gefihtspuntte, von melden die Kon- 
trahenten ber Verträge in Hinfiht auf das neu zu be- 
gründende Staatsweſen geleitet waren; auch babei Handelt 
& fi nur um eine allgemeine Motivierung deſſen, was 
veſchah, degm. in Zulunft gefehen follte: juriftifge 
Folgerungen dürfen hieraus weder für bie 

rechtliche Natur des Reiches nod für bie Kom- 

petenz gezogen werben:?* bie rechtliche Natur des 


% Aus dem Eingang zur Ber- | natur des Reiches. Ferner fehen 
faflung folgert insbefondere | in der im Eingang enthaltenen 
Seybel 14ff. die Bertrags- | Zwedbeftimmung eine materielle 


Die Aufrihtung des Deutſchen Reiches. 8. 3. 


59 


Neiches ergiebt ſich aus anderen juriftifh entſcheidenden 
Momenten (vgl. $. 4), die Kompetenz aber ift nur in ber 
Verfaſſung felbft (Art. 4 bezw. 78) cirfumflribiert.25 

Die Eingangsworte zur „Verfaffung“ enthalten nichts, 
was juriftifh unter den Begriff der „Verfaſſung“ fub- 
fumiert werben fönnte, fie verweifen vielmehr felbft auf die 
„machftehenbe Berfaflung“, welche fomit unzweifelhaft erft 


mit den Worten 


„I. Bunbeögebiet“ 


beginnt, 


Wenn als Überſchrift ſchon vor den Cingangs-- 


worten der Titel „Verfaſſungsurkunde“ ſich findet, fo liegt 


‚Rompetenggrenger, ‚deren Über- 


are tung — — — 


Bra. Jahrb. a 
eyer, Erörter. — u. m 
188 5; v0. Rohl 132 ff; 


band bei Hirth, Wnnaten 
1874 ©. gie; öning eb. 
1875 ©. entgegenge- 


edlen Der Be Hatte Bagari „sur 
sn je ber Reihslompetenz ge» 

ber dem Unfehlbarkeitäbog- 
Ana" in —A des Ein- 
gen U vugcat lagen. änel,|b 


endlich hält ben 

ehem Sat des Eingangs für 
„enuntiativ“, fomit ohne ju⸗ 
— ðreutng den zweiten 
va en für „dispoſitiv“, aber 
it ald Staatsvertrag, melde | Si 
Deinung er vielmehr ausführ- 
*. Fr durgic end wider⸗ 
indteil des 


— 
—— — 


8 ide von fo fundamental ver- &. 7 





ſchiedener juriftifcher Bedeutun, 
audeinanderzuteißen, liegt auf 
der Hand. Hänels Meinung 
aber läßt fi damit nicht ftügen, 
daß ber erfte Sag des Eingangs 
“|im Präfens, der zweite im Fur 
turum gefaßt fei. Diefer zweite 
Saf ift nicht, wie Hänel meint, 
deshalb im Futurum gefaßt, 
weil er imperaliviſch ift, ſondern 
nur Beam — er en auf 
ie Zukunſ tetes hiſtori⸗ 
(br Baum a ed Ya 
erichtet von einer im November 
1870 geieenen Bertragafälie- 
ung, welde hinſichtlich ber Er- 
ülung auf bie Bufunft, näm- 
ade 1. Aamum — 
ritet war. * ne 
1,778 f., —E auch 
De die Folgerungen, welde 
Seybel und ©. Weyer aus 
den nen ziehen. 
* Hänel, Stud. I, 108, StR. 
L Ba ; dgl. ferner "unten 
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hierin eine juriftifche Inkorreltheit, denn die Worte bis zur 
oben bezeichneten Grenze find lediglich „enuntiatio“, in 
Teiner Weife „dispofitiv“.2° 


20 Gegen Seybel 5 ift Bier nau wäre ber Wortlaut fo zu 

Worraut des Cingangeb —3 — —— 

u inganged zur ag jen, dabingeben! 

RB. mit lautet: 5. M. ber|baß fe am 1. Yanuar 187{ 

König zc. ſchließen —S Fl Bunbeftant aufrichten 

vertrag", ſondern „ſchließen werden.“ Bol. Befeler in 
einen Bund“; juriftifch ganz ge- | Pr. Jahrb. 186 ff. 





Zweites Bud. 
Reid und Einzelftaaten. 


%.4 
Das Keil. 


Das deutſche Reid ift ein Bunbesftaat. 
L Bımbesflaaf und Staatenbund.⸗ 


Bon den Formen zufammengefeßter Staaten, welde 
die Theorie unterfcheivet, find, wenn man die efjentiellen 


ı Zaband I $$. 7-10; ». 
Nohl 1ff.; Seydel 8 ff; der- 
fee — Abhandlungen 
Hänel, Stud. I, 

RX ER Um 
fh 

Maike Gettiher, Sabre ein 
» Staatenverbinbun, jen (1882); 


Trieps, der Bundesftaat; Lie-|B 


be, faatrehtl. Studien; ©. 

Meyer, ſtaatsrechtl. — 1 

%, Lehr 

ieth8 Ann. 1876, es 
artig in ber_Züb. ft 

gl. Staatew. 1876, ©. 56) Fi 


Ben bei Seinbut 
Schmoller Jabrb. 
m N. ler irths 





FH in in 
; Gareis, 





».| Allg. Staatsrecht in werd: 


he 


Brie, Theo⸗ 
rie db. —eS 0) 
in Gründut? 8. XI, 
Deie Einkeit. 21 f. 292 #; 
afe, ouwingen over 
den Statenbond en den Bonds- 
stat (1881); 
souverainet& et 
(1886). Eine ntereffante Ber- 


RR 
gleihung bietet Wefterfamp, 


dad Bundesrecht ber Republit 
ber verein. Niel 


erlande 1579— 
1795 (1890). 


® Slitere Litteratur angeführt 
bei Meyer, Grundz. 5 
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Mertmale des Stantsbegriffes fefthält, nur die beiden oben 
bezeichneten haltbar. 

Der Staat muß juriftifh als Perfönlickeit gefaßt wer- 
den;® nur fo vermag man bie begrifflich notwendige Vor- 
ausfegung für einen Willen des Staates zu gewinnen. 
Allerdings liegt darin eine Fiktion: ohne Fiktion aber, 
welde Bier nur Subfumtion thatſächlicher Gebilde unter 
Denklategorieen bebeuten, läßt fi eine Rechtsordnung weder 
auf dem Gebiete des privaten noch des öffentlichen Rechtes 
Tonftruieren.t 

Der Wille der Perſönlichkeit des Staates 
ift gerichtet auf Herrfhaft; „bie Staatsgewalt 
ift Wille, der Madt iſt“ (Sarmey); inder Aus— 
übung von Herrſchaftsrechten liegt das Wefen 
des Staates;5 die unumſchränkte Einheit der 


° ©. die anregenben Erörte- | Bortrefflih Laband I, 64f.; 
zungen von Jellinel, Syſtem ebenſo Jellinek, Gef. u. ®: 
d. fubi. öff. R. S. 12 ff, 26ff.; S. 191; entgegengeieht Rofin 
ferner bie vortrefflihe Entwide- | 32 ff. ei aber ©. 37 zu Ger- 
Iung von Sarwey, das öffentl.| ber): „bie dem Staate eben 
Redt $.1; Stein, Bolziehende | den —— 
Gewalt I, 18; Gerber, Grunb«| fole, d. 5. in ihrer abftratten 
züge 219 fl.; Triepel, Inter | Botenz als Herrſchaft, abgeſehen 
regnum 72H. au aud Sey⸗ von ihrem individuellen durch 
del, Abhandl. 2f.; Hänel|den Staatszwed gegebenen In« 

tR. I, 8ıff.; Preuß im Arch. halt nit? für den Staat als 
f. öff. R. IV, 62; ©. Meyer, |folden Charafteriftifches.“ Den 
Lehrh GE. 9. Sat des Textes, den ich näher 

Bel. Hänel, Stud. I $. 5; |ausgeführt habe, in Ann. 1882, 
Sellinet, Öffentl. Rechte 29: Si fi, _erftärt 
jeder „Mebrbeitsmille“ ift_eine land al3' ein „mit befonde- 

„Fittion“. Gierte, d. R. d.|rem Eifer“ von mir feftgehalte- 
—— II, 102 f.; Gar-|ned Wißverſtandnis · Der 

©. Meyer, Lehrb. ganze Streit ift ein Ieerer 33 
@ 6. 12 F ftiiher Wortitreit. Wer möı 
5 Gerber, Grund. 3, 26.|te leugnen, daß bie Thätigteit 
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gefamten Herrſchaftsrechte 


63 
iſt Sonveränetät.‘ 


Souveränetät ift das erſte uud oberſte begriffliche Mert- 
mal des Staates:“ ein Gebilbe, weldes mit Souveränetät 


des Staates nicht lediglich dure 

859 datt ‚verwirklicht werde 
ad eine jelbfiverftändliche 

Dabei it. Herrſgaft an ſich iſt 


überhaupt ohne ge alt. Darin 
hat Rofin a3, worauf 
8 anlommt, if E 1. Der Zweck 


des Staates ift ein allfeitiner, 
in ber Idee unbegrengter; 
2. alle, wa der Giant als 
feinen Zwed in concreto erflärl 
bat — 3. 8. Meliorationen, 
Guimeien, Runftmufeen —, 
das Tann er herrſchend ver- 
wirklichen. In biefer Botenz, 
die der Staat allein hat, Tiegt 
das Weſen des Staates; in 
Fa Sim iſt ber alleinige 
Staates: Herr-|6& 
seh, Yanck fotdhe erfor« 
erlid, für Erfi der ger 
feßten — 6, weiß 
mid, vollfommen ex mit bem 
Labandſchen „der 
Staat Aa hamit er 
feine Zwede zu realifieren 
vermöge,“ ebenfo mit ben wei⸗ 
kr er fl genden Ausführungen über 
jerhältnis von Gemeinde 
vb Staat. Bal. au G. 
Meyer, Lehrb. (8) ©. 9. 11; |fi 
ferner ſehr gut Gareis 28 f. 
© Jellinet, Gefeg u. Ber- 
orbn. 184. 217, Staatenverbind. 
16-60; Gareid 29 fj. 102 
Triexs I1ff. („Alfeitigteit“ 
des Zweds und der Zuſtandig · 
keit); Rofin ff; Gierke in 
Schmollerd Jahrb. VII, 1125 ff.; 





Be Grotius, de jure belli 
1: "„summum im- 
rium — ac per se in- 
ivisum“; Siebe fi; jest 
bej. Hänel I, 114ff.; 1. au 
G. Meyer, Lehrb. (3) S 14]. 
? Mejer, Einleit. $. 2: „die 
reale Willensmacht ded Staates 
heißt Staatsgewalt (Souveräne- 
tät) — — und ift im Staats- 
verband bie oberfte, daher nie⸗ 
mandem als Gott verantwort- 
Hide; „höher als bie 
böchfte Gewalt Yan im Gtaate 
teine_ fein“. In ber 2. Aufl. 
bat Mejer S. A f. diefe ſcharfe 
ee Van uf des Saat 
ber ganz aufgegı ne 
2.1 IR N Staat ift bie 
—E— und felbftgenugfame 
Gemeinfchaft, bie in fich felbft 
die Nacht· und Rehtömittel zur 
Behauptung ihrer Eriftenz und 
Wirkfamteit befigt.“ Dagegen 
Laband I, 61%, „es fehlt in 
der Sitterafur nicht an — 
tigen Stimmen, med 
Souveränetät nicht en ne 
fentlihen Merkmalen bes Staatd- 
be tiffes zählen.“ SLeitere An 
t ift neuerdings insbeſondere 
vertreten worden von Meyer, 
ſtaatsrechtl Erörter. 4ff.; ferner 
von Liebe 31ff,, der für den 
Staatöbegriff nur „Hoheitärech- 
te*, nit Souveränetät_ forbert. 
Der Liebefgen Begriffsbeftim« 
mung des Stantes Thlieht fi 
aud Laband in der 2. Aufl. 
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für feinen Bereich ausgeſtattet ift, ift Staat; wo die Sou- 


L, Jettinet Geſ. u. 2. 
MLff., an. In 8. f. Stante- 
— "8. 37, — be it 


5 
über bie Liebeide en 
dung von Gouveränetät und 
Hoheitsrecht mic ausgeſprochen 
un halte dieſe Ausführung auch IT 
jegt noch in vollem Umfang 
aufzeht. Souveränetät ift aller- 
dings eine „Eigenfdaft“, aber 
ebenfo auch ein „Gejamtbegriff“, 
aus weldem die einzelnen Ho- 
heitsrechte abgeleitet werben 

ie 2abanb|& 
3 Völlerredht 
m“ Staaten 
3 internatio- 
3 zuerfennt“, 
nie jan (bon 

e 
EEE 
ee 
ies Sim EG ferner Jelli- 
net, Staatenverb.36ff., ber tuB- 

übung aut „eigenem Ned 

ſcheidende pe (oazu 
2Zaband I, 62 und Gareiß, 
AUG. SIR. 8.80); Rofin 26ff. 
der unter Belämpfung von 
Jellinel, die Begriffäbeftim- 
mung von dem „nationalen 
Ziel" der „Boltögemeinfcaft“ | mer! 
jegenüber dem „örtlichen Zwert“ 
er Gemeinde shi ig, macht 

(bazu Laband S, 
Archiv f. öf. R. I, ish: 
FA ber ebenda I, 638; Borel 
9 f.; Zorn in irths Ann. 
1884, Gierteja 
99); Dapegen, mit größter Ente 
—X für die Souveräne- 





tät ald Begriffsmoment des Staa- 
tes: Stahl, Lehre vom Staat 
IL, 128 f.; Ihering, Zwed im 
Recht 1, 312; Seybel, Bayr. 
Staatör. I, 351 ff, Abhandr.6ff.; 
Sieste, ® tb. Senofien. 

erber, Grund; 
22. "nat ef 10. 5 
Sar 


SH. 31. 
Meyer, 2 © S.Af- in 
bie ‚geuneränetät ala 








eines 

tiale des Staatsbegriffes ©. sin. 

—*2 ——— 
©. 118: „die ſtaat ⸗ 


—* — ift im Vergieich 
mit j anderen Willensmagi 
oder Herrſchaft eine höchſte 


gerslheit — Mit dem allen 
iſt die GSouveränetät bes 
Staates das Unterfheidungs- 
‚fmal, weldjes ihm im Ber- 

jleihe mit jeder anderen gefell- 
Msaftlicen Drganifationdform, 
ingbefondere aber im Vergleich 
mit jedem anderen Torporativen 
Berbande —2 und weldes 
die Gigenat eines Weſens 

he ferner $. 16, bei. 
©. 119% über Rofin u. Jel- 
Kinet. 
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veränetät fehlt, ift ein Staat nicht vorhanden. Noch nicht: 
fo bei dem „halbfouveränen“ Fürftentum Bulgarien, wie 
e3 der Berliner Vertrag vom 18. Juli 1878 aufrichtete 
(ebenfo bis zum Berliner Vertrag Serbien und Rumänien); 
nicht mehr: fo Karthago nad; dem zweiten punifchen Kriege, 
Polen nach den polnifh-ruffifhen Verträgen von 1798. 
Souveränetät ift höchſte Gewalt:® weder ift 
e3 begrifflid möglid, daß über der fouveränen 
Gewalt eine andere höhere Gewalt ftehe, denn 
in diefem Falle ift eben die legtere die ſouve— 
räne Gemwalt;? nod ift es begrifflid möglid, 
daß die Souveränetät geteilt werde,“ denn 
in diefem Falle wäre eben Feine höchſte Ge- 
walt vorhanden, fondern man fönnte nur von zwei 
hohen Gemwalten ſprechen, zwiſchen denen Kollifionen mög- 
lich wären, ohne daß eine definitiv entſcheidende Rechts- 
inftanz gegeben mwäre.!! — Souveränetät ift ein einheit- 


8 Dies drüdt ber alte Sa 
aus: „ind&pendance de qui que 
ce soit except6 Dien et le bon 
6pee*. In der Rofinfchen Er- 
Hörung: „ausfhließlide Be⸗ 
ftimmbarteit durch eigenen MWil- 
len“ ift doch aud fein anderer 
Gebante enthalten. 
ei riſch mertwürbigfte, 

ie Hiftorifch merkwürdigſte, 
Logifch Haarfcharfe Beftimmung 
des Souveränetütöbegriffes, fo- 
wie eine ganz richtige Polemit 


Bel. La- 


onifacius’ Unam 
Sanctam (c. 1. de major. et 
Born, Staatsrecht I. 2. Aufl. 





obed. in Extr. comm. I 8 
„oportet autem gladium esse 
sub gladio: ergo‘ ste) Lan 
Gregor VII bis Bonifacius VII. 
bezw. Johann . war bie 
Kirche die fouveräne Gewalt; j. 
Seh. 3 Rirdeon. 36. 8, 20 
ib. d. Ri . 88. 8, 10. 
0 Gareis 31; Bate 25; 
vor allem Pufendorf: „unum 
per se ac indivisum“, 
11 &p bie Smeifmerterlehre 
des Sachſenſpiegels für das Ver⸗ 
altnis von Staat und Kirche. 
it allem Recht bemerkt dage⸗ 
gen Bonifacius VIII: „nonne 
luo principia ponere nitun- 
tur“? (Du Puy, histoire du 
5 
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licher Begriff: es giebt feinen Unterfchied zwifchen völfer- 
rechtlicher und ſtaatsrechtlicher Souveränetät.?? Bon den 
thatſächlichen Machtverhältniſſen ift der Souveränetäts- 
begriff vollfommen unabhängig.!® 

Wohl aber ift eine Befhränfung der Souveränetät 
möglih:!* jeber vertragsmäßige Zuſammenſchluß mehrerer 
fouveräner Staaten zu gemeinfamer Ausübung einzelner 
Souveränetätsrechte ift eine Beſchränkung der Souveränetät. 
Durch die erfolgte Beſchränkung wird die für den Staat 
begrifflich notwendige Einheit der Souveränetät nicht alte: 
viert, denn bie etwa eingerichtete Gentralbehörde ift nicht 
Drgan einer felbftändigen höheren Staatögewalt, fondern 
nur eine gemeinfame Behörde der beteiligten einzelnen 
Staaten felbft. Zwiſchen mehreren felbftändigen Staaten 
Tann eine Beſchränlung der Souveränetät nur durch Ver- 
tag von Staat zu Staat feftgeftellt werben; ein folder 
Vertrag Tan Iann fi immer nur auf die Ausübung und 
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difförend ete. p. 65) gl. au 
bie —— —3 — tung bei 
Gierte IN, 


letztere Wahrheit wird kaum je 
manb beftreiten. Wie es aber 
möglid) fein fol, etwas in der 


is S. Fk auch ie gute 
Ausführen, von Liebe 12; 
Hänel © 

18 Brie, one d. Staaten- 
verb. 9. anerfennt es als 

Zernunftforderung, daß dem 
Staate in jeber Beziehung, und 
nur dem Staate, Souveränetät 
zufomme“, aber „nicht felten ift 
Aus en Gründen u 
Wiberfj mit ber Staats. 
ibee bie Souveränetät eined on 
Ireten Staates dur Unterord- 
nung unter bie Gewalt eines 
anderen Staates aufgehoben ‚ober 
verfümmert worben.” Diefe 





„Stantsidee" SLiegendes_ „felbft 
vom ibealen Standpunkt" aus 
nad) einer Richtung „verneinenb 
zu beantworten“, ift mir nicht 
begreiffich. uf biefem Logifch 
unmögligen Fundament beruht 


die ganze Brieſche Unter- 
fuchung. 
14 Daß leugnet Laband 


©. 67 mit Unrecht gegen Bar. 
eis, A SR ER 

Rolin ten. g a 
Belgräntung ift aber nicht, nie 
Mejer, Einl. (2) ©. 25, jegt 
annimmt, gleich Teilung. 
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wird fi in ber Regel nur auf einzelne Souveränetäts- 
echte beziehen. 

Man hat bis auf die neuefte Zeit ziemlich, allgemein 
den Begriff des Bundesftantes, nad dem Vorgange von 
Waitz,!s auf der Bafis der „geteilten Souveräne- 
tät“ konſtruieren zu fönnen geglaubt. Demgegenüber 
bat in verbienftlicher Weife Seydel!? auf ven abfoluten 
Togifchen Widerſpruch zwiſchen dem allgemein anerfannten 
Souveränetätsbegriff und zwifhen dem durch Waitz herr- 
ſchend gemorbenen Bundesſtaatsbegriff mit aller Schärfe 
hingewieſen. Seitvem Hänel!® und Laband!? in ihren 
hervorragenden Arbeiten über deutſches Staatsrecht gleich- 
falls die Waitz ſche Bundesftantstheorie für unhaltbar er- 


15 Kieler Monatöfchrift 1853, 
194— 580. 


16 Über bie Gefhichte dieſer 
Theorie, inäbefondere über Lu- 
doif Hugo und Tocqueville 
GB; ichzreige Darſtellung von 

vie, Der Bundesſtaat (1874). 
Bgl. auch Borel 104 ff; La- 
band I, 58 ff. 

3 für Staatswiſſenſch. 
1872, 185—256 und relapitu⸗ 
Hert Kommentar XI-XVI. 
Die Asganblung Seybels war 
für die Wiſſenſchaft des Staats- 
rechtes in ihrem kritiſchen Teile 
epohemadend. Sie ift neuer- 
dings, mit Redt volllommen 
unverändert, abgebrudt in Ab- 

janblungen (1893), S. 1—121. 

a8 Buch von Trieps: Das 


Deutſche Reich und die Bundes- 
En 1800) 88. 30 


ftaaten verſucht ei 
falls den Nachweis der Nicht- 





fouveränetät des Reiches zu er⸗ 
bringen. In Hirths Ann. 
1876, ©. 6AL ff. verfuht Sey- 
del, Hinfihtlich deb Bundes 
ftantöbegriffes mit Laband und 
Hänel abzurechnen unb gelangt 
dabei neuerdings zu bem Yacit 
der Unhaltbarteit jenes Be 
griffes. Einzelne Einwendun- 
gen Sey dels gegen die beiden 
genannten Schriftiteller find be⸗ 
rechtigt, die pofitiven Ausfüh- 
rungen jenes Aufſatzes aber be- 
vom auf dem Grundirrtum, 
daß eine Staatenverbindung, die 
nicht Staatenbund ift, Einheits- 
ftaat fein müffe, was eine durch⸗ 
aus unhaltbare Behauptung fub- 
jektiver Willkür ift. 


18 Studien I 9.8; StR. I 
. 80, 31. 


10 StR. I, 56 ff. 
5* 
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Härt haben, dürfte diefelbe, nachdem fie mehrere Jahrzehnte 
hindurch die Wiſſenſchaft des deutſchen Staatsrechts be— 
herrſcht hat, verdienterweiſe zu den Toten gelegt fein.?° 

Wenn aber Seydel in vollftändiger Anlehnung an 
Calhoun?! überhaupt den Bundesftaatsbegriff für un- 
haltbar erklärt, fo fehüttet ex das Kind mit dem Babe aus. 

Allerdings wird die ſtaatsrechtliche Konftruftion im 
legten Ende immer zu ber Alternative: Staat ober nicht 
Staat gedrängt. Aber der Begriff Bundesſtaat ift unent- 
behrlich und Hat feine vollfommene logiſche Berechtigung 
in ber wiſſenſchaftlichen Notwendigkeit, eine beftimmte Form 
der Staatenverbinbung gegenüber dem einfachen Einheits- 
ſtaate zu charakteriſieren. Dagegen gereicht alle weitere 
Unterfeidung von zufammengefegten Staatsformen doch 
nur zur Verwirrung: bei Perfonalunion handelt es ſich 
überhaupt nit um einen zufammengefegten, fonbern um 
zwei völlig getrennte Staaten; Realunion ift garfein ju- 
riftifch präcifierbarer Begriff; Reich ebenfomenig; Staaten- 
ſtaat ift Bundesftaat; Allianz ift Staatenbund.?? 


20 In der Sitteratur bdesjliber die Bundesſtaatstheorie 





Reichäftantörechtes ift die Waik- 
fe Theorie nur noch ver- 
treten durch ». MoBL 37 („uns 
zweifelhaft eine geteilte Sou- 
veränetät“) und Wefterfamp |f. 
32; letzterer 
iebt S. 72 „bem bringenben 
unſche Ausbrud, daß die Be- 
rührungäpunfte zwifden bem 
Reid) und den Staaten uni t 
verminbert werben!“ 
tigen Geficts; —* 
fer, bie ® ung, be$ 
fen Reichs $$. ee 2; — ft 


eu. 


on Garsis und Dahn ſ. 

unten 

* dar Di die wiſſenſchaftlichen 

Aäpfe inder norbamerif. Union 
aud Hänel StR. I, 1967. 


Schriftfteller | 201 ff. 


39 & jet bie wertvolle Mono- 
graphie von Jellinek, Stan 
tenverbinbungen ; ferner Brie, 
Theorie der Staatenverbindun- 
Sg used er Meyer, Lehrb. 


uraſchet, 
— u Realunion; 
Mejer, Eint. (2) $. 10; Gar» 
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Die beiden Begriffe Bundesftaatund Staa- 
tenbund aber unterfdeiden ſich dadurch, daß 
erfterer ein Staat ift, letzterer nit; daß 
erfterer eine einheitlihe Perſönlichkeit, leg- 
terer ein Verein mehrerer jelbftändiger 
Staatsperfönligfeiten iſt;“ daß bei erfterem 
die Souveränetät in der Gentralgemalt, bet 
legterem in den Einzelftaaten ruht; daß die 
tehtlihe Bafis der Verbindung bei erfterem 
nur Gefeg, bei legterem nur Vertrag fein 
Tann; 2° daß erfterer ein Rechtsſubjekt, legterer 
nur ein Rehtsverhältnis ift;?% 27 daß letzterer 


eis, Allg. StR. 101 ff. Die|terifiert und barin das unter- 
anregenden Unterfugungen über ſcheidende Begriffsmerkmal fieht. 
bie „Xheorie‘ der Stantenver-| Gareis 115 giebt dem Stan- 
bindungen Haben gewiß die|tenbund eine „telative" Berfön- 
Biffenf Saft mannigfeg geför- | lichfeit, Trieps 20 bezeihnet 
dert; aber fie beweiſen doc | ihn als „orligatorifäes er⸗ 
fämtlih m. E., daß eine allge- | hältnis“. Wie Bake auch 
meine Theorie der Stantenver- eäute g 24; Gierfe bei 
Bindungen nur einen Bödjft un» r zu 1157; vgl. au 
ficheren Boben hat, und da die Br N. 29. 
Erledigung der ſchwebenden * Darüber, daß „bie inneren 
Streitfcagen nut von dem fiche- Redtöverhäftnife des Staates“ 
ten Boden des pofitinen Rechtes | „ihrer Natur nach“ dem Vertrag 
der einzelnen Staatenverbindun- | ald der „Übereinftimmung meh- 
gen aus gewonnen werben Tann. |verer am ſich felbftändiger Wil- 
9 Brie, Stantenverb. 83:|Ien“ entzogen find, vortrefflich 
„in bem Mangel des Staatd- Hänel, . I, 
garakters Tiegt das freinise % Meier, "Ent. 1) $. 4 
Unterſcheidungsmoment de | „erhebt ſich bie Centralbehörde 
Sinatenbunbb vom Bundes- | (befier Centralgemalt) zu wahrer 
Souveränetät und bleiben dem⸗ 
* i A. in dieſem Punkt | gemäß die verbündeten Staaten 
Bale 36 ff., ber den Stanten-| nur nod in den zur centralen 
bund als feibfänbig je Berfön- | Sphäre nicht gehörigen unten 
Hichfeit des Vollerrechis Garal-|felbftändig, während fie im 
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eine Anzahl zwar verbundener, aber fouveräner 
Staatögewalten, erfterer eine einheitlide, 
aber föberativ organifierte fouveräne Staats— 
gemalt darftellt.?® 
Der Staatenbund enfjteht und befteht, indem bie ein- 
zelnen Mitglieder ihre Souveränetät behalten, aber in Aus- 
übung derſelben ſich durch Staatsvertrag gegenfeitig an 
beftimmt formulierte Beſchränkungen binden. Für ben 
Staatenbund gelten alle Konfequenzen des Vertragsbegriffes, 
und daran vermag auch der Umftand nichts zu ändern, 
daß der Bund als „ewiger“ ober „unauflöglicher" abge 
ſchloſſen wird. Nichterfüllung bezw. Verlegung der ver- 
tragsmäßig übernommenen Bundespflichten feitens eines 
Bundesgliedes würde prinzipiell ale anderen zur Löfung 
des Verhältnifjes berechtigen; und wenn auch diefe Even- 
tualität vertragsmäßig ausgeſchloſſen und für derartige 
Streitigleiten eine richterlihe Inſtanz zur Entſcheidung 
eingejegt fein Tann, fo beruht doc eine von diefer Inftanz 
gefällte Entſcheidung im Grunde immer auf Vertrag, und 
die Unterwerfung unter den Richterſpruch ift nur ver- 
tragsmäßige Pflicht und nad den für Verträge gel- 
üb: der Gentralgemalt als | trag; di G. M 
——— er 
termorfen find, fo geftaltet fi Jellinef, Staatenverb. 
der Staatenbund zum Staaten- | 197: „für alle Geftaltungen, die 
ftaat” (der nach Meier identiſch der Staatenbund annehmen 
mit Bundesftaat) Vgl. auch kann, giebt es nur einen feften 
band, I 57; Mejer, Einl.| Punkt: den der Souveränetät 
der Bundesglieder“; vgl. auch 
" — — zutreffend verwendet die ſchöne, auf umfafjenben 
bier Laband I, $. 7 bie privat- vehtöhiftorifhen Gruni an 


etliche Analogie: juriftifhe| rußende Darftellung von 
zöttige Analog cietät—Ver- | nel I, 198 ff. ° 
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tenden Regeln zu beurteilen, demnach in letzter Inſtanz 
doch immer an der Frage des Lebensintereſſes des ſouverän 
gebliebenen Staatsweſens zu prüfen. Der Bund iſt ſo— 
mit fein ftaatsrehtlihes Gemeinwefen, fein 
Herrfhaftsfubjelt,® er hat Feine Staats- 
gewalt, fondern nur einzelne zur Ausübung 
namens des Auftraggebers delegierte Hoheits— 
rechte, er unterſcheidet ſich begrifflid nicht 
von der Allianz. 

Anders beim Bundesftaate. Seine Entjtehung aus bis- 
her fouveränen Staaten wird in ber Regel aud auf dem 
Wege des Vertrages erfolgen: begriffli notwendig ift dies 
indes nicht. Der Staatsvertrag aber hat hier nicht den 
Inhalt, daß die Kontrahenten fi gegenfeitig in Ausübung 
der Souveränetät beſchränken, ſondern vielmehr: daß die 
einzelnen Kontrahenten auf ihre bisherige 
Souveränetät zu Gunften einer zu fonftituie- 
renden Gentralgemwalt verzichten, jedoch fo, 


2% Daß er ein foldhes fei, be⸗ 
Baupten Hänel, Stub. I, 40 


über ben Einzelſtaaten nicht, 
denn Herrſchaft bat nur das⸗ 
jenige Subjett, weldes ben Be- 
fehl der „verbinbligen Einfüh- 


zung“ giebt. Richtig Laband 
L, %, &0. ar ellinet, 
Stoatenverb. 118; Seybel, 


Abhandl. 118 ff.; Bate 
111; f. die Note 26. 
0 Man kann ſomit Staaten- 
Bund und Allianz nicht „vers 
wechſeln“, was Meyer Laband 
vorwirft, denn für beide Rechts⸗ 
verhältniffe gelten Begrifflid) 
ganz die nämliden Merkmale. 
So jegt auch Laband I, 521. 


, 78, 
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daß fie einen großen Teil der Souveränetäts- 
tete zurüdbehalten, d. i. zur Ausübung zu— 
rüdempfangen. Im Staatenbund befhränten 
fi die Einzelftaaten vertragsmäßig in Aus- 
übung der Souveränetät zu Gunften der Cen— 
tralgewalt; im Bundesftaat beſchränkt ſich 
die Gentralgemwalt gefeglih in Ausübung der 
Souveränetät zu Gunften der Einzelftaaten. 
Im Bundesftaat geht die Einzelfouveränetät 
als folde unter und eriftiert ſtaatsrechtlich 
nur mehr als Beftandteil der in der Gentral=- 
gewalt rubenden Gefamtfouveränetät.?! Go- 
bald der Verzicht auf die Eingelfouveränetät durch Auf- 
richtung der Gentralgewalt praktiſch geworben ift, ift bie 
etwa vorher eingegangene vertragamäßige, auf jenen Ver— 
zicht gerichtete Verpflichtung erfüllt, der Vertrag eriftiert 
nur mehr Biftorifh, bat aber feinen aktuellen juriftifchen 
Inhalt mehr; juriſtiſch kommt von da ab nur mehr das 
von ber Gentralgewalt gegebene Geſetz (im meiteften Sinne 
des Wortes) in Betracht. Der Einzelftaat ift wie jeber 
einzelne Staatsangehörige Unterthan der Gentralgewalt: er 
hat dem Gefeß zu gehorchen; für die Form der Rechtſetzung 
unter Gleichberechtigten, den Vertrag, ift zwifchen Gentral= 
gemalt und Einzelftant im Bundesſtaat prinzipiell fein 
Raum mehr??? Es Tann folglih im Bundesſtaat von 





®1 Ebenſo Laband I, 54;| 2° Nach ver herrſchenden Lehre 
Hänel StR. I, 202. fol das unterfeidende Mert« 
39 Daß in biefer Beziehung |mal Wwiſchen Bunbesftant und 
in unferem Reichsſtaatsrechi “ Staatenbund darin Tiegen, daß 
einige Anomalieen finden, wird |die Gentralgemalt im legteren 
in $. 5 zu erörtern fein. nur über Staaten, im erfteren 
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Erfüllung oder Verlegung der Verträge, Austritt aus dem 


— die — —eS 
rigen bereit (vgl. 3. 
Den er, Erört. 13, Drundg. 6, 
2ehrb. (3) ©. 31; über bie Ge⸗ 
neſis und Verbreitung dieſer 
Lehre |. Hänel, Stud. I, 40). 
Fi entgegengefehte: Weiſe führt 
aband I, 70 auß, daß gerabe 
"im Bundesſtaat die „Staaten“ 
„ba3 birekte unmittelbare Db- 
jet der in ber Reichsgewalt 
enthaltenen gerstgaftgreite” 
find. (In der 2. Aufl. ©. 5öf., 
73 f. ift biefe Anficht. zwar feft» 
gehalten, aber mobifiziert, indem 
Ausgeführt ift, bak die Reichd- 
gejege auch die Stantsangehöri- 
en direlt verpflichten, jedoch 
jei dies feine „unmittelbare 
terorbnung ber" Bevölferung 
unter bie Reichsgewalt in ber 
Art, daß die einzelnen Indivi⸗ 
duen auf den ber Reigägeiet- 
gebung unterftellten ieten 
von dem Einzeiſtaat emanzipiert 
felen·) Beides ift m. €. nidt 
rigtig. Die Staatdangehörigen 
find im Bundesftaat fo gut 
„DirefteS unmittelbared Objekt“ 
der Reichsgewalt ald die Staa- 
im — Fan Ri En 
urchführun iner Aufgaben 
IE eigener Behörden bebient, 
itt Dies mit aller Klarheit 
jervor. Es Tommt aber für 
ie Begriffäbeftimmung des 
Bunbeöftantes überhaupt gar- 
nicht auf die Art und Form ber 
Dirkfamteit der Centralgewalt 
fo (ma3 von Erb En 
a3 „unzweifelhaft“ intfcheir 
dende anfieht; |. auch Brie, 








Staatenverb. 113), fondern einzig 


.|und allein auf die Entfgeibung 


ber Stage: iſt bie Rompetend 
at ober nit? chtig 
fagt Meyer, Lehrb. 8, daß die 
Gliebftanten nicht mehr fouverän 
find, wenn bie Gentralgemalt 
„burd einen eigenen Aft“ Ye 
Kompetenz erweitern Tann. Un- 
richtig aber ift bie Behauptung 
Grundz. 24, daß ein Bund nies 
mals fouverän fein Zönne, „mag 
er in ber Form des Bundes- 
ftaate3 oder des Staatenbundes 
auftreten, es fehlt ihm ftets ein 
notwendige Erforbernis ber 
Souveränetät, bie jelbftändige 
Beftimmung der Sphäre feiner 
Thätigleit“. Bol. jept aud bes 
ſonders Jellinef, Staaten- 
verb. 196, 298; Rofin 39. Daß 
aber die „Anteilnahme ber Glieb- 
ftaaten an ber Gentralgemalt 
als ein mejentliies Begriffs 
moment des Bunbeäftantes“ zu 
betrachten fe (2abandl,57R.), 
Babe ich nicht nur nicht geleug⸗ 
net, wie Laband som “. 
einwenbet, fonbern dies i 
die unbedingt notwendige 
Borausfegung für die— 
ignige Konftruftion bes 
Bundesftaats - Regeiffes, 
welde in dem „föderatin 
organifierten Träger ber 
Staatögewalt" dad ent- 
fdeidende Kriterium bes 
Begriffes findet (f. unten 
sub II). Welchen Sinn könnte 
denn ein füberativ organifier- 
ter Träger ber Stantögewalt 
haben, ala den der Anteilnahme 
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Bund wegen Nichterfüllung von Vertragapflichten, Auflöfung 
des Bunbesvertrages juriftifch Feine Rede fein: der Ber- 
trag fann nit aufgelöft werden, denn er exi— 
ftiert überhaupt niht mehr. Alle Streitig- 


der Gliedftaaten an der Central: 
gemalt? Die Polemik von La 

and gegen Borel und mic 
ift demnach gegenftanbötos. Über 
die ‚gofitive abandide Kon- 
er ſ. ud Hänel StR. 

9 Anberd natürlich nad) fei- 
ner Örundanfhauung Seybel. 
Er führt aus (Abb. 59: Die 
„Bereinigung zum Bunde“ fei 
ihrer Natur nad) eine dauernde. 

o ein freies Austrittsrecht 
nicht außgemadt fei, habe jeder 
vertragjchließende Teil gegen 
jeden anderen einen Anfprud 
auf Fortdauer bed Bundes. 
Der Bund könne fi rechtlich 
nur auflöfen, wenn alle feine 
Glieder hierüber einig find; 
ausdrücklich beftimme died nur 
die beutfche Berfaffung durg 
den Ausdrud „ewig“ im Ein- 
gange. — Der Ausprud „ewig“ 
wird nicht zu rechtlichen Schluh- 
folgerungen benugt merben 
Tonnen. Bei einem vertrags- 
mäßigen Berhältni® wird viel- 
mehr bie gegebene juriftifche 

[gerung fein: wenn nicht po- 

tiv anders beftimmt, hat jeder 
Einzelftaat da3 freie Austrittd- 
recht. So fommt denn aud 
weiterhin Seydel felbft zu ber 
Erkenntnis: daß ein foldes 
Verhältnis „nad; der Lage menfch- 
licher Dinge flets eine unfijere 





Sade” fein müſſe (S. 76). 
S. 82 endlich gr Seybel 
das Facit feiner uefüpeung in 
den Sägen: „wird feitens einer 
Staatögewalt der Austritt aus 
dem Bunde im vorgefchriebenen 
formellen Seiepeänege erklärt, 
fo ift das Bundesverhältnis 
ſtaatsrechtlich gelöft, jeder wei⸗ 
teren Thätigfeit ber Bunded- 
organe im Staate auf bem Ge» 
biete ber Sefetgebung, der Bers 
waltung ꝛc. der Rechtsboden 
entzogen. Dabei mag der Aus- 
tritt aus bem Bunde gegenüber 
den anderen Teilnehmern einen 
Dertengsbrun enthalten, aber 
das ändert ftantörechtlich nichts. 
Vertragsbruche auf dem Gebiete 
des fog. Zöllerredts verlegen 
teinebeitehenbezwingenbeReht8- 
orbnung‘. Die weiteren Aus- 
führungen Seydels find dog 
von dem Bewußtfein beherricht, 
dab die angegebenen Süße dem 
auf einem weltgefchichtlichen 
Entwidelungöprogeiie beruhen» 
den heutigen Rechtszuſtande 
Deutfegtands nicht gerecht wer» 
den. So find denn bie folgen» 
den Erörterungen Seydels 
eine weitreichende bedeutfame 
Konzeſſion an den Bundesftants- 
gedanken, den freilih aus los 
gifhen Gründen ablehnen zu 
müffen Sey del überzeugt bleibt. 
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feiten werben in inappellabler Weife von den 
geordneten hödften Inftanzen der centralen 
Staatsgewalt entfhieden, die zur Durchfüh— 
rung ihrer Entfheidungen mit allen Mitteln 
faatsrehtliden Zwanges ausgeftattet ift.25 
Ob im einzelnen Falle ein Bundesftaat oder ein Staa- 
tenbund gewollt fei, kann lediglich aus einer Prüfung ber 
thatfächlichen Vorgänge bezw. der darüber aufgenommenen 
Urkunden entnommen werben. Die Prüfung ift darauf zu 
richten: wo ift die Souveränetät, beim Einzelſtaat ober 
der Gentralgewalt? Iſt dies feftgeftellt, fo ergeben ſich die 
Konfequenzen auf dem Wege logischer Deduktion von felbft.?° 


IL Das Deuffche Reid; ein Bundesſtaat. 


An der Hand der sub I gegebenen Debuftion haben 
wir, um ben rechtlichen Charakter des Reiches feftzuftellen, 
die Frage zu entſcheiden: liegt eine vertragsmäßige Be- 
ſchränkung ber einzelftaatlihen Souveränetät durd Über» 
tragung der Ausübung einzelner Hoheitsrechte an eine 
hierfür gebilbete Gentralgewalt oder liegt ein Verzicht auf 
die einzelftaatliche Souveränetät durch Übertragung berfelben 
auf die Gentralgewalt vor? 

Die Frage ift im letzteren Sinne zu entfdeiden. 


” Jellinet, Staatenverb.|Trieps bie Gehorſamspflicht 
278 ff. Die Konftruftion von |der Einzelftaaten im Bundes» 
Trieps 35 ff: Staatenbund | flaate ab. 
fei ein — ches, Bundes | ** Daß es auf bie Art ber 
ftaat ein ol Tigatorifh-bing liches | Rompetenzverteilung nit an- 
Verhäftnis, Hat, fomeit ich fehe, |Tommen fann, führt auch zu- 
nie ends Buftimmung gefunden; | treffend Rofin 11 f. aus; vgl. 

onfequenz feiner privatrecht· ferner Zorn in 3. oh d. gel. 
Higen Grundanſchauung lehnt | Staatsw. 1881, ©. 298. 
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Die Souveränetät findet ihren prägnan= 
teften Ausdrud in der Setzung des Rechtes. 
Denn: „das Recht ift das ber menſchlichen Gefellihaft in 
allen ihren Drganifationsformen notwendige Drbnungs- 
prinzip“, die „dem Staate notwendige Erfcheinungs- 
weile" 37 Wer das Redht fegt, ift Inhaber der 
Souveränetät. Der alte deutſche Bund Hatte feine 
Kompetenz der Rechtſetzung: er konnte zwar Beſchlüſſe 
faſſen, aber was diefe Beſchlüſſe zum Rechte machte, die 
Erteilung de3 verbindlichen, widerſpruchsloſen Befehles, ge- 
ſchah durch die Gewalt der Einzelftaaten. Im heutigen 
Deutſchen Reihe wird allerdings Recht fomohl von der 
Gentralgewalt als von den 25 Einzelftanten gefegt: für 
die außerliche Betrachtung ſcheint es fomit, daß hier wie 
dort Souveränetät vorhanden fei. Daß dies logiſch un- 
möglih, wurde oben sub I nachgewieſen. Daß aber au 
nad pofitiver Beftimmung ber Reichsverfaſſung die Sou- 
veränetät bei ber Gentralgemalt ruht, fteht noch zum Be— 
meife. Kann diefer Beweis erbracht werden, fo ift damit 
zugleich nachgewieſen, daß die Gefehgebungsgemalt ber 
Einzelftaaten ſtaatsrechtlich der Geſetzgebungsgewalt des 
Reiches untergeorbnet ift. 

Wäre die Kompetenz der Gentralgewalt eine einfür- 
allemal definitiv und feft abgegrenzte, gleihfam ein eiferner 
Beftand von einzelnen ber Gentralgemalt zugefchiedenen 
Materien ohne jede Möglichkeit der Rompetenzermeiterung, 
dann befäße das Reich nicht höchſte Gewalt, wäre nicht 
fouverän, wäre fein Staat, ſondern ein vertragsmäßiges 


# Hänel SR. I, 110 ff., beſ. 115, 128 ff. 
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Verhältnis, ein Staatenbund.?® Das war der materielle 
Inhalt des ſ. 3. bei Beratung der norbbeutfchen Bundes⸗ 
verfaffung geftellten Antrages Zachariä, ber abgelehnt 
wurde? Die Gefeßgebungsgewalt des Reiches wäre in 
dieſem Falle eine von den Einzelftanten abgeleitete geweſen. 
Art. 4 der AB. ift zwar von fehr weitem Umfange, exi= 
ftierte aber nur diefer Artikel, fo wäre über die obige auf 
den Staatenbund hinauslaufende Debuftion nit hinweg- 
zufommen.4° 

Daß diefe Debuftion aber für das Reichsſtaatsrecht 
nicht zutrifft, ergiebt fi unwiderleglich aus Art. 78 der 


®8 So behaupteten prinzipiell | behalten ihre Selbſtändigkeit, ſo⸗ 
für_ das Unionäverhältniß ber | weit fie nicht Durch biefe Berfaj- 
norbamerifan. Freiſtaaten die ſung beſchränkt ift; fie haben 
2egißlaturen von Virginia und) alle ftaatlihen Hoheiten und 
NKentudy bei Anlaß zweier) Rechte, ſoweit nicht ber 
Unionägefege i. 3. 1798. ©. hier- | Bundeögewalt ausdrüdlich über- 
über Dänel, Stud. I, 3-5. |tragen find.“ Der Abgeordnete 


Dies behauptete ferner bis vor 
kurzem bie berridende Lehre 
vom Bundesftaate, vgl. v. Mohl 


39 Dem Antrage Zahariä 
(Sten. Ber. I, Anl. ©. 45, dar 
u ©. 239 die Begründung bed 
ntragftellerö, ferner ©. 318 
die Rede des Ag. v. Thielau) 
wurde — wen Saster 
entgegen, ft (Sten. Ber. I, 
©. 5%, ferner 239 ff. 815 fi). 
gesari beantragte, 

rt. 2 folgender Weiſe zu 
faflen: ie Bunbeögemwalt wird 
durd die ihr in dieſer Verfaſ⸗ 
fung zugewieſenen Kompetenzen 
beftimmt und begrenzt. ie 
im Bunde begriffenen Staaten 


den 








Miquel_ dagegen beantragte, 
zwiſchen Art. 4 und 5 einen Ar- 
tifel folgenden Inhalts einzu⸗ 
{djieben: „ber Bund ift befugt, 
im Wege der Gefeggebung aud 
folge Einriätungen zu treffen 
und Mafregeln anzuorbnen, 
welche auf anbere als bie im 
Art. 4 bezeichneten Gegenftänbe 
fid) begiehen, wenn biefe im Ge- 
jamtinterefje notwendig werben. 
Der Erlaß folder Gefege ift an 
die für Verfaflungsveränderuns 
gen vorgeschriebenen Formen ges 
unben.“ &. hierzu Zorn in 
Tübing. 8. 1881, SOLff., in 
Hirths Ann. 1884, 466 f. 
4%. A. Rofin 7. 
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fonftituiert die Mög- 


lifeit einer unbegrenzten Erweiterung ber 


Reihslompetenz 
Wege? 


auf 


vollflommen legalem 


„die rehtlide Unabhängigkeit der 


dem Reihe zuftehenden Willens- und Rechts— 


ſphäre von derjenigen 


4 Zaband I, 64—70 ber 
1. Aufl. fhlug_einen einiger- 
maßen anderen Weg zur Beant- 
wortung ber Broge nos der 
rechtlichen Natur des Reiches 
ein. Gouveränetät ift nah 2. 
kein begriffliches Merkmal bes 
Staates. Das Reich ſowohl ald 
die Einzelſtaaten find Staaten 
im Rechisſinne, denn beide Po⸗ 
tenzen find „felbftändig”. Die 

inde für die Selbftänbigteit 
des Reiches werben unter vier Ge⸗ 
fiötspuntten erörtert, ben vierten 
erfelben bildet Art. 78. Ber 
trachtet man Souveränetät als 
begriffliches Merkmal des Staa- 
tes, jo Können die Einzelftaaten 
nur für den „Spradgebraudg” 
als Staaten in Betracht fommen, 
denn fouverän ift auf Grund 
von Art. 78 nur das Reich. 
Was Laband sub 1-3 an 
Gründen für die „Selbftändig- 
keit“ des Reiches anführt, % 
eine Konfequenz des Art. 78. 
Demgemäß hat Laband 2 
nunmehr in der 2. Aufl. S. 88 f. 
ebenfalis den Art. 78 für „ent- 
idend“ erflärt. Bol. Yale 
156. Hänel StR. I, 220f.: 
„Die Bejahung oder Verneinung 
der Frage nad ber Kompetenz⸗ 





der Einzelftaaten“ (2a- 


Kompetenz entſcheidet in Ießter 
Inſtanz, ob der —ESE 
hier das Reich eine mit dem 
Staate gleichartige Natur an 
fi trägt ober nicht"; ferner 
773 ff. Genau ebenjo wie unfere 
RD. eidgen. 38. 118— 128. 
Unions · V. a. V. Anders Ro- 
fin 7, der auch ohne Art. 78 
Abf. nah Art. 2 u. 4 die 
Souveränetät der Einzelftanten 
verneint. Auch Brie, Staaten- 
verb. 104, erflärt Die Kompetenz« 
Rompeteng für ein „begeiftines 
Erfordernis" des Bundesftaats. 

3 AN SeHdel4; Befter- 
ta mp 29; Meyer, Erört. 64ff., 
Zehrb. $. 164, fämtlie mit 
Berufung auf bie in ben Ein« 
angdworten gegebene Zwedbe- 
— „die vertragämähigen 
Grundlagen“ de3 Reiches und 
feiner Verfaffung. Außer jenen 
„Sweden“ rechnet Meyer no: 
zu den „vertragämäßigen‘ 
Grundlagen: 1. die Exiftenz der 
Einzelftaaten, 2. das Beſtehen 
eines Bunbeöverhältniffes. Über 
die Eingangsworte |. o. 8. 8 
. VIII; über die „Eriftenz der 
inzelftaaten‘ und das „Ber 
ftehen eines Bundesverhältnifjes“ 
unten $. 5, II. 
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band I, 64). „In der Rechtsmacht aber: des Staates 
über feine Kompetenz liegt bie oberfte Bedingung der 
Selbftgenugfamkeit, der Kernpunft der Souveränetät“ 
(Hänel). Auf volllommen Tegalem Wege hat das Reich 
durch Art. 78 demnach die Möglichkeit, außer den im 
Art. 4 bereits ausbrüdlich feiner Kompetenz überwieſenen 
Materien auch jede andere den Einzelftaaten zu entziehen, ** 
und befanntlid ift von dieſer Kompetenz aud bereits in 
echt erheblichem Umfange Gebraud; gemacht worden. Die 
ganze Frage der „Rompetenz-Rompetenz“, welche anfangs 
im Parlament und in der Litteraturt5 fo lebhaft umftritten 
wurde, ift heute längft Feine Frage mehr. Die Kompe— 
tenz des Reiches ift eine völlig ungebundene, 
fie ift aud nit gebunden durd die „vertrags- 
mäßigen. Grundlagen der Reichsverfaſſung“, 
weil die Reichsverfaſſung im juriſtiſchen 
Sinne Feine „vertragsmäßigen Grundlagen“ 
hat, und die Eingangsmworte zur Verfaffung 
lediglich „enuntiativ“ find. Auf Grund des 
Art. 78 hat das. Reich den „eigenen“ Willen, jederzeit 
felbft mit bindender Rechtskraft für die Einzelftanten über 
feine Kompetenz zu entſcheiden; „einmal ins Leben gerufen, 
befteht der Organismus des Gefamtftantes buch ſich felbft 


48 Nach der eibgenöffifchen und vie, Ka. Hänel 
nordamerifanifgen Bunbesver- | ©: u. bei. 783 f.; auch 
faffung. befteht in biefer Rid- ae Staatenyers. 124}. 
tung ein bemerfenäwerter, wenn A. 6. Meyer, Lehrb. 
auch immerhin nur quantitativer | ©. er 

Unterfejied von unferem Reichd-| 4 Die Litteraturift zufammen- 
echt, indem über Verfaffungs- gefent De BeiMeyer, ſiaatsrechtl. 
änderungen bie Einzelſtaaten als Erört. 
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und beherrſcht damit unter Negierung jeder anderen Sou— 
veränetät von feinem Willen aus den der Einzelſtaaten.“ 4° 
Vom rein formal juriftifhen Standpunkt aus — politifhe 
Möglichkeiten ober Unmöglicfeiten find hier nicht zu er— 
örtern — ergiebt fih demnach: Artikel 78 konſti— 
tuiert als oberfte, als fouveräne Madt im 
Reihe die Centralgewalt, da burd jenen Ar- 
tikel der legteren virtuell die juriftifhe Mög- 
lifeit gegeben ift, auf vollfommen legalem 
Wege die einzelftaatlide Gefeggebung in je- 
der Richtung an fi zu ziehen. „ES ift eine un- 
abweisbare Konfequenz aus Artikel 78, daß die gefamte 
Rechtsſphäre der Cinzelftanten zur Dispofition des ver- 
faffungsmäßig erklärten Willens des Reiches ſteht“ (La= 
band I, 70).°.4° „Wie das Reich voller Herr, fo ift es 
aud in durchgreifender, den Rechtsſchutz der Einzelſtaaten 
in befonberen Formen und Inſtanzen nicht bindender Weife 
ausſchließlicher Richter über feine Kompetenz.“ 4? 

Die notwendige juriftifche Konfequenz aber, die ſich 
hieraus ergiebt, ift die: daß die den Einzelftaaten 
verbliebene Rechtsſphäre ftaatsrehtlih als 
eine vom Reich abgeleitete zu betradten ift.50 


“ Rofin 6; Bake 178. 2 des | Beinziped ift "=. 
: Abänderung 
behaupten — Brie, Staaten» Ingeftanigen Verfa ingburg 


Ian 106 —, daß bie Einzel» Reichsgeſetz bei Vorhandenſein 
peken den Bund nur „gewiffe gemifler Borausfel een 
Kl übertragen haben. # Hänel M; 
„Reiche ei, ift for Born in En B- 4 gef. 
mit Dr, „ein Prinzip“, was | Staatsw., 1882, ©. sis: 
Held 55 grunblos Teugnet. 9 —* Meier, Einl. 
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„Iſt e8 Die wefentlicfte, alles übrige bedingende Aufgabe 


des zufammengefegten Staates 
gemäß bie Gliebftantägewalten 
in ihrem Berhältnifle zur Ober- 
gemalt Unterthanen find, fo 
onn bie relative Gelb- 

ftändigteit, melde fie be- 
figen, rechtlich nur auf 
Einräumung feitend der 
Dbergewalt begründet 
werden“ (anders freilih &.28). 
Dagegen Brie, Staatenverb. 
101f. 108, ebenfo Iehnt 2a- 
band dies ab unb fagt, bie 
Einzelftanten hätten ihre Rom- 
petenz „Fraft, eignen Rechtes, 
nit ‚dur Übertragung vom 
Reh“. Hiſtoriſch gewiß, aber 
nit nad) dem pofitiv geltenden 
Staatsrecht. Wenn Laband I, 
714 jagt: die Einzelftanten hüt« 
ten „ihre Souveränetät auf bie 
Gejamtheit übertragen‘, fo 
tonnten fie ihre Landeshoheit 
nit „aurüdbehalten”, fondern 
nur zurüdempfangen, denn in 
der Souveränetät liegt notwen- 
die Landeshoheit. ©. 102 

bi tet Laband, das „eigene 
Recht, die „eigene Herrſchafts- 


„allerdings if 


Horn, Gtantäregt I. 2. Mufl. 


:| im Terte vertretene An 





Gliedftanten die ihnen verblie- 
henen Hobeitsrechte_ entziehen. 
In einem gewiflen Sinne Tann 
man daher Yagen, daß die Ein- 
Qiltonten ihre  obrigkeitlichen 
echte nur durch die Dul- 
dung bed Reiches, nur 
precario befigen, daß ibeel 
08 Reich die ftantlihe Gewalt 
in voller Integrität befige, und 
daß die Einzelſtaaten auch die- 
jenigen Rechte, auf welde fi 
die Kompetenz des Reiches nicht 
erſtreckt, ebenfo wie diejenigen, 
welche ihnen das Reich innerhalb 
feiner Kompetenz zumeift, nur 
durch den Willen des Reiches 
haben.“ Übereinftimmend mit 
dem Text Zonen bei Grünhut 
. 218; ferner Bate 
. Di; 
46, 


eis 
Line? 281°; anders aber jegt 
Jellinek, Gejeg u. Berorbn. 
201; vgl. au) Liebe 22. Mit 
roßer Schärfe wendet ſich ferner 
änel StR. I, 799, gegen bie 
auung 
und findet in derſelben eine 
vollklommene Verkehrung des 
Rechts⸗ und Thatbeftandes der 
Gründungsatte”. Cbenfo ſchon 
vorher ©. 254, t unter 
rufung auf R.-Berf. Art. 2 und 
Bayer. Schlußprot. Art. VL 
Daraus aber Tann nichts ger 
folgert werben. Hänel wendet 
fi ebenfo energiſch gegen das 
mübgeleitete“ Recht des Reiches 
wie der Einzelftanten. Aber auf 
6 
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des Staates, das Recht zur Geltung zu bringen, fo ift im 
vollommenen Staate feine Perfon, welde ihre Kompetenz 
nicht auf die Anerkennung des Staates zurüdführen müßte 
und damit die Grenzen feiner Kompetenz bezeichnet erhielte.” 
„Unter allen Umftänden fann eine wahre Autonomie für 
die dem Staate nachgeorbneten juriftifhen Perfonen nur 
auf ftaatzfeitiger Ermächtigung ober Anerfennung beruhen“ 
(Hänel, Stw. I, 39). Dies trifft volllommen zu 
auch für das Verhältnis der Einzelftanten im und am 
Reiche. Indem man fi auf den Inhalt von 
Artikel 78 vereinigte, ſchuf man eine im Prin- 
zip unbegrenzte Gentralgemwalt, vereinigten 
ſich die Einzelftaaten niht zu einer „Be— 
fhränfung“ der Souveränetät auf dem Ver— 
tragswege, fondern zu einem Verzicht auf die 
Souveränetät zu Öunften der Centralgemalt. 
Wenn ein Verhältnis fonftituiert wird des folgenden ftants- 
rechtlichen Inhaltes: eine Anzahl bisher ſouveräner Staaten 
vereinigen fi zur Aufrichtung einer Geſamtſtaatsgewalt 
und legen biefer letzteren die rechtliche Fähigkeit bei, auf 
dem Wege legaler Kompetenzermweiterung fi unbegrenzt 
auszubehnen, fo ift es ein Sprad- und Denkfehler, von 
Beſchränkung“ der Souveränetät zu ſprechen, wo prinzipiell 


einer Seite muß doch dad Recht denn folches fei für eine Berfon 
ein abgeleiteteö fein, fonft gebt| „jedes Recht, deſſen Subjekt fie 
ber Xegriff ber Gouveränetät, it“. SBeftimmt man das „eigene 
den niemand fhärfer faßt ald| Recht“ im biefer Meile, fo ift 
änel, unretibar verloren. | die Folgerung ebenfo richtig als 
‚benfo $ en bie Anficht des werlios. Bol. auch G. Meyer, 
lin 16: die Cinzel- | Lehrb. 3617. 
ftaaten hätten „eigenes Nedt“, 
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ein Verzicht vorliegt. 51 
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Hätte man dieſe ſtaatsrechtliche 


Konfequenz nit gewollt, fo durfte man den Artifel 78 


nicht concebieren, wie dies Bayern auch wollte.d* 


Nach 


der Lage des poſitiven Rechtes aber ift Artilel 78 das 
durchſchlagende Argument für die Souveränetät und Staats- 


natur de3 Reiches.5® 


51 Demgegenüber verfagt aud), 
was Senden, Aohandı. 3 
und weiter einwendet. „Nun 
lautet eben ber Betrag dahin, 
Daß einer Dreiviertel.Mehrheit 
der — — ie em N 

fügen verpfli fein. fol 
das alfo dieſe ihre Zuftimmung 
leihjam im vornehinein giebt“, 
Bieter Mebrheitömille fei Tein 
ageretäaftsmite” (76, 110 ff). 

Diefer —— iſt aber 
Staatswille, ſomit Herrihafts- 
mille, edenfo wie ber Mehrheitd- 
wille im Parlament. Die „glei- 
fam ae uf inein® F ebene 
grenzenlofe mung it eben 

Dertragamäi El Aufgeben ber 
—— — er Sey⸗ 
delſchen verwandte Debuftion 

jiebt Trieps 47 Überein- 
Kinment mit dem Terie Bake 


ur Es gehörte diefer Punkt 
zu den forzierigften Fragen, bie 
überhaupt in ber ganzen Ber- 
Bandlung mit zu erledi- 
en waren‘  (Staatsminifter 

elbrüd im NReictage). 
Bayern verlangte in jeto — 
en Rompetenzermeiterungen, ſ. 
Er Komm: ei 
Meyer, Erört. 76 ff.; Hänel 
StR. 1, 775. 


©. | veränetät. 





„Die rechtliche Geftaltung der Reichs 


A. A Seybel 18; v. 
Martig 10; Riedel 5, 54. 
Rofin 6 ff. tritt zwar der Der 
buftion über die Souveränetät 
de3 Reiches bei, da die Einzel- 
ftaaten dur das Neid „im 
weiteften Umfange beftimmbar“ 
find, folgert dies aber aus R.- 

Verf. Art. 2,4, nicht aus Art. 78, 
da diefer nur eine „Relation“ 
enthalte, fomit nur formelle Be» 
yebung habe. Die „Relation” 
ft aber gemäß Art. 78 nicht „for« 
mel“, jonbdern allumfaflend: in 
tgl) Buntte Tigt | hier. das 

moment“. it Recht 
indet au Laband I, rd 
ad „Weſen“ der Reicjägewalt 

in ber „Unbeichränftheit”, in 
Fr a8 rei mug fr 

medte3“; vortrefflih auch Hä- 
nel StR. I, 
Baufteine y\ 
Gareis, A 
fugen bie Schwierigteit bamit 
zu überwinden, 
fibren: der Begriff des Bunde. 
ftantes beruhe auf ber Be- 
fhräntung der Souveräne- 
tät; fowohl Reich ald Cinzel- 

ftaaten hätten beiränfte Sou- 
Diefer Verſuch, bie 
große Streitfrage zu löfen, iſt 
wohl von allender anfprechendfte. 

6* 
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gefehgebung ergiebt zu ihrem Teile und vom Standpunkt 
rechtlicher Betrachtung aus, daß das Neid die Natur des 
Staates an ſich trägt." 5* 

Die Gentralgewalt aber übernahm nicht die Ausübung 
der fämtlichen aus der Souveränetät fließenden Rechte und 
Pflichten: fie beließ vielmehr die Ausübung berfelben in 
weiten Umfange den Einzelftanten; in „bewußter und ge- 
wollter Selbſtbeſchränkung“ hält fie fi von einem großen 
Teile der ftaatlihen Aufgaben ganz zurüd, fobaß in diefer _ 
Beziehung die Souveränetät des Reiches einzig und allein 
darin einen ſtaatsrechtlichen Ausdrud gefunden hat, daß alle 
jene Materien auf Grund des Art. 78 zur Dispofition des 
Reiches ftehen. Im ftrengen Sinne des Wortes find dem⸗ 
nad die Eingelftaaten feit 1. Juli 1867 bezw. 1. Januar 
1871 feine Staaten mehr,5° weil ihnen das erfte Efjentiale 
des Staatöbegriffes, die Souveränetät, fehlt.’ Der 


Er ſcheitert aber an der logiſchen 
Notwendigkeit, mans! ia 
das Sul der Belchränfung 


if. Kraft der Souveränetät |tes 


muß bie ba8 Reid fein: das 
Reich seforäntt feine Souverä- 
netät zu Gunſten ber Einzel» 
ftaaten ; letztere aber haben feine 
Souveränetät, auch Teine ber 


faräntte. Del. über biefe 
Son in Hirths Ann, 
462 ff.; Hänel StR. 


204 ff. 

"8 Hänel StR. I, 271; da⸗ 
vu bie die Erörterungen 1 ff. über 

ie Kompetenz · Kompetenz in 
den drei Bunbeäftaaten, vgl. 
Verf. d. nordameril. Union Art. 

Cidgen. B.-Berf. Art. 118123; | f 
f. ferner Seydel, Abd. 38 ff. 





55 Bufenborf, syst. civita- 
tum $. 8: „si sit una civitas, 
non potest plures in se civita- 

iter continere, quam ut 
illae civitates esse desierint“. 

s Hänel, Stud. I, 63 jet: 
meber bie Eingelftanten noch 

Bund_feien „Staat“, ſondern 
die „Zotalität beider". „Nicht 
der Einzelftaat, nicht der Ger 
famtftaat find Staaten ſchlecht - 
bin, fie find nur nad) der Weiſe 
von Staaten ori panifierte und 
handeinbe —— Gemein 
wefen. Staat ſchlechthin ift nur 
ber Sundesſtaat als die Totali» 
tät beider.” Welder Unterſchied 
33 Kann edacht werben zwi⸗ 

jefamtftaat, der nicht 
ER und dem Bundesſtaat, 
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Sprachgebrauch aber wird wie im alten, 
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fo im neuen 


Deutſchen Reihe nachwievor die Einzelftanten als „Staa- 
ten” bezeichnen, und angeſichts der hiſtoriſchen Reminis- 
cenzen wird es ſich nicht empfehlen, vom Standpunkt des 
Staatsrechtes hiergegen zu eifern,°” ſondern es wird lebig- 
lich Aufgabe des letzteren fein, das hier obwaltende Ber- 
hältnis zwiſchen Sprachgebrauch und Rechtsbegriff in das 
richtige Licht zu ftellen. Die Frage hat gewiß die aller- 


der Staat fein fol? Richtig 
änel 66: „ver Gefamtitant 
it nit etwas vom Bundesſtaat 
jerfchiebenes, fondern_der Bun- 


desſtaat felbi." Sehr gut 
Bake nr, u. beſ. jeht Hä- 
nel Sen Bi 1 auch 


ven in 
Aus- 


Case nos en He Beyeiänung 
des Einzelſiaais ald Staat eine 
Erweiterung bed Begriffes, bie 
jerade bad an erfter und oberfter 
stelle enticheidende Merkmal 

eliminiert, welches das charak ⸗ 
teriſtiſche Weſen der Erſcheinung 
für die der Begriff gebildet 
wurde, außmadt: die Souverä- 
netät. Der Sade nad hat 
na giner nur furzen, 60jähri- 
Übergangäzeit eine Bifto- 

She Rückbildung der politiſchen 
— ven bed deutſchen Vol⸗ 
— den. Wie Die beut- | mi 

air: —S mit Ausnahme 


„Der | bed Terte⸗ 





derjenigen, bie Reichsausland 
waren, nur im allmählicer 
Logerung bed Reichsverbandes 
und ſchließlich nur durch einen 
revolutionären Mft der Seceffion 
u fouveränen Staaten gemorben 
|, fo ift ihre Rechtsſtellung 
durch die Erneuerung des deut⸗ 
Ma Neiched, wenn aud um⸗ 
ebilbet im Sinne des modernen 
tantes, zurüdgeführt auf das, 
worauf a hiſtoriſch allein einen 
ER BE ran 
vor ei ven bie Auffaffun, 
Ge Brie, Sinn 
tenverb. 96 ff., deſſen Ausfüb- 
rungen auf dem m. €. unmi 
lichen Gebanten beruhen, hab 
im Bundesftaat ſowohl der 
Bund als die Einzelftaaten die 
„Univerfalität bes Stant83meda“ 
haben und beshalb Staaten find. 
Ebenſo unhaltbar ift m. €. der 
weitere ¶ Grundgedanke ber 
Briefcen Konſtruktion von ber 
„Subftbiarität bes Bundes· 
ſtaats zwecks· ben Brie ſowohl 
in der Reiche-, als der eidgen. 
un Unionsverfaflung finden 
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größte grundfäliche Bedeutung. Aber das muß doch ent- 
ſchieden betont werben, daß der ganze, mit fo ftarfen 
Worten geführte Streit ein Streit um eine akademiſche 
Doktorfrage ift, die jeglichen praktiſchen Intereſſes erman- 
gelt, fobald man ben Einzelftaaten die Souveränetät ab- 
ſpricht. Mit diefem Satze wird der Streit zum leeren 
BVortftreit. 

Die wichtigſten Konfequenzen aus dem sub I allge 
mein, sub IT fpeziel für das Reich feftgeftellten Bunbes- 
ftaatsbegriff find folgende: 

„Reichsrecht bricht Landesrecht”: bei Widerſpruch 
zwiſchen dem von der Gentralgemalt gefegten Recht jeden 
Grades und dem von den Einzelftaaten gefeßten geht das 
erftere unbebingt vor (ſ. dazu unten $. 15).5® 

2. Die Gentralgewalt fteht ſowohl den Einzelftanten 
ala den fämtliden Staatsangehörigen herrſchend gegen- 
über: 5% fie bebarf für ihre Rechtsſätze Feiner Vermittelung 
der Einzelftaaten,°® Tann jedoch mit Durchführung berfelben 
die letzteren jederzeit und in jedem Umfange betrauen.®! 


58 Riedel 41; Seybel 86; |f. die ſchöne maaführung bei 
Hänel StR. I, 28 fl. Hän tR. I, 270 
61 Sehr treffend Riedel 5 


® Heifpiete für bie Ynter-|Hänel, Shub. I, 48 umd_ bei 
Ahanenfhaft der Gliebftaaten | Hirth, Ann. 1874, a. SR. 
gain dem Reich bei La-|I, 2677. Daß es „mem lich“ 
and I, 785. Bol. aud Hä-|für der Begriff des Bundes⸗ 
nel SIR. 1, 267 ff. über die |ftaates fei, dab bie Central» 
Souveränetät und Unmittelbar |gewalt ſich ber Stiebftaaten 

teit ber Reichsgeſetzgebung. um Zwecke der Srreiäung ber 
ie bediene 


J tlihen Aufgaben 
60 Über ven großen, in biefer 
„Unmittelbarkeit“ ber Bundes⸗ Augegeben werden. ©. auch dv. 
gef engesung Hegenden und zu-|Martig in 8. f. Staats- 
urch die nordamerif. Juris miffenfd, 1876, 0,8 564 f.; Hür 
prubenz entwidelten Gebanten| nel StR. 1, 268. 
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3. In denjenigen Materien, melde die Centralgemalt 
zu ihrer Sphäre gezogen, Buben die Eingelftanten prinzipiell 
feine Kompetenz der Rechtöfegung,*? außer ſoweit denfelben 
eine folde ausdrücklich durch die Gentralgewalt zugewieſen 
wurde (f. unten $. 15). 

Man Tann fi) fomit allerdings darüber Feiner Täu- 
{gung Bingeben, daß in Bezug auf den Kernpunkt des 
Stantäbegriffes, die Souveränetät, ein grundſätzlicher Unter- 
ſchied zwiſchen Bundesſtaat und Einheitsſtaat nicht befteht. 
Und auch darin kann der grundſätzliche Unterſchied nicht 
liegen, daß die Centralgewalt nicht die Totalität der 
Staatsaufgaben übernimmt, ſondern von einem erheblichen 
Teile derſelben „ſich fernhält“ zu.Gunften der Einzelſtaaten, 
ſodaß „hinſichtlich deſſen ihre Mediatiſierung thatſächlich 
nicht durchgeführt ift" (Zaband): denn dieſer Unterſchied 
iſt immer nur quantitativ und wird beherrſcht von der 
virtuellen Omnipotenz des Reiches. 

Der grundſätzliche Unterſchied Tann vielmehr nur in 
dem Träger der Staatögemwalt gefunden werben.’® Hier 
exgiebt ſich eine fundamentale Verſchiedenheit zwiſchen Ein- 
heitsftaat und Bundesſtaat. Indem im Bundesſtaat die 
Einzelftanten al3 juriſtiſche Einheit den Träger der Staats- 
gemalt darftellen,* ergiebt ſich ein klarer und feiter grund- 


#2 Ganz ebenfo Jellinek, Schriftſteller. Dagegen über- 
Staatenverb. 304 ff. einftimmend mit dem Tert Me«- 
& Garkeine Bereutung legen |jer, Einleit. (2) &. 28: ‚ein 
diefem Moment bei G. Meyer, | Staatenftaat, befjen Obergemalt 
Säulze, Jellinet, Rofin,|dem durch die Gejamtheit feiner 
Gierke: ſ. Brie, Staatenverb. | Gliebftantögemalten formierten 
&. 981, Kollegium als juriftifher Berfon 
4. Meyer, Lehrb. 33, |zufteht, wird Bundesſtaat ge- 
lehnt die ab, |. N. 16 über die|nannt.” M. 9. Brie, Stan- 
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fägliher Unterſchied gegenüber dem Einheitsſtaat; ergiebt 
fi zugleid eine machtvolle Rechtäftellung der Einzelftanten 
von ungleich größerer praftifcher Bedeutung, als welde ber 
Schulſtreit über die der Souveränetät entbehrenden „Staa- 
ten” zu gewinnen vermag; ergiebt fi enbli die grund- 
fäglihe Unmöglichfeit jener bebenklichen, ſowohl bei La- 
band als bei Hänel fi findenden juriftifhen Crörte- 
rungen über „Eriftenz“, „Mebiatifierung“ der Einzelſtaaten, 
„Ummandlung in den Einheitsftaat” u. dgl. (f. hierzu 
unten ©. 97 ff.). 

Auf dem Wege Rechtens ift feine Befeitigung ber 
„Eriftenz” der Einzelſtaaten, feine „Ummandlung in den 
Einheitsſtaat“ mögli.°° 


III. Der Träger der Soumeränefäf. 
Inhaber der Souveränetät ift die ideale Perfönlihkeit 


tenverb. 128: „die Frage nad) | veränetätäbegriffes juriſtiſch un ⸗ 
der Bildung bed Trägers ber | haltbar aus ben IH darzus 
Gentralgewalt Hat daher für das | legenden Gründen; aus biejen 
Wefen des Bunbesftaates feine |ergiebt fih aud, bak nit — 
maßgebende prinzipielle Bedeu⸗ Hänel 205 — der Begriff des 
tung.” jundesftantes in allem wefent- 
%Hänel StR. I, 776, führt | lichen in ben des Eingelftantes 
aus, Art. 78 ergreife alles, „was | aufgelöft wird; S. 207 nähert 
auf Grunb ber beftehenben "Ver-| fi aud Hänel ber richtigen 
fafjung das Wefen des Bunbes- | Anfiht, dab das „MWefen“ des 
tantes ausmadt, mithin den |Yundeöftante® in der Frage ber 
eitand des Bundesſtaates ſelbſt. Organifation der Staatögemwalt 
mag man feine Ummandlung in | liege, und wenn ©. 207 bies 
den Einheitsſtaat ober jeine|nur als „ergänzend“ bezeichnet 
Rüdbilbung in den Stantenbund | wirb, fo fpigt fi ©. 208 alles 
oder feine Auflöfung in ein un-|— in allerdings m. E. unzu- 
verbunbened Nebeneinanber_ber | treffender Weile — auf das 
Einzelftaaten ind Auge faffen“ | Kaifertum, alfo die Drganifa- 
— diefe Schlußfolgerung ift aud) | tion, zu. 
bei firengfter Faſſung des Sou- 
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des Staates. Von diefer muß die Souveränetät zur 
Ausübung an eine natürliche Perfönlichkeit übertragen 
werben, wel letztere demnach als Träger der Sou— 
veränetät erſchein. Diefe Perſönlichkeit ift 
nah monardifgem Staatsreht der Mo- 
narch,“ nad vepublifanifhem das Voll. Bil- 
det ſich ein Bundesftant aus Einzelrepubliken, fo erledigt 
fÜh die Frage ohne jede Schwierigkeit: Träger der Sou- 
veränetät ift das Gefamtvolf.® Bildet ſich aber ber 
Bundesftant aus Monardieen, fo ift die Beantwortung 
der Frage nach dem Träger der Souveränetät nit fo ein- 
fach zu löfen. Der Bunbesftaat hat in dieſem Falle die 
durch Übertragung der Souveränetät der Einzelſtaaten auf 
die Gefamtheit neu geſchaffene centrale Stantögewalt. Der 
Träger biefer letzteren aber ift hier weder monarchiſch im 
eigentlihen Sinne des Wortes, noch republifanifh (mas 


“ Porzüglih Laband],86f., 
be. jeht aud ©. Meyer, An 
aa er Fi 

eichsgeſebgebung 9 ff., r 
Acht. @) ©. 12, — Trie⸗ 
gel, ‚Interregnum 65 gegen bie 

jezeihnung „Organ“: „ber 
Träger ber Stantägemalt” ift 
überhaupt nit Organ 
Staates im richtigen Sinne des 
Wortes, namuch heug zur 
Ausübung fremder Gewalt.” 
©&. aber aud geite, Berpfl. 
des Kaiſers 18, weicher auch 
Träger· und „Organ“ begriff» 
üch unterſcheidet, aber in ber 
Monarchie beides im Monarden 

ufammenfallen läßt; dem gegen- 

‚ber halte ich die obige Ein⸗ 


des |} 





wendung Triepels für zu⸗ 
ireffenbe Der „Kröger der er 
walt* nimmt eine „notwendige 
Fan in ber a ein, 
er ift ganz unentbehrlich. 
A. A. sr er 21. 
rt das 
monarchiſche 
—* 
in Hirtbs nn. 1887, 
Über das Volt als Träger ber 
Staatögewalt ſ. auch Frider, 
Verpfl. d. Kaiſers 20 ff., deſſen 
Bedenken in ber ſchweizerifchen 
Inftitution des  Referendums 
m. €. widerlegt find. 


es So in ber Schweiz und 
der norbamerilanifhen Union. 
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auch behauptet wurde), fondern pleonarhifc organifiert. 
Das Deutfhe Reid ift demnach eine Pleon- 
ardie:® Träger der Souveränetät ift die 
durd Errichtung der Centralgewalt gefhaffene 
Einheit derjenigen 25 Faltoren, melde bis 
dahin Träger der Landesfouveränetät waren, 
die „Gefamtheit der verbündeten Regierun- 
gen“, wie fid Fürft Bismard auszudrüden 
pflegte.’ 

Wie das Reich ein Staatift, dem bie Einzel- 
ſtaaten unterworfen find, der aber nichts 
anderes ift als eben die Einzelftaaten, in be— 
griffliger Einheitgedadt, felbft, fo ift Träger 
der Reihsfouveränetät bie Gefamtheit der 
früheren Träger der Landesfouveränetäten, 
ober korrekter: die juriftifde Einheit der ver— 
bündeten Staatsoberhäupter.?! 


9 Meyer, Grundz.65 ſpricht 


teres an. Dal. Jellinek, 
nit unjutreffend von einer b. eelr. 


Stantenver! 


Tonftitutionellen Ariftofratie“. 
Aug Gareis 38 hat Wort und 
Gebanten ber „Pleonardie" 
übernommen ; vgl. auch bie zu- 
treffenden Bemerkungen von 
Brie, Stantenverb. 126 ff. 


ae hand I FR Kae 
tig44; Meyer, Lehrb. $. 120, 
Grund. 60, Erört. 48. Die 
Differenz ift nur: ob ala jur 
riftifhe Perſon ober als Gocie- 
tät; Laband nimmt mit Recht 
eriteres, v. Martigund Meyer 
in Bonfequeng ihres vertragd- 
mäßigen Ausgangapunftes le 


”ı Daß neben ben 22 Mon- 
archen 3 „Bölfer“ Beftanbteil 
dieſer Einheit find, ift zwar eine 
Anomalie, alteriert aber bie 
Ronftruftion Teineswegs. Un: 
richtig ift es aber in jedem Falle, 
die „Senate* ber freien Stäbte 
als Mitträger der Souveränetät, 
ala StaatBoberhäupter nad) Ana» 
Iogie des Monarchen aufzufaflen, 
ein Irrtum, der fih auch im 
Eingang der Norbbeutichen Bun» 
beänerfaflung finbet; StaatBober- 
haupt, als Zräger der Souve- 
ränetät, Tann in ber Republik 
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Nichts ift zweifellofer, als daß das Reich feine „Ein- 
herrſchaft“ ift, wie v. Mohl annimmt; ber Kaifer ift nicht 
Träger der Neichsfouveränetät, ſondern als König von 
Preußen Mitträger berfelben, als Kaifer Organ derfelben. 
Somwenig die Staatsform des Reiches eine monardifche 
ift, ſowenig ift fie aber anbererfeit3 eine republifanifche 
mit einem erbliden Präfibenten. 

In diefem Sinn alfo: als Mitträger ber Reichs— 
fouveränetät, als Beftanbteile derjenigen juriftifchen 
Perſon, welde die Reichsſouveränetät trägt, find die 
bisherigen Träger der eingelftaatlihen Sou— 
veränetät auch nah Aufrihtung des Reiches 
fouverän geblieben.”? Die Souveränetät ift materiell 


Besrittic nur dad Volk fein.| herren find und müffen fein 
Die Anomalie der drei Repu-| nad Reichsſtaatsrecht ebenfo 
bliken verſchwindet dadurch, daß | unverantwortlidh ala nad Lan- 
in bem bie Souveränetät praf- | beaftantsreht; verantwortlich 
tiſch barftellenden Organ des können nur bie Organe, bie 
Reicies, dem Bundeörat, alle|Minifter, fein. Gänel Tommt 
Mitträger der Souveränetät | zu jenem ungeheuerlien Sape 
durd Stellvertreter tätig wer- | nur, weil er, ohne jede Grund« 
den. Vortrefflich Laband J, lage im pofitiven Recht, vermit« 
57, 8 ff. teih einer ganz fünftlihen De- 
8 Übereinft. LabandI, 98%. | dultion aus den Singan ‚Sworten 
Diefer Sag muß Grund- und des Art. 4 bie jauptung 
Edftein auch des Reichsſtaats- | aufftellt: es ſei verfaffungs⸗ 
vechtes fein. Demgegenüber it mwidrig, wenn das Neid in 
es eine ſtaatsrechtliche Unmög- | jeiner Rompetengfphäre die Auf- 
Iichleit, daß — Hänel I, 322 — | ficht bireft gegen Die Organe ber 
dem Aufſichtsrechte bed Reiches | Einzelftaaten geltend made. 
jerabe die Landesherren unter-| Bortrefflih beleudtet Brod- 
üt, und bak dies Recht „Ne-| haus 100 ff-, bie militärifhe 
getion ber Souveränetät ber „ober Shellung ber Landed- 
inzelftaaten ſchlechthin, auch in | herren (RB. Art. 66 Abſ. 1) 
ihren oberften Drganen, ben von bem Geſichtspunkte ber per- 
Lanbeöherren* fei. Die Sanded- | fönlihen Souveränetät auß. 
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einheitlih und unteilbar: ihre perſönliche Beziehung aber 
Tann fehr wohl eine mehrfache fein, fo beim Wolf in ber 
Republit, bei Mitregenten in einem einfachen Staate, bei 
den Landesfouveränen im Bundesftante.® 

Der Gedanke eines „Fürftenhaufes" ift ſomit für einen 
aus Monarchieen zufammengefegten Bundesſtaat prinzipiell 
durchaus rihtig. Glüclicher aber ift jedenfalls die Idee 
unſeres Bunbesrates.* Gegen das „Fürftenhaus“ beitehen 
zwei Bedenken: einmal die Schwierigkeit, in einem folden 
den drei Republifen die richtige Stätte anzuweifen, ſodann 
der Umftend, daß ein kollegiales Beraten und Beſchließen 
der Souveräne felbft mit den höchſten Schwierigkeiten, ja 
wohl Gefahren verbunden wäre. 

Man Hat demgemäß vorgezogen, die Inftitution bes 
Bundesrates zu fhaffen Der Bundesrat ift ber 
Repräfentant derjenigen Korporation bes 
öffentlichen Redtes, melde Träger der Reichs— 
fouveränetät ift. Die Divergenz ber republifanifchen 
und der monardifhen Staatsform löſt fi im Bundesrat 
harmoniſch auf: wie das Volk, fo beftellen ſich aud bie 
Monarchen Repräfentanten zur Ausübung ihrer Souveräne- 
tät. Die notwendige und bier ſchon hervorzuhebende Kon- 
fequenz dieſer ſtaatsrechtlichen Baſis des Bundesrates ift: 
daß die Mitglieder desfelben Teinerlei Selbftändigfeit haben, 
fondern überhaupt nur nad; Maßgabe des Willens der zu 


"s Schulze StR. 8. 81;| * Daß Stahl der Vater 
Rofin 40 erklärt bie Organi- | diefer Sa bemerkt v. Nartig 
fation der Bundeögewalt ala | 504. Dur dort aud bie in⸗ 
für ben ®egriff Bunbesftaat | terefiante Reminiscenz an einen 
geiagiitig, Ep Jellinek, | Antrag v. Bismard im Er- 

stantenverb. 284 ff. furter Parlament. 
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Repräfentierenden, wie er in der Inftruftion enthalten ift, 
thätig werben Tönnen.?® 

Es erhebt fi nod die Frage: kann überhaupt, bezw. 
wie, Tann der Träger ber Reichsſouveränetät ſich ändern? 

Die Einzelftaaten als Subftrat der Reichsgewalt find 
in demjenigen vechtlichen und faktiſchen Stande voraus- 
geſetzt, in welchem fie fih am 1. Juli 1867 bezw. 1. Ja- 
nuar 1871 befanden.” Die 25 ſtaatlichen Indivibuali> 
täten, die die Art. 1 und 6 der NV. aufzählen, Bilden 
die faltiſche Unterlage der Reichsgewalt, find die „Mit- 
glieder des Bundes“, find nicht nur „hiftorifc-politifche”, 
ſondern rechtliche Individualitäten.’” Jede Veränderung 
einer biefer 25 ftaatliden Individualitäten bildet ſomit an 
ſich eine Veränderung derjenigen faktiſchen Vorausfegungen, 
auf welchen das Reich ruht.” Eine Veränderung kann in 


75 Im übrigen vgl. unten & 6. 
70 Anderer Anfiht ift La- 
banb I, 122, er nennt ben 
„Spradgebrauß“ des Art. 1, der 
von „Staaten“ ſpricht, einen 
„offenbar inforreten®. Der Ars 
fifel_ beziehe fi nur auf ba8 
Bunbeögebiet. _Unbererfeits 
bemertt Hänel StR. I, 343 
richtig zu Art. 1: „daß ber Ber 
d ber einzelnen aufge 
staaten als eine ve ſungs⸗ 
mäßige Notwendigkeit anerkannt 
3% bei. aud die Rote 1. 
'benfo Zaband I, 128 über 
Art. 6 und, ihm folgend, Me- 
jer, Einl. 342. 
"7 Hünel ER. I, 349 dedu - 
ciert: das Reich hat jenen Rechts- 
beftand übernommen, muß alfo 
die auf Grund desſelben ein- 


jählten | dad 





tretenden Veränderungen aner- 
kennen und ift rechtlich verpflich⸗ 
tet, bie dementſvrechenden „Re- 
gulierungen“ feiner Organifa- 
tion daraufhin vorzunehmen. 
Dagegen Rechtsfäge dieſer Art, 
die nad Inslebentreten bes 
Gefamtftanted erft erlafjen wer⸗ 
ben follen, bebürfen ber vor« 
berigen „Regulierung“ durch 


7° Dad Rei mwürbe nad 
Laband I, 124 nit aufhören, 
ein Bunbesftaat zu fein, wenn 
es ftatt aus 25 aus 84 ober 
18 Staaten beftehen würbe. Ge 
wiß: Aber es würde aufhören, 
biefer Bundesſtaat zu fein. 
au Hänel StR. I, 344: Weg- 
fall ober Hinzutritt „berührt 
notwendig die Zufammenfegung 
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zweifacher Art vor ſich gehen: einmal fo, daß dadurch eine 
wirkliche Alterierung der betreffenden einzelftaatlichen Indi= 
vibualität erfolgt, oder jo, daß die einzelſtaatliche Indivi— 
dualität als ſolche unberührt bleibt. Erſterer Fall würde 
vorliegen bei vollftändigem Wegfall eines bisherigen ober 
bei Hinzutritt eines neuen Bundesgliedes: Wegfall 
eines bisherigen Bundesgliedes ift nicht mög— 
lid durd freiwilligen Austritt; ebenfomenig 
durd Ausfhluß feitens der übrigen Bundes- 
glieder’? Beides wäre Rechtsbruch und ift burd die 
Natur des Reiches als eines Staates unbedingt auöge- 
fchloffen (f. oben I u. ID. Wohl aber kann der Wegfall 
eines Bundesgliedes in vollftändig Iegaler Weife gedacht 
werben durch Verzicht eines Bundesgliedes durch feine 


Iompetenten Faktoren auf feine ftaatlihe Inbividualität.80 


des Bundesrates und das 
Stimmgewicht aller Staaten. 
Und fo ift aud bier ber Ber 
ftanb ber eingefnen aufgezäßften 
Bundesmitglieder ald eine ver- 
faffungsmäßige Notwendigkeit 
af —— u ee 
faffungögefeges aber 

ält Hänel 346 fee Änderung 
ir retlich möglih. Nah Lar 

band I, 184 befteht für das 
Neid, „in ber Regel gar Fein 
techtlides Intereffe ob ein 
Stüd des Bunbesgebietes zu 
biefem, oder jenem Einzeljtaat 


jört*. 

v Richtig Meyer, Grundz. 
66; Sabanb LI 181. 3 

8 Seydel 98 meint: „wenn 
ein Bunbesmitglieb Dadurch aus · 
föeibet, baß jein (sic!) Staat 





mit einem anderen Bunbeofeat 
in Realunion tritt, fo erlöien 
daburd von felbft feine Stim- 
men." Woher bat Seybel das 
Recht zu biefer zuverſichtlichen 
Behauptung? Aus ber Berfaf- 
fung zweifellos nit. Aber auch 
eine SKonfequenz allgemeiner 
ſtaatsrechtlicher eingioien iſt 
der obige Satz nicht: eine Ver⸗ 
einigung zweier Cinzelftaaten 
zu einem (das foll doch wohl 
„Realunion“ heihen) ift vielmehr 
im Rahmen be3 geltenden 
Reichsrechts garnicht möglich, 
jowenig als eine „Aufnahme” 

füdbeutfhen Staaten in den 
Nordbeutihen Bund juriſtiſch 
möglich war. Auch Thudihum 
61 Hält „Realunion‘ für [4 
läffig ohne Zuſtimmung der 
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Gegen folgen Verzicht könnte ſtaatsrechtlich nichts ein- 
gewendet werben. Darin läge aber der Wegfall eines Gliedes 
der Bundesfette, eines Teiles besjenigen faktifhen Sub- 
ftrates, auf welchem der deutſche Staat begründet wurde 
und fortwährend beruht. Solcher Wegfall müßte in Iogi- 
fer Konfequenz ala faftifche Löſung des bisher beftan- 
denen Bundes aufgefaßt werben, und es bebürfte fomit in 
diefem Falle eines neuen Willensaftes der Bundesglieder 
zur Erneuerung bezw. Mobififation des faktiſch gelöften 
Verhältnifjes.! Im welder Form diefer Willensaft ſich 
vollzöge, wäre allerdings gleichgültig, wenn nur das mate- 
vielle Erforbernis der Übereinftimmung der Bundesglieder 
gewahrt bliebe, Der Gefeggebung durch Mehr- 
heitsbefhluß aber find derartige Verände— 
rungen ber Staatsgewalt des Reiches ent- 
30gen.®® 

Analog liegt die Sade, wenn es fih um Aufnahme 
eines neuen Gliedes handelt. Auch durch eine ſolche würden 
die faktiſchen Vorausfegungen ber Reichsgewalt verändert. 
Butritt eines neuen Bundesgliedes ift Grün- 


Gentralgewalt, während er fie| Debuftion bei v. Martig 9 
bezüglich bundesfremder Staaten | hinaus. Meyer, Erört. 66 
ausfhließt; nah Riedel 76 ift| fordert nur 1. einen Aft ber 
Realunion mit einem bundes- Reichs gewalt, 2. Zuftimmung 
fremden Staat unftatthaft, da-|be3 betr. Staates. . 
gegen ift bie Frage Bean A. A. die ſamtlichen Schrift- 
weier QWunbeäglieder „Lonto-|fteller, insbelondere Laband 
ver". Mit Seydel ftimmt im|u. Hänel, je a.a.D. Laband 
Reſultat auch Laband I, 129?|I, 121 erklärt, die RV. verbiete 
überein, vgl. dagegen aber auch | nirgends, baß mehrere Staaten 
v. Martig in 3. f. Staatsw. ſich vereinigen unb nennt die 

558. anbere Anfiht eine „fonderbare 
%ı Darauf Tommt aud bie | Behauptung“. 
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dung einer neuen Staatögemwalt.® Ein folder 
müßte demnach völkerrechtlich vorbereitet werben durch einen 
Staatsvertrag zwifhen dem Neih und dem neu aufzu- 
nehmenden Staat, durch melden die Kontrahenten in einen 
neu zu bildenden Staat eintreten zu wollen ſich verpflichten. 
Beim „Eintritt“ der ſüddeutſchen Staaten in den Nord— 
deutſchen Bund ift diefe Frage bereits praktiſch geworben; 
die damaligen Vorgänge hätten ſich zu mieberholen bei 
jebem neuen „Eintritte”.* Da aber jever derartige „Ein- 
tritt” eine Veränderung ber Staatögewalt des Reiches 
darſtellen würde, ift aud bier Übereinftimmung aller 
Bundesglieder, die bisher diefe Staatsgewalt bildeten, er- 
forderlich und Gefeggebung durch Mehrheitsbeſchluß aus- 
geſchloſſen, da die Reichsverfaſſung eine der nordamerika⸗ 
niſchen Verfaſſungsbeſtimmung über die Aufnahme der 
„Territorien“ entfprechende Generalflaufel nicht enthält. 
Ausfterben einer regierenden Dynaſtie ift für das Reich 
am ſich irrelevant: die Erbfolge regelt ſich nach dem Landes- 
ſtaatsrecht, ohne daß reichsrechtliche Normen Bierüber be- 
ftänden. Würde ein folder Fall nah dem beim Inkraft⸗ 
treten der RB. in Geltung geſtandenen, fomit durch die—⸗ 
felben garantierten Partikularſtaatsrecht zur Vereinigung des 
betreffenden Staates mit einem anderen Gliedſtaate führen, 


2% Bol. die gedankenreiche Ab-| % v. Marti 9: „zwifchen 
Handlung von rider, vom den Kontrahenten der Bundes- 
Staatsgebiet, in Tübinger Uni« |verfaflung“ und dem neu aufe 
verfitätöfchriften 1867, deren Qunejmen Stadt; auch 
QDuinteffenz der Sag iſt: „eine | Meyer, Erört. 67, und v. 
Anderung, de Staatögebietes | Mohl 25. . 
in cine Underung bes Staates 
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fo läge eine Anderung ber falktiſchen Unterlage des Reiches 
zwar nicht bezüglich des Territorialbeftandes vor, aber für 
das Reich müßten die bisherigen Staatsindivibualitäten 
doch als getrennt betrachtet werben, bis unter Überein- 
fimmung fämtlier Bunbesglieder die etwa gebotene „Re— 
gulierung“ der Reichöverfafjung erfolgt wäre; Geſetzgebung 
duch Mehrheitsbeſchluß muß aud hier als unzuläffig er- 
achtet werben. Daß die Stimme de3 einen Staates ipso 
jure dem anderen zufalle (Zaband I, 1294?) kann nicht 
als richtig zugegeben werben. 

BVerfonalunion zwifchen zwei deutſchen Einzelftaaten ift 
für das Reichsrecht irrelevant. Nicht minder wird dies 
nad dem pofitiv geltenden Rechte auch bezüglich der Per- 
fonalunion eines deutſchen mit einem außerbeutfchen Staate 
behauptet werben müſſen; denn Perfonalunion berührt 
überall bie ftaatlihe Individualität nicht.ꝰe 

Unberübrt bleibt die einzelftaatliche Indivibualität auch 
denn, wenn nur einzelne ober felbft alle Staatshoheitsrechte 
zur Ausübung von einem Einzelftante des Bundes an einen 
anberen übertragen werben, wie dies 3. B. von Waldel an 
Preußen dur; Vertrag v. 18. Juli 1867 gefchah.?” Die 
Staatäindividualität bleibt Dabei immer noch gewahrt, und 
man kann keineswegs behaupten, daß die Staatsgewalt zu 


 Nitig Meyer, Grundg.| Hänel StR. J. 347*; Laband 

88; Sender 17; Shubigum (1, 1241, 18, 
7 Fürft Bismard erklärte 

rs nigtigzgudigume. «.D.|(Sten. Ber. 1867, &. 388) den 
AN. 0. MoH1 21, beffen beivefe| Inhalt diefes * —— 
fende Betrachtung aber mehr poli | Äußerfte mas 
ifcen_ a[® hurifiichen Cparatter | ohne —— ni "reiies 
trägt (übrigens politifch voll» | möglich fei. 
tommen zutreffend if); 

Born, Staatsrecht I. 2. Aufl. 7 
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einem nudum jus herabgejunfen fei. Da aber das Reich 
vielfah eine Thätigkeit der Eingelftanten beanfprudt, fo 
muß aud hier reichsgeſetzliche Genehmigung für Herftellung 
derartiger Verhältnifje gefordert werben; es ift für das 
Reich nicht ohne Bedeutung, ob der Staat A ober ber 
Staat B namens des Reiches thätig mirb.°® ®9 


“A. A. Thudichum 6lff.; 
Seybel 17, Bayı. StR. 1, 640, 
bie feine Mitwirkung des Reiches 
Br erforderlich Halten. Ebenfo 

tebel 80: bie Abtretung Tann 
„nad eigenem Ermeſſen“ bes 
betr. Staates erfolgen, erft nadj« 
ber ſoll die Reichsgewalt er- 
wägen, ob vielleicht Verfafjungs- 


lung beftimmen, wefent- 
lich und einfeitig umzu» 
geftalten.“ Danach ertlärt er, 
und zwar ſowohl in Bezug auf 
Ausland wie im Innern bes 
Reiches, für unzuläffig: 1. Ver- 
{meigung mit einem andern 
Staat, 2. Kumulierung der 
Stimmen durch Perfonalunion, 


änderung erforberlich fei. Nach |3. Zerlegung eines Staates in 


Zaband I, 124 ift nur bie Ab- 
tretung an einen mit Refervat- 
echten auägeftatteten Staat un- 
auläffig, bezw. e3 Tann die Ab- 
tretung nur nad) Mahgabe des 
Bihergen eöligen Status 
eſhehen; au ne 
&r I — 

8 Im weſentlichen zum glei⸗ 
gr Refultat Tommt jet Hänel 
th. I, 847.; im übrigen 
herrſcht in der 2itteratur bier 
eine große Verſchiedenheit, ja 
Verwirrung. Mit Recht formu- 
liert Hänel ben Grunbfag: 
„die Ginzelftaaten find 
nidt beredtigt, burd ihre 
Rechtshandlüngen die all- 
gemeinen und organifden 

echte und Pflichten ber 
Mitgliedfhaft zu ändern 
und die verfaffungsmäßi- 
gen ®orausfegungen, wel⸗ 
de diefe ihre Redtsjtel- 





mehrere, 4. GebietSabtretungen 
oder Acceffionen, die ald „we- 
fentlihe Umgeftaltung ihrer 
——— [gen Individua- 
ität, mithin bes verfaffungs- 
mäßigen Mahftabes der Stimm- 
gewigtöverteilung im Bundes- 
rat, geſchätzt werden müſſen“ 
(niht aber „Orenzregulierun- 
ien*). Für jede Mabregel diefer 
xt, als „in ben verfaflungs- 
mäßigen Organismus des Rei⸗ 
des Kingreifendn, fordert Hü- 
nel ein Verfaffungägefeg. „Die 
Leugnung biefer Schranken würde 
die rechtliche Libertät der Ein- 
zelftanten begründen, durch ihre 
Beliebungen die fundamentalen 
Drganifationen bed Reiches ohne 
jede Mitwirkung befelben zu 
ändern, ja in einer lehten Zus 
— dieſelben in ihrer 
Griftenz zu befeitigen.“ In Bes 
zug auf Nr. 4 ftimme ih Hä- 
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Über Cljaß-Lothringen vgl. unten Bud VI im Zur 

fammenhange. 
IV. Das Reichsgebief.® 

I. Die natürlichen Grundlagen des Staates find Land 1 
und Leute. Die Souveränetät des Staates eritredt ſich 
fowohl über das erftere als über die letzteren. Während 
aber die Rechtsſatze, die fih auf die Stantdangehörigen 
beziehen, gemäß ihrer fpezialgefeglichen Regelung einer ge- 
fonberten Betrachtung bedürfen, ift die Souveränetät, fo- 
fern fie fih auf das Staatsgebiet bezieht, im Anſchluß an 
die vorftehenben prinzipiellen Erörterungen zu betrachten. 

Die Staatögewalt in ihrer Richtung auf das Land 
wird ald Gebietshoheit bezeichnet”? Für die Gebiets- 


einer im Eigentum de3 Staates 


nel bei; für Nr. 1-3 erachte 
id ein „Verfaf ee nit 
für ausreichend, da es ſich hier 
immer um eine Veränderung 
ber Staatögewalt bed Reiches 
banbelt, für melde einftim- 

ſamtlicher Bunbeäglicher 


mung 
gefordert werben muß. — Völlig 
anber3 Laband I, 122ff. u. 
bei. 188 ff. 


% LZaband I SS. 21-24. 
91 Dies gilt jedenfalls für bie 
modernen Nulturftaaten, vgl. 
RZabanb I, 182. 
9% y. Gerber, Grundzüge 

. 22; Laband 1, 174; Brod- 
aus in ‚goldenburfts R.Ler. 
I, ©. 749; rider, vom 
Staatögebiet in Tübinger Uni- 
verfitätsfchriften 1867. Die Ab- 
banbtung Beiders ift gerichtet 
die privatrehtlihe Auf- 
Ping des Gtantögebietes ald 





ftehenden 333 inſoweit iſt 
Fricker unbedingt beizuſtim⸗ 
men: Staatögebiet ift „eine Bes 
Ks für ein Moment im 

jen des Staates, feine räum- 
liche Undurchdringlichkeit· die 
raͤumliche Grenze des ftaat- 
lien Willens“. Zu weit aber 
geht Frider, wenn er fagt, 
das Staatsgebiet habe „Iedig- 
lic“ diefen Rechtscharakter, es 
fei „überhaupt feine Sache“. 
Daß das Gebiet eine Sache ift, 
kann doch unmöglich geleugnet 
werden. Darin Braut aber 
fein  privatrehtliher Gedanke 
zu Tiegen; für die flaatsrecit- 
lie Vetragitung ift bas Gebiet 
einmal „räumlide Grenze des 
Staatäwillend“, „Ausfchließlih- 
teit des Staates in feiner räum- 
lien Begrenzung“, ſode 
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hoheit gelten die nämlichen Grundfäge wie für die Staats- 
gemalt überhaupt. Die Staatögemalt ergreift pofitiv das 
gefamte Staatögebiet: quidquid est in territorio est etiam 
de territorio. Die Staatögewalt bat negativ ihre Grenzen 
an ben geographiſchen Grenzen des Staatsgebietes. Eine 
befonder8 interefjante und darakteriftifhe Ausnahme von 
dem Prinzipe der Gebietöhoheit bildet das Konſularrecht 
nad) feinen beiden Richtungen: einerfeit8 wird auswärtigen 
Konfuln im Deutſchen Reihe die Ausübung von Hoheits- 
rechten im Namen anderer Staaten geftattet, anbererfeits 
werben deutſche Konfuln gleicherweiſe in fremden Staaten 
thätig. (Dgl. unten $. 14.) 

Die Gebietshoheit ift nit Eigentum im privatredht- 
lien Sinne des Wortes, dominium, wie im mittelalter- 
lichen Feudalſtaate, fondern Herrſchaft, imperium.? So 
unbeſchränkt wie letztere überhaupt, iſt ſpeziell auch die 
Gebietshoheit. Es wäre verfehlt, die einzelnen rechtlichen 
Konſequenzen derſelben erſchöpfend aufzählen zu wollen.“* 


Satz; eine Verſchiedenheit von 


auch notmenbig Gegenftand ber 
‚Obi Staatund Staatögewalt (S. 27f.) 


‚Herrfhaft, „Objekt* ber Stantd- 





jewalt, und zwar nicht bloß in- 
Pie „dem Geſellſchaftswillen 
des Staates eine gewifle 
wirtung auf bie Wahl bes 
Raumes feiner Thätigfeit mög- 
Kg, if“. „Objelt“ muß viel- 
mehr notwendig bad Gebiet für 
den Staat fein derart, daß ber 
Staat, ohne Rüdfiht auf Privat» 
eigentum an Grund und Boden, 
für feine Zwede über das Ger 
biet als „Sade“ muß verfügen 
Tönnen. Der „Romabenftaat“ 
“ in ..Beweiß gegen dieſen 


Ein- 






ift nit zu Tonftruieren. 

% Cine hodintereffante Ent- 
widelung ftellt hier befonders 
das  brandenburgifd-preußiiche 
Recht dar: dispositio Achillea 
(1473), Eoitt Friedrich Wil⸗ 
helms I. über die Jnalienabili« 
tät ber Domänen (1713), Pr. 
Berf-Url. Art. 1, 2, 58. 

% Dies betont Labanb I, 
174 f., bei. 175° ſehr richtig, 
nur empfiehlt es fi, dann au 
die Charakterifierung ber Ge 
bietöhoheit ala „ftantöredtliches 
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Im Bundesſtaate fteht die Gebietshoheit der Gentralgewalt 
zu, jedoch mit der oben für den Bundesſtaat im allgemeinen 
feitgeftellten Modifikation, daß den Einzelftanten Autonomie 
und Selbftverwaltung auch hier in weitem Umfange über- 
laſſen blieb. Das Bundesgebiet ift ein einheitliches Stants- 
gebiet, innerhalb deſſen prinzipiell von Inland und Aus- 
land nicht die Rebe fein fann.?® Für die eigene und un- 
mittelbare Verwaltung des Reiches find die Landesgrenzen 
ganz gegenftand3los ‚geworben, fo befonders für die Bezirke 
der Poftverwaltung, der Armeelorps, der Disziplinar- 
Tammern.?® 

II. Der Umfang des Reichsgebietes ift circumfkribiert in 
Art. 1 der RV.: „das Bundesgebiet befteht aus den 
Staaten“, melde oben in 88. 1 und 2 genannt find. 
Dazu kommt noch das Reichsland Elfaß-Lothringen in dem 
Umfange, in welchem dasſelbe durch den Frankfurter 
Friedensvertrag an das Reich abgetreten wurde (f. dazu 
unten $. 19). Das Reichsland ift dermalen noch 
Tein „Staat“, fondern Unterthanenland des Reiches: die 
Frage der Gebietshoheit wird jedoch durch dieſes anomale 
Verhältnis nicht berührt. ine weitere Veränderung hat 


Sadenregt" zu vermeiben.| Paradigma nur Bulmerincg 
Ebenſo betont auch Hänel in Marquarbjens Handb. I, II, 
StR. I, 108, die Gebietshoheit S. 279 ff. angezogen werden 
fei kein Redtäverhältnis, das | mag; ebenfo unzulänglid He f 
„irgend eine Mnalogie des |ter-Geffken, Völter-R.&. 147 
Soe denrechtes fordert oder dul-| der 7. Aufl. 

det“. Ganz in verkehrten privat · ® Schulze, Einl. 441. A. A. 
vetlihen Gebanfenkreifen be-|Laband I, 185. 

wegt fi in ber Regel die völ-| Angaben bei Laband I, 
kerrechtliche Darftellung der Lehre | 1771 u. unten bei den einfchlä- 
vom Staatsgebiet, wofür als |gigen Materien. 
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das Neichögebiet erfahren durch die Ermerbung ber Inſel 
‚Helgoland (©. vom 15. Dez. 1890, RGB. 207). 

Die Eingelftanten gehören zum Reich mit dem gefamten 
Gebietzumfange, wie er am 1. Januar 1871 beftand ®? 
(nit wie im deutſchen Bunde Öfterreih, Preußen, Däne- 
mark, Nieverlande nur zum Teil). Veränderungen bes 
NReichögebietes gegenüber dem Beftande der Reichs-, wie der 
einzelftantlichen Grenzen vom 1. Januar 1871 enthalten 
demnach immer eine Verfafjungdänderung.® In welder 
Weife die „Aufnahme“ eines neuen Einzelſtaates in den 
Bund erfolgen Fönnte, wurbe oben erörtert. Ebenſo, welde 
Rechtsfolgen der Wegfall eines Einzelftantes durch Verzicht 
auf die Stantögewalt haben müßte. Als Verfafjungsände- 
rung aber würde fi) rechtlich auch qualifizieren: jeder Er- 
werb von außerbeutfchen Territorium feitend eines deutſchen 
Einzelftantes ohne Veränderung der ftaatlihen Indivibuali- 
tät; 99 jede Veränderung ber inneren Grenzen im Berhält- 
nis einzelner Bundesglieder unter fi ohne Veränderung 
der ftaatlichen Individualität; 100 jede Abtretung von Reichs- 
territorium an einen außerdeutſchen Staat;1%! jede Aus- 


3 Fistie Seybel 31. poſtuliert. Ebenſo Laband IL, 
DE — vom Staat3- | 180 f. und die bisherige Prazis, 
ai 3, |. aud) oben |welde einfache Bundesrats- 
beiglüffe für genügend Bielt: 
” a er ut Saband 1911, —* vo 
68. aban }.|änderung ber einzelftaatlihen 
aud bie bort cit m Shrift- | Grenzen bat immer reichsrecht⸗ 
die dort citierten Schrift: | ©: hat i eijäred) 


Reller. Yiche Folgen: man bente nur an 
10 9, Marti 10 fordert |die Circumffription der Reichs- 
hierfür „Einwilligung fämt« tagswahlkreiſe, an bie Berech- 
licher Bunbeögenofien’. A. 4. nung der Matritularbeiträge. 
Thubihum 61, der garieine Zabanb I, 183 Hält nur 
Zuſtimmung ber Gentralgemalt | bei freimilligen Abtretungen dieſe 
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ſcheidung einzelner Staatsteile aus dem Bunbesverhältnis. 
Unter die Ausnahmerete des Art. 78? können Snberungen 
der angegebenen Art nad) ben unten $. 5 sub D gegebenen 
Ausführungen niemals fallen. 

Die einzelſtaatlichen Grenzen find auch jeht noch von 
rechtlicher Bedeutung, ſoweit es ſich um diejenige Sphäre 
ſtaatsrechtlicher Funktionen handelt, welde den Einzelftanten 
verblieben ift, fei es, daß das Reich fi mit der betreffenden 
Materie garnicht befaßt Hat, fei es, daß es zur Durde 
führung feiner Gefeßgebung die Einzelftaaten delegiert hat. 
Die Centralbehörben des Reiches aber find ſelbſtverſtändlich 
in ihrer Thätigleit vollfommen unabhängig von den einzel» 
ftaatlihen Grenzen, foweit nicht etwa fpezielle Normen 
hierüber anders beftimmen. Dagegen find die Reichstags- 
wahlkreiſe im Wiverfpruh zu RB. Art. 29 grundſätzlich 
nad Landesgrenzen abgeteilt worden (f. unten $. 8). 

Soweit territoriale Kompetenzgrenzen aufrecht erhalten 
wurden, haben die Organe des einen Bundesglieves im 
Gebiete des anderen fein Recht der Thätigleit. Jedoch ift 
gegenfeitige Rechtshülfe fon durch das ©. v. 21. Juni 
1869 den Eingelftanten vorgeſchrieben und die Spegialnormen 
hierfür getroffen worden: das GerVerfGeſ. hat in $. 131 
diefen Grundfag neuerdings prinzipiell firiert. Ebenſo ift 
gegenfeitige Zollhülfe Rechtspfliht und aud in Gemerbe- 
ſachen ift das Prinzip fpegiel für $. 108 der GewO. 
reichsrechilich fiziert worden.o⸗ 

Arng für ee | formale Juriprubenz, fon« 
it bei gezwungenen. Formeli dern um politiide Rotwendig- 


Here wird biefer Unterfchied |feit handeln. 


nicht zu begründen fein: freilich 
Br Nö) hier prattifg miör|  Saband I, 208ff. 
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III. Als Ausfluß der dem Reiche zuftehenben Gebietöhoheit 
mögen folgende fpezialgefegliche Vorſchriften erwähnt werden: 

1. Der Kaifer ordnet die Dislofation der deutſchen 
Truppen an, RB. Art. 63 Abſ. 4, ausgenommen jedoch 
für Bayern, deſſen beide Armeelorps im Frieden dem 
Dberbefehl des Landesherrn unterftellt find; ferner eine 
Reihe anderer Bunbesgliever nah Maßgabe der Militär- 
Ionventionen, f. darüber unten $. 7. 

2. Der Raifer kann jederzeit in jedem Teile des Reichs- 
gebieted bie kriegsbereite Aufftellung eines Truppenteiles 
verfügen, denfelben „mobil machen“, RB. Art. 63 Abf. 4 
GEN. 

3. Der Kaifer kann jederzeit im Reichögebiete die An- 
lage einer Feftung verfügen, AB. Art. 65; über Bayern ſ. 
jedoch Schlußprot. 8. III 8. V Nr. 5., ob. mit RV. Ab- 
ſchnitt XI. Schlußſatz. 

4. Der Kaiſer hat das Recht, in jedem Teile des 
Reichsgebietes den Belagerungszuſtand zu verhängen, „wenn 
bie öffentliche Sicherheit bedroht ift“, RV. Art. 68 10s (ſ. g. 7). 

5. Das Reich kann ohne Berückſichtigung der Landes- 
grenzen Eifenbahnen anlegen laſſen, ſowohl zu Verteibigungs- 
zweien als aud „im Intereſſe des gemeinfamen Verkehrs”, 
felbft gegen den Widerſpruch des beteiligten Einzelftaates, 
NL. Art. 41. 

6. Eine notwendige Konfequenz ber Gebietöhoheit bes 
Reiches im Innern ift ferner die Freizügigkeit. Alle Reichs-⸗ 
angehörigen haben das Recht, an jedem Drte des Bunbes- 


NL. durchführenden Spezial- 


108 Bayern hat in dieſer Be- 
geſetzes. 


iehung ein Aunsnahmereht dis 
Aum Grtaß eines ben 66 ber 
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gebietes ſich jeberzeit aufzuhalten 1% und können frei jedes 
Gewerbe betreiben, allerdings im Rahmen der durch bie 
Gemwerbeorbnung gezogenen Grenzen (f. $. 13). In Bus 
fammenhang hiermit ftehen auch die Beftimmungen RB. 
Art. 54 Abſ. 3 u. 4, wonach die Seehäfen und fämt- 
liche Waſſerſtraßen im Reichsgebiete allen deutſchen Kauf- 
fahrteiſchiffen unter den gleichen Bedingungen offen ſtehen. 

7. Wie für Perſonen, fo beſteht auch für Waren inner- 
halb des Reichsgebietes prinzipielle Freizügigkeit: Zölle 
dürfen nur bei der Einfuhr fremder Waren erhoben werben 
4. 8. 30). 

8. Das sub 6 und 7 bezeichnete Prinzip der reis 
zügigfeit kann nur von Reichswegen Einſchränkungen unter- 
worfen werben. 

8) Durch kaiſerliche Verordnung Tann für das ganze 
Reichsgebiet oder für einen Teil desſelben Paßzwang 
dann eingeführt werben, wenn bie Sicherheit des 
Bundes ober bie öffentlide Ordnung durch Krieg, 
innere Unruhen ober fonftige Creigniffe als gefährbet 
erſcheint (Gef. v. 12. DM. 1867, BEB. 83-85). 

b) Von Reichswegen Tann die ganze Grenze ober ein be- 
fimmter Teil verfelben für die Aus- oder Einfuhr 
aus beftimmten Gründen gefperrt werben.!0® Bezüg- 
lich der Sperre wegen Rinberpeft wurden die Einzel» 
ftaaten durch ©. v. 7. April 1869 generell delegiert, 


104 Über Ausmeilung und einfuhrverbot, gegen den Rolo- 
Internierung Di, . unten EA | yenoläfergeri ichtet: G. v. 26. Febr. 
106 Beifpiete In nb: daß Neben=| 1875 (RB. 135), Pferdeaus- 
einfubrverbot, gegen bie Br [uhrnerbat RB. v. 4. März 1875 
Togera gerichtet: ©. v. 11. (RG2. 159). 
1813 (HGB. 43), das Kartoffel« 
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jedoch haben fie die Pflicht, dem „Bunbespräfidium” 
eintretenden Falles Anzeige zu erflatten. 

9. Das Reihögebiet ift in feiner Integrität geſchützt 
dur mehrere Beftimmungen be Reichsſtrafgeſetzbuches. 
Gochverrat: $. 81 3. 3 u. 4.) Die Organe des Reiches, 
ſpeziell der Kaifer, genießen ben ihnen gewährten ftraf- 
rechtlichen Schuß in gleicher Weife im ganzen Reichsgebiete; 
bezüglich der Landesherren ift eine Unterfcheidung gemacht 
zwiſchen dem eigenen und bem Gebiete der anderen Bundes- 
glieder (StGB. $$. 80, 94—97). 

10. Dem Auslande gegenüber ift das Reichsgebiet 
rechtlich abgeſchloſſen. Den Staatdangehörigen frember 
Staaten ift zwar das Neichögebiet offen: eine juriftifche 
Einwirkung aber auf das Neihögebiet Tann fremden Staa- 
ten nur vom Reiche geftattet werden. 

Die obige Aufzählung Tann nur beifpielameife Bebeu- 
tung haben und ift grundfäglid ohne jeden Wert. 

IV. Über die Grenzen!® des Neihögebietes dem 
Auslande gegenüber enthält weber die Reichsverfaſſung noch 
die Spezialgefeggebung ausbrüdlihe Vorfchriften. Die 
Spezialrechtsſätze 102 welche nach dieſer Richtung das Par- 
tikularrecht einzelner Staaten enthielt, find gemäß RL. 
Art. 1. als Beftandteil des Reichsſtaatsrechtes zu be— 
traten ;10® eine Abänderung derjenigen Landesgrenzen, 


106 Diefe Materie — biöher] 19 Befondere Erwähnung mag 
nur in den Lehrbüdern des |bavon nur der Frankfurter 
Volterrechts behandelt — bildet | Territorialreceh v. 20. Juli 10 
einen notwendigen Abſchnitt des | finden: een, 8 
Siaato rechts bont L, ie 
k * —— wenel mu an ehrötäntieh 

oben 


Das Reid. 8.4 107 


welche zugleich Reichsgrenzen find, kann demnach nur in 
den Formen des Reichsrechtes erfolgen. Diefem Rechts- 
grundſatze gemäß wurde, abgejehen von ber Feftftellung ber 
deutſch⸗ franzöſiſchen Grenze für Elſaß-Lothringen, iod auch 
verfahren in einem Spezialfalle der Grenzregulierung an 
der badiſch- ſchweizeriſchen Grenze.!!% 

Im übrigen gelten, ſoweit Spezialrechtsſätze in älteren 
ober jüngeren Staatsverträgen nicht vorhanden find, fol⸗ 
gende allgemeine Rechtsgrundſätze, die durch internationales 
Herlommen und Praris fefte Anerkennung gefunden haben, 
auch als Beftanbteile des deutſchen Reichsſtaatsrechtes: 

1. Das Küftenmeer gehört zum Staats- 
gebiet;!!! als Küftenmeer gilt der Meeresſaum an ber 
Küfte bis zur Entfernung auf 3 Seemeilen von der Küfte 
dom niebrigften Waflerftand der Ebbe ab gerechnet; 

2. bie fog. Haffs und Flußmündungen ge- 
hören zum Staatsgebiet, ebenfo Meeresbugten 
bis zu 10 Seemeilen Öffnung; 112 

3. bei ſchiffbaren Grenzflüffen entſcheidet der fog. 
Thalweg, d. i. die Fahrſtraße ftromabwärts; bei nicht 
ſchiffbaren Grenzflüffen ift die Mitte als Grenze zu be— 
tradhten ; 118 


20 Sbiseinfötägigen Stante- 
verträge ROB. 1871, ©. 215, 
223, 868. 





— internat. See⸗ 
zit Heffter-Geff- 
Das ein Staat 
"gen Staaövertrag d. ber Darfe, ergiedt A ldigr 
Hrias mit der Schweiz vom |lih aus feiner Souveränetät. 
Juni 1879 (RG8. 307),|Bluntjhli ©. 182. 
— beflen Art. 1 der babifd-| 18 herels, internat. Gee- 
— StB. m. 28. Uprit\ gt ©, 31, 38. 
78 „hierdurch für das Deutſche 3 Wiener Konge.-A. Art. 4, 
Reid) als vechtögiltig anerkannt | 95; Heffter-Gefften®. 148; 
wird“, Biuntſchli ©. 180. 
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4. bei Gebirgsrüden bilbet die Waſſerſcheide, 
bei einzelnen Bergen die hödfte Spitze bie 
Grenze; 114 

5. bei Grenzfeen fol die Mitte entfcheiden; hin— 
fihtlih des Bodenſees ift es jedoch ftreitig, ob derſelbe 
nit im Kondominat der Uferftaaten fteht.1"5 


85. 
Die Einzelfianten.! 

Faßt man die Gefamtheit der ſtaatlichen Lebensfunk- 
tionen ins Auge, fo ift durch Aufrichtung des Reiches die 
Thätigfeit der Eingelftaaten teils eingeſchränkt, teils erweitert 
worden: eingeſchränkt, indem ein großer Teil ber bis- 
herigen Staatsaufgaben von der Gentralgewalt übernommen ; 
erweitert, indem durch Bethätigung der Einzelftanten am 
Reiche ein neuer hochwichtiger Kreis von ftaatlichen Funk⸗ 
tionen für diefe geſchaffen wurde, und zwar teils in einer 
für alle Bundeögliever gleihen, teil® in einer einzelne 
Bunbesglieber befonderd bevorzugenden Weiſe. Dazu 
Iommen bann weiter die befonderen Ausnahmsrechte zu 
Gunften einzelner Bundesglieder. 


I Die allgemeinen Geſichtspunkte für FJeſtſtellung der 
Rompefengiphären. 
1. Für einen großen Teil von Staatsaufgaben ift das 
Neid in der Weife an die Stelle der Einzelſtaaten 


16 Bluntiäli, BVölker-R. dagegen, 9 v. ee irths 

@. 4) S. 180. ittel- 
16 Bluntfglie. 182. Über — Dr abend L Mo 

den Bodenfee die Monographie 

von Rettich (Kondominath, ! Laband I $$. 11-18. 
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getreten, daß feinerlei Thätigfeit der letzteren übrig geblieben 
ift (Auswärtiges, Konfularwefen, Marine), Die Gefeh- 
gebung fpricht Hier von der „eigenen und unmittel= 
baren Verwaltung” bes Reiches im Gegenfag zu den- 
jenigen Angelegenheiten, für welche das Reich nur Geſetz⸗ 
gebung, aber nicht eigene Verwaltung beanſprucht. Be- 
redtigt zur eigenen Verwaltung wäre das 
Reid im gefamten Umfange des Art. 4;? daß 
thatfähli Die „eigene und unmittelbare Ver— 
mwaltung“ des Reiches einen verhältnismäßig 
geringen Umfang Hat, erklärt fid nur aus 
Biftorifh=politifgen Gründen. Den Gegenfag 
zur eigenen und unmittelbaren Verwaltung bildet die bloße 
Beauffihtigung, doch treten mehrfad Kombinationen beiber 
Gefichtäpuntte ein.® 

2. Eine zweite Gruppe ftaatlier Aufgaben ift an das 
Reich in der Weife übergegangen, daß die Gefeggebung 
von ber Gentralgemalt geübt wird, die Ausführung 
der Gefege aber den Einzelftanten durch ihre Organe 
belafjen ift ( Rechtspflege, Gewerbeweſen). Laband hat 
dieſes Verhältnis zutreffend ale „Selbftverwaltung” 
bezeichnet.“ Denn es handelt ſich bei der Selbftvermaltung 
begrifflich um ftaatlicde Funktionen, die aber der Staat 
nicht direft, fondern durch ihm untergeorbnete forporative 
Verbände (Provinzen, Kreife, Gemeinden: „Rorporationen 


® Entgegengef. Anf. Hänel 
ch, 


+ Die ausführungen Staatd- 
ſ. dazu unten 


recht I, 94—102, gehören zu den 
&. 118}. beften unb_frugtöarften Bar» 
9 S. hierzu Hänel SIR. 3, |!iem des Wertes 
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des öffentliden Rechtes”) ausüben Täßt®  Dieje fungieren 
alfo prinzipiell Traft vom Staate übertragenen Rechtes, 
kraft einer ftantlichen Konzeffion; wären fie nicht mit den 
ihnen zugewieſenen Funktionen betraut, fo müßte ber Staat 
diefelben felbft vollziehen, und begrifflih ftände dem nichts 
entgegen. Im der Selbftverwaltung giebt der Staat gemiflen 
ihm untergeorbneten Verbänden Freiheit felbftändiger Ver— 
waltung, jedoch fo, daß ſowohl negativ die Grenzen diefer 
felbftändigen Verwaltung als pofitiv die Grunblinien für 
diefelbe durch die Staatögefeßgebung gezogen find.® 

Der fo feftgeftellte Begriff der Selbftverwaltung trifft 
durhaus zu für das Verhältnis der Einzelftaaten in Hin- 
fit derjenigen Materien, bei welchen die Gefeggebung vom 
Reiche, die Durchführung der Geſetze von den Einzelftanten 
bethätigt wird.” — 


5 Diefen Sag unerſchütterlich 

‚iert zu haben, ift das hohe 

ſerdienſt Gneiſts in feinen 
zahlreichen verwaltungsrecht« 
lien Sgriften. Hinfihtlid des 
„Chrenamtes“ als eines begriff- 
ũchen Merkmales der Selbitver- 
maltung Halte ih Labands 
Ausführung en Gneift für 
begründet. ©. jegt aud bie 

ten Ausführungen von Jel- 
Pinet Syft. d. fubj. öff. R. 
©. 2 ff-, dei. ©. 274 über 
„das eigene, vom Staate unab- 
bängige Herrſchaftsrecht der Ge- 
meinde*. Bgl. auch säniug 
Berw-R. ff; Hänel StR. 
1,323, bei. Gneift, Rechtäftant 
&.©. 4. 


Auf der anderen 
Seite 


verneint inäbejondere 





Rofin 21ff., „daß die Gemeinde 
Vertreterin des Staates“ fei. 

© Daß dies im einzelnen in 
ſehr verichiebener Weife erfolgen 
kam, betont richtig Zaband I, 


7 Doch kann man nicht mit 
Zabanb I, 104 al8 Prinzip den 
Sag aufftellen: „die Durchfüh- 
rung und Handhabung der Ge- 
feße ift auf das Reich nicht über- 

jegangen, folglih den Einzel- 
Anker verblieben‘ und hinſicht⸗ 
lid) ber im Tert sub 1 begeidh« 
— —F einer Durch⸗ 

echung dieſes Prinzips" (a. a. 
D. 0} ſprechen. Bere 
Hauptung Labands ift eine 
Konſequenz feiner Anfiht: es 
fei welentlich für den Bundes- 
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3. Für eine dritte Gruppe von Funktionen kommt das 
Reich garnicht, fondern nur die Einzelftaaten in Betracht, 
indem dieſen auch die Gefeßgebung prinzipiell verblieben ift. 
Für die ſtaatsrechtliche Stellung der Einzelftaaten ift dabei 
im Auge zu behalten, daf die einzelſtaatliche Geſetzgebung 
auch bier als aus der Gentralgemalt abgeleitet erſcheint und 
auf legalem Wege von letzterer an fich gezogen werben 
kann.s Die Grenze für dieſe Kompetenzſphäre der Einzel- 
ftaaten ift teils ausdrücklich durch die Säge der Reichs- 
verfafjung, teils ſtillſchweigend dadurch beftimmt, daß 
grundfäglich anerkannt ift: alles was nicht Direkt zur Kom- 
petenz des Reiches gezogen ift, ift als den Einzelſtaaten 
verblieben zu betrachten. Diefes ſtaatsrechtliche Verhältnis 
hat Zaband? vollflommen zutreffend ald Autonomie, 
Selbftgefeggebung im Gegenfag zur Selbftvermaltung 
bezeichnet. Der prinzipielle Gefihtspunft für die Selbft- 
verwaltung der Einzelftaaten im Reihe ift der nämliche 
wie bezüglich der Gemeinden im Staate; ber prinzipielle 
Geſichtspunkt für die Autonomie der Einzelftanten im Reiche 
iſt der nämliche wie bezüglich der Rechtserzeugung privater 
Korporationen: die Sphäre der Selbftverwaltung ift an 
fi ein Stud Staatöverwaltung, die Sphäre ber Autonomie 


ftaat, daß die Centralgemalt 


Grund- und Gdftein des ganzen 
buch da8 Mebium der Einzel f 


Syftems unfered Reihäftaats- 


faaten gegenüber ben Staats 
angehörigen thätig werde (f. 
hierüber oben $. fi Dal. auch 
v. Martig in 8. f. 

wiſſenſch. 32, 568. Sept 
ift dieſer Gedanke noch viel ftär- 
ter entwidelt, ja geradezu zum 


rechts gemacht worden von Hä- 
nel in feinem Staatsrecht, ſ. 
darüber und bagegen unten 
©. 118f. 

®&. oben ©. 58f. 

9 Staatsrecht I, 104 f. 
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ift an fi etwas, zwar ber alles beherrfchenden Souverä- 
netät des Staates Untergeorbneted, aber von ihm Unab- 
hängiges, ihm Fremdes. 

Der Begriff Autonomie trifft fomit juriftifch zu für 
das Verhältnis der Einzelftaaten zum Reich bezüglich der- 
jenigen Materien, von welchen das letztere ſich vollfommen 
fernhält, z. B. Schul- und Kirchenweſen. Wie Privat 
Torporationen gegenüber dem Staat, fo find in biefer 
Sphäre die Einzelftanten pofitiv frei in Bethätigung ihrer 
rechtserzeugenden Kompetenz und unterliegen nur wie jene 
einem prinzipiellen Oberaufſichtsrecht, das eine notwendige 
Konfequenz der Souveränetät iſt. Da das Reich die fou- 
veräne Gewalt ift, Tann es ſtaatsrechtlich keinem Zweifel 
unterliegen, daß bemfelben das Oberaufſichtsrecht über alle 
untergeorbneten Potenzen, alfo auch über die Einzelftaaten, 
zuſteht. Spezialnormen zur Durdführung dieſes Prinzipes 
find bis jegt nicht als notwendig erachtet worben.!% 

Für die Begriffsbeftimmung des Bundesſtaates find 
diefe Verhältniffe irrelevant: weder die Verteilung der 
Funktionen zwifchen Einzelftanten und Gentralgewalt, noch 
die Art, in welcher letztere ihre Funktionen ausübt, ins⸗ 
beſondere ob und wie fie fi der Gliedſtaaten bedient, hat 
für den Bunbesftaat grunbfägliche Bedeutung. Die Ent 
widelung war in dieſer Beziehung in ben beftehenden 


1° Saband I, 102 behauptet: | Modifikation. Died hatte auch 
bie Eingelftanten feien für biefen | richtig amerfannt v. Modl, 
Kreiß ihrer Kompetenz nicht der | Rei —E 75 174 u 
Dberaufficht des Reiches unter- | 196ff., 376. Dagegen jellinet, 
worfen. Dies ift Tate richtig, Staatenverb. Al, — aber 52, ſ. 
juriftifch aber nur mit der im |aud unten sub 
Tert gegebenen prinzipiellen 
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Bundesftaaten eine ſehr verfchievene. Während in ber 
nordamerikaniſchen Union fih bie Gentralgemalt grund- 
ſätzlich der Bundesglieder nicht bedient, fonbern fi 
eine eigene Exekutive gejchaffen hat, beruht in ber Eib- 
genofjenfhaft und mehr no im Deutſchen Reihe das 
Staatöleben des Bundesſtaates in weitem Umfange auf 
der Vollziehung des Bundes- Staatswillend durch die 
Bundesglieder. Das hat in hiftorifhen und thatſächlichen 
Berhältnifien feine volle und gute Begründung. Aber es 
ift fein ſtaatsrechtliche Grundfag, wie Laband und 
Hänel behaupten. In ber eidgen. Bundeöverfafjung ift 
ein Grundfag ausgefproden, fonbern es finden fi nur 
Einzelbeftimmungen „in bunter Mannigfaltigfeit". Wenn 
in den Bewegungen d. I. 1848 für bie deutfche Bundes- 
verfaffung die Vollziehung dur die Einzelftaaten als 
„Prinzip“ erklärt wurde, fo ift dies doch keinesfalls, wie 
Hänel behauptet, aud in ber heutigen Reichsverfaſſung 
der Fall, und e3 Tann nicht zugegeben werben, daß aus 
jenem „Prinzipe” fih „bie oberften Grundzüge ergeben, 
melde für die Geftaltung der Regierungsgewalt des Reiches 
und damit für die Charakteriftif der Bundesverhältniffe in 
Deutſchland entſcheidend find“. Hänel führt aus, man 
habe demgemäß in beftimmter Abſicht den Eingang zu 
Urt. 4 dahin gefaßt, daß das Reich nur die „Beauffih- 
tigung und Gefeßgebung“ habe, um ben Einzelſtaaten die 
Volziehung zuzuweifen; das fei die „recht eigentliche Ab- 
fiht der Reichsverfaſſung“. Diefe „recht eigentlide Ab- 
fit” ift aber nicht zu ermeifen und legt in den Eingang 
des Art. 4 einen Willen des Geſetzgebers, ber nicht vor- 
handen war und an den Wortlaut Folgerungen knüpft, an 
Zorn, Stantöregt I. 2. Aufl. 8 
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die niemand date. Wollte man den meittragenden Grund- 
aß, den Hänel behauptet, feftftellen, jo mußte dies aus- 
drüdlich gefchehen: aus ber — überdies ja redaktionell 
ganz unglüdlichen — Faſſung der Eingangsworte zu Art. 4 
laßt ſich das große ſtaatsrechtliche Gebäude, das Hänel 
aufführt,t! nicht Eonftruieren. Übrigens muß Hänel felbft 
(j. ©. 328) zugeben, daß die Abſchn. VIIIXXIII, aljo 
mehr als die Hälfte der gefamten Verfafjung, in Wiber- 
ſpruch zu dem „verfafjungsmäßigen Grundſatz“ des Art. 4 
ftehen, und daß aud fonft noch „in einer großen Reihe 
von Fällen“ dem Reiche „unmittelbare Vollziehungsbefug⸗ 
niffe” überwiefen find. „Alle dieſe Beftimmungen haben 
die Natur verfafjungsändernder Gefehe. Denn fie bewirken 
eine anberweite Verteilung der Regierungsrechte zwiſchen 
dem Reihe und den Einzelftaaten, als fie ber Grundſatz 
des Art. 4 und die befonderen Beftimmungen ber Ber- 
faffung bewirkt Haben.” Demgegenüber ift nur zu fagen: 
der „Grundſatz des Art. 4” eriftiert nicht. — 


IL Die Rechte der Einzelſtaaken am Reiche.i⸗ 
4. Die Mitgtienfhaftdrehte. 

Der Staatöwille des Reiches bildet fi auf Grund be— 
ftimmter Rechtsvorſchriften als die Einheit des Willens der 
am Reiche beteiligten Einzelftanten. Das hierzu berufene 
Drgan ift der Bundesrat, in welchem die fämtlichen Einzel- 


21 Bol. Hänel StR. I, 282ff. |1orum aufammengefabt. Über 

1 Saband I, 109 f. "werden | die Unmögligfeit, ben Begriff 
die zur Selbfinermaltung und |ber „jura singulorum“ ſtaats⸗ 
Autonomie ben Einzelftanten ber Ball zu verwerten, |. unten 
laſſenen Rechte al3 jura singu- |&. 127 ff. 
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ftaaten ihre Vertretung haben. Mafigebend ift hierbei das 
Prinzip ber Gleihberedtigung ber Bundes— 
glieder, wodurch nicht ausgeſchloſſen ift, daß der Ber- 
ſchiedenheit der thatfählichen Machtverhältniſſe entſprechende 
Rechnung getragen wurde. Qualitativ find alle Bundes- 
glieder bei der Bilbung des Reichsſtaatswillens gleichberech- 
tigt, quantitativ aber befteht eine erhebliche Verſchiedenheit. 

Andererfeitd haben alle Einzelftasten in gleicher Weife 
Anſpruch auf Erfüllung derjenigen ftaatlien Funktionen, 
die das Neid; übernommen hat. Inwieweit letzteres ber 
Tal, ergiebt fih aus der Verfaſſung bezw. Spezialgeſetz- 
gebung ; nicht aber barf der juriftifch überhaupt irrelevante 
Eingang zur RB. hierfür angezogen werden. E3 ift un- 
zweifelhaft, daß das Intereſſe eines einzigen Einzelftantes 
ausreichender Grund für ein Thätigwerben bes Reiches, 
3. B. Errichtung eines Konfulates, einer Gefanbtfchaft,i? 
ja felbft zu einer militäriſchen Aktion fein Tann. 

Den im Prinzip gleiden Rechten ftehen im Prinzip 
gleiche Pflichten gegenüber. Es fommen hier insbeſondere 
die finanziellen und militäriſchen Pflichten in Betracht. 
Prägravationen einzelner Staaten müfjen als grundſätzlich 
unftatthaft betrachtet werben:* es könnte fich bei folden 
immer nur um freiwillige Übernahme Handeln. Was die 
Militärleiftungen angeht, fo ift bie Frage der Prägra- 
vationen einzelner Bunbeöglieder dur das Prinzip: „jeder 
Deutſche ift mehrpflictig” gegenſtandslos. Das Gleiche 


18 Speziell anerfannt in ven| Saband I, 118, überein- 
Novemberverträgen mit Bayern | ftimmend auch Hänel, Stud. I. 
Schlußprot. XI), Baden-Hefien | 193; a. A. Bäning 1514. Bol. 
@Rr. 6), Württemberg (8. 1 e). |jpegiel RB. Art. 58. 

8* 


116 Bud II. Reid) und Einzelftasten. 


wäre in finanzieller Hinficht der Fall, wenn das Reich 
feiner ftaatlihen Natur entſprechend nur eigene Einnahmen 
als finanzielle Unterlage beſäße. Die Matrikularbeiträge 
aber müſſen unzweifelhaft wenigftens nad dem gleichen 
Maßſtabe für ſamtliche Bundesglieder aufgelegt werben. 

Zutreffend Hat Laband dieſe vom Prinzip der Gleich⸗ 
heit aller Bundesglieder beherrſchten Rechte als Mit- 
gliedſchaftsrechte begeichnet.1® 


B. Die vorrecte. 

Von den Mitgliedſchaftsrechten heben ſich deutlich die- 
jenigen Rechte ab, melde nur einzelnen Bundesgliedern 
zufommen, ben anderen nicht: man mag fie ald Sonder- 
rechte zufammenfaffen.!° Diefelben find nad) ihrem inneren 
Grunde jedoch von fo verfchiebener Art, daß man einen 
einheitlichen Gefihtspunft für dieſelben nur in dem nega- 
tiven Momente des Unterſchiedes von den prinzipiell gleichen 
Mitgliedſchaftsrechten zu Tonftatieren vermag. PBofitiv 
aber find Die Sonderrechte entweder Vorrechte 
oder Ausnahmsrechte, je nachdem es fih um 
integrierende Beftandteile des Verfaffungs- 
organismus Handelt, die nur für einzelne 
Bunbesglieder ein höheres Maß von Redten 


15 Saband I, 90, bei. 112. bieteriſch Berücſichtigung für 
Ganz rein kommt das Prinzip | das Verfaflungsredht forberte, 
der gleichen Mitgliebihaftörehte | Hänel StR. 1, 807. 

im eibgenöffifhen und im norb-| 1 In ber Citteratur finden 
ameritanifhen Xunbesftaatd« |fich die Bereiinungen: Sonber- 
rechte zur Geltung, da in biefen | rechte, Reſervätrechle; den Um- 
Yunbeöftaaten die Verſchieden · fang derfelben beſtimmen die 
beit Biftorifcher und thatſächlicher Jämtlihen Schriftiteller in ver⸗ 
Verhältnifie in den Einzelftaaten ſchiedener Weife. 

tein Moment bildete, welches ge- 
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tonftituieren, oder um Ausnahmen von ber 
Neihsverfaffung, welde fomit einen Wider- 
fprud zu legterer, der möglichſt auszuſcheiden 
ift, enthalten! Beide Kategorieen ſyſtematiſch zu— 
fammenzufafien, ift innerlich unbegründet: zudem gelten für 
die Vorrehte, wie unten auszuführen fein wird, andere 
Verfafjungsnormen als für die Ausnahmsrechte. 

Der gemeinfame Gefihtspunkt für die Vorrechte ift der: 
daß einzelnen Bundesgliedern infolge ihrer 
größeren fattifhen Bedeutung ein höheres 
Map von Rehten als den anderen im Berfaj- 
fungsorganismus bes Reiches zugeteilt wurbe.!® 
Es handelt fi aud Bier nicht um eine qualitative, fon- 
dern nur um eine quantitative Verſchiedenheit der ben 
Bundesgliedern zuftehenden Rechte: weil Preußen größer 
als Neuß, darum bat erfteres im Bundesrat 17, letzteres 
nur eine Stimme; weil Preußen das mädhtigfte Bunbes- 
glied ift, darum hat es bie Präſidialrechte; weil Bayern, 
Württemberg und Sachſen bedeutender find, als Oldenburg 
und Lippe, darum haben erftere gewiſſe ftändige Sie in 
den Bundesratsausſchüſſen, letztere nicht. Der gleiche Ge— 
dante, der dazu führte, einzelnen Bundesgliedern ein Plus 
von Stimmen im Bunbesrate gegenüber anderen zu geben, 


1 Saband I, 118 beduciert,| band unter die Sonderrechte 
daß die Sonderrechte auf „Nicht- | fallen, zutreffen? 
anmendung ber Berfafjungs- und | 1° Dem gleihen Gebanten 
gefegmäßigen Prinzipien“ bes | giebt Hänel StR. IL, 808 Aus- 
tuben, fie „find nicht Refler- | drud, jedoch nur für das Raifer- 
wirtungen der Berfaflung, fon- | tum, während er 809 die bevor- 
bern Mobifitationen jelben“. | veditete Stellung der anderen 
Sollte dieſer Gefihtäpuntt für | Königreiche im Bundesrat für 
die Präſidialrechte, die nad La-|ein „Reſervatrecht“ erklärt. 
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führte dazu, einzelnen Bunbesglievern auch noch nad) ande 
er Seite ein Plus von Rechten in ber orbentlihen Drga- 
nifation bes Reiches zu geben. 

Die einzelnen Vorrechte find: 

1. Das preußifhe Erbfaifertum im Reide; 
dieſes qualifiziert ſich zweifellos als ein Vorrecht, aber es 
iſt fowenig ein Ausnahmerecht, daß es vielmehr gerabezu 
einen Gegenſatz zu letzteren darftellt. 

2. Das Reht am Bundesrat ift ein grund- 
ſätzlich gleiches Mitgliepfhaftsreht aller 
Bundesglieder. Diefer Grundfag ift in Rüd- 
fihtauf Preußen, Bayern, Sahfen, Württem- 
berg, Baden, Heffen, Medlenburg-Schwerin, 
Braunfhweig dahin modifiziert, daß dieſen 
Einzelftaaten eine größere Stimmenzahl im 
Bundesratezulommt; erweitert iſt dieſe Modi— 
fikation noch in beſonderer Weiſe für Bayern 
¶. hierüber unten $. 6). 

3. Das Recht Bayerns auf einen ftändigen Sig im 
Bundesratsausſchuß für Landheer und Feftungen (RB. 
Art. 8 Abſ. 3). 

4. Das gleiche Recht Württembergs!? (Milit.-Konv. 
$. 152 vgl. RV. Abſchn. XI Schlußſatz). 


19 Nach ber Wilitärkonvention | in feiner Cigenfchaft als Bundes- 
Art. 2 hat aud Sacfen dasgleiche | oberhaupt einen I Ber- 
Recht. Die Militärkonvention ift | treter in jenen Ausſchuß zu be⸗ 
eſchloſſen zwiſchen Preußen |rufen. Bol. über den Kechtö- 
und Sadfen; in der Reichs⸗ harakter ber föfiicen Militär- 
verfaffung ift fie nicht ſank. konvention Laband, ber zu 
tioniert. Es beſteht fomit nur | dem gleichen Refultate gelangt; 
eine yertragämäbige Verpflich⸗ a. U. Hänel 247. 
tung des Königs von Preußen, 
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5. Das Recht Bayerns auf den fländigen Vorfig im 
Bundesratsausſchuſſe für die ausmärtigen Angelegenheiten 
(RB. Art. 8 Abi. 4). 

6. Das Recht Württembergs auf einen Sig in dem 
sub 5 genannten Ausſchuſſe (ibid.). 

7. Das gleihe Recht Sachſens (ibid.). 

8. Das Recht Bayerns auf den Vorfig im Bunbesrate 
im Falle der Verhinderung Preußens (bayr. Schlußprot. IX). 


©. Die Ausnahmerehte.n 

Diefe Kategorie von Rechten war zwar im norbbeut- 
den Bunde bereit8 vorhanden, aber nur in fehr geringem 
Umfange; erft die Aufrihtung bes Reiches, die fi nur 
durch Gewährung einer Reihe von Vorbehalten (daher die 
Bezeichnung: Reſervatrechte) an die ſüddeutſchen Staaten 
bemwerfftelligen ließ, erweiterte dieſe Kategorie fehr bedeutend. 

Ausnahmerehte find folde Sonderrechte 
einzelner Bunbesglieber,?! die fi ala Ab- 
weihungen und Ausnahmen, als Widerfprüde 
gegen die Rechtseinheit im Reihe darftellen. 
As ausnahmsweiſe Privilegien bedürfen die Sonderrechte 
diefer Art eines beftimmten Titels zu ihrer rechtlichen Ber 
geündung.? Die hiftorifche Genefis weiſt bei ber 
Mehrzahl dieſer Rechte auf die Staatöverträge zurüd, durch 
welde die Aufrihtung des Reiches völferrechtlich vorbereitet 


2» Hänel I $ 18. Auch * Elfaß-Lothringen ift nicht 
Hänel StR. I, 225, 810, ges Zunbeäglieb, Yann fomit auch 
braucht den das Nedtöverhält- nit Ausnahmerechte diefer 
niß zutreffend darakterifierenden ſtaaisrechtlichen Qualität geben 
Ausdrud „Exemtionen‘, und| 3% Ehenfo Hänel StR. I, 
begeichnet dieſe als „Privilegien“. | 810. 
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wurde. Ihr juriftifcher Titel aber ift verſchieden: die 
meiften wurben ausbrüdlic in der Verfaffung genannt und 
dadurch Beftandteile des Reichsverfaſſungsrechtes, ſomit 
auch den für letzteres geltenden Normen unterworfen.?® 
Andere Ausnahmerechte wurden durch die Spezialgeſetzgebung 
des Reiches, ja felbft durch Verorbnung des Bundesrates *+ 
neu geſchaffen: fie werden demnach von den für dieſe 
Formen der Rechtsbildung geltenden Normen beherrſcht. 
Endlich ift ein dritter Teil diefer Ausnahmerechte wohl in 
den Staatöverträgen, nit aber in der Verfafjung genannt, 
ohne daß doch bei dieſem Verſchweigen die Meinung ge- 
wefen wäre, dadurch die fraglichen Ausnahmerechte zu be- 
feitigen. Für diefen Teil beruht demnad bie Rechtskraft 
bis zur Stunde nur auf den Staatsverträgen: eine Anomalie 
nicht unbedenklicher Art, da im übrigen für das Verhältnis 
zwifchen dem Reich und den Einzelftaaten der Rechtsbil- 
dung auf dem Wege des Staatövertrages infolge ber 
ftaatliden Natur des Reiches der Boden ganz und gar ent- 
zogen ift.25 

Die einzelnen Ausnahmerechte — diefelben find nad 
ihrem materiellen Inhalt fämtlih in der fpäteren Dar- 


2 Sänel, Stud. I, 114:|Märt Hänel StR. I, 811 für 
die Bezugnahme ift nur ein unzuläffig. 
verfürgter Ausdrud für bie Died Refultat feftgeftellt 
mörtlide Aufnahme ber Ber- | und im einzelnen vorzüglich bes 
tragSartifel in den Tert ber Ver⸗ gründet zu haben, ift ein Haupt» 
faflung.“ gerbienft Fr ‚Srbin‘ an 

” Gin Beifpiel j. bei La-|Fıy runesth Fr 
Band I 1141, Die Schaffung Say rear henee wa 
folder Rechte durch Beleg er= | 1%, An ; 
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ftellung in den einfhlägigen Abſchnitten zu mürbigen — 
find; se 

I Fur Hamburg eine beſchränkte Eremtion von der 
Zollgefegebung des Reiches als Freihafen (RB. Art. 84). 

DI. Das gleiche Ausnahmereht für Bremen (ibid.).?? 

IN. Die Erxemtion Dldenburgs und Schaum— 
burgs von Art. 22 des Zollvereinsvertrages v. 8. Juli 1867, 
den Marimalſatz der Chaufjeegelver betreffend (dur RB. 
Art. 40 Beitandteil der Verfafjung).?® 

IV. Das Verbot, Übergangsabgaben von Wein und 
Moft beim Übergang über die Grenze des ehemaligen norb- 
deutſchen Bundes von den ſüddeutſchen Staaten zu erheben 
GollvV. Art. 5, IT 8. 3, e ob. RB. Art. 40).2° 

V. Die Eremtion Badens von der Reichsgeſetzgebung 
über Beiteuerung des inländifchen Bieres (RB. Art. 35°).20 

VI. Folgende Exemtionen Württembergs: 

1. das gleiche Ausnahmerecht wie Baden (RB. Art. 35°); 


2° Ausnahmerechte diefer Art| StR. I, 814, ferner unten 
waren aud alle zeitlich be-|$. 30. 
gesniten, ‚gemtionen von der| ® Hänel StR. I, 814. 
deicägefeggebung, ‚mie folde beil ® S. auch Zollver.-®. Art.5, 
Gründung des ches vielfach | II, 88. 2, 3, 7; die Exemtion 
vorlamen, jegt ae durchweg | bezüglich des Branntweins ift 
ledigt find. jeitigt durch Gef. v. 24. Juni 


2 Dieſes Ausnahmerecht, ur- 

I Sehe meit außgedeint,  aumae Maid Sin Dat Hünel 
ud ie Spezialgejeßgebung Pr Y 1, 818.5 dagegen hat 
Pr Rei es ee unten — 47 Diefes Gefeges eine neue 
£ “ 1. bie gemtion bezüglich, der Bere 
nung ber zum niebrigeren Ab» 
Über ganzen [ver- | gabenfa& Herzuftellenden Geſamt · 

den ver- | gadeı & 
nt Ge: Artie | jahreömenge, ſowie über einige 

dazu dänel andere Punkte geſchaffen. 
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die teilmeife Exemtion von der Poft- und Telegraphen- 

gefeßgebung des Reiches, indem a) RB. Art. 48-51 

für Württemberg nur nad) Maßgabe von RB. Art. 52 

zur Anwendung kommen dürfen, b) neu zu fonfti- 

tuierende Vorrechte der Poſten nicht ohne weiteres auf 

Württemberg Anwendung finden (Schlußprot. Ziff. 2); 

die teilmeife Eremtion von der Reichseiſenbahngeſetz-⸗ 

gebung nad Maßgabe des Schlußprot. Ziff. 2 vb. 

RL. Art. 45°; 

. die teilmeife Eremtion von der Reichsmilitärgeſetz- 
gebung nach Maßgabe ver durch den Schlußfag zu 
Abſchn. XI der RB. zu einem Beftandteil des Ver- 
faſſungsrechtes gewordenen Militärkonvention vom 
21/25. Nov. 1870.91 

VII. Folgende Eremtionen Bayerna:?? 

RV. Art. 35 Abſ. 2 f. oben V: Baden; 

RV. Art. 52 ſ. oben VI, 1: Württemberg; 

Bayern ift eximiert von der Reichseiſenbahngeſetz-⸗ 

gebung, die auf Grund von AB. Art. 42—46 Abf. 1 


9 Hänel, Stud. I, 115 ff.,| 
beftreitet, daß bie Militärfonven- 
tion erfaffungäredht geworben 
fei. €3 fol fi bei ie yofitio 
um „vertragsmäßige Zuſiche- 
zungen“ handeln, nur negativ 

ie Konvention „Vorſchrift 
ber Reichsverfafſung geworden“, 
infofern fie „in ihrer Totalität” 
ein von ber Verfaſſung fanktio- 
niertes Ausnahmeredt Würt- 
tembergs tonftituiere. Die Un- 
terfcheidung zwiſchen einer pofi- 


tiven und negativen Geite ber 
Konvention bürfte bed inneren 
Grundes ermangeln, ber Wort- 
laut der RB. aber dazu nötigen, 
die Militärkonvention ebenfogut 
als Beitandteil der Verfafſung 
y betrachten, wie die analogen 
eftimmungen der bayı. Ber- 


EL Speiet Bözl, 5 

. Ipezi 2 ’ rt. 
—* (1877) 8. 2. Fe A. 
Müller bei Hirth Ann. 1876 
846 fi. 
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geübt wird und unterliegt derfelben nur nad Maf- 
gabe von RB. Art. 46 Abf. 3 und 47; 

. Bayern iftber Reichsmilitärgeſetzgebung (RB. Abſch. XI) 
nur unterworfen nad) Maßgabe des Verfailler Vertr. 
v. 28, Nov. 1870 III 88. 57 und XIV (Schluß- 
ſatz zu Abſchn. VI der Verf., der ſich aber auf 
8. XIV des Vertr. nicht bezieht) ; 


5. Bayern ift hinſichtlich feines Militäretat? von den 


Vorſchriften der Reichsverfaſſung Art. 69, 71, 72 in 
der Weife erimiert, daß diefelben nur nad; Maßgabe 
der sub 4 genannten Vertragsbeftimmungen zur An- 
wenbung fommen; durch die Schlußbeftimmung zu 
Abſch. XII der RB. find auch diefe Vertragsbeſtim- 
mungen Beftanbteil des Verfaſſungsrechtes gemorden;?® 
. Bayern ift nah RB. Art. 4 8. 1 erimiert von der 
Reichsgeſetzgebung über Heimats- und Niederlafſungs⸗ 
weſen; dazu kommt nad Schlußprot. I noch das 
Verehelichungsweſen, ohne daß dieſer Vorbehalt noch 
beſondere Erwähnung in der Verfaſſung gefunden 
hätte; derfelbe bezieht ſich übrigens nur auf die 
„ſtaatspolizeiliche, heimatrechtliche”, nit auf die 
civilrechtliche Seite des Verehelichungsweſens. Für 
die Rechtsverhältniſſe des zwifchenftaatlihen Armen- 
wefens blieben in Beziehung auf Bayern in Kraft 
die Gothaer Verträge vom 15. Juli 1851 und 
24. Juli 1854, ſowie die Cifenader Konvention 
vom 11. Juli 1853;°* letztere Beftimmung bat 


®8 fiber den Wert dieſes bay« 
riſchen Defernatzehten, „Subert % Hänel, Stud. I, 108 f. 


ſich 


treffend v. Held 
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ausdrückliche Anerkennung in RB. Art. 3 gefunden 
(Sälußprot. IT). 

Außerdem iſt Bayern erimiert von etwaigen Reichs⸗ 
gefegen über das Immobiliarverſicherungsweſen 
(Shlußprot. IV); ferner von der Kompetenz ber 
Reichsnormalaichungskommiſſion, indem eine eigene 
Gentralbehörbe für Maß- und Gewichtsweſen rejer- 
viert wurde, ©. v. 26. Nov. 1871 (XGBl. 397) 
$. 8; endlich gehört hierher auch noch ber bayrifche 
Vorbehalt in Bezug auf die Thätigkeit der Reihs- 
bank (Bankgeſ. vom 14. März 1875 [RGBI. 177] 
$. 47 Abſ. 3). 

Die legterwähnten Eremtionen haben feine Aufnahme 
in die Verfafjung gefunden, ftehen demgemäß auch nicht 
unter befonberen Redtsvorjchriften.25 

D. Artitel 78 ablat 3,0 

Diejenigen Beftimmungen des Reichsrechtes, welche „be- 

ftimmte Rechte einzelner Bundesſtaaten in deren Verhältnis 


95 Bol. Hänel StR. 1,8141. |glieder, die den Reihs- 
Außerdem bat Bayern Wr gefandbtfgaften nicht fyite- 
Sonderberehtigungen hinfichtlic matifg unfergeorbnet find, 
des Gelandifgaftgm jend: die | find aber im Bundesftaate 
bayrifchen Gefandten haben im eine Anomalie fo großer 
Verhinderungsfalle die Reichs- und fo bebenkliher Art, 
gefandten zu vertreten nach daß dies nit raſch ‚genug 
näherer Maßgabe von Schluß- |bejeitigt werden Fönnte. 
prot. VII; fodann: Bayern er- Wenigftend follte eine 
hält für ben Unterhalt feiner |organijhe Eingliederung 
Spezialgefandtfhaften aus der des einzelftaatlihen Ge- 
Reihstaffe noch eine Bezahlung |fandtfhaftweiens in das 
(Sclußprot. VID). Diefe Regte | Reichs gefandtidafts weſen 
im Text zu erwähnen, murbe als Feinsip aufgefteltt 
abfihtlih unterlafien. Ihre werden. 

Rechisbaſis ift eine vertrags · 
mäßige. Spezialgefandt-| ?° Laband, ber Begriff ber 
föaften veulfger Bundes-| Sonderreäte bei Hirth, Ann. 
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zur Gefamtheit feitftellen, unterliegen Hinfihtlic ihrer Ab- 
änderung einmal ben allgemeinen Normen des Reichsrechtes. 
Rechtsſatze können nur auf dem gleichen Wege abgeänbert 
werben, auf welchem fie entftanben find: Geſetze durch Ge— 
fege, Verfaffungsgefege durch Verfaſſungsgeſetze, Verord- 
nungen durch Verordnungen. Ein Zweifel könnte nur ob⸗ 
walten, ob, ſoweit ſolche Rechte auf Vertrag beruhen, zur 
Abänderung ein Vertrag erforderlich iſt: denn prinzipiell 
ift im Bunbesftaate für die Form des Vertrages zwifchen 
Gentralgemalt und Cinzelftaaten fein Raum. In Kon— 
fequenz dieſes Prinzipes wurbe behauptet: auch für Abände- 
rung der bier zur Frage ftehenden Kategorie von Rechten 
könne niemals ein Vertrag ala notwendig gefordert werben, 
„da das Reich wegen feiner fouveränen Macht über feine 
Glieder ſich ftet3 der Form des Gefeges bedienen Fann“.27 
Diefe Konfequenz geht zumeit: nachdem einzelſtaatliche 
Sonderberetigungen vertragsmäßig Fonftituiert und trotz 
der hierin liegenden Anomalie in diefer juriftifchen Form 
aufrecht erhalten wurden, kann für Abänderung folder 
Sonderberechtigungen von den beteiligten Staaten die Form 
des Vertrages geforbert werben; ſelbſtverſtändlich kann aber 
auch auf diefe Form verzichtet und die Abänderung in ber 
Form des Gefehes zugeftanden merben.?® 

Außerdem aber fchreibt die Verfaſſung vor: „bie- 


1874, ©, 1487 f. Dot. Staat | Stantönifenfä. 2, &. 569 1; 

tet 188. 11, 12. Dagegen | Hänel StR. 1, 815 f. 

Löning, die Sonberreiite der| *" Saband I, 119. 

beuffcen Staaten bei Hirth,| Vol Hänel, Stubien I, 

Ann. 1875, ©. 337 ff.; Hänel| 286 f., StR. I, 818; Löning 

Nl21E Mener, "Sehrsug|SAT; Öteyer, Seins. 420; Sa, 
95; ©. Martig in 8. f.|band I, 115. Saband und 
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jenigen Vorſchriften der Reichsverfaſſung, 
durch weldebeftimmteRedte einzelner Bundes— 
ftaaten in deren Verhältnis zur Gefamtheit 
feitgeftellt find, fönnen nur mit Zuftimmung 
des beredtigten Bundesftantes abgeändert 
werden“ (Art. 78 Abf. 2).3° 

Die Interpretation dieſer Vorſchrift ift nach mehr ala 
einer Hinſicht beftritten. 

I Einmal fragt es fih: welde Rechte fallen 
unter den erhöhten Rehtsfhug diefer Beftim- 
mung? 

Bei den Verhandlungen über die Reichsverfaſſung im 
Reichstage hatte der Abg. Hänel den Antrag geftellt, 
diefe Rechte in der Verfaffung felbft namhaft zu machen, 
und zwar als folde zu bezeichnen: die Sonderberechtigungen, 
melde in Art. 4 8.1, 35 Abf. 2, 46 Abf. 2,52, Schluß- 
beit. zu Abſch. XI und Schlußbeft. zu Abſch. XII der RR. 
Tonftituiert find.° Der Antrag wurde abgelehnt und fo- 
mit nur der allgemeine Grundſatz firiert: „baß jura singu- 
lorum nicht ohne die Buftimmung des berechtigten Staates 
aufgehoben werben können“, „dagegen ift die Frage, was 
man unter jura singulorum zu verftehen habe, in der Reichs⸗ 


Meyer halten ein Geſetz in |amerifan. Union eine Abände- 
jedem Falle für genügend, Hä-|rung bes gleihen Stimmen- 
nel hält ein folches, falls gegen | verhältnifie8 ber Einzelſtaaten 
ben Willen des Beteiligten Bun-|im Senat aud nur mit Zu« 
desgliedes erlaflen, zwar für Fimmung des Betroffenen er- 
einen „Rechtsbruch“, aber für olgen Önne. 
„formelles Recht“. Bl. den Wortlaut des 
® Hänel StR. I, 784 weiſt Antrages bei Hänel, Stud. I, 
darauf Hin, daß in ber nord- | 19587. 
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verfaflung überhaupt nicht entſchieden worden, ihre Beant- 
wortung vielmehr zunächſt der Wiſſenſchaft überlaſſen“.“ 

Die Wiflenfhaft hat die Frage der „jura singulorum® 
weder im alten noch im neuen Reiche zu löfen vermodt: 
es dürfte deshalb am angemefjenften fein, dieſe Danaiben- 
arbeit — daß es fi wirklich um eine folche Handelt, haben 
insbeſondere die geiftreichen, aber u. E. völlig unhaltbaren 
Ausführungen Labands bewieſen“ — aufzugeben, und 
das anomale Zuftimmungsreht des Betroffenen füglid da 
zu lafien, wo es fteht, nämlich in Art. 78 Abf. 2 der 
RV.“ (v. Marti.) 

Bon hier aus kann nun zunächſt Fein Zweifel obwalten, 
daß es fi bei Art. 78 Abf. 2 nicht um ein allgemeines 
„Rechtsprinzip“ (Zaband), fondern nur um Vorſchriften 
der Verfaffung” handelt. „Rechte, welde nicht durch 
eine ausdrüdlihe Vorfhrift der Reichsver— 
foffung feft beftimmbar find, ftehen überall 
nicht zur Frage” (Hänel).* Andermeitige Sonder- 
berechtigungen unterliegen einzig und allein den allgemeinen 
Normen. 

Vollkommen bodenlos ift die Interpretation, melde im 
Reichstag der ſächſiſche Staatsminifter Frhr. v. Friefen 
dem Art. 78 Abf. 2 gegeben hat, wonach alle den Einzel- 


4 Zaband bei Si 1524. | ftimmend die meiften Schrift- 
42 Hänel StR. I, 817: „es|fteler: G. Meyer, Löning 
iebt im  fouveränen und v. Martig a. a. D.; v. 
taate Feine jura singu-|Held 155 ff.; v. Mohl if: 
lorum“; ben Hänelfcen Aus- EB 188; v». Rönne U 





führungen ift volllommen zuzu- |$. 65. ©. jet befond. Hänel 
mer tR. I, Ay gegen Laband. 
4 Stubien 198. überein 
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ftaaten überhaupt belafjenen Rechte unter dem Schutze des 
Art. 78 Abf. 2 als „jura singulorum* ftünden. Diefer 
Anficht Haben nur zwei bayrifche Schriftfteller beigepflichtet.** 

Wäre diefe Interpretation richtig, fo hätten wir in 
befter Form das liberum veto des polnifchen Reichstages 
in unfer Reichsſtaatsrecht aufgenommen. Die Interpretation 
ift aber völlig unhaltbar. Im Wortlaut unferer Verfafjung 
würde fie nur dann eine Stüße finden, wenn es hieße: 
„buch welche die Rechte der einzelnen Bunbesftaaten in 
deren Verhältnis zur Gefamtheit feftgeftellt find.” Da die 
Reichsverfaſſung diefen Wortlaut aber durchaus nicht hat, 
fo fehlt jener Interpretation jeder Halt, und fie ift praktiſch 
fo bedenklich, daß man derſelben nicht energifch genug ent 
gegentreten Tann. 

Aus allgemein ſtaatsrechtlichen Geſichtspunkten ift aber 
eine Rechtfertigung der Frieſenſchen Theorie garmicht 
möglich. 

Denn die Berufung darauf, daß es ſich bei allen dieſen 
Rechten um „jurs singulorum* handle, und daß eben für 
alle diefe letzteren der erhöhte Rechtsſchutz der Verfafjung 
ftatuiert werben ſollte, Tann ſchon deshalb nicht ala zu- 
treffende Begründung zugegeben werden, weil weder bie 
Theorie noch die Praxis den Begriff der jurs singulorum 
jemals feft zu umgrenzen vermochte,‘ und weil andererfeits 


4 Seydel, Komm. 266 fj.;|nin — und Hänel, Stud. 
Riedel (bayr. Finanzminifter)|I, 1: epterer, Sriftfteller 
164. Betont Dee re 186 a volle 
“Die rechtshiſtoriſche Ent- | ftänbige — barkeit des 
ng ber Frage behandeln rechtshiſtoriſchen Materiales für 
fpeziel Zaband I, 118 und Fa unjer heutiges Recht. 
bei Hirth 1874, 1587 ff.; 
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auch die Analogie des Privatrehtes hier in Feiner Weife 
als zutreffend erachtet werden Fann.‘* 

Die Frage wird alfo praktiſch nur dahingeftellt werben 
Tonnen: ob Vorrehte und Ausnahmsrechte oder letztere 
allein unter den erhöhten Rechtsſchutz des Art. 78 Abf. 2 
fallen. Diefe wie jene find, ſoweit fie überhaupt verfafjungs- 
mäßige Sanftion empfingen, „Vorſchriften der Reichsver⸗ 
feffung, durch welche beitimmte Rechte einzelner Bunbes- 
ftaaten in deren Verhältnis zur Gefamtheit feftgeftellt 
ſind“.““ Daß es die pofitiv beftimmte Abſicht der Ver— 
fafjung geweſen ſei, ale dieſe Normen unter Art. 78 Abſ. 2 
zu ftellen, kann jedoch nicht nachgewieſen werben. Weber 
war man fi im Reichstag, noch war man fi auf feiten 
der Regierungen, noch ift man fi in der Theorie darüber 
klar geworben, was unter „beftimmten Rechten einzelner 
Yunbesftaaten in deren Verhältnis zur Gefamtheit“ zu 
verftehen fei. Vielmehr wollte man bei Feftftellung bes 
Verfaffungstertes ausbrüdlic jene Frage offen laſſen, und 
die Wiffenfhaft hat diefelbe bis jet noch nicht geſchloſſen. 
Nur dann aber, wenn der pofitive Nachweis möglich wäre, 
daß die Abſicht bei Feftftellung des Art. 78 Abi. 2 

4 Zreffende Bemerkungen | Bunbeöglieder, bie, wie oben ge- 
hierüber bei Meyer, Lehrb.| zeigt, prinzipiell gleih und nur 
419" und v. Martig in 3, Sieben abgeftı eftuft find, weil 
f. Staatöwiffenih. 32 ©. 572, | Preußen größer ift als Lippe. 
bei, von Hänel StR. I, 822. |Mit dem gleihen Recht wie bie 


# Zöning a.a.D. behauptet | Stimmenzafl im Bunbesrate 
bie aud) von ben ——* — müßte man aud dee Plus 


der Gingeiftanten, gem RR. an Reichskafſenſcheinen, weldes 

Art. 6. der aud) hier ER nderk 

& ih nitum Rechte „einzelner“, 

ſondern lediglich „der einzelnen“ 
Born, Gtantdregt I. 2. Aufl. 


Preußen gegenüber Meiningen 2c. 
erhalten Hat, als Gonberreht 
bezeichnen. 
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geweſen wäre, alles, was oben unter den Kategorieen der 
Vor- und der Ausnahmerechte zufammengefaßt wurde, mit 
jenem erhöhten Rechtsſchutze auszuftatten, wären wir genötigt, 
dies als geltendes Recht anzuerkennen. Diefer Nachweis 
aber kann nicht erbracht werben. " 

Unter diefen Umftänden kann nur folgendermaßen argu= 
mentiert werben: die Beftimmung bes Art. 78 
Abſ. 2 ift eine Außnahmebeftimmung; in einem 
geordneten Staatswefen ift es eine Anomalie 
bedenflider Art, wenn überhaupt der Gang 
der Gejeggebung von der Zuftimmung eines 
diefer Gefeggebung unterworfenen Faktors, 
alfo von einem quasi-vertragsmäßigen Kon- 
ſens abhängig gemacht wird; ein foldes Privi— 
legium iſt, wie alle Privilegien, im engſten 
Sinne zu interpretieren;*? auch die hiſtoriſche 
Genefis des Abf. 2 des Art. 78, der fi in der 
norbdeutfhen BB. nit fand, weift auf den 
Raufalzufammenhang mit den von den Süd— 
ftaaten gemadten, im Widerfprug zur Ver— 
faffung ftehenden Vorbehalten hin; aus dieſen 
Gründen ift der Satz gerechtfertigt: 

nur basjenige, was oben als Ausnahmerechte 
feftgeftellt worden ift, unterliegt der auf 
uahmöweifen Vorſchrift des Art. 78 Abſ. 2, nicht 
aber die Vorrehte und nod weniger die 
Mitgliebfhaftsrehte und am wenigften 
dasjenige Maf von Rechten, weldes den 


« Ehenfo Hänel StR.L,810.| 1.5. ea Merten Seven, 
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Einzelftaaten zu autonomer Ordnung 
überlaffen ift.° 

II. Die zweite große Streitfrage zu Art. 78 Abſ. 2 
ft: was heißt „Zuftimmung des bereditigten Bundes- 
ftantes“ ? 

Der Eingelftaat wird bei der Bildung des Staatswillens 
des Reiches thätig durch das Medium des Bundesrates 
und nur durch diefes. Es kann bemnad bei ber durch 
Art. 78 Abf. 2 geforderten „Zuftimmung“ fih nur um 
Abgabe einer Erklärung im Bundesrate handeln: das be- 
teiligte Bunbesglied muß ſich bei der Majorität befinden, 
außerdem ift die Majorität wirkungslos. „Jeder nicht in 
den vorgefchriebenen Formen vorgehende Aft des Reiches, 
der eine Schmälerung oder Aufhebung der Reſervatrechte 
zur Abficht oder zum Erfolge Hat, ift als Widerſpruch mit 


Am näcjften fteht biefer 
Anfiht che Lehrb. 420 f.; 
fodann Hänel und Zöning; 
am weiteften entfernen ſich da⸗ 
von Seybel und Riedel, bie 
auf dem Standpunfte Friefend 
ftehen. Hänel ift ber Neinung, 
bie Sreigafenftellung von Ham- 
burg und Bremen jei fein Aus- 
nahmerecht, dagegen zählt er 
die Rechte von Bayern, Würt- 
temberg und Sadjien hinſichtlich 
ber Bundesratsausſchüſſe dahin; 
Zöning bält jene wie biefe 
Normen für Ausnahmerechte in 
unferm Sinne und fügt dazu 
noch die Praſidialrechte Preußens, 
fowie die Stimmrechte der ein⸗ 
jelnen Staaten im Bunbesrate. 
Einen ganz eigentümlichen Weg 
Hat Saband eingefhlagen, in- 





dem er Art. 78? als „Rehtö- 
prinzip“ betrachtet, das garnicht 
aut Eon Me „Born en ber 
jerfaſſung“ jondern ganz all» 
emeine Getung Gabe: Diefer 

einung find beigetreten Del- 
brüd, Art. 40 ©.2,u.Mejer, 
Einl. (2) ©. 343; vgl. Laband 
I, 114%. Ich halte die Ein- 
wendungen, bie gegen bieje Theo- 
tie o. Martig in ber 2. f. 
Staatsmiffenie. Bo. 32 S.569ff. 
erhoben hat, für begründet. Au« 
ftimmend jet Yellinet, 
Staatenverb. 272. (Die Aus- 
führung bed Terted ift unver» 
ändert aus ber 1. Auflage über» 
nommen. In allen Haupt» 
punkten volllommen überein- 
ftimmenb ir Hänel in feinem 
Staatöredht. 

9* 
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einer Verfaſſungsvorſchrift rechtsungültig, null und 
nichtig“ 9 — fo der Rechtsgrundſatz. 

Die Frage, melde erhoben wurde, und melde bis zur 
Stunde lebhaft umftritten wird, ift: ob. den Volfövertre- 
tungen der Cinzelftaaten in jener Frage irgend weldes 
Mitwirkungsrecht zufommen Tönne.’? 

Diefe Frage beantwortet fi durch folgende Debuktion: 
die Thätigfeit der einzelftantlichen Bevollmächtigten im 
Bunbesrate vollzieht fih auf Grund ber Inſtruktion und 
nur auf Grund und im Rahmen der Inftruftion.’® Für 
letztere giebt das Reichsrecht feine Norm, vielmehr ift die 
Erteilung berfelben gänzlich der Autonomie der Einzelftanten 
überlafjen; fomit eriftiert für letere nur die prinzipielle 
Grenze, die das Reichsrecht überhaupt dem Landesrecht zieht. 
Nichts ſtünde fomit im Wege, wenn durch Landesgeſetz bie 
Erteilung der Inſtruktion an die Bevollmächtigten zum 
Bundesrat, fomeit es fid um Abänderung oder Verzicht 
von Ausnahmerechten handelt, von der Zuftimmung der 
einzelftantlichen Wolfsvertretung abhängig gemacht werben 
wollte. Ya, prinzipiell ließe fi) fein auf das Staatsrecht 
begründeter Einwand erheben, wenn jede Inſtruktions⸗ 
erteilung an jene Beſchränkung durch Einzelſtaatsgeſetz ge- 
bunden werden wollte. Das Reichsrecht enthält mweber 
direkt noch indireft ein Verbot eines ſolchen Landesgeſetzes. 
Praktiſch würde ſich eine derartige generelle Beftimmung 


5 Hänel StR. I, 819. das Litteraturverzeihnid Bei 
58 Dot. Hänel, Stud. 1,157,| Meyer, Lehrbuch 422%; v. 
209 fi. über Hierauf begüglice | Rönne, II, 36 ff. 
Anträge im preuß. Herrenhaufe| 5® Über die rechtliche Behand- 
und auf ber mecklenburgiſchen lung ber Inſtruktion ſ. aud 
Ständeverfammlung. &. aud |unten $. 6. 
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von felbft verbieten, und Art. 7 Abſ. 3 der RB. giebt in 
jedem Falle die Möglichkeit, das Reichsintereſſe einer ber 
ſchleunigten Gefchäftserledigung zu wahren. Dagegen läßt 
fi eine fpezielle Beftimmung ber oben bezeichneten Art 
ſehr wohl rechtfertigen. 

Die Anfiht, derartige Gefege feien wider die Reichs- 
verfafjung,°* ift unbegründet. Doc; ftehen zur eit feine 
Geſetze diefer Art in Kraft; zwar wurden in Bayern und 
Württemberg folde beraten, kamen aber zu feinem Ab- 
ſchluß, weil die Regierungen benfelben entgegentraten.®° 

Somit befteht res integra. Nad dem pofitiv geltenden 
Recht ift demgemäß zu unterſcheiden: ob das betreffende 
Recht nach feinem Inhalt der Sphäre des Geſetzes ober 
der Verordnung angehöre.°° Im letzteren Falle kann bie 
Inftruftion einfah vom Staatsoberhaupt ausgehen, in 
defien völlig freiem Belieben es fteht, den Rat irgend- 
welchen anderen Faktors einzuholen oder dies nicht zu thun. 
Jedenfalls aber bedarf auch Hier die Inftruftion der Kontra- 
fignatur eines verantwortliden Minifters, und es wäre 
der Volfövertretung möglich, wegen etwaiger in ber In— 
ftruftion liegender Verlegung der Staatsinterefien mit den 
durch das einzelftantliche Verfaſſungsrecht gebotenen Mitteln 
gegen den fontrafignierenden Minifter vorzugehen. Das 


54 Derfelben huldigen Hänel,| 9% Ausführliche Referate über 
Stud. I, 219, jegt auch StR. I, | die Verhandlungen bei Hänel, 
819; Seybel 38 f-; Thu-| Stud. I, 178 ff.; Seybela.a.D. 
di hum bein. Holgenborff,) % Diefe rigti je 100% ver⸗ 
Jahıb. 1,48. 8. M. Müller treten Sabandl, 116°; Hau- 
bei Hirth, Ann. 1876, 850 f. fer $. Bi jBelertamp 81; 
©. Reyer, Lehrb: 357. Mohl baf 
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iſt keine „erhöhte Verantwortlichfeit”,5" fondern einfache 
Konfequenz des fonftitutionellen Prinzipes. 

Handelt es ſich aber um ein in die Sphäre 
der Gefeßgebung fallendes Redht, fo fann nur 
auf Grund der erholten Zuftimmung der Volks— 
vertretung eine Inſtruktion zu Abänderung 
oder Verziht überhaupt erteilt werden.d® 
Andernfalls ift überhaupt ſtaatsrechtlich feine Inſtruktion 
vorhanden, die Bevollmächtigten können demnach mit Rechts- 
kraft überhaupt nicht abftimmen, und da eine pofitive Mit- 
wirkung, die Zuftimmung, geforbert wird, fo befteht in 
ſolchem Falle juriftifch feine Möglichkeit der Abänderung, 
weil fein vechtöfräftiger „Willendaft des Einzelſtaates“ °% 
vorliegt.°° Die notwendige Konfequenz hieraus ift: Ab- 
ftimmung eines Bevollmädtigten wider oder 
ohne Inftruftion ift nihtig, wenn es fih um 


5 &o Laband I, 115ff,|M. Bart! 
227, Hänel, Stud. I, 220 f.|über bie 


bei der Beratung 


Art. 78° Hätte, wenn er, wie 
Hänel annimmt, nur biefe „er- 
höhte Berantwortlichkeit“ ftatu- 
ieren wollte, überhaupt garfeine 
juriftifche Bedeutung, fondern 
nur eine „moralifche”. 

5 Die entgegengefegte Mei- 
nung haben offiziell im Reichätag 
und in den Landtagen ber bayr. 
Minifter v. Lug und der würt- 
tembergifhe v. Mittnadt für 
richtig erflärt. Ebenfo Staatd- 
minif Delbrüd im Reids- 
ing „Bl Hänsel, St. 1 
ASIEN. Die Faffung, 
welde der Minoritätsreferent 





jerfailler Verträge in 
der bayr. IL Kammer der jet 
gab (Hänel 21510), drüdt bi 
richtige Anfiht aus, jedoch in 
zu abfoluter Weife. 

5 Einen folden fordert auch 
Laband I, 121. 

0 meinen „Bertrag"zwifhen 
Reid und elſtaat handelt es 
fic) hierbei nicht, fondern um eine 

jelegliche Vorausſetzung für die 

itimmenabgabe bes Einzeiſtaates 
im Bundesrat. So gut Hänel 
209 f. hier von einem „Vertrag“ 
heist, Könnte auch jebe andere 

bftimmung im Bundesrat als 
„Bertrag“ bezeichnet werben. 
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Die Ausnahmeredte, die unter dem Schuß des 
Art. 78 Abi. 2 ftehen, handelt. 

Es heißt, Reid und Einzelftanten in einer dem ganzen 
Gedanken des Bundesftantes wiberfprechenden Weife aus: 
einanberreißen, wenn man behauptet: jede Abftimmung im 
Bundesrat ift dem Reiche gegenüber als legaler und rechts⸗ 
kräftiger Wille des Einzelſtaates zu betrachten, auch wenn 
er dies in Wirklichkeit nicht ift: für das Reich ift dadurch 
giltig verzichtet, nur bleibt der eingelftaatlichen Volksvertre⸗ 
tung die Möglichkeit, den beteiligten Minifter nah Map- 
gabe des Landesrechtes zur Verantwortung zu ziehen.°® 

Iſt die Inftruftion unter die Normen des Landesrechtes 
geftellt, jo find die legteren einfach; gefegliche Vorausfegung 
für Die erftere geworben mit allen daran gefnüpften Rechts- 
folgen. Die Faktoren der Reichsgewalt werden fi dem- 
gemäß aud der pofitiven SKonfequenz nicht entziehen 
Tönnen: eintretenden Falles zu prüfen, ob jenen geſetzlichen 
Borausfegungen genügt worden fei, konkret gefaßt: ob der 
einzelftaatlihe Bevollmächtigte mit Iegaler, d. i. durch bie 
einzelftaatliche Volfsvertretung genehmigte Inftruftion für 


sı Diefe Ronfequen; 
ner von ben Scril ern des 
Reichäftantörehtes. v. Mohl 
64 f., der am beften über bie 


gebt kei⸗ Stud. I, 22046, Meyer, Lehr- 
el Bud 422 Hält die Yuftimmun, 
im Bundesrat in jedem Falle 
für „ausreichend“, aber die Re- 


gange Frage Hanbelt, äußert ſich 
über die Rechtsfolge einer in- 
ſtruktionswidrigen Abftimmung 


nicht, . . 

2 So die meiften Schrift 
fteller. Bgl. Laband I, 120 
befonbers eifrig Seyber_ 270 
gegen die richtige Anficht; Litte- 
raturverzeichnis bei Hänel, 


gerung für „verpflichtet, vor 
gabe der Stimme bie Zu- 
Kimmung des Landtags zu dem 

jerzichte einzuholen”; ebenfo 
Hänel 292. Die „Pflicht“ ift 


;|aber bei dieſen Schriftitellern 


teine Rechts. ſondern nur eine 
moralische Pflicht. 
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ift Zeine „erhöhte Verantwortlichkeit“,*“ fondern einfache 
KRonfequenz des Tonftitutionellen Prinzipes. 

Handelt es ſich aber umein in die Sphäre 
der Gefeggebung fallendes Redt, fo kann nur 
auf Grund der erholten Zuftimmung der Volks— 
vertretung eine Snftrultion zu Abänderung 
oder Verzicht überhaupt erteilt merden.® 
Andernfalls ift überhaupt ſtaatsrechtlich keine Inſtruktion 
vorhanden, die Bevollmächtigten können demnach mit Rechts- 
Traft überhaupt nicht abftimmen, und da eine pofitive Mit- 
wirkung, die Zuftimmung, gefordert wird, fo befteht in 
ſolchem Falle juriſtiſch Teine Möglichkeit der Abänderung, 
weil kein vechtöfräftiger „Willensaft des Einzelftaates” 5? 
vorliegt.°° Die notwendige Konfequenz hieraus ift: Ab- 
ftimmung eines Bevollmädtigten wider oder 
ohne Inftruftion ift nichtig, wenn es ſich um 


Buhl. Reid) und Einzelftaaten. 


5 So Laband I, 115fj.|M. Barth bei der Beratung 
227; änel, Stud. I, 220 f.|über die Verfailler Verträge in 
Art. 78% hätte, wenn er, wie ber bayr. II. Rammer der 


Hänelannimmt, nur dieſe „er- 
höhte Berantwortlichfeit" ftatu- 
tieren wollte, überhaupt garkeine 
juriſtiſche Bedeutung, jondern 
nur eine „moralifche”. 

ie entgegengejegte Mei- 
nung haben offiziell im Reichstag 
und in ben Landtagen der bay. 
Minifter v. Lug und ber mwürt- 
tembergife v. Mittnadt für 
vigti, — Ehenfo Staatd- 
men, Delbrüd im Reids- | 209 

au Sünel, Stud. 1, 
Pin Faflung, 
welde ber Minoritätdr jerent 





gab (Hänel 21510), drückt 
vitige Anfie — jedoch 
zu abſoluter 

5 Einen ae fordert auch 
Zaband ], 121. 

9 Ameinen „Bertrag"zwilhen 
Reich und Eingelftaat handelt es 
fich Hierbei nicht, jondern um eine 

jelegliche Vorausſetzung für die 
Stimmenabgabeves Einzel 

m puetet So gut Hänel 

bier von einem „Vertrag“ 

fe öt, könnte auch jede andere 

ftimmung im Bundesrat ald 

„Vertrag“ bezeichnet werben. 
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die Ausnahmerehte, die unter dem Schuß bes 
Art. 78 Abi. 2 ftehen, handelt.en 

Es heißt, Reich und Einzelftaaten in einer dem ganzen 
Gedanken de3 Bundesſtaates widerſprechenden Weiſe aus- 
einanberteißen, wenn man behauptet: jede Abftimmung im 
Bundesrat ift dem Reiche gegenüber als legaler und redts- 
kräftiger Wille des Einzelſtaates zu betrachten, auch wenn 
er dies in Wirklichkeit nicht ift: für das Reich ift dadurch 
giltig verzichtet, nur bleibt ber einzelſtaatlichen Volksvertre⸗ 
tung die Möglichkeit, den beteiligten Minifter nah Maß— 
gabe des Landesrechtes zur Verantwortung zu ziehen.*® 

Iſt die Inftruftion unter die Normen des Landesrechtes 
geftellt, fo find die letzteren einfach gefegliche Borausfegung 
für die erftere geworden mit allen daran gefnüpften Rechts- 
folgen. Die Faktoren der Reichsgewalt werden fi dem- 
gemäß auch der pofitiven Konfequenz nicht entziehen 
lönnen: eintretenden Falles zu prüfen, ob jenen gejeglichen 
Vorausfegungen genügt worben fei, konkret gefaßt: ob ber 
einzelftantliche Bevollmächtigte mit Iegaler, d. i. dur die 
einzelftaatliche Volksvertretung gemehmigter Inftruftion für 


oi Diefe Konfequenz zieht kei · Stub. I, 22011%. Meyer, Lehr» 
ner von den Schriftftellern des | bud 422 Hält die Zuftimmun 
Reichsſtaatsrechtes. v. Mohl im Bundesrat in jedem al 
64 f., der am beften über die für „ausreichend“, aber die Re- 
game Frage Handelt, äußert fi |gierung für „verpflichtet, vor 
ber die Reitsfolge einer in- Hingabe der Stimme bie Zur 
firuftionswidrigen Ab} immung des Landtags zu dem 
nit jerzihte einzuholen"; ebenfo 

So die meiften Schrift |Hänel 222. Die „Biliht“ ift 

fteller. Bl. Laband I, 120; |aber bei diefen Schriftftelern 
befonbers eifrig Seybel 270 teine Rechts fondern nur eine 
gegen bie richtige Anficht; Litte- | moralifhe Pflicht. 
rafurverzeihni® bei Hänel, 


ftimmung 
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diefen Spezialfall ausgerüſtet fei,? denn nur in dieſem 
Fall kann die „Zuftimmung des berechtigten Bundesſtaates“ 
erflärt werben, und dieſe fordert das Reichsrecht in pofitiver 
Weife. Bei der grundfägligen Öffentlichkeit der Rammer- 
verhandlungen und der leichten Möglichkeit, fi über das 
Landesſtaatsrecht zu informieren, Tann jene Prüfung feine 
Schwierigkeit bieten, vorausgeſetzt, daß man an Stelle der 
nebelhaften „jura singulorum* einen feiten Katalog der⸗ 
jenigen Rechte, welche unter Art. 78 Abſ. 2 fallen, auf- 
zuftellen ſich entſchließt. 


II. Die Eingelffaaten und der Bundesſtaat. 


1. Nach ven obigen Ausführungen ift das Rei ein 
Staat, deſſen thatfählige Unterlage die 
Einzelftaaten bilden. Das Reich „ſetzt autonome 
Gliedftanten voraus". Diefe thatfählihe Unterlage ift 
der Veränderung im Rechtswege entzogen. Die Exiftenz 
der Einzelſtaaten ſteht nit zur Dispofition des ver- 
faflungsmäßigen Staatswillens des Reiches, denn dieſes 
beruht auf der Exiſtenz der Einzelftanten. Das Reich 
bat die verfafjungsmäßige Möglichkeit, die eigene Staats- 
thätigfeit der Eingelftanten zum nudum jus zu entleeren; 
denken ließe ſich ein ftantsrectliches Verhältnis, welches 
eine Staatöthätigleit der Einzelftaaten nur im und am 
Reich zuließe, ein Verhältnis, wonach die Teilnahme am 
Reich nicht „ein Stüd des Stantölebens ver Einzelſtaaten“, 


AA, ©. Meyer, Lehrb. 
3571, da die Zerfaffung dafür 
feinen Anhalt biete. 


% Laband I, 119. 
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ſondern deren ganzes Staatöleben wäre; aber an der Eriftenz 
der Einzelftanten hat der Stantswille des Reiches feine 
unüberfteigbare Schranke; weder einzeln noch insgeſamt 
Tonnen fie „vernichtet“, „mebiatifiert“ mwerben;*° zwar 
ift es nirgend ausgefproden, daß das Reid 
ein Bundesftaat fein müjfe; aber die ganze 
Berfaffung beruht auf diefer Vorausfegung. 
Die „Ronfolivierung zum Einheitsftaat“ ift 
rechtlich unmöglich.“e 

2. Der Staatswille des Reiches iſt die in 
den verfaſſungsmäßigen Formen hergeſtellte 
Einheit des Staatswillens der Gliedſtaaten.““ 

3. Dem fo hergeftellten Staatswillen des 
Reihesinfeiner „logiſchen Iſolierung“ find 
die Gliedftaaten des Reiches rechtlich unter- 
than. Und zwar im vollen Umfange und mit allen recht» 
lichen Konfequenzen. Dies gilt ſowohl für die Gliedſtaaten 
als folde, wie für die einzelnen Individuen. Insbeſondere 


65 A... Laband I, 120,| Dies ift der entſcheidende Punkt, 
der dies für rechtlich möglich |den Gareis, Alg. StR. 107 
erlärt. Aber dann doc 184:| völlig überficht, wenn er aus- 
„Die Integrität ber Mitglieder | führt: für den Bundesftaat und 
des Neices fteht nicht zur Ber«| feine Stantäbethätigung ala 
fügung ber Reihägemalt, die jolde fei „bie Stantögewalt der 
Mitglieder Haben vielmehr ein | Gliedftanten zunächſt gar nicht 
verfafungämäßige® Recht, daß | vorhanden“. 
das Reich ihre Integrität Shüge." Zaband I, 78 gegen 

© 6&. hierüber Born beil@ierte, ebenſo Mejer, Einl. 
Hirth Ann. 1884,°&. 481 f.|(2) S. 294: „die Obergemalt ift 
gen, 2aband und Hänel. unabhängig, alfo fouverän, bie 

inftimmend mit dem Text | zweiundzwanzig Gliebftaatd- 
Brodhaus 181 ff. gewalten find ihr Unterthanen- 

9 &. oben $. 4 über ben |gehorfam ſchuldig, alfo nit 

„Träger ber Gouveränetät*. founerän.“ 
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iſt es rechtlich gleichgültig, ob das Reich feinen Willen 
durch eigene Organe vollziehen läßt, ober ob es zum Boll- 
zug feines Willens ſich des Organismus der Gliebftaaten 
bedienen will: das Reich ift in dieſer Richtung durch feinen 
„verfafjungsmäßigen Grundſatz“ eingeſchränkt, fondern ent= 
ſcheidet jene Frage lediglich nad; Gefichtspunften der Zwed- 
mäßigfeit, alſo nicht nad) rechtlichen, fondern nad poli- 
tifchen Gründen. Soweit das Reich in feiner Kompetenz- 
ſphäre ſich der Einzelſtaaten bebient, hat es die „zwiſchen⸗ 
ſtaatliche Rechts- und Verwaltungshilfe“ „im weiteſten 
Umfang und in den verſchiedenſten Formen“ geordnet, um 
„bie einheitliche und planmäßige Durchführung der geftellten 
Aufgabe in allen Einzelftaaten und dur alle Einzelftanten“ 
zu fihern (RB. Art. 4 8. 11, 12; GerVerfG. 88. 161, 
167, 168; Gef. v. 21. Juli 1869; Zolfartell v. 11, Mai 
1833 u. a. m.).’0 
Insbeſondere "Tann das Reich aud eigene Aufſichts- 
organe, fei ed nun in ber Form von Gentralbehörben, fei 
es in fpezialifierter Organifation beftellen. Dies ergiebt 
fh mit Notwendigkeit aus dem Staatscharakter des Reiches 
und ift mitnichten ein „verfafjungsmwibriger Kompetenz- 
übergriff" 7! des Reiches. Somohl der Kaifer kraft feiner 
verfaffungsmäßigen Pflicht der „Überwahung der Durd- 
führung der Reichsgeſetze“ (NP. Art. 17), als der Bunbes- 
tat kraft feiner verfafjungsmäßigen Pfliht zur Sorge für 
Abhilfe vorgefundener Mängel (RB. Art. 7) find zur 
ge © rn rear 
er Dt. die forgfältige Dar- 


Meyer, Lehrb. 641; ngl. La- 
ſtellung biefer Materie bei Hä-|banb I, 246 ff. 
nel SIR. 1, $. 97. 
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Wahrnehmung diefer Aufficht berufen und in ben Formen 
der Geltendmachung derfelben verfafjungsmäßig unbeſchränkt, 
wie das Reich überhaupt. Für Herftellung bauernder In⸗ 
fitutionen zur Übung der Aufficht bedarf es fomit ber 
Übereinftimmung von Kaifer und Bundesrat, find hierzu 
Geldmittel erforderlich, auch des Reichstages. In Zoll- 
ſachen hat ſich aus der Zeit des alten Zollvereines ein 
höchſt eigentümliches, ſehr kompliziertes Auffichtsverfahren 
erhalten, das, obwohl in den jetzigen deutſchen Staats- 
organismus durchaus nicht pafjend, doch aus politifchen 
Rückſichten übernommen wurde, aber unter feinen Um- 
ftänden als „Baradigma” für die Ordnung diefer Verhält- 
niffe,?2 ſondern vielmehr als ein merkwürdiges hiftorifches 
Überbleibfel einer überwundenen Periode unferer Staats- 
entwidelung zu bezeichnen ift. In ganz beſonderer Weiſe 
ift dem Neid durch die Verfafjung Art. 76 Abf. 2 die 
Auffiht über die Verwaltung der Rechtspflege durch bie 
Einzelftaaten und die Pflicht der eventuellen Abhilfe durch 
eigene Mafregeln übertragen.’® 

„Gejeggebung und Auffidtsführungmaden 
aber die Regierung überhaupt aus.” ?* 

4. „Nichterfüllung der verfafjungsmäßigen 
d. i. der rehtlih begründeten Bundespflidten“ 
tann Bundeserefution nah fih ziehen (RL. 
Art. 19),7° fals anderweitige Mahnungen zur Erfüllung 
der Bundespflicht fruchtlos bleiben. Außer der Erekution 


73 So Hänel StR. I, 810ff. | ’ Hänel StR. I, 46 ff. 
&, Hänel StR. I, 5% gap bie eidgen. —X at. 118. 
u. unten Meyer, Lehrb. 644. 


inten 8. 6. 
" Meier, Einl. (2) 280. 
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hat das Reich Zwangsmittel gegen die Einzeljtanten bezw. 
deren Organe nidt.”° Die nord. BB. hatte ausbrüdlich 
bemerft, daß die Erefution bis zur Sequeftration bes 
Landes und feiner Regierungsgewalt gehen könne. Die 
RB. enthält diefe Beftimmung nit, wodurch nit etwa 
jene äußerfte Eventualität ausgeſchloſſen werben jollte.?? 
Gegen Preußen ift Exekution nicht möglid, da nur ber 
Kaiſer eine ſolche zu vollftreden nad der Berfafjung be 
rufen ift, und von einer Exefution des Kaiſers gegen das 
Bunbeöglied Preußen nit die Rebe fein Tann. 

Die Exekution ift nad der Verfafjung vom Bundes- 
rat zu beſchließen: ſowohl die verfafjungsmäßige Voraus- 
fegung der Nichterfüllung der Bundespflichten, ald bie ver- 
fafjungsmäßige Folge, die Exekution, bedarf eines formellen 
Bundesratsbeſchluſſes; der Weg der authentiſchen Geſetzes⸗ 
dellaration ift nicht erforderlich.’® 

5. Die begrifflid notwendige „Totalität“ 
der Staatsaufgaben erfordert, daß auf für 


Bud II. Reid und Einzelftaaten. 


0 S. hie die Erörterung |Reih erft durch Spezialgefek 
bei Hänel StR. I, 446. u diefe „aktuelle“ Gewalt — 

"7 Die nord. ®B. Hatte bie gu, Diele meientfih, anberen 
sOunbefethern" > Abermieen gegenüber Dem  nerkbeutfäen 
mb das Mittel der „Gequeftra:| Bünbesrect nötigt meer, ber 
tion“ außbrüdfic) genannt. Aus | Wortlaut des noch die Berhand- 
ER BETT eg ner TE ek. Ge 

. e 
451, daß ber Rechtsſatz nicht|nienz“): es genügt immer ein 


mehr in Kraft fteht, welcher zu 
einer vollen und teilmeifen Er⸗ 
greifung der Regierungsgewalt 
und bamit zu einer unmittel- 
bar wirtfamen Exekutionsgewalt 
ermädtigte“, vielmehr müfle das 


Beihlub_bes Bundesrates für 
jedwebe Form und jedwedes Mit- 
tel der Erekution. 

18 Hänel 4484 gegen Sey- 
del, Komm. 137. es 
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den den Gliedftaaten verbliebenen autonomen 


Wirkungskreis ein 
Reiches beftehe.’?%0 


Dberauffidtsredt 
Daß hierfür pofitive Rechtsvor⸗ 


des 


ſchriften bis jetzt nicht als erforderlich betrachtet wurden, 
beweiſt nichts gegen den Grundſatz, der fi als notwendige 
logiſche Folge aus der Souveränetät des Reiches ergiebt.31 


79 Die3_wirb abgelehnt von 
Seydel, 55. 57ff., Jellinet, 
Staatenverd. SI1f.; Laband 
L 102, u. bei. Hänel StR. I, 
307, aber in merkwürdigen 
Widerſpruch dazu 801 ff., bei. 
805, mo vortrefflich ausgeführt 
ift: die Einzelftaaten find zwar 
thatfädlich, aber nicht potentiell 
„frei von allen Rechten ber 
Kontrolle und des Zmanges“; 
wären fie es grunbfäglid, „fo 
wäre dies das Prinzip der 
Unorbnung.; gl. Meier, 
Eint. (2) ©. 2951. Es ift une 
möglid, die Bunbeögemalt mit 
Gareis, Ang. SER. 107, als 
eine für bie Oliebftanten „fremde 
Stzatgargiee zu betrachten. 

% Xuf biejem Gebanfen be- 
zußt BR 195 der Frankfurter 
RV., ſowie die Vorſchriften ber 
eidgen. BV., wonach jede Ber- 
änderung einer Rantonalverfaf« 
fung ber Genehntigung der Cen- 
tralgemalt bedarf: vl. au 
Wiener Schlußatte $. 60; Hä- 
nel StR. 1, 572 f. 

s Hänel StR. I, 799 fagt, 
daß zwifen dem Reich und 
ben Einzelftaaten in ihrem felb- 
ändigen Wirhungsfteife ein 
„Bfliht- und Berantwortlic- 
Teitöverhältniß® nicht beftehe, 





wonach das Reich „mit den ihm 
zu Gebote geftelten Mitteln zu 
überwachen und erforderlichen 
Falles zu erzwingen“ habe, daß 
die Einzelftaaten die ihnen ob» 
liegenden Aufgaben erfüllen; 
„bie Einzelftanten find in ber 
Erfüllung ber ihnen nad ihrer 
Berfaflung gefeßten Aufgaben 
frei von allen gejeglihen Direl- 
tiven, frei von allen Rechten ber 
Kontrolle und de Zwanges.“ 
Dies ift thatfählih richtig, 
meil bei den mohlgeoroneten 
Zerhältniffen der deutien Ein- 
gelftaaten in feiner Weiſe bis 
jest ein Bedurfnis für folde 
Kechte der Kontrolle“ hervor» 
getreten ift. Als Redtsprin- 
ip ift der Hänelfhe Sag im 
hundesftaat ſchlechterdings un- 
möglich), denn das Gebeihen, ja 
die Möglichkeit der Eriftenz des 
Bundeshaates beruht in erfter 
Linie auf der richtigen Erfüllung 
der Staatdaufgaben durch die 


Eingelftanten. Die obigen Hä- 
nelfigen Gäge find mit dem 
Häneli—en ouperänetätß- 


begriff unvereinbar. Der Not- 
wenbigfeit grunbfägliher Kon · 
ruenz de3 GStantölebens von 
und und Bunbesgligbern trägt 
die  eidgenöfl. DB. darin 
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6. Die Gliepftaaten find fomit nicht Provinzen des 
Reiches, da fie als Gliedſtaaten Träger des Staatswillens 
des Reiches find. Sie find aber ebenfomwenig wie die Terri- 
torien des alten Reiches Staaten im vollen Sinne des 
Wortes, da fie einer Souveränetät unterthan find, die zwar 
durch fie dargeftellt wird, die aber dem einzelnen Glied- 
ftaat gegenüber unbeſchränlt herrſchende Staatsgewalt ift. 
Die Einzelftaaten haben ihren Staatscharakter 
im Reih und haben feinen anderen Staats— 
charakter als den im Reiche,?? aud für ihre auto- 
nome Sphäre nit, denn aud diefe muß als auf dem 
Willen des Reiches beruhend angenommen werden, falls 
überhaupt das Neid; den fouveränen Staatswillen hat.°® 


Rechnung, daß fie bei Reviſion 
von Kantonalverfaflungen Ge- 
nehmigung des Bundes fordert; 
ebenfo {. 3. bie Frankfurter 
Reichsverfafſung $. 195. Übri- 
Ey bemertt & inel SER. 1, 
felbft, ein Eingreifen dei 
Reiches ſei notwendi, un 
läſſi⸗ ja wenn aus ber Tpätigfei ek 
der inzelſtaaten fi eine „Rüd- 
mwirtung“ auf dad Reich ergebe; 
Kenn ie en ange 
fi) bewegenden Ausführungen 
© 240 f, 35 
Bel. hierher die ot efliche 
Kritit des Gedankens der „ger 
teilten Souveränetät“ von La» 
band I, 59, aus welcher La⸗ 
band aber aug in dieſer Frage 
die Konfequenzen ziehen müßte; 
die „Oberaufficht" des Reides 
wird ©. 102 ausbrüdlid abge 
lehnt, aber unmittelbar darauf 
ſpricht Laband diejenigen Ge- 





danken aus, die die Notwendig- 
teit des "Grunbfages ber 
Oberauffiht im Bunbesftaat 
unentbehrlich maden. 

2 &. ben Ausſpruch Abra⸗ 
ham Sincoms bei Hänel 
Stud. I, 21: „Die Staaten 
» haben ihren Status in der 
Union, und fie haben feinen 
anderen gefegliden Sta- 
tus.” Ich Habe niemals, wie 
©. Meyer 8) S.5R. 5 ber 
Hauptet, bie Einzelftanten ala 
„Provinzen, alfo als Kommus 
nalverbänbe” bezeichnet. 

® Gareis, Allg. StR. 102, 
führt aus: ein „Einheitäftant“ 
jei immer dann gegeben, wenn 
bie einzelnen Teile der eigenen 
Souveränetät entbehren. Ich 
vermag dem nicht Beiguftimmen: 
Das shnateg vegmiher il des 
Einfeitäftanted gegenüber bem 
Bundesftaat liegt nit in der 
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Sobald man dem Reich die Souveränetät zufpridt, wie 
man dies gemäß RV. Art. 78 muß, ift aller Streit um 
den „Staatscharakter“ der Cinzelftanten ein leerer, jedes 
praftifchen Interefjes ermangelnder.Wortftreit. Die „voll- 
Tommene Eingliederung und Unterordnung 
der Einzelftaaten ala Gefamterfdeinungen in 
und unter das Reich““ einerfeits; die Bil- 
dung bes Staatswillens des Reiches durd die 
Einzelftaaten, deren Einheit das Reid ift, 
andererfeits:°° dies find die verfafjungs- 
mäßigen Grundpfeiler des deutſchen Staats- 
baues; das Reich „könnte thatfählich getrennt von den 
Gliedſtaaten als beſonderes Wefen nicht eriftieren”.8° 

Aus diefem notwendigen rechtlichen Bufammenhang 
von Reich und Einzelftaaten ergiebt fi insbefondere au 
die rechtliche Unmöglichkeit Triegerifchen Austrags ſtaats- 
rechtlicher Streitigkeiten unter den Einzelſtaaten und die 
verfaffungsmäßig (RB. Art. 76 Abf. 1) anerfannte Not- 
wenbigfeit der Erledigung folder Streitigkeiten durch die 
Reichögewalt.27 


Souveränetät, fondern in der Laband I, 79, ferner vortreff- 
Drganifation des Trägers der lich 91: „bie Führung der 
Staatsgewalt. ganbestegierung und die Aud- 
* gine StR. I, 59. Übung des Anteils an ber 
8 Darin liegt der „begriff- | Reihögewalt Tönnen nicht aus- 
liche Unterſchied zwiſchen dem | einander geriffen werben, fon- 
Yunbesftaat und dem becentrali- dern beſtimmen ſich gegenfeitig 
fierten Einheitäftant“, der fomit | und ftellen zufammen die volle Le⸗ 
keineswegs „verloren“ ift (La- Denptpheigteit des Staates dar.“ 
Band I, 77 gegen Häneh):| ® gt. über den prinzipiellen 
zn die Verteilung der Staatö- | Charakter diefer Vorſchrift ins⸗ 
aufgaben, fondern die Bildung | bei. Hänel StR. I, 578; f. 
des Staatswillens iſt entſcheidend. au unten $. 6 und Brie 
%* So volllommen richtig | Staatenverb. 110. 
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„Wir haben“ — fo erklärte der große 
Schöpfer unferer Reihsverfaffung (4. März 
1867) — „es für unfere Aufgabe gehalten, ein 
Minimum derjenigen Konzeffionen zu finden, 
welde die Sondereriftengen auf deutſchem Ge— 
biete der Allgemeinheit machen müffen, wenn 
diefe Allgemeinheit lebensfähig werben ſoll.“ 

Diefe Worte müffen als der leitende Grund- 
gedante des gefamten Reichsſtaatsrechtes be— 
tradtet werben. 


Drittes Bud. 


Die Orgenifation der Stantsgewalt des 
Reiches. 





8.6. 
Der Bundesratf.! 


Der „Repräfentant der eigentliden Souve— 
tänetät" ift der „bie Bundesregierungen ver- 
tretende Bundesrat”. Furſt Bismard im Reichs- 
tag, Sig. v. 27. März 1879 und fonft bei jedem gegebe- 
nen Anla.) 

L Pringipielle Erörterung. 

Die ſtaatsrechtliche Beſtimmung unferes deutſchen 
Bundesrats bot der Theorie anfangs die erheblichſten 
Schwierigkeiten: denn iſt es auch richtig, daß der Bunbes- 
rat gleihfam von ſelbſt als Ausdrud der thatſächlich 


1 2aband I, 88. 27-31;| * a 3.8. bie Srirterungen 
Meyer, Lehrb. 88. 123—126; von Wefterfamp (1873) 116 
© Koht fi; Riedel $. 4|u. a. a. D.; Auerdag; (1871) 
u. S. 97 f.; Seybel, Komm. 66. Die richtigen Gefichtöpunfte 
&. 96 ff., ſowie bei v. Holgen-|bei Meyer, Grundz. (1868) 
dorf, & eb. N.5. IN, 273 f.;|59 5. und v. Martig (1868) 
v. Held 108 ff; Thudihum |46 ff. 

101 ff.; v. Martig 45 ff. 
Horn, Staatsrecht I. 2. Aufl, 10 
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gegebenen Verhältnifje entftand,? fo ift es andererfeits auch 
richtig, daß diefe Inftitution feine Parallele im Staats- 
echt irgend eines anderen Staates hat; die ganze Unficher- 
beit der Theorie in der Begriffsbeftimmung des Reiches 
felbft wirkte unter diefen Umftänden unmittelbar auf die 
Begriffsbeſtimmung diefer das Reich in ganz befonderer, 
eigenartiger Weife charakterifierenden Inſtitution. 

Im deutſchen Bundesrat* Tommt zum ſtaatsrechllichen 
Ausdrud: daß das Deutſche Reich ein aus monarchiſchen 
Bundesgliebern gebilveter Bundesftaat iſt. In rvepublis 
Tanifchen Bundesſtaaten ift für eine dem deutſchen Bunbes- 
rate analoge Inſtitution weder Bedürfnis noch Möglichkeit. 
Zwar haben aud; die nordamerifanifhe Union und die 
ſchweizeriſche Eidgenoſſenſchaft die Notwendigkeit einer 
„Staatenrepräſentanz“ im Bundesſtaate anerkannt, und 
demgemäß wurde dort der Senat, hier der Ständerat ge— 
ſchaffen. Beide Imftitutionen aber find dabei zugleich 
parlamentarifche Körperfhaften: die Zufammenfegung 
zwar wirb durch die Eingelftaaten bethätigt, die Kompetenz 
aber und die Form der Thätigkeit ift bei beiben Inſtitu— 
tionen eine parlamentarifche, Tonform etwa der eines Ober- 
hauſes im monardifchen Staate.“ In der Republif ift 


® Darauf weift fpeziell Bin | Betragtung jegenüber dem 
Zaband I, 215 er s 5 een ’& monarchiſchen 
Es mag Ahaaun hervor⸗ Elementes. 
gehoben — daß ber ſchwei · Auf dem gleichen Gebanten 
zeriſche Bundesrat eine prin«| beruhte dad „Staatenhaus” des 
pie von unferem beutjchen | Frankfurter und Erfurter Barla- 
Jundesrat grundverſchiedene mente. Den charakteriſtiſchen 
Snfthution if iſt. — zeiten biefem 
drei Republifen ver» 'aatenhaus“ und unferem 
(öninden für bie ſtaatsrechtliche Sana bob Fürft Bis- 
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dies auch in vollem Einklang mit den Prinzipien des 
Staatsrechtes überhaupt: es handelt fi bei den Organen, 
durch melde in folgen die Regierung des Staates geführt 
wird, im legten Ende immer um eine Vertretung bes 
Volkes als des „eigentlichen Souveräns“, und fomit ift es 
nur eine Frage ber Zwedmäßigkeit, ob diefer Souverän 
nur in feiner Gefamtheit ober auch in feinen durch die 
Grenzen der Einzelftanten beftimmten Teilen bei Bildung 
des Staatöwillens der Gentralgewalt in Betracht kommen 
fol. Die Vollövertretung im engeren Sinne (ber ſchweiz. 
Nationalrat und das Repräfentantenhaus der Union) und 
die Staatenrepräfentang unterfcheiden fih im republifanifchen 
Bundesſtaate nicht der Art, fondern nur dem Grade nad.’ 

Ander3 im monarchiſchen Bundesſtaate. Das Volk ift 
hier nicht fouverän, fondern hat nur eine foncedierte Mit- 
wirkung an der Ausübung der Staatsgewalt (ſ. oben 
©. 34); die „legte Duelle aller Gewalten“ ift nicht das 
Volt, fondern „von Gottes Gnaden“ und fraft der feften 
hiſtoriſchen Tradition der Monarch. Treten mehrere Mon- 
archen behufs Bildung eines Bundesſtaates zufammen, fo 
wäre das dem Monarchen des jouveränen Cinzelftantes 
Torrefpondierende Organ grundfäglih die Korporation ber 
Monarchen, der Fürftenrat. An deſſen Stelle hat man bei 


mard im Reigetag (18. Sig.|T, Yinbing, Reiäägrändung 
en Siem. Der * ) ie er 

en! jervot. as en.“ T 2 
— ber Sranfhunet REidB-|gaprurg Ae Bıe, 5 Clone 
gerfafung jolite aus 192, je zur | exp. 1 1 ff. mit Angaben über 
Hälfte durch bie Landeöregie- | die m ber abe, 


rungen umb bie Landtage zu er- 
Tennenden Witgliebern befehen, norbamerit. Bundedo ng 
10* 
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Aufrichtung des deutſchen Bundesſtaates in wohl ermogener 
Weiſe einen Repräfentanten, den Bundesrat, gefet.? Der 
Bundesrat vertritt die „Mitglieder des Bundes“ (RB. 
Art. 6): „Mitglieder des Bundes“ find prinzipiell „Die 
Staaten Preußen, Bayern“ 2c. (RB. Art. 1) ala In— 
baber der Souveränetät: da aber die Souveränetät, wie 
oben ausgeführt wurde, immer eines Trägers bedarf, 
und biefer im monardifgen Staate nur der Monarch ift: 
die Fürften (bezw. drei „Völker“).“ Formell vertreten die 
Bevollmädtigten zum Bundesrat demnad ihre Vollmacht⸗ 
geber, bie Fürften; materiell aber vertreten fie die Staaten, 
da die Fürften nur als Staatsoberhäupter zur Erteilung 
der Vollmacht berechtigt find. In diefem Sinne find im 
Bundesrat nur die Staaten vertreten, und jeder Staat 
mu ß vertreten fein !° (f. oben ©. 114 f.); dies ift das be— 
deutfamfte „Mitgliedſchaftsrecht· jedes Bundesgliedes. 
Lediglich eine notwendige Folge aus dieſem Prinzip ift 
das verfafjungsmäßige Recht jedes Bundesglieves, „Vor- 
ſchläge zu maden und in Vortrag zu bringen“, welde 

® ©. oben ©. 92 ff. 


5, Dub 28 fi} Herde night um 
Souveränetät des Cinzelftantes 


vom 23. Juli 1876 ift biefe 
Anomalie befeitigt worden und 
damit daB einzige feheinbare 


als folgen, fondern um bie 
Mitfouveränetät im und am 
Reiche handelt, ergeben die Aus- 
führumgen oben ©. 88 ff. 

10 Dagegen berief man fi 
auf Lauenburg, das nit im 
Bundesrate vertreten war, ob- 


wohl, felbftänbiger, Staat, weil | 273 


nur in Berfonalunion mit Preu- 
fen (Meyer, Lehr. Bf, 
356°; ngl. aber Saband 1,88): 
durch das Antorporationgefeg 


Argument für die Theorie, daß 
nicht Staaten, fondern nur 
Staatsoberhäupter im Bunbes- 
rate vertreten feien. Ebenfo 
wie Meyer auch Thudigum 
bei v. Holgenborff, Sn 
23%; Seybel ebenda N. %. IT 
MB Übereinftimmenb mi ber 
im Tert gegebenen Auffaffun 
Sabanpl er, 3 


108 
109 fi 


Gareis, Ag. SR. 
Löning, Bern.R. 2. 


Der Bundesrat. 8. 6. 149 


„der Beratung zu übergeben“ das Präfivium verpflichtet 
iſt (RB. Art. 7 Abſ. 2). „Im Bundesrat fimmt nicht,“ 
wie Fürft Bismard in der 18. Sitzung der Reichstags- 
ſeſſion von 1871 bervorhob, „der Frhr. v. Frieſen, jon- 
dern das Königreich Sachſen ſtimmt durch ihn; nach 
feiner Inſtruktion giebt er ein Votum ab, weldjes ſorg ⸗ 
fältig deſtilliert if aus all den Sräften, die zum öffent 
lichen Sehen in Sachſen mitwirken; in dem Botum iſt 
die Diagonale aller der Kräfte enthalten, die in Sachſen 
thätig find, um das Staatsweſen zu bilden; es ift daß 
Botum der fächfiihen Krone, modifiziert durch die Ein- 
flüſſe der ſächſiſchen Landesvertretung, vor welder daß 
Tüchfijche Minifterium für die Bota, welche es im Bunde 
rat abgeben läßt, verantwortlich if” (Sten. Ber. 298). 

Eine treffendere theoretifche VBegriffsbeftimmung des 
Bundesrates, als fie in diefen Worten des größten Praf- 
tikers deutſchen Staatsrechtes gegeben ift, wäre nicht 
moglich. 

Der Bundesrat iſt nichts künſtlich Gemachtes, wie 
man wohl anfangs klagte, als man die Inſtitution in den 
bisherigen ſtaatsrechtlichen Schablonen unterzubringen ver- 
zweifeln mußte; ber Bundesrat entftand vielmehr in ber 
natürlichften Weife als Ausbrud der gegebenen thatſäch- 
lichen Verhältnife ganz von felbft. Um das Auguftbiind- 
nis von 1866 zu erfüllen, entſandten bie verbündeten 
Staaten ihre Vertreter nah Berlin zur Beratung und 
Verhandlung über die Drganifation des zu errichtenden 
Bundes. Diefe Verfammlung von Vertretern war zunädft 
nur ein „völferredhtliches" Kollegium auf ber juriftifchen 
Baſis des Stantövertrages ; durch die Errichtung des Bunbes- 
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ſtaates bezw. die Bundesverfaſſung wurde jener völlerrecht⸗ 
liche Kongreß in ein nad; beftimmten Normen fungierendes 
ſtaatsrechtliches Kollegium verwandelt, und damit war ber 
Bundesrat vorhanden.t! 

Der Bundesrat if demnach als Vertretungskörper 
der „verbündeten Regierungen“ das oberſte Organ de 
Reiches.!? Aus feiner juriftifchen Dualififation als Ver— 
tretungsförper der Eingelftanten ergeben ſich folgende Säge: 

1. Nur die Einzelftaaten fünnen, aber jeder 
Einzelftaat muß im Bundesrat vertreten fein; es ift 
fomit begrifflih unmögli, daß der Kaifer als folder, 
daß Elfaß-Lothringen ala „Reichsland“, daß Perfonen 
@. B. die fog. Standesherren) ober Berufsftände im 
Bundesrat vertreten find ;'® 

2. da der Bundesrat eine Vertretung der Cinzel- 
ftaaten darftellt, fo können die Stimmen der Bevoll- 
mädtigten eines Staates nur einheitlich abgegeben 
werben. Dieſer aus der Rechtsnatur des Bundesrates ſich 
ergebende Sag ift überdies in ber Reichsverfaſſung noch 
beſonders (Art. 6) ausgeſprochen; 

3. die Vertreter zum Bunbesrate erhalten ihre Boll- 
mad von be von dem Oberhaupte des betreffenden Einzelſtaates, fie 


21 Bol. Hierher auch zur Ent-| 19 Vgl. die prägnanten Auße- 

Brit —— —9 au en de Surfen Bismare, 

Hm Meier, (2) | welde Laband I, 219% citiert. 

Sehr richtig Fr band| 18 Die „Präfibialftimme” 

Fat indes Seybel, Komm. |(RB. Art. 5%, 7°, 8, 37) ift 

105 ber Annahme einer | immer bie König preußifche; 

— Ratur des über den Reichslanzler ſ. unten 

undesrates natürlich ablehnend $. Ki] über Elfaß + Lothringen 
gegenüberftebt. unten $. 20. 
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werben demnach auch techniſch richtig als „Bevollmäd- 
tigte“ bezeichnet (RB. Art. 6 Abf. 2); 

4. die Vertreter fönnen nur nad Inſtruk— 
tionen ihrer Bollmadtgeberthätig werben, da 
fie ein eigenes Recht garnicht befigen; !* 

5. wer Bevollmädtigter zum Bundesrat und damit 
Repräfentant der Souveränetät ift, Tann nicht zugleich Mit- 
glied des Neicstages, der den Souverän Tonftitutionell be- 
ſchränkenden Volfsvertretung, fein. Diefe beiden Funktionen 
find begrifflich infompatibel (RB. Art. 9 am Ende); 

6. die Verſchiedenheit thatfächlicher und rechtlicher Vor- 
ausfegungen in den Cinzelftanten nötigte bei Aufrichtung 
des Reiches dazu, einzelne Staaten bezüglich einzelner Ma- 
terien von ber für bie übrigen Staaten centralifierten Kom- 
petenz, fei eö zeitweilig, fei e8 dauernd, zu egimieren (ſ. oben 
$. 5 über die Ausnahmerehte). Bei der Beſchlußfaſſung 
in ſolchen Materien können diejenigen Staaten im Bunbes- 
rate nicht mitwirken, welche erimiert find, da die Bevoll- 
mädtigten zum Bundesrat Vertreter ber Einzelftaaten, nicht 
der Gefamtheit find; jedoch kommen nur diejenigen Aus- 
nahmerechte in Betracht, welche „nad den Beftimmungen 
diefer Verfaffung“ anerkannt find, nicht folge, melde 
auf amberen Titeln beruhen. Ein Mitberatungsreht 
wird man übrigens nad) dem Wortlaut der Verfafjung den 
von ber Abftimmung ausgefchloffenen Staaten nit ver- 
weigern können (RB. Art. 7 Abf. 4).15 
de ber im „Staatenhaufe? Anfruftionen, fondern nad 
fowie In ae Slhnberat Verse art m 


und dem Unionsfenat: die Mit-|a. D. 275. 
glieder ftimmen Hier niht nah| 1° Laband I, 229 f. charak- 
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Man wird fomit darauf verzichten müffen, den Bundes- 
rat durch Analogieen zu erklären, am allermenigften paßt 
die Analogie einer erften Kammer (Oberhaus, Herrenhaus, 
Pairslammer); es paßt aber auch die Analogie des Unions⸗ 
fenates und des ſchweizeriſchen Stänberates nicht; am eheften 
paßt noch die Analogie eines einzelftaatlichen Minifteriums,!° 
da auch der Bundesrat ebenfo wie ein Minifterium vom Träger 
der Souveränetät beftellt und an deſſen Inftruftionen ge- 
bumben ift; doch ift er nad) der Verfaſſung nicht als ftän- 
dig gedacht, auch als Gefamtheit nit nad) Reſſorts ge- 
gliedert. Demgemäß Tann der Bundesrat nur aus fi 
ſelbſt erklärt werden,!? und diefe Erklärung ift dahin zu 


er rt das Verhältnis jehr zu-| Vertreter der einzelnen Staa- 
jend in dem Safe: „info | ten find. 

wet dad Rei von ber Aus-| 1 Dagegen Zaband I, 218 
übung einzelner Hoheitsrechte u. in ſcharfer Pimit 
in den fübbeutfgen Staaten | gegen Rümelin. Tann 
ausgefätoffen ift, find auch die | aber nicht als richtig Are 
füddeutfhen Staaten von der | werden, daß, wie Laband be- 
Zeilnahme an diefer Ausübung Baupteh, ber Zaiſer ber „ob 
ausgejhloffen". Sey de l Komm. 

105, und bei v. Holtzen-Chef iſt vielmehr die „verbün« 
dorff 288; ©. Meyer,|deten Regierungen‘, deren Res 
Lehrb. 361. Was Art. 74 Hin- präfentant der von ihmen ber 
fchtlih bes Bundesrats bes hene Bundesrat ift, deſſen 
Kimi Hatte Art. 28% der ur- Sipenfgnft als „Regierungs- 


nam Derfaffung ‚ganz | folegium“ nicht bezweifelt wer- 
— für den Reichslag vor⸗ | den Tann. 
eng Diefer Se der 2 Eine rechtshiſtoriſche Ana- 
erfaffung wurbe dur logie bietet ber Reichstag des 
24. Febr. 1873 (86B. a alten Reihe: Zaband I, 218; 
hoben. Mit Recht: denn die Giexke, das alte und das neue 
Gritgtieber des Reijätages find, | deutfche Reich 25 f._ Aber aud) 
wo fie aud) gewählt find, Ver- dieſe Analogie trifft nur an» 
treter des ganzen Volles (RB. Fr jernd, nicht volltommen zu; 
Art, 29), während bie Bevolmäd- | vgl. Meyer, Lehrb. ©. 315°. 
tigten zum Bundesrat immer 
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reſumieren: der Bundesrat ift Das im Namen und 
Auftrag der verbündeten Regierungen fungie- 
rende oberfte Drgan der Reichsſtaatsge walt,is 
recht eigentlid das „Regierungsfollegium“ 
des Reiches. 


U. Prganifafion und Berfahren. 


1. Der Bundesrat zählt (gemäß RV. Art. 6) 58 be- 
Tchließende Stimmen, dazu fommt nunmehr noch eine be— 
ratende. Die Stimmen find verteilt nah Maßgabe der 
feinerzeitigen Stimmverteilung im Plenum des alten beut- 
ſchen Bundes.?° Preußen führt unter Zurechnung ber da- 
maligen Stimmen von Hannover, Kurhefien, Holftein, 
Naſſau und Frankfurt.17 (mit Walde jetzt 18), die 
beiden Königreihe Sachſen und Württemberg je 4, Baden 
und Heflen je 3, Medlenburg-Schwerin und Braunſchweig 
je 2, alle übrigen Staaten je 1 Stimme; Bayern erhielt 


18 Richtig Seydel bei v. Handelt mie aband bei Hirth 
Holgendorff 284 ff.; Jelli» 4, 1510 und Staatsrecht I, 
nel, GStantenverh. &. 288;|122 {. annimmt; f. jegt aud 
Brie, Staatenverb. 119 f. Hänel StR. I, 344°. 

1 Ganz in bie Irre fhmeift| * Die Stimmenzahl Preußens 
Bornhak, Archiv f. Öff. R. beträgt fomit nicht einmal Vs 


VID, 473 f., mit feinen Bemer- 
Tungen über Bundesrat und Kai⸗ 
fertum. 


2 Bol. Hierzu Seydel bei 
v. Holgendorff 281ff.; 2ö 
ning bei Hirth 1875 ©. 367, 
welche zutreffend bemerken, daß 
es ſich bei jener Bezugnahme 
nur um ein biftorifhes Motiv, 
keineswegs aber um bie Aufe 
ftellung eines Rech t3grundfages 


der Gefamtzahl; nad} der. nordd. 
DBerf. Hatte Preußen 17 von 
43 Stimmen; fon damals 
proteftierte ber Abg. Waldeck 
„ald Preuße* gegen dieje Ein- 


Fichtung bed Vundedrates, welde 
„die acht Preußens auf 
die allerentſchiedenſte Meife 


ſchwächt· indem fie 17 Stim- 
men für 26 und 26 für 5 Mil- 
lionen Seelen gewährte. 
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als beſondere Vergünftigung ftatt 4, wie die anderen König- 
reiche, 6 Stimmen.?? 

2. Die Abftimmung im Bundesrat erfolgt nad der 
Verfaffung bezw. nad; näherer Maßgabe der Gefdäftsorb- 
nungen v. 27. Februar 1871 und 26. April 1880. Regel- 
mäßig find einfache Mehrheitsbeſchlüſſe entſcheidend (RB. 
Art. 7 Abf. 3); anders nur 1. bei den Ausnahmerechten, 
welde nad Art. 78 Abf. 2 zu behandeln find;?® 2, bei 
Verfafjungsänderungen (RB. Art. 78 Abf. 1); 8. bei ven- 
jenigen Materien, in welden ber preußif—hen Stimme ein 
Veto gegen Neuerungen eingeräumt ift.** Bei Stimmen- 
gleichheit entjcheidet die preußiihe Stimme (RB. Art. 7 
Abf. 3). Die Stimme eines jeven Staates ift einheitlich 
abzugeben; Bevollmäctigte ann jeder Staat zum Bundes» 
rat fo viele entfenden, als ihm dur die Verfaſſung 
Stimmen eingeräumt find (RB. Art. 6 Abf. 2). Für die 
Bevollmächtigten können zugleid Stellvertreter ernannt 
werben, „melde im Fall der Verhinderung von Hauptbevoll- 
mädjtigten für biefelben ald Mitglieder in den Bundesrat 
eintreten“ (Geſch.O. $. 1). Liegt letzterer Fall nicht vor, 
fo dürfen die Stellvertreter den Verhandlungen im Plenum 
und den Ausfhüflen zwar beimohnen, aber nicht daran 
teilnehmen ($. 4). Die Zuziehung von Kommiſſaren 
zur Hilfeleiftung für die Bevollmächtigten ober Stellver- 
treter ift nur geftattet auf Grund vorheriger Anmeldung 


2 DH diefed Plus bayriſcher Schug von RB. Art. 78 Abf. 2 
Stimmen ein „Sonderret” fei| ftehendes Net fein (@öning), 
(jo 2aband I, 220* und andere | Darüber ſ. oben $. 5. 
Säriftfteller), ob die „inbivir| * ©. hierüber oben $. 5. 
dualifierten Stimmrechte“ der| 4 ©. unten bie & te von 
Einzelftaaten ein unter dem der Gefeggebung $. 15. 
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beim Reichskanzler; Zulafjung folder Kommiſſare zu den 
Beratungen fett jedoch einen Genehmigungsbeſchluß des 
Bundesrates felbft voraus; zum Wort können biefelben 
verftattet werben behufs „Erteilung von Auskunft“ „auf 
Verlangen des Bevollmädtigten, zu deſſen Hilfe fie zuge- 
zogen find“ ($. 4°). — Dauernde Vertretung mehrerer 
Staaten durch einen Bevollmächtigten „it nur auf Grund 
von Vollmachten zuläffig, melde von den Regierungen auf 
beftimmte Perfonen ausgeftellt find“ ($. 2"); die Ab- 
ftimmung aber Hat ftet3 für jeden Einzelſtaat gefondert 
ftattzufinden. Stimmführende Bevollmächtigte können außer- 
dem „in Verhinderungsfällen“ den Bevollmädtigten eines 
anderen Staates für fi fubftituieren, jedod nur auf Grund 
vorgängiger Mitteilung an den Reichskanzler und nur für 
eine Sigung; in ber nädften Sigung muß der betreffende 
Staat wieder ſelbſt vertreten fein (8. 7). Die elfaß- 
lothringiſchen Kommiffare haben das Recht, an 
allen Verhandlungen der Ausſchüſſe und des Plenums teil- 
zunehmen, Anträge zu ftellen und Referate zu erftatten, bie 
Vorlagen find ihnen zuzuftellen ($. 5). Die Abftimmungen 
erfolgen nad der in RB. Art. 6 bezeichneten Reihenfolge 
der Staaten. 

3. Die Gefhäfte des Bundesrates werben in 
8. 3 der neuen Gefh.D. eingeteilt in „die mwichtigeren, 
ingbejondere die Gejegesvorlagen“ und die minder wid- 
tigen ;2° zur Erledigung der erftgenannten follen „bie erften 
Bevollmägtigten der Regierungen“ im Bundesrat anweſend 
fein, und um bies zu ermöglichen, follen die betreffenden 


* Laband I, 256 ff. 
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Geſchäfte durch Anordnung des Reichskanzlers in eine kurze, 
nad ihrem Anfangstermin genau zu beftimmenbe Zeit zu= 
ſammengefaßt werden; der gleiche Mobus fol befolgt 
werben, wenn berartige Angelegenheiten wiederholt Gegen- 
ftand der Beſchlußnahme des Bundesrates werben. Diefe 
Vorlagen müfjen minbeftens drei Wochen vor dem vom 
Reichslanzler beftimmten Anfangs-Zeitpunft der Behand- 
lung dem Bundesrat in Vorlage gebracht worden fein; 
außerdem werben fie nur bann in fofortige Behandlung 
genommen, wenn fie durch Mehrheitsbefhluß für dringlich 
erflärt worden find. Geſetzentwürfe und andere „wichtige 
Vorlagen“ werben zunädjit einer erfimaligen Beratung ohne 
Beſchlußfaſſung unterworfen ; die zweite Beratung darf erft 
nad) Umfluß von fünf Tagen erfolgen; in derſelben erfolgt 
regelmäßig Beſchlußfaſſung, falls diefelbe nicht auf Grund 
eines formellen Beſchluſſes „ausgefegt“ wird. Zufammen- 
ziehung der erften und zweiten Beratung, ſowie Abfürzung 
der fünftägigen Frift kann befchlofjen werden, wenn nicht 
14 Stimmen widerſprechen ($. 16). „Um die Belhluß- 
nahme thunlichſt zu befchleunigen, werben die Regierungen 
ſoweit möglich ihre Anträge ſchon vor Beginn der Seffion 
des Bundesrates einbringen und ihre Bevollmädtigten im 
voraus mit ausreichender Inftruftion verfehen“ ($. 12°). 
It die Sigung nah den Beitimmungen der Geſchäfts- 
ordnung angelündigt und trogdem ein Staat nicht vertreten, 
fo fällt feine Stimme aus. Ebenſo wenn ein Staat fid 
der Abftimmung enthält unter der Angabe mangelnder In- 
ftruftion (RB. Art. 7 Abf. 3). Selbſtverſtändlich fegt die 
letztere Beftimmung der Verfaffung voraus, daß den Bevoll- 
mãchtigten die nötige Zeit zur Einholung von Inftruftionen 


Der Bundesrat. 8. 6. 157 


offen gehalten werde, ehe die Abftimmung im Bunbes- 
rat erfolgt; durch die oben mitgeteilten Spezialbeftim- 
mungen der Geſchäftsordnung ift hierfür ausreichende 
Vorforge getroffen. Daß jeder Einzelftaat feine Stimme 
im Bundesrat abgeben muß, fchreibt zwar die Reichsver⸗ 
fafjung nit vor; wohl aber könnte durch die Landesgeſetz- 
gebung eine folde Beftimmung getroffen werden zum Zweck 
der Wahrung der Intereſſen des Cinzelftaates im und am 
Reiche. Doc) beftehen derartige Spezialbeftimmungen bis 
jegt niht, und es ift fomit nur nad den allgemeinen 
landesſtaatsrechtlichen Normen zu bemefjen, ob in ber Nict- 
ausübung des Stimmrechte im Bundesrate eine Verlegung 
der einzelftaatlichen Intereſſen gefunden werben kann und 
ob bezw. wie eine Verantwortlichkeit hierfür begründet ift.2° 
Ferner muß angenommen werben, daß bei dauernder 
Sernhaltung eines Einzelftaates vom Bundesrate, wie fie 
insbefondere in ber Nichternennung von Bevollmächtigten 
zum Ausdrud gelangen könnte, eine Nichterfüllung der ver- 
faffungsmäßigen Bunbespflicten läge, welche im äußerjten 
Falle gemäß RB. Art. 19 zur Exefution führen Tönnte.?? 
Eine beftimmte Zahl anmefender Mitglieder als Boraus- 
fegung für die Beſchlußfähigkeit ift nicht vorgefchrieben. 
20 S. dazu Lab 61,221; 1! ürft Bis vgl. 
G.Meger, Aapıh, 3o6r. 
" gaband I, zit, behaup | bebenklichften Konfequenzen füh« 
tet, „eine rechtliche Pflicht des |ren. Wie Lab and auhSeydel 
Einzelftaates dem che gegen | 280. Auch bie Ausführungen 
über für eine Vertretung und Labands in der 2. Aufl. kön⸗ 
Stimmabgabe im Bundesrat |nen in diefem Punkte nicht ald 
Sorge zu tragen, befteht nicht“. | überzeugend anerfannt werben. 
Die Theorie, daß es dem Cin-!Die Analogie des Reichstages 
zelftaat völlig frei ftehe, eins paßt Bier fowenig wie fonft. 
Stimme im Bundesrat „ruhen“ 
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Über jede Sigung ift ein Protofoll aufzunehmen, 
das beim Beginn jeder folgenden Sitzung feitzuftellen 
ift. Eine Veröffentlidung der Bundesratverhandlungen er- 
folgt grundſätzlich nicht.2® 

4. Die Legitimation der Bevollmächtigten zum Bundes- 
rate liegt in der von dem Abſendeſtaat ausgefertigten 
Vollmachtsur kunde; bdiefelbe ift beim Zufammentritt 
des Bundesrates zu einer neuen Seſſion vorzulegen und 
auf ihre Orbnungsmäßigkeit zu prüfen.°° Diefe Prüfung 
erfolgt in der Regel einfach durch den Vorfigenden, ben 
Reihskanzler.?° Würde in einem Einzelftaate infolge von 
Thronftreitigfeiten die Frage fi erheben, wer zur Aus- 
ftellung der Vollmacht berechtigt fei, fo fteht ohne Zweifel 
dem Bundesrat die Entſcheidung hierüber in Hinſicht einer 
ihm vorliegenden Vollmachtsurkunde zu:®! in der Regel 
werben allerdings wohl ſtaatsrechtliche Streitfragen fo tief- 
greifender Natur ſchon vorher auf dem einen ober anderen 
Wege zur Beurteilung der Reichsgewalt gelangt fein. Die 
Ernennungen der Bevollmächtigten zum Bundesrat werben 
dur den Reichskanzler im Reichsgeſetzblatt publiziert. 

5. Die Inftruftion ift lediglich Sache des Be— 
vollmächtigten und feines Abfendeftantes, der Beurteilung 
durd den Bundesrat demnach regelmäßig vollftändig ent- 
zogen.°? Nur wenn es fi) um Abänderung von Aus- 
nahmerechten handelt, die unter dem Schuge von RB. 


* S. die genaueren Angaben | ®! sat Kaagpe! bei v. Hol⸗ 
bei Laband I, 258 f. gendor 
* — 228 f. * here Laband I, 226, 
*G. Meyer 's18; Rofen-|229, vgl. 91. 
28. die ſtaatsrechti. Stellung 
leich stanlers 11. 
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Art. 78 Abf. 2 ftehen, wird man gemäß ber oben $. 5 
(U, D) entwidelten Anfit annehmen müſſen, daß ber 
Bundesrat materiell zu prüfen habe, ob die „Zuftimmung 
des berechtigten Bundesſtaates“ vorliege?? Im übrigen 
aber ift e8 nicht Sache de3 Bundesrates zu entſcheiden, ob 
ein Bevollmächtigter inftruftionsgemäß ober inſtrultionswidrig 
fi verhalten habe. — 

6. Der Bundesrat ift nad der Verfaffung nicht 
ftändig verſammelt, fonbern tritt nur periodiſch zufammen 
(RB. Art. 12—14); je mehr jedoch die Reichsgeſchäfte 
fih häuften, deſto mehr nahmen bie Unterbrechungen ber 
Sigungen den Charakter bloßer Paufen an, und die Ent- 
widlung der Dinge ift längft bei dem Refultate angelangt: 
daß der Bundesrat ein ftändiges Kollegium 
geworben ift und minbeftens je ein Bevollmächtigter 
jedes Einzelftaates dauernd fein Domizil am Sit des 
Bundesrates hat (zweckmäßig ift biefe Funktion in Zu— 
fammenhang gefeßt worden mit ben fonft ja völlig gegen- 
ftandslofen Geſandtſchaften der Eingelftaaten am preußifchen 
Hofe). 

Nah der RB. wird der Bundesrat „berufen“ durch 
den Kaifer; im Namen des Kaiſers werben die Sitzungen 
„eröffnet, vertagt, geſchloſſen“ (RB. Art. 12). Was der 
Bundesrat aus eigener Initiative handeln würde, wäre 
nichtig. Das Ermeſſen des Kaiſers ift jedoch durch bie 
RV. an folgende Regeln gebunden ; 1. ber Bundesrat muß 
berufen werben und fo lange verfammelt bleiben ala ber 


= U. in biefem befonberen |a. a. D. 276 und bie ſamtlichen 
Punkte Laband I, 2294| Schriftfteler, auögenommen 
Seydel bei v. Hotgendorff Triepel, Interregnum ©. 102. 
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Neihötag tagt; der Reichstag aber muß mindeftens all- 
jährlich einmal berufen werben (RB. Art. 18); 2. der 
Bundesrat muß berufen werben, wenn ein Drittel ber 
Stimmen, alfo minbeitens 20, dies verlangt (RB. Art. 14). 
Durch die oben geſchilderte Entwidelung des Bundesrates 
zu einem ftändigen Negierungsfollegium des Reiches find 
diefe Vorfriften in der Hauptſache gegenftandslos ge- 
worden; doch wäre es ein zmweifellofes verfafjungsmäßiges 
Recht des Kaifers, den Bundesrat zu „ſchließen“, vors 
behaltlich der Einſchränkungen der Art. 13 und 14. That- 
ſächlich wäre dies ein Zeichen ſchwerſter Zerrüttung der 
Gefundheit de3 Reichsorganismus. — 

7. Den Vorſitz im Bundesrate ſamt der Damit ver- 
bundenen Zeitung ber Geſchäfte hat der vom Kaiſer er- 
nannte Reichskanzler zu führen (RB. Art. 15). Daß der 
Reichskanzler preußifher Bevollmädtigter zum 
Bundesrat fein müfje, ift zwar durch die Verfaffung nicht 
vorgejchrieben, wird jedoch abgeſehen von der faktiſchen 
Notwendigkeit auch juriftifh deshalb angenommen werben 
müffen, weil fonft der vom Kaifer zum Reichskanzler er- 
nonnte Bevollmächtigte eines anderen Cinzelitantes von 
dem Überhaupte des Abſendeſtaates abberufen werben 
könnte, was zu einem unlösbaren Dilemma führen müßte. 
Eine andere Frage dagegen ift es, ob der Reichs— 
Tanzler überhaupt Bevollmädtigter zum 
Bundesrat fein müffe Die Verfaffung ſchreibt 
dies nicht vor, hat es aber zweifellos vorauögefegt.®* 


% Auch mag dafür der Wort- | Bundesrates vertreten laflen“ 
laut der Berfaflung: „durd | (Art. 15 Abf. 2), fowie die In— 
jebes andere Mitglied des | fongruenz hervorgehoben werben, 
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Daß fi aber ein Verhältnis des Vorſitzes und der Lei- 
tung ber Geſchäfte im Bundesrat denken ließe ohne Stimm- 
führung, alfo ein Reichskanzler, der nit Bevollmächtigter 
wäre, ift kaum zu beftreiten. Man wird fomit, da ein 
verfaffungsmäßiges Verbot nicht befteht, dieſes Verhältnis 
als rechtlich zuläffig zu erachten haben.?° Der Reichskanzler 
Tann fi im Vorſitz „Dur jedes andere Mitglied des Bundes- 
rates“ vertreten laſſen, ohne daß es hierzu befonberer Faiferlicher 
Genehmigung bebürfte; doch ift hierfür „ſchriftliche Sub⸗ 
fiitution“ erforderlich (RB. Art. 15 Abſ. 2); im Verfailler 
Schlußprotokoll ift überdies Bayern zugeſichert (aber nicht 
in bie Verfafjung aufgenommen) worden, daß im Falle 
der Verhinderung Preußens, alfo wenn überhaupt fein 
preußifcher Bevollmächtigter anwefend wäre, Bayern das 
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bie aus Art. 9 ſich ergeben 
würde, wonad nur „Mitglies 
der des Bundesrates" das 
Recht Haben, im Reichstage zu 
erſcheinen und zu fprechen. Ber- 
en Sole in Bine e 


Ann. 1882, 10 ff. — und 
Dagegen ten Gaßans if 2 
Meyer, Lehrb. FIT 
® Gine vielerörterte Streit- 
frage, vol. def. die Außerungen 
Schten Bismard im 
Kenn "sten. Ber. 1877, 
©. 127, fowie die vortrefflien 


änel,|® 
ee nina] 
‚nit mehr das Präfibium 


Breußen, ein Mitglied des Bun⸗ 
de3 im Sinne des Art. 6, fon 
bern ber Raifer ais folder, ein 
auf ußerhaf biefer Mitgliedfchaft 
außerhalb des Bundesrates 
Horn, Staatbreät I. 2. Aufl, 





ftehenber Gewaltträger ernennt 
den Reichslanzler· — — „mit 
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jegen vermag ich Die Folgerung en 
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Recht des Vorfiges im Bundesrate haben fol (Schlußprot. 
IX).®° ft auf Grund bes GStellvertretungsgefeges vom 
17. März 1878 ein Generalftellvertreter des Reichskanzlers 
ernannt, fo Hat berfelbe das Recht des Vorſitzes im 
Bundesrate an Stelle des Reichskanzlers nah ausdrück- 
licher Beftimmung des Gefeges nicht. 27 

Der Reichskanzler Teitet die Geſchäfte nah Maßgabe 
der Gefhäftsordnung. Ale Einläufe an den Bunbes- 
rat gehen durch ihn. Er ift das Vermittelungsorgen 
ſowohl zwifchen Bundesrat und Kaifer als zwiſchen Bunbes- 
rat und Reichstag. In Bezug auf minder wichtige Ein— 
gaben an den Bundesrat räumt bie Geſch.-O. dem 
Neichskanzler ein gewiſſes Map felbftändiger Kompetenz 
ein. Zu den Sigungen find die Bevollmächtigten ſchrift- 
lich unter Angabe von Zeit, Ort und Lofal der Sigung, 
wo möglich auch der Tagesordnung, einzuladen; bei Aus- 
ſchußwahlen ift letzteres zwingende Vorſchrift. 

8. Die Arbeiten des Bundesrates werden entweder 
im Plenum ober durch die Ausſchüſſe erledigt. Letztere 
ſind juriſtiſch als Kommiſſionen des Bundesrates zu be— 
trachten; ihre Aufgabe beſteht in der Regel in der Vor— 
bereitung der Arbeiten für das Plenum, doch iſt denſelben 
auch mehrfach eine ſelbſtändige Kompetenz überwieſen. Die 
Ausſchüſſe werden entweder nur vorübergehend zur Erledi— 
gung eines beſtimmten Geſchäftes gewählt, oder ſie ſind 
dauernd, ſei es gemäß verfaſſungsmäßiger Vorſchrift, ſei 
es auf Grund anderer Beſtimmungen, ſei es nach Her— 


% S. dazu auch Pa 
L 251; — 


79. v. 17. März 1878 Pr 
. Inf. 
Meyer, Lehrb. 8. 


;Vol. unten $. 9, B. 
an, Ir 
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Iommen. Die ftändigen Ausſchüſſe müſſen „für jede 
Seffion“ zefp. alljährlich neu zufammengefegt werben, bie 
ausſcheidenden Mitglieder find wieder wählbar (RB. Art. 8 
Abf. 2). Jeder Ausfhuß muß mindeftens aus den Ber- 
tretern von fünf Staaten beftehen (RB. ebenda), in ver 
Negel find es fieben (nur der 2. und 8. Ausſchuß haben 
fünf Mitgliever).?° Preußen („das Präſidium“, wie fi 
die RB. inforreftermeife ausbrüdt) muß in allen Aus- 
ſchüſſen mit einer alsbald zu ermähnenden Ausnahme einen 
Sig haben und führt den Vorfig (RB. ebenda). Im 
übrigen findet regelmäßig freie Wahl dur das Plenum 
ftatt, und zwar in der Weiſe, daß durch die Wahl die 
Staaten benannt werben, denen man dann überläßt, die 
in den betr. Ausſchuß zu beputierenden Berfonen zu 
benennen.?? Hat ein Staat in einem Ausfchuß mehrere 
DVertreter,t0 fo ift er doch nur zur Führung einer Stimme 
berechtigt, in Konfequenz der für die Stimmengabe im Ple- 
num beftehenden verfafjungsmäßigen Vorſchrift. Die Wahlen 
erfolgen durch abfolute Stimmenmehrheit bei geheimer Ab- 
ftimmung, eventuell durch relative Stimmenmehrheit, fub- 


eventuell entſcheidet das Los.‘ 


38 &, Laband I, 263. 

RB. Xrt.8 fagt in Abſ. 2. 
die „Bunbeöftaaten“ feien ver- 
treten, in Abf. 3 nach Aufsähe 
lung ber Staaten, welche ftändige 
Sige haben: „die Mitglieder 
werden — — gemwählt.“ Geſch.⸗ 
D. $. 17 beftimmt deutlich, dab 
durh Wahl des Plenums nur 
die Staaten Dejeichnet werden. 
Del. Laband 1, 264°; en 
del bei v. Holkenborff 27 


’ 


Den Ausſchüſſen müſſen zu 


Hänel, Stud. I, 301; ©. 
Meyer, Lehrb. 3625. 

40 Die Möglichleit eines fol- 
hen Verhäftniffes ift nad) der 
RL. nicht auscefätofien, praf- 
tiſch aber wird dieje Möglichkeit 
kaum werben. 

Nah RD. Art. 7° erfolgt 
die „2eatubfefung” im Buns 
desrat mit einfader Mehrheit 
mit votum deeisivum für vreu⸗ 
ben bei Stimmengleichheit. Das 

11* 


164 Bud III. Die Organifation d. Staatögemalt d. Reiches. 


ihren Arbeiten alle Beamten und alles Material zur Ver 
fügung geftellt werben, deſſen fie bebürfen (RB. Art. 8 
Abf. 5). Die Arbeiten der Ausfhüffe können fortgeführt 
werben, auch wenn das Plenum nicht verfammelt ift. 

9. Die ftändigen Ausfhüffe find:*? 

1. Für das Landheer und die Feſtungen.“ 
Derfelbe beiteht aus 7 Mitgliedern, von melden 
Preußen, Bayern, Württemberg nad der Verfafjung 
je eines zu entjenden haben; außerdem ift au 
Sachſen durch bie preußiſch- ſächſiſche Militärkon- 
vention ein Mitglied zugeſtanden;“ die übrigen 
Mitglieder ernennt der Kaifer frei, bezw. er be— 
zeichnet die Staaten; 

2. für dag Seeweſen (Kriegs-Marine), 5 Mitglieder, 
die vom Kaifer in der zu 1. bezeichneten Weife er- 
nannt werben; * 

3. für Zoll- und Steuerweſen, 7 Mitglieder, 
die, abgefehen von dem verfaflungmäßigen Sig und 
Vorſitz Preußens, vom Plenum gewählt werben ;+° 


im Text bezeichnete Wahlverfah⸗ Preußen und Sachſen abge 
ren beruht auf Geid.-D. $. 17%; ſchloffen) obmaltende Rechtöver- 
f. aaa aus re den bältnis f. unten im Militärredt. 
tie Rh 3 | RB. Art. 8 Abſ. 1. 8.2 
buch f. d. Deutfche Reic f. “ “ 
ea gt 
Abſ. 2. Württemb. Mil-RKonv.| RB. Art. 8 Abſ. 1 8.3 
Art. 15 Ab. 2 ob. Schlußbeſt. Abſ. 2. Diefer Ausfhuß ift 
zu Abſchn. XI der RD. hiſtoriſch herausgewachſen aus 
+4 Über das bei dieſer Mili- |dem früheren „Centralburenu 
tärtonvention (v. 7. Febr. 1867, | des’ Zollvereins“. ©. dazu Las 
alfo vor Errihtung des Nord- | band I, 267f. u. unten B. II 
deutſchen Bundesftantes zwifchen | $. 30. 
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4. für Handel und Verkehr, wie 3. gebildet; 

5. für Eifenbahnen, Poſt- und Telegraphen- 
wefen, wie 3. gebildet; 

6. für Juſtizweſen, wie 3. gebildet; 

7. für Rehnungsmwefen, mie 3. gebildet (die 
Budgetlommiffion des Bunbesrates).t7 

Diefe Ausſchüſſe müſſen als dauernde nad RV. Art. 8 
Abſ. 1 beftellt werden. Dazu Tommen noch: 

8. kraft der Verfafjung Art. 8 Abf. 4: der Aus— 
ſchuß für die auswärtigen Angelegen- 
heiten.*® Für denfelben gelten die im allgemeinen 
für die Ausſchüſſe beftehenden Vorſchriften, jedoch 
mit der wichtigen Modifikation, daß in bemfelben 
Bayern den Vorſitz führt, daß ferner verfafjungs- 
mäßig in dem Ausſchuß nur Bayern, Sachſen 
und Württemberg vertreten fein müffen; zwei 
weitere Mitglieder find alljährlih vom Bundesrat 
zu wählen, und es fteht nah der RV. nichts im 
Wege, daß Preußen gemählt merbe.*” Der Aus- 
ſchuß, wohl als Kontrollinftanz für die auswärtige 
Politik Preußen gegenüber gedacht, ift bis jetzt in Feiner 
Weiſe praftifch geworben, und es ift zu hoffen, daß 
dies auch nicht der Fall fein werde; 


47 Zaband I, 268 f., fowie| Reichstag (Sten. Ber. der IL 
unten 8. II $. 80. außerord. Seffion d. 3. 1870 
48 Bol Zaband I, 231f.|S. 69) 
über biefen Ausfhuß, ber Iedig-| 4 Seybel bei v. Holgen- 
lid „Rommunifationsmittel® fei.|dorff 296 Hält dies „Durd die 
So darakterifierte ihn auch Natur der Sache“ für „auöge 
Staatöminifter Delbrüd im | fhloffen“. 
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9. kraft Bundesratsbefchlufies vom 27. Mai 1871: 
der Ausfhuß für Elfaß-Lothringen; weiter 
kraft ftändiger Praxis 
10. für die Verfaſſung und 
11. für die Geſchaftsordnung. Außerdem beſteht 
z. 3. noch ein außerordentlicher Ausſchuß für das 
Eiſenbahn-Gütertarifweſen, beſtehend aus 
7 Mitgliedern. 


II. Das Rechtsverhãltnis der Bundesratsbevollmãchtigten. do 
1. Zum Reiche. 

Die Mitglieder des Bundesrates ſtehen in feinem Dienft- 
verhältnis zum Reiche, find fomit, obwohl fie in ihrer Ge- 
famtheit eine Reichsbehörde bilden, nicht Reis beamte.5! 
Sie beziehen demnach weder Gehalt aus der Reichsfaffe, 
noch ftehen fie unter der Disziplinargemalt des Reiches. 

„Dem Kaifer liegt es ob, den Mitgliedern des Bunbes- 
rates den üblichen biplomatifhen Schutz zu gewähren” 
(RB. Art. 10). Aus diefer Beſtimmung der Verfafjung 
geht hervor , daß die Stellung der Bundesratsbevollmäch- 
tigten im Reiche bei Erlaß der Verfaſſung als eine gleid- 
fam völferrechtliche gedacht mar, ala bie Funktion von 
Gefandten der verfchiedenen Einzelftanten beim Reiche. 
Der Gefihtspuntt, von welchem man hierbei ausging, ift 
jedoch ſtaatsrechtlich unhaltbar, da von völferredt- 
lichen Beziehungen zwifchen den das Reich Tonftituierenden 
Einzelftaaten und dem Reiche jelbft logiſch nicht die Rede 


w D8 auch Gierke in 5 Vgl. Laband I, 224, ſ. 
Schmoller3 Jahrb. VI, 1146. auch unten $. 10. 
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fein kann, während der Rechtsbegriff Gefandter völfer- 
rechtliche Beziehungen der Staaten zur unbebingt not 
wenbigen Vorausfegung hat.5? Die Bevollmächtigten zum 
Bundesrat find Staatöbeamte, welde die Bundesglieder, 
die Einzelftanten, behufs Bildung des Staatswillens der 
Gentralgewalt an den hierzu beftimmten Ort entfenden; 
über den Ort, an welchem der Bundesrat feinen Sit hat, 
beftimmt die Verfafjung nichts; man wird fomit in dem 
Taiferliden Recht der „Berufung“ des Bundesrates (RD. 
Art. 12) auch das Necht der Beitimmung des Siges zu 
finden haben. Für einen „diplomatiiden Schuß” im Sinne 
des Völkerrechts aber ift hier juriftifch niemald Raum, da 
die begriffliche Vorausſetzung eines folhen: Gefandte fou- 
veräner Staaten bei fouveränen Staaten, fehlt.5® 
Gleichwohl hat man aus RV. Art. 10 aud in ber 
Spezialgefeggebung des Reiches noch Konfequenzen gezogen: 
die Bevollmächtigten zum Bundesrat find erimiert von ber 
Gerichtsbarleit des Staates, in welchem der Bundesrat 
feine Sigungen abhält, ausgenommen die von diefem felbft 
beſtellten. Ferner können die Mitglieder des Bundesrates 
in Civil- wie in Strafſachen nur mit Genehmigung ihres 
Landesherrn an einem anderen Orte ala dem Bunbesrats- 
fige als Zeugen oder Sadverftändige vernommen werben, 
folange fie an letzterem verweilen.d* 


52 Darüber ift in Theorie und|_ + GO. $. —F D. 3 
Praxis kein Zweifel, |. die Lchr- | 347, 867; end. $ 
u. Handbücher »8 —* Cine Arkit ber ‚Öpterritorie- 
fowie unten 8. I Kität“ der Bevollmägtigten zum 

5° Anders ©. m Behrb. Bundesrat giebt Wefterfamp 
863, der den Bevollmächtigten | 103; dagegen paſſen jene „nöl- 
bie „Stellung von diplomatifgen kerretlichen" Beftimmungen na- 
Vertretern“ zumeift. türlih aufs befte zu der völfer- 
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2. Gegenüber ben Ginzelftaaten. 


Die Bevollmägtigten zum Bundesrate find regelmäßig 
höhere Staatsbeamte des Abſendeſtaates; ihre Ernennung 
erfolgt durch das Staatsoberhaupt und kann von biefem 
jederzeit wieder zurüdgezogen werben; an dem Dienftver- 
hältnis zum Einzelftaat wird durch den Eintritt in den 
Bundesrat nichts geändert, vielmehr ſetzt letzterer erfteres 
voraus; nur dem Einzelftant ift der Bevollmächtigte dis- 
siplinarifch unterftellt; nur von ihm empfängt er feine In = 
ftruftion. Die legtere ift vollfommen res interna des 
Eingelftaates, fie Tann dem Bevollmächtigten vollfte Freiheit 
der Bewegung laffen, Tann ihn aber ebenfo gut an die 
Tpezialifierteften Detailvorfchriften binden oder ihn verpflichten, 
im einzelnen ' Falle immer Spezialinftruktion zu erholen. 
Die Reichsverfaſſung enthält nur die einzige hierher gehörige 
Vorſchrift, daß „nicht inftruierte Stimmen“ nit „gezählt“ 
werben (Art. 7 Abf. 3). Ob die Volfsvertretung hierbei 
eine Mitwirkung zu beanfpruchen habe, entfcheivet fich Iedig- 
lid nad Partikularſtaatsrecht: keinesfalls widerſpricht eine 
ſolche Mitwirkung den pofitiven Vorfehriften oder dem Geift 
der Reichsverfaſſung. Es Tönnte fehr wohl durch Landes- 
fpezialgefeg die Erteilung der Inſtruktion überhaupt ober 
für beftimmte Fälle ausbrüdlih an eine Mitwirkung der 
Volksvertretung gebunden werben, und es wäre dann eine 
im Widerfprud zum Geſetz erteilte Vollmacht feine gültige 
Vollmacht. Ob freilich derartige Landesgeſetze wünfchens- 
wert, bezw. inwieweit fie thatjächlich durchführbar wären, ift 


rechtlichen Konftruktion des Re deln Komm. 111 und bei v. 
Ge3, die Seydel giebt; ngl.|Holfenborff 280. 
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eine andere Frage, die fi nit auf den Boden des 
Rechtes, jondern der Politif entfcheidet.?° 


IV. Rompefeng. 

I. Der Bundesrat ift das höchſte Drgan des 
Reiches: feine Befhlüffe find definitiv. Für 
den Bundesrat fpridt überall die Präfum- 
tion; er ift demgemäß immer und überall zu— 
ftändig, wo nicht durch pofitive Rechtsvor— 
fHrift die Zuftändigfeit eines anderen Dr- 
ganes begründet ift.°° 

U. Der Bundesrat bildet ferner das natürliche Kom - 
munifationsorgan unter den Bundesgliedern 
und der legteren mit der Gentralgewalt: ver 
unausgefegte perſönliche Meinungsaustaufh dient am beften 
zur Wahrung der allgemeinen Intereſſen und Aufredt- 
erhaltung desjenigen Maßes von Vertrauen, mweldes für 
das Gebeihen des Bunbesftantes die unerläßlihe Voraus— 
fegung bilbet.57 

II. Der Bundesrat ift meiter dasjenige Organ, in 
welchem und durch weldes bie Bundesglieder zur 


55 Bol. über bie ganze Kuh 
aud oben $. 5; dort aud die 
Ritteraturangaben ; wie man aus 
der Zuftimmung der einzelftaat« 
lichen Vollövertretungen zu RB. 
Art. 6 einen „Verzicht derfelben 
auf jede Mitwirkung zur In- 
firuierung ber Bundesratsbevoll- 
mädjtigten“ folgern fann (Sey- 
del bei v. Holgendorff 277, 
ebenfo Hänel, Stud. I, 219; 


G. Meyer, Lehrb. 8. 12319), 
ift ganz unerfindlich. Xreffend 
aband I, a 
58 Genau ebenjo ©. Meyer, 
Lehrb. 352; Seybel in Hol⸗ 
gendorffs Jahrb. a. a.D. 284. 
57 Sehr gut Laband I, 281 
jierüber; allerdings Handelt es 
ich hierbei weſentlich um poli» 
tiſche, nicht um juriftiihe Ge- 
|Netapuntte. 
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Ausübung ihrer Mitglienfhaftsredte am 
Reihe gelangen. Diefe find grundſätzlich gleich, darum 
müfjen auch alle Anträge von Bundesgliedern zur Beratung 
geftellt werden (RB. Art. 7 Abſ. 2). Abgefehen von ven 
oben $. 5 erörterten Ausnahmerechten find die Rechte der 
Einzelſtaaten bei Bildung des Reichswillens nur quantitativ 
nad Mafgabe der thatfählien Verhältniffe abgeftuft. 

IV. Der Bundesrat übt das Dberauffidtsreht 
des Reihes’® über vie Bundesglieder nad Maß— 
gabe folgender Spezialvorfchriften: 

1. die Befchwerbe wegen Juſtizverweigerung, im Gegen- 
fa zu Verwaltung und Verwaltungsgerichtsbarkeit 
(Hänel ©. 738 f.), durch einzelftaatliche Gerichte 
Tann, „wenn auf gefeglichem Wege ausreichende Hilfe 
nicht erlangt werben Tann“, an den Bundesrat ein- 
gelegt werben; findet er die eingelegte Beſchwerde 
für „erwiefen“, fo ift „bie gerichtliche Hilfe bei ber 
Bundesregierung, die zu der Beſchwerde Anlaß ges 
geben bat, zu bewirken“ (RB. Art 77);5% 

2. Streitigfeiten ftantsrechtliher Natur — „fofern die 
felben nicht privatrechtlier Natur und daher von 
den Tompetenten Gerichtöbehörben zu erledigen find“ °0 
— zwiſchen Bundesgliedern „werden auf Anrufen ®! 


5° Vgl. die interefiante Ber- | Bundesrat zu fällenden Rechts- 
leihung mit den burh_ bie french“ ben ebenda 741; ©. Meyer, 
Krantfuster Reichöverfaflung | Lehrb. 64: 
nad) diefer Richtung bem Reichs⸗ jo S. * nähere Beſtimmung 
ern te zugewiefenen Funktionen | bei Hänel StR. I, 573 f. 
änel StR. IS. 94. *1 Die Folgerung Hänels 
es Wörtlih _ glei Wiener | StR. 1, 577, daß dies „Anrufen“ 
LM. Art. 29; vgl. Hänel| reigäverfaflungsmäßige Pflicht 
StR. I, 737 ff., Über den vom | fei, allerdings Dorbehalten das 


Der Bundesrat. 8. 6. 171 


de3 einen Teils von dem Bundesrate erledigt” (RB. 
Art. 76 Abf. 1). Provoziert die eine Partei auf 
Entſcheidung dur den Bundesrat, fo muß bie 
anbere in jedem Falle vor das angerufene Forum 
folgen. Der Bundesrat kann felbft eine Entſcheidung 
fällen,*? der die ftreitenden Parteien ſich unterwerfen 
müffen,® er kann aber ebenſo gut eine andere In— 
ftanz mit der Entſcheidung beauftragen.* In jedem 
Falle haben die Parteien zu gehorden, dann nur 
ift die Sache „erledigt“, wie dies die Verfafjung 
poſitiv vorfchreibt. Über die den Kernpunkt des 
Bundesſtaates treffende hohe grunbfäßliche Bedeutung 
diefer Verfafjungsbeftimmung f. oben $. 5, II. 


3. Der Bundesrat kann ferner fogar interne Verfafjungs- 


„Net ber Kompromiſſe“, geht 
u weit. Richtig ift und’ folgt 
aus der Natur des Bundes- 
ftaates, daß jede Seibſthilfe 
unter den Bundeöglievern aud- 
geſchloſſen tft. Daß der Bundes- 


rat für die Entſcheidung der- | 648, 


artiger Streitigkeiten ungeeignet 
fei, fann Hänel durdaus nit 
zugegeben werben. Im Gegen- 
teil: jede andere Inftanz wäre 
ungeeignet, weil es fih um 
„Staatenftzeitigteiten im ſtren⸗ 
en Wortfinn“ Handelt, „bei 
enen ausſgließtich Einzelftanten 
Fi folge Partei find“ (Hänel 


9 Eine völlerrechtliche Juris- 
biktion® — ©. Meyer, Lehrb. 
642 — ift dies in Anbetracht 
des oben nachgewieſenen Staats · 
charakters bed Reiches nicht. 





® 4. 4. Seybel, Komm. 
254 und bei v. Goigendorff 
288 f., der eine Entfcheidung 
ducd) den Bundesrat felbit ald 
auägefhiofien betrachtet. Richtig 
Laband 1,249; Meyer, Lehrb. 


% Bol.den beiSeybela.a.D. 
289 erwähnten praftiihen Fall, 
in dem es fi aber nit um 
ein „Tadverftändiges Gutachten“ 
bandelt; ber Bundesrat bewirkt 
in biefem Falle die ihm dur 
die Berfaffung übertragene „Er- 
ledigung“ vielmehr dadurch, daß 
er Sprud einer anderen 
Inſtanz veranlaßt, deren Ents 
ſcheidung dann rechilich als feine 
Entſcheidung zu ger hat. 
Ebenjo Hänel StR. I, 575, 
und jet Zaband I, 249. 
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ftreitigfeiten in einem Eingelftaate entſcheiden. Vor⸗ 
ausfegung hierfür ift: einmal, daß er von einer be= 
teiligten Seite angerufen wird, ſodann, daß in dem 
betreffenden Staate Teine „Behörde zur Entſcheidung 
folder Streitigfeiten” „beftimmt“ ift.°® - Jedenfalls 
muß es fih um „Verfafjungsftreitigfeiten” handeln; 
allerdings ift diefer Begriff fehr vag,°° und man 
wird nicht jede Meinungspifferenz über Interpretation 
einer Verfaſſungsvorſchrift hierher beziehen dürfen, 
fondern weſentlich nur an akute Konflikte zwiſchen 
einer Einzelregierung und ihrer Volksvertretung zu 
denfen haben.” Die Thätigkeit des Bundesrates ift 
primär auf einen gütlichen Ausgleich zu richten, even⸗ 
tuell ift die Streitfrage „im Wege der Reichögefeh- 
gebung zur Erledigung zu bringen“. Zmeifellos hat 
duch diefe Vorfchrift das Reich die Möglichkeit ge— 
wonnen, einzelftantlihes Verfaſſungsrecht neu zu 
ſchaffen, authentifch zu interpretieren oder abzuänbern.®® 


Sole Behörden, beftehen 


in Sachfen, Braunfchmeig, Olden- | fı 


burg, den Hanfeftäbten. vol. 
Hänel StR. I, 570 über den 
zjubfibiären, Charakter von 

2. Art. 76 Ubf. 2; ferner 
8. Meyer, Lehrb. 6437, da- 
nad beitehen folde Behörden 
auch in Altenburg und beiden 
Medlendurg. 

© Vgl. Seydel, Komm. 255 
und bei v. Holgenborff 290; 
Meyer, Lehrb. 643; Laband 
. 250 über bie Interpretations⸗ 


Fe, Hänel StR. 1, 587 fi. 
fordert einen Streit um bie 


„objektive Geltung ber Verfaf- 
fung“, der zu entſcheiden ift 
durch einen ggmeingerbinbligen 
Ausfprud Über die Rechtö- 
beftänbigteit einer —— — 
oder aflungebeftimmung 5 
über hr erhältnis zur Wie 
nifterantlage fpegiell S. 569. 
Bl © La aD. 
290 f.; 2aband I, 231f.; 
Meyer, Lehıb. 648; Hänel 
StR. I, 571 hält nur authen- 
tifde Interpretation für zu⸗ 
Täffig. a rigtige grundfäg- 
liche Bemerkungen mat au 
dieſer Vorſchrift taband 1, 
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Zweifellos auch könnte durch Reichsgeſetz zur Ent- 
ſcheidung ein Gerichtshof, auch ein einzelſtaatlicher, 
berufen werben; dagegen könnte es mit dem Wort- 
laut der Verfaffung, der immer eine konkrete „Streit- 
frage“ vorausfept, nicht in Einklang gebracht werben, 
wenn das Rei fi die Kompetenz beilegen würde, 
einen folden Gerichtshof „als eine dauernde orga- 
niſche Einrichtung zu ſchaffen“.*⸗ 

V. Der Bundesrat hat die Sanktion der Gefege 
und wirft mit bei der Feftfiellung bes In— 
haltes derfelben.’® In Ießterer Beziehung ift zu be 
merfen, daß die Mitglieder des Bundesrates jederzeit den 
Beratungen de Reichstages und feiner Kommiffionen an- 
wohnen und dad Wort ergreifen dürfen; aud wenn ein 
Staat bei der Abftimmung im Bundesrate felbft in der 
Minderheit blieb, fo Tann fein Vertreter doch nod im 
Reichstag die unterlegene Meinung vertreten (RB. Art. 9), 
um durch einen diefer Meinung zuftimmenden Beſchluß bes 
Reichstages eventuell eine Änderung des früheren Bunbes- 
ratsbeſchluſſes zu erzielen. — Gewiß iſt dies die wichtigſte 
Funktion des Bundesrates, dennoch iſt „bie prinzipielle 
Charakterifierung des Bundesrates als des für die Geſetz⸗ 
gebung beftimmten Organs“ zu eng.’! 


@ So Hanel StR. I, 572; 
das RG. v. 14. Mai 1881, wel- 
qches zur Entſcheidung von Ber- 
fafjungsftreitigleiten ¶ zwiſchen 
Senat und Bürgerſchaft in Ham · 

das —— beruft, 
beruht auf ber Hamburger Ber- 
faffung Art, 71, 76, ftellt aber 


gewiß einen ſehr wertvollen 
„Präcedenzfall* dar. 

70 Siehe unten $. 15. 

"ı Saband I, 24. De 
Vergleich des Bundesrates mit 
einem „Berwaltungärat" einer 
rivatrechtlichen Korporation 
(ebenda 235) entbehrt gänzlich 

Fundamintes. 
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VI. Der Bundesrat ift prinzipiell das Organ bes 
Reihsverordnungsrehtes; fir ihn ſpricht die Prä- 
fumtion, falls nicht durch pofitive fpezialgefegliche oder ver- 
faffungsmäßige Vorſchrift anderen Faktoren dieſes Recht 
übertragen wurbe.’? 

VII. Der Bundesrat wirkt, fei es im Plenum, fei e8 
durd die Ausſchüſſe, mit bei der Ernennung gemiffer 
Kategorieen von Reihsbeamten. Die Ernennung 
ber Beamten erfolgt Fraft AB. Art. 18 durch den Kaifer; 
legterer aber ift in einer Reihe von Fällen gebunden, fei 
es bie Buftimmung, fei es das Gutachten des Bundesrats 
zu erholen. Es kommen bier in letzterer Beziehung in 
Betracht: die Kontrollbeamten für Zoll- und Steuerweien 
und die Konfuln, in erfterer die Mitglieder des Reichs- 
rechnungshofes, des Neichögerichted und der bei demfelben 
beftehenden Staats-⸗(,Reichs“⸗)Anwälte, des Bundesamtes 
für Heimatsweſen, der Disziplinarlammern und des Die- 
siplinarhofes, der Verwaltung des Reichsinvalidenfonds, 
des Reichsbankdirektoriums, ber ftändigen Mitglieder des 
Batentamtes, des Reichöverfiherungsamtes.’® 

VII. Der Bundesrat hat die etwaige Auflöfung 
des Reichstages während der Legislaturperiode zu „bes 


2 Siehe fpeziell über RB. | res ift richtig, fließt aber das 
Art. 7 bl. 3, bie vor-lerftere ald allgemeinen 
zügliche Ausführung bei La- | Rehtögrundfag aus. Nach der 
ban it 236 a Nur an Konfteuttion * — 
adſahiich nicht _ zugegeben | Bunbesftantes ruhen alle Rechte 
En daß ber ade „bie|des Naifera auf Speyititet; 
Führung der Rgierungäge, f. darüber die nähere Ausfühe 
Säfte“, der Bunbeörat „bie |rung in $. 7. 
Aufftelung der allgemeinen Ver- | # Näheres unten $8. 9, 10. 
waltungänormen“ habe. Letzte- Vgl. au Laband I, 242f. 


Der Bundesrat. 8. 6. 175 


fließen“, der Beſchluß bedarf aber zu feiner „Rechtskraft“ 
der „Zuftimmung” des Kaifers (RB. Art. 24). 

IX. Der Bundesrat hat die Erefution gegen 
Bundesglieder nad Maßgabe von RV. Art. 19 zu 
mbeichliegen“, „wenn Bunbesmitglieder ihre verfafjungd- 
mäßigen Bundespflichten nicht erfüllen“. Ob letzteres der 
Fall, iſt vom Bundesrat feſtzuſtellen: durch einfachen Mehr— 
heitsbeſchluß, wenn es ſich um unbeſtrittenes Recht handelt, 
außerdem durch authentiſche Interpretation der ſtreitigen 
Rechtsſätze in der hierfür im einzelnen Falle gebotenen 
Form.““ Die Exelution iſt vom Kaiſer „zu vollſtreden“. 

X. Der Kaiſer bedarf ferner der Zuſtimmung des 
Bundesrates: 

1. beim „Abſchluß“ von Staatsverträgen über 
„ſolche Gegenſtände“, „melde nad Art. 4 in den 
Bereich der Reichsgeſetzgebung gehören” (RB. Art. 11 
Abſ. 3);° 

2. bei Kriegserflärungen, „es fei denn, daß ein 
Angriff auf das Bundesgebiet oder deſſen Küften er- 
folgt” (RB. Art. 11 Abſ. 2). 

XI. Der Bundesrat hat ferner eine umfafjende Kom- 
petenn in finanziellen Angelegenheiten des 
Reiches: 

1. beim Etatgefe ſowie bei der Aufnahme von Anleihen 
und Übernahme von Garantien (RB. Art. 69, 73) 
hat der Bundesrat die allgemeinen Funktionen, melde 
Am fi für die Reichsgeſetzgebung zulommen ; 7° 


% Seybel Mi v. Holgen-| 75 ©. hierüber $. 18. 
il At, ſ. auch Pr $.| 7° S. hierzu unten $. 16. 
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2. er bat durch feinen Ausfhuß für Rechnungswefen die 
vierteljährlichen Rechnungen der Einzelftaaten über die 
Erhebung der Zoll- und Steuergefälle zu prüfen und 
daraufhin durch das Plenum die an die Reichskaſſe 
abzuführenden Beträge feftzuftellen (RB. Art. 39); 
er hat ferner das gefamte Zoll- und Steuererhebungs- 
weſen der Eingelftanten als oberfte Inftanz zu fon- 
trollieren und für Abhilfe etwa hervorgetretener 
Mängel zu forgen (RB. Art. 36 Abf. 3);77 

3. er hat, ebenfo wie der Reichstag, dem Reichskanzler 

alljährlih auf Grund der orbnungsmäßig befundenen 

Rechnungen Entlaftung „über die Verwendung aller 

Einnahmen des Reiches“ zu erteilen (RB. Art. 72) ;78 

er Tontrolliert gemeinfam mit dem Reichstag die 

Verwaltung der Reichsſchulden, indem er drei Mit- 

glieder in die Reichsſchuldenkommiſſion aborbnet; 7% 

5. in gleicher Weife Zontrolliert er die Reichsbank- 
verwaltung dur; Aborbnung von drei Mitgliedern in 
das Reihsbankkuratorium ; 8° 

6. er ift beteiligt an der Verwaltung des Reichskriegs- 
Tages, indem alle Laiferlichen Verordnungen, bie 
über die Subftanz desſelben verfügen, feiner ſowie 
des Reichstags Zuftimmung zu ihrer Gültigleit be 
dürfen, und alle Anorbnungen, die die Verwaltung 
betreffen, gleichfalls vom Kaiſer nur mit feiner Zur 


4 


77 Vgl. Hierüber die ausführ-| 79 Gef. vom 19. Juni 1868 
Hiße, Grörterung von Saband |MOBIL. 53085. 4,7; 1. meines 
2561. mu dat. 7,89 berjunten @ 1 . 80. 
in, Gr unten ©. 0.| 96. n Pin 1 1875 9.25 
&Hiekdner unten 9716. gan Toy; fahen © u 


Der Bundesrat. 8. 6. 177 


ftimmung erlafjen werben dürfen, endlich über ven 
Beftand alljährlih dur die Reichsſchuldenkommiſſion 
an ibn zu berichten ift.* 

Kraft fpezialgefeglicher Beftimmungen jind dem Bundes- 
rat außerdem nod nicht wenige wichtige Rechte in Be- 
ziehung auf die Finanzwirtſchaft des Reiches beigelegt, die 
in anderem Zufammenhang zur Erwähnung gelangen werben.?® 

XI. Der Bundesrat wirkt mit bei der Ausübung der 
Disziplinargewalt über Reihsbeamte, ſowie 
bei Seftftellung der Penfionsverhältniffe von folden.*® 

Der obige Katalog von Rechten des Bundesrates kann 
nit erſchöpfend fein, vielfach find durch einzelne Geſetze 
dem Bundesrat Funktionen zugeteilt,”* die ſich lediglich 
unter ben allgemeinften Geſichtspunkt ſubſumieren laſſen: 
daß der Bundesrat das oberfte Drgan des Reiches ift. 
Ferner haben auch die Ausſchüſſe des Bundesrates zum 
Teil wichtige felbftändige Funktionen, von denen in der 
weiteren Darftellung je am fpeziellen Orte die Rebe fein 
wirb.®5 

81 Gef. vom 11. am 1871| und infoweit interefiante An- 
GB. 9 88. 1, 8; ſ. unten ſätze zur Geſtaltung des Bunded- 

. I rated als eines oberften Ber- 
* Bel — Laband I, 245. waltungsgerichtshofes des Rei⸗ 
Rheres unten $. 10. es, einer Aufgabe, die freilich 

% Eine feitzeile —— ng dauernd und allgemein nicht 
bei Zaband I, ein» |vom Bundesrat wahrgenommen 


zelne dieſer —— find | werben könnte. 
verwaltungsgerichtliher Natur| 66 Vgl. auch Laband I $.31. 


Horn, Staatöreßt L 2. Aufl. 12 
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8.7. 
Der Aaifer.! 
L Ber Begriff des deuffchen Kaiſerlums. 

Nachdem die ſtaatsrechtliche Einheit aller deutſchen Staaten 
hergeftellt war, griff man, dem lebhaften Wunſche der 
Nation folgend, zurüd auf die Bezeichnungen einer alten 
ruhmvollen Tradition des deutfchen Volkes: Kaifer und 
Reid? 

Letzterer Ausorud bedeutet juriſtiſch das bundesſtaatliche 
Verhältnis, das mit dem 1. Januar 1871 ins Leben 
getreten war; nichts anderes. Die Bezeichnung „Kaiſer“ 
bedarf noch ber juriſtiſchen Feſtſtellung. 

In der norddeutſchen Bundesverfafjung waren die der 
Krone Preußen übertragenen Vorrechte in verſchiedener Weife 
als Rechte des „Bundespräfibiums" , „Bundesfeldherrn“, 
„Königs von Preußen“ (Marine)? bezeichnet, das norbb. 
Strafgeſetzbuch fügte dazu die Bezeichnung „Bunbesober- 
haupt“.“ Eine prinzipielle Einheit der Terminologie wurde 
erft hergeftellt dur das Verfaſſungsgeſetz vom 16. April 
1871, indem an Stelle jener Ausbrüde dem Antrage des 


1 Saband I 8 — 26; |neben dem preuß. Bunbesratd- 
Meyer, Sees 8,1 27, Grundz. präſidium noch eine Sphäre 
S. 58-101; ». Mod! 280 ff.; freaifi preußifcher Hegemonie 
Riemer Zt, of. ; Sendel,|zu fonftituieren, zeigt Hänel, 
Fomm. ; v.Rönne| Stud. IL, 9 aud Bornhat 
1% Fan 4 Stub. |im Archiv VII, 481}. Speziell 
n, 12 fi. Bornhaf|das Kommando über Heer und 
im FA ni Pr 8 —— f- State mar peingliß als ein 
preußifces Recht gedacht un! 
S. oben ©. 507. ift erft burch Die Reicjöverfoflung 
® Daf diefer Verſchiedenheit zu einem rein kaiſerlichen ge- 
des Wortes urfprünglid) bie be- | worden; f. Bornhat 439. 
ftimmte Abfiht zu Grunde lag,| * Vgi. Laband I, 198 ff. 
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Königs von Bayern gemäß für das Präfivium® die Be- 
zeihnung „Raifer” feftgeftellt wurde. 

Aus diefer Biftorifchen Bemerkung geht hervor, daß das 
deutſche Kaifertum in Bezug auf feine prinzipielle Grund- 
lage identiſch ift mit dem norbbeutfchen Bunbespräftbium.® 
Schon aus den oben $. 4 gegebenen Ausführungen folgt 
mit Notwendigkeit: daß die Anficht unbegründet ift, als 
handle es fich beim Kaifertum um eine Souveränetät über 
das Rei.” Die letztere wird vielmehr getragen von der 
Einheit der verbünbeten Regierungen; handelt der Kaiſer 
namens ber legteren, fo handelt er immer als Delegat 
des Trägers ber fouveränen Reichsgewalt, als ftaatöreht- 
licher Vertreter derjenigen juriſtiſchen Perfon, zu welcher die 
Bundesglieder durch Aufrichtung des Reiches zufammen- 
gefaßt wurben.® 


5 Die Bezeichnung „Präfi-| dab bie von ihm Behauptete 


dium“ findet fid) jedoch no an 
mehreren Stellen ver RB. und 
gwar meift, folden, wo fie gan; 
inforreft, b. i. völi ientifd 
mit geeubife di. aud Laband 


1, ) iſt. 

Laband I, 196 führt aus, 
daß nad ber bei Aufrichtung 
des Reiches erfolgten Anderung 
der Terminologie aud) eine ſach⸗ 
Hiche Anderung infofern einge 
treten fei, ald nunmehr nad 
N2. Art. 17 aud die Anord- 

ungen be3 faiferlihien Ober» 
befehls für das Heer und bie 
Marine der Kontrafignatur des 
Rungiert bebürften, mas nad 
norddeutſchem Bundesrecht nicht 
der Fall war. Nach dem Wort- 
laut der RB. hat Laband recht; 





fachliche Anderung aber nidt 
in ber Abfiht des Gefehgebers 
Tag, ift unzweifelhaft; da praf- 
tif bie Anorbnungen bed Ober« 
befehles nicht Zontrafigniert 
werden, ebenfo. 

7&o vo. Mohl 282ff; 9. 
Saul DI, 37; äbnlih Born« 
hat ff., der eine „über- 
vafchende Ähnlichkeit“ zmifchen 
dem deutſchen Kaifertum und 
der parlamentarifchen (belgiſchen) 
Monardie findet. 

8 Seydel, Komm. 91, 112 
in Konfequenz feiner vertrags- 
mäßigen Grundanſchauung läßt 
den Raifer ftantörechtlih Hans 
deln ald Kollektivmandatar der 
Bundeäglieder‘; v. Marti 48 
läßt die Centralgemalt zwiſchen 

12* 
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Das ſtaatsrechtliche Verhältnis des Kaifers ift unter Diefen 
Umftänden nicht ganz leicht zu prägifieren: mag politiſch die 
Stellung des Kaiſers hervorragender fein, ſtaatsrechtlich 
war jedenfalls die des Königs von Preußen ausgezeichneter. 
Im alten Deutſchen Reihe war die ſtaatsrechtliche Stellung 
des Kaiſers weit höher als im neuen; man ift fomeit ge— 
gangen, für legteres bie Stellung bes Kaiſers mit der 
Präfidentfaft einer Republif zu vergleichen. Es kann zu= 
gegeben werben, daß es nicht an Geſichtspunkten für dieſen 
Vergleich fehlt; gleichwohl ift er abzumeifen, da feine 
Bafis eine unrichtige ift: das Reich ift Feine republifanifch- 
demokratiſche, ſondern eine pleonarchiſche Staatsform, und 
der Kaiſer fteht nicht an der Spiße einer Demokratie, ſondern 
eines Fürſtenkollegiums. Der Kaifer ift kraft feiner 
monarchiſchen Stellung ala König von Preußen überhaupt, 
alfo auch für das Reid) unverantwortlid, und feine Würde 
iſt erblich: aud aus biefem Grunde ift der Vergleich mit 
einem republifanifchen Präfiventen unrichtig. 

Der Kaifer ift im Hinblid auf das Rei einmal Mit- 
träger der Reichsſouveränetät wie die übrigen Staatsober- 
bäupter, und er ift im Unterfhieb von letzteren überdies 
noch ein beſonders bevorrechtetes,“ ausgezeichnetes Drgan 
des Reiches. 

Die Präfivialrehte ſtehen dem „Könige von Preußen“ zu 


den Mitgliedern des Vundes und |tums, melde v. Treitfte, 

dem Ratfer „geteilt“ fein; val.| Preuß. Jahıb. 34, 519 vertritt, 

dagegen Meyer, Grundg. 62,| ° Dah bie Bräfibialtechte nicht 

ve 889; ferner Sabany 200:|al8 „Ausnafmerecte" beirahtet 

f. auch deffen Bemerkungen | werben können, ift oben ©. 117f. 
en die fhiefe und unjuri« | auögeführt, 

fe Auffaffung des Raifer- 
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(RB. Art. 11). Nur Preußen bat in dieſer Weife neben 
feiner Stellung im Bundesrat noch felbjtändige Funktionen 
am Reiche. Soweit diefe Funktionen des Kaiſers reihen, 
Iommen für die Stellung der Einzelftaaten die allgemeinen 
Grundfäge zur Anwendung: insbefondere die abfolute 
Gehorfampflicht gegenüber dem Reiche. 

Nach der nordd. BV. war das Präfibium des Bundes 
„ver Krone Preußen” übertragen worden: die Änderung 
des Wortlautes in der jegigen RB. hat nur redaktionelle, 
keine materielle Bebeutung.!° Daraus folgt, daß alle Säge 
des preußifcen Staatsrechtes (Preuß. WU. Art, 53—58) 
über die Thronfolge ſowohl ala über eine etwaige Regent» 
fhaft"! ipso jure auch für das Reich gelten? Die hin- 
fihtli der Stellvertretung in der Theorie aufgetretene ab- 
weichende Anſicht ift inzwiſchen auch durch die Praris bei 
traurigem Anlaß zurüdgewiefen worden." Die Präfidial- 
rechte find ein Acceſſorium ber preußiſchen Kron-, d. i. 
Regierungsgewalt: wer legtere führt, hat ipso jure auch 
das Recht zur Führung der kaiſerlichen Geſchäfte. Eine in 
verfafjungsmäßiger Form erfolgte Abänderung der preußi- 
ſchen Thronfolgeorbnung wäre fomit ipso jure wirkſam 
für das Neid. 

Daf die Ausübung der kaiſerlichen Rechte zur Voraus: 
fegung die Ableiftung des Eides auf die preußiſche Ver- 

10 Seybel, Komm. 113; p. ag um 127; Riedel 

gen, 95; — —2— 108; irrig v. Rönne I, 225f.; 

5913; ER ohliMoht fi, deren Ausfüh- 

ah Auerbag 186. rungen miberiegt find von La⸗ 
21 Bol bierüber Schulze, banb I, 20) 

Pe, Staatöreht I, 178 ff. sn, Pi 4. Juni 1878 


1 Bol. bie N. 1 genannten na, 101). ®. des Regenten 
Seen dazu übereinftim- | v. 6. Juni 1878 (ibid. 102). 
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faffung habe, ift dagegen unrichtig.'* Denn kraft bes 
monarchiſchen Succeffionsprinzipes ift der Thronfolger ipso 
jure Herrfcher im Moment des Ableben bes biöherigen 
Herrſchers. So auch in Preußen. Nur dies aber ift nad) 
der Reihsverfafjung rechtliche Vorausfegung für dad Kaifer- 
tum: alles übrige aber eine interne Frage des preußiſchen 
Staatsrechtes. Verweigert der preußiſche Thronfolger ben 
Eid auf die Verfafjung, fo begeht er zwar eine verfaflungs- 
widrige Unterlafjung, an feinem Königtum und folglich 
auch an feinem Kaifertum aber fehlt fein Titelchen. 

Für den Antritt des Kaiſertums beftehen juriſtiſche 
Normen überhaupt nicht, insbeſondere erfolgt feine Eides— 
leiftung auf die Reichsverfafſung. 


I. Die Redjfe des deutſchen Kaiſerkums. 


1. Das Kaifertum ift einmal ein Ehrenvorzug, 
der bei Aufrichtung des deutſchen Bundesſtaates demjenigen 
Bundesgliede verliehen wurde, das nach äußerer Madt- 
ſtellung und innerem Verdienſt um die ſtaats— 
rechtliche Entwidelung Deutſchlands zur 
Führerſtellung berufen war. Der Ehrenvorzug des 
Kaiſertums liegt nicht zum kleinſten Teile in ver hohen Tra⸗ 
bition, Die im beutfchen Wolfe, fpeziell in Mittel- und 
Süddeutſchland, ein machtvoller ivealer Faktor war und 
bis zur Stunde ift; nicht minder ift der CEhrenvorzug 
jenes Titeld nach außen von Bedeutung, weil er fremben 


egen v. Mohl 284 und v. 
rung von Laband I, & nne I, 225. 


14 Vgl. die treffende Muetiß- 
I, 204 f., 
ebenjo Meyer, Lehrb. 864 f. 
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Staaten gegenüber die Einheit Deutſchlands zu imponie- 
rendem politifchen Ausdrud bringt! 

In diefen beiden politifchen Gefihtspunften ruht ber 
Schwerpunkt des Vorrechtes des deutſchen Kaiſertumes. 
Weber ift mit dem Titel eine Givillifte, noch ein Hofftaat, 
noch ein Ordensſyſtem verbunden: 1° deſſen bedurfte es bei 
der Perfonalunion des deutſchen Kaifer-. und preußifchen 
Königtums nicht. Cine Gebietshoheit. bezeichnet der Kaifer- 
titel nicht, da der Kaifer nicht Träger der Reichsfouveräne- 
tät iſt. Korrekterweiſe wählte man darum bie Faflung: 
„Deuter Kaiſer“ und nicht die auf eine Gebietähoheit 
weifenbe: „Raifer von Deutſchland“. Der Kaifertitel wird 
nur in Reichsſachen, nit in fpezifiih preußiſchen An- 
gelegenheiten geführt.!” Die Erblichkeit und Unverantwort- 
lichkeit der Kaiſerwürde bezeichnet Fraft alter monarchiſcher 
Tradition der Zuſatz „von Gottes Gnaben“. Aus ber 
Erblichkeit folgt ferner, daß der preußiſche Thronfolger 
ipso jure aud Kronprinz des Deutſchen Reiches ift; dem⸗ 
gemäß wurde biefer Würde ausprüdlih das Prädikat 
Kaiſerliche Hoheit” beigefügt."* Die vom Kaifer namens 
des Reiches ernannten Beamten führen das Präbifat „Laifer- 


15 In diefem nicht juriftifchen, |(RGB. 10) re 3 v. 20. Mai 
politiſch aber ſehr bedeutungs⸗ ‚or os 
vollen Sinne ge v. Treit ſhte ed ift ati betont 
in dem N. 8 a Auf⸗ in der Berfailler Proflamation 
age allerbings ». 18, Januar 1871. 

Bel. jedoch über bie von 8.8. v. 18. Jan. 1871, 
dem Kaifer zur Geinnerung f 154 161, "im RGB. 
an den legten Krieg mit Bank findet ſich jene Berorbnung nicht, 
zei für bie bemaffnete Macht |diefelbe ift eigentümlichermeife 
des Neiches_geftiftete —8 publiziert im Br. Min-Bl. d. 
dentmünze, ©. v. 24. Mai 1871| Innern 1871, 2. 
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ich“ ;19 die Infignien von Kaiſer und Reid: Krone, 
Wappen und Gtandarte wurden genau normiert.?° Die 
Perſon des Kaiferd ift im ganzen Reichögebiet unter er⸗ 
höhten ſtrafrechtlichen Schuß geftellt.2! 

2. Einen vollftändigen Katalog der kaiſerlichen Rechte 
materieller Art aufzuftellen, ift nicht angänglih, obmohl 
prinzipiell und ſyſtematiſch ein folder erforderlich wäre: 22 
denn alle materiellen Rechte des Kaifers find einzelne, 
ihm von Reiche wegen ausbrüdlich übertragene,® während 
auf der anderen Seite die Rechtöftellung des Bundesrates 
eine prinzipielle ift, und darum die Kompetenz desſelben 
mangel3 pofitiver Normen, bie anderes bejtimmen, prä= 
fumiert werben muß. 

Die hauptfählicften materiellen Geſichtspunkte für die 
ſtaatsrechtliche Stellung des Kaifers find folgende: 

A. Dem Kaifer ift durch die RB. Art. 50 ausdrück- 
li die oberfte Leitung des Poſt- und Tele- 


2 RB. v. 3. Auguſt 1871 
(R6B. 318). 

%0 Bol. die Beſchreibung bei 
Zaband I, 208°. 

1 NSIGB. 98. 80, 94, 9. 

#2 Unbegründet ift die Be- 
merfung von Zaband I, 209* 
über folge „Rataloge“ gerade 
in diefem Falle. 

= A. A. Laband I, 210: 
„in ber  öffentlic-rechtlichen 
Rorporation, welde das Neid, 
ift, ift der Kaifer dasjenige Dr- 
an, welches man bei der Brivat- 
forporation den Vorftand oder 
Direktor nennt, und feine Be- 
fugniffe und Pflichten, feine — 





ſozuſagen amtlihen — Funttios 
nen entiprehen im weſentlichen 
den Befugnifien und Pflichten, 
melde der Borftand ober Direl- 
tor einer juriftifhen Perſon 
überhaupt FR Diefer privat» 
rechtliche Vergleich ift einmal 
faatöregtlich ganz wertlos — 
man benfe nur an bie wichtigfte 
Funftion des Kaifers, den milie 
tärifchen Oberbefehl! — und hat 
smeitend wmeber im Wortlaut 
nod im Sinn der RB. irgend» 
welche Begründung: meber for« 
dert noch verträgt das beutiche 
Kaifertum die Cinreihung in 
eine „allgemeinere Begriffstate- 
gorie* (211 R.). 
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graphenweſens übertragen; eine grunbfäßlice Be— 
deutung hat diefe Vorſchrift nicht; ihre nähere Betrachtung 
erfolgt in der Spezialbarftellung (f. unten $. 25). 

B. Dem Raifer ift durch ©. v. 9. Juni 1871 (RGB. 
212) $. 3 die Ausübung der Staatsgewalt in 
Elfaß-Lothringen namens der verbünbeten Regie— 
rungen delegiert; auch dieſe Vorſchrift ift lediglich in ber 
Spezialdarftellung zu erörtern (f. unten $. 19). 

C. Der Raifer ernennt und entläßt nah RV. 
Art. 18 die Reichsbeamten. Diefes Recht findet zwar 
eine Mobififation durch die für verſchiedene Kategorien 
vorgefchriebene Mitwirkung des Bundesrates; es hat über- 
dies eine fehr umfafjende ſpezialgeſetzliche Normierung er- 
fahren.?* Nichtöveftomeniger ift durch jenes Recht dem 
Kaiſer auch für das Reichsſtaatsrecht eines der bedeutſamſten 
und madtvollften Monarchenrechte eingeräumt worden; das 
Recht der Behörbenorganifation liegt in dem faiferlichen 
Recht der Beamtenernennung an fih nicht. Die nähere 
Erörterung ift auch hier der Spezialbarftellung vorzubehalten. 

Insbefondere ernennt der Kaifer gemäß RL. 
Art. 15 den Reichskanzler, welder als Vorfigender 
des Bundesrates und als leitender Reichsminiſter die 
widtigfte Beamtenftellung im Reihe bat; f. bierüber 
unten $. 9. 

D. Der Kaiſer hat gemäß RV. Art. 12 (vorbehaltlich 
der Art. 13, 14, 25, 26) den Bundesratund Reichs— 
tag zu berufen, zu eröffnen, zu vertagen, zu 
ſchließen, vem Reihstag gegenüberaudgemäß 


# ©. Bierüber unten $. 10. 
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RL. Art. 24 Abi. 2 mit Buftimmung des 
Bundesrates das Recht der Auflöfung. In 
diefen Rechten liegt bezüglich des Reichstages das einfache 
Ionftitutionelle Monarchenrecht, das alfo auch für biefe 
wichtige Funktion dem Kaifer übertragen wurde. 

Sehr abnorm aber find dieſe Rechte bezüglich des 
Bundesrates: einmal infofern, als durch dieſe Ver— 
faſſungsvorſchriften der Bundesrat als eine erſte Kammer 
behandelt ift, ſodann insbeſondere darum, weil dem Kaiſer 
bier das höchſte Monarchenreht gegenüber dem grunbfäß- 
lihen NRepräfentanten der Monarchenrechte im Reichs— 
organismus übertragen ift; infofern fallen dieſe Vor— 
ſchriften ganz aus dem Rahmen der Reichsverfaſſung her- 
aus. Das Nähere bezüglich des Bundesrates in $. 6, des 
Reichstages in $. 8. 

E. Während in den angegebenen Richtungen dem Kaiſer 
unverkennbar eine Monardenftellung im Reiche gegeben 
wurde, find feine Befugniſſe hinſichtlich der Rechtsbildung 
im Reiche auffallend gering. Weder hat er das 
monarchiſche Verordnungsrecht, noch die Initia— 
tive und die Sanktion bei Geſetzen. Vielmehr 
bedarf ſeine Verordnungsgewalt immer eines geſetzlichen 
Titels,2® während fie beim Bundesrat grundſätzlich vor- 
handen ift; bei Gefegen ferner hat der Kaiſer lediglich 
das Recht, die vom Bundesrat beſchloſſenen Entwürfe in 
eigenem Namen zwar, aber nad Maßgabe der Beſchlüſſe 
des Bundesrates dem Reichstag zu überweifen (RB. 


95 Ein ſolcher findet fih 3. 8. | ae Bi or 
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Art. 16),2° ferner die durch Sanktion des Bundesrates 
perfeft gewordenen Gefege in der monarchiſchen Form aus- 
äufertigen und zu verfündigen (RB. Art. 17).9° 

Der Kaifer hat fomit fir die Rechtsbildung nur eine 
formelle Monardenitellung, während die materiellen Mo- 
narchenrechte hier in aller Stärke im Bundesrat konzentriert 
find. 

Näheres über diefe Fragen und Streitfragen ſ. $$. 15, 
17. 

F. Der Kaiſer als der Vertreter des madt- 
vollgeeinten Deutfhlands hat die völferredt- 
Tide Vertretung des Reiches gemäß RV. Art. 11 
und zwar 

a) die Ausübung des aktiven und paſſiven 
Gefandtjhaftsrehtes in völlig unumfchränkter Weife, 
Näheres $. 28; 

b) die fonfularifhe Vertretung des Reiches 
grundfägli, jedoch verfafjungsmäßig beſchränkt einerfeits 
durch Mitwirkung des Bundesrates, andererſeits zu Gunften 
der Einzelftaaten (RB. Art. 56), Näheres $. 24; 

c) das Recht über Krieg und Frieden, und 


” G. Meyer, Lehrb. 374:| meiften Schriftfteller an, ſ. La 
—S Barb han hie Sanet St. 
I, 51. „Thatfächli aber ehr 


jern, wenn ber Beihluß des 
meint Mejer, Eint. 297, 


ſundesrates in verfafjut 8 


„er Tann bie — weis 


wibriger Weife gefaßt 


ee 
Anteil 72 

2 Dah Dies eine Restapflict 
des Kaifers fei, nehmen bie 


1 | Raifer offen gelafien, jedes am 
Bundesrat und Reichstag neu- 
beſchloſſene Gefeg unwirkſam 
bleiben laſſen, indem ber 
König & 8 nad erfolgter 
bunbesrätlier Sanktion un« 
sußgefetigt und unverfündet 
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zwar bei Angriffen auf das Reichsgebiet un- 
eingefhräntt, font mit Zuftimmung bes 
Bundesrates; 

d) enblih den Abſchluß der Staatsverträge, 
für die Verordnungsfphäre uneingefchränkt, für die Sphäre 
der Gefeggebung in Zonftitutioneler Beſchränkung dur 
Bundesrat und Reichstag, ſ. über biefe große Streitfrage 
g. 18.28 

G. Der Kaifer hat die Überwagung der Aus— 
führung der Reichsgefetze RB. Art. 17 und gegen 
bunbeswibrig fi) verhaltende Bunbesgliever die Voll⸗ 
ftredung der vom Bundesrat beſchloſſenen 
Erelution (RB. Art. 19), ©. hierüber 88. 6, 17. 
In welder Weiſe jenes UÜberwachungsrecht auszuführen fei, 
ift durch die AB. nicht allgemein vorgeſchrieben; die Spe- 
sialvorfchriften bezüglich des Zollwefens und ber indirekten 
Steuern (RB. Art. 36, vb. ZollVV. v. 1833) finden Er- 
Härung ihrer merkwürdigen Schwerfälligleit und Kompli- 
ziertheit nur in der Schonung bes hiſtoriſch Geworbenen, 
eignen ſich aber als Überbleibfel einer überwundenen fchwie- 
rigen Epoche in feiner Weife zur Verallgemeinerung.? Es 
ift demnach der Kaifer in Anorbnung der ber Überwachung 
dienenden Mafregeln grundſätzlich frei, ſoweit nicht bie 
Tonftitutionellen Schranken für die Geſetzgebung ſich geltend 
maden; im übrigen wird, da die Abhilfe von „Mängeln, 


%# Saband I, 212 ſpricht ſtaatsrechtlichen Stellung des 
dem Kaifer auch ganz allgemein | Reichöfanzlers ergiebt, ift weiter- 
die —— Vertretung | bin zu unterfuden. 
des Reichstages zu. Die R®.| *% ©. hierher oben S. 138 f. 
fagt davon nichts. Ob ſich das und andererfeits Hänel StR. 
Zabandige Nefultat aus ber |I, 307. 
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welche bei der Ausführung der Reichsgeſetze“ oder der zu 
ihrer Ausführung erlafienen „allgemeinen Berwaltungs- 
vorſchriften“ und getroffenen „Einrichtungen“ „hervortreten”, 
duch die Verfafjung Art. 7 Abf. 3 grundfäglich dem Bunbes- 
rate überwiefen ift, von dieſem Geſichtspunkte aus ein ge- 
meinſames Handeln von Kaifer und Bundesrat zu forbern fein. 

H. Der Kaifer ernennt bie Mitglieder der 
Bundesratsausfhüffe für Landheer und 
Feftungen, fowie für die Marine (RB. Art. 8 
Abf. 2, vorbehaltlich der verfafjungsmäßigen Mitgliedſchaft 
von Bayern und Württemberg im erftgenannten Aus- 
ſchuſſe). 

J. Der Kaiſer übt die Schutzgewalt in den 
deutſchen Kolonieen aus (RG. v. 17. April 1886 
[RGBl. 75] 8. 1); ſ. dazu unten $. 22. 

K. Der Raifer bat das Begnadigungsredt für 
den Bereich der eigenen Yuftigverwaltung des Reiches, fo- 
wie in allen Disziplinarfagen von Reichebeamten.?° 

L. Weitaus das wichtigſte und unfer Kaifer- 
tum geradezu charakteriſierende Kaiſerrecht 
ift der kaiſerliche Dberbefehl über das Land- 
heer und die Flotte im Krieg wie im Frieben.?! 

Das „deutſche Heer“, von weldem die Ber- 
faffung®®? fpridt, ift ſtaatsrechtlich ein ein— 


"= Beamt.O.$. 18; SIRD. | Brodhaus, bat beutfäg dee 
die weiteren —* A888) bei. ©. T6f., Sl) 

N baden I der. Gänıı ein. 1, 48 
®ı Saband II, 497 fi. u. 92 Über Berfaffung und Rili- 
Araio f. öffent.'R. II, Si tärtonventionen, |. unten im 
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heitlihes Reichsheer, nidt eine Anzahl von 


Landesheeren?? Neben 


dem einheitlichen Reichsheer 


hat nur Bayern formell im ſtaatsrechtlichen Sinne ein 
felbftändiges Landesheer. J 

Daß das deutſche Heer Reichsheer ſei, ergiebt fi ein- 
mal ſchon aus dem prinzipiellen Geſichtspunkt, daß das 


Reich die ſouveräne Militärhoheit befigt. 


Wenn in der 


Verfaſſung, in Geſetzen und Konventionen von „Militär- 
hoheit“ ber Eingelftaaten die Rebe ift, fo ift dies nicht im 


Militärreßt; Hänel, Stud. I, 
171, SER. I, 490 fi; Brod- 
Haus 163 ff.; über bie vedt- 
lien Schwierigfeiten in den 
Mil.-Konventionen bef. 172 ff. 
v * * ne ‚I, au, 
er ald „ol rinzip ber 
Fintärperfaftung des Deutfchen 
Reiches" den Gap behauptet: 
„ed giebt fein Heer des Reiches, 
fondern nur KRontingente ber 
Eingelftaaten.“ „Die Einheit 
iſt bei der Marine Konfequenz, 
bei bem Heer Mobifitation bed 
Grunbprinzipa.“ au auch Sey⸗ 
del in Hirths Ann. 1375, 1396 ff.; 
Lhubigum 87 f. Der Auf. 
faffung des Textes haben ſich 
angeſchlofſen G. Meyer, Lehrb. 
Verwaltungs · K. II, 37 f.; 
9. Säulzel, 238 ff. 265 ff. u. 
Fan db au Er hr 1 — 
trefflihen, ol h in 
ten Monographie S.7 ff. 214 ff., 
gegen welde die Erörterungen 
von Laband, Ard. f. öff. R. 
III, 491 ff. gerigitet find. „ 
—S— jagt gaband, 
„gleichen einem Qermögen, das 
dem Einen gehört, über das 





aber der Andere die Derflgung 
it.“ Aus der Kompetenz de 
teiche zur Militärgefehgebung 
allein darf allerdings das „Reidjd« 
heer“ nicht gefolgert werben 
Brodhaus 14ff., 214); 
dennoch ift die Brodhaus- 
ſche Fequmentation nicht „ab» 
fur" (Raband II, 5559, 
fonbern richtig. Die Abhand- 
lung von Laband im Ardiv 
beidäftigt fi mit dem Punkt, 
der alle übrigen beftimmt und 
unbedingt behertfäht, unb dem⸗ 
gegenüber alle anderen Momente 
ganz geringwertig finb, mit ber 
unbebingten Gehorfamäpflicht 
kraft des Fahneneides gegenüber 
dem Raifer fo gut mie garnicht. 
Bon „unitariiden Wünfhen und 
Ideaien“ Tann nit bie Rebe 
fein. Gerne wird aber Laband 
zugegeben werben, daß bie Ber- 
feltung in biefer Materie „in 
bewunderungswürdiger Weife 
u gleicher Zeit den militärifchen 
edürfniffen und ben politifchen 
Beine jen Rechnung getragen 
at“. 
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Sinne von Souveränetät zu verftehen. Was oben $. 4 
in prinzipieller Debuktion über die Souveränetät im Reiche 
ausgeführt ift, gilt insbefondere auch vom Militärwefen. 
Nur Württemberg und Bayern haben Reſervatrechte, Bayern 
allerdings in fo weitem Umfange, daß für biefen Staat 
den Ausgangspunkt der rechtlichen Betrachtung gerade ver 
Gegenfag zum Prinzip des Reichsheeres bildet.““ 

Daß das deutſche Heer Reichsheer ei, ergiebt ſich aber 
insbefonbere aus ben Rechtsſätzen über den kaiſerlichen 
Überbefehl,5 über die Grundlagen ber Heeredorganifation,®° 
über den Militäretat.°” Don dieſen Rechtsſätzen find bie- 
jenigen über ven kaiſerlichen Oberbefehl und die Kontin- 
gentäherrlichleit hier zu betrachten. 


1. Der taiſerliche Oberbefebt. 

„Die gefamte Landmacht des Reiches wird 
ein einheitlides Heer bilden, weldes in Krieg 
und Frieden unter dem Befehle des Kaifers 
ſteht“ (RL. Art. 63 Abf. 1). Diefe Macht bildet „das 
deutſche Heer“,*s die Negimenter führen fortlaufende 
Nummern, haben gleihe Uniform, Bewaffnung und Grad- 
abzeichen.?® 
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4 Bol. Laband II, 502 ff., 
der zwar die „Reicsmilitär- 
hobeit“ Jugiebt, daS „Reicjäheer“ 
aber beitreitet. 

35 Dafı bie 8 Igematt des 
Kaiferd mit ber der 
unbedingten Geserfomsprigt 
das entideidende Moment: ift, 
führt au Ar: utreffend aus 
Brodhaus 3, 

6. — unten im Mi⸗ 
litarrecht. 


S. hierüber Brockhaus 


21 ff. 

Frag Saband II, 502 ift 
dies „nur eine Rollektivbegeich- 
nung, um bie Rontingente ber 
einzelnen Bunbesftanten zufam- 
menzufaffen“. 

” Ra ein; „einyeinen beftehen ber 


gina ni ummerierung und 
nigem einige Belonder- 
heiten. Bayern f. unten 


DI. 29. Sepver Taol. 
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Ebenfo fteht die $lotte unter dem ausfhließ- 
lien Dberbefehle des Kaiſers (RV. Art. 53).0 

Der Taiferliche Oberbefehl *! wird hinſichtlich der äußeren 
Form ganz in gleicher Weife ausgeübt wie das Verordnungs- 
tet: nur befteht ſtaatsrechtlich die Pflicht der Kontra- 
fignatur (RB. Art. 17, bezw. Stellvertretungsgefeg vom 
17. März 1878, das aber auf das Militärwefen nicht 
anwendbar ift) für ven Faiferlichen Oberbefehl nicht; zwar 
ift in der Verfafjung verfäumt worden, dies ausdrücklich 
zu Tonftatieren (Art. 17 der NV. fpricht ganz generell von 
den „Anorbnungen und Verfügungen des Kaiſers“), doch 
darf das Angegebene als unzweifelhafter Rechtsſatz behauptet 
werben: es war gewiß nicht die Abficht des Geſetzgebers, 
an dem früheren Rechtsprinzip, wie es im Allerh. Erl. vom 
18. Januar 1861 feftgeftellt war, in diefer Frage zu 
rütteln, dafür fpricht auch eine ununterbrodene Praris und 
die Natur der Sache:“? man müßte ja andernfalls zu ber 
abfurden Konfequenz gelangen, auch im Kriege für bie 
Maßnahmen des Laiferlichen Oberbefehls eine Kontrafignatur 
für notwendig zu erklären. 

Über die materielle Grenze zwiſchen Oberbefehl und 
Taiferlichem Taiferligem Verordnungerecht f. unten im Militärrecht.*° 

m gäner, StR. I, 480 ff. + Über die Stellung bes 

aband I, 528 f.; Thu. |preußifgen Kriegsminiſters f. 

vigag 98 ; Seyberisnont-; unten im Militärreht. Die Auß- 
Hänel © L ff. führung von G. Meyer, 

2 Übereinftimmend Seybel|erm-R. II, 40, Brod aus 
1397; Thubigum, Berf-R.|83 ff., 195 f., inet Si 
387 und bei v. Holgendorff,| 521ff, find m. fi) ri 
dahıb. D, 120; Zaband II, Tonftruierbar; Ye imme ich 

530 ff.; Heder in Stengels den Ausführungen von Yabanı 


Wörterb. 8 63; Brodhaus|im Archiv II, Ye zu. 
82, beſ. 86 f. 
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Die einzelnen auf den Oberbefehl bezüglicen Rechts- 
ſätze find: 

1. Fahneneid. RB. Art. 64 Abf. 1, Art. 58. 

Alle deutſchen Truppenteile find zum „um 
bedingten” Gehorfam gegen die Befehle des 
kaiſerlichen Oberbefehlshabers bezm. feiner 
Vertreter in der militärifhen Amterhierardie 
verpflichtet und haben dies bei ihrem Dienft- 
eintritt eibli zu geloben. „Es giebt feine 
Befehlsgewalt im deutſchen Heere als die des 
Kaifers, alle Befehlshaber im Heere find dem Kaiſer 
militäriſch fuborbiniert, jede Befehlehabung im Heere Tann 
nur ausgeübt werden kraft rechtlicher Ableitung aus dem 
Rechte des Kaiſers.“ (Hänel StR. I, 501.) Den Fahnen- 
eid leiften die preußiſchen und die in preußiſche Verwal- 
tung (f. unten ©. 205) übernommenen Truppen, ſowie die 
Mannſchaften der Marine dem Kaifer direkt; die übrigen 
Kontingente ſchwören zwar den Fahneneid ihrem Kontin- 
gentsherrn, aber mit ber Verpflichtung, „ven Befehlen des 
Kaiſers unbebingte Folge zu leiften” (f. unten ©. 201f.). 
Der Fahneneid der bayriſchen Truppen enthält diefe Ge- 
horſamsverpflichtung nur für den Kriegsfall (f. unten II). 

2. Der Kaiſer hat die Vorfchriften über bie Heeres- 
Disziplin zu erlaſſen (Mil. G. $. 8, für die Marine RB. 
Art. 53): die Disziplinarftrafordnung für das Heer er- 


+ Daraus ergiebt fi die wie folde erfolgte, ©. den Tert 
Inlorrektheit einer Publikation | der Disziplinarftrafordnungen 
diefer Borfchriften im preußi⸗ bei v. Walther VI, 59. 
Then Armeeverordnungsblatt, 

Born, Staatsrecht I. 2. Aufl. 13 
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ging unter dem 31. Dftober 1872, für die Marine vom 
23. Nov. 1872. 

3. Ernennung der Dffiziere (RB.Art. 64. Abſ. 2). 

8) Der Kaiſer ernennt, verfeßt, penfioniert, entläßt alle 
preußifchen fowie die Offiziere der in preußiſche Verwaltung 
übernommenen Kontingente. Außerdem b) die Höchſtkom⸗ 
mandierenden aller Kontingente, den des fähftfchen „auf 
Grund der Vorſchläge“ des Königs von Sachſen, c) die 
Feſtungskommandanten der fämtliden Reichsfeſtungen, 
4) alle Offiziere, melde eine Befehlshaberftellung über 
mehrere Kontingente innehaben. e) Außerdem dürfen Gene- 
tale und Offiziere, welche ein Generaldamt vertreten, nur 
mit Genehmigung des Kaiferd ernannt werden (NB. Art. 64 
Abſ. 2). A) Für die Befegung von Dffiziersftellen „im 
Reichsdienſt“, d. i. in den vom Kaifer direlt zu beſetzenden 
Stellen,5 „fei es im preußiſchen Heere oder in anderen 
Kontingenten“ „mit oder ohne Beförderung” kann der Kaifer 
frei „aus ben Offizieren aller Kontingente (ausgenommen 
das bayriſche) des Reichsheeres“ mählen (RB. Art. 64 
Abſ. 3). 

Eine Modifikation biefer Säge befteht nur für Württem- 
berg: der König von Württemberg darf den Kommandeur 
des württembergiſchen Armeeforps nur mit Zuftimmung 
des Kaifers, alle übrigen Offiziere frei ernennen (Mil.- 
Konv. Art. 5).“ 


45 Brodhaus 91 richtig. malie‘, die thatſächlich gegen- 
 Bot.aud Brodhaus 90ff. |ftandslos ift. Über den Inhalt 
4 Siehe auh Württemb. | der mirttembergifchen und jähfte 
MiL-Konv. Art. 7. Vol über- | {hen Mil.-Ronv. |. aud Brod- 
haupt Zaband II, 558 über bie | haus 185 ff. 
im Tert sub f bezeichnete „Ano- 
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4. Inſpektionsrecht. 

„Der Kaifer hat die Pfliht und das Recht, dafür 
Sorge zu tragen, daß innerhalb des beutfchen Heeres alle 
Truppenteile vollzählig und kriegstüchtig vorhanden find, 
und daß Einheit in der Organifation und Formation, in 
Bewaffnung und Kommando, in der Ausbildung der Mann- 
ſchaften, fowie in der Qualififation der Offiziere hergeftellt 
und erhalten wird. Zu diefem Behufe ift der Kaifer be- 
rechtigt, fich jeberzeit durch Inſpektionen von der Verfaffung 
der einzelnen Kontingente zu überzeugen und die Abftellung 
der dabei vorgefundenen Mängel anzuorbnen.“ (RB. Art. 63 
Abſ. 3.)*° 

Der Raifer Tann die Infpektion perfönlih oder durch 
Stellvertreter vornehmen. Dem König von Württemberg 
fol die Perfon eines etwaigen Stellvertreters vorher „be⸗ 
zeichnet” werben. Zeit, Ort, Art der Inſpektion anzu— 
ordnen, ift dem Kaiſer vollftändig frei überlafien. Vor— 
gefundene Mängel kann der Kaifer direkt zur Abftellung 
anordnen, nur in Sachſen und Württemberg geſchieht dies 
formell durd den Landesheren auf Grund der materiellen 
Anoronungen, der „Mitteilungen“, des Kaiſers (Sächſ. 
Mi.-Konv. Art. 4 Abf. 2, Württemb. Mil.-Konv. Art. 9 
Abf. 2). 

5. Präfenzftand, Formation, Dislofation. 

„Der Kaifer beftimmt den Präfenzitand, die Glieverung 
und Einteilung der Kontingente des Reichsheeres, ſowie die 
Drganifation der Landwehr und hat das Recht, innerhalb 





4 Laband II, 583; Brod- 
aus 36 ff. („vollzähfig"), 50 ff. 
„Ariegstüchtig"), Söfl. („Eins 


eit“), 79ff.(„Infpektionsredt*); 
9, Meyer in Hirth8 Ann. 1880, 
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de3 Bundesgebietes die Garnifonen zu beftimmen" (RL. 
Art. 63 Abf. 4). 

Über Präfenzftand und Formation enthalten das Mili- 
tärgefeg vom 2. Mai 1874, die Militärgefehnovellen vom 
6. Mai 1880, 11. März 1887, 15. Juli 1890, 3. Aug. 
1898 die grundlegenden Normen. Inſoweit ift demnach 
der Taiferliche Oberbefehl jegt nur mehr im Rahmen bes 
Geſetzes frei; Beſtimmungen des letzteren können felbftver- 
ſtändlich nur auf dem Wege des Geſetzes abgeändert werben. 
Vgl. hierüber unten im Militärrecht. 

Die „Dislofation” dagegen ift nad der Verfaſſung 
Sache des kaiſerlichen Oberbefehls ohne gefeglide Ein- 
ſchränkung. Doch hat der Kaifer fi in dieſer Beziehung 
duch die Konventionen (über deren rechtliche Bebeutung 
f. 8. II $. 34) folgendermaßen gebunden: 5° 

a) in Friebenzzeiten dürfen nur im eigenen Sande dis⸗ 
lociert werden die Landesfinder der Königreihe Sachſen 
und Württemberg, der Großherzogtümer Baden, Hefien, 
Sadjfjen-Weimar, Dlvenburg, der Herzog- bezw. Fürften- 
tümer Sachſen⸗ Coburg⸗ Gotha, Sachfen-Meiningen, Sachſen- 
Altenburg, Reuß ält. u. jüng. Linie, Anhalt, Schwarzburg- 
Rubolftebt. Für die Königreihe Sachſen und Württem- 
berg beſtimmt überbies der Landesherr die Gamifon. Die 
fieben thüringiſchen Staaten bilben für die Dislofation eine 
Einheit; 

b) fremde Zandesfinder bürfen, wenn nicht beſondere 

* ee het Muſtelung 
von Thu dichum bei v. Hol⸗ 


endeit , 1021; Zaband 
‚ 5Af; Brodhaus 67f. 


über das verfaflungsmäßige 
Bringip, 197 ff. über Sadjfen 
und Württemberg, 203, 207 ff. 
über bie übrigen Ginzelftanten. 
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Interefien dies fordern, in Friedenszeiten nit dislociert 
werben in den Königreihen Sachſen und Württemberg, den 
Großherzogtümern Baden, Heflen, Oldenburg. Ausge- 
nommen find jedoch wieder und das kaiſerliche Dislofationz- 
recht demnach frei für die Feftungen Mainz und Raftatt; 
Dislocierung württembergiſcher Truppen in diefe Feftungen 
bevarf jedoch der Zuftimmung des Königs ;°! für Ulm gilt 
eine Spezialfonvention.5? 

e) ein Verſprechen preußifcher Garniſonen enthalten bie 
Konventionen für Hamburg, Bremen, Lübeck, Schaumburg- 
Kippe, Lippe-Detmold, Waldeck, Schmwarzburg-Sonders- 
haufen. 

6. Mobilmadgung.d® 

Der Kaifer Hat das Net, „die kriegsbereite Aufftellung 
eines jeden Teiles des Reichsheeres anzuordnen” (RD. 
Art. 63 Abſ. 4 am Ende) und zu diefem Zwecke die Re— 
ſerven und die Landwehr einzuberufen. Hierfür ift bereits 
in Frievengzeiten ein genauer, geheim gehaltener Plan 
behufs fchleunigfter Durhführung der kaiſerlichen Anord- 
nungen auözuarbeiten. 

7. Der Kaifer hat das Recht, innerhalb des Reichs— 
gebietes Feftungen anzulegen; Bundesrat und Reichstag 
haben hierbei nur eine befchließende Mitwirkung nad der 
finanziellen Seite (NB. Art. 65). In Bayern bedarf es 
hierfür der eingelftaatlihen Zuftimmung, in Württem- 
berg des „Vernehmens“ des Königs.’* 

Bel. Württ. Milit.-Konv.| 9 Brodhaus 75 f. 
Art. 6, 14. % Zabanb II, 569 ff.; Hä- 


inter 8% Brod-inet I 51; Brodhaus 68 ff, 
Haus 210 ff. 147, 194. 
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8. Belagerungszuftand.dd 

„Der Kaifer Tann, wenn die öffentlihe Sicherheit in 
dem Bunbesgebiete bebroht ift, einen jeden Teil desſelben 
in Kriegäzuftand erflären" (RB. Art. 68). Eine Be— 
drohung ber öffentlichen Sicherheit kann ſowohl in Kriegs- 
als in Friedengzeiten vorhanden fein; der verhängte Be 
Ingerungszuftand kann ſowohl das ganze Reichsgebiet ala 
einzelne Beftanpteile besfelben ergreifen. Die Verhängung 
des Belagerungszuftandes ift Ausflug des faiferlichen Ober- 
befehles:°% daraus ergiebt fih, daß den Einzelftaaten jede 
Kompetenz in dieſer Hinſicht entzogen ift.5” Ausgenommen 
ift jedoch bis zum Erlaß des vorbehaltenen Geſetzes Bayern. 

Der Belagerungszuftand ſchafft materiell eine vollftänbige 
Militärdiktatur: die Reichsverfaſſung verſpricht in Art. 68 
für Regelung ver „Vorausſetzungen, der Form der Ver— 
kündigung und der Wirkungen“ ein Reichsgeſetz, welches bis 
jest nicht erlafien wurde; bis zum Erlaß desſelben ift 


5 Bol. zum. folgenden bie|preuß. Staatäminifteriums, for 
ae törterung von Laband | wie der Militärbefel ehaber zur 
; 6. Meyer, Verm.-R. | Verhängung des Belagerungs- 
L eh Brodhaus 70 ff.; yuftanbee befeitii Seen de die 
del in Stengel Mörterb, | Befugniffe ber 4 18, 16 
f-; Hänel StR. 1,492ff.; |preuß. Gefeges  beitel Ban 
— Verw.⸗R. 290 fi. Unrichtig v. Rönne 841, rid- 
 Danad Tonnte Sontrai mar |tig in bejem Puntt ©, Meyer, 
tur rechtlich nic I ae ert| Berm.-R. I, 1831; Lönin 
werden. Hänel 30 Verw. R. 293; —— 
forbert eine ſoiche ae die For-|257; Hänell, 434°, 
men unb Borausfegungen, nit gen —J— ©. — 
aber für die Mmiktärfehen An- | Berm.R. I, 184 über bie Be- 
orbnungen, Brodhaus 72 un- fugmis der Landesherren, den 
er für bie „Erflärung“. jelagerungszuftand zu ver» 
aband II, 587, 542. |hängen; f. befonders Zabanb 
A. A die hier N. 1 citierten Ia. a. D. und Hänel 440", 
Schriftſteller. Insbeſondere iſt Brodhaus 72 fi. 
aud) bas felbftänbige Recht bed 
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das preuß. Gef. v. 4. Juni 18515° durch RV. Art. 68 
als maßgebend erflärt. Nach letzterem giebt e8 nur zwei 
Vorausfegungen für Verhängung des Belagerungszuftandes: 
1. Bedrohung oder Beſetzung eines Landesteiles durch den 
Feind; 2. innerer Aufruhr. Diefe Beftimmung ift erflufiv 
und ftreng zu interpretieren. Hinfichtlih der Form 
ſchreibt das preuß. Geſetz vor, daß bie Anordnung „zur all- 
gemeinen Kenntnis” gebracht werben muß: jedenfalls ift 
alfo Publikation im Reichögefegblatt erforderlich; außerdem 
fol die Ordre im jeder einzelnen Gemeinde des Bezirks 
unter Trommelfchlag oder Trompetenfchall verlefen, ferner 
ben Gemeinvebehörben befonderd mitgeteilt und in den 
Zeitungen fowie durch öffentlichen Anſchlag verkündet werben. 
Hinfitli der Wirkungen endlich beftimmt das Gefeg: die 
vollgiehende Gewalt geht in vollem Umfange auf die Mili- 
tärbefehlahaber über, denen die Civilbehörden unbebingten 
Gehorfam zu leiſten haben; für die Militärperfonen gilt 
das Kriegsrecht, für Civilperfonen ebenfalls teilmeife außer- 
gewöhnliche Beftimmungen über Strafverfahren (Kriegs- 
gerichte) und Strafrecht; °° außerdem können überdies noch 
beftimmte bürgerliche Rechte vom Militärbefehlshaber fus- 
pendiert werben.*! 

Dem Kaifer unmittelbar zur Seite fteht für die Funk- 


Tert beiv. Walther I, 4ff. u DU. Art. 5-7, 
5 &aband II, 538%; Hänel|27—80, 36. Ein — reß⸗ 
SR. I, 4344; Sroghaus 72; | Gef. v. 7. Mai 1874 (ROBL. 65) 
0. 4. G. Meyer, Verm-R. I, $; 15-17, 301. &. Hänel 
1844, ER. I, 437 ff. über bie analoge 
6. Laband II, .540 ff.;| Anwendung der preußifchen Bor- 
Hänel StR. I, 436 f. EinfO. | Schriften in den anderen Einzel- 
vom 31. Mai 1870 $. 4 zum | ftanten. 
StGB. (RG. 1%). 
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tionen des Oberbefehls — nicht für die Militärvermaltung, 
welde dem Kriegsminifterium (f. unten S. 205) obliegt, — 
der große Generalftab der Armee, der alle einfchlägi- 
gen militärifchen Angelegenheiten von Wichtigkeit für Krieg 
und Frieden vorzubereiten und zu bearbeiten hat.°? 


I. Die Kontingentöherrlichteit. 

Das Korrelat zum Zaiferlichen Oberbefehl bildet die 
Kontingentsherrlichkeites der Einzelſtaaten bezw. 
der Landesherren; deswegen muß die Betrachtung der Ieh- 
teren notwendig an bie des erfteren angefnüpft werben. 
Die militärifden Rechte, melde im monarchiſchen Einheits- 
ftaat in der Perfon des Monarchen konzentriert find, find 
im deutſchen Bundesſtaat nach den beiden oben bezeichneten 
Richtungen geteilt, jedoch fo, daß der Schwerpunkt im 
kaiſerlichen Oberbefehl liegt.““ Die Hiftorifche Genefis des 
Reichsheeres aus Landeskontingenten wirft jedod im gelten- 
den Rechte noch nad, indem den Einzelftaaten mehrere 
Rechte als „Andenken an ihre ehemalige Souveränetät” 
in Militärfachen belafjen murden.*® 


e2 2aband II, 601. 

8 Über ben Begriff „Kon- 
tingent“ in ber MB. fiehe 
Brodbaus 10 ff. Diefer 
Schriftfteller unterfcheidet 
fen Ianbesperztichen und fon 
tin entferrlihen echten (©. 
95%) bie Unterfeidung ift zu« 
treffend, aber unwichtig. 

** Darauf allein Tann es an- 
Iommen, und demgemäß Tann 
den Ausführungen Labands 
m. €. unmöglid zugeftimmt 
werden. Das „militäriiche Ge- 


pi ©. 509, 


maltverhältnis“ iſt der entſchei⸗ 
bende Punkt, von bem aus auch 
Hänel StR. I, 472 ff. zu unfe- 
tem Refultate gelangt, f. bei. 

. , 528 ® ebenfo ſehr 
richtig Brodhaus 87 ff., wie 
früher bereit G. Meyer in 
den angef. Erörterungen. 

68 Zaband II, 552 ff. bemüht 
fi, einen allgemeinen jurifti- 
chen Begriff der „Rontingents- 
herrlichleit“ im Unterfcied vom 
„Oberbefehl“ gu firieren; das 
Weſen der erfteren beftehe in 
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Das Reich befteht aus 25 Staaten und einem Unter- 
thanenland: das Reichsheer müßte demnad 26 „Kontin- 
gente“ zählen. Dies ift jedoch nit der Fall, vielmehr 
haben 7 Staaten vollftändig auf die Selbftändigfeit ihrer 
Kontingente verzichtet und find militärifh in Preußen in- 
Torporiert, nämlich Schmwarzburg - Sonderähaufen, Waldeck, 
Schaumburg-Lippe, Lippe Detmold, Hamburg, Bremen, 
Lübeck. Da ferner 7 thüringiſche Staaten fih zu einer 
militärifden Einheit verbunden haben, fo eriftieren noch 
13 eigentliche „Kontingente” als die falktiſche Baſis des 
Reichsheeres. Die in der Kontingentsherrlichkeit enthaltenen 
Einzelrechte find: 

1. Die Wehrpflicht, melde materiell verfafjungsmäßige 


201 


der militärifhen Dienftherrlid- 
Teit. Im einfachen monardi- 
fen Staat coincibieren Ober- 
befehl unb Dienftherrlichteit, 


drei Gruppen: 1. Rontingent3- 
berrlichleit; 2. territoriale Mili« 
tarhoheitsrechte; 3. Militär- 
—3 — gegen bie Staats 


bier befteht alfo für jene La- 
bandfde Unterfdeidung fein 
Bedürfnis; im Deutfchen Reiche 
aber wird es nad) dem pofitiven 
Rechte nicht gelingen, die disjecta 
membra ber den Einzelftaaten 
verbliebenen Rechte unter einen 
einheitlichen juriftifhen Begriff 
zu fubfumieren: das Dienft- 
— befteht im Reiche über- 
dies traft bes Sahneneibes 
gegenüber Saifer um, Reid 
(uch den Ausführungen La- 
bands in ber 2. Aufl., fomie 
im Archiv III gegen Brod- 
Hau gegenüber vermag ich 
meine frühere Auffaffung nicht 
u ändern. Jetzt teilt Laband 
ie landesherrlichen Rechte in 





rigen. in wiſſenſchaft - 
Bebürfnis für dieſe Unter- 


ſcheidung dürfte nicht beſtehen; 
es dürfte genügen, dem Reichd- 
recht des Taiferligen Oberbefehles 
das Landesrecht ber einzelftaat- 
lichen Rechte ala „Konting ide 
berrlichteit“ —7— zu 
Brodhaus —— 
fehr sihtig das — des Railers 
als die plenitudo der potestas 
ordinaria et immediata und ers 
Härt dann die Rontingentäherr- 
Tipfeit mit dem Krgenzegttigen 
Patronat, melder Crllärung 
Hänel beiftimmt. Großen Bert 
vermag id biefer Erklärung 
Bus irchenrechtliche Analogieen 
nicht beizumefien. 
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Pflicht jedes Deutſchen gegenüber dem Reiche ift, wird 
formell als konkretes Dienftverhältnis gegenüber dem Landes⸗ 
herrn begründet, inbem Ießterem der Fahneneid geleiftet 
wird; da ber Fahneneid aber die unbebingte Gehorfams- 
verpflichtung gegenüber den Befehlen des Kaiſers enthält,°? 
do diefem ferner das Dislokationsrecht verfaſſungsmäßig 
zulommt, ba ferner prinzipiell jeder Deutſche an jedem 
Orte des Reichögebietes feiner Militärpflicht genügen und 


RB, Art. 59, dazu Hänel 
StR. 1,508; ©. Meyer in 

irt58_ Ann. 1880, 348 ff, 

erw. I. 74 f.; Brodbaus 
112f.; dagegen Saband Ar. 
u, 5i7 


dı Dem Fahneneid kann aus 
diefem Grunde nicht die hohe 
fantgreättice Bedeutung für 

n Einzelſtaat beigemeflen wer⸗ 
ben, bie ifm Zaband II, 557, 
564 ff., 567 giebt. — 
Laband II, 557°, 567°, über 
die Formel. „Beherrfcht“ mer- 
ben die Kontingente vom Kaifer 
und nit „von dem Landes- 
bern, dem Träger der Staatö- 
jewalt*, wie Laband II, 555 
jagt; eine „Rommandogemalt” 
der "Sanbeöherren, „beihränkt“ 
durch ben Zaiferlichen Oberbefehl, 
bem unbebingter Gehorfam zu 
feiften ift, ift feine_Kommando- 
geral; > ui Düne StR. 
‚4, it iſt dem 
Fahneneide Landesherren 
der Inhalt geraubt worden, den 
ihm die Beziehung auf eine fpe- 
zifiſche Verpflihtung gab. Er ift 
zurüdgebrängt auf eine allge 
meine Treueverfiherung an den 
Landesherrn, welde bie Unbe⸗ 








dingtheit de3 militärifhen Ge⸗ 
jorjamd nicht Te Mit 
echt fagt Brodhans 88: 
„Das Suborbinationäverhältnis, 
in weldem die Rontingente vor⸗ 
mais zu ihren Landesherren 
fanden, ift aufgehoben und durch 
ein _Suborbinationsverhältniß 
aum Raifer erfeht; benn e8 ift 
unmöglig, zu militärifchem, d. i. 
unbebingtem Gehorfam gegen 
zwei verfchiebene Perfonen, Kaiſer 
und Rontingentäheren, verpflidhe 
tet zu fein.“ Über das „Recht 
auf Treue beö_ Kontingents* 
Brodhaus 109,5 eine „Rantd- 
bürgerliche Werpflichtung“, bie 
Brodhaus aus dem Wortlaut 
des Fahneneides herauskonſtruiert 
(fer zißtig hierüber Laband 
im Ardjiv III, 522), widerſpricht 
dem Begriff und Wortlaut bed 
Fahneneides: Der Landesherr 
bat ledigtig das Ehren- 
recht, den Fahneneid für 
ben Raifer entgegenguneh- 
men; die bem Lanbesherrn 
befhmworene „Treue“ ift für 
den Soldaten identiſch mit 
dem dem Raifer gefhmwore- 
nen „Gehorfam*. 
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in das Heer eintreten kann („militäriſche Freizügigkeit”, ſ. 
hierüber unten im Militärrecht), fo befteht das Dienftver- 
hältnis materiell unzweifelhaft gegenüber dem Kaifer 
und dem Rei.*? 

2. Die Kontingentsherren haben das Recht auf be- 
ſondere Ehrenbezeugungen und Ehrenwachen, die Kontin- 
gente haben Kokarde und Hoheitszeichen ihres Staates zu 
tragen (RB. Art. 63 Abſ. 2, 66). 

3. Die Kontingentsherren haben nah NB. Art. 63 
Abf. 5 das Recht, militärifche Anordnungen formell jelb- 
ftändig zu publizieren; „behufs Erhaltung der unentbehr- 
lien Einheit in der Abminiftration, Verpflegung, Bewaff- 
nung und Ausrüftung” müfjen jedoch die für die preußifche 
Armee ergehenden Anordnungen von den Kontingentöherren 
für ihre Kontingente in Kraft gefegt werden, nachdem 
ihnen die betreffenden Anorbnungen durch den Bundesrats- 
ausſchuß für das Landheer und die Feftungen „zur Nach- 
achtung“ mitgeteilt worden find.”° Spezielle Anerkennung 
hat diefes lediglich formelle Recht noch in den Militär 
Tonventionen mit Württemberg (Art. 12, 15) und Sachſen 
(Art. 2) gefunden. 

4. Die Kontingentsherren haben das Recht, Offiziere & 
la suite ohne Bezahlung aus der Reichskaſſe zu ernennen, 
Adjutanten für fi und die Prinzen ihres Haufes aus den 
Dffizieren des Kontingentes zu wählen; ferner nad ber 


es G. Meyer, Ann. 1880,| 9 Bol. Hierzu Laband IL, 
344; Schulze I, 266; Brod-| 562 f., 506: Brodhaus 108 f. 
Haus 113; a. 9. mit großer) 7° &. BHierüber Brodhaus 
Schärfe Saband I, 565 u. im|56 fi.; Hänel, Stu. I, &f.; 
Arhiv II, 519; Heder in|andrerfeits Laband im Archiv 
Stengels Wörterb. I, 375. UI, 508 f. 
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Verfoffung au das Recht, die Offiziere des Kontingentes 
zu ernennen (RB. Art. 66), doc haben auf biefes Recht 
alle Einzelftanten mit Ausnahme von Sachſen und Württem- 
berg zu Gunften Preußens verzichtet; aber auch für diefe 
Staaten erleidet das Ernennungsrecht Einſchränkungen (ſ. 
oben ©. 194)."! Jedenfalls erhalten die Landesherren „außer 
den regelmäßigen Rapporten und Meldungen über vor- 
Iommende Deränderungen, behufs der nötigen lanbes- 
herrlichen Publikation, rechtzeitige Mitteilung von den 
die betreffenden Truppenteile berührenden Avancements und 
Ernennungen“ (RB. Art. 66 Abf. 1)."? 

5. Die Landesherren haben das Recht, zu polizei- 
lien Sweden „ihre eigenen Truppen zu verwenden”, 
aber auch „alle anderen Truppenteile bes Reichheeres, 
welche in ihren Länbergebieten dislociert find, zu requirieren“ 
(RB. Art, 66 Abf. 3).78 

6. Die Landesherren find „Chefs“ d. i. Ehrenober- 
häupter ohne militärifches Kommando der in ihren Gebieten 
dislocierten Truppenteile,* Haben das Recht, zu infpizieren 


"1 Die Heffifhen und merlen- 
burgifchen Offiziere erhalten zwei 
Patente, eines vom König von 
Preußen und ein zweites von 
ihrem Großherzog. Bgl. über 
das landesherrliche Ernennungs- 
teht Hänel StR. I, o 
Brodhaus 170 ff. 

7 Brodhaus 104 ff., 122 ff. 

?8 Laband IL, 563, im Archiv 
R. II, 515 
StR. I, 505 f.; Brodhaus 
106 ff., befonder8 aud) über bie 
rechtliche Ipentität der Worte 





f.; Hänel 


„berwenden“ und „requirieren“, 
Dagegen allerdings Laband a. 
a 


1 Hünel StR. 1, 505 u. bef. 
die Analyfe diefer Stellung bei 
Brodhaus If. Mit Redt 
führt Brodhaus aus, bak 
eine wirlie Rommanboftellung 
im Seere ber grunbfägli—en 
Stellung der Landeöherren im 
Organismus bed Reiches burd- 
aus mwiberfprehen mwürbe; f. ba- 
zu allerdings auch Laband im 
Arhiv IN, 5l4f. 
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(RB. Art. 66 Abf. 1), die Disziplinargewalt wie ein 
Tommandierender General?° auszuüben, andrerſeits die 
Pflicht, über alle Dffiziere vom Stabsoffizier aufwärts dem 
Kaiſer fortlaufende Dualififationsberichte einzufenden. 

7. Die Kontingentöherren haben das Recht jelbftändiger 
Militärverwaltung und Gerichtsherrlichleit über ihre Kon- 
tingente: dieſes Recht ift jedoch thatſächlich dahin reduziert, 
daß nur Bayern, Württemberg und Sadfen 
neben Preußen eine eigene Militärverwaltung 
führen, alle übrigen Kontingente find in 
preußiſche Verwaltung übernommen.’s 

Die preußiſche Militärvermaltung ift fomit nad ihrem 
Rechtsgrund: 1. jus proprium für bie preußifchen 
Truppen, 2. jus delegatum — ein Stüd ber dem 
Kaiſer zur Ausübung übertragenen Staatsgewalt — für 
Elfaß-Lothringen, 3. jus cessum für die übrigen 
deutſchen Einzelftanten,” ausgenommen Bayern, Württem- 
berg und Sachſen; jene Einzelitanten aber gruppieren fi 


7 Das Verhältnis zwiſchen 
Landes herrn und kommandieren · 
dem General Tann leicht zu 
Kolliſionen führen: beide haben | I: 
——— beibe ein Ber 

gungere⸗ er bie Truppen, 

die Kommanbeuse der Armees 
korps find Kommandeure des 
betr. Territorialbezirkes „unbe- 
abet ber Souneränetätßreäte 
er. eingelnen 


——— nis iſt in hohem 
Grade unklar und Konfſlikte ge 
rabezu provozierend. Vgl. Hänel 


Bunbesftanten“ uf 
3 59. Das ganze 


SR. I, 508 f.; Brodhaus 
100; über ba8 Ianbeßherrlie 
Jufpeftionäredt 108 f.; wie frei» 
eine Infpizierung ohne „Be 
fe I" möglich fein ſoll, bleibt 
dunfel, }. au Laband im 
Ardiv II, 514, 
16 Saband IL, 560 f., Archiv 
IN, 525; Brodhaus 1% fi, 
zig, St ;Meyer, Berm-R. 


’' Diefe zutreffende Unter» 
feebung deen ge aistitels macht 
aband 
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wieder in folde, welche die Sonberfontingente aufrecht er- 
halten, und in folde, melde hierauf ganz verzichtet haben. 

Aus dem Angegebenen folgt, daß nit die KRontin- 
gentsherrlichfeit, fondernder faiferlide Ober— 
befehl den Ausgangspunkt für die prinzipielle 
Ronftruftion des Militärrehtes zu bilden hat; 
in legterem find alle wichtigen materiellen 
Rechte Tonzentriert, erftere bildet nur das 
Medium für das Rechtsverhältnis zum Reide 
und befteht in der Hauptfahe nur aus wenig 
bedeutenden Ehrenrehten. Die Kontingentäherrlich- 
keit ift aber in ihrer Bebeutung noch weiter reduziert durch 
folgende drei Beftimmungen: 1. daß der Landesherr die 
aus ber Kontingentsherrlichkeit fließenden Rechte auch den⸗ 
jenigen in feinem Gebiet dislocierten Truppen gegenüber 
bat, melde garnicht feine Landeskinder find; 2. daf jene 
Rechte auch denjenigen Staaten bezw. Landesherren zu- 
Iommen, melde garleine felbjtändigen Kontingente mehr 
befigen, fondern militärifh ganz in Preußen inforporiert 
find; 3. daß jeder Deutfche in jedem Einzelſtaat feiner 
geſetzlichen Wehrpfliht genügen Tann.” Dazu kommt 
noch, daß für die große Mehrzahl der Einzelftanten das 
„Kontingent“ völlig abforbiert wird durch die militäriſche 


18 Daß hierüber zwiſchen den |Truten von ben Einzelftanten ng 
Eingelftaaten eine Aereönung rata zu ftellen find (RB. Art. 60). 
erfolgt, was Saband II, 566, Daß jener Abrehnungdmobus 
Ardiv IM, 521 ald Argument |tein Prinzip repräfentiert, bes 
dafür anführt, daß doch jeder weiſt am Marten der Umftand, 
Deuiſche eigentlich feinem Staat | daß grifden Preußen und feinen 
die Dienftpflight Teifte, ift nicht8|22 Anneren von Cinzelftanten 
meiter als eine notwendige Kon- keine folge Abrehnung ftatt- 
fequenz des Satzes, daß die Re- | findet. 
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Formation: nur Württemberg, Sachſen, Baden haben ab- 
geſchloſſene Armeekorps, Hefien eine abgeſchloſſene Divifion, 
Medlenburg, Oldenburg, Braunſchweig Brigaden.’? 


III. Die militäriſche Sonderſtellung Bayernd.® 

Prinzipiell hat Bayern die Militärhoheit ebenfogut ver» 
Ioren wie Preußen und die übrigen Einzelftanten: die Aus- 
nahmeftellung, welche die Verfaffung in militärifger Hinſicht 
für Bayern ftatuiert, geht jedoch fo weit, daß Bayern neben 
dem Reichsheer fein vollfommen ſelbſtändiges Sonberheer 
behalten hat. 

1. Was die Grundlagen der Drganifation betrifft, fo 
gelten der Grundfaß der allgemeinen Wehrpflicht, ſowie die 
verfafjungsmäßigen Grundſätze von der fpeziellen Dienft- 
pfliht genau ebenfo für Bayern wie für das übrige Reich. 
Das bayrifche Heer wird in die gefegliche Friedenspräfenz- 
ſtärke eingerechnet; die Biffer der alljährlich zu ftellenden 
Erfagmannihaften wird materiell vom Kaifer, formell vom 
König von Bayern firiert;*! das bayrifche Heer ift im 
übrigen ein vollfommen abgefchlofjenes Kontingent, jedoch 
der Gefehgebung des Reiches in Militärfahen prinzipiell 
untermorfen (Verf. Vertr. III $. 5 Ziff. IT Abſ. 1). 

2. Das bayrifche Heer fteht im Frieden unter dem 
ausſchließlichen Oberbefehl des Königs von Bayern, im 


1% Zaband II, 505; Brod-| 112 ff., 236, 244, SR. I, 487 ff.; 
Haus 198 f. Brodhaus 130 f —* au 
80 Zerfailler Vertrag III $. 5 Be untl. xıv, xVI, 
vb. mit den Sötuhsef. zu 
Abſchn. XI und XII der Reichs⸗ u —8 105; Brock⸗ 
verfafjung. Laband II, 504 f., haus I: 
586 f.; Hänel, Stud. I, 107 ff., 
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Kriege dagegen unter dem Oberbefehl des Kaiſers. Mit 
dem Beginn der Mobilmachung beginnt der kaiſerliche Ober⸗ 
befehl; die Mobilmahungsordre wird formell durch den 
König gegeben, derfelbe ift jedoch verpflichtet, dieſe Ordre 
zu erlaflen, wenn diefelbe vom Kaifer für das Reichsheer 
erlaſſen ift: „auf Veranlaſſung“ des Kaiſers, und iſt nicht 
berechtigt, fie von fih aus zu erlafjen®? (Verf. Vertr. II 
$. 5 Ziff. DI Abſatz 5). Im Kriege nehmen fodann 
die bayrifchen Truppen die gleiche rechtliche Stellung ein 
wie alle übrigen Truppenteile. Die Verpflihtung zum 
Gehorfam gegen den Kaiſer im Kriege ift im bayriſchen 
Fahneneid enthalten (Verf. Vertr. IT $. 5 3. IV). 

3. Im Frieden werben alle bayrifhen Offiziere, auch 
die Höhftlommandierenden, vom König ernannt,°* die Dis- 
Iofation erfolgt nur durch letzteren, das Verordnungsrecht 
fteht gleichfalls dem König zu, bezw. ift demſelben durch 
. Spegialbeftimmungen der Reichsgeſetzgebung mehrfach über- 
tragen. Der König von Bayern ift jedod verpflichtet, in 
Bezug auf Drganifation, Formation, Ausbildung, Gebühren, 
Mobilmachung die nämlihen Vorſchriften zu erlaſſen, welche 
für das Reichsheer gelten (Verſ. Vertr. ITS. 5 3. II 
zweiter Sag: „wird Bayern volle Übereinftimmung her- 
ftellen“); der Kaiſer hat über die angegebenen Punkte 


8 Seybel 1397; Laband 
II, 586 f.; Brodhaus 145 ff. 


8: Der von Laband, Ardiv 
1, 528 Hart belämpfte Sag: 
„Rüden alfo die bayeriſchen 
Truppen aus Bayern aus, fo 
bleibt für den König faft gar 


tein Recht mehr übrig,“ ift voll 
* —— für die 

Feftung Nein. Richt richtig 

Doc, Sat. I, 60 endiig 
or re 

ber Ernennung der Komma. 

Deuse neuer bangeifcper Feftungen. 
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ſowie über Vollzähligfeit und Kriegstüchtigfeit des bayrifchen 
Heeres das Inſpektionsrecht, jedoch muß jede einzelne In- 
ſpeltion vom Kaifer im Einvernehmen mit dem König von 
Bayern angeoronet werben (Verf. Vertr. III $. 5 8. U 
Abſatz 4). Vorgefundene Mängel müflen®® von 
letzterem auf erhobene? Monitum bes Kaiſers abgeftellt 
werden (Ber. Vertr. II 9.5 8. IH: „ber Bunbes- 
feldherr — — wird fi mit dem König von Bayern ins 
Benehmen een”). 

4. Die Beitimmungen der Berfafjung über Verhängung 
Des Kriegäzuftandes gelten für Bayern nit: einem Reichs- 
geſetz über diefe Materie müßte fi jedoch aud Bayern 
fügen (Verf. Vertr. III $. 5 8. vI.®* 

5. Hinfichtlich der Bewaffnung, Ausrüftung und ber 
Gradabzeihen hat Bayern „fi vorbehalten“, die Einheit 
zwifchen dem bayrifchen und dem Reichsheer herzuftellen. 
Die Uniform ber bayriſchen Truppen dagegen ift eine be- 
fondere (Schlußprot. 3. XIV $. 4). 

6. Die Disziplinarordnung für das bayriſche Heer hat 
der König kraft feines Oberbefehles am 12. De. 1872 
konform der für das übrige Reichsheer durch ben Kaifer 
getroffenen, erlafien (bayr. Mil.-V.-Bl. 498). 

7. Die Militärverwaltung Bayerns ift volllommen felb- 
ftändig, und ber bayriſche Militäretat wird von ben geſetz- 
gebenben Faktoren Bayerns feitgeftellt, figuriert demnad im 
Reichsmilitäretat nur als durchlaufender Poſten; dod find 


5 A. X. Laband II, 596, der| *°° Laband II, 534; Seydel 
dies nicht als Benispfigt an» |in Stengeld Wörterb. I, 160. 
ertennt; Seybel 1397; Brod- 
haus 151. 

Born, Staatöregt I. 2. Aufl, 14 
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die gefeßgebenden Faktoren Bayerns materiell bei Feit- 
ftellung des Etats an die Normen des Reichsmilitärrechtes 
gebunden. Erſparniſſe der bayriſchen Militärverwaltung 
fallen nicht in die Reichs-, fonbern in die bayriſche Staats— 
Tafje (Verf. Vertr. IT $. 5 8. MD." Die Entſchädi- 
gungen, melde aus dem Militärfisfus für die fog. 
Friedengleiftungen fowie für Rayonbefchränfungen in der 
Umgebung von Feftungen geleiftet werden müfjen (f. unten 
im Militärrecht), ‚find aus der bayriſchen Militärkaffe zu 
bezahlen, die Entſchädigungen für Kriegsleiftungen dagegen 
fowie für Armierung von Feſtungen aud für Bayern 
aus ber Reichskaſſe. 

8. Über die Sonderftellung ber bayrifchen Feftungen ſ. 
unten im Militärrecht.?® 


I. Die ariegsmarine (RD. Art. 58).0 

Diefelbe ift in Krieg und Frieden, in Verfaflung und 
Verwaltung eine vollfommene Einheit ohne jegliche Mobifi- 
kation. Den Oberbefehl führt der Kaifer, dem allein bie 
Mannſchaften den Fahneneid leiſten. Die verfaffungs- 
mäßigen Grundzüge der Organifation find die gleichen wie 
beim Landheer, das Militärgefeg findet aber auf bie 
Marine feine Anwendung, und die Präfenzziffer ift nicht 


7 Thubihum 116 befaup| ®® Brodhaus 134. 
tet, dab folde Share nigt| 9 Saband II, 499, 617 ff; 
zu allgemeinen Staatö-, jondern| Hänel StR. I, 480 ff. Über 
nur wieber zu fpegielen Nilitär-| da® Neigsmarineamt u. das 
zwecken verwendet werben bürf-| Oberfommanbo der Marine ge- 
ten. Über die ganze Frage mäß ber Geftattung dus, ben 
des bayerifegen Militäretatd 1.| Taif. Ex. v. 30. März 1889 f. 
Brodhaus 137 ff. unten S. 2724. 
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geſetzlich fixiert. Der Marineetat wird von den geſetz⸗ 
gebenden Faktoren des Reiches feſtgeſtellt und zerfällt nicht 
wie der Militäretat in verfchiedene Rubriken. Nur Preußen 
Hatte vor Aufrichtung des Reiches eine Kriegsmarine, und 
diefe wurde in vollem Umfange vom Reid übernommen. 
Zum Dienft in der Marine ift nur „bie gefamte fee- 
männifhe?° Bevölkerung des Neiches verpflichtet”; der 
alljährliche Erfagbevarf wird vom Kaiſer feftgeftelt und 
duch den Ausſchuß für Seeweſen auf die Seeuferftaaten 
des Reiches (Preußen, beide Medlenburg, Oldenburg, die 
3 Hanfeftädte) verteilt. Der Kieler Hafen und der 
Iahde- Hafen find Reichskriegshäfen, über melde das 
Reich gemäß den näheren Vorfchriften des ©. v. 19. Juni 
1883 (RGBI. 105) das Verfügungsrecht befigt. — 





Die „allgemeine Begriffskategorie“, die Laband zur 
wiſſenſchaftlichen Erfafjung des deutſchen Kaifertumes für 
erforderlih hält, findet er in einer Direftorial- 
ftellung nad Analogie derjenigen einer Privatlorporation. 
Daraus leitet Laband vier Sätze ab: 1. „ber Kaifer ift ber 
alleinige, ausſchließliche Vertreter des Reiches dritten gegen- 
über“; 2. „dem Kaifer liegt die Regierung des 
Neihes 05“; 3. „ber Kaifer ift der Verwalter ber 
Machtmittel des Reiches“, und 4. er übt die Staatsgewalt 
in Elfoß-Lothringen aus. Die Säge 3. und 4. haben mit 
der „allgemeinen Begriffskategorie“ nicht? zu thun, fondern 
find Spezialrehtsfäge. Die Säge 1. und 2. dagegen find 
allgemeiner Natur, Sa 1. aber würde in Satz 2. ent- 
halten und demnach überflüffig fein, falls diefer Satz 2. 

9% BL. über_biefen Begriff Seybel 1438, 
1* 
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richtig iſt. Sat 1. ift für die auswärtigen Verhältniffe in 
der Verfafjung fpegialgefeglich begründet, Sa 2. aber ift 
in der DVerfafjung nicht begründet. Das Drgan für 
die „Regierung des Reiches” ift grundſätzlich 
der Bundesrat, nicht der Kaifer.?! Ergiebt ſich 
dies fon aus ber ganzen ſtaatsrechtlichen Konftruftion des 
deutſchen Bundesſtaates, fo ift es auch deutlich genug in 
den allgemeinen Redewendungen von RB. Art. 7 zum 
Ausdrud gebracht. Dabei entfteht allerdings eine Schwierig- 
Teit, melde zur Laband ſchen Konftruftion zu drängen 
ſcheint, wie denn thatfählih die Praxis, insbefon- 
dere ber neueften Zeit, auch mehr und mehr in dieſe 
Bahn eingelenkt Hat: die Geftaltung der „Exekutive“ im 
Reid. Keine Verfaſſungsvorſchrift, analog dem Satz der 
preuß. Verf.⸗Urk. Art. 44: „der König hat die vollziehende 
Gewalt“, weift biefelbe dem Kaifer zu; nur bie „Über 
wachung“ der Reichsgeſetze liegt dem Kaifer ob, aber auch 
diefe gemäß Art. 7 in Konkurrenz mit dem Bundesrat. 
Aber der Kaifer ernennt den Reichskanzler, dieſer ift für 
die Regierungshandlungen des Kaiſers verantwortlid, und 
der Reichskanzler ſchließt in fi das ganze Behördenſyſtem 
des Reiches ein. Daraus allein, nit aus dem privat 
rechtlichen „Direltor”, könnte — von rückwärts — der 
Labandſche Sat gefolgert werben: der Kaifer hat die Re 
gierung des Reiches. Dennod muß diefer Satz als 
mit den Grundlagen unferer Reihsverfaffung 


9 Ebenfo ©. Meyer, Lehrb. 
853: „Dem Reichstage gegen- ſo 
über nimmt der Bundesrat nicht | welche im fonftitutionellen Staate 
die Stelle eines zweiten Faftorö | bie Regierung befigt.* 


der Repräfentation (Oberhaus), 
jondern diejenige Stellung ein, 
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in Widerfprud ftehend abgelehnt werden.“ 
Dann bleibt freilih das bedenkliche Dilemma beftehen: 
der Bundesrat, das Regierungsfollegium des Reiches, hat 
teinerlei Exekutive; die gefamte Exekutive ift thatſächlich 
Tonzentriert in dem vom Kaifer, dem nur einzelne Re— 
gierungsrechte, nicht Die Regierung als folde zufteht, er- 
nannten Reichskanzler, der die Tonftitutionelle Verantwor- 
tung nur für die faiferlichen, nicht für die Regierungsakte 
des Bundesrates trägt. 


$.8. 
Der Reichstag. 
L Prinipielle Erörferung. 

Wie in fämtlihen deutſchen Einzelſtaaten (mit Aus- 
nahme Medlenburgs), jo wurde aud für den beutfchen 
Bundesftant das Fonftitutionelle Prinzip grundſätzlich an- 
genommen. Faſt mehr noch als ein Kaifer war ein ein- 
Heitliches deutſches Parlament feit Anfang diefes Jahr- 
hunderts bie heiße Sehnſucht der Nation. Es war unter 
diefen Umftänden mehr als der Ausdrud eines richtigen 
ſtaatsrechtlichen Prinzipes, es war ein Alt höchſter politi- 


9 Von politiſchen Geſichts. 133; Tyubigum ©. 192 bis 
puntten aus, bie er ald „Redhtd- |219; v. Mohi 381 fi; Riedel 
Iogit“, „Gewohnheitreht* be⸗ | 31 f., 110 ff; Seydel, Komm. 
geianet, em entmi ih Bornhat im Ic u. in Hirthe Ann. 1880, 

chin VII, . eine Theorie | 352 ff.; v. Held 118 ff.; Wefter- 
des arms, ng der ver- ., 222 fi.; lehrreich 
faffungsmäßigen Grundlage er-| und das Niveau der politifchen 
man elt. Tageslitteratur überragend: 

aband I 88. 32—88;| Jolly, Der Reichstag u. bie 
Mey Lehrb. $$. 105,128 E Parteien (1880). 
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fer Klugheit, daß in allen preußifhen Bunbesreform- 
entwürfen feit 1848 bie Einrichtung eines beutfchen Parla⸗ 
ments geradezu in erfter Linie fteht. 

Der deutfhe Reichstag ift von allen Reichs— 
inftitutionen diejenige, in welder ber Ge- 
danfe der Einheit der Nation am ungetrüb- 
teften und prägnanteften zum Ausdrud fommt. 
Der Reichstag ift Die Vertretung bes deutſchen 
Volkes, und jedes einzelne Mitglied des 
NReihstages ift Vertreter des ganzen Volkes 
(RB. Art. 29): die einzelſtaatlichen Grenzen find in dieſem 
Sinne für den Reichstag nicht vorhanden. Darin liegt ber 
gerade Gegenfag zu dem im Bundesrat zum ftaatöredht- 
lichen Ausdruck gelangenden Prinzip der Vertretung der 
Einzelftaaten. Darum mar es von vornherein prinzip= 
wibrig, wenn nach dem urſprünglichen Abſatz 2 des Art. 28 
auch im Reichstag wie im Bundesrat bei Materien, die 
nicht dem ganzen Reiche nad der Verfafjung gemeinfam 
find, die Stimmen derjenigen Abgeorbneten nicht gezählt 
werden follten, bie in Staaten gewählt waren, auf welde 
die Reichsgeſetzgebung in der betreffenden Materie feine 
Anmendung findet: durch G. v. 24. Februar 1873 (RKGB. 
45) wurde dieſe Prinzipmwibrigteit befeitigt.? 

Der Reichstag ift fomit in voller Reinheit ein Organ 
der über den Einzelſtaaten ftehenden Gentralgemalt.® 

Die Wahlkreife allerdings find nah Mafigabe der 


2 Damit ift auch die ftaaten- | Art. 28 Abf. 2 u. 29 gegen» 
ee en eo ng pon fanbetos geworben. 
Seybel, Komm. 188. auch Laband I, 272; 
Jene, Staatenverb. 226. 
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eingelftaatlichen Grenzen cirkumſkribiert, und das Wahlgeſetz 
8. 5 Abſ. 1 a. €. fchreibt vor, daß in jedem Einzelſtaat 
minbeftens ein Abgeordneter zu wählen ſei. Obwohl dies 
an fih als ein Verftoß gegen den prinzipiellen Gedanken 
des Art. 29 der RB. betrachtet werden muß, fo empfahl 
es fi aus praktifhen Erwägungen wegen der für bie 
Wahlen zu treffenden, ziemlich komplizierten behörblichen 
Vorbereitungen. Das Wahlrecht zum Reichstag dagegen 
ift von den einzelſtaatlichen Grenzen völlig unabhängig: 
jeder Deutfde kann, falls er den übrigen 
gefeglihen Vorausfegungen genügt, an jedem 
Drte fein Wahlreht ausüben, und es ift hier- 
für volllommen gleihgültig, ob er dem be- 
treffenden Einzelftaate ftaatsrehtlid ange- 
hört oder nicht (f. dazu unten ©. 218). 

Abgeſehen von dem bereit3 erwähnten Grundſatz, daß 
minbeftens in jedem Einzelſtaate ein Mitglied des Reichs— 
tages zu wählen fei, bilvet die Grundlage für die Zu— 
ſammenſetzung des Reichstages der Satz: daß auf je 
100,000 Seelen ein Vertreter kommen folle; Bruchteile 
von über 50,000 follen für vol gelten. Demnad be 
ftanden für den ehem. Norddeutſchen Bund 297 Wahlkreiſe 
(Wahlgef. $. 5), dazu kamen die fübdeutfchen Staaten mit 
85 (RB. Art. 20 Abſ. 2), Elſaß-Lothringen mit 15 Wapl- 
kreiſen (©. v. 25. Juni 1873 $. 3), in Summa fomit 
897, welche Zahl jedoch dem bermaligen Stand der Be- 
völferung nicht mehr entfpriht.* 

+ Das Verzeihnis der Mal 1 
RGB. 18° 


Treife f. im 70, 
1871, 35, dazu ©. v. 20. Sant 


1873 (RGB. 144) und Berorbn. 
bes Vundesrais v. 1. Dez. 1878 
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Gegenüber der bisherigen Ausbildung des Eonftitutios 
nellen Prinzipes in Deutfchland zeigt der Reichstag drei 
bemerkenswerte Neuerungen: 1. ber Reichstag ift die 
einheitliche Vertretung bes deutſchen Volkes; 
das Bweilammerfyftem wurde für das Reid 
nidtangenommen; 2. das Wahlrecht zum Reichs— 
tag ift aufbreitefter demokratiſcher Baſis nor— 
miert; 3. die Mitglieder des Reihstages be= 
ziehen verfaffungsmäßig feine Diäten (f. die 
nähere Ausführung unten ©. 234). 

Die Mitglieder des Reichstages find gemäß den all- 
gemeinen Tonftitutionellen Prinzipien an Aufträge oder In— 
firuftionen nicht gebunden (RB. Art. 29): von einem 
„Mandat“ im juriftiigen Sinne ift feine Rede, die „Ber- 
tretung“ des Volles ift nur eine ftaatörechtliche ohne irgend⸗ 
welde andere Verantwortlicfeit,. ala welche die Gemwählten 
gegen fi felbft haben.* J 

Die Wahlberechtigten — nur ſolche — haben das 
Recht, zum Betrieb der Reichstagswahlen Vereine zu bilden 
und in geſchloſſenen Räumen unbewaffnet öffentliche Ver- 
fammlungen zu halten; nur für Anzeige und Überwachung 
diefer Vereine und Verfammlungen bleibt das Landesrecht 
maßgebend (Wahlgef. $. 17); anberweitige landesrechtliche 
Vorſchriften nad) diefer Richtung find alfo reichsgeſetzlich 


verboten.® 


(RGB. 373), endlich für Helgo- | die eingehende juriſtiſche Analyfe 

land Gef. v. 15. Dezbr. 1890 | des „Manbated“ ber Keichätags- 

REB. MT), 8. d. BR. v. mitglieder. 

16, Mai 1891 (REBL. 11). Bot. Laband I, 309 f. 
56. bei Laband I, 273 ff. 
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U. Die Bilbung des Reichstages. 

Der Reihstag geht hervor aus allgemeinen, 
direlten Wahlen des Volkes, welde geheim 
erfolgen müffen (NP. Art. 20). 

Zur Durchführung dieſes Grundfages erging das Wahl- 
geſetz v. 31. Mai 1869 (BGB. 145 ff.), welches inhalt- 
lich auf dem , Reichswahlgeſetz“ v. 12. April 1849 beruht, 
auf Grund deſſen ſchon die Wahlen zum „konſtituierenden“ 
norbbeutfchen Parlament erfolgt waren (f. oben ©. 22). 
Das norbd. Wahlgefeg wurde mit der Verfaflung gleid- 
zeitig eingeführt in den ſüddeutſchen Staaten und in Elfaß- 
Lothringen. Eine generelle Ausführungsverorbnung des 
Bundesrates erging am 28. Mai 1870, das fog. Wahl⸗ 
reglement, deſſen Abänderung gemäß $. 15 des Wahlgeſetzes 
nur mit Zuftimmung des Reichstages rechtlich möglich ift; 
dazu ein Nachtrag für die ſüddeutſchen Staaten v. 27. Febr. 
1871, ein zweiter für Elfaß-Lothringen v. 1. Dez. 1873 
(f. oben ©. 215 N. 4). 


4. Das Wahlrecht. 
I. Dasfelbe Hat nachfolgende pofitive Vorausfegungen: 


7 BL. Hierzu v. Mohl: Arie 
tifche Bemerkungen über bie 
Wahlen zum Deutſchen Reichs- 
tag. Tübingen 1874. Seydel 
in Hirthe Ann. 1880, 359 ff. 

® Über biejes „allgemeine“ 
Wahlrecht eriftiert eine große 
politiſche Litteratur. Ich er- 
mähne nur Oneift, Redisſtaai 
2. @) ©. 318 f. Ob das al. 
gemeine Wahlrecht dauernden 

eftand haben kann, mag bahin- 


geftellt bleiben; in keinem Falle 
darf vergefien werben, daß das⸗ 
felbe einen ungeheuer ftarfen 
Hebel für die Aufeitung der 
deutfhen Einheit bildete und 
darum einen der genialften Ge» 
banten in dem weltgeihiähtlic;en 
Gefamtplane des Fürften Bis- 
mard barftellt. An biefer hi» 
ſtoriſchen Thatſache kann alle 
Epigonentritit nichts andern 

® Über bie vielumftrittene 
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1. Reichsangehörigkeit; „jeder Deutſche“ (f. dazu unten 


$8. 11, 12), 


2. Wohnſitz in einem Einzeljtaate, 

3. vollenvetes 25. ‚Lebensjahr, 

4. männlihes Geflecht (Wahlgejeh $. 1). 

I. Ausgeſchloſſen find diejenigen Perfonen, welde: 

1. unter Vormundſchaft irgend welcher Art ftehen, 

2. im gerichtlichen Konkurſe ſich befinden, 

3. Armenunterftügung aus öffentlichen ober Gemeinde- 
mitteln zur Zeit ber Wahl beziehen oder im letzt⸗ 
vergangenen Jahre vor berfelben bezogen haben, 

4. den Beſitz der bürgerlihen Ehrenrechte (RStGB. 
88. 32 ff.) Durch rechtöfräftiges Urteil verloren haben 


Wohlseſ 8. 3).10 
Beiteht eines ber unter 


Frage, ob das Wahlreht ein 
„Tubjeftives* Recht — bie Mög- 
ligteit von ſolchen auf dem 
biete des Öffentlichen Rechtes 
überhaupt vorausgejegt — fei, 
f. Läband I, 308; Sertinet, (N 
‚dt. Rechte 
Frage ver 
neinend: „Wählen ift eine flant- 
ige Funktion, beren Subjelt 
niemals ber einzelne als folder 
fein Tann. Der ganze Borgang 
der Wahl ift aus) ſchließlich durch 
objeftines Recht geregelt, aus 
em für niemand ein jubjeftives 
Sen fi ableitet“ (Jellinet). 
„DaB Wahlrecht ift überhaupt 
fein fubji jeten, 1 im individuellen 
Inter Mn Recht, fon, [36 
dern eig Refler di 
—E Eaba —8* 





den letzten vier Ziffern ge— 


10 Vol. Laband I, 290 
Bee Lehrb. 327. Das 14 
hatte beftimmt: wenn bie 
— wegen potifcher· 
een ‚ober Vergehen erfolgt 
fo follten die Chrenregte 
et nad) verbüßter Strafe oder 
erfolgter Begnabigung „iieber 
eintreten. Soweit fd ber Fr 
if „politifcher“ jerbrei 
furl Fr jaupt feſtſtel em 
läßt, ift jene Beftimmung des 
Wahlgejeges nad) dem RStGB. 
gegenftand8los, wenigftend für 
das Wahlrecht; inwieweit fie 
etwa für bie ee prat · 
a fein könnte, }. Laband I, 
ferner ©. Meyer, Lehrb, 
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nannten Berhältniffe, fo ift auf die Dauer desſelben das 
Wahlrecht nicht vorhanden: alfo bei Konkurs, bis derſelbe 
auf irgendwelde Art, folglih auch durd völligen Mangel 
an Aftiven, beendet ift. 

I. $erner kennt das Reichsſtaatsrecht noch einen Zu- 
ftand, während deſſen das Wahlrecht quoad jus vorhanden, 
quoad exercitium nicht vorhanden ift, wo dasſelbe „ruht“ ; 
dies ift der Fall: 

1. bei den Perfonen des aktiven Dienftftandes in Land- 
heer und Flotte, folange diefelben bei den Fahnen 
find, ausgenommen jedoch die Militärbeamten, 
welde wählen dürfen (Wahlgef. $. 2, Milit.-©. v. 
2. Mai 1874, RGB. 45 $. 49 Abf. 1); 

2. bei denjenigen Perfonen, welche nicht in den Wahl- 
liſten ftehen (Wahlgef. $. 8 Abſ. 2 a. E.); f. unten 
©. 222. 

3. bei denjenigen, melde zur Zeit der Wahl fi nicht 
im Wahlkreis ihres Mohnfiges befinden („mo er 
feinen Wohnfig hat“, Wahlgef. 88. 1a. €. u. 7).' 


B. Die Wählberteit,i2 

1. Die Wäplbarkeit ift von den nämlichen Voraus: 
fegungen bedingt wie das Wahlreht: diejenigen Perfonen- 
Tategorieen, melde das Wahlrecht quoad jus nicht haben 
bezw. gefeglich ausgeſchloſſen find, find auch nicht wählbar; 


” Gin Preuße kann in Mün-|Seydel in Hirths Ann. 1880, 
gjen mößten, men er bazt feinen [302). 

hit at, ofme Bayer zu fein,| 13 Bgl. über den rechtlichen 
aber nicht, wenn er 3. 2. der | Charakter ber Wahl bie anregende 
Wahl fih mur auf der, Durc« Unterfuhung von Jelinek, 
reife bafelbft Befinbet. ler ben |Syftem ber fußjell. öff. R- 
„Bohnfig‘ Saband I, 2891; |©. 158 ff. 
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Diejenigen dagegen, deren Wahlrecht ruht, find wählbar 
(Moltie). Außerdem ift zu den Vorausſetzungen des 
Wahlrechtes nur noch die eine gefügt: Staatsangehörigleit 
in einem der deutſchen Einzelftanten feit mindeftens einem 
Jahr, vom Wahltage rückwärts gerechnet, dagegen ift Domi- 
zil im Reichsgebiet nicht erforderlich (Wahlgef. $. 4). 

II. Nicht wählbar in den Reichstag find: 

1. die Souveräne; die auf folge fallenden Stimmen 
find ungültig; 

2. beren Vertreter im Regierungslollegium des Reiches, 
dem Bundesrat (RB. Art. 9); 18 die auf folde 
fallenden Stimmen find jedod nicht ungültig, da bie 
Mitglievfhaft im Bundesrat niebergelegt werben 
Tann, dann wäre die Wahl in den Reichstag gültig.!* 

II. Die Mitgliedſchaft des Reichstages erliſcht: 

1. dur Verluft einer der Vorausfegungen der Wähl- 
barfeit; der Verluft tritt zwar ex lege ein, jedoch 
bebarf es einer formellen Ungültigfeitserflärung, bis 
zu welder Sit und Stimme im Reichstag juriſtiſch 
beftehen bleiben (GD. $. 8); "5 

2. durch Verzicht kraft ausdrücklicher Erklärung (GD. 
$. 66); 

3. durch Annahme eines befoldeten Staatsamtes bezw. 
Beförderung in ein mit höherem Rang ober höherem 
Gehalt verbundenes (RB. Art. 21 Abf. 2); 1° 


18 Die preuß. V.-U. jhließt| "* Laband I, 298; I 
aud bie Mitglieder ber Ober- in Hirths Ann. "1880, 366 
tehnungslammer aus: Art. 74 | Meyer, Lehrb. 366°. 

Abi. 2. Das Reichsrecht enthätt| 1° Laband I, 316 f 

diefe Vorſchrift nicht, die ratio le- | 1% Preuß. Verf.Urk. Art. 78 
gis ift aber hier wie bortdiegleiche. | Abf. 3; vgl. Laband I, 317; 
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4. durch Auflöfung des Reichstages (RB. Art. 24); 
5. duch Ablauf der verfaflungsmäßigen Wahlperiode 
von 5 Jahren, vom Tage der Wahl am gerechnet 
(RB. Art. 24, in der Fafjung des Gef. v. 19. März 
1888, RGBl. 110). 

Im diefen Fällen ift Neuwahl erforderlih und Wieber- 

wahl des biöherigen Mitgliedes, abgefehen von den sub 1 

bezeichneten Fällen, geftattet. — 


©. Das BWahlverfahren (Bahlgel. #4. 6 fi.).1® 

1. Die Wahl erfolgt in Wahlkreiſen (Wahlgef. 
$. 6 Abf. 1); die fämtlichen Wahlkreife folen durch Ge— 
feß abgegrenzt werden (Wahlgef. $. 6 Abf. 4); dies Ge- 
ſetz ift noch nicht ergangen, fomit bermalen noch diejenige 
Abgrenzung in Geltung, welche für bie erfimaligen Wahlen 
getroffen wurde; diefe Abgrenzung hat Geſetzeskraft und 
könnte eine Abänderung nur durch Gefe erfahren (Anlage 
© zum Wahlreglement, Abänderungen durch ©. v. 20. Juni 
1878, RGBl. 144, u. ©. v. 25. Dez. 1876, RGBl. 275). 
Danach bilden die Staaten Medlenburg-Strelig, Sachſen- 


Seydel a. a. D. 398 ff. (über- 
reiches Material aus der preuß. 
Rraziß). 

7 Thubigum 165 nimmt 
an, ein aufgelöfter Reichstag 
He Dagegen Gepdel 18} 

en Seybe ; 

Keyer 30: Laband I, 
Die Vorſchriften des Neichd- 
taatsrechted ftimmen hier voll- 
‚big mit benjenigen des preub. 
Staatsrechtes überein; es find 
demgemäß für ihre Interpre⸗ 


tation aud die Bearbeitungen 
des preuß. Staatsrechtes von 
Rönne, Schulze, 


ornhak 





R 
peziell ©. 


320. | 306 ff. ein Bergeicänis derjenigen 


Dermattungsbehörben, welde in 
den Einzelftanten mit Durch⸗ 
führung de Wahlreglemenis be- 
traut find. Bel aud Laband 
1, 397 ff. 
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Altenburg, Schwarzburg-Rubolftabt, Schwarzburg-Sonders- 
haufen, Walded, Reuß ä. L., Reuß j. L., Schaumburg- 
Lippe, Lübel, Bremen je einen; Sadfen- Meiningen, 
Sadjfen-Coburg-Gotha, Anhalt je zwei; Sachjen-Weimar, 
Dlbenburg, Braunfhmweig, Hamburg je drei, Medlenburg- 
Schwerin ſechs, Heilen neun, Baden 14, Württemberg 17, 
Sachſen 28, Bayern 48, Preußen 236 Wahlkreife; dazu 
Iommt das Reichsland Eljaß-Lothringen mit 15 Wahl- 
treifen, ſodaß die Gefamtzahl 397 beträgt (Wahlgef. 8. 5 
Abf. 2, ferner Beſchl. d. BR. v. 27. Febr. 1871, RGBl. 
35 ff., für Bayern ®. v. 27. Februar 1871, für Elfaß- 
Lothringen v. 1. Dez. 1873, RGBl. 378). Für jeden 
Wahlkreis ift von Staatswegen ein Wahlfommiffar 
zu ernennen. \ 

2. Jeder Wahlkreis ift auf dem Verwaltungswege in 
Wahlbezirke abzuteilen, deren jeber nicht mehr als 
3500 Seelen umfafien, räumlich abgegrenzt und thunlicft 
abgerundet fein, ſowie mit den Ortsgemeinden möglichft 
zufammenfallen foll (Wahlgef. $. 6, Abf. 2 u. 8, Negl. 
8. 7 Abf. 8). Für jeden Bezirk ift eine Wählerlifte 
aufzuftellen (Wahlgef. $. 8), melde in alphabetifcher Folge 
die Wahlberechtigten des Bezirks nad Vor- und Zunamen, 
Alter, Gewerbe, Wohnung nachweiſt. Diefe Wählerlifte ift 
in doppelter Ausfertigung durch den Gemeindevorftand her- 
zuftellen (Regl. $. 1); fpäteftens vier Wochen vor der Wahl 
ift diefelbe auf mindeftens acht Tage zu öffentlicher Einficht 
auszulegen, damit jeder Wahlberechtigte durch Kontrolle 
fein Spnterefje wahren Tann. Der Auslegungstag wird 


19 Bl. das Formular BGB. 1870 ©. 288. 
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durch die Staatsbehörde beftimmt und ift befannt zu machen 
(Bahlgef. $. 8 Abf. 2); am 22. Tage von jenem Termin 
ab ift die Lifte durch Unterſchrift des Gemeindevorſtandes 
abzuſchließen (Regl. 8. 4). Innerhalb 8 Tagen nad Be 
ginn der Auslegung Tann jedermann? gegen ben Inhalt 
der Lifte, nicht nur in eigener, ſondern aud in frember 
Sade friftlih oder zu Protofoll reflamieren und Auf- 
nahmen oder Streihungen beantragen. Der Antrag ift 
fofort durch den Gemeindevorftand zu prüfen, fpäteftens 
binnen 14 Tagen nad Ablauf der achttägigen Frift durch 
die zuftändige Behörde zu entſcheiden und darüber die 
nötigen Bermerkungen zu maden (Wahlgef. $. 8 Abf. 2, 
Negl. $. 3). Iſt binnen Jahresfrift nach der allgemeinen 
Wahl Neuwahl erforderlich, fo bedarf es der Aufftellung 
einer neuen Lifte und der Auslegung nicht (Wahlgeſ. $. 8 
Abſ. 3). 

3. Die Koften für Vorbereitung und Vornahme der 
Wahl haben, abgefehen von den Koften für die Drud- 
formulare der Wahlprotololle und für die Ermittelung des 
Wahlergebnifjes, die Gemeinden zu tragen (Wahlgef. $. 16). 

4. Der Tag der Wahlen wird durch kaiſerl. Ver— 
ordnung beftimmt; die Wahlen find im ganzen Reiche an 
einem und bemfelben Tage zu vollziehen (Wahlgef. $. 14). 
Der Kaifer ift dabei nur an folgende verfafjungsmäßige 
Schranken gebunden: a) der Reichstag muß nah RB. 


2 Der Wortlaut aut gie iebt alfo U Se der bei Auf» 
eine Schrante. inn aber Rellune er Liſten zu bemirfen- 
kann doch en jerweife nur vs Derfauftat f. Laband 
Ion; jeder mahlberehtigte Deut- |, 
ʒ de ars, A. M. Laband 
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Art. 13 mindeftens aljährli einmal berufen werben. ft 
die fünfjährige Wahlperiode abgelaufen, fo müflen demnach 
die Neuwahlen jevenfalld vom Kaifer fo reditzeitig ange 
ordnet werben, daß jener Vorfchrift des Art. 13 genügt 
werben Tann; b) ift der Reichstag aufgelöft, fo müflen die 
Neuwahlen innerhalb der folgenden 60 Tage von der 
Publikation des AuflöfungsbelretS ab angeordnet und der 
Reichstag innerhalb von 90 Tagen nad der Auflöfung 
berufen werden (RB. Art. 25). Von der Vorfchrift, daß 
die Wahlen im ganzen Reihe an einem Tage zu ge 
gehen haben, darf nur abgegangen werden: a) wenn ber 
Gewählte ablehnt, b) wenn ein Mitglied des Reichstages 
verzichtet (GD. 8. 66), c) wenn der Reichstag eine Wahl 
für ungültig erflärt und dadurd eine Neumahl erforderlich 
wird. Die in diefen Fällen notwendigen Spezialmahlen 
werben nicht durch den Kaifer, fondern durch die zuftändige 
(Anl. D zum Wahlreglement bezeichnet biefelbe) Landes- 
behörbe angeorbnet. 

5. Zur Vornahme der Wahl wird von ber „zuſtän⸗ 
digen Behörde“ für jeden Wahlbezirk ein Wahlvorfteher 
ernannt und ein Wahllokal bezeichnet (Regl. $. 8). Die 
Wahlhandlung ift öffentlich (Wahlgef. $. 9 Abi. 1)** 
und bat um 10 Uhr vormittags zu beginnen und ift um 
6 Uhr abends zu fließen. Der Wahlvorfteher bilbet fich 

22 Diefe Vorſchrift Tann ver-|vorfteher aus dem Wahllotale 
nünftigermeife unb dem Sufam | inze green, Aug Laband 
menhang bes Gejeged nad nur — — — 
auf bie Wähler des Bezirkes Ei indem er fagt: „es wir 
fi} beziehen, ba nur dieſe ein dadurch die So mäßsigteit 
—— Intereſſe an der und Redlichkeit des Verfahrens 


Vahihandlung im Bezirk haben. | unter die Kontrolle ber Wahl- 
Andere Berfonen kann der Wahl- | berechtigten geftellt.“ 
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mindeftend zwei Tage vor dem Wahltermin ein Bureau 
aus beliebig zu wählenden Perfonen, die jedoch fein un- 
mittelbares Staatsamt befleiden dürfen (Wahlgef. 8. 9). 
Die Mitglieder dieſes Wahlvorftandes find durch Hand- 
ſchlag an Eidesſtatt zu verpflichten (Regl. $$. 10, 12). 

6. Die Stimmabgabe geſchieht durch Zettel, die 
in eine Urne gelegt werden (Wahlgeſ. $. 10). Das Ge- 
heimnis der Stimmabgabe ift durch eine Reihe fpezieller 
Beftimmungen gefihert, Der Wähler muß in Perfon an 
der Urne erfgeinen, hat Namen und Wohnung anzugeben, 
wird daraufhin in der Wählerlifte aufgefucht und nur, 
wenn bier der angegebene Name ſich findet und die Iden— 
dität feftfteht, zur Stimmabgabe zugelafien ; in der Wähler- 
liſte ift die erfolgte Stimmabgabe zu vermerken (Wahlgef. 
$. 10 Abf. 1, Regl. 88. 15, 16). Die Stimmzettel 
müfjen von weißem Papier fein, dürfen fein äußeres Kenn- 
zeichen tragen und nicht im Wahllofal felbft geſchrieben 
oder hergeftellt werden (Wahlgeſ. SS. 10 Abf. 2, 11): mweber 
dürfen fie eine Unterſchrift haben, noch dürfen fie ungefaltet 
ober fo gefaltet fein, daß der Inhalt gelefen werben kann. 
Vorſchriftswidrige Zettel find vom Wahlvorfteher zurüd- 
zuweiſen; GStreitigfeiten Bierüber entjcheivet der Wahl: 
vorftand (Wahlgef. SS. 10,13). Gedruckte oder fonft auf 
dem Wege der Vervielfältigung hergeftellte Stimmzettel, die 
nur den Namen des zu Wählenden tragen, find den geſetz- 
lichen Vorſchriften über „Drudicriften“, fpeziell denjenigen 
der Preßgefebgebung, nicht unterworfen (Gef. v. 12. März 
1884, RGEBl. 17). Im Wahllofal dürfen weder Anſprachen 
gehalten werden, nod darf Disfuffion ftattfinden (Regl. 
g. 18). 


Born, Stantsregt I. 2. Aufl. 15 
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7. Der Schluß der Wahl ift dur den Wahlvor- 
fteher offiziell zu verkünden (Regl. $. 17). Daraufhin er— 
folgt Zählung der im Bezirke abgegebenen Zettel und Feft- 
ftellung des Refultates für den Wahlbezirk; alle Stimm- 
zettel, welche mit äußeren Kennzeichen verfehen oder nicht 
von weißem Papier find, welche feinen ober feinen lesbaren 
ober mehrere Namen ober den Namen einer nicht wähl- 
baren Perſon ober einen Namen mit Proteft oder Vorbehalt 
enthalten, find als ungültig auszuſcheiden (Regl. $. 19) 
und dem Protofoll beizuheften; die übrigen find verfiegelt 
aufzubewahren. 

8. Das Wahlrefultat des Bezirks?s fomie die Wahl- 
aften find dem von Staatöwegen ernannten Wahlkommiſſar 
(Regl. 88. 24 ff.) des Wahlkreifes zu übermitteln; bie 
Wahlakten find verfiegelt aufzubewahren, bis der Reichstag 
über die Wahl definitiv entfchieven hat. Der Wahllom- 
miffar hat fpäteftens nad) Ablauf des dritten Tages nad 
dem Wahltage das Wahlrefultat unter Zugiehung einer 
Kommiffion von 6—12 Wählern, die kein unmittelbares 
Staatsamt befleiden, in öffentliher Verhandlung 
feftzuftellen und zu verfündigen (Regl. $$. 26 ff.). 
Das Wahlprotofol ift dem Reichstag einzuhändigen, Stimm- 
zettel, die für ungültig erflärt worben find, find beizufügen, 
die übrigen vom Wahlvorſteher folange verfiegelt aufzu— 
bewahren, bis der Reichstag über die Wahl entſchieden hat 
(Regl. $. 13 Abf. 2). Gewählt ift, wer die abfolute 
Mehrheit der abgegebenen Stimmen auf fi vereinigt hat, 
d. i. mindeftend eine Stimme über die Hälfte der fümt- 


ꝛ Bol. das Mufterprototoll BGVl. 1870, &. 285. 
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lichen abgegebenen gültigen — die ungültigen find vorher 
auszuſcheiden — Stimmen befommen hat. 

9. Iſt diefes Nefultat nicht erzielt worden, fo hat 
engere Wahl, die fog. „Stichwahl“, ftattzufinden, 
d. 5. es ift die begonnene Wahlhandlung in der Weife 
fortzufegen, daß vollftändige Neuwahl in Beziehung auf 
die Stimmabgabe der Wähler ftattfindet, jedoch mit der 
Beſchränkung, daß nur diejenigen beiden Kandidaten wähl- 
bar find, melde bei der erften Wahl bie relativ meiften 
Stimmen auf ſich vereinigt haben (Wahlgef. $. 12, Regl. 
8. 29 ff); ungültig find bei der engeren Wahl demnach 
alle Stimmzettel, die einen anderen al3 den Namen eines 
dieſer beiden Kandibaten tragen. Die engere Wahl ift vom 
Wahlkommiſſar fpäteftens binnen 14 Tagen nad der Er- 
mittelung de3 erftmaligen Wahlergebniffes anzuordnen; fie 
iſt juriſtiſch nur Fortſetzung der erften Wahl, darum find 
die für dieſe getroffenen Vorbereitungen ohne weiteres auch 
für fie maßgebend.?* Crgiebt ſich bei der engeren Wahl 
Stimmengleihheit, fo entfcheidet das durch den Wahl- 
kommiſſar zu ziehende Los. 

10. Der Wahlkommiſſar hat den Gemählten von der 
auf ihn gefallenen Wahl in Kenntnis zu fegen und damit 
die Anfrage, ob er die Wahl annehme, fowie für den Be- 
jehungsfal, infofern nicht Notorietät befteht, die Auf- 


4 Gegen dieſes Stichwahl⸗durchgeſetzt hatte, richtet ſich eine 
{gem welches 3. 8. bei der |in ihrer Schärfe wachſende poli- 

ichätagswahl von 1890 zur|tifge Kritit. Über das Syfem 
Folge Hatte, daß in Baden die- | der Proportionalmahlen, mit dem 
jenige Partei, für melde über-|man da und dort Experimente 
Haupt bie meiften Stimmen ab- |gemadt hat, ſ. Rofin: Minori« 
gegeben waren, feinen Kandidaten | tätenvertretung. 

15* 
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forberung zu verbinden, die hinſichtlich der Wählbarfeit 
nad dem Geſetz erforderlichen Nachweiſe zu erbringen. 
Für Abgabe diefer Erklärung ift geſetzlich eine Frift von 
8 Tagen gefegt;*5 bleibt die Erklärung binnen dieſer Frift 
aus, jo gilt dies als Ablehnung; das Gleiche ift rechtens 
bei bedingter Annahme. 

11. Zum Schuß des Wahlrechtes 2° enthält das Reichs- 
ſtrafgeſetzbuch mehrere Beftimmungen gegen Wahlbeein- 
fluſſung (88. 107—109 und 339)”. Wahlbeeinflufjungen, 
welche nicht unter ein Strafgeſetz fallen, find rechtlich 
erlaubt, mögen fie moralifh nod fo verwerfli fein. 
Wahlbeeinfluffungen durch amtliche Organe find vom Reichs- 
tag mehrfad als legitimer Grund zur Ungültigfeitserflärung 
von Wahlen betraditet worben.?® 

12. Die definitive Entſcheidung über die Gültigkeit 
einer Wahl erfolgt nur durch den Reichstag jelbft (RB. 
Art. 27, erfter Sab). Protefte gegen eine Wahl können 
dem Reichstag bis zum Ablauf des 10. Tages nad} feiner 
Eröffnung eingereicht werden, bei Nachwahlen bis zum 
Ablauf des 10. Tages nad) Feitftellung des MWahlergeb- 
niffes (GO. 8. 4). Auf Verlangen des Reichstags find 


% Über die Möglicteit, daß raue rtiger Straf-u. Zucht ⸗ 
der —Se eine verfpätete | mittel, 52 9, fine aufgehoben 
Annahmeerklärung für gültig vurd 29. April 1886, 
hält, f. — bejahend — La=| A " über bie Lorichriften 
band I, 307°, verneinend Sey- —— j.v. Lifzt, Lehrb. 
dei in Hirths Ann. 1880, 384. d. Strafrehts 530 ff., fomie bie 

6 &, die vortrefflice Dar-|bei Saband I, 311 cit. firafe 
All bei Zaband I, 308 ff. rechtliche nleratur. 

ie Vorſchriften bes — °». Mohl a. a. D. 49 fi.; 
©. v. 13. Mai 1873, betr. die Seydel in Hirths Ann. 1880, 
Grenzen des Rechtes zum Ge-|389 ff.; Laband 1, 3121. 
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durch den Wahllommiffer die Wahlakten einzufenden. Die 
Prüfung der Wahlen durch den Reichstag geſchieht in folgender 
Weife: Jeder Abteilung des Reichstages (f. darüber unten 
©. 236) wird durch das 208 eine Anzahl von Wahlen zur 
Prüfung überwieſen; ergiebt fi Fein Anftand, fo wird 
dies lediglich durch den Präfidenten dem Reichstag mit- 
geteilt; ift Die zehntägige Einſpruchsfriſt verftrihen, fo find 
diefe Wahlen definitiv gültig (GD. 8. 7). Sind dagegen 
Anftände vorhanden, fo ift in folgenden Fällen die Sache 
an bie Wahlprüfungsfommiffion (f. darüber unten ©. 245), 
die für jede Sitzungsperiode neu zu wählen ift, abzugeben: 
1. bei Vorliegen von rechtzeitigen Wahlproteften; 2. wenn 
die Wahl durch Mehrheitsbeſchluß der Abteilung für zmweifel- 
haft hinſichtlich der Gültigfeit erflärt wurde; 3. wenn 
10 Mitglieder der Abteilung einen aus dem Inhalt ber 
Wahlverhandlungen abgeleiteten, fpeziell zu bezeichnenden 
Zweifel gegen die Gültigfeit der Wahl erheben (GD. $. 5). 
Die Wahlprüfungstommiffion hat ſodann dem Reichstag 
behufs befinitiver Beſchlußfaſſung Bericht zu erftatten. Die 
Abteilungen können übrigens immer an ben Reichstag Bericht 
erftatten, auf Grund deſſen dann formeller Beſchluß gefaßt wird 
@. 6).2° Bis zur Ungültigfeitserflärung einer Wahl hat 


99 Neuerdings wird lebhaft die | Beftimmungen der neuen preu- 
Forderung erhoben, die Prüfung | Bifhen Selbſtverwaltungsgeſetz - 
der Gültigteit der Wahlen einem gebung, durch melde bas Lber- 
unabhängigen Gerictähofe zu | verma —— — alerbings 
übertragen, fo in&befondere von | nur unter beftimmten Voraus- 
Jellinet: ein Berfaffungäge- | fegungen — ald Wahlprüfungs- 
vichtShof, foroie berfelbe: Spftem | Gerichtshof beftellt wurde. Die 
ber fubj. Öff. Rechte &. 159.| Jellinekſche Forderung hängt 
Eine interefjante Verwirklichung zufammen mit ber von biefem 
diefes Gebantens enthalten die | Schriftfteller entwidelten Theorie 
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der Gewählte Sig und Stimme; bei Beanftandung einer 
Wahl darf das beteiligte Mitglied nicht über die Gültig- 
teit der Wahl mitabftimmen (GD. 8. 8). 


II. Pie perfünliche Reihteftellung der Reichasfagamitglieder. 2° 

1. Mitglieder des Reichstags dürfen niemals wegen 
ihrer Abftimmung ober wegen der in Ausübung des parla= 
mentarifchen Berufes gethanen Hußerungen zur Rechenſchaft 
gezogen ober gerichtlich ober disziplinariſch verfolgt werden 
(NL. Art. 30, RStGB. $. 11); fie find für die Aus- 
Übung ihrer Rechte im Reichstag niemandem irgendwie im 


juriſtiſchen Sinne verantwortlidh.9? 


ber fubjeftiven öffentlichen Rechte. 
Jellinet ſpricht dem Gemählten 
ein fubjektive Recht Bu jedoch 
nur, wenn ein Gericht streit 
darüber zu entjcheiden habe, an⸗ 
bernfaiiß fei nur ein „Kefler 

objeltiven Rechtes“ vorhanden. 
. ne diefe Ronftruftion nit 


—J zum folgenden Heinze: 
Die Straflofigkeit parlamentari» 
oe Rechtöverlegungen und die 

Aufgabe Der Beihggeletgedung 
8); Schleiden: Die Die- 
ziplinar⸗ u. Strafgewalt parla- | Erl 
mentarifherBerfammlungen über 
ihre Mitglieder (1879); Er 
im Gerichtsſaal E= 35, PR 
Archiv f. Öff. R. IV, 
befonbers bie Tenige Den 
von Seidler: Die Immunität 
der Mitglieber der Bertretungs- 
Lörper nad öſterreich. Recht 
(1891). Dievon legterem Schrift- 
fteller gegebene hiſtoriſche Ent» 





Es befteht keine Haft- 


widelung bed englifchen u. fran- 
söfigen Netes, fowie die ver- 
gieigende Darftellung der gel» 

ienben Gejepgeungen if: fer 
wertvoll und dantenämert, . 
au Laband I, 330. 

8 Meyer, Lehrb. 274 ff, 
376 ff.; Seidler 79 ff., bei. 
über bie Frage, ob auferparla» 
mentarifchen Snftanzen über« 
haupt ein Recht der Beurteilung 
parlamentarifherBerhandlungen 
wufiehe, melde Seidler mit 

zent —X entgegen einem 

leichsger. v. 5. Juli 

jan. "ae die früheren Streit» 

fragen des zeub Staatöre 2 
Inne, Pr. ER. I, a: 
Kaurne Br. SR. $. 161; 

Meyer, Lehrb. 275. en 

RStGB. ift jeder Streit un 


TH acht. 

das Privileg auch für 
die in der Abteilungen, 
Kommiffionen, Enqueten beftebt, 
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barkeit der Reichstagsmitglieder für ihre parlamentariſche 
Thätigfeit al? nah Maßgabe der Gejdäftsordnung.?® 
Die Beftimmungen der lehteren haben feine Geſetzeskraft, 
fondern find lediglich ein Ausflug der dem Reichstag durch 
RV. Art. 27 nad) diefer Richtung eingeräumten Autonomie; 
fomit gilt formell die Geſchäftsordnung nur für denjenigen 
Reichstag, der fie ſich gegeben Bat; doch ift die vom 
I. norbdeutfchen Parlament aufgeftellte, i. 3. 1876 neu 
redigierte Geſchäftsordnung bis jet von jebem neuen 
Reichstag angenommen worben.°* Darnach werden Redner, 
welche die in den $. 42 ff. der GD. gegebene Redeordnung 
verlegen, vom Präfidenten unter Nennung des Namens 
darauf zurüdgemiefen. Gegen den Drbnungsruf ift fchrift- 
licher Relurs an den Reichstag geftattet, der in ber 
nädften Sigung ohne Disfuffion und nur über die Be- 
rechtigung des Ordnungsrufes entſcheidet ($. 60). Iſt der 
Redner zweimal zur Ordnung gerufen und verletzt in der 
nämlichen Rede die Ordnung abermals, ſo kann ihm durch 
Beſchluß des Reichstages auf Anfrage des Präſidenten 
ohne Debatte das Wort entzogen werden, wenn er zuvor 
auf dieſe Folge hingewieſen wurde (GO. 8. 46).56 Nie- 


iſt unzweifelhaft: Seidler 85.|diefer fog. Disziplin, ſpeziell bes 
Eine Befreiung von der Zeugnis- | Ordnungsrufes |. bei. Heinze 
pflicht Liegt jeboc) darin nicht: | 6 ff. Cin Berfug) der Regie- 
Seidler 98 f., da Privilegien | rung i. 3. 1879, bie Reichstagd- 
strietissime zu interpretieren disziplin durch Staatsgeſetz zu 
find. orbnen, was gan ungmeifelhaft 

®8 Die neuefte Faflung ber BHHENN äffig wäre, fdei- 
Seigäftsordnung v. 10. Februar | terte am Widerſpruch de Reichs- 
1876 f. bei Hirth, Ann. 1877, | tages; eine Kommiffionsberatung 
©. 490 fi. des Iegteren über Verſchärfung 

* at Laband I, 320f. |der Gejhäftäorbnung blieb gleich⸗ 

® Über bie Unzuianglichkeit falls refultatlos. 13 engliſche 
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mand darf reden, ohne vom Präfidenten das Wort erhalten 
zu haben ($. 42); die Rebnerlifte wird von den Schriftführern 
geführt; die Zulaſſung zum Wort erfolgt nad; der Neihen- 
folge der Meldung ($. 47), nur zur Gefcäftsorbnung 
fofort; perſönliche Bemerkungen können nur zum Schluß 
der Debatte, „faktifhe" Bemerkungen garnicht gemacht 
werden ($. 44); abgelefen werden dürfen Reden nur von 
der deutſchen Sprache nit mächtigen Rednern ($. 45 
Abſ. 2). 

2. Beamte bedürfen zum Eintritt in den Reichstag 
keines Urlaubs (RB. Art. 21 Abf. 1).°° Unter Beamten 
find jedenfalls alle Staat3- und Kommunalbeamte, Teinen- 
falls die „Privatbeamten“ zu verftehen, ob Kirchendiener, 
ift zweifelhaft, aber nad; der richtigen Anficht zu ver- 
neinen,8? ob Offiziere, ift gleichfalls zweifelhaft, aber nach 
der richtigen Anſicht zu bejahen.?® Beamte haben lediglich 
ihrer vorgefegten Behörde die erforderliche Anzeige zu er- 
ftatten, ein Hindernis darf ihrem Eintritt nicht entgegen- 
geftellt werden. Ein Gehaltsabzug ift nad) dem Sinn der 
Verfaffung als unftatthaft zu erachten; das Gleiche ift für 
Stellvertretungsfoften anzunehmen.?° 
wie dad frangäfifce Recht find| *8 Ebenfo Laband I, 420; 


viel ftrenger: beibe geftatten Haft | a. U. ©. Meyer, Lehrb. 369°. 
und Sukfetehung ats iö-| 9 Mol. Saband I, 312%. 


siplinarftrafen. Bgl. Sten. Ber. 
d. Reichst. 1879, ©. 247 ff. 

36 Nach dem Entw. ber norbb. 
38. folten Beamte garnicht 
mäßiger fein dgl. hierzu o. Mar» 


ti 

So auh Meyer, Lehrb. 
368 f.; vgl. die Zufammenftellung 
der Meinungen 3697. 


Für Reichsbeamte ift der im Text 
bezeichnete Satz pofitiv anerfannt 
dur das Reichsbeamtengeſetz v. 
31. März 1873, $. 14 Abf. 2. 
DBgl. meiter Seydel, Komm. 
144; Hierfemenzel 84; Thu- 
dihum 154; v. Martig 82; 
Riedel 112. Über die berühmte 
Streitfrage der Stellvertretungd- 
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3. Während der Sigungaperiode*° Tann fein Mitglied 
des Reichstags ohne deſſen Genehmigung‘! wegen einer 
mit Strafe bedrohten Handlung zur Unterfugung gezogen 
ober verhaftet werben, aufer wenn es bei Ausübung der 
That oder im Laufe des nädjftfolgenden Tages ergriffen 
wird (NV. Art. 31 Abf. 1). Der Reichstag hat die 
auf diefe Genehmigung gerichteten Anträge ſtets abgemiefen. 
Sind die Verhandlungen nur vertagt, fo dauert die 
Sitzungsperiode fort, und obiger Grundſatz bleibt in Kraft,*® 
doch ift durch G. v. 26. März 1898 (RGBl. 133) beftimmt, 
daß die ſtrafrechtliche Verjährung ruht, folange „auf Grund 
gefeglicher Vorſchrift die Strafverfolgung nicht begonnen ober 
nicht fortgefegt werben kann“. Selbſtverſtändlich bezieht ſich 
derfelbe jedoch nicht auf Verhaftung eines Reichstagsmit⸗ 
gliedes zu V zur Verbüßung einer rechtskräftig erkannten Strafe.t+ 


foften im pre im preuß. ran f. 
NRönne, den, 
Gerber, — ig⸗ 

4 Die unter 8-5 erörterten 

ſtrafrechtlichen Privilegien kennt 
das enguůſche Recht nit, fie 
berufen auf ber Geſetzgebung 
der franzöſ. Revolution und rei⸗ 
sen hier noch weiter (Dell. v. 
2%. Juni 1790 u. def. Berfaffui 22 
v. 22. Aug. 1795, Art. 110—1: 
jest Gel. v. 16. Juni 1875). 
Dis deutſche Reichsrecht ift aus 
der preuß. Verf.Urk. Art. 
übernommen unb beruht, ver- 
mittelt durch bie belgifche Ber- 
fafjung, auf der franzöfifchen 
Entwidelung. Wefentlih enger 
die fcmeizerifche unb nieber- 
landiſche gerieung ©. dar⸗ 
über die Iehrreihe Darftellung 
von Seibler 15 ff., 43 ff., 57 f., 





19% vgl. auch G. Meyer, Lehrb. 


41 Über den Begriff ber „Ge- 
neprnigung ef f. Seibler 188 fi. 
ie hierher gecherign ðg Tr 
aan Sa 
en bie gemeinge 1 
lichen — en der 
demokcatie $. Abſ. 8 nebſt 
Dekl.G. v. 31. Mai 1880 find 
aufgehoben. 
So alle ſtaatsrechtlichen 
Schriftfteller und der —2 


84 fe ft, j- Labandl, 380 ff. 


eyer, Lehıh. 378. A. X. bie 
Vertreter des Strafrehts, fo 
Binding, Handb. I, 680%; 
Fuld im Krgio f. öff. R.IV, 347. 

44 Der Wortlaut der RB. ift 
fo klat, daß es nur Vermunde- 
rung erregen kann, wie im Reichd- 
tag bei Anlaß des „Falles Ma- 
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4. Die Genehmigung des Reichstages ift während der 
Sitzungsperiode auch erforverlich zur Verhaftung eines Mit- 
gliebes „wegen Schulden ober zum Sicherungsarreft" (RB. 
Art. 31 Abſ. 2. CPO. $. 785 Abf. 1). 

5. Auf Verlangen des Reichstages muß jedes ſchwe⸗ 
bende Strafverfahren gegen. ein Mitglied, ſowie jede 
Unterfuhungs- oder Civil, nidt Straf- Haft, für Die 
Dauer ber Situngsperiode aufgehoben werden (EBD. 
88. 347, 867, 786; Stpo. 88. 49, 72). Es bebarf 
aber hierfür eines offiziellen Reichstagsbeſchluſſes, der dies 
verlangt (RB. Art. 31 Abſ. 3).*° 

6. „Die Reihstagsmitglieder dürfen als ſolche feine 
Befoldung oder Entihädigung beziehen" (RB. Art. 32).7 
Damit find nah dem Wortlaut der AB. nit allein 
offizielle Diäten ausgeſchloſſen, fondern alle und jede, fei 
es aud private „Entſchädigung“, die im Hinblid auf die 
Reichtagsmitgliedſchaft gegeben wird.“s Freilich hat dies 
Verbot an der Unmöglichkeit einer wirkfamen Kontrolle 
eine Schranke, ift auch nicht ftrafrechtlich geſchützt,““ immer- 
Bin kann es die Rechtsfolge haben, daß eine civilrehtlige 
junke“ i. 3. 1874 hierüber fo| + Riedel 35 befchränft ben 
Iange bebattiert werden Tonnte. | Sinn des Artikels in unzuläffi 
Sul, zu Meyer, Lehrb. 277%,| Meife, wenn er nur Entf—hädie 
37181%; Laband I, 332 ff. gung „aus öffentlichen Mitteln“ 

45.9. Meyer, Lehrb. 278. |darunter fubfumiert. Cbenfo 

40 Saband 1,332; G.Meyer, | Thudihum 209; Seybel a. 
Lehrb. 378, a. D.; Laband a. a. D.; ritig 

4 DBgl. hierzu Laband ],|v. Martig 78. 
385 ff.; v. Martig 77 f.; Sey-| 4 Thudicum 209 behauptet 
del, Komm. 161; Thudihum an willkürlich: ber Veriuſt der 
208; Meyer, Lehrb. 379. Yer« Mitgliedſchaft zum RT. fei die 
ner über die Diätenprozefle in nestsfolge einer Verlegung von 
Treugen Fuchs im Archiv f.| Art. 32. 

ff. R. II, 128 ff. 
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Klage, welde auf Leiftung einer verfprodenen „Ent 
ſchädigung“ gerichtet ift, abgewiefen werden muß, ferner, 
daß auf Grund des preuß. Allg. Landrechtes folde 
„Diäten” vom Staat eingeforbert werben fönnen.d° — 
Die zu freier Fahrt vom Sit des Reichstags zum Domizils⸗ 
ort während ber Siungsperiobe, fomie 3 Tage vorher und 
nachher, berechtigende Karte, welde den Reichstagsmit - 
gliedern vom Reiche, das hierfür eine erhebliche Ent- 
ſchädigungsſumme an bie Eifenbahnen bezahlt, verabfolgt 
wird, kann mit RB. Art. 32 kaum in Einklang gebracht 
werben! Die Diätenfrage bildet einen  vielerörterten 
Streitpuntt. Wiederholt Hat der Reichstag durch formelle 
Beſchlüſſe fi für Diäten ausgefprochen. 

7. Wahrheitögetreue Berichte über Reichstagsverhand⸗ 
Tungen find von jeder ftrafrechtlihen Verantwortung frei 
(RB. Urt. 22 Abſ. 2; RStGB. $. 12). Bruchſtücke 
von Verhandlungen, z. B. einzelne Reden aus einer Sigung, 
haben dieſes Privilegium nicht.’® 

8. Ein Zwang irgendwelder Art für die Mitglieder 
zur Teilnahme an den Situngen befteht nit; das vor- 
handene Recht ift nach diefer Richtung höchſt unvollftändig. 
Urlaub für 8 Tage erteilt der Präfivent, für länger nur 
der Reichstag felbft; Urlaub auf unbeftimmte Zeit ift 
verboten (GD. 8. 65). 

Entſch. d. ROer.-Civ.S.|323; D: penboft, Komm. zum 
XVI, 89. Zaband I, 336; SGB. 8. 120.6, ; Fuld in 
Gase im Nein f. Öff. R. II, | Unn, utfchen Reiches 1887, 
Bu dgl. ©. Meyer, Lehrb.| S. 251 ff. und Befonderö Heinze 

©. 21 ff. mit vernichtender Kritik; 

er Saband 1,336%; Meyer, |f. au ©. Meyer, Lehrb. 276. 

b. 86. Ent 116. 


ehr d. RGer. in Strafſachen 
9 Seybel 149; Labanb I, xvIn, 207 ff. 
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9. Mitglieber des Reichötages dürfen den Geſchworenen⸗ 
und Schöffenbienft ablehnen, ebenfo die Berufung als Bei- 
figer eines Seeamtes; zur Vernehmung ala Zeuge ober 
Sachverſtändiger während der Sitzungsperiode an einem 
andern Orte als dem Sie des Reichtages ift Genehmigung 
des Reichstages erforberlich.5® 


IV. Die Hompefenz des Reichtages. 

1. Der Reichstag hat zunächſt das Recht der Auto— 
nomie für feine inneren Berhältniffe (RB. 
Art. 27).5* Kraft diefes Prinzipes entſcheidet derfelbe über 
feinen Beftand in der Weife, daß jede einzelne Wahl 
geprüft und darüber eine Entſcheidung, fei es 
von den Abteilungen, fei e8 vom Plenum, von letzterem 
entweber in pofitiver ober in negativer Richtung, gefällt 
wird (f. hierüber oben ©. 229). Kein anderer Faktor hat 
hieran irgendwelchen Anteil. Kraft des gleichen Prin— 
zipes wählt der Neihstag, nachdem durch 
Namensaufruf die Beſchlußfähigkeit feſt— 
geftellt ift, fein Präſidium (BD. 88. 9 ff), be 
ftehend aus einem Präfiventen, zwei Vicepräfidenten und 
acht Schriftführern; die Wahl erfolgt für jede Sitzungs- 
periode (f. über den Begriff unten ©. 248) beim Zu— 
fammentritt des Reichstages, für den Präfiventen und bie 
Vicepräfidenten bei Beginn ber Legislaturperiobe zunãchft 


ss Ga Bert tel, $. 35 8. 1,| %* Jellinet, Syſt. d. fubj. 
$ 85 Abf. 2; Ref. o. 27. Juli | öff. R. 161 beftreitet, daS e& fi 
—— 2510; SED. Sie um „ftatutarifches Recht“ 
s. 49, 72: $8. 847, |hanble, „denn parlamentarifche 
Rammern find feine Korpora- 
tionen“. 
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proviforifch auf 4 Wochen, nach Ablauf diefer Frift ſowie 
in den fpäteren Sigungsperioden fofort definitiv für bie 
Sigungsperiode ($. 11).5° Der Reichstag giebt fid 
ferner, foweit nicht verfaflungsmäßige Vorſchriften feine 
Thätigfeit regeln, feine Gefhäftsordnung. Juri— 
ſtiſch Tann diefe jelbftverftänblih nur auf die Dauer der 
Wahlperiode von einem Reichstag aufgeitellt werben: die 
vom erften nordd. Reichstag normierte Drbnung wurde 
jedoch von allen fpäteren acceptiert (ſ. oben S. 281). 

Der Präfident leitet die Verhandlungen, 
vertritt den Reihstag nad außen, erteilt das 
Wort, ftellt die Tagesordnung der Sigungen 
in ber Regel allein feft und übt bie Dis- 
ziplinargemalt über die Reichstagsmitgliever (f. oben 
©. 231)5° fowie die Polizei im gefamten Gebäude (GD. 
88. 13, 35, 87, 51, 62). Wer von der Tribüne Zeichen 
des Beifall oder Mißfallens giebt, ift zu entfernen, auch 
können die Tribünen vollftändig geräumt werden ($$. 63, 
64). Der Präfivent ernennt ferner die fpeziell für den 
Reichstag notwendigen Beamten und Diener nad; Maßgabe 


5 Bor ber Wahl fungiert als 
Vorſitzender der Alteröpräfident 
Sem. ber biöherige Präftbent, 
SD. 8.1; über die eventuell er» 
forberlihen engeren Wahlen |.$.9 
Abſ. 3; für die Wahl der Schrift» 


Fräfent Simfon (Gten. Ber. 
873 I, 655). Mit Recht, denn 
bie Buftänbigteit des Präfibenten 
des — * — Kama io in 1 
siplinarifgjer Beziehung Iogifcher» 
Geile nur auf bie Mitglieder bes 


führer ift nur relative Stimmen- 
mehrheit erforderlich ($. 10). 

° Hat ber Präfident eine Dis- 
yifinargemalt über die Mitglie- 
er des Bundesrates? Meyer, 
Lehrb. 375% verneint die Frage, 
ebenfo der frühere Tangjährige 


Neichätages beziehen; ein Ein- 
reiten gegenüber den Ber- 
tretern ber Regierung ließe fid) 
nur vom Geſichtspunkt der 
Sigungspoligei aus juriſtiſch 
Tonftruteren. 
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der hierfür in den Etat aufgenommenen Pofitionen (BD. 
$. 14 u. Reichs -Beamt. G. v. 31. März 1873 $. 156), 
ſowie zwei Duäftoren aus der Mitte des Reichtages für 
das Kaffen- und Rechnungsweſen ($. 16). 

2. Die widtigfte Funktion des Reichstages ift Die 
Mitwirkung bei der Gefeggebung (f. hierüber 
unten die Lehre von der Gefeßgebung $. 17). 

Man hat von der Zuftimmung des Reichstages, welche 
zum Zuſtandekommen aller Reichsgeſetze erforderlich ift, noch 
eine „Genehmigung“ als beſondere Art der Mitwirkung 
des Reichstages für beftimmte Angelegenheiten abgezweigt.57 
Es handelt ſich jedoch bei diefer „Genehmigung“ ftaatö- 
rechtlich entweder genau um ben nämlichen Akt, wie bei der 
Buftimmung zu Gefegen, oder um eine bloße Kontrolle. 

Einmal ſchreibt RB. Art. 11 Abſ. 3 „Genehmigung“ 
des Reichstages für die „Gültigfeit" von Staatöverträgen 
vor, die fi „auf ſolche Gegenſtände beziehen, welche nad 
Art. 4 in den Bereich der Reichsgeſetzgebung gehören“, 
während für den , Abſchluß“ die „Buftimmung” des Bundes- 
rated gefordert wird. Die Unflarheit biefer Terminologie 
ift, wie die Verhandlungen über jenen Sa der Ver— 
faffung zur Evidenz ergeben, hervorgegangen aus einer 
völligen Unflarheit über die rechtliche Natur der Staats- 
verträge. Der dem Sa zu Grunde liegende richtige Ge- 
danke kann nur ber fein: falls es ſich bei Stantöverträgen 
um Materien der Gefetgebung handelt, fo bedarf es dir 
für letztere vorgefchriebenen Form, in welcher der zu- 
ftimmende Beſchluß des Reichstages einen Hauptbeftandteil 


# Laband I, 278 ff. 
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bildet. Die Thätigleit des Reichstages ift fomit hier 
genau die nämlide, wie bei den Gefegen.5° 

Eine „Genehmigung“ wurde ferner noch in der Praxis 
erholt und juriftifh als felbftändiger Akt zu Zonftruieren 
verſucht bei Überfhreitungen des Reichshaushaltsetats. 
Wenn fih zur Ergänzung des Hauptetats Nachträge als 
notwendig darftellen, fo bebarf es hierfür nad; ber Haren 
Vorſchrift der Verfaffung grundfägli ganz ebenfo der 
Form des Geſetzes wie beim Hauptetat; demgemäß wird 
auch verfahren. Wenn bei Etatsüberſchreitungen nur „Ge 
nehmigung“ eingeholt wird, fo ift das ein abgefürztes 
Verfahren für den verfafjungsmäßig vorgefchriebenen Weg 
der Gefeßgebung, weldes auf dem zum Reichsgeſetz er- 
hobenen preuß. Gef. v. 27. März 1872 $. 19 beruht (ſ. 
hierüber unten $. 18) und immerhin gegenüber der Ver— 
faffung rechtlich bedenllich ift. 

Endlich ift bier noch der „Genehmigung“ zu gebenken, 
welche für Verordnungen des Bundesrates ober des Kaiſers 
durch Spezialgefege dem Reichstag vorbehalten iſt. In der 
Regel ift diefe „Genehmigung“ einfach ein Recht der Kon— 
trolle, das dem Reichstag eingeräumt ift, ſogar bis zur 
eventuellen Außerfraftfegung von folgen Derorbnungen. 
Soweit es fih um das dem Kaifer für Elfaß-Lothringen 
gewährte Recht handelt, Verordnungen mit interimiftifcher 
Geſetzeskraft zu erlaffen, welche dem Reichstag fofort bei feinem 
Zufammentritt vorzulegen und von ihm zu beftätigen ober 
außer Kraft zu fehen find — ein Anderungsrecht ift dem 
Reichstag nicht gegeben worden —, infoweit handelt es ſich 


5 ©. hierüber unten $. 19. 
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lediglich um ein dem preußifchen Staatsrecht (pr. WU. Art. 63) 
nachgebilbetes, mobifiziertes Gefeßgebungsverfahren (f. unten 
$. 20); in zahlreichen anderen Fällen erfcheint dieſes Recht 
des Reichstages nur als Kontrolle, fo für den Retorfions- 
zoll nad Gef. v. 15. Juli 1879 $. 6, für die Abände- 
rung des Wahlreglements für den Reichstag nad Wahl- 
gefeg vom 31. Mai 1869 $. 15 Abf. 2).5° 

Eine ſtaatsrechtlich in befonderer Weife zu behandelnde 
„Genehmigung“ als Form der Thätigfeit des Reichstages be- 
fteht fomit nit: bie betreffenden Funktionen fallen entweber 
in das Gebiet der Gefeßgebung oder in das der Kontrolle.°° 

3. Dagegen bildet eine volllommen felbftänbige und 
durch innere Gefihtäpunfte zufammengehaltene Gruppe von 
Funktionen des Reichstages das demfelben zuftehende Kon⸗ 
trollredt. 

„Es widerſpricht ſchlechterdings der Natur jeder Volks- 
vertretung, ſich in der Aufgabe einer Mitwirkung bei der 
Geſetzgebung zu iſolieren. Das hat ſie in keiner Phaſe 
ihrer hiſtoriſchen Entwickelung gebulbet.“*! 

Nichts, was Reichsſache iſt, iſt prinzipiell dem Reichs- 
tag fremd: kraft dieſes Prinzipes kann der Reichstag jeder- 
zeit an die Vertreter der Reichsregierung Anfragen und 
Interpellationen (GD. $. 32 ff.) richten, ein aller- 


5 Weitere Angaben bei La-| © Hänel, Stud. II, 16; vgl. 
band I, 280%. über bie Biftorifhe Entwidelung 

60 Daß ſich der ſtaatsrechtliche der englifchen SParlamentsver- 
Lese, ber „Genefmigung“ in|fafung Gneift, Nedtäftant 
ber —* „traditionellen |(2. U.) ©. 43 ff. und bie Aud« 
Darftellung des Yonftitutionellen führung ber Bier gegebenen 
Stoatrehtd“ nicht findet, was | Sfigze in den übrigen Schriften 
Zaband I, 280 rügt, ift fomit| Gmeiftö über da englife 
in der Sache begründet. Siaaisrecht. 
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dings nur moralifches Recht, da demfelben keine Pflicht der 
Beantwortung feitens ber Vertreter der Regierung ent- 
ſpricht. Interpellationen find an den Bundesrat zu richten 
und deſſen Vorfigenden, dem Reichskanzler, mitzuteilen; fie 
müffen beftimmt formuliert und von 30 Mitgliedern unter- 
zeichnet fein. Cine Diskuffion über Interpellationen darf 
nur erfolgen, wenn 50 Mitglieder eine ſolche verlangen; 
die Stellung eines Antrages ift in feinem Falle dabei zu- 
läffig. Immerhin hat das Prinzip darin Ausdruck ge- 
wonnen: daß der Neihstag feine kontrollie— 
vende Thätigfeit über alle und jede Sphäre 
des öffentlihen Lebens im Reihe erftreden 
tann.®? 

Die allgemeine Kontrolle wird ferner geübt bei der Be— 
tatung des Reichshaushaltsetats. Die einzelnen Poſitionen 
des letzteren geben die Möglichkeit einer Diskuffion aller 
Mipftände, die fi auf irgendweldem Gebiet gezeigt haben. 

Endli gehört hierher auch das ſog. Petitions- 
recht (GD. 8. 28). Jedermann kann dem Reichstag auf 
dem Wege der Petition eine Anregung nad) irgendwelcher 
Seite geben; der Reichstag kann darüber auf Antrag einer 
Kommiffion oder von 15 Mitglievern debattieren (ſ. auch 
GO. $. 85 Abf. 2 u. 3) und Hierdurch oder durch be 
fondere Beſchlüſſe, die über Petitionen gefaßt werben, einen 
Einfluß auf die Regierung geltend machen (RB. Art. 23).°° 


68 Laband I, 285; N juriſtiſch ift dies gewiß zu⸗ 
in Hirths Ann. 1880, 430; ©.| treffend. Aber dies jhließt nicht 
me, Lehrb. 8. 198. aus, buß Berhanblungen und 

—S— t erklart vahluffe über Petitionen unter 

Pre d I, 2838 in braſtiſcher Umftänden eine melthiftoriihe 
Weile für "inhaltslos. Formale | Bedeutung haben Tünnen; eine 

Born, Staatsrecht I. 2. Aufl. 16 
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Unmittelbares Eingreifen ift dem Reichstag nirgends ge- 
ftattet. Der Reichstag kann aud den formellen Beſchluß 
fafien, daß ihm über Durchführung eines beftimmten Geſetzes 
Bericht zu erftatten fei, der Bundesrat feinerjeit3 kann 
daraufhin zuftimmende oder ablehnende Entſcheidung geben.s* 
Eine Überfit der vom Bundesrat auf Beſchlüſſe des 
Reichstages Hin getroffenen Entſcheidungen gelangt zur 
Mitteilung an die Mitglieder und kann unter beftimmten 
Vorausfegungen zum Gegenftand von „Bemerkungen“ im 
Reichstag gemacht werden (das Nähere |. GD. $. 34). 

Die Kontrolle des Neichstages bezieht fi ganz be- 
ſonders auf die Finanzwirtſchaft des Reiches. Nah RB. 
Art, 72 ift demfelben, ebenfo wie dem Bundesrat, über 
die Verwendung aller Einnahmen des Reiches alljährlich 
durch den Reichskanzler Bericht zu erftatten und Entlaftung 
einzuholen. Der Reichstag hat hierdurch die Möglichkeit 
einer völlig unbeſchränkten Kontrolle der gefamten Finanz- 
wirtſchaft des Reiches (f. unten $. 16 B.). 

Dazu kommt noch die fpezielle Kontrolle, melde dem 
Reichstag bezüglich aller bedeutenderen, felbftändigen Finanz- 
verwaltungen des Reiches vorbehalten wurde, fo bezüglich, 
des Reichsſchuldenweſens, des Reichskriegsſchatzes, des 
Reihsinvalivenfonds, des Reichsfeſtungsbaufonds und des 
Reichstagsgebãudebaufonds: alle diefe Verwaltungen haben 
alljährlich an die Reichsſchuldenkommiſſion Beriht zu er- 


Iluſtration Hierzu giebt ber 
Beſchl. b. amerif. Repräfentanten- 
ale je8 v. 2 —S— Fang 
en über af er 
Sllaverei (ſ. Holit, Geis. d. 


norbamerif. Freiſtaaten I, 2 
©. 223 fi.) 
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ftatten, melde aus Abgeorbneten des Bundesrates und 

des Reichstags befteht; dieſe Delegierten haben an ihre 

Delegatare zu berichten und letztere jenen Spezialverwal- 

tungen durch offiziellen Beſchluß Entlaftung zu erteilen . 
(ogl. unten $. 16 B.). 


V. Die Berhandlungen des Reichstages. 

1. Der Reichstag ift alljährlih mindeftens einmal zu 
berufen. Die Berufung geſchieht durch kaiſerliche Ver- 
ordnung. „Dem Kaifer fteht es zu, — — den 
Reihstag zu berufen, zu eröffnen, zu ver- 
tagen und zu ſchließen“ (RB. Art. 12). Der Kaiſer 
eröffnet in Perfon oder durch einen Stellvertreter den Reichs- 
tag, und in gleicher Weife erfolgt der Schluß besfelben. 
Durch Eröffnung und Schluß ift die Sifungsperiode 
(„Seffion“, RB. Art. 26) thatſächlich und juriftifch umgrenzt. 
Nur der Kaifer hat ferner das Recht, den Reichstag zu ver- 
tagen; dur) Vertagung wird die Sigungsperiode nur that- 
Täglich, nicht rechtlich unterbrochen; bei wiederholter Vertagung 
während der nämlichen Sigungsperiode, ſowie bei einer 
Vertagung von über 30 Tagen, ift der Kaiſer an die Zu- 
fimmung des Reichstags gebunden (RB. Art. 26 vb. 12). 
Wird die Sitzungsperiode geſchloſſen, fo hören damit auch 
die Arbeiten der Kommiffionen auf, und alle noch nicht 
fonftionierten Vorlagen werben herfömmlich neu behandelt.°° - 


2 Beimip, der „Diskontinui- | die Gefch.-D. nprsietofer über 
tät“ 0; vgl. Za-|fdreitung des — 5 — 
— eyer, —— —— na 
Lehrb. 313; Ober bie verfaften 8 |f. unten $. in er Behte 
mösige Bedentligfeit biefes yurch von ber Shaun, 
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Nur auf Grund fpezieller gefegliger Ermächtigung er- 
achtete man ausnahmsweiſe eine Fortfegung der Kom— 
miffiongarbeiten für ftatthaft.° 
. 2. Die Verhandlungen müffen verfaffungs- 
mäßig öffentlih fein (RB. Art. 22 Abf. 1); Aus- 
ſchluß der Öffentlichkeit ift verfaffungsmidrig.”" Ein in 
geheimer Sitzung gefaßter Beſchluß märe rechtlich nicht 
vorhanden.® Im Situngsgebäude handhabt der Präfi- 
dent bie Polizei ; diefelbe Tann fi allerdings bis zur Räu- 
mung der Tribünen ausbehnen (BD. $$. 62—64).°° 
3. Die Arbeiten des Reichstags vollziehen fid teils im 
Plenum, teils in Ausſchüſſen; als folge kommen in 
Betracht die Abteilungen und die Kommiffionen. 
Beim Zufammentritt jedes neu gemählten Reichstages 
werben 7 ftändige Abteilungen mit möglichſt gleicher 
Mitgliederzahl dur das Los gebildet (GD. $. 2); 
den Abteilungen liegt insbefondere die Vorprüfung der 
Wahlen und in der Negel au die Entſcheidung über 
deren Gültigkeit ob ($. 8).7° Die Kommiffionen werben 
nad Erfordernis beftellt, fei es dauernd für beftimmte 


© Bol. ©. v. 28. Dez. 1874 Sehe si Thudichum 192; 


(RSRL. 194). 

7 RB. Art. 22 Abf. 1: „die 
Verhandlungen des Reichätage 
find öffentlih“. Diefem abjo- 
Iuten Sag gegenüiker ift Gefd.-D. 

. 86, welder Ausfchluß ber 

heffentticteit geftatet, mo 

Übereinftimmend Laband 
22) Seybel, Ann. 1880, 

Hr a. A. Meyer, Lehrh. 

Riedel 112; Chur 
um 192. 

Laband I, 562; a. A. 


bi 


Riedel 
u Perg lt vd ein thatſäe 
2 |iger Fr al 
Dap die — der 
Srißtnen erforberlih werben 
Tann, ift zweifelloß. Gegenüber 
dem uneingefchräntten Grundſatz 
ber Verfaffung über bie ent: 
lichkeit wird in foldem 
nidt8 übrig Dleil 
Sm zu_unterbreden. 
gl. Geſch.D. 


as de 
© 26 f- 
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Zweige von Geſchäften, fei es für beftimmte einzelne Auf- 
gaben. Dauernde Kommiffionen werden beftellt für 1. die 
Gefhäftsordnung, 2. Petitionen, 3. Handel und Ge 
werbe, 4. Finanzen und Bölle, 5. Juſtizweſen, 6. den 
Etat. Die Kommiffionen werden gebildet durch Wahl 
feitens der Abteilungen ($. 26 Abf. 3), und es fteht fein 
Hindernis im Wege, daß ein Mitglied des Reichstages zu- 
gleich mehreren Kommiffionen angehöre. Die Kommiffionen 
wählen ihren Vorfigenden und Schriftführer und beſtellen 
in der Regel einen ober mehrere Referenten, die Beriht an 
das Plenum erftatten, fei es münblid, fei es ſchriftlich. 
Beſchlußfähig find die Kommiffionen, wenn minbeftens die 
Hälfte der Mitglieder anmefend ift. Die Sitzungen ber 
Kommiffionen find geheim: nur Reichstagsmitglieder dürfen 
venfelben beimohnen, falls nicht aud dies durch Plenar- 
beſchluß des Reichstags ausgeſchloſſen ift (GD. $. 27 Abſ. 5). 
Im übrigen gelten für die Abteilungen und Kommiffionen 
die allgemeinen Vorfchriften für ven Reichstag, insbeſondere 
auch bezüglich der Teilnahme von Vertretern des Bundes» 
rated (RB. Art. 9), fowie der Unverfolgbarkeit parla- 
mentariſcher Hußerungen (RB. Art. 30); dagegen Tann 
die Vorfehrift der Verfafjung über die Unverfolgbarkeit 
„wahrheitögetreuer Berichte" (RB. Art. 22 Abf. 2) auf bie 
Kommiffionen und Abteilungen feine Anwendung finden, 
ift vielmehr ausdrücklich nur für die „öffentlichen Sitzungen 
des Reichstages“, d. i. die Plenarverhandlungen gegeben. 
Don dem Zufammentritt der Kommiffionen und dem Gegen- 

Mn Nicht „mit beratender Rommiffionsfigungen teilnehmen, 


Stimme* „Tönnen“ (GO. 8. 29)|fondern ihr Recht beruht auf 
Bundesratömitglieber an den RB. Art. 9. 
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ftand ihrer Arbeiten muß dem Reichafanzler Witteilung ge: 
macht werben (GD. $. 29). 

4. Alle Borlagen,’? welche von feiten des Bundesrates 
an den Reichstag gelangen, fowie die förmlichen d. i. von 
15 Mitglievern unterftügten und in der durch GO. $. 22 
beftimmten Form eingebrachten Anträge von Reichstags- 
mitgliebern, welche ven Charakter von Gejegentwürfen tragen, 
find durch den Präfidenten zum Drud und zur Verteilung 
zu bringen, fowie weiterhin einer dreimaligen Be— 
ratung zu unterwerfen. Die erfte Beratung darf frühe 
ftend am dritten Tage, nachdem der Entwurf gebrudt und 
verteilt ift, erfolgen; handelt es fih um Vorlagen des Bun- 
desrates, fo werben dieſelben zunächſt in allgemeiner Weife 
durch einen Regierungslommifjar begründet; Anträge aus der 
Mitte des Reichstages führt der Antragfteller begründend 
ein. Auch die Verhandlung trägt bei der erften „Lefung“ 
nur einen allgemeinen Charakter und die Beſchlußfaſſung 
erfolgt nur über die Frage: ob der Entwurf im Plenum 
weiter beraten oder ganz ober teilmeife an eine fei es be- 
reits vorhandene, fei es ad hoc zu beftellende Kommiſſion 
verwiefen werben fol. Mit einfaher Stimmenmehrheit 
kann der Reichstag beſchließen, daß mit der erften fofort 
die zweite Beratung verbunden werde. Außerdem darf die 
weite Beratung früheftens zwei Tage nach ber erjten, falls 
eine Kommiffion beftellt und von biefer ſchriftlicher Bericht 
erforbert wurde, früheftens zwei Tage nach Verteilung des 
gedrudten Kommiffionsberichtes erfolgen. In dieſer zweiten 
„Leſung“ ruht regelmäßig der Schwerpunkt der parlamen- 


"= Geſch.D. 88. 17 f.5 Seydel 427 fi; Laband I, 325 ff. 
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tariſchen Arbeit. Jedes einzelne Mitglied Tann hier Ab- 
änberungsanträge ſtellen. Die Verhandlung und Abftim- 
mung ift bei der zweiten Beratung eine artifelmeife. Führt 
die Abftimmung auf Grund der zweiten Beratung zu all- 
gemeiner Ablehnung, fo wird nicht mehr weiter beraten. 
Andernfalls Hat der Präfident die Beſchlüſſe der zweiten 
„Leſung“ zufammenzuftellen und die gedruckte Zufammenftellung 
den Mitglievern zuguftellen; früheftens am zweiten Tage 
nad diefer Zuftelung darf dann auf Grund jener Zu- 
fammenftellung in bie dritte Beratung eingetreten werben.’® 
Diefe dritte Beratung teilt fi in General- und Spezial» 
beratung; Ahbänderungsanträge bebürfen bei der britten 
„Leſung“ der Unterftügung von minbeftens 30 Mitglievein ; 
die Abftimmung erfolgt erft artifelmeife, dann über das 
Ganze de3 Entwurfes. Werben noch in britter Beratung 
Abänderungsanträge angenommen, fo ift die Beſchlußfaſſung 
auszufegen bis nad erfolgter Zufammenftellung jener Be— 
ſchlüſſe dur das Büreau. 

Über Anträge des Bundesrates kann nicht zur Tages- 
orbnung übergegangen werben ($. 53 Abf. 4). 

Die Vorlagen des Bundesrates werben im Reichstag 
durch Mitglieder des Bundesrates oder befondere Kommif- 
fare vertreten; erftere können jederzeit das Wort verlangen 
und müſſen fofort, außerhalb der Rebnerlifte, zum Worte 
zugelaſſen werden, auch nad Schluß der Debatte, wodurch 
diefe wieber als eröffnet gilt. Auf die Kommiſſare werben 


n aan: i Beſtimmungen kann nah Maß - 
"* Cine Nodifilation dieſer a e von ðeſch. H. 8. 21 erfolgen. 
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diefe Grundſätze geſchäftsordnungsmäßig gleichfalls ange- 
wendet.?* 

5. Anträge von Reichstagsmitgliedern, welche nicht den 
Charakter von Gefegentwürfen tragen, werben in einmaliger 
Beratung erledigt (GD. 8. 28). Alle felbftändigen An- 
träge müſſen von mindeftens 15 Mitglievern unterzeichnet 
fein (GO. $. 22). Im übrigen find auch folge Anträge 
nah den Vorſchriften für Gefegentwürfe zu behandeln. 
Sie können jeverzeit zurüdgezogen, dann aber von jebem 
Mitglied ohne Unterftügung wieder aufgenommen werben 
G. 24). Über Abänderungsanträge und Anträge auf 
motivierte Tagesordnung f. no GD. 88. 49, 50; über 
Vertagungsanträge und Anträge auf einfache Tagesordnung 
8. 58. 

6. Die Beſchlußfaſſung erfolgt prinzipiell fo, daß die 
abfolute Mehrheit der Stimmen entſcheidet, d. i. alfo: 
199 Stimmen find erforderlich zu einem bejahenden Votum, 
falls alle Mitglieder anweſend find (RB. Art. 28 erfter 
Sag); Stimmengleihheit ift Ablehnung (GD. $. 51). 
Gültige Beſchlüſſe können gefaßt werben, wenn mindeſtens 
ein Mitglied über die Hälfte der geſetzlichen Mitgliederzahl 
des Reichstages („Mehrheit der geſetzlichen Anzahl ber 
Mitglieder”) anweſend ift (RB. Art. 28 zweiter Sap).’5 
Die Beſchlußfähigkeit wird an fi präfumiert; es kann 
aber zu jever Zeit von jedem Mitgliede eine Entſcheidung 
hierüber durch Auszählung verlangt werben; ift jedoch das 
Bureau einftimmig der Anficht, das Haus fei beſchlußfähig, 

74 NR, Art. 16 u. 9; Gefch.-D. | ftimmung (Aufftehen u. Sigen- 


.43; ©. Meyer, Sehrb. 375. bleiben, ev. Gegenprobe, fuben. 
ee den Sobus der Mb: Bählung) |: OL 8 55 ft 
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fo erfolgt troß geftellten Antrages fein Namensaufruf 
G. 54 Abſ. 2 u. 3). Namentliche Abftimmung erfolgt 
auf Antrag von 50 Mitgliedern ($. 57). 

7. Über die Verhandlungen des Reichstages 7° müſſen 
Protokolle geführt werden (GD. 88. 38 ff.). Diefelben 
haben zu enthalten: die gefaßten Beſchlüſſe in wörtlicher 
Anführung; die etwa geftellten Snterpellationen in wört⸗ 
licher Anführung nebit Vermerk über die Beantwortung 
derfelben; die amtlichen Anzeigen de3 Präfiventen. Die 
Protokolle müflen vom Präfidenten und zwei Schriftführern 
vollzogen werben und find im Archiv des Reichstages auf- 
zubemahren. Sie gelten als genehmigt, wenn fein Mit- 
glied des Reichstags Einſpruch erhebt. Sie find die ein- 
zigen offiziellen Urkunden über die Thätigfeit des Reiche- 
tages. Außerdem werben noch die ſtenographiſchen Berichte 
in quafisoffizieller Weife behandelt, indem fie nad) erfolgter 
Drudlegung von den Rednern durchgeſehen und von ben 
Scriftführern revidiert werden (GD. $. 15); fie follen 
einen korrelten wörtlihen Bericht über die ganze Sigung 
von Anfang bis zu Ende geben; demnach ift die Vornahme 
von fachlichen Veränderungen bei der Korrektur unftatthaft. 

8 Wenn in der Verfammlung ftörende Unruhe ent- 
fteht, fo Tann ber Präfident die Sitzung auf beftimmte 
Zeit ausfegen ober ganz aufheben. Kann fi der Präfi- 
dent fein Gehör verſchaffen, fo bedeckt er fein Haupt, mo- 
durch die Sigung auf eine Stunde unterbrochen ift ($. 61). 

9. Die Verhandlungen des Reichstages find dur be 
ſondere Straffanktionen gefhügt: Zwang gegenüber dem 


"0 Laband I, 564f. 
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verfammelten Reichstage wäre mit Zuchthaus eventuell 
Feſtung zu beftrafen; nicht minder tritt Zuchthaus- eventuell 
Feſtungsſtrafe auch ein gegen Perfonen, die einzelnen Mit- 
gliedern des Reichstages gegenüber bezüglich ihrer Thätig- 
Teit in letzterem Zwang ausüben (RStGB. $. 105: 
„ſprengen, zur Faſſung oder Unterlafjung von Befhlüffen 
zu nötigen oder Mitglieder aus ihnen gemaltfam zu ent- 
fernen“, $. 106: „ein Mitglied — — durch Gewalt ober 
durch Bedrohung mit einer ftrafbaren Handlung verhindert, 
fh an den Drt der Verfammlung zu begeben ober zu 
ftimmen“).?? 


89. 

Der Heihskanzler, die Htellvertrefungsämter und die 

üßrigen Beihsbehörden.! 

Die Materien, melde durch die Neicöverfafjung und . 
die Nachtragsgeſetze zu derfelben der Kompetenz des Reiches 
überwieſen wurden, find in Bezug auf die Durchführung 
der hierfür ergangenen Spezialgefege zu nicht geringem 
Teile dem bereit beſtehenden altbefeftigten Behörbenorga- 
nismus ber Cinzelftaaten übertragen worden. Nur bezüg- 
lich eines Teiles jener Materien wurde ein felbftändiger 
Reichsbehördenorganismus geſchaffen. Zutreffend Tann man 
demnach den Unterſchied maden: daß das Reich hinſichtlich 
feiner Kompetenzen teilweife nur Aufſichts befugniſſe, teil- 
weiſe aber eine „eigene und unmittelbare" Ver— 
waltung ausübt.? 


” Bol. auch SER. ee} 18 (def. S. 88 ff); Riedel 
fomied.Befrbügerb, Sta techtB. | 8. 9; Senbel, Komm. 126 f-; 


Zaband 4 3943; |». Nartig 66 
Meyer, Leheh. $. 135, Grundg.| ? S.oben&. 10BFf. über die in 
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Die Entwidelung der Amterorganiſation des Reiches 
war anfangs in ftarfem Fluffe begriffen, hat aber jegt 
einen gewiſſen Abſchluß gefunden, ſodaß an der Hand der 
bisherigen Entwidelung und auf Grund der im Reichstag 
aus Anlaß des Gefegentmurfes über die Stellvertretung 
des Reichskanzlers gepflogenen Debatten? die Grundzüge 
des Reichsbehördenſyſtems mit einiger Sicherheit formuliert 
werben können. 


A. Der Reichskaniler.“ 

Das Behörbenfyften des Reiches beruht auf dem Prin- 
zipe ftrenger Gentralifation. Nach der Reichsverfaſſung 
konzentriert ſich dasfelbe in höchſter Inſtanz nur im Reichs⸗ 
kanzler. Die ſtaatsrechtliche Stellung des Reichskanzlers 
hat demnach eine doppelte Seite: derſelbe iſt einerſeits 
Vorſitzender im Bundesrat und andererſeits ober=- 
fter Chef der Reichsverwaltung. 


„Selbftverwaltung® der Einzel- 
ftaaten gegebenen Reichsange⸗ 
Iegenheiten, ©. 109 ff. über die 
„ gene und unmittelbare Ber- 
maltung“ des Reiches. 


® Diefe Verhandlungen find 
für die Grlenntniß des faatd- 
tedtlichen Buftanbes bed Reiches 
Befonbere Ichrreih, Gten, Ber. 
1878, ©. 321 ff. (6. März), 3781. 
(&. März), 401 f.(9. März), 481ff. 
A. Rn). 

+ &. Henfel in Hirths Ann. 
1882, 111.; Rofenberg, Die 
fantörestiige Stellung, bes 

eicjötanzlers (1889); Jos in 
Hirths Ann. 1878, "402 ff.; 


4; 





Hänel, Stub. U, 2 ff.; La⸗ 
band I, 8.40. Über bie rein 
preußiſche Stellung des Bundes» 
Tanzler8 nad dem Entwurf v. 
15. Dez. 1866 ſ. Hänel StR. I, 
339 f. Exft dur) ben Reichstag 
empfing ber Kanzler feine Heutige 
negtägrundtage, die zugleich die 
Grundlage bed Reichsbehorden⸗ 
ſyſtems iden ſi auch Born» 
im Archis VIII, 435. Daß 
tiefes Behörbenfyftem nur zur 
„Beauffihtigung” da und fomit 
„einer umfaffenben —— 
jarnicht fähig“ ift, Dehauptel 

änel Pr} 4, sh auf Grund 
feiner wahrhaft verhängnisvollen 
Anfhauung über den „Grund- 
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I. Nah RB. Art. 15 fteht „der Vorfig im Bunbes- 
rate und die Leitung der Geſchäfte“ dem Reichskanzler zu. 
Die „Leitung der Geſchäfte“ Tann im Bufammenhang jener 
Verfaflungsbeftimmung nur auf den Bundesrat fi be 
siehen:® daß die Zeitung ber übrigen Reichsgeſchäfte dem 
Reichskanzler zulomme, ergiebt fi nit aus Art. 15, ſon⸗ 
dern aus Art. 17 der RB., demnad Tann aud die dem 
Kanzler in Art. 15 eingeräumte Subftitutionsbefugnis ſich 
nicht auf die „Leitung der Geſchäfte“ des Reiches, fondern 
nur auf den Vorſitz und bie Leitung der Geſchäfte im 
Bundesrate beziehen.* 

Der Reichskanzler muß nah RB. Art. 15 Mitglied des 
Bundesrates und zwar preußifher Bevollmächtigter 
fein.” Dermalen ift das Amt des Reichskanzlers nicht 


ſatz von RB. Art. 4; f. darüber Befugnis aus Art. 15 der Berf. 
oben ©. 118. 


für den minifteriellen Gejcjäfts- 


5 Ghenfo Laband I, 357; 
gänel, Stud. II, 35; Meyer, 
ehrb. ©. 338°; "Seydel 122. 
Eine andere Anfiht fugen ya 
und Henjel in den oben N. 4 
citierten Auffägen zu begründen. 
Die Joslſche Anſicht hat auch 
Fürft Bismard in Yen Sit ng 
des Reichstages v. 5. März 18' 

it richtig erklärt (Sten. Ber. 


SAX. Joel a. a. O. De 
gegen Hänel, Stub. II, 3f.: 
„ed ift ine volltommene Ber- 
Tenmung ber janzen aferiigen 
Entwidelung, der politiigen Be- 
deutung und Abficht des Gefeges 
v. 17. März 1878, wenn man 
annimmt, daß neben bemfelben 
auch —* die Subſtitutions- 





Hreis bes Neichetanzlerd An 
wendung finden Tönne. Dem 
Art. 15 ift vielmehr durch jenes 
Gefeg die Bedeutung definitiv 
zuerlannt, die er urſprünglich 
zmeifelloß allein bejaß, und bie 
er nad einer wohlbegründeten 
Meinung niemals verloren Hat, 
wenn fie auch durch den Beſchluß 
zu Art. 18 verbunfelt wurde. 
Er bezieht ſich ausfhließli und 
allein auf bie Subftitution des 
Reichskanzlers im Praſidium des 
Bundesrates“. 

? Die Begründung dieſes 


Satzes |. oben S. 160f.; vgl. da⸗ 
zu auf Rofenber, 12; 2a- 
5 Dagegen 


band I, Frl 351 
Henjel 10f. 
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mehr verbunden mit dem bes preußiſchen Minifterpräfiden- 
ten: eine verfaffungsmäßige Notwendigkeit für diefe Ver- 
bindung befteht auch nicht;® ift aber der Reichslanzler 
überhaupt preußifcher Minifter, fo ift es ſtaatsrechtlich un- 
zweifelhaft, daß eine Verantwortlichkeit desſelben gegenüber 
dem preußiſchen Landtag in Beziehung auf die Vertretung 
der preußifchen Intereſſen im Bundesrat nah Mafgabe 
des preußifchen Staatsrechtes begründet ift;? der Reichs- 
Tanzler ift in biefem Falle zugleich preußiſcher Minifter für 


die Reichsangelegenheiten. 


® Politifh dagegen dürfte fie 
unzmeifelhaf Befteben, wie dies 
auch Fürft Bismard im Reichs- 
tag bei jebem Anlaß entichieden 
betonte; e3 kommen hier große 
politifhe Imponderabilien in 
Betracht, die ſich ber Heinen 
juriftifgen Formulierung ent- 
ziehen. Ein Reichskanzler, der 
nit feft auf dem preußifchen 
Staatäminifterium fußen würde, 
würde in der Luft fhmweben; f. 
Breuß in Tüb. 3. Bd. 45, 446; 
hat * gi 
au nel, 
Laband I, 352. 

° Saband a. a. D. Ebenſo 
Hänel, Stub. I, 58 fi.: „aud 
die preußiihe Vollmacht bes 
Reichskanzlers unterliegt der In- 
ftruftion von feiten Preußens 
unter Berantmortlichteit bes 
Te Cap IR urunfanig sig 
er ift grunbfäglich richtig 
nur mit ber Einſchrankung, ba 
für eine Berantwortlicteit „des 

inifteriums“ al® Kollegiums 
ein pofitiver Rechtsſatz nicht aufe 
findbar ift (ſ. hierüber Zorn, 








bie ſtaatsrechtliche Stellung des 
preuß. Gefamtminifteriumd in 
Gefigeben für Konrad Maurer, 
89). Edbenſowenig beruht 
es auf pofitivem Recht, wenn 
Hänel weiter ausführt: „aber 
allerdings, der Reichskanzler ge- 
winnt aus feinem kaiſerlichen 
Amte dad Recht und die Pflicht, 
einer Inſtruktion ber preuß. 
Stimme, die den Gefihtäpuntten 
der unter feiner Verantwortlich 
teit geführten Reichspolitik wider» 


[. | fpridt, und die ihn lediglich als 
;|preuß. Bevollmachtigten binden 


würde, Weigerung und Wider» 
ſpruch entgegenzufegen“. Weber 
aus ber Verfafſung nod aus 
ber Soegilgefegebung Täbı ih 
diefer Sag begründen; er mochte 
für des Fürften Bismarck welt- 
efchichtliche Perfönlichteit als 
——— erſcheinen; die 
jerfaflung kennt weder für ben 
Raifer noch für den Kanzler bie 
von Hänel in jenem Sage 
vorauögefegte felbftändige ftaatd- 
seätlige Stelung im Bundes 
tate. 
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Über die Stellvertretung des Reichslanzlers im Bundes- 
ratspräſidium f. oben ©. 161 f. 

1. Nah RB. Art. 1710 bedürfen die vom Kai— 
fer namens des Reiches erlafjenen Anord- 
nungen und Verfügungen „zu ihrer Gültigfeit 
der Gegenzeihnung bes Reichskanzlers, wel— 
der dadurch die PVBerantwortlidfeit über- 
nimmt”! Im Lichte der allgemeinen Fonftitutionellen 
Prinzipien betrachtet, befagt jene Verfafjungsbeftimmung, 
daß ber Reichskanzler verantwortlicher, und zwar nad der 
Verfaſſung der einzige verantwortliche Minifter des Reiches 
iſt. Eine Anomalie gegenüber den allgemeinen Eonftitutio- 
nellen Prinzipien liegt jedoch nur infofern vor, als der 
Kanzler nicht, wie die Minifter im Einheitöftaat, vom Sou- 
verän ernannt wird, fonbern vom Kaifer, dem dieſes Recht 
verfafjungsmäßig delegiert ift (RB. Art. 15), ohne daß 
der Bundesrat, der Repräfentant der Souveränetät, daran 
irgend melden Anteil hätte. Dem Kaifer find demnach 
diejenigen Kompetenzen bezüglich der laufenden Verwaltung, 
welde im monardifchen Cinzelitante dem Souverän zu- 
Tommen, infoweit übertragen, als derſelbe den oberften Chef 
der Reichsverwaltung und ferner die demfelben zuzuordnenden 
Beamten ernennt (RB. X. 18, ſ. ferner unten$. 10, ©. 290 ff.). 
Die Verantwortlichfeit des Kanzlers erftredt fi demgemäß 

10 Der Entwurf ber nordd. von Hänel StR. I, 388 ff., 
Bundeverfaffung, Hatte diefen | Stub. II, S1ff.; Laband I, 350. 
Artilel nicht. Über die Ente| 11 Del. Hierzu bie allgemeinen 
ſtehungsgeſchichte des Art. 17 aus | Betrachtungen bei v. Nohl 
einem Sntvage o. Bennigfen|808 1.5 o- Herb 190 f.; Me 
1. Bornhat im Archiv f. Öff. |rechtlihen Ausführungen von 


R. Bd. 1, 435ff. u. befonders | Rofenberg 18 I u bei. 
die auögezeichnete Darftellung | Hänel, Stud. I, 19f. 
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aud nur auf die Regierungshandlungen des Kaifers, nicht 
dagegen auf diejenigen des Bundesrates; für die letzteren 
befteht eine Zonftitutionelle Verantwortlichfeit im Rahmen 
des Reichsſtaatsrechts überhaupt niht,!? fondern nur im 
Rahmen des Landesſtaatsrechtes, infofern Die einzel=- 
ftaatlihen Minifter ihren Landtagen für die 
Thätigfeit der einzelftaatliden Bevollmäd- 
tigten zum Bundesrat verantwortlid find. 
Der Reichstag aber hat dem Bunbesrate gegenüber feine 
Möglichkeit, eine Verantwortligkeit geltend zu machen, fon 
dern nur dem Reichskanzler gegenüber. 

Materiell fann auf Grund der Reichsverfaſſung nicht 
behauptet werben: dem Kaifer fei die Regierungsgewalt im 
Reiche übertragen; vielmehr kommt diefelbe prinzipiell dem 
Bundesrat zu, und die dem Kaifer übertragenen Rechte find 
nur einzelne, wenn aud noch fo wichtige (f. hierüber 
oben ©. 211f.); formell allerdings ift der Kaifer durch 
das ihm überwiefene Beamtenernennungsreht und durch 
die Verbindung, melde die Reichsverfaſſung zwiſchen Kaifer 
und Reichskanzler Herftellt, ala Inhaber der Regierungs- 
gemalt neben dem Bundesrat auch juriſtiſch anerfannt. Die 
Folge diefes eigentümlien und ſchwierigen Rechtsverhält⸗ 
niſſes ift Die, daß der Kaifer unter Umftänden verpflichtet 
fein fann, die Durhführung von Gefegen zu überwachen 
(RB. Art. 17), bei deren Beſchlußfaſſung der König von 


12 Richtig Josel 410; Sey-|Gefegentwürfe* kann die von 
del 127; Hänel, Stub. IL, 48. gänet, Stud. II, 47 geforberte 
Aud für „Die formelle Wer-| Verantwortlichteit des Neicd- 
fafſſungsmäßigkeit der Beſchlüſſe kanzlers gegenüber dem Reichs- 
bed Bunbeörates über vorgelegte | tag nicht anerkannt werben. 
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Preußen im Bundesrat mejorifiert wurde; daß ferner die 
vom Kaifer ernannten Beamten die Verordnungen bes 
Bundesrates ausführen müſſen, ganz gleichgültig, ob fie 
dem Willen des Kaifers entſprechen oder nicht.1® 
Die Verantwortungäpflicht des Reichskanzlers ift durch 
die Verfofjung nur auf „Anordnungen und Verfügungen 
des Kaiſers“ bezogen, das heißt: fie befteht überhaupt nur 
in demjenigen materiellen Umfange, ber durch die kaiſerlichen 
Kompetenzen begrenzt wird; da der Kaiſer aber alle Be- 
amten des Reiches ernennt, fo wird durch dieſes Recht des 
Kaifers das Verantwortungsgebiet des Kanzlers geradezu 
auf die Thätigfeit aller Reichsbehörden erſtreckt und dadurch 
der Umftand, daß für Anordnungen des Bundesrates feine 
Verantwortungspflicht befteht, praftifch weſentlich einge- 
ſchränkt werden. Die Verantwortung richtet ſich nad) oben 
und nad) unten: fie deckt den ald Mitträger der Souverä- 
netät unverantwortlichen Kaifer und deckt andererſeits alle 
untergeordneten Behörden in ihrer Thätigkeit. Indem ber 
Kanzler kraft feiner Verantwortlichkeit verpflichtet iſt, bie 
ſtaatsrechtliche Haftung für Die untergeorbneten Reichsbehörden 
zu tragen, ift ihm zugleich notwendigerweife das Recht ein- 
geräumt, die Thätigleit dieſer letzteren dur feine Direl- 
tiven zu beftimmen.'* Nur dann Tann logiſcherweiſe eine 
Verantwortlichkeit begründet werben, wenn derjelben das 
Recht entſpricht, jeverzeit in die Funktionen der Behörben, 
für welche die Verantwortung getragen werben muß, beftim- 
mend einzugreifen. 
18 Bol. Laband I, HAf. vertret. Gef. v. 17. März 1878, 


"4 Treffenb Seybel 126; [.|$. 8. 
auch unten S. 2651. über Stell- 
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Diefe allgemeinen Grundſätze für die ſtaatsrechtliche 
Konftruftion der Ionftitutionellen Verantwortungspfliht find 
anerkannt hinſichtlich der eigentlichen Vermaltungsbehörben, 
erfahren dagegen eine Modifitation hinſichtlich der Richter- 
behörben und beftimmter Finanzbehörben. Kraft des Prin- 
zips der Unabhängigleit des Richteramtes, das als pofitives 
Reichsrecht anerfannt ift (GVO. $. 1), ift jedes Eingreifen 
in die geſetzlich feftgeorbnete Thätigfeit der Richter durch 
außenſtehende Faktoren verboten. Die Rechtſprechung der 
Reichsgerichte ift vollfommen felbftändig und unabhängig 
vom Reichsfanzler: dem entjpricht, daß dem Kanzler keiner⸗ 
lei Pflicht der Verantwortung für die Rechtſprechung ob- 
liegt; der Kanzler haftet lediglich dafür: daß die geſetzlich 
georbneten Gerichte überhaupt beftehen, und daß ihnen die 
Möglichkeit des Funktionierens geboten ift. Dies gilt für 
die Gerichte jeder Art, auch Vermaltungs- und Disziplinar- 
gerihte. Den Gerichten vollkommen gleichgeftellt ift ber 
Reichsrechnungshof. Dem Gedanken der Zonftitutionellen 
Verantwortung vollfommen entrüdt ift ferner der militäriſche 
Oberbefehl (f. darüber oben S. 192). 

Bei den felbftändigen Finanzbehörden findet gleichfalls 
kein dirigierendes Eingreifen des Reichskanzlers ftatt: dieſe 
find vielmehr in Bezug auf ihre „innere Thätigkeit“ voll- 
kommen unabhängig. Der Reichskanzler hat demnad für 
fie gleichfalls nur eine ähnlich beſchränkte Haftpfliht, wie 
hinfichtlich der Nichterbehörben, obwohl fie feiner „oberen 
Leitung unterftellt“ find (f. unten S. 277 ff.). Demnach wird 
der Reichskanzler allerdings ſtaatsrechtlich befugt fein, 
diefen Behörden Anweifungen zu erteilen, jedoch nur info- 
weit, als nicht das Geſetz fie ausbrüdlic eis „fekändig 

Sorn, Stanttreßt I. 2. Aufl, 
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und allein verantwortlich erflärt;?5 für die vom Geſetz 
unter dieſen Grundſatz geftellte Sphäre ihrer Thätigkeit 
ftehen fie den Gerichten gleih, und kann ein birigierendes 
Eingreifen des Reichskanzlers nicht ftattfinden; für die noch 
verbleibende Sphäre dagegen ftehen fie den Verwaltungs- 
behörben glei.!° 

Die „Verantwortlichkeit“, wie fie Art. 17 ftatuiert, ift 
weder in der Verfaffung näher präzifiert noch durch ein 
Spezialgejeg genauer feftgeftellt. Man ftreitet unter den 
politifen Parteien lebhaft darüber: ob die Verantwortung 
nur eine „hiftorifch-politifche”, „moraliſche“ oder eine ſtaats⸗ 
rechtliche Pflicht fei. Nach allgemeinen Grundfägen, auf 
welche zu vefurrieren wir mangels pofitiver Rechtsſätze ge- 
nötigt find, ift zuzugeben: die Verantwortung des Art. 17 
konſtituiert eine Rechtspflict des Kanzlers, dem Reichstag 
Rechenſchaft über jeden Punkt, der in das Gebiet der Ber- 
antwortlichkeit fällt, abzulegen. Daß ver Reichskanzler auch 
dem Bundesrat zur Rechenſchaft verpflichtet ift, folgt un= 
zweifelhaft aus der prinzipiellen rechtlichen Natur jenes 
Organes.in Weiter aber reicht die für das Reichsſtaats- 


15 ®gl. unten ©. 277. gefeutigen Borfeiften‘ du prü⸗ 
nur bejahen! led 
16 Anders Tonftruiert La⸗ Enns aug; en lichtet 
band I, 381 das Verhaältnis. ſeien, fo muß doch diefer Grunb- 
€3 ift das Berdienft Labands, ſag ald für alle Behörden geltend 
die ſtaatsrechtliche Eigenart der egaupte werben: die —E 
jelbftänbigen Finan⸗ —— beit je Eigenart der 
Im nbers hervorgeho — liegt in — om 
jenn er aber Detedttiche Ci ext bezeichneten Moment. 
art darin ae daß biefe A. A. Rofenberg 31 auf 
bhörben bei jeien, die An Grund einer Erg] mige ga 
— —A— baren R: EB Verhäli 
ihre „Übereinftimmung mit ben | nifjes von Kaiſer und —E 
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echt ftatuierte Verantworilichkeitspflicht nit: die Verwei- 
gerung ber Rechenſchaft ift mit feinem Rechtsnachteil bebroht, 
und die Ablage der Rechenſchaft kann nicht erzwungen 
werben. Somit handelt es fi in jedem Falle bier um 
eine lex imperfecta: freilich ift das hierbei in Frage 
ftehende Problem bis zur Stunde nirgends gelöft und 
nirgends bie Baſis für eine zu empfehlende lex perfecta 
gewonnen. is 

Der Reichskanzler ift fomit nad der Ver— 
faffung das verantmwortlide Gefamtftaats- 
minifterium des Reiches: alle Reichsbehörden 
find — abgefehen von der oben erwähnten 
Modifilation für die Richter- und beftimmte 
Sinanzbehörden — gleihfam feine „Bureaus“ 
&aband); ihre Thätigkeit ift in legter In— 
ftanz ftaatsrehtlih Thätigkeit des Reichs— 
kanzlers. 

Das unmittelbare Bureau des Reichskanzlers bildet die 
Reichskanzlei, deren Einrichtung lediglich auf dem Etat 
beruht (im Etat pro 1877/78 iſt der Reichskanzler noch 
unter dem Titel „Reichslanzleramt“ rubriciert, 1878/79 ift 
der Reichskanzler und fein „Gentralbureau” ſelbſtändig rubri- 
ciert, 1879/80 heißt das Gentralbureau: „Reichskanzlei“). 


18 Andererfeitö ift das ganz |aud Laband 1,8586; Henfel 
abjpzeenbe Urteil Seydels 54; Rojenberg 21ff., fomie 
(129 f.) über bie Verantwortlich- | bef. bie allgemeine recht» 
teit, Die eben eine „Whrafe“ fei, | lie Erörterung bei ©. Meyer, 
auch nicht gerechtfertigt. Vgl. Lehrb. 208 ff. 


17* 
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B. Die Siellverfrefungsämfer ( Reichsminiſterien). iv 

I. Entftchung und Berentung bed Gtellvertretungägefehed. 

Das Prinzip, weldes die Verfafjung hinſichtlich der 
Verantwortlichleit des Reichskanzlers aufftellt,2° Hat eine 
weitgehende Mobififation erfahren durch das hochwichtige 
Geſetz v. 17. März 1878 (RGBl. 7), betreffend die Stell- 
vertretung des Reichskanzlers. 

Die Verfaflung fieht, wie oben ausgeführt, eine Stell- 
vertretung des Reichskanzlers nur für den Vorfig und bie 
Geſchäftsleitung im Bundesrat vor, nit aber fir bie 
Geſchäfte des Reichskanzlers ala des verantwortlicen 
Reichsminiſters.? Allerdings wurde zweimal auch in diefen 
Sunftionen eine Stellvertretung bes Reichslanzlers ange 
orbnet:2% gegen die Verfafiungsmäßigfeit dieſer Stellver- 


Jo el bei Hirth, Ann. 
1878, ©. 761 ff.; Rofenberg 
88 ff. Die Bezeichnung „Stell- 
vertretungsämter“ hat zuerft ber 
Abg. Hänel im RKeichstag ge- 
braudt; es empfiehlt fi, die⸗ 
felbe für die Theorie des Reichd- 
ſtaatsrechtes zu acceptieren. Nach 
dem Wortlaut des Geſetzes v 
17. März 1878, 8. 2 kann es 
zweifelhaft erfgeinen, ob die 
Stellvertretung perjönlih ober 
fahlig_gebadht ift, (1. darüber 
unten S 268 f.); bis jet ift bie 
Stellvertretung nur perfönlich 
eingerichtet; die beyüglichen An« 
ordnungen des Kaiſers find im 
Reichsanzeiger publiziert. Der 
hohen Bebeutung dieſer Ange» 
legenheit für die Entwidelung | 
vs Reichsſtaatsrechtes würde 

am beſten Reämung getragen, 





wenn durch faiferliche, im Reichs- 
gefegblatt zu publizierende Ver⸗ 
ordnung eine Fixierung ber jetzt 
in Betraht fommenden Stell- 
vertretungsämter ohne per⸗ 
fünlie Beziehung — Mi 
würde, wie dies aud) ber 
gine bei ber Beratung des 
jeſetes im Reichstag beantragt 
hatte. Obwohl biefer Antra 
abgelehnt wurbe, erſcheint doc 
feine Ausführung al8 gefegli 
uläffi 
er Über die Verhandlungen im 
Tonftituierenben norbbeutfchen 
Ki jetag ſ. Hänel, Stub. II, 


k 2 Anders — a er 
faſſur zentwu Ir 5 
Fheg Stud. IL, 31; ©. 
Meyer, Lehrb. Ber 

2 3081 402; vgl. dazu bie 
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tretung aber wurben mit Recht fofort Bedenken erhoben,?® 
und da auch nad anderer Richtung fi) Bedenken geltend 
machten, fand die Frage eine gefeßliche Regelung durch das 
die Verfafjung abändernve Gefeg vom 17. März 1878. 
Diefes Gefeg wurbe in der Faflung, in welder es vom 
Bundesrat fejtgeftellt worden war, vom Reichstag ange 
nommen und alle Abänderungsanträge entweder zurüd- 
gezogen (Befeler) oder abgelehnt (Hänel und andere). 
Das Gefeß wurde in diefer Faſſung angensmmen, obwohl 
die fämtlihen Redner im Reichstag, die in der Ianggedehnten 
Debatte das Wort ergriffen, die große Unflarheit und 
mangelhafte Präzifion bes vorgelegten Entwurfes hervor- 
hoben; das Gefeg fand trogbem Annahme, weil 1. Fürft 
Bismard erklärte: „es ift nicht ohne ſchwere Mühe und 
Arbeit möglich gewefen, im Bundesrat das Maß von Über- 
einftimmung, befjen Ausbrud die Vorlage ift, herzuftellen” 
(Sten. Ber. 386), und weil man bei neuen Verhandlungen 
im Schoße des Bundesrates ein Scheitern der Vorlage 
befürchten mußte;?* 2. weil von allen der Weiterentwide- 
lung der Reichsinftitutionen im bunbesftaatlihen Sinne 
günftigen Rednern erkannt wurde, daß das Geſetz trotz 
feiner Unfertigfeit und Unklarheit einen „ungeheuren Fort- 
fritt” enthalte, welder der fünftigen Entwidelung bie 
Wege ebne;?° weil, wie Fürft Bismarck bemerkte (Sten. 


Rede des Abs· Hänel im Reichd-| 9 „Diefed Geſetz — darüber 
ten. Ber. a. a. D. ). | bin id) auf em Bmeifel — 

tag (St E:/ a. D. 321 ff.). | bin ich außer jedem Bmeifel 
© Meyer, Lehrb. 383° für räumt jegige verfaflungsmäßige 
bie Berfafungsmäßigteit. Hinbernifje weg in ber Abfict, 

= gl. bie Rebe des ſachſ. daß fpäter fi eine folde 
Niniſters v. Noftiz-Wallwig | gierung entwidele, wie das Deut- 
im Reichstag (Sten. Ber. 391). für Reich fie notwendig haben 
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Ber. 348), das Geſetz „Leinen Abſchluß für immer“ dar⸗ 
ftelle, fondern einer „Iangfamen Fortbildung“ fähig fei. 

Die von den Rednern der Mehrheit an das Geſetz ge- 
Inüpfte Hoffnung hat fi inzwifchen wohl bewährt, und 
thatſãchlich wurde auf Grund des Geſetzes eine Anzahl ver- 
antwortlicher Reichsminiſter gejchaffen, nur werben biefelben 
nicht Minifter, fondern Staatsſekretäre genannt.?° 


U Der allgemeine Inhalt bed Geſetes. 

1. Nach dem Geſetz kann ein Stellvertreter des 
Reichskanzlers für deffen gefamten Amtskreis 
aufgeftellt werben (Generalftellvertreter, 
Vizekanzler), ſowie Spezialftellvertreter (f. unten II. 
Die Ernennung erfolgt in jedem Falle durch den Kaifer 
„auf Antrag des Reichskanzlers“; mit den letzteren Worten 
ift lediglich zum Ausdruck gebracht, daß dem Kanzler die 


wird, bamit nicht fpäter bem 
ae ee ee 
emmniffe_ fidh entgegenftellen, 
wie —A der Fall iſt. 
Im Sinblick hierauf muß ih 
biefes Sieh, Segeihmen, als eine 
überaus meitgehende Vollmacht, 
melde an den Kaifer und an 
den Reichskanzler erteilt wird, 
und id, verfenne nicht einen 
Augenblid bie Bebenten, melde 
‚egen bie Ausftellung einer fol- 
ga Bolmadt vorgebradt wer- 
ben. Wir legen bie zufünftige 
Drganifation de Reiches auch 
dem Recht nad in die Hand 
berienigen ne, —2 
eben jeßt bezeichnet * 

Taster ame. rg 1878 (Sten. 





Ber. 523 Bel. ©. Meyer, 
Lehrb. 

* San, Stud. II, 2: 
„Allerdings hat dad Geje bie 
Reichsminiſter, verbedt unter 
dem Namen der Stellvertreter, 
weder ber Zahl nod der Kon 
petenz nad) beitimmt, es Hat fie 
vereinzelt nebeneinander  Binge- 
fteit, Veben für ſich nur in Ber- 
bindung mit bem Reich&lanzler. 
Aber ihrer Gehaluıng au feften 

Imtern — — jfteht ein ver- 
faffungamäßige ed Site nit 


J 
—77 Senne 
e: 


„Tollegialifche 
fall er eine ftani 

eutung haben —X — — 
verfaffungsmäßig auögefchlofien. 
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Snitiative in der Regel zufommen folle; dies rechtfertigt 
fich dadurch, daß der Kanzler auch nach eingerichteter Stell- 
vertretung für deren Gebiet grundfägli verantwortlich 
bleibt (ſ. unten S. 265), daß demnach Die zu ernennenden Stell- 
vertreter dem Kanzler genehm fein müſſen; Meinungaver- 
ſchiedenheiten hierüber zwiſchen Kaifer und Kanzler können 
in jedem Moment durch Entlafjung des letzteren im Sinne 
des monarchiſchen Prinzipes ausgeglihen werben.?” Der 
Bundesrat hat auf die Ernennung der Stell- 
vertreter ebenfowenig einen Einfluß, wie auf 
die Ernennung des Reichskanzlers felbft. 

2. Die Stellvertretung ift Feine obligatorifhe, fondern 
eine fafultative Inftitution („Lönnen”); es fteht im Er- 
mefjen des Kaiſers, von ber ihm durch das Geſetz ver- 
liehenen Vollmacht Gebrauch zu maden oder nicht. 

3. Die Stellvertretung Hat einzutreten „in Fällen 
der Behinderung”. Nah dem Wortlaut diefer Vor— 
frift müßte angenommen werben, daß eine fpezielle Be— 
hinderung zuerft eingetreten fein müfle, ehe die Ernennung 
von Stellvertretern erfolgen dürfe. In der Praris haben 
jene Worte jedoch eine andere Auslegung gefunden,?® näm= 
lich dahin, daß derjenige „Fall der Behinderung”, 
welder in erfter Linie in Betraht fommt, bie 
ganz außerordentlide Ausdehnung ift, melde 
der Amtskreis des Kanzlers im Verlaufe der 
Ei angenommen hatte; nur ſekundär wurbe dabei 

Jool 766. Die langatmi-| Ein Antrag des Abg. Be- 
57 baten über diefen Punkt feler wollte die Faſſung dahin 
Reihötag waren ganz gegen» ändert wiſſen ur den Fall 


ftanbalos, Behinderung”. Del. auch 
Rofenderg Fi “ 
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an Fälle der Behinderung durch Krankheit, Urlaub u. dgl. 
gedacht. Demnach wurden alsbald ein Generalftellvertreter 
und mehrere Spezialftellvertreter ernannt und festen ihre 
Funltionen fort, gleichgültig, ob der Kanzler beurlaubt war 
ober nicht. Auch für den Generalftellvertreter wurbe dieſe 
Interpretation bes Geſetzes beliebt: derfelbe ift als dauern⸗ 
der Gehilfe des Kanzlers für den Gefamtumfang der Amts- 
geſchäfte betrachtet worben.? Das Amt des. Vizefanzlers 
mar, folange es beftand — zur Zeit befteht es nicht —, 
mit dem des Vizepräfiventen des preußiſchen Staatsmini- 
ſteriums verbunden, wie früher das des Kanzler mit dem 
des Präfiventen: eine geſetzliche Notwendigkeit hierfür be- 
fteht dort fo wenig wie hier; ebenfowenig befteht eine 
rechtliche Notwendigkeit, daß der Vizekanzler Bevollmächtig- 
ter zum Bundesrat fein muß; vielmehr ließe fi ſehr wohl 
denken, daß der Kanzler ſich auf die Thätigleit aus Art. 15 
beſchränkt, indes ver Vizefanzler die Geſchäfte aus Art. 17 
wahrnimmt. 

Der Vizekanzler Tann ſomit als Stellvertreter des 
Kanzlers vollfommen an Stelle des letzteren fungieren, und 
zwar gleihgültig, ob biefer Ießtere ebenfalls amtiert ober 
nit. Nur den Vorſitz im Bundesrat an Stelle bes 
Kanzler Hat der Vizelanzler nicht Fraft feines Amtes zu 
führen, fondern nur dann, wenn er hierfür fpezielle ſchrift- 
liche Subftitutionsvollmadht erhält (RB. Art. 15 vb. $. 4 


2 Josl 765 Hält einen fol-|ber Reichskanzler perfönlic bes 
en „eifernen“ Generalftellver- | hindert ijt”. Die Kontrafignatur 
treter für geſelich unzuläffig; |wurbe jebod bald vom Kanzler, 
Meyer, Lehrb. 339 f.: „eine| bald vom Vizekanzler vorgenoms 
ſolche Stellvertretung tritt na- | men (gt,  B. REGBL. 1879 
hurgemäß nur dann sein, wenn | Nr. 5, € u. BT) 
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des ©. v. 17. März 1878).80 Die Leitung der Ver- 
waltung des Reiches dagegen und die Kontrafignatur aller 
Anordnungen und Verfügungen des Kaiſers hat der Vize- 
Tanzler, foweit der Kanzler nicht felbft thätig wird, kraft 
feines Amtes. Iſt der Kanzler zeitweife ganz aus den 
Geſchäften ausgeſchieden, fo gehen alle Obliegenheiten des 
Kanzler ohne weiteres auf den Vizefanzler über; fungiert 
Dagegen der Vizelanzler neben dem Kanzler, fo ift die 
Verteilung der Geſchäfte lediglich in das Belieben des letz- 
teren geftellt, ohne daß Hierfür irgendwelche gefegliche 
Schranten beftünden. 

4. eberzeit aber ift der Kanzler, gleichgültig ob er 
beurlaubt ift oder nicht, berechtigt, „jede Amts- 
handlung aud während der Dauer feiner 
Stellvertretung felbft vorzunehmen“ ($. 3). 
Diefe Beftimmung bezieht fi fomohl auf die General- 
wie die Spezialftellvertretung. Diefelbe hat nad; Maßgabe 
der Verhandlungen eine mehrfache Bedeutung: einmal 
legten die Einzelftaaten darauf Gewicht, ſodann der Reichs— 
tag und endlich insbefondere der Reichskanzler felbft. Letz- 
terem follte aud dann, wenn die ſtaatsrechtliche Verant- 
wortlichkeit, welde rechtlich aus der Kontrafignatur folgt, 
von einem anderen getragen würde, doch immer bie all« 
gemeine „biftorifch-politifche” Verantwortlichkeit verbleiben ;®" 
ferner follten Reihsminifterien im gewöhnlichen Sinne des 


20 4. A. ©. Meyer, Lehrb.|zufagen hiftorifh-politifiche Ber- 
384°, deſſen Anfiht aber mit antwortlichkeit für ben angen 
Hi 4 ‚nit in Einklang zu brin-| Gang der Verwaltung, 

Sinpeittiteit derfelben, Kir die 

Fr % v. Bennigfen, Sten. | Auswahl der Berfonen bleibt beim 

Ber. ©. 381: „die allgemeine, jo- | Reichskanzler.“ 
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deutſchen Eonftitutionellen Staatsrechts, d. i. mit voller 
Selbftändigfeit der einzelnen Reſſorts auögeftattete Amter 
in ben Stellvertretungsämtern nicht geſchaffen werben; 
endlich legten die Einzelftaaten darauf Gewicht, nur dem 
Reichskanzler, nicht anderen „Miniftern“ gegenüberzu⸗ 
ftehen: fo fam man von verjiedenen Seiten zu jener 
Beftimmung. Erreicht ift damit zweifellos die Abficht, 
den „Refiortpartilularismus" und feine Gefahren abzu- 
ſchneiden: der Reihsfanzler hat nad dem poſitiv 
geltenden Recht die volle Freiheit, den Um— 
fang jedes Stellvertretungdamtes zu nor— 
mieren, und aud in dieſen Bereich kann er 
jederzeit abändernd eingreifen. Erreicht ift ferner 
die Abfiht, eine Verantwortlichleit des Kanzlers auch 
bei eingerichteter Stellvertretung geſetzlich firiert zu wiſſen; 
Dagegen wirb der Kanzler in Reſſortſachen unbehindert fein, 
die Eingelfteaten eintretenden Falles an den geſetzlichen 
Stellvertreter zu weiſen. — 


I. Die Gpegiatfteivertretung. 

1. Eine Spezialftellvertretung ift nah dem 
Geſetz nur geftattet „für Diejenigen einzelnen Amts- 
zweige, welde fi in der eigenen und un— 
mittelbaren Verwaltung des Reiches befinden“ 
(8. 2)? Aus den Verhandlungen ergiebt fi, daß bie 
„eigene und unmittelbare Berwaltung” als Gegenſatz zu 
der Aufſicht des Reiches gedaht wurde: mo dem 


S. 





*Ein abgelehnter Antrag bes | Verhandlungen Josl 767 
Abg. Hänel bezwedte sehen den ob. No. 9 audgelproi 
hr e Aufzählung diefer Ber: | Wunſch. 

mwaltungszweige. Dgl. über die 
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Reid nur Auffihtsfunftionen zugemwiefen 
find, ift fein Stellvertretungsamt ftatthaft. 
Iſt die Verwaltung zwifchen Reid und Einzelſtaaten ge- 
teilt, fo foll eine Stellvertretung nad Ausweis der Motive 
nur ftatthaft fein, wenn die Verwaltung „vorwiegend“ in 
den Händen bes Reiches ſich befinbet.’® 

2. Als verantwortliche Spezial-Stellvertreter des Reichs- 
kanzlers dürfen nur beftellt werden „die Vorſtände der 
dem Reichskanzler untergeordneten oberften 
Reihsbehörden ($. 2). 

3. Die Stellvertretung kann fih nad dem Geſetz fo- 
wohl auf den „ganzen Umfang” eines Reſſorts als auf 
„einzelne Teile ihres Geſchäftskreiſes“ beziehen ($. 2). 
Durch letztere Beftimmung ift die Möglichkeit weiterer 
Spezialifierung der Reichscentralbehörden offen gehalten. 

4. Als verantwortlige Reichscentralſtellen im Sinne 
des Stellvertretungsgefeges Tommen demnach, abgefehen vom 
Vizekanzler und von Elfaß-Lothringen®*, in Betradt: 


38 Die Motive nennen: Aus-|jelundär ftaatsrechtlih zu bes 
wärtigeö, Marine, Boft- un kadten ift, ſ. unten 3. II $. 27, 
Telegraphenwefen, eigene bemgemüß enthält auch Bankgef. 
nanzverwaltung des Rees, L 8.2 eine Sondervorfchrift hier⸗ 
jeb-Sotbeingen, 3081 771 zählt | Über, iel gleichen Inhalts ; 
ferner an jörden, für melde | das ——— ferner 








eine Spezialftellveriretung des | ift nur Auffichtsinftang. Meyer, 
Rei tanalers auläffig wäre, auf: —— ſubſumiert das 
das Reichs kanzleramt ijetzt Reichs | Reichs juſtizamt und das Reichs- 
amt des Innern), das Reichs- bankdireitorium unter bie ſuͤb⸗ 
eifenbahnamt, das NReichabank- | ftitutionsfähigen Amter, ferner 
biretorium und das Reid | die Bermaltung der Schuß; gebie, 
juftigamt. Das Reichäbankdiref- | lehteres zutreffend, da Ber 
Borkum mit ieroon außgufcheiben, | ftanbteil bed Ausmätigen ift. 
da jankwefen in erfter| 24 Über rich. Lothringen ſ. 
nie —E— und nur unten Bud VI 
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1. der Staatsfefretär des Auswärtigen, 

2. der Staatsſekretär des Neihsmarine- 
Amtes, 

3. der Staatsfefretär für das Finanzmwefen?d 
(Reihefchagfekretär), 

4. ber Staatsfelretär für das Poft- und Tele- 
graphenweſen (Kaiſ. ®. v. 23. Februar 1880). 
Soweit Reſervatrechte in Beziehung auf die Poſt⸗ 
verwaltung beftehen, jowie für die Sphäre der den 
Einzelftanten belafjenen Verwaltungsbefugnis kann 
Teine Stellvertretung ftattfinden ;?* 

. ber Staatsſekretär für das Juftizwefen, 

6. der Staatsfelretär für bie Verwaltung 

der Reihseifenbahnen, 

der Staatsfelretär für das Innere?” 


x 


= 


©. Die übrigen Reichsbehörden. 
I. Die Gentralverwaltungäktellen. 


In unmittelbarer Unterorbnung unter den Reichskanzler 
beftehen für ſämtliche Verwaltungszweige des Reiches 
Gentralftellen, die ſich gegenfeitig Zoorbiniert find, und 
deren Vorftände nad; engliſchem Vorbild den Titel „Staats- 
fekretär" führen. An diefem Koordinationsverhältnis ift auch 


85 Bol. die ausführliche — Namen ausgeſtellt, müſſen 
örterung hierüber bei Josl alſo bei Wechſel des Amtes er- 
7. er mean Sir Die unter 
. iff. 5 u. 6 genannten 2 
ne im einzelnen Joel Tertretungen tönnten gejegliche 
Bu Di Stellvertretungsordres — en er 
ie Stellvertretungsordres | Teicht auch bezüglich; ber diff 
find (f. oben &. 26019) perfönlich |u. 7. 
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dadurch nichts geändert worben, daß einzelne diefer Amter 
ala Stellvertretungsämter des Reichskanzlers (f. oben) be 
ftellt wurden. Bei mehreren Centralftellen überwiegt ber 
Gefihtspuntt der Auffiht.?? — 


1. Das Reichsamt ded Innern. 

Durch Erlaß des Bundespräfidiums vom 12. Auguft 
1867 (BGBl. 29) war die erſte Bundescentralftelle unter 
dem Namen „Bundesfanzleramt” gefchaffen worden. Chef 
derſelben war ber Bundeskanzler ſelbſt. Jener Central- 
ſtelle war überwieſen: 1. „die Verwaltung und Beaufficti- 
gung ber durch die Verfafjung zu Gegenftänben der Bundes- 
verwaltung gewordenen, bezw. unter die Aufficht des 
Bundespräfidenten geftellten Angelegenheiten”, 2. „die dem 
Bundeskanzler zuftehende Bearbeitung der übrigen Bunbes- 
angelegenheiten“. 

Aus diefem Bundeskanzleramt entwidelte fi allmählich 
das ganze dermalige Behördenſyſtem. Zuerſt waren nur 
Poſt· und Telegraphenwefen Materien ber „unmittelbaren 
Bundesverwaltung“. Das Bundeskanzleramt zerfiel dem- 
nah in die Gentralabteilung, die I. Abteilung: das 
Generalpoftamt, die II. Abteilung: Generalbireftion ber 
Telegraphen (8. v. 18. Dez. 1867, BGBl. 328). Durch 
2. v. 12. Mai 1871 (BGBL. 102) erhielt das Bundes- 
Tanzleramt die Bezeichnung „Reichskanzleramt“. Zu den 
oben bezeichneten Abteilungen fam 1871 die IH. für 

® Saband I, 363 ff, giebt] fi bier nur um einen Überblid 

eine ausführliche Entwidelung de3 Syſtemes handeln; feinen 

deö_gefamten % ——— Inhalt kann dieſer Rahmen nur 
dürfte an 


mus. Das iefer | in der Spegialdarftellung finden. 
Stelle zu weit führen. Es Tann 
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Elfaß - Lothringen, am 1. Januar 1875 die IV. für das 
Suftizwefen. 

Der Entwidelungsprogeß diefer Ämter? hat jegt nur 
mehr hiftorifches Interefje: das heute gewonnene Nefultat 
geht dahin, daß von dem urſprünglich wenig umfangreichen; 
allmählih aber zu immer größeren Dimenfionen ange 
wachſenen Bunbesfanzleramt alle größeren Geſchäftszweige 
abgelöft wurden, bis auf Handel und Gewerbe, urfprüng- 
lich zu den Funktionen der Gentralabteilung gehörig. Außer 
dem gehören jet noch zum Reſſort diefer Stelle: bie auf 
den Bundesrat und Neichötag bezüglihen Angelegenheiten, 
die Civilverwaltung in Militärfahen, fpeziell das Erſatz- 
geihäft, die allgemeinen und Disziplinarangelegenheiten 
der Reichsbeamten, die Heimats- und Nieverlafjungäverhält- 
niffe, Patentwefen, Maf- und Gewichtsweſen, d. i. alle 
Moterien, für melde nicht inzwifchen Spezialbehörben er- 
richtet wurden. Demgemäß wurde durch kaiſerl. Verordn. 
v. 24. Dez. 1879 (XGBl. 321) der Name „Reichslanzler- 
amt“, der in einer ernſten gewaltigen Periode der Nation 
lieb geworben war, in ein nüchternes „Reichsamt des 
Innern“ verwandelt. Sein Chef führt den Titel Staatsſekretär 
und ift Stellvertreter des Reichslanzlers; das Amt zerfällt 
in zwei Abteilungen ;*° die erfte hat zu bearbeiten die auf 
den Bundesrat, den Reichstag, die Reichsbehörden bezüg- 
lichen Angelegenheiten, Disziplinarſachen, Staatsangehörig- 
Teits- und Auswanderungsſachen, wirtſchaftliche Angelegen- 
heiten, Hanbel- und Schiffahrt, Medizinal- und Veterinär 


® Bol. Laband I, Bon]  Hanbbud für dad Deutſche 
©. Reyer, Lehrb. 386 ff. Reich 1893 ©. 126 ff. 
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polizei, Civilſachen der Militärvermaltung, Preſſe und 
Vereinsweſen, Statiftif; die zweite bearbeitet alle die Für- 
forge für die arbeitenden Klaſſen ſowie die Gewerbe be- 
treffenden Sachen. 

Vom Reichsamt . des Innern refjortieren insbefonbere 
das Statiftifche Amt des Neiches;*! die Normalaichungs- 
Tommiffion als technifche Centralftelle für Maf- und Ge- 
wichtsweſen; ber Reichskommiſſar für dad Auswanderungs- 
weſen; die Inſpektoren für Steuermannd-, Mafhiniften- 
und Seefhifferprüfungen ; das Schiffsvermefjungsamt ; bie 
Reichsſchulkommiſſion; die techniſche Kommiffion für See— 
ſchiffahrt; das Reichsgeſundheitsamt (feit 1876); die 
Kommiffion für Arbeiterftatiftif; die Behörden für Unter- 
ſuchung von Seeunfällen (Oberfeeamt und Reichslommiſſare 
bei den Seeämtern) ; bie phyſikaliſch-techniſche Reichsanftalt ; 
das Neichöverfiherungsamt; die kaiſerl. Kanallommiffion 
in Kiel (K. V. v. 17. Juli 1886, RGEBl. 238) mit fünf 
Bauämtern; die Disziplinar- und Verwaltungsgerichte (f. 
unten B, C) in Verwaltungsfaden; die Centraldirektion 
der Monumenta Germaniae historica.#? 


2. Das Auswärtige Amt. 


Bis 3. 3. 1870 wurden die auswärtigen Angelegen- 
heiten des Bundes vom preußifchen Minifterium des Aus- 
mwärtigen verwaltet. Auf wieberholte Anregung des Reichs- 
tages wurbe meiterhin das Forrelte Verhältnis durch Cr- 


+1 fiber bie Aufgaben beö-| 206). a9 bie eingehende Dar- 
jeden I. d. Dentforift in Drudf. ſielung ei Zaband I, 363 ff. 
Geld. über alle dieſe Refjort- 

. Juni 1872 (RO. | Behörden Handbuch, 129 ff. 
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richtung des oben genannten Reichsamtes hergeftellt. Der 
Staatsſekretär des Amtes ift Stellvertreter des Reichs- 
kanzlers. Das Auswärtige Amt beſteht aus vier Ab— 
teilungen, deren erfte bie höhere Politif, die zweite bie 
auswärtigen Beziehungen des Handels, die dritte bie 
Rechtsangelegenheiten völkerrechtlicher, ftaat3- und privat 
rechtlicher Natur, die vierte (nicht numeriert) die Kolonials 
ſachen zu bearbeiten hat: unter der erſten ſtehen die Ge— 
ſandtſchaften des Reiches (f. dazu unten B. II $. 23), 
unter ber zweiten bie Konſuln des Reiches (f. unten B. II 
$. 24), unter ber vierten die Kolonialbehörven (f. unten 
Bud VI). 

Ferner veflortieren vom Auswärtigen Amt das arhäo- 
logifche Inftitut mit Sefretariaten in Rom und in Athen; *® 
endlih die Prüfungsfommiffioen für das diplomatiſche 
Examen. 


3. Das Reichsmarine-Amt.“ 

Diefes Amt ift feit 1872 an die Stelle des preuß. 
Marineminifteriums getreten (®. v. 15. Juni 1871, REBI. 
272). An der Spihe fteht ein Staatsfekretär, ber Stell- 
vertreter des Reichskanzlers ift. Die Aomiralität als Ver- 
waltungäftelle zerfällt in acht Abteilungen: das Gentral- 


“ Handbud 43 fl. 1871 (RGBL. 272), vb. A. E. v. 

“ Bot. Handbuch 171ff.|1. Januar 1872 (RGBL 5) ge 
über bie Einteilung diefe3 Amtes; | treten, mwelder Oberkommando 
über bie Entwidelung Laband |und Marineminifterium in einer 
I, 370 f. Die heutige Drgani- | Gentralftelle vereinigte; Durch 
fation entipricht der früheren |. E. v. 30. März 1889 wurde 
preußifcen, gemäß Allerh. Erl. fodann die Trennung ber beiden, 
». 16. April 1861; an deſſen |grunbfäglih fo verſchiedenen 
Stelle war der X. €. v. 15. Juni Gernter miederhergeftellt. 


Der Reichskanzler u. d. Stellvertretungsämter. 8.9. 273 


bureau, die militärifhe Abteilung, das Marine-, das Ver— 
waltungsbepartement, die Mebizinal-, die nautiſche Ab- 
teilung, das ftatiftifche Bureau, das Yuftitiariat. Als be- 
ratendes Organ für die Marineverwaltung fungiert ein don 
dem Reichsmarineamt reflortierender Abmiralitätsrat; + fernere 
Reſſortbehörden find: die Werften in Danzig, Kiel, Wil- 
helmshaven; die Bildungsanftalten der Marine für Organi— 
fation und Verwaltung (Marine-Afabemie, Marine-Schule, 
Dedoffizier-Schule) ; die Inſpektion der Marine- Artillerie; 
die Artilleriedepots in Friedrichsort, Wilhelmshaven, Geefte- 
münbe, Curhaven; die Minendepot3 ebenda; die Inſpektion 
des Torpedoweſens; das Torpebo-Verfuhslommando; die 
Torpebomwerkftatt; die Sanitätsämter, die SKüftenbezirks- 
infpeftoren ; die Sciffsprüfungsfommiffion; die Obferva- 
torien zu Wilhelmshaven und Kiel; die Marineintendantur- 
behörben der Nord⸗ und Dftfee; bie deutfche Seewarte; das 
hydrographiſche Amt; von der Seewarte refjortieren bie 
Agenturen, Beobahtungsftationen und Signalftellen.*° 


"4 Das Reihspoftamtı 
Die Abteilungen I und II bes Reichslanzleramtes 
waren bereit3 vom 1. Januar 1876 ab als felbftändige 
Gentralftelle dem Generalpoftmeifter unterftellt und aus dem 
Reichskanzleramt ausgeſchieden worden (B. v. 22. Dez. 1875, 


#5 Die Einberufung besfelben | des Abg. Laster im Reichstag 
ift nad) der ®. v. 15. Juni 1871|(4. März 1880) vorhanden fein 
fatultativ; eine ®., mwonad) in |foW, ift night pubtigiert, 
gemiffen Zälen ber Abmirali-) 4 Handbuch 18ff. über alle 
tätsrat berufen werden muß, dieſe Reffortbehörben. 
melde nad ber Behauptung | +? Bol. Handbud; 224 ff. 

Horn, Etaatsreqt I. 9. Aufl 18 
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RGBl. 379). Die Abteilungen felbft blieben, die erfte für 
das Poft-, die zweite für das Telegraphenwejen (Organi= 
ſation und Technil) erhalten ;#* dazu kam 1880 noch eine 
dritte Abteilung für die gemeinfamen Verwaltungsangelegen- 
heiten.““ An ber Spite des Neichspoftamtes fteht ein 
Staatsfekretär, welcher Stellvertreter des Reichskanzlers ift. 
Nefjortbehörben find die 40 Oberpoftbireltionen mit 25615 
RVoft- und 12799 Telegraphenämtern (ausgenommen find 
Bayern und Württemberg). 


5. Das Reihsjuftizamt.’ 


Dasfelbe befteht als felbftändige oberfte Reichsbehörde 
feit 1. Januar 1877. In Verwaltungsſachen reſſortiert 
von demſelben nur das Reichsgericht. Außerdem hat das 
Reichsjuſtizamt insbeſondere die Vorbereitung, Ausarbeitung 
und Vertretung von ſolchen Gefegentwürfen, die fi auf 
die Rechtöpflege begiehen.’! Der Staatöfelretär des Amtes 
ift Stellvertreter des Reichskanzlers (R.-Anz. v. 2. Mai 
1879). Vom Reichsjuſtizamt veffortiert die Kommiffion 
für das bürgerliche Geſetzbuch. 


48 Bol. Hierzu dad Regulatio| 1879 (REBL. 1879 ©. 174.) 
. 27. Dez. 1875 bei Hirth, ſowie das Gef. v. 15. Mai 1879 
Ann. 1870 8. 051 WE. o (RGBL. 139) und die Taiferl. 8. 
23. Febr. 1880 (RGBL. 3). |d. 28. Febr. 1880 (ROBL. 25); 
“ ae — — ſ. Handb. 362. 
tiert aud bie Neihsbruderei,| so 
Hervorgegangen aus der_ehem. dandb. 200 fi. 
Staatäbrugerei, ſowie der Deder-| 1 Vgl. die Rebe des Staatd- 
füenDöerhofulbrudere; welche felretärd geispber im Reigs⸗ 
das Rei; um 872,500 M. von|tag v. 14. März 1877 (mitger 
Preußen angelauft hat. Dgl. ich bei ML Ann. 1877 
den Nachtragsetat v. 6. JulilS. 680 ff.) 
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6. Das Reihsamt für die Verwaltung der Reichs— 
eifenbahnen.5® 

Durch K. V. v. 27. Mai 1878 (NEGBL. 1879, 198) 
wurde dieſes Amt als felbftändige Gentralftelle gefchaffen: 
Reichseifenbahnen find aber bis jet nur die elſaß⸗ lothringiſchen 
Bahnen. Durch K. V. v. 14. Juli 1879 (R.-Anz. von 
demf. D.) wurde ferner das Amt in Perfonalunion mit 
dem preußiſchen Minifterium der öffentlichen Arbeiten ge- 
fegt und durch K. V. v. 22. Juli (R.-Anz. v. demſ. D.) 
der Staatsſekretär diefes Amtes zum Stellvertreter des 
Neichölanzler ernannt. Bis zu dieſer Neuorganifation 
war Gentralftelle für die Reichseifenbahnverwaltung das 
Reichskanzleramt für Elfaß-Lothringen geweſen, bei der 
ſtaatsrechtlichen Neuorganifation des Reichslandes im Jahre 
1879 wurde die oben bezeichnete Anderung durchgeführt. 


7. Das Reihsihagamt.’® 

Dasfelbe ift an bie Stelle der früheren Finanzabteilung 
des Reichsfanzleramtes getreten (V. v. 14. Juli 1879, 
RGBl. 196). An der Spige fteht ein Staatsſekretär, 
welder Stellvertreter des Reichslanzlers ift. 

Vom Schatzamt reffortieren: die Reichshauptkaſſe, die 
Verwaltung des Reichskriegsſchatzes, das Zoll- und Steuer- 
Rechnungsbureau, die Reichsbevollmächtigten und Stations- 
kontrolleure für Zölle und indirelte Steuern,d* dag Münz- 
metalldepot des Reiches, die Reichsrayonkommiſſion, die 
Reichsſchuldenverwaltung. 


ee | dandbuqh 2007. 
18° 
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8 Das Reihseifenbahnamt.s 

Zur Wahrnehmung der Auffihtsfunktionen auf Grund 
von RV. Art. 41—47 wurde durch ©. v. 27. Juni 1878 
(RGBl. 164) $. 1 eine „ftändige Gentralbehörbe” errichtet 
unb dem Reichskanzler unterftellt. Von derſelben können 
im Falle des Bebürfnifjes Kommiſſare an Ort und Stelle 
entfenbet werben. Die Drganifation des Eiſenbahnweſens 
durch das Reich ift aber bis jeht ein Torfo geblieben. ©. 
unten B. II $. 20. 


9. Das Reihsbankdireftorium.de st 

Während es fi bei den oben sub I—7 genannten 
Gentralftellen unzweifelhaft um die Ausübung von Hoheitd- 
rechten de3 Staates handelt, ift dies beim Reichsbankdirek- 
torium (G. v. 14. März 1875, RGBl. 177 8. 26) nicht 
in gleicher Weife der Fall. Bei der Reichsbank ift viel- 
mehr der privatrechtliche fiskaliſche Geſichtspunkt über- 
wiegend, daneben kommt allerdings auch ein öffentlich-redht- 
licher Gefihtspunft in Betracht (f. darüber die grundfäß- 
liche Erörterung unten B. II $. 225°); doch find die Reichs- 
bankbeamten und Reichsbankbehörden den eigentlichen 
Staatsbeamten und Staatsbehörden des Reiches durch pofis 
tive gefeßliche Vorſchrift gleichgeftellt worden. Gentralftelle 
für das Reichsbankweſen ift das unter der verantwortlichen 
Leitung des Reichskanzlers ftehende Reichsbankdirektorium, 
von welchem die 17 Hauptftellen, 46 Stellen, 179 Neben- 


ss An, 218 ff.  Handbud 372 ff. 

5° Über bie fehr intereffante| 9% Siehe auch Laband I, 
hiſtoriſche Entwidelung ber preu- | 375 ff. 
Bilden Bank vgl. v. Rönne, 
preub. Siaaisrehi I, 146 ff. 





Der Reichskanzler u. d. Stellvertretungsämter. 8.9. 277 


ftelen, 23 Warendepot3 und eine Kommanbite reflortieren ; 
die Mitglieder werben nad; Vorſchlag des Bundesrates vom 
Kaifer ernannt. Die Auffiht über die Bankverwaltung 
führt das Bankkurato rium (Bantgef. $. 25), beftehend 
aus dem Reichskanzler, einem vom Kaifer ernannten und 
drei vom Bundesrat gewählten Mitglievern. 


U. Die felbftändigen Finanzbehörden bed Reiches. 


Die sub I genannten Gentralftellen find beherrſcht von 
dem ftrengen Grundfag des verwaltungsrechtlichen Dienft- 
gehorfams; fie ftehen demnah in dem Sinne unter dem 
Reichskanzler, daß er in ihre Thätigfeit durch direlte An- 
orbnungen abänbernd ober ergänzend einzugreifen jederzeit 
befugt ift (f. oben ©. 257 f.). 

Neben diefer Kategorie von Behörden fteht als zweiter 
Kreis die Gruppe der felbftändigen GCentralfinanz- 
behörden, deren Geſchäftsgang vom Reichskanzler nicht 
in berfelben Weife beeinflußt werben darf, wie derjenige 
der Verwaltungsbehörden, deren Stellung dem Reichskanzler 
gegenüber vielmehr eine den Gerichten ähnliche ift. 

Diefe Centralfinanzftellen find: 


1. Der Reigsrehnungshof.® 
Derfelbe Hat die Kontrolle über die Durdführung des 
Etat3 zu führen behufs Erholung der nah RV. Art. 73 


5 fiber bie für bie Grtennt, Schulze, re, Staatsrecht II, 
nid der Entwidelung bed -|498 fi; v. NRönne, preuß. 
Bifhen Staates hochintere ante Stantöregt I, —X über bad 
Gefjichte der preuß. Dberred geiienbe et Sabanb1. SSL; 
nungsfammer und deren welt-|j. ferner Handb. 22 —V 
berühmt gewordene Praris f. 
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vorgefehriebenen Entlaſtungsbeſchlüſſe. Die Mitgliever 
werben nad) Vorſchlag des Bundesrates vom Kaifer ernannt. 
Als Rechnungshof des Reiches fungiert auf Grund alljähr- 
lich wiederholter geſetzlicher Delegation die preußifche Ober- 
rechnungskammer in ber ihr buch ©. v. 4. Yuli 1868 
(BGB. 433) gegebenen Erweiterung, nad Maßgabe des 
©. dv. 11. Febr. 1875 (RGBl. 61). Der Rednungs- 
hof ift dem Reichskanzler gegenüber ebenfo 
unabhängig wie die Gerichte (f. im übrigen unten 
8. 16, B.). 


2. Die Reihsfhuldenverwaltung und Reihsfgulden- 
Tommiffion. 

(®. v. 19. Juni 1868, BGBL. 839, ©. v. 27. Januar 1875, REBL. 18.) 

Erftere ift fombiniert mit der preußifchen Hauptverwal- 
tung der Staatsſchulden, welde als Reichsſchuldenverwaltung 
unter der „oberen Leitung” des Reichskanzlers fteht, „ſo— 
weit dies mit ber ihr beigelegten Unabhängigkeit vereinbar 
ift“ ($. 2); letztere beruht auf dem preuß. ©. v. 24. Febr. 
1850 $. 6, aus welchem in $. 9 die Konfequenzen für die 
perſönliche Rechtöftellung der Mitglieder gezogen find.°° 

Neben der Verwaltung der Reichsſchulden befteht noch 
als Auffichtsbehörbe die Reichsſchuldenkommiſſion (88. 4—7), 
aus brei vom Bundesrat und drei vom Reichstag gemählten 
Mitgliedern und dem Präfiventen des Reichsrechnungshofes 
gebildet, unter dem Vorſitz des Präfidenten des Bundes- 
ratsausſchuſſes für das Rechnungsweſen, aus deſſen Mitte 
auch die vom Bundesrat zu beputierenden Kommiffions= 


® S. dazu unten 8b. II im Reichsfinanzrecht ($. 29). 
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mitglieder zu wählen find; biefelbe ift vom Reichskanzler 
unabhängig. 

Die Verwaltung des Reichskriegsſchatzes 
wird gleichfalls unter der Kontrolle der Reichsſchulden⸗ 
Tommiffion geführt. 

Durch ©. v. 11. Nov. 1871 (RGBI. 403) wurde 
nämlih ein Reichskriegsſchatz im Betrag von 40 Mil. Thlr. 
gemüngten Geldes gebildet und die Verwaltung besfelben 
dem Reichskanzler übertragen ($. 3), an deſſen Stelle ein 
Kurator die laufenden Geſchäfte beforgt; in Verwaltungs- 
ſachen veffortiert die Verwaltung des Kriegsſchatzes vom 
Schatzamt (f. im übrigen unten B. II $. 29). 


3. Die Verwaltung des Reihsinvalidenfond. 

(G. ».25. Rai 1878, RB. 117; 0.28. Febr. u. 11. Mai 1878, ROBL 4 u. 495; 
d. 30, Rärz 1879, ROBL. 119.) 

Im Betrage von 187 Mil. Thlr. wurde aus der fran- 
zöſiſchen Kriegskoſtenentſchädigung ein Invalidenfond ge— 
bildet und für denſelben eine ſelbſtändige Verwaltung, be— 
ſtehend aus drei vom Bundesrat gewählten und einem vom 
Kaiſer ernannten Mitgliede ($. 11), eingeſetzt, in allgemeiner 
Unterordnung unter den Reichskanzler, unter Kontrolle der 
verftärkten Reichsſchuldenkommiſſion ($. 18). Die grund- 
ſätzliche Rechtsſtellung der Behörde ift die nämliche wie 
diejenige der Reichsſchuldenverwaltung. 

Unter diefe Verwaltung ift au, ganz nad Maßgabe 
der für den Invalidenfond geltenden Grunbfäge der Reichs- 
feftungsbaufond und der Reichstagsgebäudebaufond geftellt. 


1 Handbud 223. 
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(©. v. 80. Mai 1873, RGBl. 123); (f. im übrigen 
unten 8. II $. 29). 


III. Die Ricterbehörden bed Beiched. 
1. Eivil- und Strafgerigtsbarkeit. 

a) Diefe ift grundfäglih der Selbftvermaltung der 
Einzelftaaten verblieben. Vom Rei ift nur die höchſte 
Inftanz, das Reichs gericht zu Leipzig, beftellt (GIG. 
88. 125—141, dazu Geſetz v. 11. April 1877 über ven 
Sit des Neichögerichtes). Dasfelbe ift hervorgegangen aus 
dem früheren Reichsoberhandelsgericht und beruht im mefent- 
lien noch auf der Drganifation diefes letzteren, wie fie 
durch G. v. 12. Juni 1869 (BGBl. 201) eingerichtet 
worden mar. Das Reichsgericht ift oberfte Inſtanz 
(„Revifions“- Inftanz) in Civil- und Kriminalfachen 
(GVG. 88. 12, 125, 141) und demſelben find außerdem 
nod eine Reihe fpezieller Funktionen übertragen. %* Die 
Mitglieder desſelben, einfchlieflich der Reichsanwälte, werben 
vom Bundesrate gewählt und vom Kaifer nur formell er- 
nannt („werben auf Vorfchlag des Bundesrates vom Kaifer 


62 Uber bie Gnsfigungage N 

ihigte ſ. Laband 

gür Eifah - gothringe en "gt v 
gu jerı (ROBL. 315). 


175), day ferner_die 14 im 

ROLL. 1879 ©. 287 ff. publi- 
sierten Berorbnungen. at. 
Laband I, 389% über bie 





Über Hochverrat und Lan- 
peßbennnt gegen Kaiſer und 
Reich entfheidet das Neihäge- 
viöt in erfter und leter Inftanz 
(ogl. den niemals in Rechtskrafi 

einen — 75 der RB., jeht 
—J 93 und 6% 


“or. ik Juni 1879 (GBl. I 


weiterung ber Kompetenzen bes 
ehemaligen Reichsoberhandels · 
gerichtes, die infofern noch jetzt 
rohe praktiſcher Bedeutung 
ift, als fi) hierauf ber Vorbe⸗ 
halt des felbftänbigen bayrifchen 
. | oberften anbengeriäter nit be 
jieht (EG. 8 Abf. Di 


auch G.Meyer, Lehrb. 
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ernannt”). Beim Reichsgericht befteht eine Staatsanwalt- 
ſchaft (Oberreihganwalt und Reichsanwälte), die verwal- 
tungsrechtlich dem Reichskanzler unterftellt ift.*5 

b) Direlte Reichögerihte find außerdem noch die 
Reichskonſulargerichte. Ale Reichskonſuln haben 
kraft Geſetzes gemwifje im Inland den Richtern zulommende 
Funktionen zu bethätigen. Als vollftändige Civil- und 
Kriminalgerichte fungieren die deutſchen Konfuln jedoch nur 
in der Türkei famt dem Vafallenftaat Bulgarien, indes für 
den Bafallenftant Hgypten befondere Verhältnifje obwalten; 
ferner in Rumänien, Serbien, Montenegro, Perfien, Japan, 
China, Siam und Samoa. Die Gerihtöbezirke der Konfuln 
in biefen Ländern werben dur den Bundesrat abgegrenzt. 
Kompetent find die Konfuln zur Jurisdiktion über bie 
Reichsangehörigen und fog. Schutzgenoſſen. Berufungsinftanz 
über den Konfulargerichten ift das Reichsgericht zu Leipzig.*° 

©) Ferner find Reichsgerichte die Marineftraf- 
gerichte. Während die Strafgerichte des Landheeres ein 
Beſtandteil der Landes-Militärvermaltung find, ift bie 
Marine in der eigenen und unmittelbaren Verwaltung des 
Reiches; daraus ergiebt fi der ſtaatsrechtliche Charakter 
der Marineftrafgerichte. Als ſolche fungieren die Komman- 
dantur der Seefeftung Kiel, die beiden Stationschefs der 
Dft- und Norbfee, die Kommandanten der in Dienft ge- 
ftellten Schiffe, das preußiſche Generalaubitoriat ala General- 
aubitoriat ber Kaiferliden Marine (A. E. v. 23. Mai 
1876).*7 


es 1 ganbbug 208 fl. ren Staatsreät vorzubehalten, 
jähere Darftellung |f. unten $. 26. 
dieſer Verhältniffe ift dem äußer| °" Saband I, 390 f. 
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2. Die Disziplinargerihte 
(G. 9. 31. März 1873 98.86 f., ROBL. 60, dazu ©. 0.5. Ron. 1874, REBI. 128) 

8) Zur Ausübung der Disziplinargerichtäbarleit ift das 
Gefamtgebiet des Reiches dermalen in dreißig Bezirke‘? 
eingeteilt, für deren jeben eine Disziplinarfammer 
befteht; dieſelbe ift nur zuftändig über die unmittelbaren 
Neichebeamten und tritt nur bei Bedarf zufammen (2. v. 
11. Juli 1873, REBL. 298; v. 7. Jan. 1874, REBL. 3; 
Regulativ v. 12. Dez. 1873, CBI. 390). Für die außer- 
halb des Neichögebiet3 bomizilierenden Reichsbeamten ift 
die Disziplinarfammer zu Potsdam zuftändig, für die Be— 
amten der Reichseifenbahnverwaltung, welche im Ausland 
ihren dienftlichen Wohnfig haben, die zu Straßburg (©. v. 
5. Nov. 1874, RGBl. 128). Die Mitglieder der Diszi- 
plinarfammern werben vom Kaifer gemäß Wahl des Bunbes- 
rates ernannt. Jede Disziplinarfammer befteht aus fieben 
Mitgliedern, von denen vier, einſchließlich des Präfidenten, 
die Richterqualität Haben müfjen; im einzelnen Falle ent= 
ſcheidet ein Kollegium von fünf Mitgliedern, von melden 
drei, einfchließlich des Vorfigenden, die Richterqualität haben 
müſſen. Zu Mitgliedern der Disziplinarfammern werben 
Beamte im Reichs- oder Staatsdienſte nebenamtlich berufen 
(Regulativ v. 18. April 1880, CBL. 203). 

b) Für Militärheamte, die ausſchließlich unter mili- 
täriſchen Oberen ftehen — alfo nicht für Perfonen des 
Soldatenftandes, für Auditeure und für Militärbeamte, die 
auch unter nihtmilitärifchen Vorgefegten ftehen — werben 

6 Über den Begriff der Dis-|RBenmt®. $. 87, dazu fpäter 
diptinargemalt f. unten $. 10 u Stuttgart u Straßburg ſ. 
BL. Handbug 197 ff; 
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für das Verfahren auf Amtsentfegung befondere Mili- 
tärbisziplinarfommiffionen gebilvet, beſtehend 
aus einem Oberſt, drei höheren Offizieren und drei Mili- 
tärbeamten; für jeden Armeekorpsbezirk, ſowie für den Be- 
zirk jeder Marineftation befteht eine folge Kommiſſion 
(RBeamtG. $. 121, dazu das Verzeichnis BGBl. 1867, 
289). 

e) Die obere Disziplinarinftanz über den zu a. und b. 
bezeichneten Behörden ift der Disziplinarhof. Der 
felbe tritt im Bedarfsfalle in Leipzig zuſammen: er befteht 
aus fünf Mitgliedern des Reichsgerichtes und vier aus 
der Mitte des Bundesrates vom Kaifer nach Vorfchlag des 
Bundesrates zu ernennenden Mitgliedern (©. v. 31. März 
1873 $. 110), dazu zwei anderen Mitgliedern; im einzel- 
nen Fall entfcheidet ein Kollegium von 7 Mitglievern, von 
welchen 4 Richterqualität haben müffen. 

d) Das Bundesamt für Heimatswefen ift 
als Plenum konſtituiert alleinige Disziplinarinftanz über 
feine Mitglieder (f. unten $. 10) für Anklagen auf Amts- 
verluft, Sufpenfion und freiwillige Verfegung in Ruheftand. 

©) Das Reichs gericht ift ald Plenum konſtituiert 
alleinige Disziplinarinftang für feine Mitglieder, fowie über 
die bei bemfelben zugelaſſenen Rechtsanwälte (f. unten 
8. 10). 





3. Die Bermaltungsgerigte. 

3) Das Bundesamt für Heimatwefen ift 
ftändiges Oberverwaltungsgericht in zwiſchenſtaatlichen 
Armenſachen, ſoweit es fi nicht um bie örtlie Drgani- 
fation der Armenverbände handelt (©. v. 6. Juni 1870, 
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BGBl. 360, 88. 42 ff., dazu Regulativ v. 6. Jan. 1873, 
CB. 4), fowie kraft erfolgter Delegation als höchſte In— 
ſtanz für innerftaatliche Armenfaden in Preußen, Hefien 
und 15 Nleinftasten.”° Die Mitglieder desſelben werden 
auf Vorfchlag des Bundesrates vom Kaiſer auf Lebenszeit 
ernannt. Das Bundesamt beiteht aus mindeftens fünf 
Mitgliedern, von denen drei Richterqualität haben müſſen; 
im einzelnen Falle entfcheivet ein Senat von drei Mit- 
gliedern, von denen eines Richterqualität haben muß. Die 
Entfeidungen erfolgen „Im Namen des Reiches“ ; für 
Bayern und Elfaß-Lothringen ift das Bundesamt nicht zu= 
ftändig. 

b) Das verftärfte Reihseifenbuhnamt (©. v. 
27. Juni 1878 $. 5, dazu Regulativ des Bundesrats v. 
18. März 1876, CBL. 27). 

Gegen Mafregeln des Reichseiſenbahnamtes Tann „auf 
Grund der Behauptung, daß jene Maßregeln in den Ge- 
fegen und rechtögültigen Vorfchriften nicht begründet feien“, 
Rekurs an das verftärkte Reichseiſenbahnamt ergriffen 
werben; dasſelbe befteht aus zwei Räten des einfachen 
Neichseifenbahnamtes und drei Binzuzuziehenden Richtern 
unter Vorfig des Präfiventen des Reichseiſenbahnamtes; 
die Richter werben vom Kaifer nebenamtlid ernannt; der 
Rekurs ift beim Reichskanzler anzubringen. 

c) Das Reichspatentamt (©. v. 25. Mai 1877, 
RGBl. 501, $. 13 ff., dazu V. v. 18. Juni 1877, RGBl. 
538), beftehend aus mindeſtens drei ftändigen, vom Kaiſer 


°° Aufbezühtt im dandbuch Z. Hy nd Bei Meyer, Sehr. 
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nad Wahl des Bundesrates ernannten und einer beliebigen 
Anzahl nichtftändiger Mitgliever,”! zur Entſcheidung über 
Erteilung, aber auch über Zurüdnahme und Nichtigfeits- 
erflärung erteilter Patente, fowie über Patentbeſchwerden 
(vier Anmelde, zwei Beſchwerde- und eine Nichtigkeits- 
abteilung). Vom Patentamt ift Relurs an das Reichs⸗ 
gericht geftattet. 

d) Das Reihsoberfeeamt. 

Zur Entſcheidung der Schulbfrage bei Seeunfällen find 
durch ©. v. 27. Juli 1877 (RXGBl. 549) befondere See- 
ämter eingefeßt, gegen beren Entſcheidung Rekurs an das 
Dberfeeamt in Berlin offen fteht; letzteres ift eine 
Kollegialbehörve, beftehend aus einem Vorfigenden und ſechs 
Mitgliedern, von melden mindeftens drei der Schiffahrt 
kundig fein müſſen (GD. v. 3. Mai 1878, CBI. 276). 
Der Vorfigende und ein ſchiffahrtskundiger Beifiger werden 
vom Kaiſer ernannt; außerdem präfentieren die Seeufer- 
ſtaaten immer auf drei Jahre drei fachkundige Perfonen, 
aus welden der Vorfigenbe im konkreten Fall fünf Mitglieder 
zur Ronftituierung des Oberfeeamtes beruft. Nur das Ober- 
feeamt ift Reichsbehörde, die Seeämter dagegen find Landes- 
behörben, doch wird das öffentliche Interefje auch bei den 
Seeämtern durch einen vom Reichskanzler ernannten Reichs- 
Tommifjar vertreten; die Bezirke der Seeämter find durch 
den Bundesrat abgegrenzt, und die Oberaufficht auch über 
die Seeämter wird vom Reich geführt.” — 

e) Die Reihsrayonfommiffion (f. au unten 
im Militärrecht). Diefe, durch Gef. v. 21. Dezbr. 1871, 


u Bol, Handbuch 155f. | 7"? Bol. Handbud) 183. 
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RGBl. 459) gebilbet, ift die obere Inftanz über den 
Feftungstommandanten, ſowohl für adminiftrative wie ver- 
waltungsgerichtliche Sachen in Bezug auf die gefeglichen 
Eigentumäbefchräntungen in der Umgebung von Feftungen ; 
fie befteht aus einem Vorfigenden, defien Stellvertreter und 
vier Mitgliedern.’® 

f) Das Reigsverfigerungsamt.’® 

Durh das Unfallverfiherungsgefeg v. 6. Juli 1884 
(RGBl. 102) wurde diefe Behörde geſchaffen zur Ent- 
ſcheidung von Streitigleiten bezüglich der Genoſſenſchaften 
(8. 2. v. 5. Aug. 1885, RGBl. 255); erweitert wurbe 
ihre Wirkungskreis durch die Gefege v. 28. Mai 1885 
(RGBl. 159), 5. Mai 1886 (REBL. 132), 11. Juli 
1887 (RXGBl. 537), 13. Juli 1887 (KGBl. 329), 22. Juni 
1889 (XGBl. 97). Dasſelbe befteht aus einem Präfi- 
denten, vier Mitgliedern des Bundesrates, zwei Direktoren, 
81 ftändigen Mitgliedern, fünf ftändigen richterlichen Bei- 
figern, einer Anzahl von richterlichen und nichtrichterlichen 
Hilfekräften, je vier nichtftändigen Mitgliedern für bie 
gewerbliche, landwirtſchaftliche und Geeunfallverfiherung 
mit bezw. 12, 6, 2 Stellvertretern für jedes Mitglied. 
Die ftändigen Mitglieder, ſowie die ftändigen richterlichen 
Beifiger werden vom Kaifer auf Vorfchlag des Bundes- 
rates lebenslänglih ernannt, von den nichtſtändigen werben 
vier vom Bundesrat aus feiner Mitte, je eines von ben 
Genofjenfhaftsvorftänden und den verſicherten Arbeitern 
aus ihrer Mitte gewählt. Die übrigen Mitglieder ernennt 
der Reichskanzler. Außerdem beruft der Bundesrat aus 
der Zahl der in land» und forſtwirtſchaftlichen Betrieben 


8 Handbug) 216. |" Handbud 158 ff. 
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beſchäftigten Perfonen zwei nichtftändige Mitglieder des 
Reichsverſicherungsamtes und je ſechs Stellvertreter der⸗ 
felben. 

8.10. 


Das Reichsbeamtenrecht.! 


L Der Begriff von Amt und Behörde, 


1. Amt ift ein beftimmt begrenzter Kreis 
von Gefhäften des Staates:? das Wefen bes 
Staates ift Herrfhen, imperium: Geſchäfte 
des Staates find für die ſtaatsrechtliche Be— 
tradtung demnach nur Funktionen, melde ſich 
auf die Herrfhaft, auf die Ausübung von 
Hoheitsrehten beziehen: zum Begriff des 
Amtes gehört folglid die Antsgewalt, wel- 
her die Pfliht der Staatsangehörigen zum 
Gehorfam und die dem Amtebeigelegte Fähig- 
keit, den Gehorfam nötigen Falles zu erzwin- 
gen, entip entfprigt® 


1 —** u —58;|viel weitere; ber „perfünliche 
Meyer, en Begriff eines Dienenden“ bildete 
Sie: Id ——— Praris | aber ſeit ber älteften Zeit das 

— v. Hart⸗ geratterififge Moment, fiehe 
man ar ‚589 5.|6 cimm, — Wörterbuch 
D, 13. 429f1.;|I, 280f. Unfer SHauptmort 


ngl. feiner dr Fr a je Era 
organifation im Reihe das im 
Reichsamt ded Innern bearbei- 
tete, alljährlic sur Audgabe ge- 
langende andbug bes 
Dentfgen eiches. Weitere 
Ritteraturangaben |. unten zu II, 
2 Die urfprüngliche Bedeutung 
des Wortes ift allerdings eine 


‘ 


„Beamte“ ift das Partizipium 
Verf. Pafl. bes Zeitwortes 
„beambeten‘ Grimm I, 
und die Unterfuhun über bie 
3 | Partitel „ be* 1: Pr. 

°6, die ineflenen Bemer- 
Zungen hierüber bei Perthes, 
der Staatsbienft 108 fj., 114f. 
ALR. I, 13 $. 16: „foweit bie 
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2. Behörde ift das Amt als objektive dauernde 
Inftitution gefaßt; dem Amt ift der Charakter des Dauern- 
den begrifflich nicht eigen, es kann Amter ganz vorüber- 
gehender Natur geben; die Behörde dagegen kennzeichnet 
gerade dad Dauernde einer Amtsinftitution, im übrigen 
deden fich beide Begriffe. 

„Die Behörden find nur Apparate des Staates, mittels 
deren er feine Staatögewalt ausübt." „Amtsgewalt ift 
nicht? anderes als Staatsgewalt.“ „Den LUnterthanen 
gegenüber erſcheint die Behörde als Subjekt von Hoheits- 
rechten, indem fie gemiffermaßen die konkrete Manifeftation 
des Staates barftellt und mit dem Staate felbft identiſch 
wird. Im Verhältnis zum Staate dagegen hat die Be— 
hörde nur etwa die Bedeutung wie ein Rab oder eine 
Schraube an an einer Mafcinerie.” * — 


Beforgung: gewiffer zu ben Rech- 
ten und Yan des Staates 
gehörenden An jenheiten und 

jefchäfte den Beamten des 


Anfiht „Stantögewalt" nicht 
eſſentielles Begriffsmoment für 
ie Behörbe it; leiber Bat Sur 
Band in ber 2. Aufl. ©. 898 


Staats vermöge ihres Amtes 
obliegt, muß biefen, innerhalb 
Ber „Örengen, Äbred Auftrages, 
ebenfo wie dem Landesherren 
fersft, 1 gelge gelitet, werben.“ 
Die im Tert citierten Säge 
And entnommen der 1. Auf» 
Inge von Laband I, 293—295. 
Die prinzipielle Begriffäbeftim- 
mung 2abands in biefer Ma-|aı 
terie zeichnet ſich durch an be» 
larheit 


geblieben, obwohl nad) der iegt 
von 2aband angenommenen 





die Anfiht, die er in der 1... 
fo —8 begründet Hatte, 
und auf der m. E. allein bie 
fpatsrenutige Konftruftion von 
Imt und Beamter möglich ift: 
daß jedes Amteine „obrig- 
teitlihe Gewalt” enthalte 
und darſtelle, auf eben; ber 
Sprag el — 
An jonft von „Amt“ reden 
das —* — dann € a nig 
Der begauptete (©; 
genfag“ zwiſchen inte —XR 
und Satan hen, nifhen, 
wiffenfchaftlichen u. dgl. 
mtern ift nit vorhanden. 
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Reihsämter und Reihsbehörben® find ſo— 
mit Ämter und Behörden, die zur Ausübung 
der Staatsgewalt des Reiches berufen find. 

3. Im monardifhen Einzelftante laufen alle Funk— 
tionen des Staates zufammen im Monarchen ald dem 
Träger der Staatögewalt; er ift als folder höchſter In- 
haber der Amtögewalt; gleihfam ftrahlenförmig geht von 
dieſem Mittelpunkte der mterorganismus des Staates 
aus und läuft in letzter Inſtanz wieder zu jenem Mittel- 
punkt zurüd. Der Monarch hat kraft diefes Prinzipes 
das Net der Drganifation der Ämter und 
der Ernennung der Beamten. Diejes Recht Tann 
allerdings Modifilationen erfahren, indem dur Verfaſſung 
oder Spezialgefege beftimmte Grundſätze für die Drgani- 
fation der Amter aufgeftellt werben: daß die „Organifa= 
tion durch Gefeg“, d. i. unter Mitwirkung ber Vollsver— 
tretung, aber ein Beftanbteil des Fonftitutionellen Prinzipes 
fei, kann nicht behauptet werben. Übrigens fteht der Volks- 
vertretung nad Maßgabe des Budgetrechtes (f. unten 
$. 16) in jedem Falle ein bebeutender Einfluß auf die 
Ämterorganifation zu. 

Die Beamten find demnach ſtaatsrechtlich als Ge— 
hilfen des Monarchen zu betrachten:“ der unverant- 


® Cine Niaffifilation der| © Vorzüglihe Bemerkungen 
Reichabehörden mit Rüdficht auf iiber kin 2,erber, Grund» 
die —ã — des ie süge (2) 
Deamtengefehes | . in der 8. nme Staatöbienft (f. 
v. 23. Nov. 1874 (ROLL. ib) über biefes Merf unten R. 16) 
dazu für die Reihöbantbeamten | 30 f.; Gerber 227 ff. Analog 
3.0. 19. Dez. 1875 (RGBl. PN Tonftruiert Zaband I, 343 eine 
ferner ‘8. ®. v. 7. Aug. 1888| „Raiferlihe Prärogative ges 
(RILL. 229). mäß dem m. €. unbaltbaren 

Born, Staatsrecht I, 2. Aufl. 19 
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(©. v. 30. Mai 1873, RGBl. 123); (f. im übrigen 
unten 3. II $. 29). 


IL. Die Riiterbehörben bed Beihed. 
1. Eivil- und Strafgeridtsbarteit. 

a) Diefe ift grundfäglih der Selbftvermaltung der 
Einzelftanten verblieben. Vom Reich ift nur die hödfte 
Inftanz, das Reichsgericht zu Leipzig, beftellt (GVG. 
88. 125—141, dazu Geſetz v. 11. April 1877 über den 
Sit des Reichsgerichtes). Dasfelbe ift bervorgegangen aus 
dem früheren Reichsoberhandelsgericht und beruht im wefent- 
lichen noch auf der Drganifation diefes letzteren, wie fie 
durh ©. v. 12. Juni 1869 (BGB. 201) eingerichtet 
worden war? Das Reichsgericht ift oberfte Inſtanz 
(„Revifions“- Inftanz) in Civil» und Kriminalſachen 
(GV. 98. 12, 125, 141) und vemfelben find außerdem 
noch eine Reihe fpezieller Funktionen übertragen.® %* Die 
Mitglieder desſelben, einfchließlich der Reichsanwälte, werden 
vom Bundesrate gewählt und vom Kaifer nur formell er- 
nannt („werben auf Vorſchlag des Bundesrates vom Kaifer 


62 Über die Entſtehungsge · 
föide 1. Sasanı 1 &e.| a 
% Elſaß —A Geſ. v. 
4. „Int 1871 (R68L. 315). 
Über Hodverrat und Lan- 
—8 gegen Kaiſer und 
Reich entſcheidet das Reichsge⸗ 
richt in erfter und lebter Inftanz 
(vgl. den niemals in Re weh 
on cs Art. 75 der RB. 
108 80—93 und 638. 


ad 5. v 2 ‚Juni 1879 (ROBL. 


175), dazu ferner die 14 im 
REBL. 1879 ©. 287 ff. publi- 
zierten Berorbnungen. ag 
abend I, 389° über bie 
meiterung ber Kompetenzen bes 
ehemaligen Reichsoberhandels · 
gerichtes, die inſofern noch jetzt 
von großer praktiſcher Bedeutung 
it, al ſich hierauf der vorbe⸗ 
Belt des felbftänbigen bayrifchen 
erften Sanbes es ichtes nicht be» 
EN 3 . 8 Abf. 2); 


35 3ehrb. 3928. 
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ernannt”). Beim Reichsgericht befteht eine Staatsanwalt» 
ſchaft (Oberreichganwalt und Reichsanwälte), die vermal- 
tungsrechtlich dem Reichskanzler unterftellt ift.°5 

b) Direfte Reichsgerichte find außerdem nod bie 
Reichskonſulargerichte. Ale Reichskonſuln haben 
Traft Geſetzes gewifje im Inland den Richtern zulommende 
Funktionen zu beihätigen. Als vollitändige Civil- und 
KRriminalgerichte fungieren die deutſchen Konfuln jedoch nur 
in der Türkei famt dem Vafallenftant Bulgarien, indes für 
den Vaſallenſtaat Agypten befondere Verhältniffe obmalten ; 
ferner in Rumänien, Serbien, Montenegro, Perfien, Japan, 
China, Siam und Samoa. Die Gerihtäbgzirke der Konfuln 
in dieſen Ländern werben durch den Bundesrat abgegrenzt. 
Kompetent find die Konfuln zur Jurisdiktion über die 
Reichsangehörigen und fog. Schußgenoffen. Berufungsinftanz 
über den Konfulargerichten ift das Reichsgericht zu Leipzig.*° 

©) Ferner find Neihögerihte die Marineftraf- 
gerichte. Während die Strafgerichte des Landheeres ein 
Beftandteil der Landes-Militärverwaltung find, ift die 
Marine in der eigenen und unmittelbaren Verwaltung des 
Reiches; daraus ergiebt fi der ſtaatsrechtliche Charakter 
der Marineftrafgerichte. Als folde fungieren die Komman⸗ 
dantur der Seefeftung Kiel, die beiden Stationschefs ber 
Dft- und Norbfee, die Kommandanten der in Dienft ge- 
ftellten Schiffe, das preußifche Generalaubitoriat als General- 
auditoriat der Kaiferliden Marine (A. €. v. 23. Mai 
1876).7 


andbud 203 ff. ren Staatsrecht vorzubehalten, 
ie nähere Darftellung |f. unten 8. 26. 
diefer Berhältniffe ift dem äuße-| *" Zaband I, 390. 
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2. Die Disziplinargerichte® 
(©. 0.31. Rarz 1878 48.86 f., ROBL. 0, dazu ©. 0.5. Nov. 1874, REBL. 128) 

3) Zur Ausübung der Disziplinargerichtäbarkeit ift dag 
Gefamtgebiet de3 Reiches dermalen in dreißig Bezirke? 
eingeteilt, für deren jeden eine Disziplinarfammer 
befteht; biefelbe ift nur zuftändig über die unmittelbaren 
Reichsbeamten und tritt nur bei Bedarf zufammen (V. v. 
11. Juli 1873, REBL. 293; v. 7. Jan. 1874, RGBl. 3; 
Regulativ v. 12. Dez. 1873, CB. 390). Für die außer- 
halb des Reichsgebiets domizilierenden Reichsbeamten ift 
die Disziplinarfammer zu Potsdam zuftändig, für die Be- 
amten ber Reichseiſenbahnverwaltung, melde im Ausland 
ihren dienftlihen Wohnſitz haben, die zu Straßburg (©. v. 
5. Nov. 1874, RGEBl. 128). Die Mitglieder der Diszi— 
plinorfammern werben vom Kaifer gemäß Wahl des Bundes⸗ 
rates ernannt. Jede Disziplinarlammer befteht aus fieben 
Mitgliedern, von denen vier, einfchließlich des Präfiventen, 
die Richterqualität haben müſſen; im einzelnen Falle ent 
ſcheidet ein Kollegium von fünf Mitgliedern, von melden 
drei, einſchließlich des Vorfigenden, die Richterqualität haben 
müflen. Zu Mitglievern ber Disziplinarfammern werben 
Beamte im Reichs- oder Staatsdienſte nebenamtli berufen 
(Regulativ v. 18. April 1880, CBl. 203). 

b) Für Militärbeamte, die ausſchließlich unter mili- 
täriſchen Oberen ftehen — alfo nit für Perfonen des 
Soldatenftandes, für Auditeure und für Militärbeamte, die 
auch unter nihtmilitärifhen Vorgeſetzten ftehen — werben 

68 Über den Begriff der Dis-|NBeamt®. $. 87, dazu fpäter 
Aplingrgematt f. unten $. 10 noch Stuttgart, ı * Straßburg ſ. 


Laband 
© Vol. Handbuch 137Ff.; 
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für das Verfahren auf Amtsentfegung befondere Mili« 
tärdisziplinarfommiffionen gebilvet, beftehend 
aus einem Oberft, drei höheren Offizieren und drei Mili- 
tärbeamten; für jeden Armeeforpsbezixk, fowie für den Be- 
zirk jeder Marineftation bejteht eine ſolche Kommiffion 
GWBeamtG. $. 121, dazu das Verzeichnis BGBl. 1867, 
289). 

©) Die obere Disziplinarinftanz über den zu a. und b. 
bezeichneten Behörden ift der Disziplinarhof. Der- 
jelbe tritt im Bebarfsfalle in Leipzig zufammen: er befteht 
aus fünf Mitgliedern des Neichögerichtes und vier aus 
der Mitte des Bundesrates vom Kaiſer nad) Vorfchlag des 
Bundesrates zu ernennenden Mitgliedern (©. v. 31. März 
1873 $. 110), dazu zwei anderen Mitgliebern ; im einzel- 
nen Fall entfceidet ein Kollegium von 7 Mitgliedern, von 
welchen 4 Richterqualität haben müſſen. 

d) Das Bundesamt für Heimatsweſen ift 
als Plenum konſtituiert alleinige Disziplinarinftanz über 
feine Mitglieder (f. unten $. 10) für Anlagen auf Amts- 
verluft, Sufpenfion und freiwillige Verfegung in Ruheftand. 

©) Das Reichs gericht ift ala Plenum Zonftituiert 
alleinige Disziplinarinftanz für feine Mitgliever, ſowie über 
die bei demſelben zugelafienen Rechtsanwälte (ſ. unten 
8. 10). 


3. Die Verwaltungsger ichte. 

8) Das Bundesamt für Heimatweſen ift 
ſtändiges Überverwaltungägeriht in zwiſchenſtaatlichen 
Armenſachen, ſoweit es fi nit um bie örtliche Organi— 
ſation der Armenverbände handelt (G. v. 6. Juni 1870, 
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BGB. 360, 83. 42 ff., dazu Negulativ v. 6. Yan. 1873, 
CL. 4), fowie Fraft erfolgter Delegation als höchſte In— 
ftanz für innerftaatliche Armenfaden in Preußen, Hefien 
und 15 Nleinftasten.”° Die Mitglieder desſelben werben 
auf Vorſchlag des Bundesrates vom Kaifer auf Lebenszeit 
ernannt. Das Bundesamt befteht aus mindeftens fünf 
Mitgliedern, von denen drei Richterqualität haben müſſen; 
im einzelnen Falle entfceidet ein Senat von brei Mit- 
gliedern, von denen eines Richterqualität haben muß. Die 
Entfcheidungen erfolgen „Im Namen des Reiches“ ; für 
Bayern und Elfaß-Lothringen ift das Bundesamt nicht zu= 
ftändig. 

b) Das verftärkte Reihseifenbuhnamt (©. v. 
27. Juni 1873 $. 5, dazu Negulativ des Bundesrats v. 
18. März 1876, CBL. 27). 

Gegen Mafregeln des Reichseifenbahnamtes Tann „auf 
Grund der Behauptung, daß jene Mafregeln in den Ge- 
fegen und rechtsgültigen Vorſchriften nicht begründet feien“, 
Nekurs an das verftärkte Neichseifenbahnamt ergriffen 
werben; dasſelbe befteht aus zwei Räten des einfachen 
Neichseifenbahnamtes und drei hinzuzuziehenden Richtern 
unter Vorſitz des Präfiventen des Reichseiſenbahnamtes; 
die Richter werden vom Kaifer nebenamtlih ernannt; der 
Rekurs ift beim Reichskanzler anzubringen. 

©) Das Reihspatentamt (G. v. 25. Mai 1877, 
RGBl. 501, $. 13 ff., dazu V. v. 18. Juni 1877, RGBl. 
533), beftehend aus mindeſtens drei ftändigen, vom Kaiſer 


 Mufgegäßtt im Bandbuqh Z. Yayaind Dei Meyer, Lehrb. 
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nad Wahl des Bundesrates ernannten und einer beliebigen 
Anzahl nichtſtändiger Mitglieder,”! zur Entfeidung über 
Erteilung, aber aud über Zurüdnahme und Nichtigkeits- 
erflärung erteilter Patente, ſowie über Patentbeſchwerden 
(vier Anmelve-, zwei Beſchwerde- und eine Nichtigkeits- 
abteilung). Vom Patentamt ift Rekurs an das Reiche- 
gericht geftattet. 

d) Das Reihsoberfeeamt. 

Zur Entſcheidung der Schulbfrage bei Seeunfällen find 
durch ©. v. 27. Juli 1877 (REBL. 549) befonbere See- 
ämter eingefeßt, gegen deren Entſcheidung Rekurs an das 
Dberfeeamt in Berlin offen fteht; letzteres ift eine 
Kollegialbehörbe, beftehend aus einem Vorfigenden und ſechs 
Mitgliedern, von melden mindeftend drei ber Schiffahrt 
Tundig fein müſſen (GD. v. 3. Mai 1878, CB. 276). 
Der Borfigende und ein ſchiffahrtskundiger Beiſitzer werben 
vom Kaifer ernannt; außerdem präjentieren die Seeufer- 
ftaaten immer auf brei Jahre drei ſachkundige Perfonen, 
aus welchen der Vorfigende im konkreten Fall fünf Mitglieder 
zur Konftituierung bes Oberfeeamtes beruft. Nur das Ober- 
ſeeamt ift Reichsbehörde, die Seeämter dagegen find Landes- 
behörben, doch wird das öffentliche Intereſſe auch bei den 
Seeämtern durch einen vom Reichslanzler ernannten Reichs⸗ 
Iommifjar vertreten; die Bezirke der Seeämter find durch 
den Bundesrat abgegrenzt, und die Oberaufſicht auch über 
die Seeämter wird vom Reich geführt”? — 

e) Die Reihsrayontommiffion (f. aud unten 
im Militärrecht). Diefe, durch Gef. v. 21. Dezbr. 1871, 


U Bel. Handbud 155f. | ° Bol. Handbuch 183 f. 
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RGBl. 459) gebildet, ift bie obere Inſtanz über den 
Feftungstommandanten, fomohl für adminiftrative wie ver- 
waltungsgerichtliche Sachen in Bezug auf die geſetzlichen 
Eigentumsbeſchränkungen in der Umgebung von Feftungen ; 
fie befteht aus einem Vorfigenden, deſſen Stellvertreter und 
vier Mitgliedern.’® 

f) Das Reihsverfiherungsamt.’® 

Durch das Unfallverfiherungsgefeg v. 6. Juli 1884 
(REBL. 102) wurde dieſe Behörde geſchaffen zur Ent- 
ſcheidung von Streitigleiten bezüglich der Genoſſenſchaften 
(8. 2. v. 5. Aug. 1885, RGBl. 255); erweitert wurde 
ihr Wirfungskreis durch die Gefeße v. 28. Mai 1885 
(RGBl. 159), 5. Mai 1886 (RXGBl. 132), 11. Juli 
1887 (RG. 537), 13. Juli 1887 (RGBl. 329), 22. Juni 
1889 (RGBl. 97). Dasfelbe befteht aus einem Präfi- 
denten, vier Mitgliedern des Bundesrates, zwei Direktoren, 
81 ftändigen Mitgliedern, fünf ftändigen richterlichen Bei- 
figern, einer Anzahl von richterlichen und nichtrichterlichen 
Hilfekräften, je vier nichtftändigen Mitgliedern für die 
gewerbliche, landwirtſchaftliche und Seeunfallverficherung 
mit bezw. 12, 6, 2 Stellvertretern für jedes Mitglied. 
Die ftändigen Mitglieder, ſowie bie ftändigen richterlichen 
Beifiger werden vom Kaifer auf Vorfchlag des Bundes- 
rates lebenslänglich ernannt, von den nihtftändigen werden 
vier vom Bundesrat aus feiner Mitte, je eines von ben 
Genofienfhaftsvorftänden und den verficherten Arbeitern 
aus ihrer Mitte gewählt. Die übrigen Mitgliever ernennt 
der Reichskanzler. Außerdem beruft der Bundesrat aus 
der Zahl der in land» und forſtwirtſchaftlichen Betrieben 


% Handbug 216. |" Handbud 158 ff. 
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beſchäftigten Perfonen zwei nichtſtändige Mitglieder des 
Reichsverſicherungsamtes und je ſechs Stellvertreter der- 
felben. 
8.10. 
Das Heihsbeamtenzeht.! 


L Der Begriff von Amt und Behörde. 


1. Amt ift ein beftimmt begrenzter Kreis 
von Gefhäften des Staates:? das Wefen des 
Staates ift Herrfhen, imperium: Gefhäfte 
des Staates find für die ftaatsredtlige Be— 
trachtung demnach nur Funktionen, melde fih 
auf die Herrfhaft, auf die Ausübung von 
Hoheitsrehten beziehen: zum Begriff des 
Amtes gehört folglih die Amtögewalt, wel- 
Ger die Pfliht der Staatsangehörigen zum 
Gehorfam und die dem Amtebeigelegte Fähig- 
keit, den Gehorfam nötigen Falles zu erzwin— 
gen, entip entfpridt.3 


a ı gaband I 5% 1, 4453; 


viel weitere; ber „perfönliche 
Meyer, Lehrb. 135—137; ; 


Begriff eines Dienenden“ bilbete 


star. f. Sefekasbung u. Brozis 
des öffentl. ea ar Satt- 
mann ®. I, 
I, is ff. aa Sal Bi 
ngl. ferner über bie Vehörben- 
organifation im Reihe das im 
Reichsamt des Innern bearbei- 
tete, alljährlic ur iusgabe ss; 
langende andbuh bes 
Deutfhen Reiches. Weitere 
Ritteraturangaben f. unten zu II, 
% Die urfprüngliche Bedeutung 
des Wortes ift allerdingd eine 


aber feit ber älteften Zeit das 


Harakteriftiide Moment, fiehe 
‚Grimm, uf je Worterbuch 
280 f. Hauptwort 


„Beamte“ ift ee Partizipium 
Verf. Paſſ. des Zeitwortes 
„beambeten Grimm I, 
und die Unterfuhung über die 
Partitel „ be’ er 

°6. die irefen im Bemer- 
tungen hierüber bei Berthes, 
der Staatsdienſt 108 ff., 114 [2 
A.L.R. II, 13 8. 16: „ſoweit bie 
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2. Behörde ift das Amt als objektive dauernde 
Inſtitution gefaßt; dem Amt ift der Charakter des Dauern- 
ben begriffli nicht eigen, es kann Amter ganz vorüber- 
gehender Natur geben; die Behörbe dagegen Tennzeichnet 
gerade das Dauernde einer Amtsinftitution, im übrigen 
decken fich beide Begriffe. 

„Die Behörden find nur Apparate des Staates, mittels 
deren er feine Staatögewalt ausübt." „Amtögemalt ift 

"nichts anderes ala Staatsgewalt.“ „Den Unterthanen 
gegenüber erſcheint die Behörde als Eubjelt von Hoheits- 
echten, indem fie gewifiermaßen die konkrete Manifeftation 
des Staates barftellt und mit dem Staate felbft iventifch 
wird. Im Verhältnis zum Staate dagegen hat die Be 
hörde nur etwa bie Bedeutung mie ein Rab ober eine 
Schraube an einer Maſchinerie.“! — 

Anfiht „Staat alt“ 


—— zu ben Rech⸗ nit 


ten und Pflichten des Staates | effentiellea Bear! [moment für 
gehßrenber Ingelegenheiten und | die Behörde ift; leider Fu La⸗ 
eſchäfte den Beamten des band in ber 2. Aufl. ©. 888⸗ 


Staats vermöge ihred Amtes 
obliegt, muß dieſen, innerhalb 
der Sirenen ihres Auftrages, 
ebenfo wie bem Lanbeöherren 
felbft, Folge geleitet werden 

+ Die im Tert citierten Säge 
find entnommen der 1. Au! 
Tage von Zaband I, 293—295. 
Die prinzipielle Begriffsbeftim- 
mung Labands in biefer Ma- 
terie zeichnet fih durch ganz be⸗ 
fondere Schärfe und Klarheit 
aus. — Jene Säge find aud) in 
der 2. Auflage ©. 388 ff. ftehen 
geblieben, obmohl nad) ber jegt 
von Laband angenommenen 





nie ie kn in ber Pr Fr 
jo vorgi egrüni ai 

und auf ber m. €. allein bie 
ſtaatsrechtliche Konſtruktion von 
Amt und Beamter möglich, ift: 
daß jebes Amteine „obrig- 
teitlie Gewalt“ enthalte 
und barele, Fr ei der 
vulgäre Spragebraug mag 
aus et von mie fprechen, 
das Staatsrecht Tann es nicht. 
Der behauptete (S. 3391) „Ges 
genfag“ zwiſchen „obrigteitlihen“ 
und „fisfalif—en, tecnifgen, 
wiſſenſchaftlichen w. dgl. (M)* 
Ämtern ift nicht vorhanden. 
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Reihsämter und Reichsbehörden? find fo- 
mit Ämter und Behörden, die zur Ausübung 
der Stantsgemwalt des Reiches berufen find. 

3. Im monardifchen Einzelftante laufen alle Funk— 
tionen des Staates zufammen im Monarchen ald dem 
Träger der Staatögewalt; er ift als folder höchſter In— 
haber der Amtögewalt; gleichſam ftrahlenförmig geht von 
diefem Mittelpunkte der Amterorganismus des Staates 
aus und läuft in letzter Inſtanz wieder zu jenem Mittel- 
punkt zurüd.® Der Monarch hat kraft diefes Prinzipes 
das Recht der Organifation der Amter und 
der Ernennung der Beamten. Dieſes Recht kann 
allerdings Modififationen erfahren, indem durch Verfaſſung 
ober Spezialgejege beftimmte Grunbfäge für die Organi- 
fation der Amter aufgeftellt werden: daß die „Organiſa⸗ 
tion durch Gefeg“, d. i. unter Mitwirkung der Volfever- 
tretung, aber ein Beftanbteil des Fonftitutionellen Prinzipes 
fei, lann nicht behauptet werben. Übrigens fteht der Volks- 
vertretung nad Maßgabe des Budgetrechtes (f. unten 
$. 16) in jedem Falle ein beveutender Einfluß auf die 
Ärnterorganifation zu. 

Die Beamten find demnach ftaatsrehtlih ala Ge— 
hilfen des Monarden zu betrachten: ber unverant- 


5 Eine NKiaffifitation der] Vorzügliche Bemerkungen 
Reichsbehörden mit Rückſicht auf | bierüber bei v. Gerber, Grund» 
bie Ausführung bes Steichöe | züge (2) ©. 227. 
beamtengefeges f. in ber 8. ®. Önner, Stantöbienft (f. 
v. 28. Son. 1874 (RGBL. 135), | über biefes Bert unten N. 16) 
dazu für die Reihsbantheamten | 30 f.; Gerber 227 fi. Analog 
®.v. 19. Dez. 1875 (ROBL. 378), | Tonftruiert Laband I, 343 eine 
ferner K. 3. v. 7. Aug. 1888| „Raiferlihe Prärogative” ge» 
(REBL. 229). mäß dem m. €. unhaltbaren 

Born, Staatöreht I. 2. Aufl. 19 
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mortlihe Träger der Staatsgewalt wird hinſichtlich ber 
Thätigfeit feiner Gehilfen gegenüber der Volfövertretung 
gebedt durch die verantwortlichen Minifter. 

4. Diefe allgemeinen Grundfäge laſſen fih auf das 
Reichsſtaatsrecht nicht ohme weiteres anwenden. Das dem 
Monarchen des Einzefftantes Forrefpondierende Reichsorgan 
ift der Bundesrat: die Reichsverfaſſung überträgt jedoch Die 
Ernennung der Beamten dem Kaifer, ebenfo deren Entlaffung 
(RB. Art. 18). Über die Amterorganifation dagegen ent- 
Hält die Reichsverfaſſung feine Beftimmung,® nur einzelne 
Ämter beruhen auf fpezialgefeglichen Vorſchriften. Da fo- 
mit allgemeine gefegliche Beftimmungen hierüber nicht vor- 
handen find, fo bleiben jedenfalls die Errichtung unbefol- 
deter Ämter, die Aufhebung und Veränderung beftehender 
Ämter und insbefondere die Abgrenzung bes Geſchäfts- 
Treifes Gegenftände der freien Entſcheidung der Regierung. 
Und aud bie Errichtung befolbeter Amter ift prinzipiell 
frei, nur in Hinfiht der dafür erforderlichen Gelbmittel an 


Grundfage: „Der Kaifer fübet 


die Regierungsgeſchah 
Eee ee Pi * Yen ©. ©. 
211 Schon feit Anfang des 


17. Jahrg. wird ber Grunbfag |o 
des Tertes in ber Theorie be⸗ 
tont: „praefectus societatis civi- 
lis cui a Majestate sub certo 
salario concessa est potestas 
de negotiis rei publicae cognos- 
cendi judicandi imperandi et 
ratiocinia carandi, zeilitatem 
rei publicae, ut ipsum Impe- 
rantem jeribus regiminis 
"blerer® ( (@uler v. Ehrenbach, 


eitiert bei Rehm 587, noch 
präcifer 3.9 öhmer) 
® Wohl aber findet ſich eine 
folge in in einem Etat3-Gef.-Entw. 
29. DH. 1874 $.8: danach 
ollten „Gehalt und andere ftän- 
dige Dienftemolumente” nur auf 
Grund gejegliher Genehmigung 
gegeben werben — dgl. da⸗ 
——— — 33 
es zu weit gegaı in, 
aus einen abgeichnten © Geſetz 
entwurfe und einer unbeant ⸗ 
worteten Reichstagereſolution 
von 1868 als aus einem Prin⸗ 
zipe“ Rechtsſätze abzuleiten. 
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die etatsmäßige Bewilligung gebunden.? Als kompetent zur 
Erxrichtung von Amtern ift nach den allgemeinen Grund- 
fägen der Reichsverfaſſung der Bundesrat, nicht der Kaifer, 
zu betrachten, falls nicht pofitive Vorfchriften anders be- 
ftimmen; für den Bundesrat fprict gemäß RV. Art. 7 
Abf. 2 die Präfumtion.!? Die Anfiht, daß die Drgani- 
fetion der Reichsämter ein grumbfäglicher Beftandteil der 
kaiſerlichen Gewalt fei, ftüßt fi darauf, einmal, daß der 
Reichskanzler als der Chef aller Reichsbehörden durd die 
Verfaſſung in unmittelbare Beziehung nicht zum Bundes» 
rat, fondern zum Kaifer gefegt ift, ferner, daß das Recht, 
die Amtöträger zu beftellen und zu entlafien, burd die 
Verfafjung dem Kaifer übertragen ift (RB. Art. 17 u. 18). 
Der Kaifer ift jedoch in dieſer Beziehung als Träger der 
Neihögewalt nur zur Ausübung eines befonderen Staats- 
hoheitsrechtes des Reiches berufen, nämlich zur Auswahl 
der Berfonen, ohne daß hieraus eine allgemeine Schluß- 
folgerung auch bezüglich der Einrigtungen, der Ämter- 
organifation, gezogen werben bürfte.!! Übrigens ift es 
nicht unbebingt erforderlich, daß Reichsämter durch Reichs- 


® Laband I, 346; Löning, 
Berw.R. 56. 

10 Bol. Saband I, 346, ber, 
foweit eine geſetzliche Grundlage 
ifer, añ⸗ 


en“) den Bunded- 
—— erffärt. Da-| €, 
ning, Verm.- 
Recht grundfäglic 
dem Kaifer zu. 
a2 Aabard I, 343 fa 
„Der Inbegriff aller Befugni e, 


weiche fämtlichen Reicjäbehörben 
zuftehen, ericheint ald ein Anteil 
den Dei Seihek" uns le 
[eben des Reiches“ uml 
dies barauß, meil „ber Kae: 
die NRegierungsgefhäfte des 
Heide führt.“ Über legtere m. 
den Grundlagen unferer 
Reigäverfaffung widerfprechende 
Anfiht ſ. oben S. 2llf. ©. 
übrigens aud) die Einwenbun; 
:|die fih Laband ©. 
felbft mag. 


en, 
[7 


19* 
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beamte verwaltet werden; 2 ferner kann fehr wohl im 
Bundesftante die nämliche Behörde zugleich Funktionen des 
Reiches und eines Einzelftantes verwalten." In allen zur 
Zuftändigfeit des Reiches gehörigen Angelegenheiten, melde 
in Gelbftverwaltung der Cinzelftaaten gegeben murben, 
find die zur Ausführung der Gefege berufenen Behörden 
nicht Reichs⸗ fondern Landesbehörden,““ beſonders alfo die 
Gerichte, die Zollbehörben u. a. m., und ganz ebenfo die 
vier Kriegaminifterien.!5 


IL Der Beamfenbegriff.ie 
1. Der Begriff Beamter hat zur ſtaatsrechtlichen Vor- 


@ Zaband I, 341%, ſ. unten Reichsbeamten, ROBL. 61 ff., 
S. 300 f. ı welches im folgenden nur na 
18 Laband I, 3418. 8 ohne ae iſh. 9. 


1ge 8. 127 f. (ehr gute 
14 Nach Laband 1,337 follen u 

‚dem Sunbesfentigen faratter F Si — 
des ⏑——— — 

Behörben bie Regel für ben Rott. | 161. und Befonber8 bie in 


ag Der Reihtgegäfte Silben, ty ichtioe "Gonogeaphle > aon 


1. Dagegen oben ©. 138 Rehm in 915198 An, 18%, 

Ag Segigrig ber Kriegs |&. 565 ff., 1885, Sl Bon 
minifterien Brodhaus, das älteren Werfen find bejonders 
deutſche Heer 124 ff. 148 ff., als grundlegendes hervorzuheben 
Hänel StR. I, Sog richtig da- |die Arbeiten von Gönner 
gegen 8 Saband I, 32. &. aud|(1808) und Pertes (1838) 
oben &. 205. über ben Staatsbienft. Diele 

18 Saband 18.44; Meyer, | beiden Monograpbieen find heute 
2ehrb. 88. 142-154; Rann- |noh das ie, was über 
ießer, das Recht der beutfchen | den Gegenftand geichrieben iſt. 
Heigsbcamten (1874); v. Zed-| Sieht man bei Gönner von 
litz⸗ Reukirch, die Rechtsver- dem armfeligen widerlichen 
hältniffe der Reichsbeamten bayriſchen Byzantinismus der 
Zhubihum bei Hirth, Ann. |Rheinbunbäzeit ab, fo tft bie 
1816, 5 ee (Rommentar Arbeit bur« hi we tichtige grund» 
um v. 31. März 1878, tige € des. Staatör 
et. Ye jechtäverhältniffe ber — um fin die juriftife 





Das Reichsbeamtenrecht. $. 10. 


293 


ausfegung den Begriff des Amtes;!" doch deden fi beide 


Schärfe der Einzelausführungen 
—E Gi⸗eiche Aner- 
kennung verdient die Schrift 
von Perthes, die zudem durch 
den hohen ethiſchen Standpunkt 
der Betrachtung ausgezeichnet 
ift. Beide Schriften, im pofi» 
tiv-rechtlichen Teil längft völlig 
veraltet, überragen meit bie 
janze neuere Litteratur; bie 
Hrift von Perthes follte m. 
€. neu berauögegeben werden 
und das Babemecum jedes Be- 
amten bilden. Dt. ferner bie 
Ritteraturangaben bei Meyer 
©. 3531. Schöpfer bed Beamten- 
ftandes fpeziel für Preußen ift 
Feiedrid Wilhelm I. Diefem 
größten Dermaltungäfönig bed 
preußifhen Staates verdanten 
wir aud bie erfte umfafjende 
Beamtengejeßgebung in den 

oben henftionen für das 
Generofbirettorium und für bie 
Kriegs» und Domänenlammern 
von 1723. ©. Schmoller in 
Breuß. dur. XXVI, 148 ff., 
255 ff., 538 f.; f. au 2öning, 
Verw.⸗R. 37 ff., 108 ff., derſelde 
im Verwalt.⸗Archiv II, 217 ff., 
437 ff. („Gerichte und Verwal ⸗ 
tungöbehörben in Brandendurg- 
Preußen“), „Aus der Praris 
der preußifhen Regenten des 
vorigen Jahrhunderts ift faktiſch 
dad heutige deutſche Staats» 
bienerredt ermadhfen. Man war 
im großen und ganzen unter 
Friedrich Wilhelm mie fpäter 
unter Friedrich d. Gr. ſicher, 
daß ein gerechte Verfahren, 
eine faglige, unparteiifhe Ber 


handlung der Berfonalfragen 
ftattfinden, daß feiner ohne Ur- 
face entlafjen werde, daß ber 
tügtige Beamte mit ehrenhafter 
Selbftändigfeit feier Überzeu- 
gung folgen dürfe. Und inner 
an Karriere war man 
ficher, daß ber Fleihige, Ehruͤche 
Brauchbare vorwärts Tomme, 
man gewärtigte nicht, unfähige 
Dilettanten und Höflinge in den 
beften Stellen und öften Ge- 
halten zu fehen. Das mar ed, 
mas bem Staatöbienfte immer 
genug Leute und bie beiten 
Kräfte des Landes zuführte. 
Und bald gab es feine andere 
Möglichkeit, zu hoher Stellung, 
zu Einfluß und Ehre zu fommen, 
als den Staatädienft" (Shmol- 
ler). „So ward der preußifche 
Beamtenftand ein Vorbild für. 
bie anderen deutſchen Staaten“ 
Kin, Dieſes Beamtenrecht 
wurde jodann im weſentlichen 
eingefügt ins Auge. Preuß. 
Landrecht II, 10. Eine analoge 
Kodifikation erfolgte 1805 für 
Bayern unter dem beftimmenden 
Einfluffe von Gönner, danach 
in ben übrigen deutſchen Staa- 
ten (f. die genaueren Angaben 
bei ©. Meyer 408 N. 5). 

17 Die ältere Theorie (Gön«- 
ner 12 ff.) fonftruiert den Be— 
amtenbegriff rein privatregtlid 
(Miete oder Pacht), Die Theorie 
de8 Staats dienſtes bat in 
ihren Grundgebanten zuerft em⸗ 
widelt Samuel v. Bufendorf, 
de jure naturae ‚gertium (1672), 
I1. VII, c.28.24. Den Wende⸗ 
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Begriffe nicht unbebingt: es kann Ämier geben, deren In- 
haber nicht Beamte find (Geſchworene, Schöffen), niemals 
aber Tann e8 Beamte geben, die prinzipiell ohne Amt 
wären; Beamte ohne Amt giebt es nur infofern, ald das 
Armtsverhältnis unter Umftänden ruhen Tann, oder die Über» 
tragung des Amtes noch vorbehalten bleibt, alfo mur in 
Ausnahmefällen; 10 begrifflich fegt der Beamte das Amt 
voraus.” E3 muß fi fomitbei den Funktionen 
des Beamten immer handeln um Geſchäfte des 
Staates, um ein Stüd des ſtaatlichen im- 
perium, um Ausübung ftaatlider Hoheits- 
tehte? Die Staatögemalt läuft aus bis in kleine und 
Heinfte Aderchen, und bis zu biefen letzten Ausläufern 
können beftellt fein und find thatſächlich beftellt befondere 
Beamte, welde die Staatshoheit darftellen; auf die Natur 
der dem Staate geleifteten Dienfte kommt e3 nicht an: ?! 


unkt bilden bie Gejeggebung 20 Dagegen erklärt ſich jetzt 
3 Allg. Br. Landrechts (I, 10)| Laband in ben Ausführungen 
und die Schrift von Gönner; | der 2. Aufl. mit aller Schärfe; 
ber Staatsbienſt (1808). Bd *. ©. 414 ſpricht er doch 
auch PAFHANHE Seraiätz b wieber ganz generell von ber 
zus Beamtentumes, 3 im Staat3amt liegenden „Dele- 
18 Vorläufer von Gönnee gation ber Star emalt’! ©. 
find zu nennen Seuffert auf ©. 445: Beamte, 
(1798) und_v. d. Dede 1407 welder — des Staa» 
f. über fieRehm 614ff. tes hanbhab! 
II, 10 iftheute Bad die @kunklane Bol. Bit, beſonders 
des preuß. Rechtes, da das in Bestben 27 f.; Zaband I, 
Bee Urt. Art. 98 gegebene Ber: | 4061, 409%; Meyer, Lehrb. 
Mruaen nicht eiı — — 8 der ðegenat von „obrige 
Bel. unten 3.|teitlig* und „tehnifh“, auf 
* —* ders ant J. welchen Zaband fo großes 
404, bod ſcheint mir bie Ab: Gewicht legt, befteht allerdings 
weichung mehr in den Worten |für ben Veamtenbegriff nicht, 
als in der Sache zu Tiegen. weil bie vom Beamien als fol 
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der Widerſtand gegen den Nachtwächter oder den ftoatlichen 
Flurwächter ober den mit der Polizei betrauten Portier 
eines Staatögebäubes ift Wiberftand gegen die Staats- 


gemalt (RStGB. $. 113).2? 


2. Inſoweit decken fih Amt und Beamter. Um Ieg- 
teren Begriff zu gewinnen, ift aber ferner noch erforberlih 


chem geleifteten Dienfte auf dann, 
wenn fie eine beftimmte tech⸗ 
niſche Borbilbung, wie z. B. 
Bautehnifcher, mebiginifgjer, 2c. 
Art vorausjegen, eben begrifflich 
obrigfeitliche find. Sehr richtig 
jest Laband a. a. D.: „nidt 
ie Art ihrer Dienfte, fondern 
die Art de3 rechtlichen Verhält- 
niffes zum Staate, welches fie 
dur Leiftung ihrer Dienfte ver- 
fligtetn, giebt das unterfcheis 
Pende Merkmal zwifhen dem 
deinaten Baumeifter und dem 
egierungsbaurat. Handeln 
etwa nur „Polizeibeamte und 
Richter“ „obrigfeitlih‘? In 
jenem von Laband felbft jo 
präzis hervorgehobenen Merkmal 
liegt der von Zaband vermißte 
„vernünftige Sinn“ meiner Be- 
hauptung und de3 Umftandes, 
daß das RBeamtG. feine Unter» 
fgeibung macht zwiſchen „obrig- 
keitlich · und „tehnifh“; |. je 
auh Laband I, 410%. Da- 
gen hält Löning, Berm.-R. 
B, —— her Äöer- 
tragung für gleichgültig und er- 
Härt HP gemietete Diener für 
Beamte, wenn fie Staatöfunttio- 
nen außüben. Das gerade Ge- 

nteil: daB es nur auf den 
jechtsakt der Übertragung an« 





tomme, führt das pr. ORG. 
Entf. XX, 128, [, 197 aus. 

33 ft für gemiffe Dienftleir 
ftungen mit beftimmten Perſonen 
nur ein Dienftmietevertrag ab- 
geihloffen, jo find diefe Perfo- 
nen nicht Beamte, wenn fte auch 
etwa ftaatlihe Bureaus zu reis 
nigen haben oder dgl. Es kommt 
für den Begriff immer auf den 
in ber Anftellung liegenden 
faatlihen Auftrag an. Durd- 
aus zutreffend findet Laband 
I, 408 dad „eniſcheidende, mes 
fentlihe Kriterium bes juriftie 
ſchen Begriffes des Beamten“ 
in bem boppelten Gegenſat ein- 
mal zu dem „Dienft des Untere 
thanen“, den er leiften muß, 
und zweitens zu bem Dienft des⸗ 
jenigen, ben ber Staat gemietet: 
hat. Ganz auf bemfelben Stand» 
puntt Acht die Kobififation des 
ALR. I, 10, 88. 1-3. So 
auch 2öning 116, aber nur 
für Beamte „im engeren Sinn“. 
Übereinft. pr. OBG. Entih. XX, 
128. Die Entſch. d. pr. DVG. 
XVI, 259 ff. ift im Reſultat 
richtig, nit aber in ber Be- 
ung; die „Befoldung“ ift 
für den Beamtendarakter des 
Regierungsbaumeifterd nicht ent · 
f&eibenb, fondern Iebiglich bie 
Anftelung. 
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das Merkmal des dauernden Dienftverhältniffes 
zum Staate.?s Keineswegs ift aber unter dauernd 
lebenslänglich zu verftehen: es kommt vielmehr nur 
darauf an, daß ein Kreis von Gefhäften gene— 
rell einer Perſon zugemwiefen ift, daß es ſich 
night um eine eingelne Tonfrete Thätigfeit han— 
delt.“ Demnad begründet auch eine proviforifhe An- 
ftellung ftaatsrechtlich die Beamtenqualität, ebenfo die An- 
ftelungen auf Zeit, nicht aber find Beamte die Geſchwo— 
renen, Schöffen, obwohl fie in ihrer Mitwirkung an der 
Ausübung der Juſtizhoheit des Staates grunbfäglid ein 
Amt im ftanterehtligen Sinne barftellen. 

Beamter ift demnach, wer auf Grund eines 
dauernden Dienftverhältniffes zur Ausübung 
von Zunftionen der Staatsgewalt berufen, 
„angeſtellt“ ift.2° 


2 Ebenfo Zaband I, 405 
(edog ohne da8 Moment ’„dau- 
ernd“) mit Qutreffender Berufung 
auf RStGB. $. 359 „im Dienfte 
— — angeftellt“, ©. Meyer 
411°. Zöning 115 f. hält dies 
Moment, für irrelevant, fehr 


und behandelt; vgl. auch Entſch. 
de8 pr. BIO, XHL, 124 fi. 

* v. Gerber 109: „als 
Staatöbiener werben nur folde 
Verfonen betrachtet, melde vom 
Monarchen zu dauernder Aus» 
übung der in einem beftimmten 


fchon mwirb basfelbe eihiſch ber 
gründet von Berthes 25ff., 31. 

Perthes 35; Laband I, 
4091 gegen dieſes Erfordernis; 
Probe, Kündigung und Wider- 
tuf_beweifen nichts „gegen die 
im Text gegebene Begrifföbeftim- 
mung; für ein „feiner Natur 
nad, vorübergehendes Geſchäft“ 
werben Beamte nur „angenom- 
men“, nicht „angefteltt”, d. B. fie 
werben als Beamte betraditet 





Staatsamte regulierten Thätig- 
feit berufen find.” Schulze 
a. a. D. verlangt als Begriffs- 
momente des Gtaat3bienftes: 
1. Thätigfeit „für mahre Staatd- 
äwede, und zwar für fpegiel 
normierte Aufgaben des Staat8- 
Tebend“, 2. daß diefe Thätigteit 
‚„micht in vorübergehenden Auf- 
trägen, fondern in Bekleidung 
eines vom Staate errichteten 
ftändigen Amtes beftehe", 3. daß 
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Alle übrigen als begrifflich notwendig angenommenen 
Merkmale find irrelevant: fo insbefondere Gehaltsbezug,2* 
Aufwand der gefamten oder auch nur vorwiegenben Lebens⸗ 


thätigfeit,?? Dienfteid?® und 
hauptet wurde. 


mas fonft noch der Art be- 


3. Der dauernde Träger der Staatsgewalt ift im 
monarchiſchen Staate der Monarh: alle Beamten find 
demnachſtaatsrechtlich Gehilfen des Monarden.?? 


das Verhältnis „auf einer be 
fonderen Anftellung  beruhe*, 
4. daß es „mit einer befonderen 
Pflicht der Treue und des Ge- 
horſams gegen das Staatsober- 
haupt verbunden fei“. La band 
I, 404 f. betont für bie Begriffs» 
Being neben dem Amt als | v. 
„weites Begriffsmoment“ das 
Dienftverhältnis zum Staat, ber 
merkt bald darauf, „daß nicht 
das Amt für den Begriff bes 
Beamten ausfchlaggebend 
iſt —A 
vielmehr das Dienftverhältnis“; 
©. 412 ift dann dieſes letztere 
„ba3 allein weſentliche Begriffs- 
moment“, bad „abet bleibt“. 
Löning, Berm.-R, 2 „Ber 
amter i ine Perſon, welcher bie 
Berpfli auferlegt ilt, in 
dienftlichen Unterordnung unter | de 
ein Dyyan de3 Staates bezw. 
eines Kommunalverbande3 amt- d. 
fie uitionen, aus uführen“. 
chulze 3] 8 Ingt: „nur 
auf bie befoldeten ee aginur 
Beamten finden alle Ronfequen- 
in des Staatöbienerredhtes volle 
wendung.” Cbenfo andere 
Schriftfeler, auch einige Parti 





ift | Meyer felbjt anfhlieht). 


Laband 
27 Bol. die bei Meyer 357+ 
jliesten Schriftfteller, die auf 
iefed Moment das entſchei⸗ 
dende Gewicht Iegen (Berthes, 
|Heffter, v. Gerber, Zöpfl, 

». Held, v. Pözl, v. Schulze 
[das „volle“ Staatsdienerver⸗ 
hältnis beftehe nur für folde 
Berfonen, die „im Staatsdienft 
ihren Lebensberuf gefunden 
haben“), v. Stein, benen fih 
ie 
im Text vertretene Anficht teilt 
2aband ], 411. 

28 Aus diefen Momenten barf 
alfo nicht der Staatsbeamten- 
harakter der Mitglieder der Be- 
hörden des laͤndesherrlichen 
N gefolgert wer · 
eichnet f Mi, seh 

ti frage ee in Ent 

DRG. XX 451 f. 


— Gönner Off, Perthes 
22 ff. v.Gerber 108, Gierfe, 


Tulargefeggebung Ani f. dagegen 


Genof..R. III, 642, Nr. 344. 
Es kann dahin geftellt bleiben, 
ob e8 zutrifft — Gareis, Allg. 


StR. 82 —, daß aud in ber 
Republit die Beamten ihre Amtö- 
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„Magistratus vero principis majestatem suscipit ejusgue 
legibus ac jussis obligatur* — fo beftimmt ſchon 
Bodinus, de republica III, 5 das ſtaatsrechtliche 
Verhältnis des Behörden zum Fürften?° Daraus folgt, 
daß es Prinzip bes monarchiſchen Staatsrechtes ift, 
daß der Monarch die Beamten, feine Gehilfen in 
Ausübung der Staatögewalt, beruft?! und entläkt, 
daß alle ihre Thätigleit im Namen und Auftrag bes 
Monarchen erfolgt, daß fie mit Recht einen auf dieſes 
Verhältnis hinweiſenden Titel: kaiſerlich, köoniglich, 
fürſtlich ꝛc. führen. Dazu kommen im konſtitutionellen 
Staate noch die wenigen Beamten, welche direkt zum 
Dienſte der parlamentariſchen Körperſchaften berufen ſind; 
wenn dieſelben auch in der Regel nicht vom Monarchen 
oder in ſeinem Auftrag ernannt werden, ſo ſind ſie doch 
unzweifelhaft zur Ausübung von ſtaatlichen Funktionen 
berufen.ꝰ⸗ 

4. Beamte im ſtaatsrechtlichen Sinne find 
demnach niemals Perſonen, welche feinen Auf- 
trag zur Ausübung ftaatshoheitliher Funk— 
tionen haben:2® Beamte find nit Rechtsanwälte und 


gemalt vom „Staatöhaupt” ab» | Beamte Staatshoheitsrechte aus - 

leiten, übe, befeitigt er alle Momente, 
3° Indem ©. Meyer 411 f. | melde eine ftaatörehtlihe Kon 

es für einen „Wortftreit“ er- | ftruftion bes Beamtenbegriffes 

UHärt, ob man bie durch privat- | ermöglichen. 

tedtlihen Dienftmietevertrag) *! Slaatsamter und Würden 

angenommenen Perſonen zu verleihen gebührt nur 

„Beamte“ bezeichne, ferner es Oberhaupt des Staates“ A.LR. 

al8 unmefentlich bezeichnet, ob | II, 7, dazu Berthes 

der Beamte vom Monarchen er- | 69 ff. 

nannt werde, endlich es ebenfo| *? Dgl. Meyer 35915. 

für unmefentlih hält, ob der ** Vgl. bie zutreffenden Be 
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Notare, wenn diefelben nur im Intereſſe und nad Wahl 
privater Perfonen ohne ftaatlihen Auftrag fungieren, auch 
dann nit, wenn etwa ihre Bezirke ſtaatlich abgegrenzt 
ober angewieſen find, wie dies nad) deutſchem Reichsrechte 
bei den Rechtsanwälten der Fall;*4 Beamte find überhaupt 
nicht alle fogenannten „Privatbeamten“,25 in&befonbere 
aud die Bebienfteten privater Korporationen; Beamte find 
nit die Funktionäre auf Gütern, Fabriken 2c., welde dem 
Staate zu privatrechtlichem Eigentum gehören, wenn damit 
Teinerlei Auftrag zu ftaatliden Funktionen z. B. Polizei 
gewalt verbunden ift; Beamte find im ſtaatsrechtlichen 
Sinne nit die Reichsbanlbeamten, diejelben find vielmehr 
nur kraft pofitiver Geſetzesvorſchrift mit den Rechten ber 


merkungen bei v. gs Inn ; 


Gareiß, — StR. ©. 
% Die ſtaatsrechtliche en 


mung ber Rechtsanwälte bietet 


tönnen. Damit mären bie 
Rechtsanwälte gene dem 
Staatäbienft eingegliedert 

wenn bie Auswahl ber im ein- 


befonbere Schwierigfeiten, 


bie anregenden Unterfuchungen | dem 


von Saband II, 418. ee 
net, fubjelt. öff. Rechte 297. 
Mit bem Satze dieſes letzteren 
Schriftftellers: „fte find mit 
öffentlichem Redite belehnt, die 
Ausübung bed ieliehenen Rede 
tes ift dem Staat gegenüber 
Ausübung eined — jentlichen, 
dem Privaten gegenüber eines 
Privatrehtst, # eine Begriffß- 
beftimmung nit gemonnen; 
die Schwierigteit liegt im An- 
mattöimang, d. i. in ber gefeß« 
hrift ‚dab Beftimmie 

te Rechtäpflege, tie b der 
Juſtizhoheit, nur unter Mit- 
wirfung von Rechtsanwälten 
giltig vorgenommen werben 





zelnen Fall fungierenden Perfon 
privaten Belieben überlaflen 


ift; aber e8 fehlt das Begriffs 
7. |moment des ftaatlichen Auf- 
trages, der ſtaatlichen fung. 


Über das Verhältnis von Rı ir 
anwaltſchaft und Gewerbe 
pi das pr. DBG. XV, ur: 


auch über bie Auffaffung des 
Ehrengerichtshofes u. bes Reich» 
ee, ren. Zuft-Min.- 


” —ES iſt für bie 
ſtaatsrechtliche Betratung eine 
contradictio in adjecto, demnach 
kann aud die Anftellung von 
Staats. und Brivatbeamten nicht 


„unter eine ee jame „Ber 
Feiifetegerie fallen‘ (2a- 
and I, 42 
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Beamten begabt, wie dies auch in der Anhangaftellung 
des Banketat3 zum allgemeinen Reichshaushaltsetat äußer- 
lich zum Ausdrud kommt (f. über die ſtaatsrechtliche Stel- 
lung der Reichsbank im Rahmen der Staatshoheit des 
Reiches unten Bd. II $. 27); Beamte find nit alle 
Kirchendiener, aud die ber fog. Landeskirchen; obwohl letz⸗ 
tere nicht private Korporationen find, fo find doch die 
Funktionen der Religionsdiener auch der Landeskirchen nicht 
als ftaatlihe zu betrachten, weil dieſelben zu erholen fein 
Zwang befteht, auch dann, wenn, wie nad dem Pr. Allg. 
ER. II, 11 $. 18 und ſämtlichen deutſchen Partifular- 
gefehgebungen, den Geiftlichen der Landeskirchen die Rechte 
der Staatsbeamten eingeräumt find.2° 

Dagegen find prinzipiell Beamte die Kommunalbeamten, 
da bie Kommunen ſtaatsrechtliche Verbände find, und fo- 
mit die Funktionen diefer fommunalen Verwaltung prin- 
zipiell Funktionen der Gtaatöverwaltung find: eine Ver— 
waltung ftaatlicher Funktionen, welche den vom Staat 
organifierten und ihm untergeorbneten Kommunalverbänden 
der verfchiedenen Grade — in Preußen: Einzelgemeinde, 
Kreis, Provinz — übertragen if?” Diefe Beamten 
Tann man demnad zutreffend ald mittelbare Staat3- 
beamte bezeichnen.?® Als Beamte find ferner die Per- 


3 ©. hierzu vortrefflih Per⸗ 
thes 86 ff., jerner Entf. bes 
pr. DV 453 ff., über das 
Amt de Superintendenten, 


454 ff, XIX, ferner 
Seit, Hehteftnt 8 S. 42, 


5 Das DVG. in den R. 97 


ebenfo XIX, 422 ff. 
e Dies iſt aud die Auffaf- 


. ALR. IL, 
ep, f. dazu auch Pr pr. 
DBG. XVI, 154ff., XX, 39 ff.. 


zitierten Entſch. fagt:_ „melde 
organif in die Verfaſſung des 
Staated eingreifen, Zwede zu 
erfüllen haben, bie in direkter 
Beziehung zu den Aufgaben bes 
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fonen des Hofvienftes anzufehen, da die Funktionen der⸗ 
felben als ein Dienft zu Staatszweden und in Ausübung 
der Stantshoheit erſcheinen, ſoweit nicht private Vermögens- 
verwaltungen des Fürften in Betracht Tommen.?? 

Beamte find dagegen nicht Perfonen, die zwar ein Amt 
befleiden, die aber nicht in dauerndem Dienftverhältnis zum 
Staate ftehen, fo insbefondere Die Geſchworenen, Schöffen, 


Sachverſtãändigen ad hoc.t% 


Staates ſtehen“; zu dieſen ge- 
hören die Berufögenofienicaften 
des Unf.-Berj.-Gef. nad Anficht 
de3 DVG. nicht, wohl aber die 

anbelstammern, ‚ 62 f. 

VI, 154. Diefe Judikatur 
DB. erfigeint nicht unbedent- 
lid, was zu begründen jebod 
bier zu weit Führen würde; 
richtig Dagegen OIG. XI, 73 ff., 
dgl. ferner I, 176 f. (Eifenbahn- 
polizei bei Privateifenbahnen). 

er ben Gebanten der „mittel- 
baren“ Staatöbiener f. aud bie 
im weſentlichen noch heute zu⸗ 
treffenden Erörteruͤngen von 
Gönner 46, 154 ff. 

99 Die Ausfheidung der hier 
in Betraht fommenden Funk⸗ 
tionen wird Schwierigkeiten be 
reiten, da nit felten eine Ber- 
bindung berfelben in Perſonen 
beftehen wird. Perthes 28 f. 
fälict ben Hofbienft grundfäg- 


lid aus. 

40 Das deutſche StGB. fub- 
fumiert in $.31 Abvofatur, An- 
waltſchaft, Notariat, Schöffen 
und Gefchmorenendienft unter 
die „öffentlihen Amter“ „im 
Sinne diefes Geſetzes“; bei den 
letztgenannten beiden Funktionen 





ift dies auch ſtaatsrechtlich rid- 
tig, bei der Abvolatur und ber 
Aunmattfeaftbagegen nad) Reihs- 
tet night (f. oben R. 84), beim 
Notariat kommt es auf das 
Bartitularreht an. Abſchnitt 
XXVII bes 2. Teils des StGB. 
handelt von den „Berbi 
und Vergehen im Amte* und 
definiert in $. 359 den Beamten- 
begriff (ber ſich alfo im Sinne 
dieſes Abfchnittes mit dem 
Amtäbegriff deckt, nicht aber im 
Sinne des oben zit. 8. 31) da- 
hin: „unter Beamten im Sinne 
ieſes Grrafgeieges find zu ver«- 
ftehen (1) alle im Dienfte bes 
eiches ober (2) in unmittelbarem 
ober (8) mittelbarem Dienfte 
eines Bundesſtaates auf Lebend- 
zeit, auf Zeit oder nur vorläufig 
ee Berfonen, ohne 
unlerſchied, ob fie einen Dienft- 
eib geleiftet Haben oder nicht, 
ingleichen (4) Notare, nicht aber 
(5) Advolaten und Anmalte.” 
Diefe Definition ftimmt für 
1-8 vollfommen mit ber ſtaats · 
rechtlichen überein, während für 
4 bas Partikularrecht entidei- 
det, ob mit diefen Funktionen 
ein Auftrag zur Führung von 
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Seit dem preußiſchen Landrecht (I, 10 89.13) wird 
für die Beamten der ftantörehtlige Terminus: Staat3- 


Diener“! gebraudt. 


Darin kam zu tveffendem Ausdruck 


daß die frühere privatrechtliche Anfhauung vom Verhälmis 
des Monarchen zu den Beamten überwunden war, daß Ieh- 
tere, wenn auch Gehilfen des Monarchen, dies doch nur 
jeien zu Zwecken des Staates und für Ausübung der 


Staatögewalt.*? 
Staatögefchäf 


ober nicht; ü 
dann ift ber 


bunden iſt 
te ber 
ber Beamten! 


geben; für 5 if —E —A 


lie Normierung nad 
Grunbfägen der beutfchen Rechts · 
—S die —166 


in 


fir Nicter U, — 


N 
2 Danad) find Staatöbiener 
uud —— dentiſche 


del, 
un Vaadehe Ge) % & 





Rehm 652 ff. — Laband 
I, 415! ft Reifterlin, 
die gerbältmifie Staats diener 


); ſcharfen Bolemit 


den Yabınde a. a. D. wird m. E. 


jeder Boden entz: durd bie 
ehr richtige Bemerlung ©. 425: 
„weil v Inftellung im Staatd- 
dienft eben nur zu bem 
erfolgen darf, bob) der Angeftellte 
fientliches Amt befleibe”. 
Sehr Kr betont dieſen Punkt 
aud D. Mayer 66: „es giebt 
feinen Eintritt in ben Staats- 
dienft ſchlechthin. Die An- 
se Beilung erfolgt immer zu 
em med ber Übertra- 
ung eines beftimmten 
mtes, regelmäßig unter 
.Igteimpeitigerübersennung 
desfelben.“ Ebenſo Lönin 
Berm-R. 1164. Gönner 29H. 
beftimmt den Beamtenbegri 


, | wefentlid; ebenfo, nur rechnet er 


.|die Kirchendiener auch dazu; 
bavon unterſcheidet er Staats» 
bimer, ben weiteren 
der aud Nedtsanmätte, —* 
ii! fan (le 
umfaffen fol L 
bie Ausführungen bez ade 
Endlich zählt er Hierher bie 
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5. Die oben dargelegten Grundfäge des Beamtenrechtes 
Haben aud für das Reichsſtaatsrecht volle Geltung; nur 
find zwei Modifitetionen hervorzuheben: 1. an Stelle des 
Monarchen im Einzelftaat ift für das Reich der Kaifer ge- 
ſetzt, obmohl der Kaifer nicht der monarchiſche Träger der 
Reichsſtaatsgewalt ift; 2. das Zufammenwirken der Gentral- 
gewalt und der Einzelftanten behufs Erfüllung ber Staats- 
aufgaben, wie es den Bunbesftaat überhaupt charakteriſiert, 
findet hinfichtlich des Beamtenverhältnifies darin einen be- 
fonberen Ausdrud, daß es fog. „mittelbare” Reichs— 
beamte giebt: bie Ernennung erfolgt bei benfelben durch 
die Einzelftanten, fie find fomit Landesbeamte, ihre Dienft- 
verpflihtung aber befteht gegenüber dem Reich; hierher ge- 
hören insbefondere die unteren Poſt- und Xelegraphen- 
beamten (RB. Art. 50), ausgenommen in Bayern und 
Württemberg,t? während die Beamten der Militärverwal- 
tung als eines verfafjungsmäßig — Art. 66 — den Ein- 
zelſtaaten überlafienen Verwaltungszweiges rechtlich Beamte 
der Einzelſtaaten find.t* 

Den Reihsbanfbeamten,*° Reichstagsbenmten** und 


„Ohne beftimmte Staatöfunktion* | Gehorfam verpflichtete Beamte; 

„in bed Staats Pflichten und | beide Kategorieen find Reichs⸗ 

Diente" ommenen Berfonen. | beamte im Ce biefes Gefeged". 
tiefer Punkt allein macht 

See, 

Dur bie oben in bieler M 58 143 dab ABeamı, Aimen- 


jemachten Bemerkungen. 
Ge eper 31T, Sabanı 1,|Mile Fi ie 


337, 17H. Das RBenmtG. | m eder 4 

$ 1 unterfcheibet bemgemäß 45 Bantgef. vom 8 Marz 
. vom Kaiſer angeſtellte, 2. 1875 (ROT. 108 

Kaiſer nach der Verfaffung zum| *° RBeamtG. $. ee 
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elfaß-lothringifchen Landesbeamten““ find die Rechte der 
Reichsbeamten ausbrüdlich beigelegt. 

Die Rectöverhältnifie der Reichsbeamten Haben eine 
umfafjende Drbnung erfahren durch das hochwichtige Geſetz 
vom 31. März 1873 (RGBL. 61); fubfidiär fommt für 
Reichsbeamte das Recht des Wohnortes, bei Refidenz außer- 
halb des Neichögebietes das Recht des Heimatftaates, beim 
Mangel eines folgen das preußifche Recht zur Anwendung 
G. 19). Für die Mitglieder des Reichsgerichtes, des 
Bundesamtes für Heimatsweſen, des Reichsrechnungshofes, 
fowie für richterlihe Militärjuftizbeamte find nicht anwend⸗ 
bar die Beitimmungen des Gefehes über Verfegung, Stel- 
lung zur Dispofition, zwangsweife Penfionierung, Diszi— 
plinarbeftrafung und Suspenfion, für die Mitglieder des 
Reichsgerichtes ferner die Beftimmungen über Penfionierung 
(8. 158).4° 


IH. Die Begründung dee Beamfenverhälfniffes. 


Jeder Beamte ift Träger der Stantögewalt; er ift Dies 
aber nicht kraft eigenen Rechtes, fondern kraft einer vom 
Monarchen als dem oberften Träger der Staatögewalt er- 
folgten Delegation, kraft des durch die Anftellung empfan- 
genen Amtsauftrages, der ihm prinzipiell jederzeit wieder 


+ 6. 0. 23. Dez. 1873 (GB1.|1885, ©. 71; f. Laband I, 
f. Elfaß-Lothringen 479). Thu-| 4202; ©. Meyer 4174. 
dich um 269 Beitreitet für diefe| 4 Thudidum 285; La- 
Kategorie den Charakter von|band I, 508 ff. Über den Ge- 
Reichsbeamten, ebenjo Leoni|rihtäftand der im Ausland dos 
in Marquarbfens Gandb. II, 1|mizilierten Beamten f. 88. 21} 

249; Rehm bei Hirth|22 d. Gef. 

 Thubihum 270. 
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Die Begründung des Be- 


amtenverhältnifjes Tann demnach begrifflid 


nicht durd ein 


„Rehtsgeigäft‘s 


erfolgen, 


fondern muß auf einem einfeitigen Staats— 
afte beruhen („lex specialis*), da eine Über- 
tragung von Staatshoheitärehten aud nur 


zur 


Ausübung namens des Staates durd 


„Rechtsgeſchäft“ unmöglich iſt.“ 


50 Bet. Hierzu bie treffenden 
Qgmerkungen von Laband |, 


— Die älteren Theorieen: Pre⸗ 
kurium, Dienſtmiete, Mandat, 
Innominatkontrakt |. b. . Rehm 
in Sets rm 1884, 5 
und banad bie Stigze bei u 
bandl, ser Aut bem Stan 
puntt. des Pi nt HR. 
11, 10 3. 84. Die „lex specia- 
lie“ rührt von 9. "X. Zada- 
riä |. Rehm 647 ff. Die rich⸗ 
tige aunfct enzeideln Gönner 


u — 

38 Ve her 414 u. 
Sm, Ws „ 72, fowie bie bort 
angef Hrten Scheiftfteller. Eben- 
fo Schulze 820. Der Be 
gründer bie] I — iſt Gon⸗ 
ner 88 ff., 140 ff.; ihm folgten 
Berthes, Heften, Daphl- 
mann, BP Badartä, 


Gerber, Be, BluntfHli,|&. 


Pönl u. a. m. (f. "die ‚itt Bing. |bert 
bei ©. Meyer 41517). A. 
Zaband I, 407, 421 
Seydel, allg. Staatölehre 50ff. 
Bol. darüber jegt beſonders bie 
fhöne Abhandlung von Otto 
Mayer im Ardiv f. öff. Recht 
I, 1 ff. über den Gebanten bes 
Zorn, Gtantsreßt I. 2. Kufl. 





öffentticrehtlien „Bertrages 

‚| und beflen Geftaltung im vö 

"| fen (enforife 3.) und any 
Reht (contrat administratif). 
Neuerdings unterfheidet Las 
band I, 415 und ihm folgend 


582 fi. | Jellinet, fubj. öffentl. Rechte 


198, zwifchen dem Staatöbiener- 
«| vertrag und ber Übertragung 
bed Amtes, zwiſchen Anftellung 
und Ernennung: tered ſei 
Vertrag, letzteres Staatshoheits⸗ 
at. © ift ohne weitere zuzu« 
geben, daß der Anftelung ein 
privatrechtlicher Vertrag voran- 
gehen, daß ein folder ein An» 
nexum bes Hoheitsaites ber An- 
ftelung bilden Tann. Es ift 
griöfaue richtig, daß in ber 
taatöpraris da und dort (5. B. 
in Preußen) Die Ernennung (3. B. 
zum Landrat) und die Anftellung 
(„daB Landratsamt des Kreifes 
&. Übertragen‘) äußerlich gem 
Die, innere Ei 





„det ver Slnntepofeitsates st ‚ 


dur völlig unberührt. 
„Vertrag“ fcheitert immer am 
dem Sage: daß die Berufung 
— u I Ber 
techten ates im 
Stante — anders im Pitler 
20 


. eine 
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Allerdings ift der Eintritt in ben Staatöbienft vegel« 
mäßig ein freiwilliger At: dies bat aber nur in 
äußeren Verhältniffen feinen Grund, weil der Staat auf 
dem Wege der Freimilligleit ausreichende Kräfte zu ge- 
winnen vermag; 5° und auch abgejehen hiervon ift frei= 
williger Eintritt in ein Verhältnis und Begründung eines 


alter, anders auch heute bei un- 
entwidelter Drganifation, 3. B. 
in Rolonieen, — ein bem Ber- 
trage umerreihbares und unzu- 
gänglicheß Gebiet bleibt. ie 
prinzipielle Auftaflung 6 der 
Stretfeag 1e hängt, Tebiglich 
der pring Spielen uffaflung des des 
Staates und der Staatögewalt 
ab (f. die Bemerkung bei Per⸗ 
thes ©. 4. „Was von feiten 
des Staates ausgeſprochen wird, 
ift immer obrig! eitih bindend“ 
©. Rayer); a" 
proprement par] er [e contrats 
administratifs, par ce qu’un 
pareil adjectif ne saurait ac- 
mpagner un pareil substantif“ 
Deblarbine Zum Berftänd- 
nis jeiner Konſtruktion 
Laband ©. 407 als ‚laſſi — — 
Beiſpiel“ aus der Geſchichte 
Privatrechts die Vafallität ber» 
an: „die Rommendation erzeugte 
Tein (obligatorifches) Kontrakls⸗ 
verhältnis, fonbern ein Berhält- 
nis ber Über- und Unterorbnung, 
potestas — —. Der In 
halt —8 Berhältnifies wird nicht 
durch gegenfeitiged dare facere 
praestare oportere, fonbern 
mundeburdium (defensio) und 
fides gebildet." Dann ift der 
ganze — ein Kampf um 


a pas à we. 


ieht 83 





Worte: dieſer „Vertrag” iſt fein 
Vertrag; warum foll ein „Ge- 
waltverhältnid bes Staates“, 
weiches „eine befonbere Gehor- 
famd-Treue- und -Dienftpflicht 
de3 Beamten, andererfeitd eine 
Pflicht des Staates zum Schuge 
und zur Gewährung bed zuge- 
ficherten Dienfteintommen? be⸗ 
gunden , in das Profrufteöbett 
„Bertrageö“ eingeswängt 
werben? Die Vertragstheorie 
teilen Seydel, Gareid, Sar- 
A Löning, Stengel, 
Reim, da Ende» 
mann (f. ©. Meyer 41515 bie 
Litteraturangaben) 
. Meyer, Lehrb. 413°, 
420 und, beſonders Gönner 
fe Kreittmaye Er 
dem heutigen großen Über 
der Leute pflegt man ad een 
publica niemand mehr zu zwin · 
en“, f. sem 630 ff. (Seuf- 
ert, Heffter, erthe, 
adhariä, Dahlmann); D. 
Dt —— yler 
unl mer behaupten 
eine Zwangspflicht zur Über- 
nahme von Staatsämtern jussu 
pricip ipis, |. Rehm 587 ff. Aug 
ent es 55 ertlärt bie Über- 
nahme als Unterthanenpflicht. 
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Verhältnifies durch Vertrag keineswegs ibentifch ;5* übrigens 
teifft auch der Gefihtspunft ber Freiwilligkeit garnicht be- 
dingt zu (ber preußiſche Amtsvorfteher!).5° 

Das Beamtenverhältnis ift ein ftaatsrechtliches, feine 
Begründung erfolgt durch einfeitigen Aft der Stantögemalt,5° 
den allerdings anzunehmen oder zurüdzumeifen dem Be— 
rufenen regelmäßig freifteht. Niemand aber hat ein Recht 
auf Anftellung im Staatsbienft. Schon die äußere Form 
der Anftellungsurfunde (Beftallung, Patent) ſpricht evident 
gegen die Annahme eines Vertrages, dagegen für Annahme 
eines Aftes der Stantöhoheit. Eine „Willenseinigung“ 
ift erforderlich." Die Anftellung erfolgt grund- 


* S. die Ausführung über 
dieſen Gedanten Gönner 
84 ff.; unwiderleglich ift m. €. 
der Sag: „mo nicht die Per⸗ 
fonen in Anfehung de3 Gegen- 


als Zwangsvorſchriften dennoch 
nicht der ——*z Ber 
beutung;, 1 le aus Zaband I, 
414. Nicht ar 


eſchloſſen ift, 
daß vor ber ae Ri 





ftanbes ihrer Willenävereinigung 
im Zuſtand einer rechtlichen 
Gleichheit ſich befinden, ba ift 
in ertrag nicht vorhanden, 
wenn mir aud) eine Übereinftim- 
mung der Willen antteffen"; ſ. 
auf S. 140 

55 Zutreffend Meyer ‚ds; 
Löning, Verm-R. ©. 
Kir Ei er auch bie — 

fi 


Kreißorbnung $. 
Behtapfüht der Annahme von 
tnermaltungsännten, Pr 


ken, © Ge 
(dmoree) Iwar beziehen ſich 

iefe Borfhritten nur auf Am- 
ter, nit auf Beamte, fie ent- 
behren aber in ihrer Eigenfchaft 





orſchrift der zreuß. D. 
. 8 über 





vertragsmäßige Einigung über 
beftimmte Punkte zwiſchen dem 
zu Verufenden und dem Staat 
erfolgt ift: bieß ift bann ein 
Tediglih privatrehtlihes ¶ Ver⸗ 
hältnis, das nur feine causa 
dem Öffentliien Rechte ent« 
nimmt, fein Beftandteil ber 


38 f.| Ernennung, fondern etwas von 


außen Singutommendes; Ää auch 
— S. 104. 
ss fbereinft. u DRG. Entf tfch. 
XX, 128; XII, 137 fi.; Gön- 
ner 153 

#1 Übereinftim. Dernburg, 
Band. II, 561°. ©. Mayer 
61 ff. Pr. V. v. 26. Dez. 1808 
$ 44: „eö müflen bie Regierun- 
gen das Dienftverhältnis aber 
aud gegen ihre Untergebenen 

20* 
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ſätzlich auf Lebenszeit; Anftelung auf Widerruf 
oder Kündigung bebarf beſonderen Vorbehaltes ($. 2). 
Für die Reichsbeamten erfolgt diefer Akt prinzipiell 
durch den Kaijer, nur die fog. mittelbaren Reichsbeamten 
(j. oben ©. 303) werben durch die Landeöherren der Ein- 
zelſtaaten emannt; für einige Kategorien von Beamten 
hat der Bundesrat ein Mitwirkungsrecht; dasſelbe befteht 
in folgendem Umfang: 1. Der Bundesrat wählt: bie 
Mitglieder des Reichsrechnungshofes und der Disziplinar- 
behörben ; der Kaifer hat hier nur die formelle Ernennung; 
2. ber Bundesrat präfentiert dem Kaifer durch ben Aus- 
ſchuß für Zoll- und Steuerwefen die Reichsbevollmächtigten 
und Stationsfontrolleure (RB. Art. 36), durch feinen Aus- 
ſchuß für Handel die Konfuln (RB. Art. 56 Abf. 1), je 
doch kann der Kaifer von der Präfentation auch abgehen 
(nad „Vernehmung“ des betr. Ausſchuſſes); 3. der Kaifer 
ernennt, jedod auf Grund vorheriger Einigung mit dem 
Bundesrat: bie Mitglieder des Neichögerichtes, den Ober- 
reichsanwalt und die Reichsanwälte, die Mitglieder des 
Bundesamtes für Heimatsweſen, des Reichsbankdireltoriums, 
des Reichspatentamtes, ſoweit bie legteren ftändig find.’® 
Die Reichstagsbeamten werben durch den Präfidenten des 
Reichstags ernannt ($. 156), die niederen Reichsbeamten 
meift kraft genereller Delegation dur; den Reichskanzler 
ober andere Chef3.°° Eine faiferlihe Beſtallungsurkunde 


nicht als Mietölontraft, und 
öffentlie Beamte nicht zu Miet- 
lingen herabmürdigen, indem ein 
Jeder von ihnen nad dem Ber- 
hältniffe bes ihm angewiefenen 
Berufs zur Erhaltung und Ber 


förderung des allgemeinen Wohls 
beitragen fol“; Bertpes . 
58 Meyer 364. 


39 S. dazu bie Angaben bei 
Zaband I, 4245. 
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erhalten nur die höheren Reichsbeamten und die Kon- 
fuln.°° Die Reichsbeamten führen die Bezeichnung faifer- 
lich.en 

Beſondere Vorausſetzungen für die Anſtellung im Reichs- 
dienſt beſtehen in Beziehung auf Geſchlecht, Alter (nur für 
Reichsgericht vollendetes 35. Lebensjahr, GVG. 8. 127), 
Konfeſſion und Staatsangehörigfeit®? nicht; dagegen find 
durch die Spezialgefege beſondere Dualififationsbeftimmun- 
gen für Die einzelnen Beamtenfategorieen mehrfach vor- 
gefchrieben.°® Außerdem ſetzt die Bekleidung eines Reichs- 
amtes die vollfommene bürgerliche Integrität voraus, fo 
wie diefelbe im NSIGB. 88. 31—34 präcifiert ift: dar⸗ 
nach hat die Verurteilung zu Zuchthausftrafe, die Aberfen- 
nung der bürgerlichen Ehrenrechte und die Aberfennung ber 
Fähigkeit zur Belleidung öffentlicher Ämter den dauernden 
Verluſt der befleideten öffentlichen Ämter zur Folge, ſowie 
die Unfähigkeit, während der im Urteil beftimmten Zeit 
ſolche zu erwerben; bei Zuchthausſtrafe tritt diefe Unfähig- 
teit für immer ein. Hinſichtlich des Befähigungsnachweiſes 
enthält die Neichögefeßgebung nur generelle Vorſchriften 
für die zum Richteramt erforderliche theoretifche und praf- 


8.8. ©. 28. Nov. 1874 
(ROBL. 135); derfelben ift ein 
Rlaffififationd » Berzeihnis der 


Reichöbeamten beigefügt; ferner |$. 12 


8. S. v. 19. Dez. 1875 (ROBL. 
378); über die Rlafleneinteilung 


berufen werden; die Anftellung 
iftaber Erwerbögrund der Staats⸗ 
angebörigteit, |. darüber unten 
. 12, Über 'den hierin liegen- 
den Gefihtäpunft gegen bie Ber- 
teagätheorie Gönner 93 ff. 


der Militär- und Marinebeam- | 181 f. 


ten Raif. ®. v. 29. Juni 1880 
(RGBL. 169). 

RB. v. 3. Aug. 1871 3.1 
(RERL. 318). 

62 Ausländer fönnen demnach 


63 Bol. hierüber Meyer 
421ff.; Laband 1, 425; Hart- 
mann, Ztfer. f. d. öff. Recht 
I, 462 (anonymer Auflag); 
Säulze 32. 
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tiſche Vorbildung (GVG. 88. 2—5, 149), font ift diefer 
Punkt nur durch Landesrecht georbnet: das Reich über- 
nimmt nad freiem Ermeſſen landesrechtlich vorgebildete 
Beamte in feinen Dienft.°* 

Die Begründung des Beamtenverhältnifjes muß nad 
Reichsſtaatsrecht durch ein fchriftliches Dokument, die Be- 
ftallungsurfunde,*® erfolgen. Erſt mit dem Amts- 
antritt jedoch beginnen die rechtlichen Wirkungen des Be- 
amtenverhältnifies,°® fo befonber3 der Anſpruch auf das 
Gehalt mangels befonderer Beftimmung ($. 4). or dem 
Amtsantritt ift der Dienfteid®” zu leiften ($. 8); doch 
find. amtlihe Funktionen vor Ableitung des Dienfteides 
rechtlich volllommen wirkſam (f. RStGB. $. 359) ;%° bei 


“8. bie näheren „eingeben 
bei ©. Meyer 421" 

% Über ie — Beſtal⸗ 
lungsurkunden |. Rehm 575, 
ber barin einen „deutli—hen Ber- 
dag, findet; |. aud Caband 

Sehr gut Dern- 
Br Band. D, 5618; D. 
Mayer 6lf. 

se Ebenfo Meyer 428; 
Schulze 323; a. U. Laband 
1, 426, ber mit dem Empfang 
der Beftalungsurtunde die Wir- 
kungen eintreten läßt, ebenſo 
bie Sherefene Anfiht‘. Die 
im Text aufgefieite Sa Anfiot fe feige 
aus der Natur 
Grundfäglid müßten ie —* 
tungen mit dem Datum des 
Dekrets beginnen; ſ. barüber 
und dagegen vollfommen richtig 
2aband I, 4264. Aber die 
Labandfde Meinung: „burd 
die Aushändigung, d. i. durch 





die vorbehaltlofe Annahme fei- 
tens des Beamten“ ift aud un- 
zutreffend. Cinmal find die 
durch „d. i.“ verbundenen beiden 
Momente ganz jiebene 
Dinge. Sodann bildet Feft- 
ftelung des zweiten Momentes 


2 Sämierigkeiten. Man wird for 


mit das thatfählide Moment 
des Amtsantritted als entſchei⸗ 
dend anzufehen haben, wie dies 


ausbrüdliche Vorſchrift des Ge- 
fehes beftimmt Te 4 Abf. 2, 
vgl. auch $. 45 Abf. 2) 


7 ©. Berthes 79 ff. 

68 Bol. Berthes 80; Meyer 
424; Sarjeim in Stengels 
BWörterd. 1, 265 ff; Thu⸗ 
digum 271; a. 9. für süßer 
Lie Geſchafte Sabandı. 427; 
f. aber ©. Meyer 425%. Fr. 
8. D. d. 11. Yug. 1882. 
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den mittelbaren Reichsbeamten wird der Dienſteid dem 
Landesherrn geleiſtet, jedoch in einer Faſſung, welche die 
Gehorſamspflicht gegen Kaiſer und Reich einſchließt; eꝰ die 
Ernennung der Reichsbeamten iſt öffentlich bekannt zu 
machen, wodurch die für den Träger der Staatsgewalt er- 
forderliche Legitimation bewirkt wird. 

Wie von allen Reichsbeamten die Ableiftung des Dienft- 
eides, fo wird noch überdies von beftimmten Kategorieen 
derfelben die Leiftung einer Raution gefordert.” Kau— 
tion und Eid von Beamten ftehen fi begriff- 
lich volltommen glei: es handelt fi weder 
hier nod dort um ein Erfordernis des Amtes 
an fih, fondern nur um eine vom Geſetz ge— 
forderte Garantieleiftung für Erfüllung der 
Amtspflichten, dienadh der Natur der Sade- 
vor Antritt des Amtes zu leiften ift. Kaution. 
müffen alle Beamten”? leiften, melde Geld 


Die Eibesformel ift feit- 
een dur; Tai. 3. v. 29. Juni 
871 (ROBL. 308), für die Ron- 
fuln durch das ©. v. 8. Nov. 
1867 8681. 138) $. 4, für die 
Mitglieder der Verwaltung bes 
Reihsinvalidenfonds durch Geſ. 
v. 23. Mai 1878 (REBL. 121) 
. 12; über die „mittelbaren“ 
leichsbeamten Laband I, 428®. 

RG. vom 2. Juni 1869 
(8681. 161 fj.), betr. die Kau⸗ 
tionen der Bunbeöbeamten (gilt 
im ganzen Reiche) mit Nachtragd- 

je ©. 22. März 1898 (ROBL. 
[S1); ogl. Meyer 422; Har- 
jeim in Stengel Wörterb. d. 
Verw.⸗R. I, 722 ff. Dazu eine 





Reihe von Spezialverorbnungen,. 
deren Angabe bei Zaband ],. 
4291. Das Kautionsſyftem in 
Preußen feit Friedrich Wilhelm. 
dann 9. &.R. II, 10 8. 8. 
D. v. 11. ehr.’ 1882, ge 

v. 25. Mär; 1873. te im 
Reiche kautionspflichtigen Ber 
amtenklafien, fowie die Höhe ber 
Kautionen zu beftimmen, ift kai⸗ 
ferlier, im Einvernehmen mit 
dem Bundesrat zu erlafender 
Zetg dung anheimgegeben ($. 3 


. Gel, 
Nah Laband I, 432 ift 
die Kautionäleiftung ein con- 
tractus pigneraticius. 

8 Über die Ausdehnung des 





* 
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ober Gelbeswert zu verwalten haben ($. 2). 
Aus dem Begriff der Kaution folgt notwendig, daß Die- 
ſelbe vor Antritt des Amtes erlegt werden muß, doch kann 
davon ausnahmsweiſe bißpenfiert werben ($. 7); bie 
Rehtswirkfamkeit der Amtshandlungen ift von der Erlegung 
der Kaution nicht abhängig. Reichsbeamte, deren Amt 
bisher kautionslos war und durch eine neue Vorſchrift mit 
Kaution belegt wird, find für ihre Perfon von der Kautions⸗ 
pflicht frei ($. 16, f. dazu jedoh V. v. 16. Aug. 1876 
[RGBl. 179] 88. 7—9). Als Kaution dürfen gegeben 
werben auf den Inhaber Iautende Obligationen über 
Schulden des Reiches oder eines Cinzelftantes, melde 
zu ihrem Nennwerte angerechnet werben ($. 5), ſowie 
Forderungen, melde in einem Schuldbuch des Reiches 
ober eines Cinzelitantes eingetragen find (G. v. 22. März 
1893 $. 1); die Kaution ift das Haftobjekt („Fauftpfanb“ 
8. 5 Abf. 2) für das Reich bezüglich der der Verwaltung 
des Beamten anvertrauten Werte ($. 10);’° dieſelbe ge 
hört nicht zur etwaigen Konkursmaſſe ($. 11 Abf. 2); fie 
wird von Reichswegen aufbewahrt und nad Maßgabe ber 
im Geſetz ($. 6) aufgeftellten Grunbfäge verwaltet; Forbe- 
rungen bes Reiches auf Grund rechtäfräftiger Urteile oder 
vollſtredbarer Adminiftrativentfcheidungen können 1. durch 
gerichtlichen Verkauf von Kautionsobjekten geltend gemacht 
werden, 2. durch außergerichtliden Verkauf von folgen nur 
an der Börfe ($. 11), nicht bei einem Privatbanfier. (Über 


Gerantens auf, Riätseamte ſ. RBeamtB, 8.20 Über die An- 
Zabanb I, 48 iegung ‚von Sautionämaften ©. 

" Nach näherer Mahgabe bes |v. 22. März 1898 88. 5—8. 
Zanbedregtes $. 12 Abj. 1 ob. 
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Sculdbug- Forderungen ©. v. 22. März 1893 8. 3.) 
NRüdgabe der Kaution ($. 13) bezw. des Kautionsreftes er- 
folgt gegen Quittung bei Beendigung des Dienftverhält- 
niffes, wenn feine Forderungen des Reiches aus demfelben 
entftanden oder die entftandenen befriedigt find ($. 13), 
über Schuldbud-Forderungen ©. v. 22. März 1893 $. 4. 


IV. Der rechtliche Inhalf des Beamtenverhältniſſes.““ 
4. Bricten, 

1. Der Beamte ift verpflichtet zur gewifjenhaften Ver- 
waltung feines Amtes nad Maßgabe von Verfafjung, Ge- 
feg und Dienftoorfchriften ($. 10). Darin liegt insbefondere 
aud bie Refidenzpflicht: zum Verlaflen des Dienftortes bedarf 
der Beamte amtlicher Erlaubnis, Urlaub genannt ($. 14),75 
ausgenommen Eintritt in den Reichstag (RV. Art. 21), 
Erfüllung gefeglicher Pflichten als Zeuge, Sachverſtändiger 
(über außergerichtlihe Gutachten $. 12), Geſchworener, 
Schöffe, Militärdienft oder Krankheit; in diefen Fällen 
ift nur Anzeige an die vorgejete Behörde gefordert. 


” &. hierher au die Er-|Abzug_ von Stellvertretungs- 
örterung bei Lab an d I, 508 ff. |Toften findet bei Urlaub bis zu 
über indivefte Rechtswirkungen; | 1a Monat, bei Eintritt in den 
Gönner 190 ff. Reichstag infolge von Krankheit 

5 8. v. 2. Rov. 1874 (RGBL. | nicht ftatt. 
129, Dayı für gefanbtfcaft | 7% Entig. d. pr. DB. XVI, 
use und Koniularbeamte 8. v. 899 ff. erkennt das im Xert 

April 1879 (RGBL. 184); | formulierte Prinzip an; ein biö- 
* die genaueren Angaben bei ziplinariſch zu ahndender That- 
Zaband I, 436 ff. Über die beſtand Tann aber in der Form 
——— — am Benftien der Anzeige vage, fowie darin, 
Bohn] 13. Mat 1870 | daß fie zu fpät erfolgte, dem» 

8. 2 Abi. 1,6, * zu PH n gemäß feine Edi für Stell- 
Sicnse Ann. 1 6, 179. Ein | vertretung möglich war. 
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2. Der Beamte ift kraft feines Eides zu „beſonderer 
Treue und Gehorfam” (A. ER. II, 10 $. 2) gegenüber 
dem Staate verpflichtet.” Darin liegt befonders auch die 
Pflicht des Beamten zur Amtöverfchwiegenheit in Sachen 
„beren Geheimhaltung ihrer Natur nad erforderlich oder 
von feinem Vorgeſetzten vorgejchrieben ift” ($. 11). Die 
Gehorfamspflicht gegenüber den vorgejegten Behörden ift 
jedoch feine abfolute, fondern bezieht fi nur auf amt⸗ 
lie Gefhäfte, welde niht mit Berfafjung 
und Gefegen in Widerfprud ftehen ($. 10). 
Die Befolgung von gefegwibrigen Befehlen eines Vorge— 
festen ift demnach unftatthaft: jeder Beamte hat die bienft- 
liche Verpflichtung, jeben ihm erteilten Befehl auf feine 
Gefegmäßigfeit zu prüfen und ift „für die Gefegmäßigleit 
feiner amtligen Handlungen ‚verantwortlih” ($. 18). 
Andererjeitö aber kann der Ungehorfam gegen einen bienft- 
lichen Befehl auf Grund fubjeftiv angenommener Geſetz⸗ 
wibrigfeit für den ungehorfamen Beamten gleichfalls eine 
Haftung begründen.’® 


" Sehr gut hierüber Laband 
© gegen abweichende An- 
figten, bei Br G. Meyer 441; 
Seybel, Bayı. Ei u, 387; 
D. ayer 54; Rehm 86. Aus | bei 
pe Auteren Litt. bei. die vor- 
en en bei 
FE 3 28 ff., 119 ff. 
Bol. liter Meyer 
42545; Thudihum 278; bie 
ierher Besüglicen —8 
ftimmungen find: RE $ 
11,12; Si .3il, De 
373; &t . 58, 76, 86; 
vgl. dazu Doom, Strafproz. 


122 fj., 193; Lab and I, 489. 
Zeugnis über Bienflige "Ange 
legenheiten nur mit enehmi- 
gung *8 N Dienft- 


” — an 
im Ach. f. en; 
8 


G. Reyer 426f.; an 
DRG. XIV, 420ff., 
417 fi; 2er es 120 bei. 


echt fagt Per⸗ 
hie Sch ai Bet 

läßt ſich nit durch Ki 
bejeitigen, es bleibt vielmehr 
dem guten Geifte des Beamten- 
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Über das Prüfungsrecht und die Prüfungspflicht herrſcht 
in der ſtaatsrechtlichen Litteratur ein alter Streit, 

Die Prüfung hat ſich zu erftreden: 1. auf die Kom- 
petenz der befehlenden Behörde, fomohl in territo- 
rialer als fachlicher Beziehung; in erfterer Richtung bietet 
die Prüfung kaum erheblide Schwierigkeiten, wohl aber 
Tann der Iehtere Punkt unter Umſtänden fehr ſchwierig fein. 
2. Die Prüfung ift ferner zu richten auf die vorfhrifts- 
mäßige Form: biefer Punkt wird in ber Negel ſich ein- 
fach erledigen. 3. Endlich hat der mit dem Befehl beauf- 
tragte Beamte feine eigene Kompetenz zu prüfen, was 
gleichfalls im einzelnen Fall große Schwierigkeiten bieten 
Iann. 

Die drei angegebenen, von Laband aufgeftellten all- 
gemeinen Grundfäge find zwar wertvolle Richtpunkte, bieten 
aber keineswegs eine für jeden Fall ſichere Löäſung. Man 
wird überhaupt darauf verzichten müſſen, eine folde zu 
gewinnen: der Beamte hat nah beitem Wiſſen und Ge 
wiſſen feine Gehorfamspflicht zu erwägen und andererſeits 
liegt die gleiche Pflicht gewiſſenhafter Erwägung aller im 
konkreten Fall in Betracht kommenden Umftände eventuell 
den zur Entſcheidung berufenen Disziplinarbehörben ob. 
Das Net der Remonftration bei der vorgefegten Dienft- 
behörbe nad; Erledigung des Befehles hat ber Beamte in 
jedem Falle und damit die Möglichkeit, die disziplinariſche 


das Richtige zu finden“; dingte Gehorſamspflicht inner- 
IR —* —— Halb der Dienftfphäre. 
er 


; 


Des überlaffen, im einzelnen | Gönner 202 ff. für bie unbe 
bi 
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Verantwortlichfeit unter Umftänden ganz von fi abzu= 
Ienen.®° 

3. Der Beamte hat die Pflicht eines achtungswürdigen 
Verhaltens: auch durch fein auferamtliches Verhalten darf 
er das Anfehen des Staates, den er zu repräfentieren hat, 
nicht ſchädigen und Tann eventuell durch folde Schädigung 
Disziplinarifche Maßnahmen gegen ſich provozieren ($. 10).81 

4. Die Reichsbeamten dürfen ohne Genehmigung der 
oberiten Reichsbehörden eine Nebenämter führen oder Ge- 
werbe betreiben oder Nebenbefchäftigungen, mit welden eine 
fortlaufende Remuneration verbunden ift, annehmen, aus- 
genommen die Wahllonfuln, die nictftändigen Mitglieder 
des Patent- und des Reichöverfiherungsamtes und die zeit- 
weilig in den Ruheſtand verfegten Beamten.” Zum Ein- 


9 Au Meyer 4267. 


®1 Zuerft hat dad kanoniſche 
winnt keineswegs ein unzweii | Res 8 ic 


diefen Gebanfen auöge- 


Haft feftes Refultat. Bl. Thu- 
A 275 f.; Zaband I, 
I, ST a a 
ohn in Agidi eutſch 
gi — — v. ůnle ebenda 
— f alasine, Strai-R. I, 
del, Bayı. StR. 
m ah öning, erw.⸗R. 
12 f.; v. Martig 181f. ift 
der Anfiht, Taiferlihe Verord- 
nungen, wenn gehörig kontra⸗ 
figniert und —A müßten 
ausgeführt und angewendet wer- 
den, „jogar wenn fie Gebiete 
betzeffen, die gefegliher Regu- 
lierung unterliegen, aud wenn 
fie ferner der Berfaflung und 
Gefegen widerſprechen“, und ge 
flattet von diefer „Regel“ nur 
„Heine Ausnahmen“. 





ja in feiner Vorſchrift über 
decorum clericale, vgl. auch 
Laband I, 445 f.; |. Entf. d. 
pr. OBG. XIV, 404 ff. über 
Berlegung diefer Pflicht durch 
politiſches en aut aa 
Die, u dapı Berigen ba fl 
u. dazu Perthes #5 
Sinner — dig 288: 
ubigum ; 
Laba— ar, du. Die Argu⸗ 
imentation bei Meyer 357 ift 
ein post hoc ergo propter hoc: 
nidt weil beftimmte Perfonen 
teine Nebenämter führen bürfen, 
find fie Beamte, fondern weil 
fie Beamte find, dürfen fie Teine 
Nebenämter führen. 
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tritt in den Vorftand, Auffichts- oder Verwaltungsrat einer 
auf Erwerb gerichteten Geſellſchaft ift die gleiche Genehmi- 
gung erforberlih, die nicht erteilt werben darf, wenn die 
Funktion mit einer Remuneration verbunden ift ($. 16).9° 

5. Titel, Ehrenzeichen, Geſchenke, Remunerationen u. dgl. 
dürfen Reichsbeamte von auswärtigen Regierungen oder 
Herrſchern nur mit faiferliher Genehmigung annehmen; 
dieſe Vorſchrift bezieht fi jedoch nur auf die unmittelbaren 
vom Kaiſer angeftellten Reichsbeamten (3. 15 Abf. 1).°* 

6. Gefchenke oder Belohnungen „in Bezug auf ihr 
Amt” dürfen Reichsbeamte nur mit Genehmigung der 
oberften Reichsbehörde annehmen ($. 15 Ab. 2).°° 

7. Den Konfens der vorgejegten Behörde zur Eingehung 
einer Ehe zu erholen, find Reichsbeamte nicht verpflichtet.°* 


B. Reqhte. 

1. Die Beamten find in Bezug auf ihre amtliche Thä- 
tigkeit in befonderer Weife ftrafrechtlich gefügt: RStGB. 
88. 118, 114, 196, doch kennt unfer Strafrecht das Delikt 
der Amtsehrenbeleidigung als ein felbftändiges nicht mehr.®7 

2. Die Beamten haben das ftrafrehtlih geſchützte 
( RSEtGB. $. 360 Nr. 8) Recht auf den mit ihrem Amt 


Pr Zaband 1, 447 8. 3, 4. |land 262; Zaband I, 5105; 
% Über bie „mittelbaren“ Säutse 328; G. Meyer 

Neigbbeamten |. "Zaband I, 
* Lab and I, 473 f. und bie 


446 f., 

% Über das Verhältnis dieſer Lehr- u. Hanbsildier des Strafe 
Beftimmung zu R 1 8.331 ve, Um ein „ubjeltives* 
'dım 281 Recht elerbinge jandelt e8 fid 
br. 1dh5 $ , | Hierbei nis fondern um ben 
3. Dazu u, tom. | objettiven bu der Inftitution, 

188; 'o. Sigerer, Birfonen D. Mayer 65%, 

Rand u. Chefhliegung in Deutjch- 


5 
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verbundenen Rang, Uniform und Titel. 3° Eine felbftändige 
Rangorbnung der Reichsbeamten befteht bis jegt nicht.?° 
3. Die Beamten empfangen ihren Lebensunterhalt vom 
Staate in Form ber Bejoldung („beneficium datur propter 
officium*);?° ber Anfprud beginnt mangels anderweiter 
Beftimmung mit dem Tage des Amtsantrittes ($. 4 Abf. 2). 
Mit Recht wird diefe letztere unter den Geſichtspunkt der 
Rente?! gebracht: der Staat hat diejenigen Perſonen, 
welche den Staatöbienft zu ihrem Lebensberufe gemacht 
‚haben (und dies ift nad $. 2 des RBeamtG. die zur 
Grundlage zu nehmende Regel), ftandesgemäß zu unter- 
balten®® und thut dies je nad; Art und Wert der Dienfte 
des Einzelnen nad einem höchſt verſchieden abgeftuften 
Maßſtabe. Das „Gehalt“ wird auch bei Krankheit und in 
den Fällen, wo fein Urlaub erforderlich ift (f. oben ©. 318), 
entrichtet ($. 14); dasſelbe wird monatli ober viertel- 


® Über ben Titel f. die ber 
Sersigenöimerte Mahnung bei he 
Bertbes 8 

8 Bol. ve Bemerkungen von 
Saband I, 490%. 

% „Qui altario servit, virere 
debeat de altari“, c. 16 X. de 
praeb. III, 5. 

9 Die Bezeichnung „Rente“ 
rüßet von Gönner ©. 105, 
„ der Staatöbiener hat da- 
tur feinen „Nahrungsftand*. 
Laband fagt „Alimentation“, 
verbindet aber damit benjelben | d« 
Sinn wie Gönner mit ber 
„Rente". 
9 Portrefflih Laband I], 
477 ff., befien Ausführungen an 


,|gepbet, Bay. 





Biefer Stelle zu ben beften Teilen 
handen Werkes gehören. 
ftimmend im Grund e 

FH mit Zaband it 
von großen Geſichtspunkten der 
Berrfäte Entwidelung bei Jhe- 
Ang, Zee im — TIER, 
186 ine völlig 
ande” um vertreten 
Eh al, 415; 

Rehm 


Sarltim ge enge a 
184 ff.; Meves in Holgen- 


ve Beil ein 


127 f.; ferner bie Sehrterängen 
Sei, a pertses 9 ff; Gönner 
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jährlich %® vorausbezahlt ($$. 5, 27, 56), und es ift 
gleichgültig, ob der Beamte noch während des ganzen eit- 
raumes wirklich im Dienft bleibt oder nit, ausgenommen 
bei Dienftentlaffung infolge gerichtlichen oder Disziplinar- 
urteils, in welchem Falle der Befoldungsanfprud mit dem 
Tag der Rechtskraft des Urteils endet. Die Befoldung, 
foweit fie nur den Lebensunterhalt dedt (bis 1500 ME., 
vom Mehrbetrag Ya), ift nicht gerichtliches Erefutionsobjeft,® 
aud nur infomweit cedirbar, verpfändbar oder in anderer 
Weiſe übertragbar ($. 6), enblih auch nur infomeit Be- 
fandteil der Konkursmaſſe (analog für Witen- und 
Waifengelver G. v. 20. April 1881 $. 17). Beamte, die 
zeitweife in Ruheſtand verfeßt find, haben nur Anſpruch 
auf einen Teil des Gehaltes, das fog. Wartegeld.?° 
Etatsmäßig angeftellte Beamte, die dauernd dienftunfähig 
geworden find, erhalten Penſion,“ wenn die Dienft- 
unfähigfeit ohne ihr Verſchulden eingetreten ift, oder wenn 
fie 10 Jahre im Reichsdienſt gewirkt oder das 65. Lebens- 
jahr zurüdgelegt haben ;?® der Mindeftbetrag der Penfion 


% ©. dazu die bei Laband 
1, 49% et. Berorhnungen; 1:|fo 
Sl. vom 25. Mat 1887 


von 

(8. 26), ruht jedoch unter ber 
ftimmten gejeglihen Boraus- 
fegungen u erlifcht unter an- 
deren ganz ($$. 29, 30). 


n iser den Begriff_ber Ben- 

IR Swed im 

Ben! ff.; ferner Zaband 
; Gönner 147 ff. 

—8 ——— Dienft- 

eit geben genaue "Ess 


ie 88. 4552 (u FA 
©. v. 21. April 1: D), 
über Felbzüge J Fer 


des |über Diplomatif en und fonfu- 


lariſchen Dienft $. 51, Rolonial- 
dienft ©. 31. Mai 1887 (RGBL. 
211) $. 1, ferner ergänzend zu 
diefen Borfhriften ©.d. 22. Mai 
1893 (RGUI. 171) Art. 17. 
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ift 18/60, für jedes weitere Dienftjahr "/oo mehr Bis zum 
Höcftbetrage von *3/eo des Dienfteinlommens ($$. 34 ff.), 
dazu RG. v. 21. April 1886 (XGBl. 80), v. 25. Mai 
1887 (XGBl. 194), „unbeſchadet jedoch weitergehender 
Anſprüche, welche etwa vor Erlaß dieſes Geſetzes und vor 
Eintritt in den Reichsdienſt zugeſtanden worden find“.?® 
Iſt die Dienftunfähigleit die Folge eines im Dienfte er- 
littenen Betrieböunfolles!%0 in einem reichsgeſetzlich ber 
Verfiherungspflicht unterliegenden Betriebe, fo beträgt die 
Penſion vorbehaltlich etwaiger befonderer Anſprüche, ?/s bes 
jährlichen Dienfteinfommens; ift durch den Unfall zwar 
nit dauernde Dienftunfähigleit, wohl aber beeinträchtigte 
Erwerbsfähigkeit verurſacht, fo beträgt die Penfion bei dem 
Ausſcheiden aus dem Dienft ebenfalls */s des jährlichen 
Dienfteinlommens bei völliger Erwerbsunfähigfeit für bie 
Dauer derfelben; einen nad; dem Maße der verbliebenen 
Erwerbsfähigfeit zu bemefjenden Bruchteil bei teilmeifer 
Erwerbsunfähigkeit. Außerdem werden nad dem Wegfall 
des Dienfteinfommens die Koften des Heilverfahrens erſetzt. 
Die Befoldung (ebenfo Wartegeld) für das dem Tobes- 
monat eine3 etatömäßigen Beamten folgende Quartal wird 
ala Gnabenquartal an die Witwe ober eheliche Deszendenz, 
mit Genehmigung ber oberiten Reichsbehörde auch eventuell 
an andere Verwandte entrichtet (88. 7, 8, 31).101 

® Auch dad Recht auf Pen-|band I, 485. Über das Ver- 
fion ruht bezw. erliſcht unter hältnis Diefe Geige zum Haft- 
beftimmten gejeglihen Boraus« pflichtgeſetz v. 7. Juni 1871 bes 


fegungen ($$. 57-60). Über |ftimmt $. 10. &. zu biefem 
die Mi Meder Des NeihögerißtB | Gefeh gee in Hickhe Inn. 


100 on om 15. März 1886 E — Thudichum 274. 
(RGBT. 58) 8. 1; vgl. dazu La⸗Analog ein Gnadenmonat für 
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Für die Witwen und Waifen der Reichsbeamten hatte 
das Neichöbeamtengefeg feine Fürforge getroffen. Durch 
das RE. v. 20. April 1881 (RGBl. 85) war dieſe Lüde 
zwar ausgefüllt worden, jedoch derart, daß die erforderlichen 
Summen duch Beiträge der Beamten felbft beſchafft wer⸗ 
den mußten; durch ©. v. 5. März 1888 (RGBL. 65) 
find nunmehr auch diefe Beiträge aufgehoben und damit 
die gefegliche Fürforge für Witwen und Waifen von Be- 
amten lediglich auf die Reichskaſſe übernommen.!® Dem- 
gemäß gelten jegt folgende Vorfchriften: 

a. Gefeglihen Anfpruh!® auf Witwenpenfion und 
Waifengelver für eheliche oder durch nachfolgende Che 
Tegitimierte Kinder haben a) die mit Gehalt oder Warte 
geld angeftellten penfionsberechtigten Beamten, b) Beamte, 
melde eine lebenslängliche Penfion aus der Reichskaſſe 
beziehen, c) bie Reicjebanfbeamten,!%* nit aber die nur 
nebenamtlid im Reichsdienſt tätigen Perfonen. 

b. Die Witwenpenfion beträgt !/s derjenigen Penſion, 
zu welder der Beamte nad; Maßgabe des ©. v. 21. April 
1886 am Tobestage berechtigt geweſen wäre, jedoch min- 
deſtens 160, höchſtens 1600 ME. (befondere Vorfchriften 
über Altersunterfhied und Eheſchließungen zum Zweck der 
Erſchleichung der Penfion in $$. 12 u. 13); das Waifen- 


BVenfionen gemäß 8. 69 u. G. 0% Über ausnahmsweiſe Be- 
2.25. Mais 1887 Kos. 194) | wiligung $ 14. 
102°, Saband I, 486f,, for| 148.2. v. 8. Juni 1881 
wie den Kommentar von Thu-|(RGRL. 117), v. 20. Juni 1886 
dihum in Hirt Ann. 1881, |(RGBT. 208), v. 18. März 1888 
551 ff., Vollʒugsvorſchriften v. (XGBl. 80). 
25. Mai 1881 im CBi. 188. 
Born, Staatsrecht I. 2. Aufl. 21 
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geld beträgt bei Lebzeiten der Witwe für jedes Kind Us, 
für Doppelwaifen "/s der Witwenpenfion,; Witwenpenfion 
und Waifengelver zufammen dürfen jedoch höchſtens bis 
auf den Penfionsbetrag des Beamten felbft anfteigen. Die 
Zahlung beginnt mit Ablauf des Gnabenmonates bezw. 
Gnabenquartales und erfolgt monatlih durch Vorauszah⸗ 
lung. Der Empfangsberechtigte wird durch die oberfte bezw. 
höhere Reichsbehörde beftimmt. 

ec. Der Anſpruch erlifät mit dem Ablauf des Monats 
der Wiederverehelihung der Witwe oder Verheiratung der 
Waiſe, fowie Vollendung des 18. Lebensjahres der Waiſen; 
er ruht bei Verluft der deutſchen Staatsangehörigkeit. 

d. Eine befondere Regelung ift erfolgt für Todesfälle 
infolge von Betriebsunfällen!° im Betriebe einer reiche- 
gejeglih dem Unfallverficherungszwang unterliegenden Be- 
Thäftigung. Bei derartigen Todesfällen wird, fofern nicht 
ein Gnabenquartal oder Gnadenmonat zufteht, ein Sterbe- 
geld im Betrage des einmonatlihen Dienſteinkommens, 
mindeſtens jedoch 30 Mark bezahlt; die Witwentente be- 
trägt 20 %/0 des Dienfteinfommens, jedoch mindeſtens 160, 
höchſtens 1600 ME.; das Waifengeld 4 der Witwenrente 
für jedes Kind bis zum vollendeten 18. Lebensjahre oder 
der Verheiratung ; Doppelwaifen erhalten die volle Witwen- 
vente; Afcendenten, wenn der Verjtorbene ihr einziger Er⸗ 
nährer war, erhalten bis zum Tod ober Wegfall der Be— 
dürftigfeit 20 0/0 des Dienfteinfommens des Verftorbenen ; 
der Höchſtbetrag der gefamten Rente für Witwe und 
Waiſen beträgt 60%/0 des Dienfteinfommens; ift die Ehe 


106 G.v. 15. März 1886(RGBL.|in $. 3, über die Anmeldung 
58) $. 2, dazu bie Mobififation |des Unfans $. 6. 
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erft nah dem Unfall geſchloſſen, jo fällt bie Rente weg 
(88. 2 Abf. 2), ebenjo wenn der Unfall vorſätzlich oder 
durch ein Verſchulden herbeigeführt ift, wegen deſſen auf 
Dienftentlaffung erkannt werben Tann ($. 5). — 

Der Anſpruch auf die Befoldung und die Dienftemolu- 
mente ift durch pofitive Rechtsvorſchrift privatrechtlich ge- 
ſchützt (88. 149 ff.).!0° Jedoch dürfen die Gerichte erft an- 
gerufen werden, wenn zuvor der Inſtanzenzug bes betref- 
fenden Refforts vergeblich durchgemacht wurde; die Frift 
für Anrufung der Gerichte — die erfte Inftanz ift das 
Landgericht — beträgt 6 Monate vom Zeitpunkte des ab- 
weiſenden Beſcheides ber oberſten Nefjortbehörbe.!” Im 
zweiter und leßter Inſtanz entſcheidet derartige Streitig- 
keiten zwifchen Beamten und Fisfus das Reichsgericht 
(8. 152). Die Revifion ift in jedem Falle ohne Rückſicht 
auf den Streitwert zuläffig. An die Entſcheidungen der 
Berwaltungs- und Disziplinarbehörden über das Dienft- 
verhältnis (Verfegung in Ruheſtand, Amtsentfegung u. ſ. f.) 
ift der Civilrichter gebunden ($. 155).108 


106 Meyer 283; Laband I, 


ftörung feiner organiſchen Ein- 
470 mit Recht gegen die Ber 7 m 


beit in gmei, wenn aud) fonnere, 


tung: dadurch merbe das 
echtsverhältnis ein aus Civil- 
und öffentl. Recht „gemifchtes”. 
Sarmey, das Öff. R. u. die 
Verwaltungsgerichtsbarkeit 321. 
Der Gegenitand ift vielumftritten. 
Sehr gut darüber Wa, Civil 
progeß I, 95 ff., dem vollfommen 
beizuftimmen äft: „es tft durdh« 
weg ber Gtaatözwed, das 
Staatsintereſſe, weldes das ge« 
famte Verhältnis dominiert; es 
äft unzuläffig, dasfelbe mit Ber- 


verfchiedenartige Redtöverhält- 
niffe zu zerlegen.“ Auf diefer 
Iegteren Unterjdeibung beruhen 
ylonbers die Ausführungen von 
Verthes 93 ff., 146 ff. 

107 Über Verluft des Klage - 
rechtes in ben Zällen bes $. 54 
bei. nicht. friftgeitig einge ter 
Beſchwerde an die oberfte Reichs- 
behörbe f. ©. v. 25.. Mai 1887 
ROLL 194). . 

108 Zaband I, 4925 und die 
dort eit. Entſch. d. Reichsgerichts. 

21* 
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Barauslagen find dem Beamten zu erfegen: es geſchieht 
dies in verſchiedener Weiſe je nach Art der Amter wie nad 
Art der gemachten Auslagen (Diäten, Fuhrkoſten, Bureau- 
Toften, Repräfentationsgelver, Umzugsfoften u. dgl.).1% 

Endlich werden noch unter befonderen Verhältniffen 
Sunktionszulagen, Mankogelver, Remunerationen gewährt. 

Die Berechnung der Penfion erfolgt nur auf Grund 
des eigentli—hen Dienfteinfommens, wozu der Wohnungs- 
gefbzufguß (8. 1, 4 f.) pringipiell gehört.10 

Dienftwohnungen bilden einen Beftanbteil des Gehaltes; 
für die Berechnung der von folden zu erhebenden Miets- 
fteuer!!! erging eine geſetzliche Spezialvorferift dahin, daß 
der Wert der Wohnung nit mit mehr ald 15 %/o des 
Bargehaltes angerechnet werden darf. 

4. Die allgemeine Staatsbürgerpfliht der Übernahme 
von Geſchworenen⸗ und Schöffendienft ift für Beamte ge- 


309 Hierüber find auf Grund| 10 RG. v. 80. Juni 1873 
von $. 18 de3 Gef. viele Spe-|(RGBTL. 166) u. v. 28. Mai 1887 
gialverorbnung gen erlaffen und |(ROBL. 159), unter Aufhebung 
teils im ROBL, teile 7 CBL|der früheren Geſetze und Ver— 
qubligiert mc worben. l. auch ordnungen. Dana ftuft fi 

aband I, 474 ff. me der Wohnungsgeldzuſchuz für 
Ku bilbet die 8.8. ». 21. Juni | etatömäßig angeftellte befoldete 

(ROSE. 249), ferner Beamte mit Dienitfig in Deutfcj- 
Juni 1873 (ROBL. 169), | land nad fünf Rang« und eben- 
ga 1874 (ROBL. 13), aa foviel Ortsklafſen, dazu noch als 

8. v. 19. Nov. 1879 (RG! befondere Ortöflafie Berlin, ab. 
313), für Militär- und Sache: Ausführlich Über bie tehiliche 
beamte v. 20. Mai 1880 (RXGBl. Natur des Wohnungsgeldzur 
113) und 16. Febr. 1891 (RGBL. u Laband I, I te 
16), für geſandtſchaftliche und 482 über die —E 
Konſularbeamte V. v. 23. April lichen Einſchränkungen des 
1879 (RGBL. 127); ferner die | Grundſatzes, daß der Wohnungs- 
bei Saband I, 4758, A771 an ER als Gehalt gilt, 
gegebenen weiteren Verord⸗ vom 31. Mai 1881 
nungen. (RED. 
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ſetzlich modifiziert; 1us aud) fonft finden fih in ber Spezial- 
gejeggebung ſowohl des Reiches ala der Einzelftanten mehr- 
fach Vorſchriften analoger Art. 


V. Die Rechtsſolgen der Pflichiverlehung ($$. 72 f.).8 
Diefelben Tönnen begründet fein im Strafrecht, im 
Privatrecht oder ausfchließlich im Staatsrecht. 


a) Die ftrafredtliden Folgen.t!+ 

Das Strafgeſetzbuch handelt im 28. Abſchn. des zweiten 
Teiles fpeziell von „Verbrechen und Vergehen im Amte“. 
An ſich beruht diefer Abfchnitt auf der Baſis des Staats- 
rechtes: Angefihts der unausgetragenen ſtaatsrechtlichen 
Kontroverfen über die Begriffe Amt und Beamter wurde 
es jedoch für notwendig erachtet, den lehteren Begriff „im 
Sinne de3 Strafgeſetzes“ zu definieren; ber ſtrafrechtliche 
Veamtenbegriff deckt ſich nicht vollftändig mit dem ftants- 
rechtlichen (f. oben S. 301*%); eine ſtrafrechtliche Verant- 
mortlichfeit der Beamten bejteht nur, foweit pofitive ftraf- 
geſetzliche Normen die Grundlage für eine folde bieten.!!° 

Man unterſcheidet eigentlihe und uneigentlihe Amts- 
delikte, je nachdem eine Handlung überhaupt nur dann be 
ftraft wird, wenn fie „im Amte“ begangen murbe ober 
in diefem Falle nur höher als gewöhnlich bejtraft wird. 

Die Spezialbetrachtung diefer Delikte gehört dem Straf- 
seht an.!1e 


9 NBeamtG. $. 25, dazu Amtsverbrechen (1870), te 
Soden, Strafen 8. im Gerichtsſaal 8b. XXX. 
aban 3 c 
110 &, die Sepreu. Sanbbüger BSaband I, 448. 
des Strafrecht, ferner Zuder,| 11° Vgl.auch Laband I, 448ff. 
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b) Die privatregtligen Folgen. 

Die Pflichtverlegung eines Beamten Tann dann einen 
im Wege des Civilrechtes verfolgbaren Schadenserſatzanſpruch 
begründen, wenn durch diefelbe eine Vermögensbeſchädigung, 
fei es dem Fiskus, fei ed einem Dritten gegenüber, herbei- 
geführt ift (A. LER. II, 10 88. 88, 89). Die Beamten 
haften nad; Analogie der Grundfäge über das Mandat ſo— 
wohl dem Fiskus als jedem Dritten gegenüber, gleichgültig 
ob Abfiht oder Irrtum oder Mangel an Sorgfalt us vor- 
liegt, „wegen Überſchreitung ihrer amtlichen Befugniffe 
ober pflictwibriger Unterlaffung von Amtshandlungen“ 
G. 154). Die privatrehtlide Haftung ift unabhängig 
von dem etwa eingeleiteten Disziplinarverfahten und unter- 
liegt nur der Entſcheidung durch die Civilgerichte ($. 79). 
Auch dann, wenn ein Disziplinarverfahren gegen einen 
Beamten wegen Nichterfüllung oder nicht ordentlicher Er- 
füllung feiner Pflichten eingeleitet wurde, Tann doch aus 
dem nämlihen Thatbeitande fi noch eine privatrechtliche 
Haftung ergeben.'!? Berufung auf einen Befehl der vor- 
gefegten Behörde giebt feine Befreiung, wenn Gefegwibrig- 
feiten in Frage find, wohl aber dann, wenn Mangel an 


ur Meyer $. 149; Laband 


Handlungen der Beamten (1879); 
454 ff; Zöning, Berm.-R. IR. 1, 


zeund im Si, 6,5 


1961; Bertpes 185 f.; Sars 5 Piloty in Ann. Rn 
wey, das Öff. R. zc. 157 f.; 34 . eyer, Lehrb. 
4375; "Entf. d. RO. i. Civil- 


gelinet, Süftem d. fubj. öff. 

2. Über die vermögend- 
3. Haftung de3 Staates 
für Verſehen feiner Beamten 
beſonders die Monographie von 
€. Löning, die Haftung des 
Staates aus rechtswidrigen 


fagen XI, 206 ff. (verneinend); 
aus ber älteren Litteratur Per- 
thes 137 

118 fher " „technifhe Behr 
f. Laband I, 456 f. bei. N. 

10 Lab and 1, 30 — 
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Sorgfalt oder techniſche Fehler die Vorausfegung des An- 
ſpruchs bilden.!*° In höchſter Inftanz — erfte Inftanz ift 
das Landgericht — entſcheidet das Reichsgericht über die 
Schabenserfagpfliht von Beamten ($. 154). 

Neben diefen allgemeinen, prinzipiell dem Civilrecht 121 
angehörenden Sägen beftimmt das Reichsbeamtengeſetz 
(88. 184—148) noch fpeziel über die Erſatzpflicht bei 
„Defelten“, d. i.: wenn „der thatſächliche Beſtand einer 
Kaffe oder eines Magazins geringer ift als der Sollbeftand“, 
ohne daß notwendig ber Thatbeftand der Unterſchlagung 
darin läge. Die vorgefehte „höhere“ Behörde entſcheidet 
in vollſtreckbarer Weife über ven Betrag des Defektes und 
den erſatzpflichtigen Beamten ($$. 134 ff.), jedoch fteht dem 
betroffenen Beamten biergegen, ſowohl bezüglich der Erſatz- 
verbindlichkeit als des Betrages außer der Beſchwerde im 
Inftanzenzug noch der Rechtsweg frei ($. 144).122 Die 
reichsrechtliche Regelung diefer Materie erfolgte ganz nad) 
der preuß. V. v. 24. Januar 1844. Oberſte richterliche 
Inſtanz ift das Reichsgericht ($. 152). 


c) Staatörehtlihe Folgen. 
Für den Fall, daß weder ein im eigentlihen Sinne 
des Wortes ſtrafrechtlicher noch ein privatrechtlicher That- 
beftand in einer Pflichtverlegung liegt, Tann doch im enge- 


0 gt. gi R ierher bie interef-|feim im Stengel Wörterb. I, 
fanten Vrrdufn A ER. 1, A 
„58, dazu Berthes1säff.| 1% Saband I, 462 ff. u. bie 
ja Dal. über die Verſchieden⸗ dort N. 2 zitierte ftaatd- m 
heit der im Reich hierüber gel- frafeeäitige Sir, 
tenden Orundfäge Saband I,| Meyer, Lehrb. 
457. 1876, 672 
122 Laband I, 458ff.; Har-|R. 127 
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sen Rahmen des für Beamte geltenden Spezialrechtes ein 
ftrafbarer Thatbeftand gegeben fein; ebenjo kann neben 
dem ſtrafrechtlichen ober privatrechtlichen noch ein ftaats- 
rechtliches Einfchreiten erfolgen. 

Neben dem Kriminalftrafreht, welches bereits fpgielle 
Beftimmungen über Amtsbelikte enthält, befteht nod das 
befonbere Disziplinarreht für Beamte Dieſes fält 
prinzipiell unter den Begriff des Strafrechtes: es ift von 
leßterem nicht der Art, fondern nur dem Grade nad !?* 
verfchieben.125 Melde Amtödelifte im Strafgeſetzbuch, 
welde in der Disziplinarordnung zu behandeln jeien, er= 
giebt fi nit aus inneren prinzipiellen, ſondern nur aus 
äußeren Gründen. Die Disziplinargemalt ift 
nicht „Zwang zur Erfüllung der Dienftpflicht",12e 


1% Darum ift eine Unter 
ſcheidung und Gegenüberftellung 
recht wohl möglih, was La⸗ 
band I, 4622 für unmögli zu 
halten fcheint. 


135 jlhereinftimmenb Meyer, |( 


Lehrb. 8. 148; v. ra im 
Staatswoͤrterbuch IX 696; 
Hugo mes, Lehrb. 8 Strafe 
rechtes $. 204, ſowie bie bei 
Zaband zitierte friminaliftifce 
Litteratur. Es ift Died eine 
der am meiften umftrittenen Ma- 
terien des Staatsrechts. Die 
neueften Unterfuhungen find 
FH Being bei Grünfut II, 

eder im Gerichtsſaai 


Ei ir ft; Rehm in Hirths | 464 


Ann. "1885, 191 5 m. Liszt 
no Holgenborf [8 R.-Ler. 

86F.; n. Bar, Handd.d. Strafe 
teils I, $. 111; GSeybel, 





Bayı. StR. II, 478 ff.; Har= 
feim in „gtensete Wörterb. I, 
67 ft., 267 ff 
18 &0 Laband I, 462 ff. 
Bel. jedod Saband IM, 167 
1. Aufl), wo_ber richtige Ge= 
fitspunft Hinfihtfich des Mili« 
tärftrafgefeßbuches und der Bit, 
tärdiöziplinarorbnung („glei 
fam ein zweites —A 
für leichtere *) zum Aus⸗ 
drud gelangt ift. Übereinft. jet 
bei. Heder, —* d. Militär« 
ftrafrehts $. 3, ferner die bei 
Zaband 1, 468 angeführten 
Schriftfteller. Die gegen o pöige 
Zemerkung ger gen, 
„im & m 
fage zu den et rif⸗ 
ten für Beamte iſt die Diszi— 
plinarfteaforbnung für das Heer 
ein wirkliches Militärftrafgeje- 


Das Reichsbeamtenrecht. z. 10. 329 


(jo Laband in der 1. Aufl.; in ber zweiten: „Mittel 
zur Erhaltung der Zucht und Drbnung innerhalb des 
Dienftverhältnifjes und zur Sicherung der Erfüllung ber 
Dienftpfligten”), ſondern Strafgemwalt wegen Ver- 
legung der Dienftpflidt. „Ein Reichsbeamter, wel- 
her die ihm obliegenden Pflichten ($. 10) verlegt, be- 
geht ein Dienftvergehen und hat die Disziplinarbe- 
ftrafung verwirkt“ ($. 72). Zwangsmittel zur Erfüllung 
der Dienftpfliht kennt das Reichsſtaatsrecht nicht.12” Wenn 
ein Teil diefer Verlegungen wegen ihrer befonderen Schwere 
und allgemeinen Beziehung in das allgemeine Strafgefeg- 
buc aufgenommen murbe, jo ift dies doch unter dem gene 
zellen Vorbehalt geſchehen, daß die felbftändige Würdigung 
des Thatbeitandes unter dem fpezififh amtlichen Geſichts- 
punkt vorbehalten bleibe: darin liegt kein Verftoß gegen 
das ſtrafrechtliche Grundprinzip „ne bis in idem“, ſondern 
nur eine aus Zmwedmäßigfeitägründen beliebte Teilung der 
Kognition über einen und denfelben Thatbeitand durch 
zwei verſchiedene Inftanzen unter zwei bejonderen Gefidhts- 
puntten.12 


Bud“, ift doch eine wilfürlige 
Behauptung. ©. aud_Jelli- 
net, Syftem d. fubj. Öff. Rechte 
& 308 1, der energifc wier« 
ftreitet, daß die Disziplinarge- 
malt „Herrfhergemalt” ¶ ſei. 


Zwangsmittel · ¶ dieſer Urt, 
tombiniert alſo die beiden Ge⸗ 
ſichtspunkte; andere Gefeggebun- 
en jehen Amangämittel vor, ſ. 
dning, Berm-R. 180 f. 

128 Der Gedanke rührt aus 


Zöning, Berm.-R. 127. Ganz 
übereinftimmend mit der Auf 
faffung des Tertes jet das_pr. 
DBG. Entiö. XXU, 445 („Spe- 
sialfteafredt für Beamte‘). 

m Schulze 330f. erklärt 
Arreft und Geldftrafen als 


dem ianoniſchen Reht, wo er 
feine Ausprägung in ber Unter- 
{geibung gmifgen forum ex- 
ternum und & ‚niemum sehun. 
den hat, vgl. Hinfhius, Spft. 
d. Rirchenrechtes g ies hi 
Scherer, Handb. d. KR. IL, 


m 
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Disziplinarifches Einfchreiten Tann als Folge der Ver 
letung einer jeden Amtöverpflihtung 12° vorlommen. Die 
Disziplinarftrafen find entweder ſog. Drbnungsftrafen oder 
Entfernung aus dem Amte. Erftere find: Warnung, Ver- 
weis, Gelbftrafe ($. 74). Warnung und Verweis kann 
jeder Vorgefegte erteilen ($9. 80—82). Gelbftrafen bis 
zu 9 ME. können die Vorfteher von Behörden, bis 30 Mt. 
die der oberften Reichsbehörde unmittelbar untergeorbneten 
Behörden, von über 30 ME. nur bie oberfte Reichsbehörde 
verhängen: biefelben dürfen bei unbefoldeten Beamten ven 
Betrag von 90 Mf., bei befoldeten Beamten den Betrag 
de3 einmonatlihen Dienfteinfommens nicht überfteigen 
(8$. 74, 81). Ordnungsſtrafen (88. 82, 83) werben durch 
einfache Vermaltungsverfügung, die jedoch mit Gründen 
zu verfehen ift, verhängt; dagegen ift Beſchwerde an die 
vorgeſetzte Behörbe geftattet. 

Die Entfernung aus dem Amt ift entweder Strafver- 
fegung mit gleichem Rang aber geringeren (bis zu "s) 
Einkünften; eine ſolche kann durch die oberfte Reichsbehörde 
verfügt werden ($. 75 Abf. 1);'°% oder Dienftentlafjung 
Be" 'gin analoges Bettlims| Lenin, 
liegt vor, wenn derſelbe That- | grifflih voneinander — 


beitand unter verſchiedenen Ge- |gig‘). Eine vortrefflihe Unter 
ſichtspunkten vom Civil- und 1 (hun; es tage in Entſch. d. 


vom Verwaltungs eri t zu bes 
Hanheln 1 it; *. —— 

La⸗ 
datt — vom Gertos 
gegen das ſtrafrechtliche Prinzip 
‚ne bis in idem“ vor, weil bie 
Disziplinarftrafe feinen ftraf- 
rechtlichen Charakter hat, jon- 
dern „an Stelle der Kontraft- 


t. DIO. f- 
"ins ©. dazu die Tafuiftifche 
Entwidlung kei Laband I, 466. 
180 Richier fönnen gegen ihren 
Willen nur kraft richterlicher 
Entfpeibung, bie nur auf ger 
feglichen Gründen beruhen tan, 
verfegt werden: GVG. 8. 8. 
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mit Verluft des Titels, Ranges und Penſionsanſpruches bezw. 
eines Teiles besfelben. Dienftentlaffung ($$. 75 Abf. 2, 
84 ff.) kann nur auf Grund eines Urteiles der Dis— 
ziplinarfammer erfolgen, gegen weldes Berufung 
(88. 111 ff.) an den Disziplinarhof in Leipzig fo- 
wohl dem Beamten ald dem Staatsanwalt freifteht ($. 110). 
Zuftändig ift die Disziplinarfammer des dienftlihen Wohn- 
figes, für die im Auslande domizilierten Beamten diejenige 
zu Potsdam (8. 88, dazu jedoch $. 90 u. ©. v. 5. Nov. 
1874 [XGBl. 128] für die Beamten der Eifenbahnver- 
maltung), für die einftweilig in den Ruheſtand verfeßten 
diejenige des legten dienftlihen Wohnfiges ($. 119). 

Jede Disziplinarfammer befteht aus 7 Mitgliedern und 
entſcheidet im einzelnen Fall als Kollegium von 5 Mit- 
gliedern, von melden der Vorſitzende und 2 Beifiger 
Richter fein müfen ($. 89). Der Disziplinarhof ($. 91) 
befteht aus 11 Mitglievern, nämlih 4 Bevollmächtigten 
zum Bundesrat und 6 Mitglievern bes Reichsgerichtes, 
darunter der Präfident; der Disziplinarhof entſcheidet im 
einzelnen Fall als Kollegium von 7 Mitgliedern, von wel- 
hen der Vorfigende und 3 Beifiger Richter fein müſſen 181 
(f. aud) oben ©. 283); die Mitglieder werben vom Bundes- 
rat gewählt und vom Kaifer ernannt ($. 98). 

Die oberfte Reichsbehörde läßt die Vorunterfuhung 
(88. 94 ff.) durchführen und befchließt auf Grund der Vor- 


121 Die Sige der Disziplinar- | Bezirke erging faif. V. v. 11. Juli 
Tammern wurden erftmalig durch | 1873 (RGBL. 293); Regulativ 
$. 87 beö Gefeges (28) beftimmt, | für bie Disziplinarfammern v. 
dazu ®. v. 7. Jan. 1874 (ROGBL.| Dez. 1873 (CBL. 390), gemäß 
3). Über die Abgrenzung ber|$$. 88, 92. 
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unterſuchungsalten entweder Einftellung des Verfahrens, 
Verhängung einer Ordnungsſtrafe oder Abgabe der Sache 
an die Disziplinarfammer (3. 84, 85, 98); letztere ver- 
handelt regelmäßig in kontradiktoriſchem Verfahren (88.104 ff.) 
in öffentlicher Sigung ($$. 101—103). Verhaftung, vor- 
läufige Feſtnahme oder Vorführung des Angefchuldigten ift 
unzuläffig ($. 94 Abf. 2, dazu $. 102). Der Kaifer kann 
alle Disziplinarftrafen mildern oder erlafien, aud für die 
mittelbaren Reichsbeamten ($. 118). Der Dienftentlafjung 
kann fi ein Beamter dadurch entziehen, daß er vor Be— 
endigung des Verfahrens feine Entlafjung mit Verzicht auf 
Titel, Gehalt und Penſionsanſpruch beantragt und erhält 
G. 75 ob. 100).7%% Disziplinarftrafen find ſtets mit 
Rückficht auf die „gefamte Führung“ des Beamten aus» 
zumefien ($. 76). Die Disziplinarfammer kann aud) eine 
Ordnungsſtrafe verhängen ($. 108 Abſ. 3). 

Die Mitglieder des Reichsgerichtes, des Bundesamtes 
für Heimatsweſen, des Reichsrechnungshofes, ſowie die Mi- 
litärjuſtizbeamten unterliegen nicht der Disziplinargewalt 
der Disziplinarkammern ($. 158), die Mitglieder des 
Reichsgerichtes vielmehr nur derjenigen ihres Plenums, 
deſſen Entſcheidung nur auf Entlaffung lauten kann, wenn 
der betr. Beamte wegen einer entehrenden Handlung zu 
einer Strafe überhaupt, oder wegen irgend einer Handlung 
zu einer Strafe von längerer als einjähriger Dauer ver: 


2 Thudihum 310, 321; 
Laband I, 453f.; Löning, 
VerwR. 132. Die Gefep 

jebungen finb in Ordnung biefes 
Funtes verſchieden; der Stand- 


punkt des RBeamt.G. rechtfer⸗ 
tigt ſich daraus, daß bie ganze 
Disziplinargemalt nur ben Zweck 
hat, Orbnung innerhalb des 
Beamtenftandes zu halten. 
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urteilt wurde (GIG. $. 128), die Militärbeamten derjeni- 
gen befonders zu bildender Militärdisziplinarfommiffionen.*® 
Die für die Mitglieder des Neichögerichtes geltenden Be- 
ftimmungen find analog auf die Mitglieber des Bunbes- 
amtes für Heimatsweſen anzumenden. 

Iſt gegen einen Beamten ein Strafverfahren auf Grund 
des Strafgeſetzbuches eingeleitet, jo muß mit Einleitung 
ober Weiterführung des Disziplinarverfahrens bis nad) Er- 
ledigung des erfteren gewartet werben ($. 77): 13. Frei- 
ſprechung duch das Strafgeriht fließt die Einleitung 
eines Disziplinarverfahrens nicht aus ($. 78); die Dis- 
siplinarbehörde ift jedod als am den vom Strafrichter feft- 
geitellten Thatbeftand gebunden zu eradjten!?5 und hat den⸗ 
felben lediglich unter dem fpezififch amtlichen Geſichtspunkt 
— „an fih und ohne ihre Beziehung zu dem geſetzlichen 
Thatbeitande der ftrafbaren Handlung, melde den Gegen- 
ftand der Unterfuhung bildete“ — zu würdigen. Die 
oberfte Reichsbehörde hat überdies auch nad) erfolgter ge- 
richtlicher Verurteilung noch die Möglichkeit, ein Diszipli- 
narverfahren einzuleiten, wenn jene nicht den Verluſt des 
Amtes einſchließt (StGB. 98. 33, 35).1%° 


128 Die beſonderen Vorſchrif- 


f._d. Deutſche Reid 1874, ©. 
tem über die „ausſchließlich unter | 174. Me 4 


A. 9. ein Beihluß d. pr. 


Bidkteseälähetern „Aehenden | Stantsminiferiumd v. 2% äry 

Bintärbeamten* 1891 M-Bl. d. inn. Berm. 
Aber tie Sünde er &. 134). 

186 Foubihum 811. Gehe 


eieigen An Lortärift f. Entf 


106 Sena Nasand I, 469. 
Entf. d. pr. DBG. (in eine 


Ex er "Dong ie Begrün- |T, 46: 


Entfg. d. 
—E Mi Gentralbl. 


abweichender Anfiht über das 
Verhältnis von Disziplinar- u. 
Sehminatverfahren iſt Laband 
8f. Jellinek, Syſtem d. 

fubl. öff. R. 107: „beide Strafe 
berechtigungen laufen nebenein- 
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VL Peränderung und Beendigung des Dienfverhälfnilfes. 


Die Beendigung bes Dienftes kann entmeber in der 
Weiſe vorfommen, daß fie nur auf das fpezielle Amt ſich 
bezieht oder fie kann generell fein: im erfteren Fall bleiben 
die allgemeinen Rechte und Pflichten beftehen, und es ruht 
nur die Amtsausübung, im letzteren Falle hören bie 
Amtsausübung ſowie alle Rechte und Pflichten juriftifch auf. 


1. Das Ruhen der Dienftpfligt.1#" 


a) Ein Beamter kann zur Dispofition geftellt 
werben. Die einftweilige Verfegung in den Ruheſtand ift 
ein der Natur der Sache nad ganz ausnahmameifes und 
vorübergehenbes Verhältnis, in welchem der Beamte fein 
Amt zu verwalten hat; für das grundſätzliche Verhältnis 
zwiſchen Amt und Beamten dürfen aus dieſer Singularität 
Teine Schlußfolgerungen gezogen merben.1?? Die Amts- 
rechte und Amtöpflichten, Ießtere ausgenommen die Ver— 
waltung eines befonderen Amtes, beftehen in diefem Falle 
fort, nur kann die Befoldung verringert werden (Wartegeld 
$. 26), andererfeit3 aber Tann es auch vorfommen, daß in 
diefem Falle beſondere Entſchädigung gegeben wird.!3° 
Beamte zur Dispofition unterftehen der Disziplinargemalt 
nad Maßgabe des legten dienftlihen Wohnfiges ($. 119); 
fie müffen jeverzeit ein ihrer Berufsbildung entſprechendes 
anderes Amt, zu weldem fie berufen werden, übernehmen 


ander her, weil fie auf verfchie-| Hauptargument für feine Theo- 
denem Retägrund beruhen.“ |rie von dem grunbfägligen 
187 Meyer $. 154; Laband|Unterfgjied zwif—en Staatsamt 
1, 495 f. und Staatsdienft fieht. 
188 Anders Saband I, 493f,| 1% Meyer, Lehrb. 357. 
der in dieſem Berhältnis ein 
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(8. 28). Generell ift ihnen die Annahme von Nebenämtern 
und der Betrieb von Gewerben geftattet ($. 16 Abf. 3). 
Beamte müflen ſich jederzeit gefallen laſſen, zur Dispofition 
geftelft zu werben, wenn ihr Amt infolge einer „Umbildung 
der Reichsbehörden“ aufgehoben wird ($. 24). Außerdem 
ift das Gleiche ganz allgemein dem Kaifer vorbehalten für 
Beamte, „bei welden eine fortdauernde Übereinftimmung 
in prinzipiellen Anficgten mit der leitenden Autorität not 
wendig ift“,!4° nämlich: 1. dem Reichskanzler, 2. den 
Chefs, 3. Direktoren und Abteilungsvorftänden der Central: 
verwaltungsbehörben, 4. den vortragenden Räten und etatö- 
mäßigen Hilfsarbeitern im auswärtigen Amt, 5. den Mi- 
litär⸗ und Marine-$ntendanten, 6. dem biplomatifchen 
Perſonal, 7. den Konfuln ($. 25),1%! 8. dem Oberreichs⸗ 
anmalt und den Reichsanwälten (GVG. $. 150), 9. den 
Gouverneuren, Kommiſſaren und Kanzlern der deutſchen 
Schutzgebiete (©. v. 31. Mai 1887 $. 2), 10. gemifjen 
Kategorieen elfaß-lothringifcher Beamten. 

b) Ein Beamter Tann ſuſpendiert werden: 142 ein- 
mal kraft gefeglicher Vorſchrift im Falle der Verhaftung 
auf Grund eines gerichtlichen Strafverfahrens, ſodann kraft 
gerichtlichen ober Disziplinarurteild, das auf Amtöverluft 
lautet, aber noch nicht die Rechtskraft beſchritten hat 


140 Das Gefeg nennt nur die| Tert gegebene interpretation, 
Chefs des Innern, Ausmärtigen, |dem Sinn bes Gefeges ent- 
der Abmiralität, dazu fügt das | fpricht, bürfte nicht zu bezweifeln 
©. v. 27. Juni 1873 den | jein; jedenfalls aber empfiehlt es 
Borfigenden ded Reichseifen- — Dies gefehtich zu firieren. 
bahnamtes. Daß nad Ausweis | 1 Thupihum 289. 
der im Text eitierten Worte der | 14 Sabanı I, 498 ff.; ©. 
Motive die ausdehnende, im Meyer 455 ff. 
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(8. 125); endlich durch Verfügung der Centralftelle des 
Reſſorts infolge der Einleitung eines gerichtlichen Verfah- 
rend oder Abgabe der Akten an die Disziplinarfammer 
(8. 127). Bei Gefahr auf Verzug fann jeder Vorgefehte 
feine Untergebenen fuspendieren, vorbehaltlich befinitiver 
Entſcheidung durd die Gentralftelle ($. 131). Die Sus- 
penfion hebt die ganze Amtögewalt vorläufig auf und hat 
zur Folge, dab die Hälfte des Gehaltes vom Ablauf des 
Suspenfionsmonates ab zurüdbehalten wird ($. 128: der 
allgemeine Grundſatz erleidet weſentliche Modifikationen). 
Die andermeitigen Rechte und Pflichten dauern fort.!48 
Die Suspenfion ift immer nur eine vorläufige Maßregel 
und wird aufgehoben ($. 126) entweder durch Dienftent- 
laſſung ober Wiebereintritt in das Amt: im leßteren Falle 
wird die zurüdbehaltene Befoldung nachbezahlt, vorbehalt- 
lich des Abzuges einer etwa verhängten Drbnungsftrafe 
und ber Unterfuhungsfoften; im erfteren Falle wird nur 
nachbezahlt, was nad Abzug der Stellvertretungs- und 
Unterfuchungsfoften noch verbleibt ($$. 128—130). Die 
Mitglieder des Reichsgerichtes, des Bundesamtes für Hei- 
matsweſen und bes Reichsrechnungshofes können fuspendiert 
werben dur Beſchluß ihrer Plena (Mitglieder des Reichs- 
gerichtes: „nad Anhörung des Oberreihdanwaltes”), „wenn 
wegen eines Verbrechens ober Vergehens das Hauptverfah- 
en eröffnet” wurde; bei verhängter Unterſuchungshaft tritt Die 
Suspenfion von Rechtswegen ein; das Recht auf die Be- 
foldung wird durch die Suspenfion nicht berührt (GVO. 
$. 129, ©. v. 6. Juni 1870 $. 48, pr. ©. v. 27. März 


148 gaband I, 500%. 
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1872, RBeamtG. $. 153). Über das Aufhören der Sus- 
penfion enthält das Geſetz gleichfalls genaue Vorſchriften 
(88. 125, 126). 


2. Die Beendigung der Dienſtpflicht!“ erfolgt: 

a) auf Grund eines ſtrafgerichtlichen Urteils durch Ver⸗ 
urteilung zu Zuchthaus, dur Aberfennung der bürger- 
lien Ehrenrechte ober der Fähigkeit zur Bekleidung öffent- 
licher Ämter, ferner durch Urteil, das auf Verluft der be— 
kleideten Ämter lautet; das richterliche Urteil wirkt ipso 
jure (RStGB. $$. 31, 33, 35, 36, 358; 81, 83, 84, 
87—91, 94, 95), bei den Mitgliedern des Reichsgerichtes 
und des Bundesamtes für Heimatswefen ſchon bei Der- 
urteilung zu Freibeitäftrafe von mehr ala einem Jahr in 
jedem Falle und ebenfo bei jeder Verurteilung wegen eines 
entehrenden Deliktes (GG. $. 128, ©. v. 6. Juni 1870 
g. 43); 145 

b) auf Grund eines die Amtzentlafjung ausſprechenden 
Disziplinarurteils, das den Verluft des Titels und Pen- 
fionsanfprudhes von Rechtswegen zur Folge hat ($. 75); 

©) auf Antrag: jeder Beamte kann jeberzeit feine Ent- 
laffung fordern und diefelbe Tann ihm nicht verfagt wer- 
den;!+% die Entlaffung wird erteilt durch den Kaifer (RB. 


144 Die ältere Theorie behan-|264 ff. Durch bie neuere Ent» 
delt mit größter Ausführlichkeit | widelung und bie moderne Ge- 
die Frage des freien Entlaffungs- | feggebung ift die Frage gegen- 
rechte der Staatsdiener durch ſtandslos geworben. 
den Monarchen; die Streitfrage | 145 Meyer 449; Laband ], 
ift geradezu der Kernpunkt der | 508. 
fi n Unterfußungen und| '* Saband I, 501f.; ©. 
fpaltet die Schriftfteller in zwei| Meyer, Lehrb. 444; Rehm in 
Heerlager, f. beſond. Gönner | Hirths Ann. 1885, 2032. AN. 

Zorn, Staatsreqht I. 2. Aufl. 22 
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Art. 18) und hat den Verluft des Amtes fomie bes da- 
mit verbundenen Titels und Gehaltes zur Rechtsfolge. 
Der Staat fann das Dienftverhältnis ohne Grund einfeitig 
nur löfen, wenn die Anftelung auf Widerruf oder auf 
Zeit erfolgte ($$. 2, 32). Außerdem können der Reihs- 
Tanzler, der Statthalter für Eljaß-Lothringen, die Chefs 
des Auswärtigen, des Innern und ber Admiralität jeber- 
zeit ihre Entlaffung fordern und Haben nad zmweijähriger 
Dienftzeit im Amte Penfionganfprug.1‘° 


3. Die Benfionierung ($$. 44, 69). 

Zwiſchen 1. und 2. inmitten fteht die Penfionierung: 
das Ruhen der Dienftpflicht ohne die Vorausfegung des 
Wiedereintrittes in den Dienft. Penfionierte Beamte find 
begrifflih nicht mehr Beamte, fie find aus dem ſtaatsrecht- 
lichen Beamtenverhältnis ausgeſchieden und folglih auch 
aus der ftaatlihen Disziplinargemalt; was ihnen an Be- 
amtenrecht belafjen wurde, ift an fi nur Vergünftigung, 
deren Gewährung allerdings gefeglich reguliert ift und für 
deren Entziehung in der Regel auch geſetzlich beftimmte 
Vorausfegungen aufgeftellt find.1+? 

a) Die Penfionierung Tann erfolgen auf Antrag des 
Beamten: Vorausſetzung hierfür ift jedoch entweder 1. min- 
deitens zehnjähriger Dienft und nachgewieſene körperliche 


Löning, Verw.-R. 1841;| 1 Bor. die Mitteilung des 
Gönner 258; A. ER. I, 10 BeigBlangters an den Reichätag 
$. 95: verneint bieß, „wenn dar | bei Thubihum 353 fl. La 
aus ein erheblicher Nachteil für | band I, 502 f. 

das gemeine Beſte zu beforgen| 148 Thudihum 294. 

Ye; dub die interefianten| "© Dal. Thudigum 3105 
ingaben bei Berthes 143 fi. |O. Meyer, Lehrb. MTT. 


Das Reichsbeamtenrecht. 8. 10. 339 


ober geiftige dauernde Dienftunfähigfeit ($. 34) ober 2. 
unverſchuldet eingetretene, durch den Dienft verurfachte 15° 
Unfähigteit ($. 36; vgl. überdies $. 39), ober 3. zurüd- 
gelegtes 65. Lebensjahr (G. v. 21. April 1881 Art. 1); 
jedoch Tann aud beim Mangel diefer Vorausfegungen 
Penſion gegeben werben. Mitglieder des Reichsgerichtes 
Tönnen bei eingetretener Dienftunfähigfeit jederzeit penfioniert 
werden und erhalten mindeſtens ?%/so des Gehaltes ala 
Ruhegehalt (GVG. $. 180). Außerdem fönnen der Reichs⸗ 
Tanzler, die Staatsfefretäre des Auswärtigen, des Innern, 
der Admiralität und für Elfaß-Lothringen jederzeit auch 
‚ohne eingetretene Dienftunfähigfeit ihre Benfionierung fordern 
G. 35).161. Anſpruch auf das Penfionsgehalt befteht für 
dieſe Beamten ſchon dann, wenn das betreffende Amt min- 
deſtens zwei Jahre befleivet wurde. Bei Beamten, melde 
eine kaiſerliche Beftallung empfangen haben, ift kaiſerliche 
Genehmigung aud für die Penfionierung erforderlich; die 
Entſcheidung erfolgt durch die oberfte Reichsbehörde (8. 54), 
welche diefe Befugnis auf die höhere Reichsbehörde über- 
tragen kann (©. v. 25. Mai 1887, RGBl. 194). Über 
den Antrag muß immer die vorgefegte Behörde des Antrag- 
ftellers gehört werben. 

b) Die Benfionierung kann erfolgen ohne Antrag (88. 61ff.) 
wegen dauernder Dienftunfähigfeit nad zehnjähriger Dienft- 
zeit ($. 61 vb. 68) ober nad) zurüdgelegtem 65. Lebens- 
jahr!°® (vor zurüdgelegter zehnjähriger Dienftzeit nur im 


180 fiber den w erbringenben 
Ameis $. 53; ſ. Laband J, G. Meyer, Lehrb. 8. 
169 Gef. vom e- kn  isse 
(RGBL. 80) Art. IH. 
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Wege des Disziplinarverfahrens). Widerſpricht der Be— 
amte, fo ift ein genaues Abminiftrativverfahren mit Aus- 
ſchluß des Rechtsweges zur Entſcheidung über den Wider- 
ſpruch vorbehalten. Die Entſcheidung erfolgt dur ben 
Kaifer im Einvernehmen mit dem Bundesrat, wenn der 
Beamte eine Taiferlihe Beſtallung empfangen bat ($. 66), 
fonft durch die oberfte Reichsbehörde, gegen deren Entſcheidung 
binnen 4 Wochen Rekurs an den Bundesrat freifteht, 
welcher definitiv entſcheidet ($. 66),1°® bei den Mitgliedern 
des Reichsgerichtes durch Plenarbeſchluß (GVG. $. 131). 
Außerdem können der Reichskanzler und die sub a ge- 
nannten Chefs höchſter Reichsbehörden jeberzeit penfioniert 
werben mit Anſpruch auf Venfion nach zweijähriger Ver- 
waltung des Amtes. Keine Anwendung finden die Vor— 
ſchriften über unfreimillige Verfegung in Ruheſtand auf 
die in $. 158 genannten Beamten, für welche Spezial- 
vorfchriften gelten.15* 

c) Die Penfion kann auf Antrag des Staates erfolgen 
bei den Beamten de auswärtigen Amtes. 


4. Berfegung.s# 
a) Jeder Beamte muß fi, im Fall das dienftlihe Be— 
bürfnis dies erfordert, in ein andere Amt von gleichem 


188 Thudihum 305. Cine logon der Novation“ konſtruieren; 
Sperietworfgift nod) in |8. 68] ein Bedürfnis bafür befteht nicht. 
af. 2. Auch die Berfegung ift eine Aus 

184 Saband I, 508%, nahme, was jchon daraus heruor- 

166 Thudichum 288; Meves|geht, dab jedes Amt in ber 
in__Holgenborff8 R.-Ler. II, | Regel „Iedenslänglich" verliehen 
1077 5.5 ©. Meyer, Lehrb. | wird. Schlußfolgerungen über 

54. Man mag, wenn man|das grundjäglige Verhältnis 
will, die Verfegung als „Ana-|von Amt und Staatödienft find 
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Nang und Einkommen verjegen laſſen ($. 23). Über das 
„dienstliche Bedürfnis" entſcheidet nur die Regierung. Die 
Mitglieder des Neichögerichtes, des Bundesamtes für Hei- 
matwefen, des Reichsrechnungshofes und die Militärjuftize 
beamten fönnen nicht wider ihren Willen verſetzt werben. 


b) Über die Verfegung als Disziplinarftrafe ſ. oben 
V. e. 


ſomit auch hier abzulehnen. An⸗ 
ders La band I, dos, der auch 


geumbii — Unterfchiede er⸗ 
— 
die Verſetzung nur aus jenem 





Viertes Bud. 


Die Reihsangehörigkeit (das Reids- 
bürgerredt). 


g u. 
Der Begriff der Meihsangehörigkeit." 
I. Die Staatsgewalt hat zu ihrer natürlichen Grund- 


lage: Land und Leute. Im 


legterer Beziehung find zwar 


dem Staat prinzipiell alle Menſchen unterworfen, die in 


1 9. Gerber, Grundz. 88. 15 
—17 und befonder8 Anlage II; 
Zaband 1, 88. 14—19 gt. aud 
bie zu — V Zuerie Speyial- 
Titteratur); Meyer, Lehrb. 

$. 75—19, 218-286, Berw-R. 
,96—144; Seybdelin Hirths 
Ann. 1876, 135ff., 1888, 57777., 
Bayr.StR.1,524ff., Ah. 59 f.; 
Hänel StR. 1,353ff.; Schulze 

. 186-158: €. Meier in 

olgenborffa R.-Ler. II, 413Ff.; 

tedel 249 ff.; Th Land- 
N bei Hirth, Ann. 1870, 

. 625 ff. Unter den Kommen» 
taren zum Reichsgeſetz v. 1. Juni 
1870 ift beſonders bernornubesen 
derjenige von Cabn (1889). Die 
rechtshiſtoriſche Entwidlung hat 
eine gute Bearbeitung gefunden 











dur Rehm, der Erwerb von 
Staats · und —— — 
keit in geſchichtlicher Entwicke- 
Tung nad) römifchem und deut- 
ſchem Staatöreht in Hirths 
Ann. 1892, aud im Separat- 
abbrud. Ferner entftand über 
den Rechtsfall Beauffremont- 
Bibesco eine vollftändige Spe- 
siallitteratur, bie fih au auf 
die Staatsangehörigteit bezieht 
und aufgeführt ift bei Th. Land⸗ 
araff in Hirths Ann. 1876, 
oz Di tale Seit 
v Frage hat fpeziell behanbel 
v. EA in einer lichen 
Abhandlung bei Hirth, Ann. 
1875, 793 ff., 1118 ff.; . ferner 
Störk in Holßenborfts Handb. 
d. Völferrets 88. 113 fi. 
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feinem Gebiete ſich aufhalten, aud; die Ausländer („habiter 
le territoire: c’est se soumettre & la souverainet“ — 
Rouffeau): die rechtliche Wechfelbeziehung aber, welche den 
Staat mit den Inländern verbindet, ift eine intenfivere, 
duch befondere Normen beftimmte. Man fat biefelben 
zufammen in dem Begriff der Staatsangehörigfeit. 
Staatsangehörigkeit ift alfo die nit bloß 
faktiſche und als folde rechtlich gefhügte Ge— 
walt, wie fie der Staat aud über Ausländer 
hat, fondern das befondere Nedtsverhältnis 
der Staatsgewalt zu den feine natürlide 
Grundlage bildenden Volksgenoſſen. Don ber 
Staats angehörigkeit ift das Staats bürgerrecht zu 
unterſcheiden: letzteres beruht unbedingt auf der Staats- 
angehörigfeit, reicht aber weiter, indem es aud bie Teil- 
nahme am öffentlichen Leben des Staates umfaßt, melde 
außer an die allgemeine Staatsangehörigfeit nod an fpe- 
sielle Vorausfegungen, wie männliche Geſchlecht, beftimm- 
te8 Alter u. dgl. dur die Gejeggebung geknüpft zu fein 
pflegt.? 

I. Die Feftftellung des Begriffes der Staatsangehörig- 
keit bietet im Einheitsftaat feine Schwierigfeiten — voraus- 
geſetzt, daß man fi von der verwirrenden Phraje freihält, 
die in der Staatsangehörigleit nur möglichſt umfafjende 
Rechte aber möglichft geringe Pflichten ftatuiert wiſſen will 
— wohl aber im Bundesſtaate. Die früher herrſchende 
Theorie vom Bundesſtaate mußte notwendig eine dop⸗ 
pelte Staatsangehörigfeit annehmen: der Einzelne follte 








2 Bl. v. Pözl, Bayı. StR. $. 31, dazu unten $. 12. 


344 Bud IV. Die Reichsangehörigkeit. 


zwei gleichberechtigten Toorbinierten Staaten ſtaatsrechtlich 
angehören, für gewiſſe Materien dem einen, für andere dem 
anderen. Diefe Begriffsbeftimmung ift logiſch ebenfo* un- 
haltbar wie ihre Unterlage, die „geteilte Souveränetät“. 
Die Staatsangehörigfeit muß prinzipiell ein 
einheitlider Begriff fein:® „Reichs- und Landes- 
angehörigfeit find nicht zwei verſchiedene, fondern ein- und 
diefelbe Thatſache“ (Seydel, Komm. 185). Im Bundes- 
ftaat befteht fie gegenüber dem Staat, d. i. ber fouveränen 
Gentralgewalt (f. oben ©. 75 ff.). Die Staatsangehörigfeit 
im Deutſchen Reiche ift prinzipiell Reichsangehörigkeit; die 
Zugehörigkeit zum Einzelftaat ift, wern auch hiſtoriſch und 
nad dem pofitiven Recht das Primäre, doch prinzipiell ein 
aus ber Neichsangehörigleit erſt hervorgehenbes Rechtsver— 
hältnis.“ 

Alle Deutſchen gehören dem Reiche an und 
ſind der Staatsgewalt des Reiches unterthan, 
erfreuen ſich aber andererſeits auch der 
Rechte, die jenem Unterthanenverhältnis 
korreſpondieren.“ 

IN. Für den Erwerb der Reichsangehörigkeit aber 
wurde der Grundfaß feitgehalten, daß derfelbe dur 
das Medium der Einzelftsaten zu erfolgen 


3 Bol. Laband I, $. 14;| ® Hänel StR. I, 354. Das 
Hänel 1,356; Schulze $. 138 | Unterthanenverhältnis zumReiche 
Demegt ſich für diefe Frage noch |ift ein „unmittelbares" (a. X. 
im Gepantentreis der geteilten | Laband 128), infomweit das Reich 
Souveränetät. feine Staatsgewalt unmittelbar 

4 Ehenfo_Jellinek, Staa-|d. i. ohne Mitwirkung der Ein- 
tenverb. 278 f.; vgl. amberer-| zelftaaten ausübt, alfo z. 8. für 
Ronfularwefen, Vilitär, Marine. 





feits Zaband I, 129. 
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habe (©. v. 1. Juni 1870 $. 1). Es giebt feine von 
den Einzelftanten losgelöſte felbftändige Reichsangehörigleit: 
nur wenn und weil der Einzelne Angehöriger 
des Einzelftaates ift, ifterReihsangehöriger.® 
Dies wäre begrifflih durchaus nicht notwendig geweſen, 
und in ber nordamerifanifchen Union befteht in der That 
das entgegengefehte Verhältnis:” das im Reiche für ben 
Erwerb der Staatsangehörigfeit normierte Verhältnis ent- 
hält jedoch andererſeits auch feinen Widerſpruch zum Be— 
griff des Bundesſtaates. 

Für die Schußgebiete find die Grundfäge des Reichs⸗ 
gejeges über den Erwerb der Staatsangehörigleit durch das 
Medium der Einzelftaaten volftändig aufgegeben (Gef. v. 
15. März 1888 $. 3), f. hierüber unten B. VII. 

Die Reihsangehörigfeit Tann vermittelt fein durch bie 
Zugehörigkeit zu mehreren Einzelftaaten: ein mehrfaches 
Angehörigfeitäverhältnis diefer Art widerſpricht in feiner 
Weife dem Bundesſtaat. Die Angehörigfeit zum Einzel- 
ſtaat Tann auch wechſeln, ohne daß dadurch die Reichs— 
angehörigfeit berührt wird: der Inwohner eines Hauſes 
verbleibt unter demjelben Dade, auch wenn er aus dem 
Zimmer 1 in das Zimmer 20 überfiebelt. 

IV. Indem alfo der Deutjhe dem Einzel- 


s Über Eifaf Ffo ringen —A of the United, States 
ten 8. VI. a J 11f.;|and of the state, wherein they 
6. Meyer, Lehrb. 1 reside.“ Dagegen, Eidg. Bundes⸗ 
? Constitution of Unit St. |verf. Art. „jeder Kantons⸗ 
Amend. a. „8 1: „ bürger ift weizerbürger“ ; 
d. XIV, 1: „all S bi f 
persons born or naturalized Bas Bake, Beschouwingen 
in the United States and subject | &. 129 f.; Sänet, d 859; Jel- 
10 the jurisdiction thereof, are |Tinef a. a. D. 27 
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ftaate als Unterthban Gehorſam leiſtet, leiftet 
er benfeben dem Reiche, von weldem der Ein- 
zelftaat ftantsrehtli bedingt ift.® In dieſem 
Sinne ift der Satz vollkommen richtig: „indem der Ein- 
zelne der Bundesgewalt gehorcht, gehorcht er ihr ala der 
von feinem Staat beftellten Gewalt, er gehorcht feiner 
eigenen Staatögewalt“.? In den zur Reichskompetenz ge- 
zogenen und vom Reiche felbft in Verwaltung genommenen 
Materien ergreift das Reich jeden einzelnen Deutſchen di— 
reft,!° in den ber Gelbftverwaltung der Einzelſtaaten 
überwiefenen inbireft, in ben der Autonomie überlafjenen 
nur grundfäßlic, virtuell, thatſächlich aber garnicht. — 

V. Da das Recht der Staatsangehörigkeit zum Einzel- 
ftaat durch die Aufrichtung des Norddeutſchen Bundes for- 
mell unangetaftet blieb und materiell nad wie vor für die 
Einzelftaaten eine beſondere Rechtswirkung äußerte und 
äußert, ergab fi} die Notwendigfeit, das gegenfeitige Rechts- 
verhältnis der Staatsangehörigkeit unter den einzelnen 
Bundesſtaaten fofort wenigftend in feinen Grundzügen zu 
vegeln.!! Dies ift die Bedeutung des vielumftrittenen Ar- 
tikel 3 der Neichöverfaffung, der das „gemeinfame 


8 ©. die Ausführung oben |in den anderen Bundesſtaaten 
©. 136 fi. N. 4 5. Sehr richtig betont 
® Seydel, Komm. 43. Hänel bej. die Rotwenbigteit 
10 A. A. 2aband I, 128 auf| der planmäßig übereinftimmen- 
Grund feiner Theorie, daß im|den Regelung“ und damit des 
Bunbesftant bie Centralgemalt | „Übergteifens der Organifationa- 
über Staaten, nicht direft über | gemalt des Gentralftantes in die 
bie Unterthanen herrfche Vol. |elementare Organifation ber 
Dagegen oben $. 4. Einzelftaaten, nämlid in die 
1” Hänel StR. I, 356, 564, | Drbnung ihrer Staatdangehörig- 
584 ff., bei. au; die Angaben | eit*, 
über die analogen Vorſchriften 
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Indigenat“ ftatuiert.? Hätte fofort auf dem Wege 
der Spezialgefeggebung das Verhältnis der Stantsange- 
hörigleit des Einzelftaates zur Reichsangehörigkeit geregelt 
werben können, fo wäre jener Artifel 3 vollfommen über- 
flüffig geweſen, wie er denn durch die inzwiſchen ergangene 
Spezialgeſetzgebung in ber That in fat allen Eingelpunften 
gegenftandslos geworden ift. Der Artikel 3 gab fomit 
erftens in negativer Hinficht einen durchgreifenden, unmittel- 
bar anwendbaren Rechtsgrundjaß ?? der dahin zu formu= 
lieren ift: Fein Deutfher darf in irgend einem 
Teile des Reiches für die Sphäre des bürger- 
lihen Redtes fhlehter gehalten werben als 
die Angehörigen des betreffenden Staates!* 


12 Bgl. Laband I, 169 ff. 
Allerdings ift das Reihsbürger- 
recht — die logiſch notwen- 
dige Voraudfegung‘ für den 
Art. 3 und es fönnte fehr wohl 


der Inhalt des Art. 3 auch für| De 


die Angehörigen von 
Staaten Geltung haben (2a- 
band I, 169, Hänel StR. I, 
584f. und im wejentlichen ebenfo 
Seydel, Komm. 44), aber der 
Inhalt des Art. 3 ift eine 
logifhe Konfequenz ber 
Aufrihtung des Bundes 
ftaates und der daraus fols 
gendengebieterifhen Rot- 
wendigkeit einer in ber 
Hauptlage gleigen Regt- 
fellung aller Angehöri- 
gen des Bunbesftantee in 
jedem Teile esfelben. 
Über die hiftorifche Entwidelung 
des Art. 3 Handelt jehr gt © 
Meyer, Berm-R. 1, 8.34 ui 


fremden 





befonder3 Hänel_GStR. $. 8. 
Zaband 1, 168 ff. Korte: 
des Art. 3 war Art. 18 der 
Yundesafte, weiterhin die ganze 
Entmidelung bes Bollvereins. 
en analogen Gebanten, aber 


in anderer Ausführung, 
ftellt die Zorfhrift im Art. 
42 der eibgenöfl. Bunbeäverf. 


dar, ber freilih Seydel, Ab- 
handl. 63 von feinem Stand- 
punkt den Vorwurf der „Ber- 
mworrenheit* und einer „Uner- 
Härlicpleit, bie ihres gieichen 
ſucht“ madt. 

12 S. die Einzelangaben bei 
Zaband I, 1712, ebenjo Hänel 
StR. I, 587 ‚gegen Sarmey, 
Württemb. StR. I, 147). 

14 Hünel StR. 1, 590: „Der- 
neinung der Rechiskraft jeder 
der gleihen Behandlung der 
Landesfremden und inhei⸗ 


ind miſchen entgegenſtehenden Rechte- . 
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— vorbehalten nur Aufnahme in ben lokalen Gemeinde- 
verband und Armenpflege, welche beiden verfafjungsmäßigen 
Vorbehalte jedoch durch die Neichsfpezialgejeggebung, ins» 
befonbere das ©. v. 1. Nov. 1867 („Freizügigkeit“) und 
v. 6. Juni 1870 („Unterftügungsmohnfig“) auch in weiten 
Umfange befeitigt find!? — ſodann zweitens in pofi= 
tiver Hinfiht ein Programm, das in feinen ein- 
zelnen Beftandteilen erft fpezialgefeglic zur Durchführung 
gelangen mußte, wie dies inzwiſchen in ben Geſetzen über 
Freizügigeit, Unterftügungswohnjig, Gewerbeweſen, ſowie 
insbefondere den großen Juſtizgeſetzen geſchehen ift. 

Die einzelnen Beftimmungen des Art. 3 find folgende: 

1. Derfelbe befeitigt zuvörberft für das Geſamtgebiet 
des deutſchen Bundesſtaates bezw. die Gefamtmafje der 
Reichsangehörigen den juriftifden Unterſchied zwiſchen In— 
land und Ausland. Jeder Deutſche iſt, welchem 
Einzelſtaat er auch angehören mag, in jedem 
Teile des Reichsgebietes Inländer. Daraus 
werben ſofort folgende direlte Konſequenzen gezogen: feſter 
Wohnſitz, Gewerbebetrieb, Erwerb von Grundſtücken iſt 
allen Deutſchen überall unter den gleichen rechtlichen Vor— 
ausfegungen geftattet; für Wohnſitz und Gemerbebetrieb 
find, diefe Vorausfegungen jet durch das Reichsrecht ge- 
regelt; der Erwerb von Grundftüden erfolgt noch nad 
Landesrecht, das alſo in feinen Ausländer hierfür etwa 





norm"; dazu Note 12 über den 
preuß. Berfafjungsentwurf von 
1866, Art. 3 in feiner grund- 
jäglihen Berfhiedenheit von dem 
jegigen Art. 3. 


15 Hänel StR. I, 591. 
Über den heutigen immer noch 
8 bedeutenden Umfang des 
Indigenates“ beſ. 592 R. 14. 
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ſchlechter ftellenden Vorſchriften für Deutfche nicht weiter 
zur Anwendung fommen darf. 

2. Artifel 3 ſchreibt ferner vor, daß alle Deutjchen 
in Hinſicht der fonftigen bürgerlichen Rechte, der „Rechts- 
verfolgung und des Rechtsſchutzes“ gleichheitlic behandelt 
werben müfjen: auch dieſer Punkt ift jeßt in der Haupt- 
ſache durch die Reichsgeſetzgebung erledigt und, foweit dies 
noch nicht der Fall, fteht die reichsrechtliche Normierung 
bevor.1® 

Es wurde die Frage erhoben, ob die Grundſätze des 
Art. 3 und der zu demfelben ergangenen Spezialgefege auf 
juriftifhe Perfonen anwendbar feien. Diefe Frage ift 
zu verneinen. Juriſtiſche Perfonen fönnen der Natur der 
Sade nad) feine Rechte haben, die aus der perfönlichen 
Staatsunterthanenſchaft fließen, und nur um folde handelt 
es fih hier. Beſchränkungen, die nah dem Partikularrecht 
der einzelnen Staaten für juriftiide Perſonen fremden 
Domiziles vorhanden waren, find in Kraft verblieben: eine 
Anomalie fann darin nur infofern gefunden werden, als 
verſchiedene Givilrehte in einem Bundesſtaate überhaupt 
eine Anomalie find. Die juriftifche Perfon aber kommt 
hier nur als eine Form des Civilrechtes in Betracht und 
auf ſolche bezieht fich der Art. 3 nicht.17 


16 fiber eine das Eherecht be-]42; Zaband I, 170%. A. A. 
treffende Konfe Ei ienz, welche aus Brüdner, über das gemein: 
der in diefer Materie vorbehal- ſame Indigenat; Hierjemen- 
tenen bayriſchen Geſetzgebung eh 283, u. bei. Hänel StR. 
folgt, f.v. Sicherer, Perfonen- |1, 589°. Cine fpegialgefeglihe 
ftand u. Eheföjliegung . 270.5 Lorfgrift in dem Sinne der 
dies ius, Komm. 3. RGeſ. Brückerſchen Meinung bat 

Ka 1875 ©. 151f.(8. 9). jedoch die Gemd. $. 1: 
ihtig Seydel, Komm. 
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3. Ferner folen ale Deutihen in jedem Einzelſtaat 
zur Befleidung öffentlicher Amter zugelafen werben: foweit 
alfo Ausländer von öffentlichen Amtern in einem Cinzel- 
ftaat ausgeſchloſſen find oder für folde erfchwerende Vor- 
ſchriften gelten, dürfen diefe Vorſchriften für Deutſche nir- 
gends im Reiche mehr zur Anwendung gebracht werben; 
die pofitiven Vorſchriften des Partikularrechtes aber bleiben, 
ſoweit nicht für einzelne Ämter die Reichögefeggebung ein- 
gegriffen hat, durchweg in Kraft, und Artikel 8 forbert 
keineswegs, daß bie in einem Einzelitaat für eine beftimmte 
Kategorie von Amtern erlangte Dualififation ohne weiteres 
aud für jeden anderen Einzelftant gelten müfle.!® 

4. Endlich muß nad Art. 3 jeder Deutfche in jedem 
Einzelftante zur Erlangung des Staatsbürgerrechtes zuge 
laſſen werben („politifche Freizügigkeit“). Der Artikel ent- 
hält das „Verbot, die Vorausfegungen für die Ausübung 
politifcher Rechte für Reichsgenoſſen anders zu beftimmen 
als für Einheimifche”.1” Zwar ift der Preuße ebenjogut 
wie der Sachſe Reihsangehöriger, aber der Preuße, der in 
Sachſen fih nieverläßt, ift nicht ohne weiteres Sachſe, 
fondern muß nur nad Vorſchrift der Reichsverfaſſung zur 


18 &. aud) Laband I, 148. | Vorausfegungen wie der Ein- 

10° G. Meyer, Berm.R. $.|beimifhe aud) zur Ausübung 
99, pu weit aber geht Hänel aller ſtaatsbürgerlichen Rechte 
StR. I, 594, wenn er tagt: berechtigt, mögen fie das altive 
„vorauägefegt, dab nicht die |ober palfive Wahlrecht ober jede 
partitulargejeglih zur Voraus⸗ | fonftige Teilnahme an den Fuͤnk- 
fegung gemachte Aufnahme in |tionen bes Staate ober der 
den Iofalen Gemeindeverband | Selbftvermaltungstörper betref» 
eine Ausnahme bewirkt, ift traft | fen. Nicht von ber „Ausübung“, 
des Indigenates der Landes- | jondern nur von der „Zulaflung“ 
fremde unter ben nämlichen | handelt Art. 3. 
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Erlangung des jähfiihen Staatsbürgerrechts „zugelaffen“ 
werden. Der prinzipielle Rechtsgrund hierfür liegt in ber 
Aufrichtung des Bundesſtaates und der damit gegebenen Not- 
wenbigfeit, auch in ſtaatsbürgerlicher Beziehung die Eigen- 
ſchaft des Ausländers für den Deutfchen in jedem Teile 
des Reiches prinzipiell zu befeitigen. „Die wichtigſten 
ſtaatlichen Aufgaben werden für das ganze Rei gemein- 
ſchaftlich gelöft, und veshalb kann derjenige, der dem 
Ganzen bereits angehört, von einem einzelnen Teile nicht 
als ein Fremder abgeftoßen werben." 2° Cs blieb den 
Einzelftanten im allgemeinen freigeftellt, die Vorausſetzungen 
für den Erwerb des einzelftantlihen Staatsbürgerrechtes 
und damit aud für die Ausübung der fpeziellen ftaats- 
bürgerlichen Rechte zu normieren: *! um zum fächfifchen 
Landtag wählen zu können, bebarf ſomit ber in Sachen 
domizilierte Preuße erft des Erwerbes des ſächſiſchen Stants- 
bürgerrechtes. 

Dies der Standpunkt des geltenden deutſchen Staats- 
rechtes. Auf einem anderen: dem im Bundesſtaate prin- 
zipiell vichtigen Gefichtspunft fteht die Gefeßgebung im 
norbamerifanifchen und auch, wenn auch in anderer Rechts- 
form, im eidgenöſſiſchen Bundesftaate:*? der Angehörige 
eines Cinzelftaates, der in einem amberen fich nieberläßt, 
gerinnt nach dieſen Gefeßgebungen ipso jure fofort ober 
dur Ablauf einer gewiſſen, kurz bemefjenen Zeit, das 
Staatsbürgerrecht in dem Einzelftante der Nieberlafjung. 

® Saband I, 172; Thu-| M Bayı. Schlußprot. IL; at 
di h um Berf.R.’69; Sarmey hierzu Seydel bei Hirth 1876, 


BWürttemb. SR. I, 147; Hänel| 1364, Komm. 61 f. 
ER. I, 8577, 5927. zu DE Meper, eehrb. IE2f. 
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Der i. 3. 1870 von Preußen vorgelegte Entwurf eines 
Reichsgeſetzes über die Staatsangehörigfeit Hatte das gleiche 
Prinzip aboptiert,2® dasfelbe wurde aber von den anderen 
Einzelftaaten verworfen; es ift jedoch kaum ein Bmeifel, 
daß aud im deutſchen Bundesſtaate dem ſchweizeriſch-⸗nord⸗ 
amerifanifchen Prinzipe in diefer Frage die Zukunft gehört.?* 

Das Reid) hat dermalen für den Erwerb de3 Bürger- 
rechtes im Einzelftaate nur einen großen Grundſatz firiert 
und damit eine mehrhundertjährige Leidensgeſchichte Deutſch⸗ 
lands zum prinzipiellen Abſchluſſe gebraht: die Aus— 
übung der ftaatöbürgerliden Rechte darf nach 
dem ©. v. 8. Juli 1869 (BGBL. 292) nirgends 
im Reihe abhängig gemadt werden von Vor— 
ausfegungen, die fih auf das Religionsbe- 
tenntnis beziehen, und alle Befhränfungen, 
die nad diefer Richtung nod im partifularen 
Staatsreht vorhanden mwaren, find aufge- 
hoben.?®° Das Gefeh bezieht fi ſowohl auf die bürger- 
liche ala auf die ftaatsbürgerlihe Sphäre: in Bezug auf 
letztere werden beifpielömweife angeführt 1. Teilnahme an 
der Gemeindevertretung, 2. Teilnahme an der Landesver⸗ 
tretung, 3. Bekleidung öffentlicher Ämter. Nach diefer 
ftaatsbürgerlichen Seite liegt der Entftehungsgrund und 
unmittelbar lbar praltiſche Hauptwert des Geſetzes: es beſeitigt 





— dazu Hänel StR. I, sur Entftefungsgefäi te 
590 des Geſetzes und über deflen 
Dazu wird aud im Laufe gm mdfätzliche Bedeutung Bin- 
der Seit noch ein anderer Ge-|fightlid der —c ven Rei- 
fitöpuntt_ nötigen, den La-|des |. Hänel StR. 1, 2 
band I, 155 treffend beleuchtet; 

vgl. aud Hänel StR. I, 5921. 
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eine objektive Schranke. Ob damit aud ein fubjeltives 
„Recht der Glaubensfreiheit“ gegeben ſei, entſcheidet fich 
dur die Beantwortung ber großen Streitfrage um bie 
Exiſtenz von „fubjeltiven öffentlichen Rechten“. „Der 
Deutſche,“ bemerft Laband (I, 153), „hat die Fähigkeit, 
feine eigenen veligiöfen Überzeugungen zu Haben und zu 
befennen, von der Natur nicht vom Recht.“ ?° Die 
Fähigkeit, „Überzeugungen zu haben“, entzieht ſich aller- 
dings der Rechtsordnung, die Fähigkeit aber, „Über- 
jeugungen zu befennen“, bat der Deutjde 
„nom Recht“: eine Jahrhunderte andauernde ſchwere 
Leidensgeſchichte Deutſchlands belegt diefen Sa mit den 
ftärfften Beweiſen. Die Konfequenzen zu erörtern, welche 
fi aus dem durch jenes Reichsgeſetz firierten Staatsgrundprin- 
zipe der Religionsfreiheit ergeben, fteht hier nicht zur Auf- 
gabe, wo nur eine ganz beftimmte einzelne Konfequenz in 
Frage kommt. Für dad Verfaſſungsrecht des Reiches giebt 
jenes Geſetz nur ein großes, weittragendes Prinzip: im 
übrigen ift es richtig, daß die unmittelbar praftifche An- 
wendung des Gefeged nur innerhalb der Einzelftaaten zu 
erfolgen hat, daß durch dasſelbe „ein gemeinrechtlicher 
Grundfag des Territorialftantsrechts reichsgeſetzlich fanktio- 
niert wurde”. (Laband a. a. D.) 

Innerhalb diefes Rahmens aber dürfen Vorausfegungen, 
die ſich auf Alter, Steuerpflicht oder dgl. beziehen, für den 


2° Derfelben fi t t göning, Berm-R. ©. 797. 
Jellinet, Syftem d. —F ©. dazu auf Zorn im Ver—⸗ 
R. 97. Dal. ‚ud 6. Meyer, walt.-Ard. von Schulgenftein u. 
Lehrb. 8. Siriains in | Keil II, ©. 96 ff. 
Eine Wörterb. I, 608 f. u. 

Zorn, Staatsregt I. 2. Aufl. 23 
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Erwerb des Staatsbürgerrechtes im Einzelftant von biefem 
nad; Belieben aufgeftellt werben.?? 


$. 12. 
Erwerb und Berkun der Heihsangehörigkeit. 


Erwerb und Verluft der 


deutfchen Stantsangehörigfeit 


fanden ihre fpezialgefegliche Normierung in dem Gef. vom 
1. Juni 1870 (BGBL. 355). 


A. Erwerb, 


Derfelbe erfolgt entweder ipso jure ober durch einen 
formellen Rechtsalt, die Naturalifation. 


Die Erwerbögründe find: 


1. Geburt ($. 3) d. i. Abflammung von beutfchen 


ftaatsangehörigen Eltern, bei 


27 Ausbrüdlid anerkannt im 
bayr. Schlußprot. Il, eine reichd- 
rechtliche Schranke bietet aber 
nod MilGel. $. 49 über das 
Wahlreht der aktiven Militär 
perfonen; f. bazu oben ©. 219. 

1 Über bie Einführungsdaten 
des Gefege3 in ben verfchiebenen 
Zeilen des NReihägebietes ngl. 
ZabandI, 154; Meyer,Lehrb. 
183°; Riedel 271. Im fol 

enden ift das Geſetz einfach 
ur Allegierung, ber $$. zitiert. 
Vorläufer des Reihägefeges war 
das intereffante preuß. Gef. v. 


31. Dez. 1842; eine jehr mert-|48 


volle Überfiht über bie euro- 
päifchen @efeggebungen bietet 
die Tabelle bei Gabn 340 fi. 





unehelichen Kindern von einer 


Über das röm. u. ältere deutſche 
Recht, beſonders über bie ent- 
ſcheidende Bedeutung des Domi- 
zilsbegriffes und beifen Wande- 
lungen j. die reihhaltige und 
lehrreiche Abhandlung von Rehm 
(obeng.11N.1). Dasältere Recht 
tennt insbeſondere aud den dem 
heutigen völlig verloren egan, 
genen (Br. ©. v. 31. Dez. 1842 
. 18, RGef. v. 1. Juni 1870 

12) Erwerbägtund des durch 
längere Zeit, in der Regel ein 
Jahr, fortgefegten Domiciles, 
alfo eine Art Erfigung, |. Rehm 

f., 81ff. Zum älteren zb 
Recht f. aud) Entfd. d. DVG. 
XVII, 397; ferner Rehm 98ff. 
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deutfchen Mutter; ob die Geburt im In- ober Auslande 
erfolgte, ift gleichgültig.* 

2. Legitimation ($. 4), fei es bei unehelichen Kin- 
dern durch nachfolgende Ehe, fei ed durch jede andere 
civilrechtlich ftatthafte Art? Adoption ift auf die Staats- 
angehörigfeit ohne jede Wirkung ($. 2). Die civilrecht- 
lien Borausfegungen ber Legitimation richten fi ber- 
malen nod nad dem am Domizil des Legitimierenden 
geltenden Partilularrecht.“ 

3. Verheiratung mit einem Deutſchen ($. 5); wird 
die Ehe für nichtig erklärt, fo geht die Staatsangehörigkeit 
wieber verloren, nicht aber bei Eheſcheidung.* 

4. Eintritt in den unmittelbaren oder 
mittelbaren Staatsdienft, ſowie in den Dienft 
einer der fog. Landeskirchen ($. 9.“ Staatsdienſt 
ift ſowohl der ſtaatliche Dienft im Reihe wie in den Einzel- 


ftaaten, Civil- wie Militärdienft,?” mittelbarer Staatsdienſt 


Cahn, 17ff. Die — 
gebungen find hierüber außer» 
orbentlich verſchieden daruber 
die Angaben bei Cahn 19 ff.; 
Sur, au Laband I, 155, bei. 


Cahn 34 ff. 

A. A. Cahn 36ff.: nah 
dem Recht, welchem der Legi« 
timierende als Staatdange- 
güriger angehört, dagegen 

aband I, 156. 

> Capn 43; 6. Meyer, 
Lehrb. 1845. 

Cahn 41fi.; G. Meyer, 
Lehrb. 187. Nur in der Ber 
S&ränfung des Textes wird das 
Wort „Kirchendienſt· des Ger 





feged zu verftehen fein: denn 
I el den Landeskirchen findet 
Sinfittich ber Bejehung ber 
irgenämter eine Mitmirtung 
des Staates ftatt, die doch als 
Boraudfegung jener Geſetzes ⸗ 
beftimmung betrachtet werben 
muß. ol. Seybel IM". 
Eahn 94 über Rabbiner. Über 
die rechtähiftorifhe Entwidelung 
des Gedantens |. Rehm 36, 
43 f., 90. Das 17. Jahrh, fteht 
auf dem dem heutigen enigegen- 
efehten Stanbpuntt; erft Ende 
8 18. Jahırh. dringt die Heutige 
Anfı auung duch; aa auch 
Pr. A. ER. II, 17 $. 131. 

T Begüglid) des Militärbienfted 

23* 
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ift nach ber richtigen Anſicht (vgl. oben ©. 300 f.) nur der 
Dienft der Kommunalverwaltung; Rechtsanwälte find nicht 
Staatsdiener, Notare je nach den Vorfehriften des Landes⸗ 
rechtes.“ Die Beftallungsurfunde? verleiht zugleih die 
Staatdangehörigfeit, falls nicht ausdrücklich ein entgegen- 
gefegter Vorbehalt gemacht wurde; ein folder kann fi 
aber nicht auf den Beamten felbft, fondern nur auf die 
Ehefrau und minberjährige, in ber Gewalt bes Vaters 
ftehende Kinder beziehen, für welche der Erwerb ber Staats- 
angehörigfeit durch den Vater im anderen all ipso jure 
mirtt.!0 Beamte, die im Inlande ihr Domizil haben, 
müfjen die deutſche Stantsangehörigkeit befigen ($. 9), 
folge, die im Ausland domiziliert find, nit, doch darf 
ein Gefud folder Beamten um die deutſche Staatsange- 
hörigkeit niemals von dem erfuchten Staate abſchlägig be- 
ſchieden werben, wenn diefelben ein Gehalt aus der Reichs- 
kaſſe beziehen (©. v. 20. Dez. 1875, RGBl. 324: diefes 
Spezialgeſetz ergänzte eine auffällige Lücke bes Haupt- 
gefeges).!! 

5. Naturalifation ($$. 6 ff.): darunter verfteht 
man den ſtaatsrechtlichen Akt der Verleihung 
der Staatdangehörigleit an Ausländer.!? Die 
wollte man, u ſachſiſcherſeits/ Durch Staatsoberhaupt, 
verneinen; ſ. u ©. Reyer, Central- und „Höhere Verwal- 
Sehr. 188%; — I, 162®. | tungöbehörben erteilt; ſ. dazu 

Dad Geſet zählt auf: das Rerteihnis bei Cahn ff. 
„unmittelbarer oder mittelbarer | 1° Cahn 98 ff. 

Staatödienft, Rirchen-, Sau 11 Gine Berpflihtung zum 
Seynel THAN Cahn 91 Su angehängt —— 
— &R. II, 10 100; & ieh nor — ahn 102 
Meyer, Lebrb. 187 Laban 


a 
bel, Bayı. Sth. I, 587. Can St, 69 ff. über 
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Naturalifation erfolgt auf Grund eines formellen Geſuches 
dur eine von ber „höheren Verwaltungsbehörde“ 18 aus- 


zufertigende Urkunde, beren 
der Aushändigung beginnt. 


Rechtswirkung vom Datum 
Niemand hat (abgefehen 


von dem sub 4 erwähnten Falle der Beamten) ein Recht 
auf Naturalifation: der erfuhte Staat Tann das 
Geſuch nah vollftändig freiem Ermeſſen abweifen. Die 
Naturalifation ift daher !* fein „Rechtsgeſchäft“, wie La= 
band will, ſondern ein freier Hoheitsaft.!5 

Für die Erteilung der Naturalifation hat das Reichs- 


bie Form ber Urkunde 291 ff. 
Rechishiſtoriſches bei Rehm 
62 ff.; der Gedante, bak ber 
Staat die rechtliche Regeption 
von Fremden vornehmen kann, 
gehört der Entwidelung erft des 

8. Jahrh. an. 

18 Bl. Seydel 138%; Cahn 
44, bier auch eine Aufzählung 
der Behörden, in den Schup- 
‚gebieten der Reichskanzler ©. v. 
15. März 1888 $. 6. 

14 Zaband 1, 1575 fragt: 
„bann find wohl aud Kauf und 
Miete feine Rechtägefhäfter“ 
Allerdings find fie Dies, da jener 
laufe 


mand (vorbehaltlih der Aus- 
nahmen des $. 21 u. d. G. v. 
20. Dez. 


15 Zaband I, 157° nennt bie 
Naturalifation ein „ftaatliches 
Retögefpäft“ und zwar ein 
„sweifeitiges“ nad) Analogie der 
privatrehtlihen Adoption. Das 
Familienrecht bietet aber hier für 
die juriftifche Ronftruftion Feine 





brauchbare Analogie zum Staats: 
vecht, weil e8 ſich bei_ beiden um 
prinzipiell ganz berſchiedene Ob⸗ 
jette handelt. Ebenſo wie La- 
band jet Jellinel, Syft. d. 
fubj. öff. R. S. 198: Die Natu- 
ralifation fei ein „Vertrag“, die 
Theorie von der „Ungleihartig- 
keit von Staat und Individuum“ 
fei „durhaus verfehlt“, im 
„status libertatis“ jeien Indi⸗ 
viduum und Staat „gleichartig“. 
Das find fie nie. — Die — 
Anfiht bei ©. Meyer, Lehrb. 
184 f}., Bern.-R. ©. 72 und D. 
Mayer, Archiv f. öff. R. II, 
46 [4 Die richtige Anficht au 
in Entfd. d. pr. DBG. XII, 
414. Iniereſſante Bemerkungen 
über das römifhe Recht bei 
Bernice, formelle Geſete S. 
3: die Erhebung in den Bürger- 
ftand erfolgte nur durch lex; 
„jede Civitätöverleihung enthält 
bie Aruffielung eines Rechts⸗ 
fages“. Über die Zeuge iſt all- 
mählih eine große 
entitanden. 


itteratur 


358 


recht den Einzelftaaten beftimmte Vorfchriften erteilt, die 
als zwingendes Recht, von dem feinerlei Dispenfation ftatt- 
haft ift, betrachtet werden müflen.'* Dagegen ift es ben 
Einzelſtaaten freigeftellt, neben den reichsrechtlichen Voraus⸗ 
fegungen noch befondere Erforderniſſe der Naturalifation 
aufzuftellen. Die reichsrechtlichen Vorausſetzungen find: 
1. Dispofitionsfähigfeit des Gefuchftellers nach feinem bis- 
herigen Recht, bez. Konſens von Vater oder Vormund; 17 
2. Unbefcoltener Lebenswanbel; 3. Wohnung am Ort der 
beabfichtigten Niederlaffung;!® 4. Fähigkeit, fi und feine 
Angehörigen 1? zu ernähren ($. 8). Diefe gejeglihen Vor- 
ausfegungen find dem erfuchten Staate nadhzumeifen,?° doch 
ift Die Würdigung der erbradten Beweismittel dem Er- 
mefjen der Behörde anheimgegeben ! Die Nahmweifungen 
über Lebenswandel, Domizil und Subfiftenzfähigfeit find 
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von der Verwaltungsbehörbe 


16 Gin generelle Dißpenja- 
tiondreht will Th. Landgraff 
den Behörden, welde die Ratu- 
ralifation zu erteilen haben, vin- 
— bei Hirth, Ann. 1876 

1024; vgl. aber dagegen 
Sasend I, 160f.; Riedel 
251; Meyer, Lehrb. 185%; 
Cahn 7. 


a Safn Töff.; Seydel 142. 
18 Nach dem Reichägefep tommt 
nur fen in Betra 
das Wollen it etracht. 
Verſchiedene Einzelſtaaten, neue⸗ 
ſtens auch Preußen, fordern 
Berta 5 ieberlafjung, Cahn 
Über die Söpmierigteiten 
m ber Begriffbeftimmung bed 
y bef. Rehm 52 ff., 
def. 531. Über Aufentpalt und 





vorher der zuftändigen Ge- 


Bietertaffun aud Entf. d. 
pr. D! rt 
2 Cain 66. "ber lieGund. 
füge des Bundesamtes für das 
‚Seimatömefen i in diefer Frage. 
20 Sn Preußen erfolgt proto⸗ 
kollariſche Bernefmung. Die 
Androhung, baß_bei falfchen 
Angaben die Naturalifation 
nichtig fei, erklärt das preuß. 
DVG. mit Geydel und ©. 
Meyer für unzuläffig. Cahn 
83 f. Anl. 40. 

21 Nur bie befagen die Be- 
mertungen Delbrüds im 
Reichstag, auf welche fih Land«- 
& aff zur Stüge feiner in der 

ote i6 gemäbnten ruft. 
(Sten. Ber. 1870 ©. 
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meinbebehörde zuzuftellen und von letzterer zu begutachten, 
ohne daß jedoch die Stantsbehörde an das Gutachten der 
Gemeinbebehörbe gebunden wäre.?? Die Entſcheidung er- 
folgt durch einfache Verwaltungsverfügung, die dem Ge- 
ſuchſteller ohne Angabe von Gründen zu eröffnen ift. Die 
Wirkungen der erteilten Naturalifation erftreden fi ipso 
jure auf die Ehefrau und die minderjährigen Kinder — 
der Volljährigkeitstermin ift nad dem ©. v. 17. Februar 
1875 (RGBL. 71) für Deutfche das vollendete 21. Lebens- 
jahr, für Nichtdeutſche ift das Recht des bisherigen Hei- 
matsſtaates anzumenden —, falls nicht für diefe Perfonen 
ein ausbrüdlicher, anberweitiger Vorbehalt gemadt wurde. 
Ehefrauen allein können für fi und für bie bei ihnen 
befindlichen Kinder aud ohne den Ehemann naturalifiert 
werden, wenn ben gefeglichen Vorausfegungen, insbeſondere 
aud über Dispofitionsfähigkeit, genügt ift; alfo z. B. im 
alle der separation de corps des früheren franzöſiſchen 
Rechtes. 2° 

Ein Ausländer, der fid im Reihe naturali- 
fieren läßt, kann feine frühere Staatsange- 
hörigkeit beibehalten; ebenfo verliert anderer- 
feits ein Deutfher durd Erwerb einer frem— 
den Staatsangehörigfeit nicht ipso jure bie 


22 Bayern u. Württemberg |dante ber rechtlichen Selbftän- 
fordern Zufiherung der Auf-| digkeit einer Ehefrau unter ber 
nahme in einer Gemeinde, Cahn | ftimmten Vorausfegungen iſt 
70}. aud im ©. v. 6. Juni 1870 

* Übereinftimm. Cahn 80; | über den Unterftügungswohnfig 
Meyer, Lehrb. 1861; Th.|S. 17 ausbrüdlih anerkannt, 
Zanbgraff a. a. D. 1029; a.|demnah alfo dem deutſchen 
A Geydel ebenda 198 f.;| Rechte wohlbefannt. 

Bayı. StR. I, 528%. Der Ge 
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deutfhe. Die Konflikte, welde aus einem derartigen 
doppelten Staatsburgerrecht ſich notwendig ergeben müfjen, 
haben Theorie und Praxis im Hohen Grave befchäftigt, 
ohne daß bis jet ein national ober international braud- 
bares Recht erreicht wäre.?* 

Gebühren können für die Naturalifation erhoben werben.25 

Bon der Naturalifation unterſcheidet das Geſetz ($. 7) 
die Aufnahme:?* es handelt fi bei Ießterer ganz um 
den gleichen Rechtsalt wie bei der Naturalifation, nur mit 
der Modifikation, daß eine Perfon in Frage fteht, welche 
bereit8 eine deutſche Stantsangehörigfeit Hat. Wäre 
das für den Bundesftaat allein richtige Prinzip ange 
nommen mworben, daß ber Angehörige eines Einzelſtaates 
bei Nieberlafjung in einem anderen Eingelitaat ipso jure 
vollberehtigter Bürger des letzteren wirb, fo bebürfte es 
der Rechtsfäge über die „Aufnahme“ nidt. Nachdem 
dies nicht gefhah, waren für die Verwirklihung des 
Grundfages in Art. 3 der RV., daß jeder Bundesange- 
hörige in jedem Einzelſtaat zum Erwerb des Staatsbürger- 
rechtes „zugelaflen“ werden muß, bejonbere Vollzugsvor⸗ 
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2 Bot. den $. 11 R. 1 am 
gefühzten trefflichen Auffag von 

v. Martit; aud Meyer $. 79; 
—3 Bar, internat. Privat- und 
StrafR. 9.27; Schulze 41. 
Auf einem anderen, dem grund» 
fäglih richtigen Stanpuntt 
ſte das franzöſiſche und nord» 
amerilaniſche Recht: das Bürger- 
recht a nad biefen Rechten 
durch Naturalijation in einem 
fremden Staate ipso jure ver- 
Ioren. Ofierreicher und Ungarn, 
Rufſen, Türken, Berfer, Marok- 





taner fönnen auf Grund der 
jeltenden Staatöverträge 
tigen Reihe nur van 
ent werden, wenn fie 
aus ihrer bishen Staats · 
angebörk tet enstn ir io; dgl. 
Cahn 7 iſtoriſches 
sei Ren — eiris 
pluri um civis esse non potest“, 
ip) 


ſchildt). 
1 ehe 270; Seybel 
141; a. A. Th Landgraff 
bei dirth, Au 1870, 648. 

* Cahn 88 ff. 
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ſchriften erforderlich. Dieſe finden fih im ©. v. 1. Juli 
1870 im Anſchluß an die Rechtsſätze über die Naturali- 
fation. 

Keinem Deutfhen darf die „Aufnahme“ 
verfagt werben. Zur Erlangung derſelben bedarf es 
jedoch eines formellen Gefuches?? und einer formellen Auf» 
nahmeurtunde; das Geſuch ift mit dem Nachweis der bis- 
berigen Staatsangehörigleit und ber feiten Nieverlaffung ?° 
in dem erfuchten Einzelftante zu belegen; übrigens Tann 
mangeld de3 letzteren Nachweiſes die Aufnahme doch ge- 
währt werben.?° Koſten für die Aufnahme dürfen nit 
berechnet werden. Die Aufnahme darf nur verfagt werben, 
wenn auf Grund gefeglicher Beftimmung gegen den Geſuch⸗ 
fteller Aufenthaltsbefhränfungen ftatthaft find (vgl. unten 
$. 18 II 3c).8° 

Deutfche, die im Reichsdienſt angeftellt werden, ver- 
ändern dadurch ihre Staatdangehörigfeit nicht, erwerben 
alfo nicht diejenige des Domizilftantes.?! Wil ein Deut- 
ſcher die Aufnahme in einem Einzelftaat erhalten, jo ift 
hierfür keineswegs bie Aufgabe der früheren Staatsange- 
hörigkeit gefegliche Vorausfegung: mehrere Staatsangehörig- 
Teiten Tönnen nebeneinander beftehen; doc; zieht nach pofi- 
tiver Gefeßesvorfchrift der Erwerb einer ſolchen durch Legi- 
timation ober Verheiratung den Untergang der früheren 


9 GCahn S. 58 % 7. I pn 141, u. ſehr aus- 
19. Xgl. hierüber Laband I, {über son 58, fernen 6. 
Meyer, ; 2a» 


y 5 
# Meyer, Lehrb.186; Sey-|bandl, oe Tdning, Bern 
del, Bayı. Sn. L 530; 2a-ı R. 262 

band F7 159; Kepm 100; 


a Seybel 145; a. N. Rie- 
Cahn 54. del 261. 
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nad fih; durch Aufnahme, Geburt, Legitimation, Verheira⸗ 
tung können aber anbererjeit3 mehrere Staatsangehörigfeiten 
neu entftehen, in ben leßtgenannten drei Fällen, wenn der 
für das Rechtsverhältnis mafgebende Teil mehrere Staats- 
angehörigfeiten befigt;°* Anftelung in einem Einzelſtaat, 
die den Erwerb ber Staatsangehörigfeit des letzteren zur 
Folge Bat, ift vom Geſetz nicht als Verluftgrund der frühes 
ren Staatdangehörigfeit bezeichnet. 


B. Berluk,® 

Analog den Erwerbögründen gliedern fi die Verluft- 
gründe in folde, welde ipso jure und folde, melde nur 
auf Grund eines formellen Rechtsaltes wirken. 

Die einzelnen Berluftgründe find: ** 

1. Legitimation ($. 13),°5 

2. Heirat (ebenda),?° 

3. Erllärung der Ehenichtigkeit, nicht aber Ehe— 
ſcheidung (ebenda), 

4. Entlaffung durch formellen Rechtsalt (88. 14 ff.) 

Die Entlaffung als ftaatörechtlicher Akt wird durch die 
höhere Verwaltungsbehörde“ auf Grund eines geftellten 
Gefuges erteilt; die Wirkung beginnt mit erfolgter Zu— 


32 Beifpiel: bie B.ift Bayerin| * Cahn 119ff. 
und heivatet ben M, ber Breuße] * Cahn 124ff. über bie Bor- 
und Sadjfe ift; bie 8. verliert |fdhriften, weldhe in Betreff ber 
burch bie Heitat die bayrifche | Ehefch —**— von Ausländern 
unb erwirbt die preußifce und befeien; | 3 19) —— 

v 


2 je Staatsangehörigleit. 
kn 112 e vers ven, —— S. = ft; 
% Dazu kommen nod die giurd 


Vorſchriften der Staatöverträge; 
f. über diefelben Cahn 113. ” Lahn 128 ff. 
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ftellung der Urkunde.?° Jedoch erliſcht die Wirkſamkeit 
der Urkunde mit rückwirkender Kraft, wenn nicht der Ent- 
lafjene innerhalb 6 Monaten nah erfolgter Zuftellung 
feinen Wohnſitz faktiſch außerhalb des Reichsgebietes nimmt 
oder die Stantdangehörigleit in einem anderen Einzelſtaat 
erwirbt (8. 16);°% die Urkunde wird dann überhaupt als 
nicht auögeftellt betrachtet und es erfolgt die Heranziehung 
zu allen Staatspflichten.“ Die Entlaffung erſtreckt ſich 
wie die Naturalifation mangels befonderen Vorbehaltes 
ipso jure auch auf die Ehefrau und die minderjährigen 
Kinder, auf letztere vorbehaltlich der unten bezeichneten 
militärifchen Befchränkungen.*! Bei Überfievelung in einen 
anderen Einzelitaat muß die Entlafjung auf geftelltes Ge- 
ſuch gewährt werden, wenn die Aufnahmeurfunde biefes 
anderen Einzelftaates vorgelegt wird ($$. 15, 24); letz⸗ 
tere3 ift aber feinesmegs pofitine Vorausfegung, auf 
Grund deren allein etwa die Entlafjung gewährt werben 
dürfte. Bei Auswanderung in einen fremden Staat 
darf nad) heutigen internationalen Prinzipien die Entlaffung 
ebenfall3 nicht verfagt werben: *? die beutfche Gejeßgebung 


ss mo an Bevollmächtigte: 
Cahn 1 

Über bie Berechnung von 
Datum zu u Datum ſ. Seydel, 
Ann. 1876, 148, weitere Litte- 
un bei ©. Meyer, Lehrb. 


4 Die Ausſtellung iſt alſo 
als reſolutiv bedingt zu be⸗ |v, 
ae Cahn 144; LZaband 


BACH 1; 5 auc * 


+2 Das fügen Recht fteht 
befanntli auf dem entgegen- 
gefesten Standpunkt; die Wan- 
elungen in diefem Punkt bilden 
eines der bedeutfamften Mo- 
mente nicht bloß der Redtö-, 
fondern der ganzen ee 
midelung: —F se RE "f, 
Hi R. II, 17 8: 

132. et in "Holt un 8 
Hanbb. d. Volkerrechts 

und die bort verzeichnete — 
2] ratur. 
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(8. 17) fegt diefes internationale Prinzip voraus und for= 
dert nur von Beamten, daf fie zuvor dieſes Rechtsverhält- 
nis löfen; außerdem find nod die nachfolgenden Be- 
ſchränkungen militäriſcher Natur*® ftatuiert: 

a) Ativen Militärperfonen, einfchließlih der zum 
Dienft einberufenen Referviften und Land(See-Jwehrleute, 
muß die Entlaffjung unbedingt verweigert werden ($. 15 
Abi. 2, 3); 

b) Wehrpflihtigen im Alter vom vollendeten 17. bis 
zum vollendeten 25. Lebensjahr, die noch nicht ausgehoben 
find, darf die Entlaffung nur gewährt werben auf Grund 
eined Zeugnifjes der Erſatzklommiſſion, daß fie die Ent- 
lafjung nicht nachſuchen, um ſich der Dienftpfliht zu ent- 
ziehen (8. 15, 1, Mil.-Gef. v. 2. Mai 1874 8. 30); 

e) die Genehmigung der Militärbehörve, melde be- 
liebig verfagt werben kann ,*® ift gefeglihe Vorausſetzung 
für die Entlaffung bei folgenden Kategorieen von Perfonen 
des Beurlaubtenftandes: Offizieren und im Offiziersrang 
ftehenben Arzten, ausgehobenen aber vorläufig in die Gei- 
mat beurlaubten Refruten und Freiwilligen, den zur Dis— 
pofition der Erfagbehörben entlafjenen Militärperfonen, den 
zur Dispofition der Truppenteile beurlaubten Mannſchaften 
(MiL-Gg. v. 2. Mai 1874, RGBl. 61, $$. 34, 52, 54, 
56 Nr. 2—4, 60); 


“©. dazu Cahn 185 fj.; 
©. Meyer, Lehrb. 189; La- 
band Il, 624 ff. 

4 Das Zeugnis der Erſatz- 
tommiffion unterliegt feiner 
Nachprüfung von Civilbehörben, 
Ent. d. pr. DVG. XV, 410. 


45 Yeboch ift gegen bie Verſa⸗ 
gung Klageim Verwaltungsſtreit · 
verfahren gulaftie in seuben, 
Bayern, Württemberg, Baden, 
Heflen, Cahn 141. 
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d) Referviften, Zand- und Seemehrleute, die nicht zum 
Dienft einberufen find,‘* bebürfen zur Entlafjung ebenfalls 
der Genehmigung der Militärbehörbe, die aber nicht ver- 
fagt werben Tann (KriegädienftG. v. 9. Nov. 1867 $. 15; 
Mil.Gef.-Nov. v. 11. Febr. 1888 Art. ITS. 11).7 

5. Die deutſche Staatsangehörigkeit wird ferner ver- 
Ioren durh Nichtgebrauch ($. 21). Wenn fid ein 
Deutſcher zehn Jahre ununterbroden (zeitweilige Rückkehr 
mit Niederlaffung im Reiche unterbricht alfo den Lauf der 
Frift) im Auslands0 aufhält, fo verliert er nad Ab- 
lauf diefer Zeit feine Rechtsqualität ala Deutfcher, falls 
er nit ein ftantliches Reifepapier®! oder einen Heimats⸗ 
ſchein mit fi führt, ober zum Zweck des Eintrittes in 
fremden Staatsdienſt die befondere Erlaubnis feiner Re— 
gierung eingeholt hat.5° Abgewendet kann jedoch diefe von 
ſelbſt eintretende Rechtsfolge dadurch werben, daß Ein- 


4 Au innerhalb des sub b. 
bezeichneten Alters f. — 
in Hirths Ann. 188 
G. Meyer, Lehrb. 1898. 

4 Die Straffanftionen au 
bien, nSeftimmungen I RSIGR. 

10, 360 Die Mili⸗ 
Ent ftatuieren nod eine 


Sat, daß die Schußgebiete In⸗ 
Tand Pi ſpricht beſonders aus 
a8 ©. v. 17. April 1886 $. 6 


Adf. & 

S Yuc das Seefahrtsbuch ift 
ein ſolches vgl. Cahn 162, über 
in einheitliches —** von 
Seimatöfgeinen  d. BR. vom 

Yan. 1881, Cahn 196. 

ia Wei. dazu die Übergangs: 
beftimmung in Ob Jir⸗ 
finn und Minde äprigteit. einzu· 
rechnen find, iſt ftreitig: bejahend 
Labandl i6613 S 
1883, 582 ff., Bayr. ein. u 





von Rechtsvorſchriften für | 20. 
Perfonen, bie mit Genehmigung 
der Militärbehörbe ihren Wohn- 
MM „ir Ausland genommen 


hab 
L “ Gap 151 ff.; Laband 


det 154; Cahn 159. 
50 Den zwar felbftverftänd» 
lichen, aber dennoch beftrittenen 





550; ©. Meyer, & 
a 9. Cahn 170. 
Reihdamt des Innern. 
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trag in die Matrifel eines deutſchen Konfuls erwirkt wird; 
der Konſul hat über den erfolgten Eintrag auf Verlangen 
einen Matrifeliein zu erteilen.®® Die Frift von zehn 
Jahren kann durch Staatsvertrag auf fünf Jahre reduziert 
werben für Deutſche, melde fi in einem fremben Staate 
fünf Jahre ununterbrochen aufhalten und die Staatsange- 
börigfeit jenes Staates erworben haben, einerlei, ob fie ein 
Reifepapier oder einen Heimatöfchein haben oder nicht.5* Der 
durch die oben bezeichnete Rechtsfolge Betroffene kann jedoch 
im Falle der Rüdtehr in das Reichsgebiet jederzeit Wieder⸗ 
aufnahme in die deutſche Staat3angehörigleit verlangen 
und diefelbe muß ihm gewährt werben in dem Staate der 
Niederlaſſung ($. 21 Abf. 5). Andererſeits darf bie 
Wieberaufnahme durch den früheren Heimatsftant ſelbſt 
dann gewährt werden, wenn feine Nieverlaffung im Reichs- 
gebiete erfolgt und feine andere Staatsangehörigkeit er- 
worben ift.55 

Der Verluft der Staatsangehörigleit durch Nichtgebrauch 
erftredt fi nach pofitiver Beftimmung des Geſetzes auch 
auf die Ehefrau und die minderjährigen, unter väterlicher 
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se S. hierüber Mäßeres 3. II 
im Sonfularredt. Vgl. auch 
nee er, 


% Diefe Vorſchrift bezieht ſich 
inöbefonbere auf die norbameri- 
tanifhe Union_ (Bancroft-Ber- | I, 

mer, f. den Text bei Cahn 
174 ff., vgl. über bie Sade 
PR und bie Bebeutenbe Litte⸗ 


tatur Sr Zaband I, 
167; Ca ©. Meyer, 


Sehrb. 19%; Gahn[I, 


2ehrb. 195; v. Martit 827 & 
1122 ff.; Senbel, Bayr. St! 
557; Entfd. d. pr. DRG. 
[V, 888 ff. 


5 Gahn 182 fi; gegend 
I, 167°; f. aud Entid. d. 
DRG. XIV, 895 f., ber ER 
anfprus erftredt fg auch auf 
bie im Ausland eborenen Kin- 
der, ebenda X. 
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Gewalt ftehenden Kinder, wenn fie fi beim Water befin- 


den (&. 21 Abſ. 2),5 


6. Enbli kann die deutſche Staatsangehörigkeit zur 


Strafe verloren werden: 
a) von Deutſchen, melde 


beim Ausbruch eines Krieges 


auf die ergangene generelle Aufforderung des Kaifers hin 
nit in das Vaterland zurüdfehren (8. 20); 57 

b) von Deutſchen, welde ohne Erlaubnis ihrer Regie- 
rung in ausländiſchen Staatsdienſt getreten find und auf 
ergangene Aufforderung feitens des Heimatöftantes dieſes 
Dienftverhältnis nicht löſen (8. 22).58 5° 

Die Entſcheidung erfolgt in diefen Fällen durch die 
Gentralbehörbe des Heimatsftantes mit Wirkſamkeit für das 


geſamte Reichögebiet.6° ©! 
Tr Seybel 152 f.; La⸗ 
Sons 166; Riedel 268; 


» Bözt 734; Cahn 170. 
gehn 148 f.; Laband 


f 
10 * Cahn 187 ff; Laband I, 


* Außerdem konnte gemäß 
©. v. 4. Mai 1874 (ROBL. 43) 
über bie unbefugte Ausübung 
von Kirhenämtern ber Verluit 
der Stantsangehörigleit nod 
ausgeſprochen werben für Geift- 
liche oder andere Religionsdiener 
a) melde durd Urteil eines |fü 
ftaatlihen Gerichtes aus dem 
Amte entlafen waren und 
trogdem fortfuhren, dad Amt 
8 ausdrücklich anzumaßen ober 
thatſächlich auszuüben; 8) eben- 
fo für gerichtlich entlafjene Reli- 


gionsdiener, melde einzelne 





Auf Frau und Kinder erftredt 


Amtshandlungen vorgenommen 
hatten und infolgebeffen von ber 
Landespolizeibehorde in beſtimm⸗ 
ten Bezirlen konfiniert ober aus 
folchen erterniert worden waren, 
wenn fie ben poligeilihen Ber- 
fügungen zuwider hanbelten; 
ebenfo y) für Berfonen, welchen 
ein Kirchenamt den Borfchriften 
der Staatögejege zuwider über» 
tragen oder von ihnen über- 
nommen wurde, wenn wegen 
Amtshandlungen in  biejem 
Amte rigterlice Beftrafung er- 
t war. Dielen, Geſetz ift auf- 
eos bdurh G. o. 6. Mai 
180 (ROBL. 65). 

9 Sehr richtig weift Laband 

1, 188 f,, Bier auf die „mit bes 
fonderer Deutlichfeit“ bervor- 
tretende „innere Einheit von 
Staatd- und Reichsbürgerrecht“ 
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ſich die Wirkung der Aberfennung der deutſchen Staats- 


angehörigfeit zur Strafe nicht.°? 


Im Falle einer mehr- 


fachen deutſchen Staatsangehörigfeit muß prinzipiell ange» 
nommen werben, daß der Verluft einer derſelben den Ver— 
luft aller nach ſich zieht, wie dies bei Geiftlichen und 
Religionsdienern, die zur Strafe erpatriiert wurden, das 
Geſetz ausdrücklich beftimmt hatte.°® 


un he A aenen Fre 
thanenpfliht gegen Reich um 
Einzelftaat hin. 

91 Neuerdings hervorgetreten: 
Übelftände  (Beauffremont-Bi 
beöco- Fall) Iaffen es als drit 
gen wünſchenswert erfchein: 

aß über die Naturalifation 
von Ausländern überhaupt von 
Reichswegen eine Kognition er« 
folge, wie dies jegt auch in der 
Schweiz geihieht. Diefe Kogni« 
tion aber follte jebenfalls dem 

jöchften Regierungdorgan des 
jeiches, dem Bundesrat, bezw. 
einem Ausſchuß desſelben, der 
in zweifelhaften Fällen die Ent- 
foeibung des Plenums einzu⸗ 
holen haͤtte, vorbehalten bleiben. 
Bol. Seydel, Ann. 1876, 738; 
Th. Landgraff ebenda 1027. 

62 flbereinftimmend Meyer 
191%; out aud) Seybel 151f., 
der bie Strafe auf die Frau, 
nit aber die Kinder fih er- 
ftreden läßt. 

A. A. Meyer, Lehrb. 194, 
der vielmehr jene Gefegeöbeftim- 
mung als argumentum e con- 


& 














trario verwertet und annimmt, 
daß zwar durd Legitimation, 
Berheiratung und yehnlährigen 
Aufenthalt im Auslande, eberjo 
in dem angezogenen vom Geſetz 
ausbrüdlid entidiedenen Spe= 
zialfall, ebenfo bei Entlafjung 
zum Zweck der Auswanderung 
alle Staatsangehörigleiten er- 
töfchen, nicht dagegen in ben 
unter 1. u. 2. bezeichneten Fällen 
der Entlafjung zur Strafe. Das 
wäre ein prinzipiell ganz un« 
haltbarer, ja — unmög · 
Tiger Rechtözuftand. Übrigens 
liegt auch hierin eine Nötigung, 
dad von feiten ber Gentralge- 
malt über Naturalifationen und 
Entlaffungen eine Rognition ein« 
gerigtet werbe. Bel. aud) La- 
and I, 168, ber fi; zmeifel« 
haft äußert, trog der „völligen 
Analogie der Fälle“, da der 
„extenftven Interpretation” „der 
Charakter des ©. v. 4. Mai 1874 
al8 eines Ausnahmegeſetzes“ 
entgegenftehe. 
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$.18. 


der Rechtsinhalt der Heihsaugehörigkeit.! 
IL Allgemeine Erörterung. 

Der Rechtsinhalt der Staatsangehörigkeit läßt fi mit 
wenigen Worten dahin zufammenfaflen: der einem 
Staate Angehörige ift verpflidtet, den Ge— 
fegen des Staates Gehorfam zu leiften. Darin 
liegt negativ, daß er alles unterlaffen muß, 
mas dem Staate Schaden bringt, und pofitiv, 
daß er alles leiften muß, was der Staat zu 
feinen Zweden von feinen Angehörigen for- 
dert. Diefe beiden Geſichtspunkte haben im einzelnen 
eine umfafjende fpezialgefeglihe Ausbildung empfangen. 
Soweit feine Normen dieſer Art vorhanden find, ift der 
Staatsangehörige in feiner Bewegung und Thätigkeit frei: 
jenen Pflichten zur Treue und zur Erfüllung 
der vom Staate geforderten Leiftungen ent— 
ſpricht demnach das in der Staatsangehörig- 
feit enthaltene Redt, im Rahmen der ftaat- 
lien Rechtsordnung frei dem Erwerbe und 


1 Bgl. Bierfür befonderd v. dem Wort „Untertfan‘ ein 
Gerber, Grundz. &.222—225, | Grauen empfindet und mit 
der ſich voltommen zutreffend, | „trüben Medien ſchillernder 
nur vieleicht nicht ſcharf genug, | Bilder“ den Zundamentalgrund« 
gegen eine Anſchauung wendet, ſatz verdedt, daß der Staats- 
ie nur nad „Rechten“ ruft |angehörige ber Staatögewalt 
und darüber das richtige Ver- | unterworfen fei und nur in 
ſtandnis für die Pflichten ver- ; Ronfequenz der hieraus ent» 
liert, bie, angeftedt durch 5 bie fpringenden Pflihten  ftaatd- 
Tepublitanifges Vhraſe, fchon vor | bürgerliche Rechte gut 

8orn, Staatöret I. 2. Aufl. 
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der Befhäftigung nahzugehen und hierfür den 
ſtaatlichen Redtsfhug in Anfprud zu nehmen. 

„Das Weſen der Zugehörigkeit zu einem ftaatlichen 
Organismus befteht in ber Unterthanenfchaft, d. h. in der 
Unterwerfung unter die obrigfeitliche Herrſchermacht. Der 
Bürger ift als Einzelner Objekt der obrigfeitlichen Rechte 
des Staates; die Willensfphäre des Staates richtet ſich 
gegen ihn und verpflichtet ihn zu Handlungen, Zeiftungen 
und Unterlafjungen behufs Durchführung der dem Staate 
obliegenden Aufgaben.“ ? 

Dafür aber hat der Staat jevem einzelnen feiner Unter- 
thanen gegenüber die Pfliht, Schutz und Rechtsſicherheit 
nad Maßgabe der Gefege zu gewähren, eine Pflit, die 
fih auch in das Ausland erftrekt und gerade nad der 
letzteren Richtung in den modernen Kulturftaaten eine aus- 
gebehnte und forgfältig geordnete Spezialifierung erfahren 
bat, während die Theorie diefem Rechtszweig bis jetzt feines- 
wegs eine feiner hohen Bedeutung entſprechende Würdigung 
bat zuteil werben laſſen. — 

Aus diefen allgemeinen Bemerkungen ergiebt fih, daß 
die ftrenge Syftematif des Stantsrechtes für die Darftellung 
des Rechtsinhaltes der Staatsangehörigkeit fordern müßte 
entweber, daß man ſich begnüge mit dem allgemeinen Sage: 
der Staatsangehörige ift feinem Staate zum Gehorfam und 
der Staat feinem Angehörigen zu Schuß verpflichtet ober 
aber, daß man die ganze Rechtsordnung unter der Rubrik 
„Rechtsinhalt der Staatsangehörigfeit“ barftelle.? Die 

2 gaband I, 131. 


® Diefer wörtlich ebenfo be» 


mulierten Anſicht hat fic auch 
reits in ber 1. Aufl. (1880) for- e 


Seydel, Bayı. StR. 
(1884) angeſchloſſen, ebenſo 
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Theorie hat jedoch meber diefen noch jenen Weg einge- 
ſchlagen; vielmehr hat man einen Mittelmeg genommen 
und unter dem Thema der Staatdangehörigfeit zwar 
nit einen Katalog aller Rechtsſätze gegeben, die ſich 
auf die Staatsangehörigen beziehen, wohl aber eine Auf- 
aählung der fogenannten Grundrechte, ein Begriff, der 
Teinerlei juriftifche Formulierung fand, der infolgebefien 
einen bequemen Dedmantel bot für eine wunderliche Mi- 
fung von wirllichen Rechten und von politiiden — mehr 
oder weniger gerechtfertigten — Wünfchen. Es ift nicht 
verwunderlich, daß ein jo ſcharfer Denker wie Laband,“ 
dem Gedankengang Gerbers® folgend, unter diefen Ber- 
bältnifjien mit der ganzen Kategorie der „Grundrechte“ 
kurzen Prozeß machte und fie mit ber ſpöttiſchen Bemerkung 
über Bord warf: warum man denn nicht das Recht, 
Wechſel zu traffieren, auch als ein „Grundrecht“ aufführe? 
Aber die jtrenge Konfequenz feiner prinzipiellen und prin- 
zipiell richtigen Auffaffung des ftaatsrechtlichen Charakters 
diefer „Grundrechte“ zieht Laband nicht: vielmehr bringt 
auch diefer Schriftfteller einen Katalog von Einzelrechten, 


Jellinet, Syſt. d. fubj. öff. 
R. 112 (1893), welcher bemerkt: 
„mit fharfem Blick hat endlich 
&Seydel die Unmöglichleit eines 
derartigen Beginnend erfennend 
erlärt: ben redtlichen Inhalt 
der Staatsangehörigfeit erſcho⸗ 
pfend zu beftimmen, würbe eine 
Rundreife ¶ durch das ganze 
Staatöreht vorausfehen.‘ Die 
„Runbreife“ würde fich noch viel 
weiter ausdehnen müfjen. Über« 
einft. auch Hänel StR. 1, 86 ff. 


der zutreffend bie Stantdange- 
hörigleit ald „Staatöreht‘ da» 
uabeefiet; ebenfo Laband I, 


«Pol. hierzu Sabanh I, 
141 ff. und die hier N. 1 ger 
gebenen Litteraturnachweiſe; 
anbererfeit8 Meyer, Lehrb. 
8. 217. Übereinft. mit Qaband 
aud ‚Hänel StR. I, 356. 

5 Über öffentl. Rechte (1852) 
S. 7% 2 Grundz. d. StR. $$- 
108, 17. 


24* 
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die in der Staatsangehörigkeit enthalten fein follen, giebt 
alfo der Theorie von den Grundrechten gemifjermaßen nur 
eine andere Wendung. Dabei verdient es jedoch befonders 
hervorgehoben zu werben, daß die Darftellung der Staatö- 
angehörigfeit bei Laband infofern einen großen Fort- 
ſchritt vepräfentiert, als dieſer Schriftfteller zuerft die 
ſtrafrechtlichen Gefihtspunkte ber Lehre feharf hervor- 
gehoben und ausführlich behandelt hat. Wenn aber La- 
band das „Wohnrecht“ als Inhalt der Staatsangehörig- 
keit auffüßrt, fo erhebt fi hinſichtlich der Syſtematik doch 
auch bier die Frage: warum nicht ebenfogut das Recht, 
Wechſel zu traffieren? Und aud von ben ftrafrechtlichen 
Momenten der Lehre gilt prinzipiell ganz das Gleiche. 

Es ift aber in ber That der von der Theorie biöher 
feftgehaltene Gedanke, als Inhalt des Staatöbürgerrehtes 
„Grundrechte“ aufzuzählen, wenn auch ſyſtematiſch unrichtig, 
doch aus einem anderen Geſichtspunkt recht wohl zu ver- 
teidigen. Es empfiehlt fi, bei der Lehre von 
der Staatsangehörigfeit bie Grundzüge der— 
jenigen Ordnung darzulegen, inderen Rahmen 
das Leben der Angehörigen des Staates fi 
bewegt: im Zufammenhang mit dem faltifden 
Subftrat, das für jeden Staat effentiell ift, 
den Menfden, d. i. den ftaatsrehtlid zu dem 
„Bolte" gehörigen Berfonen, wird am beften 
troß aller Bedenken der firengen Syftematif 
durd Darlegung der Grundzüge des für jene 
Menfhen geltenden Rechtes ein Überblid ge— 
mwonnen über den Kulturgrad, den bie Staats— 
und Rechtsordnung repräfentiert. Das ift ber 
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richtige und feitzuhaltende Gedanke, den die Theorie von 
den „Orundredten“ einfchließt, der aber allerdings ftart 
verbunfelt wurde durch den groben Unfug, der vielfach von 
ver politifchen Darftellung des Staatsrechtes hinfichtli der 
Grundrechte“ verſchuldet iſt.“ 


II. Die Pflichten. 

1. Die Gehorſams- und Treupflicht. 

Jeder Deutfhe ift dem Staat zum Gehor- 
fam verpflitet. Der Staat wird repräfentiert ent- 
weder dur das Reich oder die Einzelftanten: der Gehor- 
fam bemißt ſich lediglich nach der für jene Faktoren be- 
ftehenden Kompetenzgrenze.“ Vorausſetzung für den Ge 
horſam ift nur, daß das den Staat vertretende Organ in 
rechtmäßiger Ausübung feines Amtes fich befinde. Die 
u der Rechtmäßigkeit ift im einzelnen Fall quaestio 


hierher: Gierke in|als eine Abftraktion der Wiffen- 





Pr Jabeb, VI 11324, |fhft auß dem Bet des Zuge 
ellinet, Soft. b. fubi. öff. R. | und Verwaltungägefege*; Wal- 
9, ar; Binding, |bed im Tonftituierenden Reichö- 


Reipägründung 22 ff. („do 
ingt aus ihnen Mar vernehm- 
bar ber ganz natürliche natio- 


tag 1867 (Sten. Ber. I, 108): 
„wir haben einen großen Teil 
diefer Grundrechte in der preuß. 


nale Auficrei_ gegen die Reat⸗ 
tion in Deutfi land*j; Hänel 
StR. I, 356: „die Grundrechte 
find nichts anderes als zur 
Höhe von —— 
mungen erhobene Rechisgrund⸗ 
jäge für einzelne oder mehrere | %; 
beitimmte ¶ Verwaltungszweige 
unter dem einſeitigen ichts⸗ Si 
punkte der ſtaatsbürgerlichen 
Berehtigung"; Gneift, Rehtö-|g 
ftaat ©. 60: „nit als befon- 
dere Individualrechte, fondern 





Verfaſſung und wir haben die 
Erfahrung gemacht, dab fie nur 
infofern von einigem Wert für 
das Rolf find, als fie ſich durch 
Drganifation und Geishgebung 
ER feifch und Blut verkörpern“ 

5 Fe Meyer, Berw.- 
” d fi; Gareis, Ang. 

54; Tejner bei 

— XXI, 80 f. ſpeziell 
gegen Jellinet. 

Laband I, 181 f. 
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facti: allgemeine Regeln laſſen ſich hierüber nicht aufftellen ; 
in jedem Falle fann Gehorfam nur im Rahmen 
von Berfaffung und Gefegen gefordert werden. 
Liegt diefe Vorausfegung aber vor, fo ift der Gehorfam 
Stantöbürgerpflicht, gleichgültig, ob er für ein Thun ober 
Unterlafjen geforbert if. Die vielberufene Theorie, 
vom „paffiven Widerſtand“ als ber erlaubten 
Dppofition gegen Anordnungen bes Staates, 
die ein pofitives Thun fordern, wenn man 
fid nur den durch das Nichtthun verurfahten 
Rechtsfolgen untermerfe, ift in nuce die Auf- 
löfung jeder ftaatliden Drbnung und es ift ge— 
radezu unbegreiflich, wie diefe Lehre bis auf den heutigen 
Tag eine fo wenig beftrittene Herrſchaft in der Theorie 
behaupten fonnte® — 

Zum Gehorfam gegenüber den vom Staat ausgehenden 
Rechtsvorſchriften ift jedoch nach heutigen Rechtsprinzipien 
nicht allein jeder Staatsangehörige, fondern auch jeder im 
Staatögebiet fi aufhaltende Ausländer verpflichtet. Der 


8 Diefe Lehre ift befanntlich 
ein Sauptftüd aus dem Inven- 
tarium des alten Raturrechtes 
und in deſſen Rahmen nit nur 
verſtändlich, fondern notwendig 
al8 Konfequenz des behaupteten 

„Stantnertzugeinn en 80- 
8. Ik ea 163 * ren Ei 

ont al8 „Griftli 
maniſche Zufattung die — 
wiſſenspflicht des Bürgers, ber 
Staatsgewalt den Gehorſam zu 
verfagen“, wenn „mit ihren 
Geboten in die höhere Spläre|b 
der Moral, der Religion, der 


»|Beltinet, 


Wiſffenſchaft an reift, was fie 
„nicht darf“. ift Die grund⸗ 
Tägliche Sr ‚ng der Revo⸗ 
Iution. Unive alhifarife ‚ober 
rechtsphiloſophijch find jene 
Säge, unentbehrlih, juriftiih 
find fie unmöglid. Das Gleihe 
wird von der Bierlingfden 
„Anerkennung“, welder Theorie 
: Redte ©. 189 
beiftimmt, behauptet werben 
— ſoſern diefelbe über die 
ahe georbnete Viuwirtung 
olfes hei der Entftefung 

des Nechtes Hinausgreifen fol. 
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Staatsangehörige aber ift überdies noch in befonderer 
Weiſe zur Treue gegen feinen Staat verpflichtet, und 
diefe Treupfliht Hat eine ausgedehnte ftrafrechtliche? 
Spezialifierung erfahren. Gegen die Verlegung der ſtaats- 
bürgerlichen Treupfliht!° find gerichtet die Strafgefege 
wegen Hod- und Landesverrates; der „Verrat" von Aus- 
ländern ift ein prinzipiell anderes Delikt als der Verrat 
von Staatdangehörigen an der dem Vaterlande ſchuldigen 
Treue!! Das Nämliche gilt von der Majeftätsbeleivigung. 
Wenn Ausländer wegen diefer Delikte beftraft ‚werben, fo 
geſchieht dies nur aus dem allgemeinen Gefictöpunfte, 
daß der Staat in feiner Integrität gefhügt werden muß; 
wogegen für Inländer bei diefen Delikten das ftaatsrecht- 
liche Moment der Verlegung ber dem Staat ſchuldigen 
Treue den für die ftrafrehtlihe Konftruftion maßgebenden 


Geſichtspunkt bietet.!? Diefe 


? Mit Recht weiſt Laband 
1, 188 Bier aud) auf den inneren 

ufammenhang hin, in dem 
. M des Staatsangeh.-C. (f. 
oben &. 367) mit dieſer Treu- 
pflicht fteht. 

2 ap zum Folgenden La- 
Band 1, 183 ff. und bie dort 
gitierte ſtrafrechili he Sitteratur- 
Gegen den Labandiden Ge 
danken haben die meiften 
neueren Gchriftiteller auöge- 
ſprochen, und in der That wird 
der Schwerpunft beöfelben nicht 
auf dem tegtlihen, fonbern auf 
dem moralischen Gebiete zufuchen 
fein; doch entbehrt er micht 
der rechtlichen Ausprägung, bie 


noch eingehender zu unterfuchen | 


fein wird. Dagegen: Seydel, 





ſtaatsrechtlichen Gefichtspunfte 


Bayr. StR. III, 387; ©.Meyer, 
Verm-R: 666; Chrenberg, 
Kommendation und Huldigung 
nad) fränt. Recht 112 ff.; Sel- 
Linet, fubi. öff. Rechte ©. 187. 
Über den Standpuntt des älte- 
ten beutihen Nedtes: „indubi- 
tatum, hoc crimen non nisi a 
subditis etrari“ (Carpzov) 
ſ. Rehm 32 ff.; vgl. aud Hä- 
nel SR. I, 357 in grunbfäge 
licher Übereinftimmung mit dem 
Labandfden Gebantengang. 

1 Laband I, 183 ganz rich⸗ 
tig. Del. auch anittg , 
Hoͤchverrat 51 ff.; Rehm — 
über die ältere Entwickelung des 
Gebantena. 

18 Diefes fubjettine Moment 
tritt insbefondere darin hervor, 
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aber müßten fonfequentermeife im Bunbesftaat dahin führen, 
daß ein Unterſchied zwifgen Rei und Einzel- 
ftaat in Bezug auf die fpeziell gegen den 
Staat gerihteten Delikte garnidt gemacht 
würde. Reid und Einzelftaaten in ihrem Bufammen- 
wirken vepräfentieren die deutſche Staatägewalt: bie 
Staatsoberhäupter der Einzelftaaten, in Torporativer Einheit 
gedacht, tragen die deutſche Staatsgewalt (f. oben ©. 88 ff.), 
folglich follte das Strafrecht hier prinzipiell keinerlei Unter- 
ſchiede ftatuieren. Die „ſubjektive Treuverpflichtung” der 
Deutſchen befteht im Verhältnis zu den ſämtlichen Eingel- 
ftaaten und deren Landesherren grundſätzlich in gleicher 
Weiſe, weil dieſelben ſämtlich Beftandteile des Reiches, 
bezw. Träger der Reichsgewalt find. Durch den „An- 
teil, welchen die Landesherren aller einzelnen Staaten an 





daß Hochverrat, Landeöverrat|$.9 in fo ausgezeichneter Weife 
und Majeftätöheleidigung, von | entwidelten Brunppeingipien der 
Deutſchen im Auslande begangen, ſtaatsrechtlichen Struktur des 
in jedem Fall nad deutſchen Reiches. et Sohn Bei 
Strafgefegen verfolgt werden % Sr endorfl, Handb. LIT, 
Zönnen, jelbft dann, wenn im S. unrihtig Berner, 
Ausland ſchon eine Strafe er- — & ©. 365. Die Erör- 
Tamm mute; aierhinge ift dies |terung des Tertes ift Teined- 
üglih Hochverrates auch wegs, wie Laband jet ©. 1351 
— möglich, und dem einwendet, „von ber ‘bee des 
euer ftehen Münzver- | Einheitöftantes beherrfcht“, viel- 
BE und Amtöbelifte glei. | mehr ift der Stanbpuntt La- 
RSiGB. 5.4 3.1u.2, 0b.5,7.| bands und — teilmeife — des 
Der Saf abands I, 184: RXStGB. der ſtaatenbundliche. 
„bagegen fehlt es an ber ſub⸗ Doch iſt — „graugeten, 
jeltiven Treuverpflichtung im|daß bie ftrenge Logil das 
Verhältnis zu den anderen Ein- | Gefühl der befonderen Verbin- 
jelftaaten und ihren Lanbed-| dung mit dem „eigenen“ Landes- 
aa fteht durchaus in Wider-| deren hier miteinander in Streit 
[prud) zu den von Laband I, | liegen mögen. 
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der Reichsgewalt haben“, rechtfertigt fi nit nur der 
„Wegfall der Bedingung der Reziprozität“ und eine „höhere 
Normierung des Strafmaßes“ als gegenüber auswärtigen 
Staatoberhäuptern, fondern jener „Anteil“ Hat zur logiſch 
notwendigen Konfequenz den Wegfall jeder Verſchiedenheit 
in der Normierung des Strafmaßes. 

Das deutſche Strafgeſetzbuch hat dieſen ſtaatsrechtlichen 
Geſichtspunkten nicht volle Rechnung getragen,!* vielmehr 
macht es in den einſchlägigen Rechtsſätzen eine vierfache 
Unterſcheidung: 1. das Reich, 2. der Einzelſtaat, dem der 
Delinquent ſtaatsrechtlich angehört, 3. der Einzelftaat des 
Aufenthaltes, 4. die anderen Einzelftaaten. In gleicher 
Weiſe wird hinfichtli der Träger der Staatsgewalt unter- 
ſchieden mit der Mafgabe, daß als folder für das Reich 
der Kaiſer ſtrafrechtlich betrachtet wird. 

Was nun die einzelnen hierher gehörigen Delilte be— 
trifft, fo ſtehen für Hochverrat durch Mord oder Morb- 
verfuh am Träger der Staatögewalt (StGB. $. 80) die 
oben sub 1—3 aufgeführten Kategorien im Strafihuge 
vollfommen glei, indes für die Kategorie sub Ziffer 4 
nur ein geringerer Schuß ftatuiert ift ($. 81 8.1). Das 
gleiche Syſtem ift hinſichtlich des Deliktes der Majeftäts- 
beleidigung befolgt (StEB. 88. 94 u. 95, 98 u. 99). 

Keine Unterſcheidung unter den vier Kategorien wird 
dagegen gemacht, die betreffenden Beftimmungen find fomit 
im Hinblid auf den Bundesſtaat ſtaatsrechtlich richtig for- 

14 Berner, Lehrb. (8) 0 jumfaßt und überall von dem 
behauptet zwar: „das RStOB. Grunbgebanten ausgeht, daß dad 
ftellt ein politif—es Strafrecht gene jeichögebiet Inland fei*, 


auf, weldies dad Neijägange | bie Behauptung ift aber nur in 
und bie einzelnen Reicöftaaten |jehr mobifizierter Weife richtig. 
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muliert: bei dem „Unternehmen“ ° von Hodverrat, der 
fi gegen das Gebiet ober die Reichsverfaſſung richtet 
(StGB. $. 81 3. 2—4), fowie in beftimmten Fällen des 
fog. militärifhen Landesverrates (SIEB. 98. 87, 88), 
ferner bei dem fog. diplomatiſchen Landesverrat ($. 92), 
fowie bei dem gejamten Straffyiteme, das für „Wiverftand 
gegen die Staatsgewalt“ aufgerichtet ift (StGB. 8. 118).10 
Die beſprochenen Sätze des deutſchen Strafrechtes geben 
noch zu einer weiteren ſlaatsrechtlichen Bemerkung Anlaß. 
Wie oben bemerkt, muß prinzipiell das ſubjektive Moment 
der Verlegung der ftaatöbürgerlichen Treupflicht für diefelben 
die Baſis der Konftrultion bieten: dieſes Moment ift aber 
vom pofitiven Recht nur in ben 88. 87, 88, 89, 90 
(„militärifcher Landesverrat“) berüdfihtigt; die genannten 
88. find nur anwendbar auf Deutſche,“ indes für Aus- 
länder hier das befondere Strafgejeg in $. 91 Abf. 1 zur 
Anwendung kommt; ausgenommen find jedoch ſolche Aus- 


15 S. dazu RStGB. $. 82; 
ferner 98. 83, &6 über andere 
Vor bereitungshandlungen, fowie 
v. Liszt, at (JE. 50. 

10 Der Gegenfag zwiſchen 
Bundesſtaat und Otaatenbund 
tritt heſonders klar hervor durch 
die Vergleichung zwiſchen dem 
ginfitti des Hodverrates im 

jeiche geltenden und dem im 
früheren deutfjen Bunde vor- 
Handenen Rechte; vol. über Ieß- 
tered2abanbI, 1: unse . 
$. 92 |. ferner ©. 199. und 
die Mitteilung aus den Motiven, 
dal. aud Liszt $8. 165—167, 
O1. 


17 Bol. John a.a.D. 48ff.; 
v. Liszt 528 führt aus, dab 
nur beim Landes⸗ nicht beim 
Hodjverrat, „ba8 Treuverhältnis 
des Staatäbürgers zu feinem 
Staate von entjceidender Be- 
deutung“ fei, wegen ber nur 
in erfierem Delikt liegenden 
„Verbindung mit einem fremden 
Gemeinwefen“. Eine folde ift 
aber nicht notwendige oder all- 
einige Borausfegung für bie 
Berlegung des dem Gtaate 
gender beftehenden Treuver⸗ 
Palinifies. 
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länder, welde „unter dem Schutze des Deutſchen Reiches 
oder eines Bundesſtaates fi innerhalb des Bundesgebietes 
aufhalten” und während biefer Zeit einen nad $8. 87, 
89, 90 ftrafbaren Landesverrat begehen; für folge gelten 
die nämlichen Bejtimmungen wie für die Inländer (8. 91 
Abſ. 2). Für alle übrigen oben genannten Delikte da— 
gegen ift das Moment der Stantsangehörigleit nicht berüd- 
fihtigt worden: Deutſche und Ausländer werben vielmehr 
vollfommen gleich behandelt (alfo bei diplomatischen Landes⸗ 
verrat, Maojeftätsbeleivigung, Hochverrat, Widerſtand gegen 
die Staatögewalt) und die Würdigung des Momentes der 
Staatsangehörigleit mag nur bei der Strafausmeffung durch 
den Richter nach freiem Ermeſſen erfolgen. Es find dem⸗ 
nad) in diefen Strafgefegen zwei ihrer inneren Natur nach 
prinzipiell verſchiedene Thatbeftände äußerlih zufammen- 
gefaßt, was befjer vermieben worden mwäre.!® 

Gegenüber „befreundeten“ auswärtigen Staaten ift Re- 
ziprozität die notwendige Vorausfegung für eine deutſcher- 
ſeits zu bethätigende Beftrafung von Verlegungen des betref- 
fenden Staates ($. 102). Die Verlegung der dem Staate 
gefchuldeten Treu- und Gehorfamspfliht Tann außer ben 
oben bezeichneten ſtrafrechtlichen Folgen unter Umftänben 
den Verluft der deutſchen Staatsangehörigfeit ala Straf- 
folge nad ſich ziehen: vgl. hierüber oben $. 12 B 3. 6 
(&. 367). 

2. Jeder Deutſche ift wehrpflichtig (ausge— 


18 Berner, Lehrb. d. Straf» | Vgl. Hugo Meyer, Lehrb. d. 
echtes (8) S. 342 meint, die im | Strafrecht (2) Fi 18418, 14, 
Tert gegebene Anſicht beruhe 1859; Laband 1, 133 ff. und 
auf „einer veralteten feubalifti« befonbers Heinze, ftantöredhtl. 
fen Auffaffung des Staates“. u. ſtrafrechtl. Erörterungen 64 ff. 
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nommen die Mitglieder der regierenden Käufer und die 
Standesherren) (RB. Art. 57). In dieſem Satz der Ver- 
faffung liegt ein zweiter Fundamentalſatz des beutfchen 
Staatöbürgerrehtes: die Pflicht, im Kriegsfalle das Vater⸗ 
Iand mit Leib und Leben zu fchüßen und behufs richtiger 
Leiftung dieſes Schuges bereit8 im Frieden die Militär- 
pflicht zu erfüllen. 

Näheres hierüber unten Bd. II im Militärrecht. 

3. Jeder Deutſche Hat in finanzieller Beziehung die- 
jenigen Leiftungen zu maden, welde das Reich behufs Er— 
füllung feiner Aufgaben zu fordern für nötig findet: bie 
Steuerpflidt. 

Näheres hierüber unten Bd. II im Finanzrecht. 

Hinfitli der Steuerpflicht gegenüber dem Einzelftaat, 
deren Drbnung bem partifularen Staatsrecht übermiefen 
murde, bat das Rei nur durch ©. v. 18. Mai 1870 
(BGBL. 119) beftimmt, daß die Befteuerung von Deutfchen 
in dem Staate des Wohnfiges, eventuell des Aufenthaltes, 
bei mehrfachem Wohnfig der Heimat zu erfolgen Bat, 
mehrfache Beiteuerung aber verboten ift; Grundbeſitz, Ge- 
werbe, Befoldungen find in demjenigen Staate zu befteuern, 
mo fie belegen find, bezw. betrieben oder bezahlt werben.!? 

4. Jeder Deutſche hat überdies die Pflicht, alles zu 
unterlafjen, was dem Staate ſchaden könnte, bezw. pofitiv 
zu thun, was in präventiver Weiſe zur Verhütung von 
Schaden vorgefchrieben wird. Durch zahllofe Vorfhriften 
polizeilicher Natur Hat der angegebene allgemeine Grundfag 
feine Spezialifierung erfahren. Die Polizei ift den Einzel- 


19 S. dazu Blochmann in Hirths Ann. 1887, ©. 778 ff. 
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ſtaaten verblieben, doch hat das Reich mehrfach in ein— 
ſchneidender Weiſe eingegriffen.?° 


IN. Die Rechte. 


1. Jeder Deutſche muß im Vollgenuß feiner 
bürgerlichen und ftaatsbürgerlihen Rechte von 
der Staatsgewalt gefhügt werben. Alle Deut- 
ſchen Haben in dieſer Richtung ein prinzipiell gleiches 
Recht: weder eriftieren im Deutſchen Reihe Verhältniſſe, 
welche ganze Kategorien von Staatsangehörigen hinſichtlich 
des allgemeinen Rechtsſchutzes ſchlechter ftellen als andere 
(Sklaverei, Hörigfeit), noch find befondere Bevorzugungen 
eingelner Kategorien mit den heutigen Staatprinzipien 
vereinbar. Doc haben in letzterer Beziehung fi aus der 
ungeheuren Mafje von Privilegien ber früheren Zeit noch 
einige Refte felbft bis in die neueſte Gefeßgebung gerettet, 
nämlich die Befreiung ber Mitglieder der regierenden Häu- 
fer vom ordentlichen Gerichtäftand, die Privilegien derſelben 
Perfonen in Bezug auf zeugenſchaftliche Vernehmung und 
gerichtliche Eivesleiftung, der denfelben gewährte höhere 
ſtrafrechtliche Schuß; die Standesherren ferner haben das 
Privileg eines befonderen Gerichtsſtandes von Stanbes- 
genoſſen in Kriminalfachen, fomeit ein folder vor Erlaß 


30 &o inäbefondere auf dem Zeit erlafien, wiederholt ver- 
Gebiet der Seuchen · und Medi-|längert wurde und mit dem 
zinalpoligei. — Bor allem fiel 80. September 1890 durch Beit- 
unter bie Ziff. 4 das vielum⸗ |ablauf außer Kraft trat; das 
ftrittene Gef. v. 21. DM. 1878| Gefeg_ ift mehrfach Lommen- 
(RGBL. 351) gen bie gemein« | tiert, fo von Gareis in Hirths 
gefäbaticen jeftrebungen ber | Ann. 1879, 345 ff. 

sozialbemofratie, welches, auf 
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der Reichsjuſtizgeſetze partifularrechtlih noch beftand, be— 
Halten.?! 

Der ſtaatliche Rechtsſchutz wird geleiftet teils vom Reiche, 
teils von den Einzelftaaten, nad) Maßgabe der allgemeinen 
Kompetenzgrenze zwifchen Reich und Einzelſtaaten. Die 
Normen, nad melden der Rechtsſchutz zu leiſten ift, find 
jest in der Hauptfache durch die Reichsgeſetzgebung aufge- 
ſtellt, doch ift immerhin der Sphäre einzelftantliher Thätig- 
Zeit nicht allein die Durchführung der auf den Rechtsſchutz 
bezüglichen Gefeßgebung, fondern auch diefe letztere felbit 
in weitem Umfange überlafjen geblieben. Die materielle 
und formelle Drbnung des Rechtsſchutzes ift der Gegenftand 
einer Anzahl von befonderen juriſtiſchen Disziplinen und 
ſcheidet demnach aus der ſtaatsrechtlichen Betrachtung völlig 
aus: fo Eivilreht und Eivilprozeß, Strafrecht und Straf- 
prozeß ſamt allen Separatabzweigungen, die fi in Hin- 
ſicht diefer Materien im Laufe der Zeit ergeben haben. 
Jene ſämtlichen Materien find in die Sphäre der Reichs- 
geſetzgebung einbezogen (RB. Art. 4 3. 18 u. Gef. vom 
20. Dez. 1873, RGEBl. 379) und mit Ausnahme des 
Civilrechtes auch bereit? durch hochwichtige Spezialgefege 
einheitlich für alle Reichsangehörigen geordnet; die einheit= 
liche Ordnung des Civilrechtes fteht no bevor. Das 
Reich hat ferner auch die äußere Form ber Gerichte duch 
das Gerihtöverfaffungsgejeg v. 27. Yan. 1877 (XGBl. 
41) feftgeftellt und den Einzelftanten nur die Ausfüllung 
de3 gezogenen Rahmens überlaſſen: die Drganifation der 


2 Dot. die einzelnen Nachweiſungen bei Meyer, Lehrb. 
s. PR u) g y hi 
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Gerichte iſt einheitlich im ganzen Reiche. Verweigerung 
des Rechtsſchutzes durch einzelftantlihe Gerichte Tann 
durch Beſchwerde an das oberfte Organ des Reiches, den 
Bundesrat, gebracht werben, dem die verfafjungsmäßige 
Pflicht obliegt, die gerichtliche Hilfe „zu bewirken“ (NL. 
Art. 77, |. auch oben ©. 170). 

Der Rechtsſchutz aber, den der Staat feinen Angehöri« 
gen ſchuldet, hat feine Grenze nit an ben Grenzen des 
Stantögebietes. Prinzipiell zwar muß biefe Grenze durch⸗ 
aus feftgehalten werben, thatfächlich aber haben die Staaten 
der Neuzeit fih in diefer Beziehung große Konzeffionen 
gewährt und geftatten eine Bethätigung bes Rechtsſchutzes 
für fremde Staatsangehörige in weitem Umfang durch Be 
amten anderer Staaten innerhalb ihres Gebietes. Dem- 
gemäß hat auch das Deutſche Reich feine Schugpflicht gegen- 
über deutſchen Staatsangehörigen im Auslande prinzipiell 
in der Verfaffung Art. 3 Abf. 6 anerkannt und ben inter- 
nationalen Rechtsſchutz der Deutſchen durch eine umfafjende 
Spezialgefeggebung (RB. Art. 4 3. 7) organifiert. (©. 
unten Bb. II im Konſularrecht.) In legter Inftanz find 
die Mittel, durch melde das Reich feiner Pflicht des 
Rechtsſchutzes gegen Deutſche im Auslande genügen müßte, 
die Zwangsmittel des internationalen Verkehres. 

Der Pfliht des ſtaatlichen Rechtsſchutzes entſpricht die 
Gehorſamspflicht der Deutſchen im Auslande gegenüber den 
deutſchen Gefegen und den Vertretern der deutfchen Staats- 
gewalt, foweit der betreffende Territorialitant eine Bethäti- 
gung ber deutſchen Staatögewalt in feinem Gebiete geitattet; 
von pralktiſcher Bedeutung ift dies insbeſondere da, mo 
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deutſche Konfuln die Gerichtsbarkeit über Deutſche auszu- 
üben bereditigt find. 

©. hierüber unten Bb. II im Konfularredit.?? 

2. Der Genuß ber ftaatsbürgerlihen Rechte, 
d. i. derjenigen Teilnahme, welde dem Volke unmittelbar 
an ber Bethätigung des ſtaatlichen Verfaſſungslebens ein- 
geräumt ift, hat die Stantsangehörigfeit zur Vorausfegung, 
ift aber ſowohl für das Reich als für die Einzelſtaaten 
nod an befondere Bedingungen gefnüpft. Für das Neid 
tommt bier in Betracht das Recht, zum Reichstag zu wählen 
und gewählt zu werben. (Bgl. hierüber oben ©. 217 f.) 

Die Einzelftanten ordnen die Bedingungen für den Ge- 
nuß ihrer fpeziellen ftaatsbürgerlichen Rechte ſelbſtändig, 
ſoweit nicht zwingendes Reichsrecht vorhanden ift. (Siehe 
hierüber oben ©. 858 f.) 

8. Jeder Deutfhe hat das Recht der freien 
Bewegung und Thätigfeit im Reichsgebiete: 
das „Grundreht” der Freizügigkeit. Hierfür hat jeder 
Deutfche gleichen Anfpruh auf den Schutz des Staates, 
und innerhalb des Reichsgebietes befteht ein Unterfchien 
zwiſchen In- und Ausländern in dieſer Beziehung nicht. 
Diefer Grundfag war bereit in ber norbbeutfchen Bunbes- 
verfaffung anerfonnt und wurde von hier in die Reiche- 
verfaffung Art. 3 Abf. 1 u. 2 übernommen; durch dad G. v. 
1. Novbr. 1867 (BGB. 55)°° Hatte er fon vor Auf- 
richtung des Reiches eine umfafjende ſpezialgeſetzliche 


2 ©. auch Laband J, 1: Gneift, Art. Bein in 
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Durchführung gefunden und das G. v. 6. Juni 1870 (BGBL. 
360) über den Unterftügungsmohnfig hat ihn zur vollen 
Wahrheit gemacht, indem es für das ganze Reichsgebiet, mit 
Ausnahme von Bayern ?* und Elfaß-Lothringen, einheitliches 
Armenrecht berftellte und den Grundfag der Gothaer und 
Eiſenacher Verträge, daß die der Armenunterftügung ver- 
fallenen Perſonen dem Heimatzftaat zugemwiefen werben dürfen, 
befeitigte.2° 

Das Grundrecht der Freizügigleit läßt ſich nad; folgenden 
Richtungen fpezialifieren: 

a) Ein Deutſcher darf night aus dem Reichs— 
gebiet verwiefen werben (©. v. 1. Rov. 1867 $. 1). 
Kein Staat darf nah den heute anerkannten Grundfägen 
des internationalen Verkehrs feine Staatsangehörigen, deren 
er aus irgend einem Grunde fi entlebigen möchte, einem 
anderen Staate zumeifen. Fremde find im Staate prin- 
cipiell nur gebulbet, fie können jeberzeit des Reichögebietes 
verwiefen werben, wenn das Intereſſe der öffentlichen Ord— 
nung bies forbert;2° diefer Grundſatz ift unzweifelhaft Be- 
ftandteil des deutſchen Rechtes, obwohl er einen unmittel- 
baren geſetzlichen Ausdruck nicht gefunden hat. Außerdem 
beftimmt das StGB. 88. 39, 284, 362 noch fpeziell, daß 


4 Berf. Schlußprot. I- III, | mark, Belgien, — Lurxem-⸗ 
dazu Cahn 15; — SR. Bug: © sche 15 
1,618 f.; © Meyer, Verw.R. Zaband ], Mae: iger 
1, 102; Saband 1, 150. |Sehrb. 648, fomie die N. 11 
25 Gothaer Konv. v. 15. Juli Atlanten Scriftfteller; jetzt bei. 
1851: Cahn 217, Eijenader |Rehm 24. Über die Spezials 
Som. v. 11. Juli 1858: Cahn | vorichriften ber Niederlafjungs- 
franz. ©. v. 15. Dit. 1793: |verträge |. die Angaben bei 
Gabı Bob, Serichoe mit ter, | Tach I, 10. 
—E Stalien, Däne- 
Zorn, Staatsrecht L 2. Aufl. 25 
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Ausländer, die wegen der in ben genannten $$ behandelten 
Delikte beftraft find, ausgewiefen werben Tönnen ;?7 ebenfo 
Zönnen auslänbifche Jefuiten und Perfonen, die einer jefuiten- 
verwandten Korporation angehören, nad) $. 2 des ©. v. 4. Juli 
1872 (RGBI. 253) ausgewiejen mwerden.?° 

b) Ein Deutſcher darf einer ausländifgen 
Regierung zur Beftrafung oder Verfolgung nit 
ausgeliefert werden (RStGB. $. 9). Verbrechen, 
welche Deutſche im Ausland begangen haben, werben im 
Inland beftraft, ſoweit das StGB. hierfür Strafgefege ent- 
halt (f. oben ©. 375'%); es ift dies jedoch die Ausnahme, 
Inwieweit Ausländer wegen im Ausland begangener Ver— 
brechen an ihre Staaten ausgeliefert werben, bejtimmen bie 
Auslieferungsverträge, welche dem äußeren Staatöreht an- 
gehören.?? 

Innerhalb des Reichsgebietes beftehen für 
die Strafverfolgung prinzipiellleine Örenzen: 
ion durch das Rechtshilfegeſetz v. 21. Juni 1869 (BGBl. 
305) $. 23 war dieſer Grundfaß anerkannt worden und durch 
das Gerihtöverfafjungsgefeg und die Prozeßordnungen ift 
derſelbe ſyſtematiſch dem Reichsrecht eingefügt.3° 

e) Das Korrelat der sub a) und b) bezeichneten nega- 
tiven Rechte bildet das in der Freizügigkeit enthaltene pofi- 
tive Recht jedes Deutſchen, einerfeit® auszumandern 
(vorbehaltlich der oben aufgezählten militärrechtlihen Be— 





#7 Die Audweifungen werben | 1878 $. 22 Abſ. 2 über fozial- 
im Gentralblatt Deröfenttict. demokratiſche Agitatoren. 
Dazu die Vorferiften in) * 6. un Wr Angaben bei 
ben, A ae Gefegen | Laband I, 
über Re-| © StRD. x isı, 132, 187; 
Üglonsbiener, u Sm Dftbr. | vgl. Fir I, 151f. 
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Tchräntungen),?! andererfeits fih überall im 
Reichsgebiet behufs gefegmäßiger Thätigkeit 
aufzuhalten ($. 1), ohne daß eine Einſchränkung dieſer 
freien Bewegung durch ftaatliche Behörden geftattet märe, 
abgefehen von einigen gefeglih eng umgrenzten Fällen. 
&o Tann ausnahmsweiſe, „wenn bie Sicherheit des Bundes 
ober eines einzelnen Bundesſtaates ober bie öffentliche Ord⸗ 
nung durch Krieg, innere Unruhen ober fonftige Ereignifie 
bedroht erſcheint“, durch Faiferliche Verordnung überhaupt 
ober für einzelne Teile des Reichögebietes ober zu Reifen 
aus und nad beftimmten Staaten des Auslandes der 
Paßzwang eingeführt werben. (G. v. 12. Dit. 1867, 
RGBl. 33 $. 9, vgl. dazu z. B. die faif. V. v. 26. Juni 
1878, RGBl. 131: Paßzwang für Berlin, ferner K. 2. 
v. 2. Febr. 1879, RGBl. 9: Paßzwang für Reifenbe, die 
aus Rußland kommen.) Außerdem find Aufenthaltbe- 
ſchränkungen nur nad Maßgabe folgender Beftimmungen 
auläffig: «) Perfonen, welche ftrafgerichtlich unter polizei 
liche Aufficht geftellt find, können aus beftimmten Bezirken 
ausgewieſen werben; neben dem Reichsſtrafrecht (RStGB. 
$. 39) find hierfür auch die Vorfchriften des Landesftraf- 
rechtes noch in Kraft geblieben, foweit fie hinſichtlich ber 
dem leßteren überlafjenen Materien Aufenthaltsbeſchränkungen 
ftatuierten ($. 8 Abf. 1); 8) Verfonen, melde in ben 
Iegten zwölf Monaten wegen wieberholten Bettelns ober 


®ı Ein Auswanberungäverbot| 1883, Bd. IX, 415; vgl. auch 
ann ber Kaifer bei gr, ober |X, 336, XII, 405. Dgl. auch 
riegägefabe erlaffen ($. 17 des | Württ,. ©. v. 16. Juni 1885 
©. v. 1. Juni 1870). Art. 57 u. dazu die Erörterun- 
3 Gahn 59 f.,_ 326 ff.; gen von Rehm 184 ff. 
Entid. d. OVG. v. 25. Januar 
25* 
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wiederholter Landſtreicherei beftraft wurden, ann der 
Aufenthalt ebenfo wie den sub a) genannten Perfonen in 
beftimmten Bezirken verfagt werben ($. 8);%° die sub «) 
und 4) bezeichneten Perfonenkategorieen müfjen nur im 
Heimatsſtaat aufgenommen werden; * 7) Mitgliedern des 
Jeſuitenordens ober einer jefuitenverwandten Korporation 
kann der Aufenthalt dur die Landespolizeibehörben in be- 
ftimmten Bezirfen verfagt oder angemiefen werben, ohne 
daß die Grenzen der Einzelftaaten hierfür in Betracht 
kämen (©. v. 4. Juli 1872, RGBl. 253 8. 2 Schluß- 
faß);° 6) Gemeinden oder Armenverbände fönnen neu 
anziehende Perfonen von der Nieverlafjung ausſchließen, 
wenn fie nadweifen, daß diefelben unvermögend find, ſich 
und ihre nicht arbeitsfähigen Angehörigen notdürftig zu er- 
nähren ($. 4 Abf. 1).20 Offenbart fi nad) dem Anzuge 
die Notwendigkeit einer öffentlichen Unterftügung, bevor ber 
neu Anziehende den Unterftügungswohnfig erworben Bat, 
und weiſt bie Gemeinde nad, daß das Unterftügungbebürf- 
nis nicht bloß durch vorübergehende Arbeitsunfähigteit ver- 


I Fa 63f.5 Laband fotöe nit im Sinne Cahn 


* A. Meyer, & ss 
69: Sasand 1 De H,oo. ar rt gieigen 
gi —— GE, SH 1874 88. 1, 5 über Heisionse 
* bienen,, er aufgehoben, ebenfo 
173 ff. Die Anfiht ber’ 3 erfte| irn gi —— 
genannten Scriftfteller führt 5, 8 8.3; |. aud Saband 
motmenbig zu der Annahme der |T ’ 
Zuläffigleit einer AXu@meifung |” 
aus dem ganzen Reichsgebiete ®° Sey del 166 }. Banden, 
in den im Tert bezeichneten geſetzlich Part die durd_$. 
en; $. 3 bes Freizügigkeits- den Gemeinden erteilte eng 
ef. aber Hat offenbar eine nis noch beſchränkt werden. 
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ſchuldet fei, fo lann die Fortfegung des Aufenthaltes ver- 
fagt werben ($. 5).* e) Bayern und Eljaß-Lothringen 
endlich Tönnen Perfonen, die der Armenunterftügung ans 
heimgefallen find, ihrem Heimatsſtaate zufchieben und das 
Gleiche ift den übrigen Einzelftaaten hinfichtli der Bayern 
und Elfaß-Lothringer geftattet. 

d) Die Erwerbsthätigkeit ift durch die neuere 
Geſetzgebung foviel ala möglih von ben hemmenben 
Schranken einer früheren Kulturperiode befreit und zugleich 
das Hindernis der einzeljtaatlihen Grenzen im Reiche in 
dieſer Beziehung prinzipiell befeitigt worden. Verfaſſungs⸗ 
gemäß genießen alle Deutſchen im Reichsgebiet gleiche 
Rechte für den Erwerb von Grunbbefig, den Betrieb von 
Gewerben und die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher 
Ämter, fei es in der Weife, daß für das ganze Reichs- 
gebiet gemeined Recht gefchaffen wurde, fo im Gemerbe- 
zecht,5® fei es, daß bie betreffende Materie zwar dem PBar- 
tikularrecht verblieb, der Unterſchied zwifchen In- und Aus- 
ändern aber für die Angehörigen beutfcher Staaten be- 
ſeitigt wurde. 

e) Die Eheſchließung von Deutſchen iſt durch G. 
v. 4. Mai 1868 (BGBL. 149) von früheren polizeilichen 
x bie Rechtömittel gegen | Ausdrud bringen darf, iſt 


polizeiliche Derfügungen |. ©. |felbftverftänblich, foweit nicht 
Meer, Bem-R. 1,107, 1m. Strofgefehe enigegenfichen; Daß 





gu Preußen Gef. üb. ſreß gewerbe frei fei, ift 
andesverw. $. 127, eng, " Er Beftandteil des allgemeinen 
020. VI, 364 ff. Prinzipes der Gemwerbefreiheit 


3 Bol. "die Lehre vom Ge | und gehört demnach fyftematifch 
werbenefen. ‚Hierher gehört auch | Iebiglih in den Zufammenhang 
das „Örundreht“ der Preffrei- | des Gewerbepolizeirechtes. Hifto- 
heit: daß der Einzelne feine Ge |rifches |. bei Meyer $. 221. 
danken durch bie Preſſe zum 
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Beſchränkungen befreit und fomit auch durch Erleichterung 
des wichtigſten familienrechtlichen Altes die freie Bewegung 
der Bevölferung wefentlich gefördert mworden.??. Nur in 
Bayern, wo das oben erwähnte Geſetz nicht eingeführt ift, 
bezw. für Bayern im übrigen Reichsgebiet,““ wird eine 
biftriftspoligeiliche Genehmigung zur Eheſchließung geforbert, 
und dieſelbe muß verfagt werben, wenn die Heimats- 
gemeinde oder das Regierungsfisfalat nad Maßgabe der 
gejegliden Gründe gegen die Verehelihung Einſpruch er- 
hoben haben.“ ine obrigkeitliche Erlaubnis wird im 
übrigen nur für Landesbeamte und Militärperfonen gefor- 
dert, nicht aber für Reichsbeamte.“ 

f) Deutſche, welde hilfsbedürftig werben, 
haben ein Redt auf Armenunterftügung (©. v. 
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® $. 1. „Bundesangehörige 

bebürfen zur Gingehung einer 
Ehe ober zu ber bamit verbun« 
denen Gründung eined eigenen 
Haushalts weder des Beſitzes 
noch des Erwerbes einer Ge- 
meindeangehörigfeit (Gemeinde- 
mitgliebfhaft) oder des Ein- 
wohnerrehtes, noch der Genehmi« 
ung ber Gemeinde (Gutäherr- 
fat ober bed Armenderbandes, 
no einer obrigfeitlihen Er- 
Taubnis. 

Insbeſondere darf die Befug- 
nis zur Verehelihung nicht be⸗ 
fchränft werben wegen Mangels 
eines beftimmten, bie Groß- 
jäpeigteit überfteigenden Alters 
oder des Nachweiſes einer Woh⸗ 
nung, eines hinreichenden Ver⸗ 

ens ober Erwerbes wegen 
erlittener Beſtrafung, böfen Ru- 
fes, vorhandener ober zu befürch⸗ 





tenber Berarmung, bezogener 
Unterftügung oder aus anderen 
poligeifihen Gründen. Auch 
darf von ber ortöfremden Braut 
ein Zuzugägelo oder eine fonftige 
Abgabe nicht erhoben werben.“ 
© X. X. im legteren Punkte 
G. Meyer, Berm.-R. I, 111%, 
dab „die bayrifgen Gelege 
außerhalb Bayerns feine Gel- 
tung befigen“, iſt aber nicht 
rihtig; |. v. Sicherer, Komm. 
270 ff. Die Meyerige Anficht 
billigt aud Laband I, 156. 
Bol. v. Sicherer, Per- 
fonenftand u. Eheſchließung in 


Deutichland ©. 270ff., bei. 271 
N. 38, 388 ff.; ©. Meyer, 
Bern. R. I, 110f. i 


42 ©. v. 6. Gebr. 1875(ROBL. 
23) 8. 38 ob. MiL.O. v. 2. Mai 
187488. 40, 60; vgl. v. Sie 
ver ara. 8. of. 
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6. Juni 1870, BGBl. 360). Alle Deutſchen find in 
jedem Teile des Reichsgebietes gleichberechtigt ſowohl für 
Art und Maß der etwa nötig werdenden Unterftügung als 
aud für den Erwerb und Verluft des Unterftügungsmohn- 
fiten. 

Die Drt3armenverbände find verpflichtet, diejenigen zu 
unterftüßen, bezw. dauernd zu übernehmen ($. 31), melde 
den Unterſtützungswohnſitz erworben Haben; mangels eines 
ſolchen tritt bie Pflicht bdesjenigen Land armenverbandes 
ein, in weldem ber hilfsbebürftig Gewordene ſich bei Ein- 
tritt dieſes Zuftandes befand ($. 30). Borläufige 
Unterftügung muß von den Ortsarmenverbänben jedem im 
Bezirk ſich aufhaltenden Deutſchen, der Hilfebebürftig wird, 
geleiftet werben, vorbehaltlich des Regreſſes an den befinitiv 
verpflichteten Armenverband ($. 28). 


+ Bol. die ausführliche und | Armenvechtes durch das preufi« 
fehr verbienftliche Darftellung bed ſche und gen Reiharsät 
Reichsarmenrechts von Seybel|gegenüber di übern Ent» 
bei Hirtb, Ann. 1877, 545—627; | widelung en * (amulden deut- 
Rehm 113 ff., 132 ff, über den | fen Staaten, an ber Bayern 
Bufammenhang mit der Staats- | heute noch fefthält („Unter 
bezw. Gemeinbeangehörigkeit, | ftügungsmoßnfig“ und „dei 
fowie den merkwürdigen Gegen- | matärecht‘), f. aud) % Fever 
fag in ber Konſtruͤktion des Berm.-R. I, 100 ff, 111 ff. 


Fünftes Bud. 
Die Rechtsbildung im Beide. 


5. 14. 
Die Prinzipien der Rechtsbiſdung. 
L Der Rechtsbegriff. 


Die Vorſchriften, 


welde von feiten der 


Staatsgewalt des Reiches in imperativer form? 
gegeben und deren Durdführung eventuell 
durd die dem Reiche zuftehenden Zwangsmittel 


1 Bol. v. Gerber, Grundz. 


e Auf jur: 5-8; Zaband 
2 Pe 8 sh inet, 
ehr! änel, 
Stu. Nu Zeltinet, 


Gefeg u. AH Regels- 
berger, Band. I, 57 ff. Viele 
Anregung nad} der prinzipiellen 
Seite gewährt E. Meier, die 
Rehtsbilbung in Staat unb 
Kirche (1861), Die Literatur 
Über die Grundbegriffe ber 
Be ift ebenfo zahl: 
reich als kontrovers; es Tann | den 
natürlich davon nidt_ bie 
Rebe fein, Bier in Berüdfichti- | al 
&i derfelben irgend melde 

— — zu —S 

A Bartiger Darftellung find 
aͤr jauptjäße bed Leries ent 
widelt von hering, der 
Zwed im Recht I, Kap. VII; 
ausgezeichnet befandelt ferner 





bie Frage Sarmey, d. öff. R. 
u. d. Bermalt. $. 1, def. ©. 11, 
ferner Selfen, Rechtaphilo- 
4 fophie $. 3. Über und gegen 
ie. Jellinekfhe „Selbitver- 
pflihtung“ des Staates als 
Grundlage bes Rechtes Tezner 
bei Grünhut 8. XXI, 158. 

® Hänel, Stud. II, 120: 
„bie Inyerative hiernach ſollt 
{hr euch 1 hen: — welde allem 

iehte 





objektiven aud in feinen 
— jenden und ermäctigen- 

mmungen u Grunde 
Ti F — mperative 


je Säge des” Beste h bebing en 
fih_ gegenfeitig“ 
Rehtöfat „intereffiert nit mur 
diejenigen, bie es angeht, fon- 
dern alle an ber ” t3orbnung 
Beteiligte.“ &. 128 über ben 

erativen Charakter von un- 
vollftändigen Rechtsſatzen. 


— — jeber 
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geſichert ift, bilden in ihrer Gefamtheit das 
Reichsrecht.* 

Der Wille, den der Staat als juriſtiſche Perſon des 
öffentlichen Rechtes geltend zu machen berufen iſt, in ver- 
foffungsmäßiger Form entftanden und den Beteiligten zur 
Kenntnis gebradt, ift das Recht. 

Das Recht ergreift prinzipiell nicht allein diejenigen 
Einwohner des Reichsgebietes, welche im ſtaatsrechtlichen 
Unterthanenverhältnis zum Reiche ſtehen, ſondern überhaupt 
alle rechtsfähigen Subjelte, die fi im Reichsgebiete be— 
finden, fei es zu dauerndem, fei es zu vorübergehendem 
Aufenthalte. Der Wille des Staates erftredt fi über den 
geſamten territorialen Umfang desfelben: die Grenzen 
des Gebietes find prinzipiell dieterritorialen 
Grenzen des Rechtes. Es wird nicht geleugnet werben 
dürfen, daß das unfere heutige Rechtsbildung beherrſchende 
Prinzip — im Gegenfa zu dem in früherer Zeit fpeziell 





® Diefe Begriffäbeftimmung 
weicht von ber Herrfcenden 
Lehre ab. Es ift aber nit 


fie auch ihre Geltungskraft 
fgöpfen mögen, ſind ihrem Inhalt 
nah entweder Gebote oder 


thunlich, Hier in bie Kontroverje 
näher einzugeben. Die im 
Terte gegebene Begriffäbeftim- 
mung trifft im _mictigften 
Bunfte überein mit der von 
Ihon, Rehtnorm und ſub⸗ 
jettives Reht ©. 8 entwidelten. 
Vgl. aber au Thon in Grün. 
im af rinat- u. Öff. R. 
’ fi; Regelöberger 
58: „gefeßt (pofitiv) und von 
geingerder Kraft”. anelStR. 
bie hierburg" — Burg 
die Gefegebung — „erzeu 


Rechtäfäge, aus welcher Die | 36 





Berbote ober Ermägtigun- 
gen und ihrem Geltungsum- 
fange nad entweber allge- 
meine, bie eine voraußgefegte, 
unbeftimmte Reihe von That- 
beftänden tegeln, ober ie jielle 
Nechtsfäge, wenn bie Regelung 
fi auf einen ober mehrere in« 
dividuell beftimmte Thatbeftände 
Begießt." 
hierher die anregende 
Schrift von Serien, KRoupon- 
ch \peoneie, bei. ER hr —E 
ädter im civ. Pragi 
—— 
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bei den Germanen mafgebenden Perſonalitätsprinzipe — 


das ber Territorialität ift.® 


Quidquid est in territorio est etiam de territorio, 

So das Prinzip. Der rei entwidelte internationale 
Verkehr unferer Zeit hat jedoch dazu geführt, jenes Prinzip 
in weitem Umfange zu durchbrechen, und Diefe Durchbrechung 
des Prinzipes ift geradezu internationaler Grundſatz ge— 


worben. 


5 Bgl. die ungemein prägife 
prinzipielle Beftimmung biefed | v 


unfte® bei rider, vom 
staatägebiet ©. 26f. 2aband 
I, 581 bemerkt: „territorial be- 


grenzt ift nur die Handhabung 
des Nehtäfhuges“, „Tomeit 
aber die Gefege — — Rechts- 
normen für das Verhalten ber 
"Reitsangehörigen aufftellen, ift 
ihr Geltungsbereih örtlich 
überhaupt nit begrenzt“. Terri« 
torial begrenzt ift allerdings nur 
der Rchtsfhug (abgeiegen vom 
Konſularrecht), Shug d. 
jehört aber pm Rehts- 

—* muß das Redt | R 
als örtlid) Begtengt angenommen 
werben. Die Verpflihtung von 
Normen des Reiches außerhalb 
bes —— für dieichs 
angehörige ift, abgeſehen von der 
Konfularjurisdittion, eine rein 
freiwillige, indem bie mit dem 
Ungeho: jam verbundenen Rechts · 
folgen dur Fernbieiden aus 
dem Neihögebiet_ abgefgnitten 
werben Zönnen. Die Grage d je der 
örtlichen Grenzen bed Rechtes 
ift befanntlich äußerft fontrovers, 
und e8 fehlt aud) bei biefer wie 
bei den meiften anderen Zweigen 





vn ‚Lehre von den Rechtsquellen 
daß man zu einem feften 
— Reſultate gelangt 
wareVvon ftatt vieler nur 
Roth, — Civilrecht $. 16; 
Bindiheid, Band. (4) 8. 34 
R. 2 er] (höpfende Litteraturan- 
gabe): fpeziell die Darftellung 
ei Tetterem Schriftfteller ve 
meift, wie überaus unfiher der 
Boden_ift, auf welchem biefe 
Lehre fi bis zur Stunde bemegt. 
Demburg, 3 Band. (4) 85. 
—48 u. bei. das Werk von Bar, 


1. Tpeorie und ®ragis des inter. 


nation. Privatr. (2) 2 Bbe.: 
egelöberger, Band. I, 


ER al. a zus Hänel 
tantörecht . 


zu RB 
Artitl 2 Bm, dies 
fe8 Bunbeögebieted 2": „die 
räumliche Beziehung für fi 
allein ftelt ben unbent t zur 
teihenden Recht it die 
Untermerfungäpfti Pr — das 
Gele: —* ‚öreht dar ſur 
alle tsſubjette ohne Aus- 
nahme, ale eine der teht- 
lichen Regelung augänal gliche und 
bedürftige Wirffamfeit innerhalb 


des durch dad Bundesgebiet be- 


zeichneten Raumes entfalten.“ 
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Die Durchbrechung des Prinzipes richtet ſich nach zwei 
Seiten. Zweifellos fteht das Reichsrecht in weitem Umfange 
außerhalb des Reichsgebietes in verbindlicher Kraft.° Zmeifel- 
108 ift aber zugleich, daß Reichsrecht außerhalb des Reichs⸗ 
gebietes nur ſolche Perfonen ergreifen kann, die in ſtaats- 
rechtlichem Unterthanenverbande bezw. im Schutzgenoſſenver⸗ 
hältnis? zum Reihe ftehen. Nimmt man an, daß der Rechts- 
zwang zum Begriffe des Rechtes gehöre, fo wird man weiter 
folgern müfjen, daß Reichsrecht außerhalb des 
Reiches nur infoweit Rechtskraft befige, als 
den betreffenden Vorſchriften die Möglichkeit 
eventuellen Zwanges geſichert ift. Iſt dies nicht 
der Fall, fo löſt fi das feſt umgrenzte Recht auf in die 
wnabgegrenzte und unabgrenzbare Sphäre der Moral: die 
zwangsweiſe geſchützte Rechtspflicht wird zur ſchutzloſen 
Moralpfligt.” Die Möglichkeit des Zwanges aber ſetzt 
weiter voraus einmal, daß Organe des Zwanges von Reichs⸗ 
wegen im Ausland aufgeftellt find, und fie begrenzt ſich 
durch die jenen Organen vom Reiche zugemiefene fachliche 
Kompetenz. Zweitens aber hat jene Möglichkeit zur not- 
wendigen Borausfeung, daß von feiten desjenigen Staates, 
deſſen Gebiet in Frage fteht, den fremden Staatsorganen 
überhaupt die Konzeſſion zur amtlichen Thätigkeit im all- 

® Hänel StR. I, 46 f.; ; leitung von Bormundigaiten ein; 
Laband 1, 581f. dieſe Konzeffton des italienifchen 

76, hierüber unten Bd. II| Staates war aber ein Bacuum 
im, ‚Konfularzegt. für die deutſchen Konfuln, da 

?e Mol. aber aug bie fhöne| bie beutfche Konfulargefeggebung 
Ausführung von Regelöber- | den Konfuln jene Zunktion über« 
ger, Band. I, $. 10. Haupt nicht einräumte; durd) ©. 

5 Der beutigitalienifhe Ron-|n. 10. Juli 1879 (ROBL 197) 


fularvertrag Art. 11 8. 7 räumt ? 12 Abf. 2 ift dies jeßt ger 
den Ronfumn das Recht zur Ein- ſchehen. 
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gemeinen ober in Beziehung auf einen beftimmten Punkt 
erteilt fei.? 

Auf diefen Vorausſetzungen beruht die Thätigfeit der 
Geſandtſchaften des Reiches im Auslande, foweit dieſelben 
nicht ausſchließlich diplomatiſches Beobachtungs- und Kom⸗ 
munilationsorgan find; darauf beruht insbefondere ferner 
die Thätigfeit der Konfuln, und zwar nit allein der mit 
Gerichtöbarleit auögeftatteten im Orient und in mehreren 
aſiatiſchen Staaten, fondern auch der übrigen, ſoweit eine 
Gehorfamspflit der im Konfularbezirt wohnenden Reichs- 
angehörigen, eventuell ein Zwang durch die dem Konful, 
fei e8 in eigener Hand, fei es durch Hilfeleiftung des Refidenz- 
ftantes, zur Verfügung ftehenden Zwangsmittel, vorhanden ift.10 

Inſoweit erftredt ſich das Reichsrecht über die Reichs- 
grenzen hinaus. Immer aber bebarfes hierfür eines 
doppelten Titels, denn es handelt fid umeine 
Ausnahme, um ein Privilegium bes einen 
Staates an den anderen. Die moberne Verlkehrs— 
und ihr folgend die Rechtsentwickelung hat eine weite Aus- 
dehnung jener Privilegien zur Folge gehabt.!! — 

Andrerfeits find Perfonen, die innerhalb des Reichöge- 
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? Den deutichen Ronfuln kann 
das Recht zur Vornahme von 


Eheföjliehungen im Audlande | fe 


übertragen werben. ©. v. 4. Mai 
1870 (8631. 59) 9.1. Wo 
aber der Grunbfag be3 8. 41 
des deutſchen Gef. p. 6. Febr. 
1875 über die Beurkundung db. 
Berfonenftandes u. d. Ehe i. 
maßgebend. ift, muß jene Ber 
fimmung bes beutfhen Ronfu 
iarrechtes unpraktiſch bleiben, 


weil es an der erforderlichen 
Ronyeffion des Empfangsftaates 
fehlt. 


0 ®gl. über bie prinzipielle 
Seite des Konfularrehtes Zorn 
im kit. Biertelj..Schr. R. 3. II, 


11 Vielfach beftehen hierüber 
befonbere Bereinbarungen von 
Staat zu Staat. Näheres bier- 
über im Gefandtidafts-, Kon- 
fular- und Seereht (8b. ID. 
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bietes wohnen, vom Reichsrechte erimiert. Für das Civil- 
recht wird angenommen einmal im Obligationenrecht, daß 
ein Rechtöverhältnis nad; dem Rechte besjenigen Raumes 
zu beurteilen fei, „dem es angehört“, falls dies nit aus- 
drücklich durch pofitive Vorfchrift zu Gunften bes ein- 
heimifchen Rechtes ausgeſchloſſen ift.? Ferner für perfön- 
lie Rechtsverhältniſſe, daß die Vorausfegungen fi nad; 
dem Rechte des Wohnſitzes ber betreffenden Perfon be— 
ftimmen.!® Inſoweit fann fomit auf dem Gebiete des Civil- 
echtes auch ausländifches Recht im Inlande Kraft befiten. 

Für das Strafrecht 14 dagegen, fowie für die Formen 
der Geltendmadung des Rechtes (Civil- und Strafprogeß), '° 
gilt das reine Territorialitätsprinzip. 

Was das Staatöreht in feinen verfchiebenen Zweigen 
betrifft, jo ift die altive Teilnahme an der Mitwirkung bei 
Bildung des Staatswillens, ſowie aud) der Korporationen 
des öffentlichen Rechtes, unbedingt abhängig von der Staats- 
angehörigfeit, ſoweit aber bie allgemeine Verwaltung reicht, 
werben die Ausländer den Inländern gleich behanbelt, 








„* Daß dies zuläffig, mwird| „internationalen Privatrechtes* 


jegt allgemein zugegeben. Damit 
ift aber aud daS im Cingange 
des $. prägifierte_ Territorialie 
tät8prinzip zugegeben. 

18 Bol. Roth a.a.D. $. 
Für bie Frage der Eheſchließung 
vgl. fpeziel die überaus gründ« 
lie und anregende Unter⸗ 
fugung von v. Siderer, Ber- 
jonenftand und Cheigließung 
in Deutſchland (1879) ©. 129 f., 
melde einen hochintereſſanten 
Beleg für die Unficherheit ber 


F 


ert. 

MNSHGB. 8. 3: „die Strafe 
nefege bes Deutfden Reiches 
finden Anmenbung auf alle 


16.|im Gebiete desſelben began- 


genen ftrafbaren Handlungen, 
aud wenn ber Thäter ein Aus- 
länder ift.“ 

15 GBG. $. 18, jebod mit 
genereller Ausnahme der „Chefs 
und Mitglieder ber bei dem 
Deutfchen Reiche beglaubigten 
Miffionen® (f. Bierüber unten 


Wiſſenſchaft in diefer Frage des | 8b. II im Geſandtſchaftsrecht). 
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fpegiell für das Gebiet der Polizei; auch für jene gelten 
in biefer Beziehung die Formen und Garantieen des in- 
ländiſchen Rechtsſchutzes; ebenfo aber aud bie Verpflich⸗ 
tungen, foweit biefelben nicht prinzipiell auf dem Unter- 
thanenverhältnis beruhen.ie Übrigens enthalten die Parti- 
kulargeſetzgebungen hierüber im einzelnen fehr verfchievene 
Vorſchriften. Da ed ber Theorie bis jet nicht gelungen 
ift, ein feites Prinzip für diefe Lehre zu gewinnen, fo be- 
wegt fi die Praxis berfelben auf einem ziemlich willkür⸗ 
lien Boben. 


U. Die Formen der Redjfsbildung. 


1. Das Recht kann fih bilden auf dem Wege direkter 
Segung ober auf dem Wege gewohnheitämäßiger 
Übung. Die letztere Art der Rechtsbildung ift die ur- 
Tprüngliche, tritt aber bei entwidelteren Kulturzuftänden mehr 
und mehr in den Hintergrund, da fie immer eine Rechts- 
quelle von großer Unſicherheit fein wirb.17 

Ob es für das Gebiet des Staatsrechtes über- 
haupt erforderlich ift, vom Gewohnheitsrecht zu ban- 
deln, ift bezweifelt worden. Man muß jedoch die Ge- 
wohnheit als Rechtsquelle aud für das Staatsrecht an- 
erfennen; dod wird das Anwendungsgebiet hier ein be 
ſchränktes fein, ſoweit das Verfafjungsreht in Betracht 

16 Dies Ießtere ift der Fal| überhaupt zu der gas v. Pözl, 
Bei ber Militärpflicht, bagegen | Bazr. Ver. 8.2. 
nicht in gleich abfoluter Sie "Dies geben aud Meyer, 
bei der GSteuerpfliät. ber | Lehr. 8.163.2 u. ©. 161 8.III, 
ftaatsrechtlihe Vorausfegungen | fomie v. Gerber $. 6 zu, bie 
für gene ftrafregptfiche That | im übrigen die Gemohnheit 
beftände |. oben $. 13. Dgl.|als Rechtöquelle aud; für das 

Staatsrecht ſtark betonen. 
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tommt, indes für das Gebiet des Verwaltungsrechtes auch 
heute noch die Gewohnheit als rechtsbildender Faktor in 
weitem Umfange wirkſam ift. Von einer berogatorifchen 
Kraft des Gewohnheitsrechtes gegenüber dem geſchriebenen Rechte 
Ian für das Verfaſſungsrecht in feinem Falle die Rebe 
ſein.is Im übrigen werben die vom Givilreht für das 
Gewohnheitsrecht aufgeftellten Erforderniſſe auch für das 
Staatsrecht anzuerkennen fein. 

2. Der „Vertrag“ ift auf dem Gebiete des Staats- 
zechtes Rechtäquelle nur im uneigentlihen Sinne des Wortes. 
Der Vertrag fett immer gleichberechtigte Kontrahenten vor- 
aus. Die Staatögewalt aber hat für ihr Gebiet Feine 
gleichberechtigte Potenz: fie ift die fouveräne Macht. Der: 
träge mit feinen Unterthanen kann der Staat demnad nur 
in feiner privatrechtlichen Eigenſchaft als Fiskus abſchließen; 
auf dem Gebiete des öffentlichen Rechtes wird der Staat 
feinen Unterthanen (alſo auch den Gliebftaaten) 1? gegenüber 
niemals vertragsmäßig, d. i. nebengeorbnet, fondern immer 
nur gefeglic (im weiteften Sinne des Wortes), d. i. über- 
georbnet thätig.?° 
rigfeiten haben. 


Gareis, 
ag StR. S. Of. 


1, 580, bei. Jellinet, Gef. u. 3 
BILM ey er, Orundg. 40ff. 


u let Laband 
Ver. S. 324 ff.; v. Bözl, bayr. 


BerfR. 8.18; Schulze, preuß. 
SR. 9.6. v. Gerber aa. 
D. will die berogatorifhe Kraft 
anerkennen, „fomeit es fi nicht 
um jene Süaten Bringipien 
handelt, welche dem Einfluffe ver 
fortſchreitenden Resesbilbung 
im Staate überhaupt entrü, 

fein folen*. Die furiftifge Um- 
grenzung biefer „höchjften Prin- 
‚dipien” wird freilid ihre Schwie- 


über dasjenige Material an 
Stantöverträgen ber Cinzel- 
ftaaten, dad nad Aufrictung 
bes Reiches nod in Kraft ver- 
blieben üft. 

20 Pol. bie auögezeichnete Er- 
örterung Diefed Tuntte® bei 
Hänel, Stub. I, $. 15, jept 
aud StR. I, 782: „jeder dahin 
yelenbe vertragdmäßige Verzicht 
ft nichtig". Dak für das 
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Wohl aber Tann das Reich auf dem Wege des „Vertrages“ 
für das Staatsrecht thätig werden gegenüber anderen Staaten, 
auf dem internationalen, zwifchenftaatlichen, völlerrechtlichen 
Gebiete.?! Hier ift die oberfte begrifflihe Vorausſetzung 
des Vertrages: gleichberechtigte Kontrahenten, gegeben, denn 
regelmäßig ift Die Souveränetät eines jeden Staates juriftifch 
ebenfo vollmertig wie die eines jeven anderen Staates. 

Recht aber entfteht durch Staatsverträge 
direlt doch nicht, ſondern es wird die Ent— 
ſtehung von Recht durch die zwiſchenſtaatliche 
Vereinbarung nur vorbereitet, denn Recht iſt 
Ausfluß des höchſten Staatswillens, der Sou— 
veränetät, ſomit begrifflich an ben Einzel— 
ſtaat gebunden; von Staat zu Staat kann dar— 
nach Recht garnicht entſtehen, da hierfür be— 
grifflich notwendige Vorausſetzungen fehlen. 

Die Staatsverträge ſind ſomit an ſich nur 
thatſächliche Verabredungen ohne allen ju— 
riſtiſch bindenden Charakter; den legterenem- 
pfangen fie erſt und nur durch die innerftaat- 
lie Santtion, bie ihnen entweder die Form 
des Gefeges oder der Verordnung verleiht. ?? 


Reichsſtaatsrecht in dieſer Be-| Übereinſtimmend Meyer, 
siehung mehrfache Anomalien Lehrb. $. 16 8. 3 infomeit, ald 
vorhanden find, rer oben 9: 120 nach dieſem Schriftfteler die 
au _bemerfen; |. aud Hänel| „völlerrehtliien Berträge für 
StR. 1, 244, der mit Recht be⸗ die Unterthanen eines Staates 
merkt, daß dies Verhältnis | nur fraft einer Einführung durch 
„außerhalb der Berfaflung“ |die Staatögewalt gelten und 
Ik und fih nur burg „Zu-|bann biejelbe Verbindlichkeit 
—E—— erfläre. haben wie Seiser” Ebenfo 
©, über bie Staatäverträge |S. 160 II, 1. Sg auch La- 

unten 8. 1 band bei. S. 628, ber au ber 


Die Prinzipien der Rechtsbildung. 8. 14. 401 

3. Gefeg im weiteiten Sinne des Wortes ift jede von 
der Staatsgewalt gefette Vorſchrift. Inſoweit decken fi Geſetz 
und Rechtsſatz, der letztere Begriff erweitert ſich nur da⸗ 
durch, daß zum geſchriebenen geſetzten noch das ungeſchriebene, 
ungeſetzte, auf dem Wege der Gewohnheit entſtandene Recht 
hinzutritt.?ẽ 

Das Geſetz im weiteren Sinne gliedert ſich in: Geſetz 
im engeren Sinne?“ und Verordnung.?° Andere Formen 
giebt es nicht für die ſtaatliche Rechtsſetzung: alle ſonſtigen 
Formen und Grabe laſſen fi auf die beiden genannten 
Kategorieen zurüdführen, fo insbefondere auch die Staats- 
verträge. 

Der Unterſchied zwifhen Gefeh und Ber- 
ordnung ift fein innerer, berfelbe liegt viel=- 
mehr nur in der äußeren Form.?* Kein Verſuch, 


gleihen ‚logiſchen Ronfequem 
wie Meyer gelangt. ©. über 
bie sone, große GStreitfrage 
unten $. 

2 Roch Reiter, nämlih im 
Sinne von Rehtänorm, iſt ber 
Begriff gefaßt in einzelnen 
neueren Neichögejegen, |. La- 
band I, 512. Den Ge genſatz 
gun. —— bildet Gaufg 
08 Landesgeſet, fo an vielen 
Stellen der Verfafjung und der 
Sralatoeieh jebung f. Laband 

er sgsenfag Liegt 
R Mt, r Ka —F "auf 
gegen ft die Bezugnahme au 
Art. 4 offenbar inkorrekt in 
NL. Art. 11 Abſ. 2 u. Art. 48 
Abf. 2, da es fih an biefen 
beiden Stellen nur um ben 
Gegenfag zwiſchen Gefe und 

Born, Staatsrecht I. 2. Aufl. 





Berorbnung handeln kann Bl. 
auch Hänel, Stud. 109. 

3 Diefen Säpen —8 
muß ü ie he von La⸗ 
band, f. Öff. RI, 1845, 
für anf erflären; das un« 
erflärliche ifoerftändnis La⸗- 
bands ſchreibt Seligmann 
©. 241 ab und nad. 

36 Diefer Gegenfag Seerf t 
insbeſondere bie preuß. 
urt. und fommt zum use 
in den zahlreichen Stellen, die 
befagen, daß eine beftimmte 
Materie durd „das Geſetz“ ger 
vegelt werben folle. 

Ritteraturangaben bei La» 
band, 1,53%. Xaband ſelbſt 
betämpft biefe Anfiht aufs 
fhärffte. ©. Hierher die m. E. 
völlig zutreffenden Ausführungen 

26 


402 Bug V. Die Rechtsbildung im Reiche. 


jenen Unterſchied nach inneren Gründen zu figieren, ift ge- 
Tungen ; weber die praftifchen Verſuche mehrerer Verfaflungen 
noch die theoretiſchen Bemühungen haben zu einem Refultate 
geführt.?? Der Unterfgied der Form aber liegt 
nur darin, baß beim Gefeg Zuftimmung ber 
BVollsvertretung?® zum Inhalte notwendig 
ift, bei der Verordnung nidt.??” Somit kann über- 
haupt nur im Zonftitutionellen Staate von biefem Unter- 
ſchiede die Rede fein.?° 

Im übrigen aber Tann ber Inhalt bei Geſetz wie Ver- 
orbnung ber allerverfchiebenfte fein; ſoweit ber Staatswille 
reicht, kann begrifflich jede der beiden Formen zur Anwendung 
Tommen.?! Db es fi um eine allgemeine, für die Dauer 


Hänels, Stud. II, 184 ff., ge- 
gen ©. Meyer über Gefeg und 
naefügung“; ; was Hänel über 
H tere jagt, gilt nad meiner 


irgendwie gearteter „Vertrag 
aufgefaßt werben darf, ſ. La- 
band 1, 517 ff. die vortreffliche 
Kritik über die Lehre von der 


——ã für die „Verord⸗ 


AL v. Martit 242; 
Kendt, Verordn.R. 73%, 169; 
Gerber, Grund. $.48, fpez. bie 
S. 149 N. 1 zit. Berfaffungs- 
urkunden. „Gegenftände, welde 
an fih und ihrer Natur 
nad zu denjenigen gehören, 





welche dem Gebiete der Geſeb⸗ IL, 


gs angehören“ (v. Rönne 
13, f. dageg. die eingehende | b 
Widerlegung von Arndt o— 
16 ff.) giebt es nicht. Kraft 
pofitiver Vorfhrift fordert bie 
RD. die Form bes Seletes in 
Art. 20 Ab. 2, 41 Abf. 1 

Abf. 3, 58, 0. ’69, 73, 76 Abf. 
2, 78 Al. 1. 

= Melde "aber nit als ein 





Teilung der Gewalten, durch 
welche aud) der inforrefte Wort- 
laut von preuß. Berf.U. Art. 62 


dv. | beftimmt war. 


% Arndt, Verorbn. 3,31; 
Löning, vervñ 225; 
Gneift, Verwaltung, Juſtiz x. 
©. 73 u. die dort zit. Lit. 

30 Vortrefflich Hänel, Stud. 

140 ff. über die rechtöhifto- 

zilöe ee Wa Geige 
endt, 


egeife, fe ferner, 
fi; Gneift, 


— s 101. 2aband 
1, 570 giebt. ine fee a 
zegenbe aber m. E. unhaltbare 


46 | Debultion über Gefe und Ber- 


ordnung. 
1 Bol. Laband L, 


518, 679; 
ZJeltinet 6 ft; ©. e 


Meyer 


Die Prinzipien der Rechtöbildung. 8. 14. 


403 


beftimmte Rechtsregel oder um Regelung eines ganz kon⸗ 
Treten einzelnen Verhältniffes handelt; ob um eine Orbnung 


bei | Grüngut VIH, 15ff.; Lehrb. 
Hänel, Stud. I, 124ff.: 

Se die Annahme, daß indivie 
duelle ober fpezielle rechtsver⸗ 
bindůche Regelungen Rechtsfäge 
nicht fein fönnten, daß darum 
Gelee folgen Inhalte nicht 

Gefege feien, fondern einer be» 
fonderen Kategorie des Geſetes 
„im formellen Sinne‘ zuge 
miefen werben müßten, befteht 
eine wiffenſchaftliche vgecu 
gung nicht.“ v. Rönne II, 55: 
„ba8 Gefeg und die Berorbnung 
Baben das miteinander gemein, 
daß beide befehlende Normen 
allgemeiner Natur find“. 
Laband I, 675 f.: „das Weſen 
der Geſetzgebun 
verbinblien Anordnung einer 
Rechtsregel, alfo in der Auf« 
ftellung eines abftraften 
Rehtöfages; das Weſen ber 





Rechiſprechuͤng befteht in der|$ 


verbindlichen Zeftftellung eines 
Tonfreten Wecteverhättn fies, in 
der Anerkennung, Verfagung, 

FizierungeinesRehtsanfpruces, 

alfo in der Aufftellung eines 
Ionfreten_ Redtsfages.“ |( 
Dem_ftellt Laband gegenüber 
die Staatövermaltung als das 
„ftaatlie —A das 
Thun und Laffen“ des Staates 
als einer handlun⸗ ori igen Ber- 
fon“. Aber unmöglich tft m. €. 
in ber Beutigen Staatsorbnung 
der Labandide Sag: „die Ger 
bundenfeit liegt im Meien der ©. 
Entſcheidung, die rechtliche Freie 


befteht in der |R 





heit der Entfhließung im Befen 
des Berwaltungsaftes“ ; f. dazu 
Bernagil, Rechtſprechung 
4 fi; Zorn im Vermaltungd- 
araia I, TA, febe aut defan- 
der8 Zaband ſelbſt 684, 692; 
Hänel, Stu. I, 184 ff.: 
„das Weſen des Bermal- 
tungsaftes ift ebenfo wie 
das der Entjheidung im 
Verhältnis zur —2 
bung Gebundenheit.“ 
nel. StR. I, 127: „‚das Ver⸗ 
wealtungerecht ift das nad den 
ei valtungägmeigen 
& m ber durch die 
2g erzeugten 
ot gen öffentliden 
ıe für die Boll- 


zü ıated und das 
öf : Berhalten fei- 
ne und Zugehö- 
ri find“; J. auch 

L 178 ff.; fer- 


ner v. Sarmey, b. öff. R. 
©. 8, u. bejond. ©. 148 ff.; 
Frider in b. Tübing. 8. XVIT, 
674; Jellinet, Ge. u. 3. 
Bi; Sneit, d. engl. Verf. 
dem in gie 
ins 165, "30 fi, 1889, 344 
über ben bef. von Yatandı u. 
Iellinet_entwidelten Gegen» 
fag von Gefeg (— Rehtälag) 
und Berwaltung, den nach meiner 
Überzeugung verhängniövollften 
Gedanten in der ganzen neueren 
etge guichen ſitteratur, bei. 
. 354 ff. 


26* 
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des gefamten bürgerlichen Rechtes oder um ein National- 
denkmal; ob um einen Wirtſchaftsplan oder um die Dota- 
tion verbienter Staatsmänner und Felbherren — das ift 
an fih volllommen irrelevant. Tie juriftifhe Form 
und die jurifiifhen Folgen einerfeits des Ge— 
feßes, andererfeits der Verorbnung find immer 
die nämliden, welden Inhalt aud der in jene 
Form gegoffene Satz haben mag. Insbeſondere 
Tann die Unterfcheibung zwifchen einem materiellen und einem. 
formellen Sinn der Gefege und Verordnungen, je nachdem 
es fih um „Rechtsvorſchriften“ Handle oder nicht,*? nicht. 
als innerlich begründet anerfannt werben, denn Geſetz wie 
Verordnung find nur Formen für die Rechtsbildung: 
um eine Rechtsvorſchrift muß es fid begriff- 
lich bei jedem Gefeß?? und bei jeder Ber- 


ordnung?‘ handeln. 


3% Begründer biefer Lehre ift 
Zaband: „Der Gegenfag von 
Gefeg und Berorbnung im ma- 
teriellen und urfprüngliden 
Sinne entſpricht daher voll» 
tommen dem Gegenjag von 
Rechtsvorfhrift und Rer- 
heit 5 —* 
band angeſchloſſen haben ſich: 
Rofin, ah 19 n: 
Seligmann 108ff.; Jellinet 
385 ff. Dgl. aud die jehr an⸗ 
vegenbe Unterfudung von Per⸗ 
nice über formelle Gefeße im 
röm. Recht (1888). Die Unter 
feibung ermähnt, ohne ſich 
weiter Darüber zu äußern, 
Dernburg, Band. (4) ©. 56°. 
Lediglich ald offene Frage ber 
rührt das „formelle“ Gef 
Regelsberger, Band. I, 927. 





„Die Form bei Gefehes 


er Hinſichtlich der Berord- 
nungen bat Hänel eine funda- 
mental andere Anfiht ald bie 
im Tert auögebrüdte. Klärend 
aber hat Hänel auch in biefer 
Materie gewirkt, indem er Stud. 
II 8. 13 den Rechtsqcarakter 
organifatorifher Berorbnungen: 
gejeniber dem —5 — ——— 

vorzüglich darlegt, fpeziel 

die Entwidelung vom” Dienfie 
befehl zum Rechtsſaz. Die 
Frage wäre nur, ob eine ber- 
artige „Entwidelung* in der 
That eine „fundamentale Um- 
änderung ihrer rechtlihen Na- 
tur“ (©. 245) bewirkt; |. day 
die Kritif von Laband II, 
1052 f. 

3 Genau ebenfo jegt Hänel, 
Stud. IT, 118 für das Gefeh, 
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Hat den Rechtsſatz zu dem 


während derfelbe Schriftfteller 
allerdings für die Verordnung 
eine völlig andere Theorie, die 
im wefentlihen mit ber La» 
bandſchen identifh iſt, ent- 
widelt. Daß alle Gejege, denen 
Zaband ben Redtsinhalt ab- 
ſpricht, eine „Anordnung“ ent- 
Gatten, yigt bei. auf, Gäner 

89 f., 208 ff. gegen Zaband 
1, 6785, ferner 257 f}. gegen 
Sellinet. 

% Qaband I $$. 56, 58, 
64, 65 begründet, wie bemerkt, 
die ganze Xehre von den Rechtö- 
quellen auf ben Unterfdieb 
zwiſchen „formellen“ und „ma- 
teriellen“ Seiegen, bezw. Ber- 
orbnungen. ienn Laband 


bemerkt: „die Rehtswiffenfchaft“ |in 


habe bie „Doppelte Vebeutung“ 
de3 Wortes Gefek angenommen, 
fo bürfte_das zu viel behauptet 
jein; S. 568° An als Vertreter 
iejer „boppelten Bedeutung“ 
genannt: E. Meier, Schulze 
und v. Stodmar, dazu fommt 
G. Meyer in feinem Sehen 
fowie bej. in Grünhuts & VII, 
1f.; Seligmann u. Jelli- 
net, Gefeg 3ff., 73 fi., 230 ff. 
©. dagegen bie ausgezeichnete 


Abhandlung v. Martig in Tü-| II, 


binger 8. XXXVI; Arndt, 
Bersrbningareit 51:5 „Born 
in Hirt58 Ann. 1885, 301 ff.; 
Seidler, Budget 184 fi.; Lö- 
ming, Berm-R. 227 und jegt 
bei. Hänel, Stud. II, 99ff. 
Der Kernpunkt des großen 
Streites ift die Frage: was ift 
ein Rehtsfag? Saband beant- 
mortet biefe Frage nicht (f. ©. 
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ihr notwendigen Inhalt,“ 


Meyer bei Grünhut VIII, 9ff., 

änel 116 M darum entbehrt 
jeine ganze Konftruftion des 

nbamentes. Um dies zu 
haffen, müßte Laband zuerſt 
den Begriff Rechtsſat“ fefte 
ſtellen und insbeſondere nad. 
weifen, warum ein Dotationd- 
ober irtiaftöpan nit unter 
biefen Begriff folle faDen fönnen. 
Warum vollends die „inftruttio- 
nellen Vorſchriften der Prozeh- 
ordnungen, Gubhaftationsord- 
nungen 2.“ nicht Rechtsnor⸗ 
men“ fein follen (5. 575), iſt 
garnigt einzufehen. Selli- 


net findet den „Redtsfag“ 
in ber „jogialen Schrantenzieh- 
ung“ (AO ff); |. danı Zorn 


Hirtg8 Ann. 1889, 
Ein „Redtsgejhäft" kann 
niemals Inhalt eined Geſeges 
kin, fondern, wie jdon das 
ort Geſetz dies ausdrüdt, 
immer nur eine „Redtö- 
fagung": ein _Rectägeihäft 
bat zur Vorausſetzung gleichbe- 
rechtigte Kontrahenten, ein Ge- 
feg bat zur Voraugfegung die 
herrſchende Gtaatögemait und 
die gehorchenden Unterthanen; 
f. dazu jeßt bef. Hänel, Stud. 
a X FAN be: 
a3 „Rechtsgefcäft" als Inhalt 
bes "Gejeges. Ein „Geleg“, 
mweldes nur „Anfiäten zum 
Ausdrud bringt“ (Zaband 1, 
580; Jellinet 232, 240 ff.), 
ift ein iberfprug in fid. 
gäne StR. I, 121f.: „Die 
jefeggebung ift der, Inbegriff 
derjenigen Willenshandlungen 
des Stantes, weldje bie leitenden 
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„Form des Gefehes hat nur, weil nur diefes fie ohne Wider- 
ſpruch und Widerfinn haben kann, was unter der Formel 


darſtellbar ift: 
bindlich.“ Darftelbar unter 


Regeln für das Wolfen und 
Handeln aller feiner Elemente, 
feiner Organe, feiner Mitglieber 
ah Ki ee 
jaft rigen zum {nl 
und var Abit Haben. Diefe 
leitenden Aageln find aber ber 
Be ae 4 
jaft zufolge notwendig Rechts- 
regeln, Rehtsfäge. Die Ge 
feggebung ift daher die Erzeu- 
gung der das Leben des Staa- 
te8 und im Staate regelnden 
Rechtsſätze von Staats. 
wegen.“ Diefe Anfiht hat 
Hänel ausführlic; entwidelt in 
Stub. II, über Rechtsfag 118, 
objeltived Redt 119 ff., „redtä- 
unperbinblicien Gefegesinhalt“ 
60 ff. (sein rechtliche Nichts 
Pen nit mehr al® ein redht- | 20 
Tiches Nichts fein und bleiben“ !), 
f ‚ierber 2. Seidler, Bud» 
— in Sieipe 


1 


Zus hans Hänel 165 f- 
ausfäßet, iR m. ©. nölig buch: 
flogen! Ich vermerfe mit 
Hänel "ie Begriff des Ge- 
ſetzes, ber das rechtlich Irrele⸗ 
vante ald feinen möglichen In- 
halt einbezieht und mit feinen 
wejentlihen Merkmalen für ver- 
träglid erachtet“. Hänel faßt 
dann weiter dad Gejeg als den 





„Wir verorbnen und verfünbigen rechtsver⸗ 


derfelben ift aber nur: was 


ebeneift, D „tegulativen 
iensbeftimmungen“ des 
Staates, die Bermaltung als 
deren „Bollgiefung. „Alle 
BWillenshandlungen des Staates 
find notwendig und ihrer Natur 
nad rechtli qualifisiert, auch 
dann, wenn ihre Motive ber 
Sitttihleit, der Alugheit, ber 
Birticaftlicteit entfpringen — 
— alle regulativen Bil- 
Lensbeftimmungen bed 
Staates ftellen daher not- 
wendig objektives Recht 
dar, alle feine ausführen- 
den Willendbeftimmungen 
find notwendig an objel- 
tive Recht gebunden.” 
Bolfommen zutreffend ift die 
Auprifisbekimmung von Hänel 
: „Die Gefeggebung bilden 
die regulativen Willenshand- 
ungen des Staates, melde be= 
hufs Erfühung der "Stontsaufe 
gaben in ber Form von recht» 
lichen Geboten, Verboten und 


f.| Ermäßti die Thätigteiten 
5 ff. | und Yas Werhalten Der 


rgane 
bed Staated und feiner Unter- 
thanen beftimmen. Die Boll- 
stehung(vollgiehende Verwaltung) 
bilden die Willenshandlungen 
der Stantdorgane, melde in 
Bindung an bie regulativen Ge- 
bote, Verbote und Ermädtigun- 
gen ber Gejeggebung a luf- 
gaben bes Staates ausführen.* 
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Wille des Staates ift und was Nachachtung 
und Gehorfam heiſcht.“ (Hänel.) 

Daß die Verorbnung nur zum Vollzuge von Geſetzen 
zu dienen habe, ift zwar ein Lieblingsfag ber mobernen 
Tonftitutionellen Doftrinäre, aber innerlich ohne allen Grund.2® 

Der Unterſchied zwischen Verfaffungsgejegen und einfachen 
Geſetzen befteht nur darin, daß vielfach für die Staats- 
grundgeſetze in Anbetracht ihres beſonders wichtigen Inhaltes 
ein die Abänderung erfchwerender Modus vorgefchrieben ift.27 


8. 15. 
Die Heisgefehgebung.! 


Wie bei jevem Rechtsſatze fo ift insbefondere beim Gefeh 
zu unterſcheiden zwifhen Inhalt und Befehl.? Nur der 
Befehl macht einen Sag zum Rechtsſatz; verſchieden aber 
ift der Befehl in feiner äußeren Faſſung und feinen juriftis 


36 Vgl. Hierüber die trefflichen ſchen folgt, die gebanfenreihe 
Bemerkungen von Gneift, Ge Hriige @rösterunguen rider, 
feg unb Budget 66; Jellinet, | Berpfl. d. Kaifers 11 ff., melde 
6; u. Berord. ©. 378 fi. jebod m. E. die Labandfı en 

#7 Dagegen vermag ih nicht | Säge nicht erfchüttert hat. Die 
B ertennen, inwiefern für bieje|von Laband gemadte ſcharfe 
mterfepeibung der „Gegenfag |Unterfheidung zwiſchen 
formeller und materieller Ger|Gejegesinhalt und Ge— 
jeßestraft” „von maßgebenber | fegesbefehl ift m. E. einer 
jedeutung‘ — Laband_I,|der frudtbarften Geban- 
578% — fein fol. Gegen La-|ten ber neueren ftaatd- 
änel, —— I, tedtliden Litteratur. Ge 
172 f., in Biefem Buntt gen biefelbe Haben fd erllärt 
auch Jellinet, Gef. u. Berord. |Gierte bei Schmoller Jahrb. 
©. VI, 1174 ff. und Binding in 

1 gaband % — G. Ball Biertelj.- Schr. N. $. I, 
Meyer, Fu 549 fi; ſ. auch die anregende 

16. der adj Menden Erörterung von Regeläber- 
Deduttion, die ber and-|ger, Band. I, 84f. 
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ſchen Folgen, je nachdem die Form des Geſetzes oder der 
Verordnung für die Entftehung des Inhaltes zu ver- 
wenden war. 

„Die Reihsgefepgebung wird — nah NP. 
Art. 5 — ausgeübt durd den Bundesrat und 
den Reichstag. Diellbereinftiimmung ber Mehr- 
heit&bef&hlüffe beider Berfammlungen ift zu 
einem NReihögefege erforberlih und aus- 
reichend.“ Die Einzelftanten als ſolche haben Feinen An= 
teil an der Reichögejehgebung.® 


A. Die Enffiehung der Reichsgeſehe. 
Die Entftehung eines Geſetzes ift nach verſchiedenen 
Stadien zu unterfcheiven. 

I. Die juriftifcge Betrachtung der Gefege* Tann nad 
Reichsſtaatsrecht — es könnte aud anders fein® — erft 
beginnen, wenn ber Gefegentwurf im Bundesrat ober Reichs- 
tag zu offizieller Behandlung gelangt ift. Die vorhergehenden 
Stufen der Ausarbeitung eines Geſetzes entziehen ſich der 
juriſtiſchen Betrachtung gänzlih. Die Initiative zu einem 
Gefegentwurf Tann ausgehen vom Reichstag oder vom 
Bundesrat.“ Der Entwurf fann vorher auögearbeitet werben 

® Anders daB eibgenöff, u.|Ard. f. öff. R. VII, 455 ff. 
Unions · Staatsrecht, ſ. Häneljein „anerfanntes Gewohnheitö- 
StR. I, 243. 


veht“, „weldes bie Reichsver⸗ 
er 


* Bol. zum, Folgenden La⸗ ſaffung in einem ihrer uriprüng- 


band I, 532 ff. lien Struktur entgegengefegten 
5 Zaband I, 5881 (preuß. | Sinne ergänzt und Iryalne 
Staatärat, Voikswirtſchaftsrat bat, jo daß man beinahe von 


u za) einem bem gefchriebenen Ber- 

® Hänel, Stub. II, 45 ber | faflungsrechte derogierenden 
Hauptet eine „formelle" Jnitia- | Reihöhertommen fpreden Tann“, 
tive des Kaiſers, Bornhat im|f. bej. ©. 458#° die intereffante 
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von jebem beliebigen Organ ber Reichsſtaatsgewalt, nit 
minder aber auch von privater Seite. 

Die Stellung von Bundesrat und Reichstag ift im 
erften Stadium ber Entftehung eines Geſetzes eine volllommen 
gleichberechtigte; es befteht für Zeinen ber beiden Faktoren 
eine Vorſchrift der Priorität. Der Reichstag ift in der Ini— 
tiative zum Erlaß von Gefegen gänzlich unbeſchränkt.“ Hat 
ver Reichötag zuerſt einen Entwurf in Beratung genommen ® 
und ift hierüber Mehrheitsbeſchluß erzielt, fo geht der Ent- 
wurf durch Vermittelung des Reichstagspräſidiums an das 
Bundesratspräſidium, den Reichskanzler; letzterer muß 
jedenfalls den ihm übermittelten Entwurf dem Bundesrate 
in Vorlage bringen; dieſer aber kann über denſelben jeden 
beliebigen Beſchluß faſſen, alſo auch dahin, daß in die Be— 
ratung des Entwurfes nicht einzutreten ſei. Die vom Bundes⸗ 
rat auf Anregungen des Reichötages hin gefaßten Beichlüffe 
werben dem letzteren herkömmlich mitgeteilt. 

Hat der Bundesrat zuerft einen Gejegentwurf in Be- 
ratung genommen, was die Regel bilvet, und im Bundes- 
zat ift ein Mehrheitsbeſchluß erzielt worben, fo ift der Ent- 
wurf durch den Reichslanzler an das Präſidium des Reihs- 
Statiftit ber eigen Inie 
Akte 5 PAR Zaband J, en ber ee von 

eye Lehrb. 374. | minbeften: Ber 
Sn A Worte „innerhalb der zatung 5 Mitgliedern: 4 
Kompetenz_ des Reiches“ (RD.|D. zT. 88. 19, 20, 22 
Art. 23) ind ohne — en ©. wi 


Sinn, da zur Kompetenz ® Anträge eines Einzelftaates 
Reiches auch Rompetengermeir müffen ws Beratung Be 


BE Sen ©. werden. 
band änel, Sud. % Sn. 8. 8. 
156 ff., 1. oben ©. 777. 





8 Selbftänbige Anträge be- 
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tages zu leiten. Dies hat nach Vorſchrift der Verfaſſung 
„im Nomen des Kaiſers“, alfo kraft kaiſerlichen Spezial- 
befehles, zu gefchehen (RB. Art. 16). Der Kaifer ift ver- 
fafjungsmäßig verpflichtet, einen vom Bundesrat beſchloſſenen 
Gefegentwurf dem Reichstag in Vorlage zu bringen, und 
zwar in umveränderter Faſſung. „Die Vorlagen werben 
nah Maßgabe der Beſchlüſſe des Bundesrates — — an 
den Reichstag gebracht· (RB. Art. 16). Andererfeits hat 
der Kaiſer nit das Recht, von fi aus dem Reichstag 
eine Vorlage zu maden.!° Der Reichstag ift feinerjeits 
verpflichtet, über den in Vorlage gebraten Entwurf einen 
materiellen Beſchluß zu fallen; einfacher Übergang zur 
Tagesordnung ift unftatthaft.11 

Ergeben ſich Differenzen zwifchen Bundesrat und Reichs⸗ 
tag, fo ift folange weiter zu verhandeln, bis entweder Ab- 
lehnung durch verneinendes Votum einer ber beiden Körper- 
ſchaften oder eine „Übereinftimmung der Mehrheitsbefchlüffe” 
erzielt ift.!? 

Iſt letzteres der Fall, fo ift das erfte Stabium beendet: 
der Inhalt des Gefeges ift feftgeftellt.!? Keines— 
wegs aber ift durch das Zuſtandekommen biefes überein- 
ſtimmenden Mehrheitsbeſchluſſes das Geſetz bereits perfekt 


10 Bel. Fricker, Verpfl. 24;| 1% Über die in biefer Bezie- 
Hänel ar u, Fu ; 2a-| bung beobaı ieh, Praxis vgl. 
band 1, 536 Reyer, aband 

Lehrb. Ye Si, Sebl in| 4° Dai Rn en ein „wejent- 
Holgenborffs SJahıb. III, 285. tier eftanbteil der” Gefek- 
Ueber die — r gebung, und durchaus ein ftaate» 
von a rehtliher Akt“ fei, betont 
Frider 14 ſehr richtig. 





on . eg or. 4: 
„nad erfolgter Beſchlußnahme“. 
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geworben: bie Faffung von AB. Art. 5 Abf. 1 ift in diefer 
Beziehung inkorrelt, indem „bie Übereinftimmung ber Mehr- 
heitsbefchlüffe beider Verfammlungen“ zu einem Reichsgeſetze 
zwar „erforberlih" aber durchaus nicht „ausreichend“ ift.!* 
Der Raifer ift als folder an der Feſtſtellung des Gefeges- 
inhaltes nicht beteiligt; der Reichskanzler ift für den Inhalt 
in feiner Weife rechtlich verantwortlich. 

I. Der Entwurf tritt vielmehr nun in das zweite 
Stadium, das der Sanktion.!? Die Sanktion ift 
derjenige ftaatsrehtlihe Alt, welder das Ge- 
feg perfelt macht. In der Sanktion liegt der 
Gefegesbefepl. Werden Geſetzesbefehl erteilt, 
ift der Gefeggeber.!! Die Sanktion ift der höchſte 


4% Zaband I, 519f., 589 ff.; 
Seydel, Komm. Ei 
Beiden, Berpfl. 4, 

er jugegeben Yen Tann, 
. Art. 5 Abſ. 2 u. Art. 
7 a demſelben 
ſtehen wie Preuß. V. Art. 62 
u. Preuß. 8. Art. 45: das ift 
buch bie grunbfägliche Stellung 
des Naifers in der RB. aud-' 
gefchlof en. ber das „aud-! Ge 
zeihend“ unb feine interefjante | be 
Gntftehungägefeichte ſ. Spies: 
«, der ausführt, es 
ẽ t die Abficht emeten, fr 
jenes Wort I jeto des Prä- 
ſidiums auszuſchließen“. iſt 
doch bei der Annahme des letz⸗ 
teren Rechtes unerfindbar, wel- 
den Sinn das zreufitge 
Dt (Art. 5 Abi. 2, 37) Haben 


be Bgl. zum Folgenden Las 


124; |Tinet 312 ff. 





band I, öl4 ff, 588 ff.; Jel« 
in  fortgefehter 
und in allen Bier einfhlägigen 
Punkten unzutreffender Polemik 
gen Laband, f. dazu Zorn 
[# Sirths Ann. 1889, 35 ff. 
" gaband 1, 5l4f.: „das 
nenififge Diem ve Staatö- 
gemalt, das Herrſ hen, kommt 
F t in der 8 telung des 
esinhalts, ſondern nur in 
santtion des Gefetes zur 
Geltung“, ebenfo &. 521, 

"Cine. „Öefehgebung:, bie 
bloß in „Feftftellung der Ge⸗ 
iepe" (d.h. Doc wohl des In« 
baten Befebt: (Meyer, Lehrb. 

22), ift eben feine, bie Gefe iger 
bung liegt nur in ber „verbind- 
lichen Einführung“. Daraus er- 
giebt fi, daß ber Stantenbund 
eine © feggebung nicht hat. 
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und eigentlide Akt der Rechtsſetzung; 


das 


Recht der Sanktion fteht demnach nur dem 
Träger ber Souveränetätzu. Im monarchiſchen 
Staate erteilt die Sanktion der Monard in 


voller Freiheit: 


er ift juriftifh der Gefeg- 


geber;!® die Vellövertreitung hat mur das Net ber 
Nitwirtung bei Feſtſtelung bed Gefegesinhaltes,!? Teinerlei 
Witwirtungsreät bei Grieilung des Gefepeübefehlß,”° Cs 


Me er Ein. $. 8, bei. 
$. 6%. rin muß der Kern- 
punft bee Monardie gefehen 
werben. Jede Verpflichtung des 
Monarden zur Santtion ift eine 
Berneinung derfelben (vgl. hier 
her bie fehr arafteriftiihe Bor- 
— der Frankfurier RVerf. 

101 Abſ. 2). Über die im 
Gedanten bes ne, lesende 
ar 

—* a Eine grundfäß- 
lich anbere Auffaflung der Sant 
tion nad) dem pofitiv preußifchen 
und Reih3-Staatsreht entwidelt 


gänel, Stub. II, 150 ff. Was | ber 


S. 155 nemäß ber u. für 
Sachſen $$.4, 86 feſtgeſtellt ift, 
ift überhaupt "dad deut ſche mon- 
archiſche Staatsrecht, das in 
erſter Linie aud für Preußen 
gu gemäß A. ER. II, 18 

ortrefflich Gneift, Hectel at 
Sf, Be aud Gar- 
eis, Allg. SR. 6 Schulze, 
D. StR. 1 


2 Frider * die Volls⸗ 
vertretung bat nur „Das Beto, 
feinen Anteil an ber Gefeh- 
Sehangerunon das Veto aber 
aud) für den Gefegeäbefehl. „Die 





. 1.|ftelung des Inhaltes, 





ganze Verhandlung des Mon- 
arhen mit ben Ständen bient 
nur zur Bereinigung der Beto- 
frage“, f. dagegen Laband I, 
518, j. aud Sarmey, d. öff. 
R. x. © Mi en Neyer, An- 

Af; Schulze, 
D. RT 


” Mit ortetige Schärfe 
iſt diefer Bunt Bezaprgehoben 
von Laband 1, ; 
Hänel bei Hicig, — vg 
91, und Meyer, ebenda 1878, 
372 und Lehrb. 8, welde die 
begrifflih notwendige Einheit 
Staatögewalt zerftören 
ald Träger der⸗ 
felben „mehrere Organe in 
ihrem verfafjungsmäßigen % 
fammenwirten“ annehmen. 
„oberfte" Funktion ift nicht Feſt · 
jondern 
Santtion, bieje aber hat nur 
der Monard, nicht „ ft und 
Zoll“. Sag Hänels, 
Stud. II, 147: „beide Drgane 
Teiten ihre Rechlsſphare nicht 
das eine von dem anderen ober 
von einem britten Drgane, fon- 
bern jedes bie feinige unmittel- 
bar auß ber Ve ung ab" — 


indem fie 
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ift demnach die allgemein gebräuchliche Bezeichnung: gefeh- 
gebende Verfammlung für die Volksvertretung ftants- 
rechtlich falfh und ebenfo der Sprachgebrauch ber preuß. 
Verf.-Urk. Art. 62 von der „gemeinfhaftlihen Ausübung 
der Gefeggebung durch König und Kammern.“ 

Nah Neihsftantsreht ift Träger der Sou- 
veränetät: die juriftifhe Einheit ber 25 „ver= 
bündeten Regierungen“. Dieſe hat demnach den 
Reichsgeſetzen die Sanktion zu erteilen. Das 
Organ, in welchem die Einheit der verbündeten 
Regierungen zum ſtaatsrechtlichen Ausdruck 
gebracht iſt, iſt der Bundesrat: derſelbe hat 
ſomit den Reichsgeſetzen im Namen und nach 
der Inſtruktion ſeiner Vollmachtgeber die 
Sanktion zu erteilen.? 


enthält nach meiner Überzeugung | giert. Unrichtig demnach auch 
einen fundamentalen ehunn Meyer, Grund. 64. Eine 
Über da engliie Recht Jelli« | treffende Bemerkung dag en bei 
nel, Gef. u. 8. ©. 12ff., bei.|Seydel 8. X. U. dei. aud 
das’ intereffante Citat aus |Jelline? 316, f. gegen ihn 
Hearn ©. 18%. Den hier ein- 

Flagenden Ausführungen von |&. 357. 

Agttig in feiner auögezeih-| *! &o insbeſondere Laband 
neten Abhandlung über das |I, 542, der fi durg bie Alar- 
Tonftitutionelle Geſetz ©.|ftelung dieſes hochwichtigen 
2 ff. („Gefeg iſt der Wille Punktes ein beſonderes Verdienſt 
des Landes — — auch der erworben hat; richtig auch 
Ronarch ſteht unter dem Ger Meyer Xehrb. 472; Hänel, 
fe“) vermag ich nicht beizu- | Stud. I, 52; Jellinet 324; 
ftimmen. Die Säge bes Teries indem Weſterkamp 111 an« 
entſprechen auch, wie Jellinet| nimmt, der Bundesrat fei eine 
nachgewieſen bat, genau dem | parlamentarifhe ¶ Korperſchaft. 
älteren englifgen Staatöreht, |Tommt er zu dem ftaatöregtlich 
allerdings nit dem, heutigen, ganz unhaltbaren Satze, daß bie 
nad) dem ein Ausfchuß der Par- | Stimmen des deutſchen Volkes 
lamentsmehrheit den Staat re-|und der deutſchen Staaten bei 
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Diefer ſtaatsrechtlich wichtigſte Akt unter allen ſtaatlichen 
Funktionen tritt nach unferem Reichsſtaatsrecht äußerlich gar⸗ 
nit hervor. Selbftverftänbli Tann die Sanftion zeitlich 
erſt erfolgen, nachdem die anderen beim Entftehen des Ge- 
feges mitwirfenden Faktoren ihre Funktionen beendet haben. 
Der vom Bundesrat zu erteilende Sanktionsbeſchluß kann 
demnach juriftifh niemals in dem bejahenden Beſchluſſe des 
Bundesrates liegen, auf Grund deſſen der Entwurf erft an 
den Reichstag gelangt. 

As Sanktionsbeſchluß ift vielmehr juriftifc derjenige 
Beſchluß des Bundesrates zu betrachten, durch melden 
letzterer einen Gefegentwurf, deſſen Inhalt aud vom Reiche- 
tag beſchloſſen ift, dem Kaiſer zu weiterer verfafjungsmäßiger 
Behandlung übermeift.?? 

Santtion ift Erteilung bes Gefegesbefehles. Die hier- 
für „faframentale Formel“ im einfachen monarchiſchen Staat, 
welde „als gemeines Recht angeſprochen werden darf“ *® 
Jautet: „Wir — — verorbnen, was folgt“ ober dgl., welche 


ver Gefeggebung „glei fchwer|te8 Sanktionsrecht des Kaiſers; 
wiegen“, daß beide „Bollmacht- | begründet wird dies durch bie 


jeber“ „gleihmäßig berechtigte 


toren”, _ „gleichberedhtigte 
Tegiölatine Rörperichaften“ feien. 
Aus RB. Art. 7 hf. 1 aller- 


dings ift das Santtionsredit des 
Bundesrates nicht zu folgern, 
darin hat Frider, Berpfl. 25f. 
Net. CS ergiebt fich vielmehr 
Iebiglich, aber zwingenb aus ber 
Ronftruftion der Reihägemalt. 
Sehr qut G.Meyer, Anteilıc. 
5 - Dagegen SejauptetBorn- 
Hat bei Grünhut, 8. VIII, 461 


ein durch Gewohnheit begründe- 


Eingangsformel ber Neihägefeke, 
durch „Ufualinterpretation“, 
„Tendenz ber Rechtsbildung“ 
und als „Forderung der Rechts⸗ 
Togit“. 

29 Dies Ieugnet v. Held 106, 
welcher die im Text gegebene 
Auffaffung ald „mit den beut- 
lichen Worten des Art. 5 ber 
RD. abfolut unvereinbar“ er- 
Hört; vihtig Zaband 1, 542; 
Hänel, Stud. II, 52. 


28 Hänel, Stud. II, 180. 
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Worte das Gefeh eröffnen. Diefe Formel ift im deutſchen 
Bundesſtaate beibehalten worden,““ obwohl fie ftreng ju- 
riſtiſch genommen hier nicht paßt, da der Kaifer als folder 
bei ber Sanktion der Reichsgeſetze garnicht beteiligt ift.*° 
Der richtige ftaatsrechtliche Gefichtspunft wäre zum Ausbrud 
gebracht und doch dem monarchiſchen Machtbewußtſein, dem 
in den Reichsgeſetzen Ausbrud zu geben jedenfalls einem 
nationalen Bebürfnifje entſpricht, Rechnung getragen, wenn 
die Formel des Gefepesbefehles lauten würde: „Wir — — 
verorbnen auf rund und in Ausführung des nad} erfolgter 
Zuftimmung des Reichstages vom Bundesrat Namens der 
verbünbeten Regierungen gefaßten Sanktionsbeſchluſſes, was 
folgt." 3° 

II. Mit der vom Bundesrat erteilten Sanftion ift das 
Reichsgeſetz perfekt, aber noch nicht rechtsverbindlich. Zu 
letzterem Behufe bedarf es noch der Bromulgation und 
Publikation. Der Sinn ber Promulgation ift: Die äußere 


% Die Eingangäformel der 
Reichsgeſetze lautet: „Wir zc. — 
verordnen im Namen des Reiches 
nad erfolgter Zuftimmung des 
Bundesrates und des Reichd- 


anzunehmen, woraus dann auch 
bie Freiheit des Raiferd, biefe 
„Verordnung“ nicht zu erlaffen, 
notwendig gefolgert werben 
müßte. Den „Öefeggebungs- 
willen“ des Bundesrats erachtet 


tagß.” 

rider verneint zwar bie 
Yaiferlice Initiative, ferner den 
Anteil des Kaiſers an der Feſt ⸗ 
ftellung: „er hat lediglich abzu⸗ 
warten, daß ihm vom Bunbes- 
rat ein Gefegentwurf dargeboten 
wird“; aber biefem Entwurf 
gegenüber ift rider geneigt, 
ein felbftändiges Verordnungs⸗ 
teht bes Railers aus Art. 17 


Frieder 34 nicht für aufge 
hoben, auch wenn er fi „nidt 
vollendet“. 

% Saband I, 543. Über 
den Inhalt en wie über bie 
Sanktion beſchließt der Bunbed- 
rat mit einfacher Stimmenmehr- 
heit; bei Stimmengleidheit ent» 
fcheidet bie preußiige Stimme 
(Art. 7 Abf. 3). 
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Ausftattung des Gefegestertes mit authen— 
tiſcher Kraft,“ die „Erklärung“ des Geſetzeswillens. 

„Dem Kaiſer ſteht die Ausfertigung und Verkündigung 
der Reichögefege zu” (RB. Art. 17 Abf. 1). Diefe Aus- 
fertigung, die Promulgation, unterfcheidet fi von der ein= 
fachen Publifation.?® Die erftere ift die authentiſche ſolenne 
Form, durch melde der Rechtswille äuferlih als Geſetz 
dokumentiert wird. Die Ausfertigung ift eine vollfommene 
Urkunde mit Taiferlicher Unterſchrift und Inſiegel, die im 
Reichsarchiv aufbewahrt wird. Das Datum der Promul- 
gationsurlunde gilt als Datum des Gefepes. 

Bevor der Kaiſer die Promulgation erteilt, hat er zw 
prüfen, ob beim Zuſtandelommen des Gefehes die ver- 
faffungsmäßigen Normen beobadtet wurden. Iſt dies der 
Tal, dann muß der Kaifer die Promulgation erteilen. 2° 
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9 Saband I, 522ff., 549 ff. 
begründet diefen Akt aus dem 
Siaatsrecht bes alten Reiches, 
ba8 ihn forgfältig ausgebildet 
hatte (Litteratur 523), fowie 
aus dem englifhen und fran« 
zöfifchen Recht. Bugeftimmt 
haben Meier, Ein. 297; Jels 
inet 321 ff.; Gareis, aus 
StR. 175; Hänel, Stud. I, 
51, 159 ff. (vortrefflic). 

#8 Die von Saband a. a. D. 
gemagte Unterfeibung und bes 
ten Begründung, der Gedanke 
einer „sollemnis editio legis“ 
if m. €. zutreffend. Widerfprud 
hat dagegen neuerdings Bin⸗ 
ding in Krit. Biertelj.-Schr. 
N. % IL 550 erhoben; ferner 
Meyer, Lehrb. $. 1691; Gierfe 
bei Grünhut, 8. VI, 280. 


39 Gine in der Zitteratur leb · 
Saft Tontrovertierte Streitfrage. 
Die im Tert angenommene Mei⸗ 
nung vertritt auch Laband I, 
550f. Das Recht, einem Ge 
KH, wegen angenommener Ver⸗ 
faffungsmibrigteit die „Außfer- 
tigung und Verkündigung“ zu 
verweigern, räumt Laband dem 
Kaiſer ebenfalld ein, ebenfo v. 
Mob! 392. Unrihtig ift ed 
laber, wenn v. Martig 534 
weiter geht und bem Kaiſer daß 
Recht einräumt, u. freiem 
Belieben den Reicäge jegen bie 
Promulgation zu gewähren ober‘ 
u verfagen. Eine unbedingte 

flicht des Kaiſers zur „Aus- 
fertigung und Berfünbigung® 
nehmen an: Meyer, Grund. 
70, Lehrb. ©. 414; Hierfje- 
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Uber au nur in diefem Fall darf er fie erteilm, denn 
in ber Promulgation liegt eben die feierliche Übernahme 
der Bürgſchaft feitens des Kaiſers, daß das Geſetz ber 


Reichsverfaſſung entſpreche. 


Dieſe Burgſchaft empfängt 


eine materielle Garantie durch die Gegenzeichnung des 
Reichslanzlers,?d welche nah RV. Art. 17 für alle „An— 
ordnungen und Verfügungen des Kaiſers“ erforderlich ift.?? 
Bei der Promulgation von Gefegen kann die Verantwort- 
lichkeit des Reichslanzlers ſich ſelbſtverſtändlich nicht auf den 


menzel I, 70; Wefterfamp 
131; Riedel 108; v. Rönne 
158; Thu dichum 88; Sch 
del 1%4f. Weftertamp 181 
bed. t, eine Exekution gegen 
den Kaifer bei Verlegung der 
Promuigationspflicht fönne feine 
Anmendung finden, „ba die Ver⸗ 
kundigung ber Reihägefege nit 
eine verfaflungsmäßige Pflicht 
de3 Wunbesglieves Preußen, 
fondern Recht und Pflicht des 
deutfchen Kaiſers ift“. Diefer 
Grund ift jedenfalls unzutref- 
fend, denn die faiferlichen Rechte 
find eben Rechte des Bundes- 
gliedes Preußen. ©. jegt die 
anregende Abhandlung von 
Biden die Verpflichtung des 
aiferd zur Verkündigung ber 
Reichögefege (1885). 

20 Sediglid, dieſe Bedeutung 
Yann bier die Gegenzeichnung 
bes Reichskanzlers Haben; mate⸗ 
viel Tann feinerlei Berantwort- 
licfeit bed Reihälanzlers für 
Gefege gedacht werben, indbe- 
fonbere find auch bie Gelege 
nit „Verordnungen des Kai⸗ 
ſers“ in dem von Frider, 

Zorn, Stantsreät I. 2. Kufl. 





Berpfl. 27 behaupteten Sinne. 
Daß man die preußifche Praxis: 
„Bir ꝛc. verordnen“ beibehal- 
ten hat, erflärt fih aus biftori« 
fen und thatfächli—hen Gefihts« 
punkten zwingender Natur. Aber 
die bermalige RB. fließt den 
Rechtsſatz aus: daß Kaiſer 
ben Gefeheöbefehl materiell er- 
teile; bie kann nur der Bundes⸗ 
rat thun, deſſen Beſchluß dann 
nad außen und im AÄnſchluß 
an bie monardifde Tradition 
in die Taiferlihe Autorität ein- 
gekleidet wird. Ich muß dem⸗ 
jemäß die von Fricer 27 
Paar abgemiefene Anficht für 
richtig, ja nad der heutigen 
RD, für die einzig mögliche Ir 
ten: Met. 17 hat mit der Geleg- 
gebung garnichts zu thun; 
„unmittelbar im Namen des 
Reiches, nicht im Namen ober 
in Repräfentation der Berbün- 
beten“ übt der Raifer fein Ver: 
nee ee ‚aber 
ie Geſetzgebung n gehört. 
s 2aband 58: Entf. 
d. Reichöger. in Civilf. VII, 3. 


27 
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vom Bundesrat und Reichstag befchlofienen Geſetzes- 
inhalt beziehen, fondern nur auf die äußere Form, alfo 
darauf, daß beim Zuſtandekommen des Gefehes den DBor- 
ſchriften der Verfaffung genügt worben fei, und daß der 
in der Promulgationsurfunde enthaltene Tert mit dem 
vom Reichstag beſchloſſenen und vom Bundesrat fanftio- 
nierten übereinftimmt. 

Die Promulgation giebt dem Tert des Geſetzes authen- 
tiſche Geftalt, ſodaß von einem anderweitigen Prüfungs- 
echt feine Rede mehr fein kann: weder dürfen die Einzel- 
ftaaten noch die Gerichte die DVerfafjungsmäßigfeit eines 
ordnungsgemäß promulgierten Geſetzes in Frage ziehen.?? 

IV. In der Promulgation liegt zuglei der Faifer- 
lie Befehl an den Reichskanzler zur Publikation. Die 
Publikation ift die öffentliche Kundmachung eines Reichs- 
gefehes an die Reichsunterthanen, die „Vollziehung der 
Santtion” ; einen felbftändigen Willensaft ftellt die Publi- 
Tation nit dar.?* Die Publikation kann infolgedefjen 
auch nur ein Aft der Reichäregierung fein, nicht etwa 
durch die Regierung ber Einzelftaaten geſchehen. Promul- 
gation und Publikation find erforberlih, damit ein durch 
die Sanktion perfelt gewordenes Geſetz rechtsverbind⸗ 
lich werde.?s Mangels dieſer Akte ruht die Rechtskraft 


92 Bl. v. Gerber S. 155 treten von Hänel, Stud. I, 
und Laband I, 551 ff. letzteret 263 f. 
in fehr eingehender und zutrefe| ®* Bol. zum Folgenden La⸗ 
be Deatin., Sin n sus band Söll, —3* 
ei , Entid. in Civilf. gegen energiſch Fricker 
— Dagegen bie Herr-| 18. 
gende von Gneift beftimmte| * Jellinet 810 ff. über 
Reinung (vgl. Laband 5541), | jpannt die Bedeutung der Publi- 
für dag Reihöreht peziell ver⸗ kation, nachdem er zuvor bie 
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des Gefeßes.?° Die Publikation erfolgt nah RB. Art. 2 
vermittelft eines Reichögefegblatte.?” Ein foldes beiteht 
feit 1867, bezw. 1871. Alle Gefege der Gentralgewalt 
find in demfelben publiziert, und nur was bier publiziert 
it, hat verbindliche Rechtskraft für das Reich. Publi- 
kation von Reichsgeſetzen in den Gejegblättern der Einzel- 
ftaaten ift nicht nur ohne jegliche juriſtiſche Bedeutung, 
fonbern direlt wider die Reichsverfaſſung.?s Partikular⸗ 
geſetze, die zu Reichsgeſetzen erflärt worden find, müflen in 


vollem Tert im Reichögefeßblatt publiziert werden.ꝰ⸗ 


Santtion zu einem Nichts degra- 
diert bat; |. barüber Zorn in 
Hirths Ann. 1889, # 

3 Frider, Berpfl. 5, 16 ff. 
laßt, ebenfo wie Schulze, 
Br. StR. II, 222, erft durch 
die Verkündigung das Gefek 
perfekt werden, fonft müfje man 
eine Berkünbigungspfli ht des 
Königs annehmen. Diefer 
Schluß ift nicht zwingend: ſo— 
wohl Sanftion ala Publitation 
find — nad} preuß. Staatöregt 
— freie Rechte des Königs, und 
es laffen ſich wohl Fälle denken, 
mo das Staatöinterefje gebietet, 
ein ſanktioniertes Gefeg nicht zu 
publizieren, ein perfeltes Geſetz 
nit zu volljiehen; jo auch 
PrALSU 16 gegen Zaband. 

ber der Say Friders 17: 
„bent man ſich den Geſetz⸗ 
gebun Svorgang auf bie größte 

änfachheit reduziert, fo geht 
derfelbe auf in ber Berfündis 
gung“, ift doch unrichtig, indem 
er da3 rein äußerlihe Moment 
ſtark überihägt. In dem Be 
griff Sanktion liegt, wie ſchon 





Für 
dad Wort bemeift, ein tiefer 
Sinn, den Frider völlig igno- 
viert. Cegen rider |. aud 
Zaband I, 1, aber au an- 
deren Gründen. 

1867 


(BGXL. 24). 

= ©. Hänel StR. I, 244f.; 
2aband I, 561, 582, 615F. 
„jede Form der Bekanntinachung 
von Reichsgeſetzen durd Einzel» 
ftaaten, welhe eine andere Be- 
deutung für fih in Anfprud 
nimmt, als bie einer ſchlichten 
b. 6. der thatfählicen Kennt 
nisname und Verbreitung die» 
nenden Belanntmaung, iſt 
rechtlich irrelevant.“ M. 
SeydeL 39, 124 in Konfequenz 
feiner_ Grundanſchauung über 
die Souveränetät im Reiche: 
„ed wäre gerabe fo gut denkbar, 
daß man die Verkündigung ben 
einzelnen Staaten überlafjen 


jätte", 
5 8 Über die fehlerhafte Praxis 
in dieſem Punkt vgl. Laband 
i ebleren Yutor ift 
aber in der milden Beurteilung 
27* 
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den im Reichsgeſetzblatt publizierten Geſetzestert wie über- 
haupt für den ganzen Inhalt des Reichsgeſetzblattes (B. 
v. 26. Juli 1867 $. 3, BOB. 24) ift der Reichskanzler 
ala Herausgeber verantwortlih: er darf den Tert nur 
genau in der Faflung publizieren, in welcher berfelbe die 
kaiſerliche Promulgation empfangen hat. — 


B. Die Wirkung 


der Reichegefehe. 


1. Die Wirkung des Gefeges ift immer ein Befehl; ** 


ob derfelbe dauernd oder nur 
biefer Bi r unzegelmäßigen und 
willfürligen“ Praris nigt bei · 
zuſtimmen. Was nicht im Reichs- 
gefeeblatt publiziert ift, ift abjo- 
ut nicht Reichögefeg. Iſt nur 
der Geſetzesbefehl forrelt publi« 
siert, dagegen für den Inhalt 
auf irgend eine anderweitige 
Duelle verwiefen, fo eriftiert 
furiſtiſch nur ein leerer Gefekes- 
befehl. Die a. a. D. durch Bei- 
fpiele belegte Praxis ift ver- 
feffungsmibeig. Über die recht⸗ 
lie Bebeutung der „Belannt- 
madung“ von durch Novellen 
abgeänderten und jemäf 
neu_ tedigierten Gejegen (Ge 
werbeorbnung, ROBL. 1883, 176) 
En M DE * 

ie Praxis in Preußen hat 
ben Grunbfaß von ber Diston- 
tinuitätauägebilbet. D. h.: ift 
ein von ber Volfövertretung an- 
genommene® Gefeg in der Beit 
von einer Seffion dis zur ande» 
ren nicht fanktioniert und publis 
siert worben, fo ift dasſelbe 
neuerbingd den Kammern vor- 
zulegen. Auf irgendwelcher ver- 


6 | rechtes". 





vorübergehend, ob er generell 


faflungsmäßigen Bafis beruht 
basfeibe für Breußen mist Db 
„wirkliches konſtitutionelles Ge⸗ 
wohnheitsrecht· angenommen 
werben kann (Kaband I, 565), 
bleibe bahingeftellt. Für des 
Reid) erifliert nur die Beid.-D- 
d. Reichstages 5. 68 als redht- 
Hide Bafıs für das Prinzip ber 
„Dielontinuität”. v. Rönne 
N, 16 vgl. aug) 51, nennt bas⸗ 
jelbe „einen feftitehenden aus 
der Natur der Sache mit Not- 
wenbigfeit folgenden Grundfaß 
des fonftitutionellen Staatö- 
Daß derſelbe aud) in 
die Aeihöprais aufgenommen 
fei, will v. Rönne a. a. D. N. 5 
durch Die Gefege v. 28. Dez. 1874 
(ROZL. 194) u. v. 1. Febr. 1876 
(RGBL. 15) über die Behand- 


lung ber fog. Juſtizgeſete ber 
weifen: es handelt jedoch 
bei. dieſen Gefegen um eine 
mefentlih andere je als bie 
oben rte. aber ges 
hört ber Präzedenzfall der Poſt ⸗ 
gefeße 1: i 


1 a 
“ a Dt. 57 begeiche 
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ober nur auf einen fpeziellen Fall gerichtet, ob er direlt 
an alle Unterthanen des Reiches oder nur an einzelne, 
3 3. an beitimmte Behörben, ober etwa an Einzel- 
ftantent? gewendet ſei — das ift durchaus irrelevant. 
Virtuell ergreift der Befehl eines jeden Gefehes das ge- 
famte Reichögebiet, alle Neichsangehörigen und alle 
Einzelftanten,*? praftifch aber Tann das Geſetz vielleicht für 
den größten Teil derfelben gegenftandslos fein, wie 3. 8. 
das RO. v. 4. Novbr. 1874 (XGBl. 128) über Auf- 
hebung ber Art. 14 und 16 T. II Tit. 12 des Roftoder 
Stadtrechte ober das BG. v. 4. Mai 1868 für die hohen- 
zollernſchen Lande. Das Geſetz Tann den allerverfchiedenften 
Inhalt haben; feine harakteriftifhen Merkmale in jedem 
Falle find nur: 1. Aufrichtung eines Rechtsſatzes; 2. Mit- 
wirfung der Volfsvertretung bei Feftftelung des Inhaltes. 
Wenn an einigen Stellen ver Reichsverfaſſung gefagt ift: 
„das Rei ausschließlich hat die Gefeßgebung“, fo 
darf doch hieraus ein befonberes Rechtsverhältnis — „Aus- 
ſchließlichkeit der Reichsgeſetzgebung“ — nicht hergeleitet 
werben. Die Ausſchließlichkeit ver Reihsgefeg- 
gebung ift vielmehr das Prinzip. Alle der 


net es als „formelle“ — 
kraft, „baß ein in ber 

Geſehes ergangener Willensakt 
nur im Wege der Geſetzgebung 
aufgehoben oder abgeändert wer⸗ 
den Tann, unb ſeinerſeits allen | t: 
mit ihm im Widerſpruch ftehen- | Ri 
den älteren Anordnungen dero⸗ 
giert“ (S. 573). „Die materi- 
elen Wirkungen der Geſetze ber 
ftimmen fi nad) deren Inhalt 
und können baher ebenfo ver- 


f&hieben fein wie dieſe (S. 578). 
des | Über die Souveränetät und Un- 
mittelbarkeit der Befehlskraft 
Fr a ſ. Hänel 
2%7 fi. buraus zu- 

ee befonber8 aud in der 


Kiel der von 2a- 
sand . entwidelten Ge» 
fihtspuntte. 

4 Sehr 


2 hierüber La⸗ 
band I, 71 
“s Hänel En. 1, 246, 268. 
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Kompetenz des NReihes übermiefenen Ange- 
legenheiten unterliegen grundfäglid ber auf 
ſchließlichen Reihsgefeggebung. Der Grundſatz er- 
fährt jedoch eine zwiefache Einſchränkung: erſtlich infofern, 
ala das Reich durch Spezialtitel die Einzelftanten zu einer 
irgendwie gearteten Mitwirkung beruft; zweitens generell 
infofern, als, folange das Neid von feiner Kompetenz 
nicht Gebrauch macht — mas der Natur der Sache nad 
die Ausnahme fein muß —, die Kompetenz der Einzel- 
ftaaten noch proviſoriſch in Kraft bleibt.4* 


44 Umgekehrt ift das Verhält- 
nis tg bei Hänel SR. 
1, 227 fi., 259 ff.: danach wäre 
das Recht der Einzelftaaten der 
‚Grumbfa , ie Kusfätictig. 
feit ber jefeggebung, die 
„Abmeidjung“. a wiber« 
ſpricht aber durchaus dem Grund- 

jebanfen des Bunbesftantes: 

a3 „ausfchliehlihe Gefeh- 
gebungsreht des Reiches" ift 
nit eine „auf befonderer Be- 
grünbung beruhende Ausnahme 
von ber grundfäglichen und ver- 
fafungsmäßig anerfannten Wirt- 
jamteit der Sandeögefeggebung“, 
jondern " Teßtere it die aufs 
engfte zu interpretierende Aus- 
nahme für dad Kompetenzgebiet 
des Reiches, welchem die in 
Art. 4 aufgezählten Angelegen- 


ten grundfäglih zur aus 
—A— — übermiejen 
find. Die greifung biejer 


Ausſchließlichkeit im Gefamt- 
umfang des Art. 4 ift feine 

hun änderung“. Auch 
Laband ], 622 f. unterfceibet 
die „außfhließlie” und bie 





„falultative” Reichskompetenz 
und führt dies näher aus ©. 704, 
wo et, a wie Hänel, 
annimmt, 1. die „Qerwaltungd« 
thätigteit des Reiched“ fe buch 
Art. 4 „ausdrüdlic auf die Be- 
auffihtigung beichräntt‘, und 
meiter: „2. die Berwaltungd- 
lompetenz bed Reiches erſtreckt 
ſich auf diefelben ftaatliden An- 
jelegenheiten, melde der Ger 
jehgebung des Reiches unterftellt 
find. Diefe Kompetenz umfaßt 
aber regelmäßig nur die Beauf- 
fihtigung und bie damit not- 
wendig verbundene oberfte Lei- 
tung der Verwaltung, während 
die unmittelbare Gefejäftäfüg- 
rung ben Eingelftaaten verblieben 
if. 3. Die volle Bermaltung 
fteht dem Reihe nur ausnahmd- 
meife zu hinſichtlich derjenigen 
Angelegenheiten, melde durch 
befonbere Gejeganorbnung der 
Vermaltung «des Reiches über- 
wiefen find oder na: Natur 
der Sage ihr zufallen müflen, 
wie 3. B. die Verwaltung beö 
Ativ- und Paffivvermögend des 
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2. Reichsgeſetze gelten nach allgemeinen Grunbfäßen 
bis zu demjenigen Zeitpunkte, in welchem fie in verfafjungs- 
mäßiger Form wieder außer Kraft gefegt werben. Der 
Zeitpunkt, von welchem ab Reichsgeſetze Rechtskraft zu be- 
anſpruchen haben, kann entweber im Gefege ſelbſt beftimmt 
bezw. einer befonberen Anorbnung, fei es wieber durch Geſetz, 
fei es durch Anorbnung eines der Faktoren der Reichsgewalt, 
vorbehalten fein; mangels einer folgen Beftimmung fchreibt 
RV. Art. 2 vor, daß das Geſetz in Kraft trete „mit dem 
14. Tage nad) dem Ablauf desjenigen Tages, an welchem das 
betreffende Stüd des Reichsgeſetzblattes in Berlin ausgegeben 
worben ift“. Der Tag der Ausgabe ift deshalb — 2. v. 
26. Juli 1867 (BGBl. 24) $. 2 — auf jedem einzelnen 
Stüd anzugeben.*° Erfolgte die Ausgabe Montag den 3., 
fo beginnt die Rechtskraft Montag den 17. Nur in ben 
auswärtigen Konfularjurisbiktionsbezirken treten nad) $. 47 
des ©. v. 10. Juli 1879 (XGBl. 205) an Stelle der 


Reichsfiskus.“ S. Hierzu oben |fegen könne von AR eitbeftim- 
88.4, 5. Nights beretigt|mung des Art. 2 8. nicht 
und, grunbfäglide An-|die Rebe fein. Diefer gefähr- 
{hauungen aus ber Ein-| lien Theorie kann unter feiner 
heitöbemwe er von 1848 Sebingung beigeplichtet merben: 
änel St#. I, 232 ff. bei. bie der RB. ſpricht einfad) 
einung von Bait N. 5)|und deutlih von „Geſetzen“. 
ohne weiteres als heute| Nichts giebt die Berechtigung zu 
eltendes Recht zu be-|ber einföeintenben Interpretar 


aupten, wie H ne thut. 

 Zaband I, 584ff., bei. 
aud über den rein formalen 
Charakter ber aetgeift (ander8 
Code civil Ehenfo 
Hänel, Stud. II, &r. 

« 2aband 1, [3 57 S 575 
behauptet: bei „formellen“ Ge- 


tion Labands. Die Unter 
ſcheidung von formeller und ma- 
terieller Gefegeöfraft ift unmög- 
fig. Über die Einheitlicfeit 
von Begriff und Bezeichnung 
Sea R a. 4 tiven 

jet auch bef. Hänel, 
Stud. II, 36 f. 
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14 Tage 4 Monate (früher 6 Monate gemäß $. 24 des 
©. v. 8. Nov. 1867), vom Tage der Verkündigung durch 
das RGBl. an gerechnet." Ebenſo für die Schußgebiete 
gemäß $.2 des Geſehes v. 19. März 1888 (RGBL. 75) *°. 

3. Reichsgeſetze gehen den Landesgejegen ‘? vor bo. 

4. Landesgeſetze, melde ben Reichsgeſetzen miber- 
ſprechen, find ohne Rechtskraft. 

5. Landesgeſetze treten ipso jure außer Kraft, fobald 
und foweit ein Reichögefe die betreffende Materie behan- 
delt, ohne daß Hierfür eine landesrechtliche Aufhebung er- 
forderlich oder aud nur zuläffig mwäre.5! 

6. Jede Thätigfeit der Landesgeſetzgebung ift als un- 
ftatthaft zu erachten, wenn es die Abficht war, eine Ma- 
terie auf dem Wege der Reichsgeſetzgebung vollftändig zu 
regeln, was im einzelnen Falle aus der Abſicht des Gejeh- 
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gebers feftgeftellt werben muß.5? 


1 Laband I, 5871. 


« Über eine bedenkliche Lüde 
m jerer geietagbung f. Laband 


“ us dem EC ohn⸗ 
tsreg Seybel 36; Riedel |ftehe 
82; Zaband I, 580, bei. 616f. 


AN. für das —— 
Hänel I, 250, da 

FH ich da „Berl — Hier 

techterzeugenden Autoritäten“ 

untereinander betreffe, hiervon 

aber das „auf dem 

freier Anpafjung‘ 





heitsrecht auf ber „Autorität” 
ded Staates beruhe, dann fällt 
aud; ba3 Gewohndeilsrech unter 
Art. 2, dann kann Fein 

Reigsreht wiberfpredjenbes 
est „ Fugenbmeicher Art ente 


Thöl, 2 
bel (69), wu et. 5öt, gan 


gt. fpı Hieu inze, das 
J————— 


ftegts 
zu dem Landſtrafrecht. Leipsis 
1871. Aud Zaband I, sit. 


ſehr ausführlich und autzeffend. 
5 Hänel StR. I, 30 ff.; 
Laband 1, 617. 
5” Hänel StR. I, 255; La- 
band I, 619; Heinze 3 f- 
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7. Authentiſche Interpretation von Reichögefegen Tann 
nur durch die Faktoren der Reichögefeßgebung, niemals 
durch die Einzelftaaten erfolgen.s® 

8. Die zur Ausführung eines Reichögefehes erforber- 
lien Verordnungen find prinzipiell von den Faltoren 
der Reichögewalt zu erlaſſen; landesrechtliche Anordnungen 
diefer Art find nur dann erlaubt, wenn das Geſetz aus- 
drücklich eine die Einzelftanten hierzu ermächtigende Klaufel 
enthält, wie dies 3. B. in ber Gemwerbeorbnung mehrfach 
der Fall if. 

9. Dispenfationen vom Reichsrecht durch landesrecht · 
liche Vorſchriften ſind unzuläſſig. — Das Verhältnis zwiſchen 
Reichs· und Landesrecht Tann im einzelnen Falle große 
Schwierigkeiten bieten, zu deren Löſung insbeſondere auch 
die neuere ſtrafrechtliche Litteratur wertvolle Beiträge ge- 
geliefert hat. 


C. Die Sphäre der Reichsgefehgebung.’® 


Für die Abgrenzung der Sphäre von Gefeg und Ver— 
orbnung läßt fi ein innerer Geſichtspunkt nicht feit- 
ftellen:°° es muß vielmehr und Tann nur aus dem pofis 
tiven Recht entnommen werben, wo die Form bed Geſetzes 


58 Seybel 37 ehr präzis Meinung. Daß aber Vollz.V. 
über dieſen Punkt. Chenfe La- IM preicägelehen geundfäglic 
band I, 6174 und die dort zit. | durch bie Eingelftaaten zu geben 
Sqri ller. feien $ änel 276) ift unhaltbat. 


ber_ bie Kompetenz des 
Landesrechtes dur dad Reich | Reiches ſ. Hänel SH. I, best 
nad) dieſer Fichton f. Hänel 5 Mefterfamp 156: „der 
262 ff., bef. die jehr richtige | Unterfchied zwiſchen Geſetz und 
Kritik der von Heinze, Gerihtd- | Verorbnung ift ein etwas (sic) 
faal XXX, 561 ff. entwidelten unklarer.“ 
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zur Anwendung zu kommen bat; 5? wo pofitive Vorſchriften 
fehlen, entſcheidet fi die Frage nur aus Geſichtspunkten 
der Gefeggebungspolitif. Tiber bie Behauptung, daß 
Rechtsſätze“ nur durch Geſetz gegeben werben können, f. die 
Erörterung oben ©. 403 ff. Nach dem geltenden Reichs- 
vecht bedarf es der Form des Gefeges: 

IL für alle diejenigen Materien, die bereits durch Ge— 
ſetz geregelt find; 

I. zur Aufnahme von Anleihen, fowie Übernahme von 
Garantieen zu Laften des Reiches (Art. 73); 

IM. zur Feftftelung des aNjäheligen Rieichshaushalts- 
etat3 (Art. 69); 

IV. zur Abgrenzung der Wahlfreife für den Reichstag 
(RB. Art. 20, Wahlgef. $. 5); 

V. zur etwaigen Erledigung einzelftaatlicher Ver— 
fafjungsfonflifte durch das Reich nah Maßgabe von RV. 
Art. 76 Abf. 2; 

VL zur Regelung der Verwendung ber franzöfifchen 
Kriegskoſtenentſchädigung (Etatögefeh für 1872 v. 4. Dez. 
1871 $. 8. RGBl. 412). 

VI. Endlich unterliegen der „Beauffichtigung® und 
Geſetzgebung des Reiches“ folgende Materien: 


57 Bel. oben ©. 401f. gegen | mich niemals überzeugen Tönnen; 
v. Rönne; |. auch Arndt,|die Benuffihtigung hat nur ben 
Berw.-R. 16 ff. & en Rönne. | „allgemeinen Sinn“, in dem fie 

58 Eine jelbftändige umfaf-| „nit eine der befonderen Her- 
fenbe Erörterung über die Be-| vor! ebung und $eftftellung ber 
auffihtigung giebt Hänel StR. | dürftige Kompetenz des Reiches, 
1, 299 $.; von der Notwendig. | fondern notwendiger und darum 
teit dieſes Kapitels ala eined jet « \jelbftverftänblier SBeitanbteil 
frändtgen neben Gefeßgebung | jeder ihm durch bie Berfaflung 
und Verordnungsrecht habe fr beigelegten Kompetenz“, auöges 
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1. Freizügigkeit, Heimats- und Niederlaſſungsweſen, 
Staatsbürgerreht, Paßweſen, Fremdenpolizei, Ge— 
werbebetrieb inkl. Seeſchiffahrt, Verſicherungsweſen, 
Koloniſation, Auswanderung (RB. Art. 4 3.1 vb. 


Art. 54 Ab. 2);°° 


2. Zol- und Handelsweſen, fowie indirekte Steuern 


(Art. 4 3. 2; 
3. Mae, 


Münz- und Gewihtöwefen° inkl. Schiffs- 


vermefjung, ſowie Emiffion von „fundiertem und un⸗ 


ftattet mit „allen Mitteln, welde 
fich innerhalb des Begriffes — 
— al notwendig unb zwed« 

ni jieren lafien*, ift. 
Das at das Recht ber 
Aufſicht —8 dann, wenn ed 
von feinem Recht ber Geſetz⸗ 


ſich tigung bei Auswanderungd- 
wefeng) Dab dad Kuffihtäreit 

Reiches direlt gegen bie 
5 jörden der Einzelftaaten gel- 
jemacht werben Tann, leug- 
änel 307 im Wiberfprud 

er Natur des Reiches ald 
Fe rantehegenen, 
duch zahlreiche Geſetze feftger 
ftelten Praxis; die Handhabung 
ber Mufficht in Boll- und Steuer« 
faden {ft lediglich Hiftorifches 
Überhleibfel_ des Bollvereinz 
und nur als foldes und auch 
dann nur mit Mühe verftänd- 
K mit nichten aber das 
„Barabigma für ben verfaflungs- 


x 





mäßig_anerlannten Imbatt, 4 
Rechtes ber Übermagung". 
Sind, 307 ift ferner di 

‚ganifation der Rei Baufic N 
über bie Jnnungöverbänbe, Bes 
rufägenofjen! ten, Invalidi- 
Fr und Altersverſicherungs · 
anſtalten, Zettelbanken verfal- 
fungswidrig ba das Reich nicht 
| befugt fei, „ſich Selbftverwal- 
tungsförper unmittelbar unter» 
zuorbnen‘. Alle dieſe Er- 
Örterungen entbehren je- 
den Grundes: das Reid 
ift fouverän und ann feine 
Auffigt enilieren wie 
es will. ünel 308 
find ferner‘ —— 
au direkter Wahrneht mung, Der 
Reichsaufſicht über einzelftaat- 
ide Balıben (Bundesamt für 
Heimatöwefen) —5 an A 
wiber die ® — 
doch wieder ©. 

5 Bol. hierzu hen $. 5C 
die, basrif en Ausnahmeret te. 

00 Bol. Hierzu oben $. 5 
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fundiertem Papiergeld“ (sic!) (Art. 4 3. 3 vb. 
Art. 54 Abſ. 2); 

4. Bankweſen (Art. 4 8. 4); 

5. Patentweſen (ib. 8. 5); 

6. Schub des „geiftigen Eigentums“ (3. 6); 

7. Schuß des beutfhen Handels im Ausland, ber 
deutſchen Schiffahrt und Flagge, inbefondere Kon- 
fularmefen (8. 7); 

8. Eifenbahnwefen, Straßenbau, foweit das „Intereſſe 
der Lanbesverteibigung und des allgemeinen Der- 
Hera" in Frage fießt (8. 8); 

9. Flößerei und Schiffahrtöbetrieb auf den mehreren 
Staaten gemeinfamen Wafjerftraßen, Seeſchiffahrts- 
zeichen, Fluß- und Waflerzölle, Veränderung ber Ab- 
gaben von fremden Schiffen (RB. Art. 4 8. 9, 
dazu SpecGeſ. v. 3. März 1873 [RGEBl. 47], 
ferner RB. Art. 54 Abſ. 5); 

10. Poft- und Telegraphenwefen (Abf. 4 3. 10);°° 

11. gegenfeitige Rechtshülfe (3. 11); 

12. Beglaubigung von öffentlien Urkunden (3. 12); 
18. Civilreht, Strafredit, Prozeß (3. 18, dazu SpecBef. 
d. 20. Dez. 1873 [RCBL. 379); 
14. Militär-°° und Marinemwefen infl. der Bedingungen, 
ö Form und Wirkungen des Belagerungszuftandes 
(Art. 4 8. 14, Mt. 68); 
15. Medizinal- und Veterinärpolizei (Art. 4 8. 15); 
16. Preffe und Vereinsweſen (Urt. 4 3. 16). 
VI. Für Staatöverträge ift bie Form des Geſetzes 


® Dal. Hierzu oben $. 5 C. 
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immer erforderlich, wo biefelbe erforderlich wäre zur aus⸗ 
ſchließlich innerſtaatlichen Regelung der betreffenden Materie 
(RB. Art. 11 Abf. 3, |. dazu unten $. 18). — 

Durch den Art. 4 der RB. follte in erfter Linie nit die 
Grenze zwiſchen Gejeg und Verordnung gejogen, fondern 
die Kompetenz zwiſchen Reid und Einzelſtaat abgegrenzt 
werben. €3 ift unzweifelhaft nicht der Sinn des Art. 4, daß 
alle Rechtsfäge, welche ſich auf die dort genannten Materien 
beziehen, nur in der Form des Gefehes mit Ausfchluß der 
Form der Verordnung follten erfolgen dürfen. Der Sinn 
des Art. 4 ift nur der, daß die Regelung der hier auf» 
gezählten Materien durch das Neid erfolgen kann und 
fol. Inwieweit aber diefe Regelung in der Form bes 
Geſetzes ober der Verordnung zu gejchehen habe, das ift 
eine offene weber durch Art. 4 noch durch eine andere 
Beftimmung der RB. generell entſchiedene Frage.°? Die Ent- 
ſcheidung dieſer Frage fällt nit in erfter Linie dem Recht, 
fondern der Gefeggebungapolitif zu, und es wird vergeb- 
lich fein, nad allgemein gültigen Regeln für diefe Ent- 
ſcheidung zu fı .*s Die neuere Praxis, fpeziell der 
deutſchen Parlamente, war dahin gerichtet, die Sphäre der 
Geſetzgebung möglihft auszudehnen und ber Sphäre ber 





= 4.9. Yendt, BR. 188. 
utreffend hierüber Sey- 


hie: 
ver ibins Ann. 1874, 11451. | d 


tellung von „Berwaltungsvor- 
ſchriften“ und „pofitivem Recht" 
HER unhaltbar; vgl. oben 

die Bemerkungen gegen 
Labands „formelle‘ und „ma- 
terielle" Gejege). Daß bie Re- 


ii it u. €. bie Gegenüber- 


gierung thatfädlid den Weg bed 
efehes viel Öfter und auöge- 
enter beigritten Hat, als et- 
forderlich gewefen wäre, bemerkt 
ſehr richtig Laband I, 574; 
. aud ©. Meyer bei Grünäut 
Van, 26 fi.; Jellinet 256 ff. 
© Bol. Bierüber die vorzüg- 
liche — — von Gneift, 
Geje und Budget, beſ. S. 66 f 


430 Bud V. Die Rechtsbildung im Reiche. 
Verordnung, der „abminiftrativen Willkür“, einen möglichft 
geringen Spielraum zu lafjen. ** Zweifellos ift mit durch 
diefes Beftreben die Technik unferer Gefeßgebung vielfach 
eine fo mangelhafte geworben, wie man dies bermalen 
nit ohne Berechtigung der neueren Gejeggebung zum 
Vorwurf macht. Das Gefeh fol nur die wictigften Punkte 
der Materie in lapidarer Kürze behandeln: alles Detail 
gehört in die Ausführungsverorbnungen, deren Brauchbar-⸗ 
Teit und Anwendung zu prüfen den Parlamenten ja immer 
freifegt. 

Bon den in RB. Art. 4 aufgezählten Materien find 
die meiften jeht durch einſchneidende Reichsgeſetze geordnet 
worben;* ſoweit dies noch nicht geſchah, find die Landes- 
gefege vorerft in Kraft geblieben, können jedoch jederzeit ohne 
weiteres durch den Erlaß eines Reichsgeſetzes außer Kraft geſetzt 


werben.°® Gollte fi das Bebürfnis ergeben, die Reichs— 


afreht (1871); Laband I, 
Be AN L 234. 
©s Hänell, 253 ff.: die Kom- 
petenz des Reiches wird erſt 


% Eine verfaſſungsmäßige 
Schranke hiergegen enthält für 
das Boft- und Telegraphenwelen 
RB. Art. 48 Abf. 2. Lediglich 


diefen Sinn: daß die Freiheit 
der Verwaltung in Bezug auf 
die Erfüllung diefer Staatsauf- 
gaben nicht weiter eingeengt 
werben folle, als früher in Breu- 
gen — hat jene Berfaflungs- 
vorfegrift. ie ift eine Direltive, 
Sormalhuriie ift fie allerdings 
überflüffig; eine „exceptio*, von 
der man fließen könnte „fir- 
mat regulam“, enthält fie nit. 
AA. Saband 1,598; Selig- 
mann 121 ff. Sehr gut da» 
gegen Arndt 58 ff. 

Vergl. Heinze, das Verb. 
d. Reichs ſtrafrechtes zum Landes⸗ 





wirkſam durch einen Ausubungs · 
alt; bevor ein folder geübt 
wird, Bat das Landeerecht au 
auf dem Gebiet der Reichskom⸗ 
petenz volle Freiheit (Bayr. 
Scälußprot. Art. VI. Mit der 
age, ob im Bunbeöftaat in 
tomfequenz der Souveränetät 
der Centralgewalt dad Recht der 
Eingelftanten als ein „abgeleite- 
te3“ Tonftruiert werben müfle, 
melde Hänel &. 254 daburd 
als im pofitiven Recht verneint 
behauptet, hat diefer ein provi« 
forifches Üdergangsftabium barz 
ftellende Sag nichts zu thun. 
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Tompetenz noch über ben Rahmen des Art. 4 auszu- 
dehnen — wie dies bereit? wieberholt der Fall war — fo 
bedarf es Hierzu einer Verfafjungsänderung, melde nur 
nah Mafgabe des Art. 78 gefchehen kann (f. hierüber 
unten D, 2). — 


D. Die Ausnahmen von der regelmäßigen Norm der 
Geſekgebung. 

Während zur Feſtſtellung des Geſetzesinhaltes in der 
Regel nur übereinſtimmender Mehrheitsbeſchluß der beiden 
Körperſchaften von Bundesrat und Reichstag erforderlich 
iſt, erleidet dieſe Regel Ausnahmen in folgenden Fällen: 

1. Bei den Rechten einzelner Bunbesgliever in deren 
Verhältnis zur Gefamtheit, welche Vorfchriften der Reichs— 
verfaffung find, bedarf es zur Abänderung ber „Zur 
ftimmung des berechtigten Bundesſtaates“ (Art. 78 Abf. 2). 
©. hierüber oben $. 5, D. 

2. „Veränderungen der Verfafjung gelten als abgelehnt, 
wenn fie im Bundesrat 14 Stimmen gegen fi haben“ 
(RB. Art. 78 Abf. 1). Preußen hat demnach mit feinen 
17 Stimmen die Möglichkeit, jede Verfaffungsänderung zu 
verhindern ; ebenfo eine Koalition ber drei großen Mittel- 
ftaaten Bayern, Württemberg und Sachſen. 

Ob e3 fi im einzelnen Falle um eine Verfafjungs- 
änderung handelt, ift, wenn fi Streit erhebt, zunächſt 
duch einfachen Mehrheitsbeſchluß feitzuftellen.*? 

7 Daß hierdurch die Schuß: | rin, daß unzweifelhaft derReichd- 
beftimmung des Art. 78 Abf. 1|tag einem vom Bundesrat mit 
iluforifeh gemacht werben Tann, | einfacher Mehrheit beichloffenen 


Täßt fi nicht beftreiten. Gin | Gejegentwurf bie Zuftimmung 
Schuß hiergegen aber Tiegt da- |verjagen Tann, bloß weil er der 
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Im übrigen darf Art. 78 Abf. 1 nit in der Weife 
interpretiert werben, daß unter „Verfaflung“ nur der Tert 
der Verfoffungsurfunde zu verftehen wäre, daß 
alſo die betreffende Vorſchrift umgangen werben könnte, 
wenn nur die Anderung des Verfafjungstertes vermieden 
wird. Vielmehr muß jedes Gefeg, weldes 
materiell eine Verfaffungsänderung enthält, 
nah der Vorſchrift des Art. 78 Abf. 1 beur- 
teilt werben. Die Frage, ob ein ſolches Spezialgejeg 
ohme vorherige formelle Anderung des BVerfaffungstertes 
überhaupt zuläffig fei, muß allerdings bejaht werden, da 
das Reichsrecht fein Verbot enthält. Die korrekte Form 
für ein foldes Gefeh wird allerdings nur die fein, daß 
zuvor durch Spezialgeſetz die erforberliche Abänderung des 
Verfafjungstertes erfolgt. Denn, fo bemerkt Hänel 
treffend: ® „es widerſpricht der dem Wefen des Bunbes- 
ſtaates entfpringenden Notwendigkeit einer vollen Klar— 
ftellung ber verfafjungsmäßigen Ermächtigungen des Reiches 
einerfeit3 und der Einzelſtaaten andererſeits, wenn eine 
Änderung der Verfafjung fi nicht in einer Anderung des 
Textes oder in einem Zufage zur Verfafjungsurtunde aus- 
ſpricht.“ Praktiſch wurde dieſer Gefihtspunft allerdings 
Meit ift, es Babe Art. 78 |ebenfo G. M, fi 5. 8.164 
—— Riistig Seen inen —— gun 
v. Rönne U, 35; Befeler in vzat am gleichen Orte ©. 72 
Preuß. Jahrb. 28, 199; Hänel, bis 81; v. Rönne II, 32 fließt 
Stud. I, 259 f, SIR. I, —** fig, Befeler an, 

6 Übereinftimmend Laban ® Stud. I, 258, StR. I, 786, 
1, 546; Hänel, Stud. I, 258;|wo Hänel mit Recht moniert, 
Seydel 104 f. zweifelhaft. | daß dieſe korrekte Form faft 
Befeler im Reichätag, |. Sten. |zur Augnahme gemorben fei- 
Ber. 1879 S. 2190 f., derfelbe Übenfo Laband a. aD. 
in Preuß. Jahrb. 28, 184 ff. 
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mehrfach außer acht gelafien.”° Jedenfalls aber follte, 
wenn eine Änderung des Verfaffungstertes nit vor- 
genommen wird, in dem betreffenden Geſetz felbft zum Aus- 
drud gebracht werben, daß es ſich um ein Verfaſſungsgeſetz 
handle; ſchon darum, weil eine Abänderung dieſes Geſetzes 
ebenfall3 wieder logiſcher Weife den Vorfchriften des Art. 78 
Abf. 1 unterworfen fein muß.! Denn zweifellos ift ein 
derartiges Spezialgefet, das nah Mafgabe 
von Art. 78 Abf. 1 die Verfaffung ändert, 
materiell felbft Beftandteil der Verfaſſung 
geworden, ift alfo gleichfalls den über Ver— 
faffungsänderungen geltenden Borfgriften 
unterworfen.”? Der Schuß des Art. 78 Abſ. 1 ift 
dem Sinn und Wefen, nicht etwa nur dem Wortlaut der 
Verfaſſung gegeben ; nur biefe Auffafjung der Frage ift 
im Einklang mit der hohen Bedeutung, welche der Verfaffung 
ala dem Reichsgrundgeſetz zufommen muß.” Die Einzel- 


” Laband a. aD; v. 
Rönne II, 34. 
— aband Br 
ig Hänel, Stud. ; 
Meyer, Lehıb. 416°; Wefter: 
tamp 138. 
"3 Demgemäß_ ift ein Ber- 
faffungögejeg nichtig, wenn nicht 
die Form des Art. 78 Mol. 
greht ift: fo auch Hänel 
tR. 789; auf anderem Stand» 
zunkt aber fteht die Praris 


"8 Die Labandide Anfiht 
fübrt übrigens zu folgendem eir- 

us vitiosus: das gefamte 
Civilrecht wird ohne Abänderung 
des Verfaffungätertes durc ein 

Horn, Staotsregt I. 2. Aufl. 





unter Einhaltung der Formen 
von RB. Art. 78 Abf. 1 erlaffer 
ne3 Reichsfpezialgefeg zur Kom- 
petenz; des Reiches augen 
Dieß erweift fi) nad) Anfiht 
eines Teiles der Bundesglieber 
als unzwedmäßig, und man 
mit nie ai) ben Sion untt 
er urfprünglien Ziff. er 
Verfaffung zurüdtehren. Um 
dies zu verhindern, reihen nicht 
mehr die 14 Stimmen des Art. 
78 9b. 1 auß; ber uriprüng- 
liche Tert der Verfaflung Tann 
vielmehr in ben gemöhntien 
Formen der Gefeßgebung wieder 
güftig Hergeftellt werden, bat 
aber jegt nicht mehr ben Ver - 
28 
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ftaaten als ſolche Haben aud bei Verfafjungsänberungen 
fein Mitwirkungsredt.’* 

3. Außerdem hat Preußen in Bezug auf mehrere Ma- 
terien ein votum decisivum erhalten, ohne Rüdficht auf das 
anderweitige Stimmenverhältnis. Diefes votum decisivum 
wird geltend gemacht bei der Abftimmung im Bundesrat. 
Es befteht auf Grund folgender Vorferiften: 

a) In Saden des Militärweſens und der Kriegsmarine 
entfcheidet, „wenn im Bunbesrate eine Meinungsver- 
ſchiedenheit ftattfindet“ (alfo nicht etwa nur bei 
Stimmengleiäheit), die preußifche Stimme, „wenn 
fie fih für Aufrechthaltung der beftehenden Ein- 
richtungen ausfprit.5 Die 17 Stimmen Preußens 
Tonftituieren fomit in folgen Fällen ein Veto ſogar 
gegen die übrigen 41 Stimmen (RB. Art. 5 
abi. 2). 

b) Das sub a Auögeführte gilt ebenſo bei Gefehes- 
vorſchlägen über „das gefamte Zollweſen, über die 
Beiteuerung des im Bundesgebiete gewonnenen 
Salzes und Tabaks, bereiteten Branntweines und 
Bieres und aus Rüben ober anderen inländiſchen 
Erzeugnifien dargeftellten Zuckers und Syrups, über 
den gegenfeitigen Schuß der in den einzelnen Bundes⸗ 
ftaaten erhobenen Verbraudsabgaben gegen Hinter- 


faſſungsſchut, ſondern Tann | „die Stimmen des Präfidiums“; 

jebergeit durch einfaches Spezial-| dies ift inkorrekt, da das Prä⸗ 

gefeg wieder geändert werben. | fitium al foldeß Feine Stimme 
'« Anders im eidgenöfl. und | hat. Dagegen meint Srider 

norbamerifaniichen Bunbesftaat, | 23: die befannte Bräftbialftimme 

1. Hänel StR. 1, 248. „Tann nit einfach auf Verfehen 
7 Im Tert der RB. heißt es: | beruhen“. 
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ziehungen, fowie über die Maßregeln, welde in ben 
Zollausſchlüſſen zur Sicherung ber gemeinfamen Zoll- 
grenze erforderlich find“ (RB. Art. 35 vb. 5). 

4. Eine Ausnahmebeftimmung nad der andern Seite 
bin enthält die AB. in Art. 7 Abf. 4, darnach find bei 
„Angelegenheiten, welche nad; den Beftimmungen dieſer 
Verfafjung nit dem ganzen Reiche gemeinſchaftlich“ find, 
nur die beteiligten Staaten fiimmberehtigt.”° Welche An- 
gelegenheiten hierher gehören, ift nicht ausdrüdlich gejagt. 
Selbftverftändlich handelt es ſich dabei nicht um die Frage 
der thatſächlichen, fondern nur der juriftifden Ge 
meinfhaft. ebenfalls kann ferner fi die Beſtimmung 
des Art. 7 Abf. 4 nur auf die oben $. 5 C aufgezählten 
Ausnahmerechte beziehen, und aud auf diefe nur, ſoweit 
& fih um Cremtionen von der Reichs geſetz gebung, 
nit foweit es fih um Eremtionen von der Reichäverwal- 
tung handelt, falls nicht eben die Ordnung der Vermwal- 
tung den Inhalt des Geſetzes bildet. Nicht ftimm- 
berechtigt find demnad z. B. die ſüddeutſchen Staaten in 
Saden der Bierbeiteuerung, dagegen find Bayern und 
Württemberg ftimmberehtigt in Sachen der Militärgefeg- 
gebung, und Bayern auch bezügli des Militäretats, 
ebenfo die Hanfeftädte Bremen und Hamburg in Sachen 
der Zollgefeßgebung.?T 


76 Bol. Seydel 105 ff. ber nur über Schlußprot. IV 

fig) nicht äußert; der betr. Bunt 

77 Seydel_107 fubfumiert ift rein vertragsmäßig, fteht alfo 

unter Art. 7 Abf. 4 die Beitim-|da, mo es fih um die Gefch- 

mungen in Art.4 8.1,35%, 38®,| gebung handelt, überhaupt nicht 
48%, 52, dazu Shlufprst IV: | zur Frage. 
Übereinftim. Laban 


a. a. O., 
28 * 
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8. 16. 
Das Audgelgeſetz und die Dedarge.' 
A. Das Budgef. 
1. Die Rentöquellen. 
Die RB. beftimmt in Art. 69. 

„ade Einnahmen und Ausgaben des Reichs 
möüflen für jedes Jahr veranfhlagtund auf 
den Reichshaushalts-Etat gebracht werden. 
Letzt erer wird vor Beginn des Etatsjahres 


ı Srider, dad Recht der öl 


Steuerverwiligung und bes 
inansgefebes ne fr 


Et — & 


, Budget u. Gefet 1867; 
——— engl. Berw-R. 
88. 58—71; berfelbe, Gefeg 
und Budget 
das Bubgeizei eht in Behrend 
Ziſchr. f. Gefeßgebung IV, 621) b 
—708 (aud) feparat erfcienen); 
derfelbe in Hirths Ann. 1873, 
5DAff.; berfelbe, StR. II, 2, 
88. 129-126 ber erften, II, 985 ff. 
der zweiten Auflage; Serletse, 

Archiv f. öffentl. R. I, 172 ff.; 
SäHulge, Preuß. StR. a 1,205; 
Berfeiße, Deutiches L 

Has berielbe in "arm: 


IL, |Seibler 
1879; Laband,|f. öff. R 





;». Rönne, Preuß. StR. I 
8. 65; Derfelbe, Deutiches 
StR. II, 1 88. 87—91. 
v. Martig über ben — 
tutionefen Begriff deö Gefehes 
in aubing. 8 VI, 207 ff. 
, Budget und Budget- 

theorie er er 29. 
.; Brie 
Siena IV Kun, Arndt eden- 
fjdern in Hirths 

Em — fi; Laband 
II, 1037 ff. giebt einen kri— 
Hin Überblid über die ueuefte 
Streitlitteratur be Budget⸗ 
tete unb verſucht, bie gegen 
feine Theorie erhobenen Ein- 
wendungen zu wiberlegen, be- 
fonder8 gegenüber Hänel. Der 
miflenfgaftiige Gegenfag er⸗ 
. | feheint. du Beit als völlig un« 
‚| ausgleihbar; bie Taatöregtfiche 
Praris er auf dem entgegen- 
elek ten ae wie La⸗ 
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nad folgenden Grundfäßen durd ein Geſetz 


feſtgeſtellt.“ 


Das Etatsjahr beginnt laut G. v. 29. Februar 1876 


(RES. 121) mit dem 1. 
31. März (analog pr. ©. v. 


April und endigt mit dem 
29. Juni 1876). 


Die oben angeführte Vorſchrift der Reichsverfaſſung ift 
wörtlich aus der preußiſchen Verfafjungsurfunde (Art. 99) 
und die Vorſchrift der letzteren aus ber belgiſchen Verf.- 


Urk. übernommen.? 


? Belg. BU. Art. 115: cha- 
que annde les chambres ar- 
rötent la loi des comptes et 
votent le budget. outes 
les recettes et depenses 
de 1l’6tat doivent &tre 
orteen au budget et 

ans les comptes.“ Der 
Urfprung biefes Sabes ift die 
frangöj he Charte vom 4. Juni 
1814 $. 9. Über bie Biftoriihe 
Entmwidelung des Budgetrechtes 
in Deutſchland Gneift, Gef. u. 
3. 118 ff., 134 ff. In England 
Bat 2 ein Bubgetreht ent- 
widelt jeit 1685, in Frankreich 
feit der Revolution. ber die 
bei Schaffung bed franzöfifch- 
belgifchen QYudgetrechtes beitim- 
‚menden Gefihtäpuntte |. Gneift, 
3. u. G. 16—19; über das eng- 
Kfe R. aud Jellinet, se 
2. 8. 180 ff., über das frangö- 
fiihe_ 146 ff., 279, das beigiſche 
165 ff., nur überficht Jelli- 
net überall das chaque année 
ober interpretiert es binmeg. 
Die fübbeutfce Entwidelung 
würdigt Jellinef nicht genü- 
gend. Der Unterfejied, melden 





Außer jener Vorſchrift des Art. 69 


Zaband in Hirths Ann. 1873, 
529 für Pr®U. Art. 99 u. RB. 
Art. 69 bezüglich dervon Iegterem 
verlangten „Orundfäge* für bie 
Feftftelung des Etats Sepauptet, 
dürfte aud dem Willen bes Ge» 
ſetzgebers ſchwerlich zu bei ⸗ 
den fein. Eine grundſaͤtzlich 
andere Gehaltung als diejenige 
des frangöftic-beigifch-preußifg“ 
beutfhen Bubgetrechteß geben 
andere deutſche Berfaffungen, 
als deren Typus bie ba: it € 
zu betrachten ift. ©. hierüber 
die treffliche Darflelung von 


— Ei ‚ME 
an . J ſowie 
dee Bayr. StR. IV, 291ff., bazu 


aud meine Bemerkungen 
Hirihs Ann. 1889, 367 ff. 
Als Vertreter feiner Theorie 
nennt 2aband 1089: 
GSneift, Gerber, 6. Meyer, 
Seligmann, Gareis, Pra- 
sat, Bornbat, Zeller, denen 
auch 9. Schulze zugefügt wer- 
den darf. Die Hauptgegner find 
v. Martig (ber früher aller- 
dings ganz anderer Meinung war, 
was aber felbftverftändli) Heute 


in 
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enthält die Reichsverfaſſung noch folgende, das Budgetrecht 
betreffende Vorfehrift in Art. 71 Abſ. 1: „bie gemein- 
I&aftligen Ausgaben werben in ber Regel für ein Jahr 
bewilligt, Tönnen jedoch in befonberen Fällen aud für 
eine längere Dauer bewilligt werben.“ Don biefer durch 
die Verfafjung eingeräumten Fakultät war bis zum Jahre 
1874 bezüglich des Militäretats Gebrauch gemacht worden ; 
ſeitdem fteht auch dieſer Spezialetat unter den allgemeinen 
Nechtsfägen über den Staatshaushalt.® 

Die preußifhe BU. enthält ferner noch folgende hoch-⸗ 
intereſſante und vielumftrittene budgetrechtliche Vorſchriften: 
Art. 109: „die beſtehenden Steuern und Abgaben werden 
forterhoben, — — — — bis fie durch ein Geſetz ab- 
geändert ſind;“ ferner Art. 100: „Steuern und Abgaben 
für die Staatsfafje dürfen nur, fo weit fie in den Staats- 
baushalts-Etat aufgenommen oder dur befondere Ge- 
fege angeordnet find, erhoben werben.“ * 

Die Reihsverfaffung enthält diefe beiden 
Vorſchriften nit. 


Teig ift), Hänel, Seid-|der Militäretat für die in RD. 
Eine felbftänbige Theorie, At 60 beftimmte Zeit bem 

ie "von den Labandfgen Bor-| Bundesrat und Reichstag nur 
derfägen burc ginen Saltomor- |zur Kenntnisnahme und Erin- 
tale in ber Hauptfae zu bem|nerung vorzulegen war; biefe 
Han elſchen —88 — Übergangepeit urbe dann dur‘ 
giebt gelline Gef. u. Ver⸗ ©. v. 9. Dez. 1871 (ROBL. 411) 
©. 2775, f. die völlig Dia 31. En 1874 prolongiert; 
—7 Kritit von Laband|eine weitere Prolongation it 
II, 1041 ff., fowie meine Be-|nict erfolgt. Andere Anwen« 
Apen bei Hirth, Ann. 1889, — regiſtriert Lab and 


— bezieht ſich RB.| * Vgl. über dieſe beiden Ar 
Art. 71 af. 2, EN Gulden tilel Sneim @. u. 8. 148 ff. 
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Dagegen enthält das G. v. 25. Mai 1873 über die 
Rechtsverhaltniſſe der zum dienſtlichen Gebrauch einer Reichs⸗ 
verwaltung beſtimmten Gegenſtände (RGBl. 118) noch eine 
Spezialbeſtimmung, welche eine an ſich ſchon aus der gene⸗ 
rellen Vorſchrift der AB. Art. 69 folgende Konſequenz noch 
zu beſonderem geſetzlichen Ausdruck bringt. Darnach müſſen 
nämlich alle Einnahmen aus der Veräußerung von Grund⸗ 
ftüden, Materialien, Utenfilien oder fonftigen Gegenftänben, 
melde fi im Befig der Neichöverwaltung befinden, für 
jedes Jahr veranſchlagt und auf den Reichshaushaltsetat 
gebracht werben; ebenfo dürfen Ausgaben aus berartigen 
Einnahmen, fomeit diejelben aus Grundftüden fließen, nur 
unter Genehmigung von Bundesrat und Reichstag gemacht 
werben ; ift diefe Genehmigung nicht erteilt, fo find derartige 
Summen lediglih als Einnahmen in den nädften Etat 
einzuftellen.5 


I. Die rechtliche Natur des Budgets. 


1. Über Sinm und Inhalt der oben angegebenen Ver— 
faffungsbeftimmungen hat fi) ein in ber ftaatsrechtlichen 
Kitteratur mit äußerfter Heftigleit geführter Streit ent- 
fponnen. Die Verfaſſung [hreibt fürdas Budget 
die Form des Geſetzes vor, bie Theorie® da— 
gegen, insbefondere vertreten durch Gneiſt und 
Laband, jpriht dem Budget den Charakter des 
Gefeges ab, fei es, indem dasſelbe direft ala 


5 &.. 25. Mai 1873 $ 10?,]f. au) Seibler, Budget 44 ff. 

11. 2gl. Laband IN, 2, 351. | über ältere Litt.; Gneift, Rechts- 
® ©. bie ‚Sufammenfoffung hei |ftaat (2) 168 N. 34 über bie 
. Martig a. a. D. 207—210; | englifhe Auffaffung. 

v. 0 Ar 
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eine Berwaltungsmaßregel (Öneift) bezeichnet, 
fei es, indem für dasſelbe eine befondere Kate- 
gorie „formeller" Gefege konſtruiert wird, 
welden die Wirkungen der materiellen Geſetze 
in der Hauptfade fehlen (Laband).” Zuerſt hatte 
Fricker dem Budget den Geſetzescharalter prinzipiell ohne 
Beziehung auf das pofitive Recht beftritten: „der Etat ift 
ein Vermaltungsalt;* „ver Begriff Etat ift überhaupt fein 
rechtlicher, ſondern ein wirtſchaftlicher Begriff, jede Wirt- 
ſchaft von der Zleinften bis zur größten erfordert einen be— 
ſtimmten Plan, nad dem fie zu führen ift.“® „Ein Etat, 
der nit mehr blos vermöge feiner inneren Richtigkeit, 
fondern als formelle objektive Norm bie Thätigfeit der Ver— 
waltung beftimmt, ift nit mehr Etat, fondern Geſetz“, und 
darin Liegt „eine Abforption der Verwaltung dur Die 
Gefeggebung.“? „Der Etat ift ein Vermaltungsaft, er kann 
weder ausbrüdlich noch implicite etwas enthalten, was über 
die Zuſtändigkeitsgrenze der Verwaltung hinauäginge, er 
fol das ganze Bild der Verwaltung (fomeit diefe mit Ein- 
nahmen oder Ausgaben verknüpft ift) enthalten. Someit (?) 
er auf Gefeg beruht, enthält er nichts, was nit ſchon 
ohne ihn vorhanden wäre: er ſpricht nur die Thatſache aus, 
daß ein Geſetz da fei und vollzogen werben müſſe; ſoweit 
er auf bloßem Voranſchlag beruht, fpricht er ebenfalls nur 


7 Laband, Bubgetreht624ff.,| mit ber Gefegaesun als ber 
Staatreht II 8. 58, II, 2,| Regelung ber ftaatligen Redts- 
en: —F er die rd des | ordnung.“ 

tats ir einen zukünftigen, — 
mod) die Kontrolle der Redhnune| ir Ayınan.” 9 Siaets. 
en über einen vergangenen " " 
Seitraum hat etwas zu Teaflen ® Frider a. a. D. 651. 
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Thatſachen aus, und zwar Thatſachen, deren künftige wirf- 
liche Geftaltung noch nicht mit Beftimmtheit vorhergeſchaut 
werben Tann; fomeit er aber den Plan der fünftigen Thätig- 
Teit der Verwaltung enthält, wird er eine Norm für dieſe 
und dadurch einem Geſetze ähnlich. Don der eigentlichen 
Geſetzesnatur bleibt er aber fo weit verſchieden, ala eben ein 
ſelbſtgeſchaffener Plan verſchieden ift von der anzuerfennen- 
den Vorſchrift eines Dritten und ſoweit als eine Norm, 
deren Vollziehung erft noch von der wirklichen Geftaltung 
von Zeit und Umftänden abhängt, verſchieden ift von einer 
abfoluten, ohne alles meitere ihre Vollziehung fordernden 
Norm.” 10 

„Ale im Etat vorausgefegten Rechtsverhältniſſe leiten 
ihre Begründung nicht aus dem Etat her, fondern aus der 
allgemeinen Geſetzgebung.“ „Ein folder Finanzplan enthält 
unmittelbar feine Rechtöregel, Tein Gebot ober Verbot an 
die Unterthanen, fein auf gleiche Fälle anzumendendes Recht.“ 11 

„Das Wefen eines Geſetzes befteht darin, daß dasſelbe 
eine bindende Rechtsnorm ausſpricht. Ein folder Inhalt 
aber fehlt dem Etat, welcher weſentlich nur Thatſachen und 
zwar in der Zufunft zu erwartende Thatſachen enthält.“ 
„Eine bloße Verwaltungsnorm Tann dadurch niemals Geſetz 
werben, daß dazu die Zuftimmung eines anderen Faktors 
verlangt wird.” 12 

Laband bezeichnet den Etat zwar als Geſetz, aber als 
ein Gefeg, welchem der materielle Charakter des Geſetzes 
vollftändig fehle, da es nur Rechnungspoften nicht Rechts- 


rider a. a. D. 648. | 12 Schulze bei Grünhut 189, 
neift, ©. u. 8. 163. derſelbe Deutſch. StR. 519, 587. 
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regeln enthalte. In dieſem Sinne nennt er den Etat ein 
„formelles“ Geſetz, gemäß feiner prinzipiellen Unterfcheibung 
der Gejege in zwei Kategorien, materielle und formelle, 
für melde ganz verfchiebene juriftifche Geſichtspunkte gelten. 
Diefe Unterfeidung ift von einer Anzahl von Schriftftellern 
gebilligt, von anderen, fei es ſtillſchweigend, fei es ausdrück- 


lic, verworfen morben.!® 


2. Nad den bereitsoben $$. 14,15 gegebenen 
Deduktionen erfheint die Labandfde Unter- 
fheidung als unhaltbar.!* Gefege in dem von 


18 Staatsrecht II $. 
8 128. Bub, — 67 4 
9 in Sie 8 Ann. 18' 
Be ıL. au 
ENDE "le veutton StR. 
Die ältere 
Beute te ie das fon» 
ftitutionelle Staaisrecht anderer 
Lander kennen jene Unterſchei⸗ 
dung nicht (v. Martitz 228). 
Der Sabandiche Gedanke, aber 
in anberer Fafjung, findet ſic 
aud fon bei Keller, gan 
beiten dans, 28. 4. Reller 
erempfifiziert dabei eich | 
{on auf den Etat als I 
ge der Geſetzgebung“ 
ftande gefommen, aber been 
ungeachtet durchaus ber Deiehen- |* 
natur entbehrend Die Ben- 
dung G. Meyer bei 
Gerhsut v Yin, 16 f- der Lehre 
hebt, enthält in ber Betonung 
ed Unterſchiedes von allge- 
meinen u. fpeziellen Redts- 
5 ‚en (vgl. auch Keller a. a. 
D.) unzweifelhaft einen gefunden 
und für bie Meiterbilbung der 


v. Stodmar in 





Lehre von den Restäquellen 
frudtbaren mken. Nichts 
aber beredtigt nad unjerem 
geltenden Rechte dazu, den Be- 
griff des _Gefeges eettufio den 
erfteren Süßen zu vinbigieren, 
aud nicht die ſtattliche Fälle 
von Citaten aus ber_älteren 
Literatur. Der Begriff „Ber- 
fügung in Gefegesform“ eriftiert 
als ein ſtaatsrechtlicher bei uns 
bis jegt nit. Ganz _ bie 
Meyerſche Argumentation findet 
— {con bei Bahariä 
8. Sehr gut äußert 
Biergenen Bä9 Lau, Metenb. 
283 f., der aud) betont, 
Hr He herrſchende Theorie dem 
„formal aotsrehttien Cha» 
alter des Geſetzes“ nit ge- 
recht wird. 
14 9. Martig 285 nennt mit 
Red je Lehre „evident un- 
richtig,“ „eine vollftändige Ber- 
tennung ber Abfihten und Wir- 
fungen, bie mit ber Iegiälativen 
Firierung eines ftaatlichen Wil- 
lensattes in rechtlich zuläffiger 
Weife verknüpft werden.” Mit 
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Laband behaupteten formellen Sinne bes 
Wortes giebt es nicht. Was aud im übrigen der 
Inhalt des Geſetzes fein mag: eine Rechtsregel muß 
jedes Geſetz enthalten. „Geſetz ift der Ausſpruch 
des Staates, daß etwas Recht fein ſolle;“ 10 Geſetz im engeren 
Sinne ift der unter Buftimmung der Volfsvertretung buch 
den Träger der Souveränetät gegebene Befehl an die Unter 
thanen, eine beftimmte Vorſchrift zu befolgen. Der In— 
halt biefer Vorſchrift ift für ben Begriff des Geſetzes voll- 
Tommen irrelevant.” „Sobald ein Geſetz vorliegt, erlangt 
die darin nievergelegte Willensbeftimmung des Staates, 
worauf fie fih aud richte, wie fpeziell, wie unbejtimmt, 
wie unzwedmäßig, wie ungerecht, wie unſittlich fie auch fei 
ober im vorkommenden alle ſich bewähre, melde Rechts- 
folgen aud an ihre Übertretung gefnüpft feien, die Kraft 
des Gefeges. Formelle Geſetzeskraft ift nicht? anderes als 
Recht weit v. wit 226 | alfo des Geſetzes i. w. ©. d. W. 


insbeſondre auch darauf hin, peut, kann auch dadurch, dab 
daß bo ein äußerlich er⸗ bieſer Staatswille unter Üeber- 


kennbares Rerkimal vor- 
handen fein müßte, an 
weldem ber Unterſchied 
zwifhen formellen und 
materiellen Gefegen im 
konkreten Falle wahrzu- 
j eig tig 220 ff. 

iötig v. Marti hr 
238 f, quge Jeztit ſe 
Budgetrecht 630: „biejenige An⸗ 
ordnung der GStaatögewalt, bie 
eine auf einen  beftimmten 
Thatbeftand anwendbare Regel 
aufprigt, ift fein Gefeg.“ 
„Eine Außerung des Staatswil- 
Iens, die überhaupt nicht unter 
den Begriff der Rechtsfagung, 





einftimmung ber Krone und ber 
Voiksvertretung ausgeſprochen 
wird, dieſen Charakter nicht er- 
langen. Denn mas fi dem 
Genus nicht unterorbnen läßt, 
tann auch feiner zu biefem 
Genus gehörenden Sraie un 
tergeorbnet werben. 3 hängt 
aud keineswegs vom Belieben 
des Gefetgebers ab, etwas, wad 
feinem Inhalte nad; tein Gefeg 
iſt und kein Geſetz fein kann, 
dadurch allein, daß er es Geſetz 
nennt, zum Geteg zu maden.“ 
Ebenfo Gneift, ©. u. 8. 164; 
Schulze a. a. D. 

18 Mindfcheid, Band. $. 14. 
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eben Geſetzeskraft, fie fommt mit der materiellen ganz auf 
das Nämlie heraus. Es giebt überhaupt nur eine 
Geſetzeskraft, und es giebt fein Geſetz ohne Ge— 
ſetzeskraft.“ „Das Geſetz ift, wasaud fein In— 
halt fein möge, unter allen Umftänden objef- 
tives Recht, ift eine Rechtsregel; Gefege, die 
teinen Redtsfag enthielten, die nur in for— 
mellem Sinne, nur fheinbar Gefege wären, 
giebt es nit.” „Jene „formellen“ Gejege find mit 
nichten Urkunden, durch welde die parlamentarifhe Zu— 
ftimmung zu einer Regierungsmaßregel Tonftatiert wird, 
nicht das Parlament fpricht feinen Konfens aus, fondern 
das Staatsoberhaupt „verorbnet” mit Zuftimmung des 
Landtags, daß etwas geſchehen folle ober bürfe oder nicht 
zu gefchehen habe.“ (v. Martig.) 7 


17 Wenn Gerber 157! (eben- 
fo auch Laband, StR. III 
2, 233 BR. 632 ff.) biergegen auf 
die Gefege über bie name 
von Staatsanlehen vermeift und 
bemerkt, dab diefe Aufnahme 
doch trog des „Gefeges" Der- 


tierung der ftändifhen Aner- 
kennung ber von ber Regierung 
gemachien Anfäge*, ift pofitio 
nigt vigtig; bie Mitwirkung 





der Stände beim Etatsgeſetz 


unterſcheidet fi in nichts von 


der Miiwirkung bei anderen Ge- 


fegen. Ahnlih wie Gerber 
auch Frider: „fol der Etat 
feine Natur beibehalten, fol er 


eine von der Verwaltung ſich 
felbft gegebene (!) Norm bleiben, 
jo erhält die Mitwirfung ber 
Stände eine gang andere Be 
deutung. Sie Tann in nichts 
anderem Beftehen, al8 im Urteil 
über die Richtigkeit und Zmer- 
mößigfeit bes Diane ber Re 
gierung, kurz in einer voraus- 
jehenben Kontrolle.” Schulze 
Pat von einem in ber Form 
des Gefepeö „Ionftatierten Ein» 
verftändnis zwiſchen Regierung 
und Bollövertretung.* 
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Man Hat demgegenüber insbefondere darauf hin— 
gewiefen, daß der Etat in feinen Rechnungspoſten ja nur 
approrimative Feftftellungen enthalte, und daß demfelben aus 
diefem Grunde der Charakter von Rechtsſätzen notwendig 
fehlen müſſe.is Es fragt ſich jedoch, ob dieſer Grund ſtich⸗ 
haltig iſt, zumal da ſich ja das Etatsgeſetz ſelbſt nur als 
„Voranſchlag“ bezeichnet.!? Aber ſelbſt wenn man den Rechts- 
charalter der einzelnen Rechnungspoſten völlig preis- 
geben würde, bliebe immer noch die wichtigfte rechtliche Seite 
des Etats beftehen: die Anweiſung der Regierung, für be- 
ftimmte Zwecke Ausgaben zu leiften und die Ermädtigung 
derfelben, beftimmte Einnahmen zu erheben. Übrigens ift 
felbft der Charakter der Rechnungspoſten keineswegs ein 
approgimativer: die definitive Fixierung, die jelbftverftänd- 
lich erft nad Ablauf des Wirtſchaftsjahres erfolgen Tann, 
liegt in der allgemeinen Jahresrehnung, auf Grund deren 
Die Decharge erteilt wird. 

Die theoretifden Gefihtspunfte, aus 
welden man einen juriftifden Unterfdieb 
zwiſchen dem Etatögefet und anderen Gefegen 
zu konſtruieren verſuchte, find demnad unhalt- 
bar. Auf die Praxis des deutſchen Budgetrechtes haben 
übrigens jene Theorieen Teinerlei Einfluß geübt, vielmehr 
hat die Praris den juriftifchen Charakter des Budgetgefehes 
als eines wirklichen materiellen Geſetzes immer feftgehalten 
und daraus alle juriftiichen Konfequenzen gezogen.?° 

1 
ui CHE, a AR 


163; G. Meyer bei Grünfut| Gel. und ®. 
VIE 4 ꝛo v. Marti 214; „ber 


A. 
1 Bol. v. Martig a. a. D., durch anſcheinende communis 
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Der Etat ift demnach, wie die Berfaffung 
fagt, Gefeg und Hat alle Wirkungen des Ge- 
feges. Auf diefes Gejeg find verfaffungs- 
mäßigalle Einnahmen und Ausgaben des Reiches 
zu bringen und zwar ift bad Gefeg vor Beginn 
des Jahres, für welches dasſelbe den Finanz- 
plan enthält, feftzuftellen. Die Dauer des 
Gefeges ift verfaffungsmäßig ein Jahr; nad 
Ablauf diefes Jahres tritt das Gefeg wegen 
Zeitablaufes ipso jure außer Kraft;?! nad 
Ablauf der verfaffungsmäßigen Gültigkeits— 
dauer äußert das frühere Gefeg zwar feine 
Wirkungen fort, foweit esausgeführtift, neue 
Anordnungen irgend welder Art auf Grund 


des mit dem Abfhluß des letzten Tages des 


opinio getragenen Doktrin Haben 
Se beuticen Regierungen und 
unter ihnen vornehmlich bie 
preußifhe eine praftijhe Folge 
in irgend welder Form zu 
geben auch nit im entfernteften 
gedacht.“ „Die Entmwidelung 
de3 beutf—en Finanzrechts, im 
der wir feit 1866 ftehen, hat 
das Dogma „dad Eiatsgeſetz 
ein bloßer Berwaltungdatt 
nit nur nicht befräftigt, im 
Gegenteil fie fteht im Begriff, 
mit jebem Jahre fi) weiter von 
ihm zu entfernen. Sie hat die 
offentundige Richtung  einge- 
ſchlagen, die materielle Geſetzes⸗ 
natur des Finanzetat3 legisla- 
torifcp über allen Smeifel zu 
ftellen." d. Martig ift bei 





diefem Stand der Dinge be- 
rechtigt zu dem Urteil: man er- 
halte den „befremdenden Ein- 
drud, daß die Theorie de 
deutſchen Staatsrechts in dieſem 
wie in manch anderem Punkt 
in fatter Selbſtgenugſamkeit 
ruhig ihre Zirkel weiter zieht, 
während das Leben ihrer fpottet.” 
Bolltommen übereinftimmend im 
Refultate pt auch Hänel, 
Stud. II, 326 ff. Rach bayri- 
ſchem Recht allerdings ift das 
Budget nicht Geſetz, fondern 
Wirtigaftäplan, ben die Kam- 
mern lebiglich zu „prüfen“ haben 
(Q-U. Zit. VII 8.4). Dgl. au 
Born in Hirth8 Ann. 1889, 370f. 
#9. RönneD, 1, 148, 170; 
Laband, St. II, 2, 345. 
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Etatsjahres außer Kraft getretenen Geſetzes 
tönnen jedoch niht mehr vorgenommen 
werben.?® 

Da der Etat Geſetz ift, gelten für denfelben alle Vor— 
ſchriften über das Buftandelommen von Reichögefegen, ins- 
befondere auch das durch RV. Art. 5 Abf. 4 Eonftituierte 
preußifche Veto in Zolls, Steuer- und Militärfachen, ſowie 
die Vorfriften in Art. 78 Abf. 1 über Abänderung ber 
Verfaſſung und Art. 78 Abf. 2 über die Ausnahmes 
rechte. re 

8. Aus dieſer juriſtiſchen Natur des Etats— 
geſetzes folgt, daß durch dasſelbe Beſtim— 
mungen früherer Geſetze mit Rechtskraft ab— 
geändert werden fönnen.?* Jedes Geſetz kann durch 
ein neues Geſetz ergänzt, mobifiziert, aufgehoben werben; 


2 Die Aufftellung des Etats 
für bie zwei folgenden Jahre 
in zwei getrennten Gefetzen 


Reichstag dringend empfohlen, 
den vorgelegten Etatdentwurf 
ür 1884/5 dem Antrag v. Kar⸗ 


a 
ei wiberjprit na 
2aband II, 990 nicht dem 


aud Laband felbft zu. Inter» 
efiante Debatten hierüber im 
eichstag Dezember 1882; das 
Berlangen ber Regierung, daß 
die beiden Etats von 1883/4 
und 18845 durch Gefek zu- 
gleich feftgeftellt würden, war 
niht der Verfaſſung gemäß, 
ergo wider die Berfaflung. 
Wohl 





orff gemäß in Beratung 
zu nehmen, behufs Prüfung der 
tehnif—hen Frage, ob einer gmei- 
jährigen Etatöperiode materielle 
Bebenten im Wege ftehen. 

® Bol. oben SS. 5, 15, ferner 


ht Laband in Hirihs Ann. 1873, 


526, 527, StR. II, 986 f.; v. 
Rönne IL, 1, 146. 
* A. 4 Friger 645 f., 


648; „Der Etat hat jede Ge- 
ſetz, das nicht aus anderen 
Gründen ungiltig_ift, anjuer- 
kennen.“ Ebenſo Gneift, ©. u. 
3. 100; ferner Laband, BR. 
644; dagegen Hänel, Stud. 


aber hätte es fic für den |II, 309. 


9 
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der Umftand, daß das frühere Geſetz ohne Beifügung einer 
Zeitgrenze feiner Gültigkeit, das fpätere nur für einen be— 
ftimmten Zeitraum erlafjen wurde, ändert nicht? an dem 
allgemeinen Safe: lex posterior derogat priori. 

4. Aus der juriftifden Natur des Budgets 
folgt fodann weiter, daß durch dasſelbe alle 
neuen Vorfhriften erlaffen werden können, 
welde überhaupt in der Form eines Geſetzes 
erlaffen werden fönnen bezw. müffen, daß alſo 
insbefondere dur den Etat „organifiert“ 
werden fann.?® Es mag unzwedmäßig fein, durch ein 
nur für die Dauer eines Jahres beftimmtes Geſetz orga- 
nifche Einrichtungen zu treffen, aber an ber Rechtskraft 
folder durch den Etat geſchaffenen Inftitutionen fehlt 
nichts.?e 

5. Nach der Verfaſſung ſind alle Einnahmen und 
Ausgaben auf das alljährlich zu erlaſſende einheitliche Budget- 
gefeg zu bringen.?” Der Etat befteht bemgemäß aus den 
beiden großen Rubrifen der Ausgaben und der Ein- 
nahmen. 

Es fragt fi) nun: melden rechtlichen Sinn haben dieſe 





4. A. Fricker 645 ff; das Reichsjuſtizamt, das Aus- 
Arndt BR. 156 ff. Was Gneiſt, wärtige Amt, das Reichsamt 
ð . u. B, hiergegen —5 — des | des Innern. 

Beigife-frangänt hen Rechtes be-| Dadurch find jedoch bie 
merkt, ift politifch gewiß fehr | fog. Nadıtragsetats nicht ausge- 
richtig, aber feine juriſtiſche ſchioſſen und folde fommen in 
Begründung, f-aud Laband],|der Praxis fehr Häufig für 

® fpezielle Punkte vor. Dal. 

3 So beruhen viele Inftitu- | Laband in dirths Ann. 1873, 
tionen de Neichaftantsrehts | 528; v. Rönne II, 1, 147. 
nur auf dem Etatögefeg, 3. B. 


Das Bubgetgefeg und die Dedarge. 8. 16. 


449 


Etatsvorſchriften? Diefe Frage läßt fi nur dahin beant- 


worten: 


8) Die in das Etatögefeg aufgenommenen, 
nah den Verwaltungszmeigen des Staates 
eingeteilten Ausgabepoften enthalten die ge— 
feglide Ermädtigung der Regierung, für be- 
ftimmte Bmwede beftimmte Summen zu ver- 
wenden und zugleid die gefeglide Verpflich— 


tung, diefe Summen 


zu ben betreffenden 


Bweden zu verwenden.?® 


* Hänel, Stub. II, 317: 
„erftdurd das Bubdgetgefeg 
empfängt die $inanjver- 
waltung das Redit der Ber- 
wendung, der Beraudga- 
bung, der Verfügung über 
die etatömäßigen Cin- 
nabmen, aber aud bie 
Pfliht ihrer Bereititel- 
lung für bieBerwendungs- 
smede.“ Über bie „übertrag- 
baren" Fonds S. 820. m 
Be But — 

m bayriſchen Finanzgeſetz findet 
Äh feit Ka ftereotgp ber 
Sag: „bie Etatd find in ber 
Regel unüberfcreitbar. Jeder 
Staatsminifter r dafür 
verantwortlih, daß die 
für feinen Gejhäftstreis 
erstehen Summen zu 

en bejtimmten Bmweden 
verwendet werden,” und 
diefe Prinzipien find auch aner- 
tannt in dem durch ©. ». 11. 
Februar 1875 zum Reichsgeſetz 
erhobenen preuß. Oberrehnungs- 
Tammergefeg v. 27. März 1872 

Zorn, Staatsreqcht I, 2. Aufl. 





Gs. 278), 98. 18, 8.2, 19; 
weiteres Material bei Hänel, 
Stud. IL, 320. Ridtig v. 
Rönne DO, 1, 171. Laband 
IL, 1005 ftellt den egorbitanten 
Sag auf: „Staatsrehtlid 
erſcheinen alle Ausgabepofi- 
tionen des Etat? nur ald. Er» 
mädtigung ber Regierung, 
diefelben zu leiften, fo da 
ihre Nihtleiftung oder Er- 
fparung weder eine ju- 
riſtiſche Verantwortlid- 
teit begründet nod einer 
Genehmigung des Reichs— 
tages bedarf." Aljo: bie 
Regierung Tann ftaatöregtlic, 
mi dem Sußgabeßuöget anfangen 
was fie will! (f. Hänel, Stud. 
DL, 328.) Übereinft. mit bem 
Tert jegt Hänel,Stub. I,310ff., 
in eingehender und zutreffender 
Sefämpfung, der Labanb ſchen 
Theorie: „Die Auffaſſung des 
Budgets, dieſes Wirtſchafts- 
planes des Staates als einer 
KH ober Berechnung, als 
eines Referate über — 
29 
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b) Die in das Etatsgeſetz eingeftellten Ein- 
nahmen haben den gleiden juriftifden Cha— 
ralter. Die Regierung wird durch das Etats- 
gefeg ermädtigt und verpflidtet, diefe Ein- 


nahmen zu erheben.?® 


6. Wenn alle Einnahmen und Ausgaben auf ben 
Etat gebracht werden müffen,?° und diefer Etat ein für 
die Dauer eines Jahres geltendes Gefeg ift, wie dies Die 


und nit als eines Willendattes, 
der eine Reihe von Willens 
aften leitet und maßgebend bes 
ae erben je} 
ur: gen Thatbeftand auf 
den Kopf ftellen.” Auf dem 
gegen Standpunkt Hinfichtlich 
Ausgabenetat3? — anders 
dagegen fürbden Einnahmenetat — 
30 Arndt im Arc. f. öff. R. 
II, 558 ff. unb giebt bafür eine 
wejentli politifhe Begrün- 
dung, die er aus der Ent- 
kesun geihichte der Preuß. 
erfaffung entwidelt. Mas da- 
gegen Laband politiſch ein- 
wendet, war, fo richtig ed m. 
€. ift, doch nicht die Auffaffung 
bei Seftftellung der Verfaflung ; 
darin hat Arndt m. C. Redit. 
2 Ghenfo Hänel, Stud. II, 
320 f-; Saband StR. II, 2%, 
3749, ebenfo 2. Aufl. II, 10173, 
fragt, wie man fi das zu 
denten habe: ob etwa, wenn das 
Etatögefeg nicht zuftande ge= 
tommen, am 1. April alle 
Waren zollfrei eingehen? Dar- 
auf ift Iediglih zu erwidern, 
daß, falls die hueifife Schluß 
folgerung zu einer Abfurdit 


führt, es nicht ſtat ift, dieſe 
Abfurdität durch eigene ver- 
nünftige Gedanken zuzubeden, 
wie Lab and dies thut. Die 
im Xert gegebene juriftifdhe 
Schlußfolgerung aber ift richtig; 
denn 1.alle Einnahmen müffen 
auf den Etat gebragt werben, 
2. der Gtat gilt nur für ein 
Jahr, 3. kommt nad Ablauf 
des Jahres der neue Etat nicht 
zuftande, fo eziftieren ju— 
riſtiſch keine Einnahmen. 
Wenn dies abſurd iſt, ſo iſt 
dies nicht meine Schuld, ſondern 
bie des Gefekgebers, die zu be» 
mänteln m. ©. nit die minbefte 
Beranlaffung vorliegt. Sehr 
qutzeffenb. äußert fih übrigens 
im gleihen Sinne über das 
Verhältnis von Yurisprubenz 
u. Politit Laband, BR. 621 ff. 
Sehr richtig find auch Labanda 
Bemerkungen StR. II, 1044 f. 

® Diefes „müffen“ bezieht 
YJellinet, Gel. u. 3. &. 289, auf 
eine Rechtspflicht ber Vollsver⸗ 
tretung, Einnahmen und Aus- 
aben zu bemilligen! ſ. dazu 
Sorn in Hirths Ann. 1889, 
S. 3717. 
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Verfaffung vorfhreibt, fo folgt daraus mit logiſcher Not- 
wendigleit: daß es dauernde Einnahmen und 
Ausgaben im Staate rechtlich überhaupt nit 
giebt. Alle Gefege, welde dem Staate ftän- 
dige Einnahmequellen eröffnen und alle Ge— 
feße, welde dem Staate dauernde Ausgabe— 
pfligten auferlegen, find nad der Berfaffung 
in ihrer redtliden Eriftenz bedingt von dem 
alljährlih zu erlaffenden Bollzugsgejeg, 
weldes im Etat liegt?! Alle Rechte des Staa- 
Tehnt 


und bamit dem Art, 69 d. RB. 


2 Diefe jerung 

aud Hänel, rs 1, 827, Ye: 
goriſch ab. Aber wenn er fagt: 
„Die einzelnen Einnahmen und 
— — —F neue 
und ſpezifiſche vı je Duali⸗ 
fitation dadurd, daß fie auc 
rechtlich in ein Verhältnis ber 
ae mghgteit zu dem geſetzlichen S. 
Gefamtfinanzplan gebracht wer⸗ 
den,“ ferner: bie Spezialgeſetze 
„erhalten eine Ergänzung, welche 
ihre veottice 'irffamteit be= 
dingt und beſchränkt; die auf 
ihnen berußenden Einnahmen u. 
Ausgaben können nur verwandt 


uns bewirkt werden, ihre Er-|auf 


mägtigungen und ihre Gebote 
werden nur volljiehbar auf 
Grund des ihre Beftimmungen 
ineinen Geſamtplan einorbnenden 
und fie bamit ergänzenden Bub» 
getgefege3,“ und endlich ©. 830: 
ehe anderen Gefege müffen Die- 
fenigen Mobifitationen und bie- 
en Deutungen empfangen, 
Weide dem Bubge efehe in ber 
Gefamtheit feiner Beltimmungen 


auch chguie nicht mehr w 





in ber Fülle feines Wortlautes 
rechtliche Kraft und Wirkung 
beimefien“ fo vermag ü 
einen Unterſchied gegenüber der 
im Tert prägifierten Rechtsan- 
men, 
me, YJellinet, Gel. u. 2. 
. 292, 298, ift das Budget 
u „rechtliche Bebingum, 
ejaber nit „Vollmacht“ di 
je | nanzwirtichaft des Sich; das 
iſt Wortfpielerei, Zorn in 
Hirth3 Ann. 1889, fe. 372. 
Die Süße des Tertes deden 
ſich durchaus mit ber Rechts- 
afſung Bis marcks in dem 
roßen preußiſchen gerfeffungs- 
hen Saal ründung d- 
2 Tanfige Sera 
ie franaöftige, Berfaflung 
». 3. Sept. 1791 beftimmte in 
Tit. v Art. 2 wenigftens: „sous 
aucun 'pretexte les fonds nöces- 
saires & Pacquittement de la 
dette nationale et au paiement 
de ia liste civile ne pourront 
etre ni ni suspendus,“ 
29* 
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tes auf Einnahmen und alle Pflichten des 
Staates zu Ausgaben eriftieren nad unferem 
pofitiven Berfaffungsredt nur für ein Jahr.?? 


hzeltinet, Gef. u 2.0. 2, 


= Ausprüdlich Aal gt it bies 
in der belg. BU. Art. 

impöts au profit de — 
votes annuellement. Les lois 
ui les etablissent n’ont de 
force que pour un an, si elles 
ne sont renouveldes.“ Bel. 
Bözl, Bayr. BR. 533 ff.: „die 


Erhebung ber Steuern ohne vor- u h 


bergegangene Bewilligung ober 
über Sie Zeit der Bewilligung 
binaus, ift verfaffungsmibrig.' 
„Die Bejöaflendeit des Bebirt- 
niffes ift nie ein Grund, ber 
die Regierung berechtigen Fönnte, 
nit bemiligte Steuern zu er- 
heben.“ Ebenſo ©. 535 bezüg- 
fi der Ausgaben. 

Die fämtlichen übrig en Shift 
fteller dagegen find 
Meinung und meifen bie im 
Tert gezogene juriftifche Konſe⸗ 
gun aufs fehärffte zurüd. 
band, Bubgeireht 644 fi: 
„bie Feftftellu des Etats muß 
dem geltenden Rechte Bub BE 
fchehen, und daran ift die volls⸗ 
vertretung ebenfo jehr gebunden 
wie bie Regierung. Someit 
gültige Gelege beftehen, meice 
irgenb melde Ginnafmen ober 
en not ee — 

immen, ift bei tellung 

de3 Etats für die Fe Biene 
entſchließung eine Schranfe ge 
zogen, deren Reſpektierung 4 
wohl für die Regierung wie 





für den Landtag eine ftaatd- 
aid Pflicht ie „Die 
Einnahmen berußen ſämtlich 
les | auf Gejegen oder geſetziich be⸗ 
gründeten Einrichtungen des 
Staates und es liegt nit 
in ber Madtbefugnis des 
Landtags, einfeitig diefe 
Gefege oder Einrigtun«- 
gen abzuändern ober auf- 
uheben.“ „Die Streihung 
einer geſetzlich Beftehenden Steuer 
aus gr bi — des ande 
ages ohne Zuftimmung ie 
—— ware ein —E 
ein ſtaatsrechtlich unwirkſamer 
A.“ „So wenig ber Landiag 
das beftehende Recht und die ge⸗ 
kt gli) beftehenden Einrichtungen 
1e8 Staates birelt durch ein- 
feitige Beichlüffe ohne Zus 
ftimmung ber Krone aufheben 
dann, Fa komm er ed in⸗ 
irelt thun du erweigerung 
der zu ihrer —— er⸗ 
forderli — a nfo 
SR. 1. ®. I ya 3m. 
Frider 847: „wäre ber Sinn 
der Mitwirfung der Stände zur 
Gtatöberatung ber, daß Feine 
Ausgabe ober Einnahme ohne 
Zuftimmung der den Gtat be» 
ratenden Stände zuläffig wäre, 
fo würben fämtlihe Geſetze ſo⸗ 
weit fie zu Einnahmen oder Aus- 
jaben führen, nur vorläufige 
fi, bie um u wirklicher Seitens 
und Anwendung zu gelanı 
noch der Sufnakine In bon Eint 
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7. Wenn alle Einnahmen und Ausgaben 


bebürften und nur je auf bie 
Dauer einer Gtatöperiode Leben 
und Geltung erhielten. Niemand 
weifelt daran, daß eine ſolche 

jehauptung nur mit vollftändiger 
nung Des Ben — 
Geſetzgebung und jet aufge⸗ 
el erben tönnte. — aud 
S. 633, mo gefagt ift, maß das 
Budget bezüglih der Steuern 
enthalte, fei nur „Recdenezempel“, 
Zönne alfo unmöglich den Inhalt 
eines Rechtes ausmachen, Recht 
feien nur die dauernden Steuer- 
—* Nah Schulze bei Grün- 






ıt 195: ſoll der Etat nur „zu 
n bereit8 vorhandenen mate- 
viellen Rechtsgründen, aufwelden 
die Einnahmen und Ausgaben 
des Staates meiftend ſchon be 
ruhen, BHinzutreten‘ und das 
„Burüdgehen auf den materiellen 
echtsgrund der einzelnen Po⸗ 
ſitionen überflüffig“ maden, 
lich aud Schulze DER. 9.208. 
Gneift, ©. u. 8. 168: „alle 
im Etat vorauögefegten Rechtd- 
verhältnifje leiten ihre Begrün- 
dung nit aus dem Etat ber, 
jondern aus ber allgemeinen Ge- 
jetgebung.“ 108: „die Ge- 
ege, welde die bauernden 
Grunbnormen ber Staat3- 
thätigleit feftftellen, tün- 
nen nicht durch jährlich 
wedfelnde Beſchlüfſe von 
der Seite des Zinonzinter 
effes außer Kraft gefegt 
ober verändert werben.“ 
Ebenfo erklärt jegt Hänel, 
Stud. II, 299, diejenigen Ein- 
nahmen unb Nusgaben, Die „nad; 





ihrer Art ober zugleih nad) Art 
und Maß durch das Gefek an» 
georbnet ober durch die Aufrecht⸗ 
erhaltung der auf Gefeh bes 
zuhenden Einrichtungen und An- 
ftalten begründet oder mit den 
dureh baß Gefet norgefchriebenen 
Maßregeln notwendig verknüpft 
find‘, als ſtaatsrechtlich not- 
wendige* Einnahmen und Aus» 
gaben, bie „einfeitig“ nicht „ver- 
Teigent werben“ koͤnnen. Aber 
©. 347 führt er durcaus ritig 
aus, allerdings nur „gegenüber 
ber Finanzverwaltung”: „die 
Ausgaben jebed größeren 
Staatäwefens bilden ein 
fo dichtes und unauflös— 
lies Gefüge, in dem fi 
alle Einzelheiten fo fehr 
gegenfeiti tragen und be=- 
ingen, daß ber Berfud 
einer Scheidung nad je=- 


n-|nen beiden Kategorieen — 


ftaatsrehtlih notwendige 
und regtlich ungebundene 
Ausgaben — für ben ge— 
ordneten Gang bes Finanz« 
dienfted, fürdie dringend» 
ften und unabmweisbarften 
Bebürfniffe ber Staats- 
verwaltungunthunligund 
unmöglid ift. Der Verfuch 
würbe bereits fheiternan 
der freien Hätung des 
Bebarfesan Federn, Tinte 
und Bapier für die gefeg- 
lihften aller gefegliden 
Behörden.“ Dieſe Satze prechen 
eine fo unbeftreitbare Wahrheit 
aus, baf ed nur zu vermundern 
ift, wie Hänel 6.299 doch den 
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des Staates lediglich auf dem alljährlich zu 
erlaffenden Etatögefeg beruhen, fo ift die Re— 
gierung rehtlid nit befugt, Einnahmen und 
Ausgaben zu maden, falls diefes Gejeg nicht 


zuftande gefommen ift.?® 


juriftifchen Begriff der „ftaatd- 
rechtlich notwendigen“ Audgaben 
annehmen und daraus hoch⸗ 
mwigtige juriftiiche Folgerungen 
gieen Tonnte. Die & e ſcharfe 

—BA 
Laband, gilt volftändig aud 
ge Hänel 29. Sehr zu- 
— iſt hier die Kritik von 
Samen II, 1054 ff. gegen 

nel. 

Ebenſo Meyer, Lehrb.$.205, 
ber Etat „muß ſich innerhalb der 
gefeplicen Säöranten bemegen“, 
„die gejeglich feftftehenden Ein- 
nahmen und Ausgabı “ " "m 
im Etat lediglich als D 
fie fönnen vom Lan... — 
verweigert werben, weil dieſem 
nit das Regt zuftebt, 
einfeitig bie beftehenden 
Gefege aufzuheben‘. AL 
ara feftftehend" werben 
insbejondere Gebühren und in- 
direlte Steuern erflärt. Der 
Meyerfhe Trugfhluß findet 
Kid Tan ara 

en ehe, jet fel 

bei Hänel, Stub. II, 299, auch 
bei Jellinet, ©. u. V. ©. 288. 
„Beiegtig fenfehend" Jind 
nad der Berfaffung eben 
alle Einnahmen und Aus⸗ 
gaben, nur auf ein Jahr. 

ann tritt entweder eine neue 


gefegliche Feftftellung auf ein 





N 
it 





Jahr oder ein Vacuum ein. 
Denn dad Parlament Ein- 
nahmen ober Ausgaben, welche 
aus dauernden Gefegen re- 
fultieren, im Etat anzuerkennen 
nermeigert, fo erhebt es doch 
nit Anfprud, „einfeitig 
die _beftehenden Gefege aufzu- 
heben“, fondern eg verweigert 
lediglich feine Zuftimmung 
zu bemnad der Berfaffung 
alljährlid neu zuerlaffen- 
den Vollzugsgeſetz zu den 
dauernde Normen über 
Einnahmen und Ausgaben 
des Staates enthaltenden 
Spezialgefegen. 

sy. Rönne PrStR. IS. 65, 
ſpeziell aud über die Verſuche 
gelehgebritger Abhilfe. Ein 
juriftifches Syftem der Bubget- 
Iofigteit fonftruiert Qabandll$. 
129 auf dem Safe, daß bie „ftaats» 
rechtlich notwendigen“ Ausgaben 
von der Gtaatöregierung auch 
ohne Dubgetgefeg jemadht werden 
„Lönnen und müjjen‘. ©. die 
Kritit dieſes Rechtsſages von 
Hänel, Stud. I, 347 ff., dad 
mit dem Text übereinftim» 
mende Refultat &. 851 f. Nah 
Zaband ift der Unterfchied 
zwiſchen dem zuſtande ge- 
Tommenen und bem nicht Zur 
ftande gelommenen Budget le⸗ 
diglich der, daß im erſteren Falle 
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„Über die Feftftellung des Staatshaus- 
haltsetats, fo bezeugt die preußifhe Thron- 
rede vom 5. Auguft 1866, hat eine Ver— 
einbarung mit ber Landesvertretung in den 
legten Jahren niht herbeigeführt werden 
Tönnen. Die Staatsausgaben,* welde in 
diefer Zeit geleiftet worden find, entbehren 
daher der gefeglihen Grundlage, welde der 
Staatshaushalt, wieih wiederholt anertenne, 
nur durd das nah Art. 99 der Verf.-Urt. (SRV. 
Art. 69) alljährlid zwifhen Meiner Regie- 
rung und den beiden Häufern des Landtags zu 
vereinbarende Geſetz erhält." — 

Nur ausnahmsweiſe „in befonderen Fällen“ können 
nach der Verfafjung die Ausgaben auf eine längere Dauer 
bewilligt werben ;°° bezüglich der Einnahmen dagegen giebt 
die Verfafjung eine analoge Fakultät nicht. 


„bie Regierung im voraus von 
ihrer, Verantwortlichkeit entlaftet 
wirb“, im anderen, „baß fie die 
— auf eigene — 


— eo — der 
dauernden Geſeten beruhenden 
Einnghmen (1017). Dage 

Tert ibeninfnmen del⸗ 
Une, ©. u. . 308. Der 
Tezt bes — —E 


— 





geſetzes vom 14. September 1866 
bei Hänel, Stud. II, 269. Vgl. 
ug Könne, Bisiht. I, 622 ff. 
Bon den Einnahmen f} zit 

sie ie Tronzebe we ven Art. 1 

[09 der preuß. BU. nicht, die 
32. ni It Diefe Artikel nicht; 
für das Reichsrecht ift demnad 
dad Rectäverhältnis bezüglich 
der Einnahmen ganz ungwefel, 
Haft das — wie bezüglich 
der Ausgaben; bie betreffenden 
Kontroverſen bed preußiſchen 
Staatsrechtes haben im Reichs- 
feinen Platz. 
Önne II, 1, 147; 2a- 
band II, 988. 
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Der Reichstag aber ift, wie bei allen Geſetzen fo auch 
beim Etatögefeg, vollfommen frei in Bezug auf feine Zu- 
ftimmung oder Ablehnung. Es giebt weder Ein- 
nahmen nod Ausgaben, welde rechtlich vom 
Parlament bewilligt werden müßten.3° 

Mit vollem Recht hat man diefen ſtaatsrechtlichen Zu- 
ftand ein Jahresabonnement auf Kündigung genannt. Der 
Zuſtand darf unbedenklich als geradezu abfurb bezeichnet 
werben. Aber diefe Abfurbität®? giebt nicht die Be- 
fugnis, das pofitive Recht durd fünftlide ju— 
riftifhe Konftruftionen zu befeitigen, wenn 
dasfelbe auf dem klaren Wortlaute der Ver— 
faffung beruht, fondern fann nur eine ftarfe 
Mahnung fein, durd klares Aufdeden des ju— 
tiftifden Inhaltes der betreffenden Verfaſ— 
fungsvorfhriften und ihrer Konfequenzen 
einer gefunden Weiterbildung des preußifd- 
deutfhen Finanzrehtes die Bahn zu ebnen.?8 


© A. U. jegt auch Hänel,|behaupteten Säge mit größter 
Stud. II, , der ala Rechtö- | Schärfe ab. Fricker 677: „ganz 
ia der Verfaffung behauptet die | unzuläffig erſcheint ein Beto in 
„Notwendigkeit des Buftande- | Beziehung auf Einnahmen inklu- 


Tommens de3 Budgetgefehes.“ 
3 Das gleihe Urteil über 
NL. Art. 69 bei v. Mar titz, Be- 
trachtungen über die norddeutſche 
Bundesverfaſſung (1867) ©. 101, 
während in der neuen oben wie- 
derholt zitierten Abhandlung ſich 
Derf. eines Urteild enthält und 
den gegenwärtigen Zuftand für 
einen gefunben zu Halten fcheint. 
‚»® Die herrſchende Lehre lehnt 
die im Text ald geltendes Recht 


five Steuern und Ausgaben im 
janzen; fo gewiß mit ber Exi— 
tenz des Staates auch Atusgaben 

mannigfacher Art unvermeidlich 

find, fo gewiß ift aud der Be- 
zug von Einnahmen eventuell 
von Steuern eine nicht zu ent« 

[genende Notwendigkeit. Aus 
tiefem Grunde muß daher unter 

allen Umftänden ber Unterſchied 
wifchen eigentlihem Geſetz und 

Sinanagefeg eingeräumt werben, 
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daß das letztere nicht überhaupt 
oder wegen einzelner Punkte im 
janzen verworfen werben kann.“ 
379: „fomwohl bei den Einnahmen 
wie bei den Ausgaben führt ein 
beiberfeitiges Beto von Regie- 
rung und Ständen nad Analogie 
bes Geſetzesvetos zu juriftiihen 
Unlösbarteiten.“ Gneift 6.u.8. 
188 ff.: ‚das Recht einer Ver⸗ 
weigerung des Gejamt- 
bubgets(totale Steuerver- 
weigerung), weldes in ber 
franzöfifden und belgi- 
[sen Bu gettheorie aus 


em Grundjag ber Volks— 
fouveränetätgufolgernift, 
läßt ſich na ha 
Staatögrundf nigt 
Tonftruferen“ n jetaer 
Alt wäre nad One ft ein 
mactus inanis“, Ebenſo 


©. Meyer bei Grünhut VIII, 49. 
Hänel, Stud. II, 300 f.: „Die 
—— Blair im 
gungen um in ift ent- 
weder revolutionärer Aft ober 
Staatäftreich“ (Unterfieb?). 
M Shrif ler ver- 
fugen, der Kontroverfe die 
Spige daburd) abzubredien, daß 
fie zwiſchen notwendigen 
und nüglihen Ausgaben un- 
terjheiden und das Parlament 
zur Bewilligung der erfteren für 
verpflichtet erflären, fo Böpl, fe 
Mohl, Gerber, Schulze, 
Jellinet, ©. Meyer, ähnlich 
aud Gneift (über den Selbft- 
Ziderſgruch bei Hänel ſ. oben 
N. 32), Aber dieſe Theorie 
ſcheitert an zwei Gründen: 1. an 
der Unmöglicleit ber Grenz⸗ 
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siehung zwiſchen ben nüglicen 
und den notwendigen Auögaben, 
2. an ber Unmöglichteit, das freie 
Recht der Bollövertretung in eine 
Pflicht zu verwandeln, die fie 
erfüllen muß. Ein foldes Muß 
Tann immer nur moralifh, nicht 
juriſtiſch gedacht werden. Auch 
Säulze gefent zu (DSL. 
20: „es ift —J ummöge 
Kb, mehreren aftoren, bie 
ihren Jgoftändigen Willen haben, 
die Ibereinftimmnng au be 
feen,? Bol. —* au ebenda 

589. Ans 6 neift, ©. u. 
181 “gt, au & 112): „man jo 
feine or n geben über 
das, was olksvertretungen 
thun müffen.“ Der alte deutſche 
Bund erließ unter dem 18. Juni 
1832 einen Beſchluß, kraft 
deffen die Sandftände „bie zur 
Ausführung einer den Bunded- 
piigen um eh — 
affung entſprechen den Regieru 
RICH Mittel“ unter 
feinen Umftänben fetten ver⸗ 
nei ern bürfen (Oneift, ©. u. 

61). Chenfo ift 4 der der fg 
Mr en BU. 8. 97, 

tai 1851 und PR: November 
1860, eine pofitive Rechtspflicht 
ber — ei Mo dies 
aber nicht durch bie Geſetzgebu: 
audgefproc nen —— en 

Sa Rechtspflicht He 
I — Verfaſſung Hinein interpre» 
tieren. gl. Briten 62,6 EN 
Zaband BR. 643 ff., 
ferner in Virt H Ann. — 
Ausgaben, weiche zur —* 
führung und Aufrechterhaltung 
der beffehenden Gefege und In⸗ 
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„Es liegt," jagt Gneift,?® „in diefen Verhältnifien eine 
Kette von Widerfprüchen und der Keim zu wiederkehrenden 
Konflikten, welche eine Mäßigung von beiden Seiten be- 
Dingen. Es ift der Volfävertretung dem Budftaben 


ftitutionen erforderlich fin, | ©. 
dürfen nicht verweigert werben.” 
— en U, KT 1006. 
1 Zaband 
ei auf 3. Art. 62 Abf. 4, 


je jeboch ber Gejehgeber jhmer- | der 


lich den von Laband poftulier- 
ten Sinn beigelegt wifſen wollte. 
Demgemäß wird bann unter 
ſchieden zmwifhen willkür⸗ 
lichen und notwendigen 
Ausgaben unb nur eine Der- 
weigerung der erfteren u Par⸗ 
lament freigegeben. — 
der Einnahmen fagt Laband: 
„a3 die Einnahmen bes Rı 
&e3 anlanı nt, Io m Tpricht bie RB. 
von einer 8 — ung derſelben 
ſeitens Stages ober 
burg) base Sit nicht. Die| A 
Einnahmen be3 Reiches beruhen 
u 2 af dauernden, einer 
Bi kin en H later nicht 
ürftigen gejeglihen Titeln.“ 
Sulze, BR — findet 
7 Unterſchied — einer 
Regierung niit und einer ſolchen 
ohne Etatsgeſetz nur darin, daf 
im Ießteren Falle „das Mini» 
fterium die Beweiölaft trifft, 
indem es ber Landesvertretung 
jegenüber die Sefegtiäteit u 
— das von bi ee | 0 
geforderte „Gefeg“ ift ja nicht | 30° 
vorhanden!) und Notwendigkeit 
jeder einzelnen Ausgabe — 
muß. luch v. Rönne II, 





©. 173 u. Br. StR. I, 602 ff. 
bewegt fih in Grörterungen 
wie: „ftaatöretlih find aller- 
dings” der Bundesrat mie ber 
Reichstag verbunden, die auf 
Beipönerfaffung und auf 
gefetlicher eoftiätung bes 
rubenden, fomie ie fonft als 
—e gmquertennetben Aus- 
gaben zu bewilligen und ein rein 
willtürliches Verweigerungsrecht 
—* teinen Boden in ber Ver⸗ 
Sefun 1 de3 Deutfcen Reiches." 
rlige Erörterungen find 

3: | moralifher Natur und 
hren des rechtlichen Funda⸗ 
mentes völlig. Wenn es v. 
Rönne bange wird vor den 


rechtlichen en des 
ee 


oh nur 
bie Abfurbität be3 in jenem 
Artikel liegenden Prinzips an- 


erfennen. Als einen „Nots 


mogı 
ener; 
[geil 
jungömäßigen“ 
fehlen, und dem „wirtfhaftlidden“ 
Budget, das nicht fehlen Tönnte 
get inet, Den. 
il 
Derasturn nur Fr jpielerei. 
ya" v . Holgendorffs RLer. 
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nad die Befugnis beigelegt, Ausgaben zu verweigern, 
welche fie rechtlich bemilligen muß, und fogar jede Staats- 
verwaltung durch Verweigerung aller zur Führung der 
Geſchäfte notwendigen Mittel zum Stilfftend zu bringen. 
Andrerjeit3 find die Kammern außer ftande, der Staats- 
tegierung die Einnahmen des Staats vorzuenthalten,*? zu— 
gleich fehlt jede Rechtſprechung über die Gefegmäßigfeit der 
Steuern und eine wirkſam geltend zu madende Minifter- 
verantwortlileit. Die Widerfprüde find ledig- 
lid durd Einfhaltung einzelner infongruen- 
ter Säge aus ber belgifhen Verfaffung ent- 
ftanden, welde auf dem Prinzip der Volks— 
fouveränetät aufgebaut,*! als Wahlkapitula— 


40 ©. dageg. oben S.455% :dad 
Rechtsverhaͤlinis der Einnahmen 


Richtung von einem „tenben- 
ziöjen bilb des franzöftfch- 


ift nad der Reichsverfaſſung 
das nämliche wie das ber Aus- 
gaben. 
46. über biefe gotitifchen 
Einflüffe bei der Entſtehu 
reußiichen Verfaffung bie Aus- 
führungen von Arndt tm Ard. 
ff. R. IN, 538 ff, aud 
Seidler. 231 f., Gierke in 
Schmollers Jahre. VII, 1150 ff. 
2aband IL, 1048 f. meint, ig 
fei ben veweis dafür „auge 
— „daß die franz He 
Igifhe lex annua Ar ve 
vos Recht fei“, ich ftelle dies 
als ein „feines Beweiſes be-|r« 
bürfendes "Ariom auf" und dies | ;i 
fei „bad_Merfwürbigfte an der 
ganzen Debultion‘; er nennt 
meine Darftellung „ein bloßes 
ee Hänel, Stud. 
ſpricht in gleicher 





belgifchen Budgetrechts, welches 
man zur —E entworfen 
at“, und würdigt meine Dar- 
tellung, mit ber bie jeßt von 
der | Hänel gegebene juriftifc in 
der Hauptſache völlig zufammen- 
trifft, daraufhin garkeines 
Wortes. Jh muß dem gegen- 
über lediglich betonen, den Be- 
weis_für bie Übereinftimmung 
der Hauptgrundfi fine des franzö- 
ſiſch⸗belgiſchen mit dem preußiſch⸗ 
«| deutfehen Bubgetrecht babe ih 
im Tert zu erbrin, a verſucht 
un halte mich rt bes 
ehtigt, für dieſe rn iich-fran- 
öftfgen Einflüffe „Notorietät“ 
Hr ehaupten. Die Gefahren 
giefes Rechtözuftandes zu bes 
tonen, erachte ich für ein durch 
bie_ eitg 


ichie ründetes 
Recht der ee ME "nenn 
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tion für eine neu eingefegte Dynaftie beftimmt, 
mit den beutfhen Grundfägen vom Rechts— 
ftaat nit zu vereinigen find.“ 

Selbftverftändlic wird die Regierung aber die Staats- 
verwaltung auch dann weiter führen, wenn ein Bubget- 
geſetz nicht zuftande gefommen ift. Der verfafjungsmäßigen 
Grundlage entbehrt ein folder Zuftand unzweifelhaft: +? 
die Minifter bezw. der Neichölanzler haben dafür die 
ſtaatsrechtliche Verantwortlichleit zu tragen gemäß Ber- 
faſſung und Gefegen, eine civilrechtliche Haftbarfeit dagegen 
für die ohne Etatsgeſetz geleifteten Ausgaben Tann mangels 
einer dies pofitiv begründenden Vorſchrift, nit be 
hauptet werben.*® 

8. Wenn demnad alle Einnahmen und Ausgaben des 
Staates der gefeglichen Bafis verfafjungsmäßig bedürfen, 
fo find Einnahmen, die im Etatsgeſetz nicht vorgefehen 
find, an fi verfaſſungswidrig und dürften nicht gemacht 
werben. Gleichwohl wird der Staat felbftverftändlich der- 
artige Einnahmen fich nicht entgehen laſſen.““ Das gleiche 
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Hanel barin anderer Meinun; a müffen, damit ber Reichsta— 

ift, fo giebt dies doch nicht d fungieren Tönne, während 28 

Recht, von einem „tendenziöfen | die Berfafjung Mar befagt, bai 

Zertbild" zu fpreden, das die Einnahmen und Ausgaben 

„man“ entworfen habe. tat gebracht werben 
* tig v. Rönne DI, 1,|müffen. 


90; * in Gött. Gel. 
1871, 380 fi. Das Beir 

riet der erlebigten Reichstags⸗ 
manbate, weldes Laband bei 
Hirt) 548* dagegen anführt, 
yoßt nicht, denn nirgenbs fteht 
eichrieben, daß bie fämtlichen 
leichstagsmant beſetzt ſein 


“ Nur v.Rönnell, 1, 183% 
nimmt, im Banne ber But. 
zeitlichen Xheorieen befi 
eine ſolche an. Dagegen 
band BR. 69; Oneift, ©. % 
8. 1a, 1m — 1. 

RO. ». 


“&. dayı 
1871 über Ben —E—— 
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Verhältnis Tann ſich bezüglich der Ausgaben ergeben. An 
ſich ift der Staat nur berechtigt, die Ausgaben zu maden, 
welche ihm der Etat bewilligt; gleihwohl wird man auch 
hier nicht umhin können zuzugeben, daß der Staat unter 
Umftänden in die Notwendigkeit verfept fein kann, Aus- 
gaben zu machen, welde im Etat nicht vorgefehen find. 

Die Verfafjung enthält für ſolche Fälle keinerlei Rechts- 
füge. Die Praris aber Hat fih auch im Reiche — an- 
fließend an Pr. WU. Art. 104 Abf. 1 — dahin feft- 
geſtellt, daß die Staatsverwaltung zunächſt auf ihre eigene 
Verantwortlichkeit handelt und auf dem Wege der nad- 
träglien Genehmigung (nicht eines formellen Geſetzes) 
fi die verfafjungsmäßig erforderliche geſetzliche Bafis zu 
ſchaffen ſucht. 

Dieſes Herkommen hat auch bezüglich der Ausgaben 
durch das pr. G. v. 27. März 1872 8. 19 (dazu 8. 10 
des ©. v. 25. Mai 1873 über das Reichseigentum) eine 
gefeglihe Grundlage empfangen. Darnach müffen 
a) alle Etatsüberfhreitungen und b) die außer- 
etatsmäßigen Ausgaben jedesmal im nädften 
Jahre, nachdem fie entftanden find, zur budget- 
mäßigen Genehmigung vorgelegt werden.‘ 
Als Etatsüberſchreitungen find alle diejenigen Mehraus- 


& 2, welder über derartige |migung“ ſich in vielen, vieleicht 
innahmen —5* S; aud |ben meiften Fallen materiell 
v. Rönne Rr&tR. I, 617 ff. | „auf bie Anerkennung ber That« 

4 Schulze bei San ut d jache* vebuziert, ift fir die for- 
194; v. Rönne II, 1 meil —— voetracpkung 1 irre⸗ 
Tub. XXX, on nt zug Ka abend II, 
band 10005 1036; Säner, 1 ff. —* efto ermaltung 
Stud. II, ; Seidler, Bud- — Vorſchußverwaitung, ferner 
get Er Daß dieſe „Geneh- | Hänel, Stub. I, 320. 
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gaben zu betrachten, welde gegen die einzelnen Kapitel und 
Titel des Etat? ober der Spezialetats ftattgefunden haben, 
foweit nicht einzelne Titel ausdrücklich als übertragbar be- 
zeichnet find und bei folden die Mehrausgabe in dem 
einen Titel durch Minderausgabe in dem betreffenden an- 
deren Titel fompenfiert ift.** Andererſeits findet fih in 
der Spezialgefeßgebung aud eine Vorſchrift über aufer- 
etatmäßige Einnahmen, welche unbedenklich generalifiert 
werben darf. Ergeben ſich bei Veräußerung von Reidhs- 
eigentum Mehreinnahmen, die im Etat garnicht vorgefehen 
find ober die Anfäge des Etats überfchreiten, fo find die- 
felben fpäteftens in dem auf das Etatsjahr folgenden 
zweiten Jahr dem Bundesrat und Reichstag zur nachträg- 
lichen Genehmigung vorzulegen, ferner die vereinnahmten 
Summen in jedem Falle, wenn nicht durch gemeinfamen 
Beſchluß von Bundesrat und Reichstag darüber verfügt ift, 
in den nächſten Etat einzuftellen.*” Freilich befteht dabei 
immer die Eventualität, daß die Zuftimmung des Reich- 
tags nicht erteilt wird. Für diefe Eventualität aber fehlt 
nad Lage unferes pofitiven Rechtes jede Möglichkeit einer 
juriftifchen Konftruftion, ebenfo wie bei einer vollftänbigen 
Verweigerung des Budgets durch Ablehnung des verfafjungs- 
mäßig hierfür erforderlichen Geſetzes. Daß ein folder Akt 
des Reichstages rechtsunwirkſam wäre, läßt ſich juriſtiſch 
nicht begründen: der Reichstag iſt in Bezug auf Annahme 
und Ablehnung eines Geſetzentwurfes vollfommen frei. 
Dies find die formell juriſtiſchen Konfequenzen, welde 


4 Zaband IN, 3; 3571; 
Hänel, Stub. II, 318 
16.0.8. Sk lang, 10f. 


Bol. Saband II, 2, 351 f., 
ff. bei Hirt 586 fi; Hänel, 
u ar 
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ſich aus den Prinzipien des preußifch - beutfchen Budget⸗ 
rechtes mit logiſcher Notwendigkeit ergeben. Aber die ſtaats⸗ 
rechtliche Betrachtung hat allen Anlaß zu betonen, daß 
die formell juriftifchen Gefichtspunfte bei derartigen großen 
Streitfragen zwiſchen Parlament und Staatsregierung nicht 
ausreichen; „ber Staat mit feinen gewaltigen 
Pflidten und Redten gleigt einem Rieſen, 
der fid mit fo ſchwachen Fäden nit binden 
läßt“.“ In jedem Falle bedarf das preußiſch— 
deutfhe Budgetreht dringendſt einer Weiter- 
bildung, welde die mögliden Konflikte zwi— 
ſchen Regierung und Parlament in Budget 
fahen auf ein Maß reduziert, daß dadurch die 
Eriftenz des Staates nit gefährdet werde 
„Die emphatifhe Behauptung, daß das fo- 
genannte Budgetredt der „Edftein und die 
Grundlage aller Rechte der Volfsvertretung” 


fei, hat feine 
(Gneift).* 
4 Gneift, ©. u. 8. 159. 


Diefer ae Ausfprud ge 
ört wohl auch zu den „Phra= 


en“, gegen melde Laband 
StR. II, 2, 368%, mit ©. 
Meyer fi) wendet. Und von 


den Schlußfägen der Laband- 
ſchen Abhandlung über das 
Budgetrecht müßte wohl das 
leide Urteil gelten! S. aud | Pi 
ellinet, Sur 2.304, über 
bie Unmöglihteit der. Ffun 
eine3 berartigen Yalles 
Nechtöregeln, weil das formale 
Recht bier mit den Eriftenz- 


geſchichtliche 


Berechtigung“ 


bedingungen des Staates in 
Widerſpruch geräth“, unb be» 
ſonders Jhering, Zwedkim Recht 
I 2 Hr ffẽ — bei Schmol- 
ler 
“ siert regt der funda⸗ 
mentale Unterfchied der im Text 
vorgetragenen von der v. Rönne- 
Iom, u rettheorie. Die aus 
It 99 u. RR. Aut 1 
5 Yen jebenden Konſeque 
ind — FR ahfunpe 
(w. Rönne II, fondern 
wirklich abfurb. Kuh re 
nef meint, nur bei „politifch 
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9. Eine Reform des deutſch-preußiſchen Bubgetrechtes 
wäre nad) folgenden Geſichtspunkten anzuftreben: 1. Ber- 
Tängerung der Etatöperiobe,®° 2. geſetzliche Firierung der 
notwendigen Staatseinnahmen und Ausgaben durh Aus- 
ſcheidung berfelben aus dem Etatögejeg,#! 3. Zufammen- 


ungeſchulten Rationen* (Preußen 
und Dänemarf!) wären Kon- 
flilte aus dieſem Budgetrecht 
au befürdten. 

5 Zweijährige Budge 
haben Bayern, Sachſen, 
breijägrige Württemberg 
‚Heflen. 
Seidler, Budget 118 ff. Der 
dem Reihätag 1881 von der 
— vorgelegte Entwurf 


eriode 
Jaben, 
und 


nit 
geober Zeil des Ausgabe» wie 
es Einnahmebubget? feftftehend, 
f. bie_oben eitierten Arbeiten 
von Seybel, fowie Zorn in 
Hirth8 Ann. 1889, 3671, ferner 
Hänel, Stud. II, 42 f. 

5 So das englifhe Budget ⸗ 
recht, welches G. Meyer, Lehrb. 
©. 534 dahin zufammenfaßt: 
„dabei wurde aber ſtets der 
Grundfag feftgehalten, baß_bie 
gefeglic feftftehenden Ein- 
nahmen und Ausgaben nicht 
Gegenftand parlamentarifcher 
Bewilligung feien. Nur die 
jenigen Bofltionen des englifchen 
Budget3, welche den Charakter 
von beweglichen Einnahmen und 
Ausgaben beſitzen, gelangen über» 
haupt zur Cognition des PBarla- 


sl. ©. Meyer 536°; | fte 





mentes. Da nun faft aleSteuern 
und ebenfo die Gebühren ihre 
Regelung durch befon! je 
ige erhalten Haben, fo beichräntt 
fih bie Cinnahmebemiligung 
des Parlamente in_ der Regel 
auf die bewegliche Eintommen- 
teuer und einige indirekte 
Steuern.“ Gerber ſchlagt Die 
dauernde ‚Seftftelung eines Dr» 
binariums vor, „neben welchem 
nur die Abänderungen zur jedes- 
maligen Verabſchiebung blieben“. 
Über daB engl. Bubgeireht bes 
ſonders Gneift, Budget u. Ge 
je 7 ff., ferner Jellinef, Gef. 
u. 3. 130 ff.: eima Us der ger 
famten Staatseinnabmen 
unterliegen ber alljährlihen Be- 
willigung (Eintommenfteuer und 
TheezoM), ca. 10a Mill, 2, wo- 
gegen 60 Mid. £ feitftehen. Bon 
en Ausgaben werden ca. 
38 Mil. jährlich bemilligt, ca. 
30 ftehen dauernd feft; t. dazu 
aud JellinetS.135, nad) dem 
nur 9% der Ausgaben wirtlig 
ber jährlichen Bewilligung unter« 
eat: 1. ferner Seidler, Budget 
133 ff. über das „Tonfolidierte“ 
vudeet in England. 

„Das Engliihe B. enthält 
feinen Gefamtbeiäluß 
über den Staatshaushalt, 
fondern nur eine ergängenbe 
Beſchließung über periodifhe 
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faffung der im Etatsgeſetz zu bewilligenden Einnahmen 
und Ausgaben in größere Kapitel, melde der Beſchluß— 
fafjung ber Volfsvertretung unterliegen.5? 

Nur auf Grundlage diefer Säge läßt fi ein den 
zwingenden Anforderungen des Staatswohles konformes 
Budgetrecht gewinnen. Es iſt das hohe Verdienſt Gneifts, 
parlamentariſch und litterariſch für eine richtige Geſtaltung 
des Budgetrechtes gewirkt zu haben: vielleicht wäre der Er- 
folg jenes Schriftfteller3 ein viel durchſchlagenderer geweſen, 
wenn er fi) lediglich auf die polit iſche Begründung de 


Steuern und Überfhüfle des 
Staatsſchatzes einerjeit, eine 


Beſchließung über bie bemeg- | J 


lien Ausgaben andrerfeits. 
Aud von den Ausgaben find 
nämlich die Zinfen der Staatd- 
ſchuld, die Richtergehalte und an- 
dere Auögaben mac) Geiet und 
common law auf den Stantd- 
[hat angewiefen und von einer 
„Bewilligung“ des Parlaments 
unabhängig geftellt. Diefe ſchein⸗ 
bare Zerftüdelung ift dadurch 
bedingt, daß die bauernde 
gefegfige Drbnung, bes 
Staates über der jährlid 
wedfelnden Drbnung bes 
Haushaltes_ ftehen foll. 
Die geſetzlich feitftehenden Ein- 
nahmen u. Ausgaben follen nicht 
noch einmal vom Unterhaus 
bewilligt werben, bamit 
nit die Wirkſamkeit ber 
dauernden gefegliden In— 
" ftitutionen von Jahr zu 
Jahr duch Beſchlüfſfe des 
Unterhaufes in Frage ge- 
ftellt werde. Dieſem Grund⸗ 
gedanken bes ‚Rechtsſtaats ent- 
Born, Gtantsreßt I. 2. Aufl. 





fprehend, faßt das Unterhaus 
feine Bubgetbeihlüffe nur auf 
jnitiative der Krone, und be» 
foränft die Vorlage, Berathung 
u. Beſchließung auf den „Dienft 
des Jahres“, d. h. auf den be⸗ 
weglichen Teil des Staatähaus- 
altes, mit Ausſchluß der 
Einnahmen u. Ausgaben, 
melde durch Gefeg ein für 
allemal feſtſtehen. Die 
Einheit des Finanzplans wird 
burd) da mündliche Erpofe bes 
Scaglanzler® u. die mündliche 
iesung im ganzen Hauſe er⸗ 
halten.“ Gneiſt bei v. Holtzen⸗ 
dorf, NSer. 1,429) Was 
Hänel, Stub. II, 299 ff., aud- 
führt, ift nit, wie er an- 
nimmt, pofitive® Recht, wohl 
aber eine jmingenbe Forderung 
de lege ferenda. Das Gleiche 
zit bezüglich des von Laband 

, 1055 behaupteten „tonftanten 
Beftandteil des Budget“. 

58 Über England Gneift, ©. 
u. 8. 113; Frankreich 129; 
Deutſchland 173 ff; vgl. auch 
Seibler 189 fi. 77. 

30 
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lege ferenda beſchränkt und nicht den juriftiih unhalt- 
baren Verſuch gemacht hätte, feine richtigen und gefunden 
Prinzipien des Budgetrechtes in dem geltenden preußifchen 
und deutſchen Recht zu finden, in welchem fie eben nicht 
enthalten find, und in welches fie auch durch die ſcharf- 
finnigfte juriftifhe Kunſt nit hineingebracht werben 
Tönnen.5® 


ML. Die formelle Einteltung des Budgets. 4 

Die formelle Einrichtung des deutſchen Reichshaus- 
haltsetats ift dahin geordnet, daß dem Geſetze, welches den 
Etat fanktioniert und welches daneben in der Regel nod 
finanzrechtliche Beftimmungen von untergeorbneter Bebeu- 
tung enthält, der Etat ſelbſt in Anlage beigefügt ift. Der 
Geſetzescharakter des Etats wird dur dieſe Form nicht 
berührt; auch der Bolltarif ift in analoger Weife einem 
Gefeg als „Anlage“ beigefügt. 

Der Etat teilt fih in zwei große Gruppen: Einnahmen 
und Ausgaben, deren letztere wieder in einen „fortbauern- 
den“ und einen „einmaligen“ Teil zerfällt. Die Aus- 
gaben find in XV Titeln vorgetragen: Bundesrat, Reichs- 


= Gneift, Geſetz u. Bubget ſätzen des franzöfifch -belgifchen 
92, behauptet, daß im englifhen | Rechtes. Die beiden Haupt-⸗ 
Hecht „bie entfgeibenden Ober- | grunbfäge, auf denen das engl. 
fäge ber Frage ibentifch find mit| Recht ruht: 1. Perpetuität ber 
den Bergebrachten Grunbfäßen | bebeutendften Steuern, 2. Per- 
des beuticen SLanbesftants- | petuität der Ausgaben für Ber- 
rechtes“. Rach den ausgegeich zinſung der Staatsſchuld, Be— 
neten Ausführungen von Gneiſſt amtengehälter und Penſionen 
ſelbſt iſt dies jedoch nicht rich | widerſprechen direkt dem Wort- 
tig: die preußifch - deutſchen [aut und Sinne unferer Ber- 
Rechts ſäze — und nur um faffungsvorfäriften, 
diefe Tann es fih do Han-| 9% Saband StR. I, 990 fi. 
dein! — find vielmehr — lei- 5 Der Etat für 1894/95 
der! — ibentifch mit den Ober- ſchließt ab mit 1286536060 Mt. 
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tag, Reichskanzler und Neichefanzlei, Auswärtiges Amt, 
Reichsamt des Innern, Verwaltung des Reichsheeres, Ma- 
rineverwaltung, Reichsjuſtizverwaltung, Reichsſchatzamt, 
Reichseiſenbahnamt, Reichsſchuld, Rechnungshof, Allgemei- 
ner Penſionsfond, Reichsinvalidenfond, Beitrag zur Durd- 
führung des Alteröftufenfyftems bei den Beamtenbefoldungen.5° 
Der Militäretat®? ift in drei Kolumnen gegliedert, für die 
drei Spezialverwaltungen des Reichsheers, welche von Preu- 
Ben, Sachſen, Württemberg geführt werden; der auf Bayern 
entfallende Betrag wird ebenfalls vom Reiche getragen, 
figuriert aber im Reichsetat nur als durchlaufender Poften 
wegen der bejonderen Rechtsſtellung Bayerns in dieſer 
Hinſicht (f. oben S. 209 3. 7). 

Die Einnahmen find in XII Titeln vorgetragen: Bölle 
und Verbrauchsſteuern, Reichsſtempelabgaben, Poft- und 
Telegraphenverwaltung, Reichsdruckerei, Eifenbahnverwal- 
tung, Bankweſen, Verſchiedene Verwaltungseinnahmen, Aus 
dem Reichsinvalidenfond, Zinfen aus belegten Reichögelbern, 
Erlös aus veräußertem Feſtungsterrain, Überfhüffe aus 
früheren Jahren, Matrikularbeiträge, Außerordentliche 
Dedungsmittel.5° 
Die Entwidelung des deutfehen| ®" Die Rechtöfrage bes Miti- 
Bunbesftantes jeit 1867 ‚übt |täretats vor 1874 (RB. Art. 71, 
fi) in ſehr Iehrreicher Weife an |Abf. 2) zu betrachten, iſt jetzt 
den Gtatögefegen verfolgen. |retlic gegenftandalos. Weber 

5° Die Poft- u. Telegraphen- |den bayriſchen Militäretat f. 
verwaltung figuriert im Aus-|Laband II, 992 f.; Seybel, 
gabeetat nur unter ben „ein. |bayr. SER. iv, 451. j 
maligen Ausgaben‘. Ebenfo Die richtige Syftematif 
die Eifenbahnverwaltung. Im | dei Einnahmeetats wäre 1. Zölle, 
übrigen ift der Poft u. Eifen-|2. Verbrauäfteuern, 3. Reis- 
bahnetat nur bei den Ein |fteuern, 4. Gebühren, 5. Ein- 
nahmen vorgetragen, was ganz |nahmen aus Geſchäften, 6. Ma- 
inkorrekt ift. teifularbeiträge. Der Etat unter 

s0* 
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Der Befoldungsetat für das Direktorium der Reichs⸗ 
bank ift bei ber befonberen Rechtsſtellung der Reichsbank 
(f. unten $. 26) dem Hauptetat beſonders beigefügt ($- 2). 

Jede der beiden großen Rubrilen des Etats enthält 
eine fehr bedeutende Anzahl einzelner Rechnungspoften. 
Selbftverftändlih Tann nicht über jeden Rechnungspoſten 
der Reichsfinanzwirtſchaft felbftändig verhandelt und votiert 
werben; vielmehr müfjen die einzelnen Poften in größere 
Gruppen zufammengefaßt werben. Nach welchen Gefichts- 
punkten dies zu geſchehen habe, ift pofitiv nicht beftimmt. 
Die preußifch-deutfhe Praxis huldigt einer überaus weit- 
gehenden Spezialifierungsmethobe. Dadurch wird allerdings 
eine möglihft umfaflende, parlamentarifche Kontrolle ge- 
ſichert, aber es fragt fi doch, ob die herrſchende Praris 
nicht einer Vereinfachung aus Sparfamleitsrüdfichten dringend 
bedarf.5° 
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1. u. 2. ift forreft gefaßt, wäre 
aber zu teilen; unter 3. fallen bie 
Stempelfteuern, fowie die Bant- 
notenfteuer; unter 4. die Poſt⸗ 
und Gifenbahneinnahmen, ſowie 
ein großer Teil der unter ben 
verſchiedenen Berwaltungsein- 
nahmen“ vorgetragenen Poſten 
(Gerihtöfporteln, KRonfularge- 
bübren, Batentgebühren); unter 
5. bie Reichsdruckerei und ber 
Anteil bed Reiches an ber 
Reichsbank; unter 6. wäre bad 
Verhältnis ber Averfen zu den 
eigentlihen Matrifularbeiträgen 
auch Äußerlih zum Ausbrud 
zu bringen. Ein 7. Titel hätte 
dann die übrigen Einnahmen aus 
Binfen, Verkäufen 2c. zufammen- 
zufaffen. An den Anfang des 





jangen Etats wären bie lÜber- 
hüffe, an den Sgiuß die Ein- 
nahmen aus Anleihen zu ftellen. 
? Nach der preußiich- deut- 
fen praris werben etwa gwan- 
zigmal mehr einzelne Sintepoße 
tionen bemilligt al8 in Englanl 
Sneiß, © u. 8. 175; E3 
ug 2aband bei . 
„Die Idee, bie Gtaatögemalt 
den ölonomifhen Meda- 
nismus eines folgen Budget⸗ 
vechtes zu beherrſchen (am 
plumpften entwidelt in ben Re⸗ 
den des Deputierten Royer-Col- 
lard in der franzöflfhen 2. 
Kammer von 1822), berubt auf 
einer fo beſchränkten Auffaffung 
der rechtlichen und fittlichen 
Natur de Staates, daß die bür- 
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B. Die Derharge. 
Dem Budget entfpriht die Dedarge: beide in 


ihrer Einheit bilden die formelle Bafis für 
die Finanzwirtſchaft des Reiches. 

I. Die Verfafjung beftimmt in Art. 72: „über die 
Verwendung aller Einnahmen des Reiches ift 
durd den Reihslanzler dem Bundesrate und 
dem Reihstage jährlid Rehnung zu legen.“ 
Eine weitere Vorſchrift enthält die Verfaffung nicht.*! 
Es wird ſonach nicht entſprechend dem Budgetgeſetz ein 
Entlaftungsgefet gefordert; zwar ift die Entlaftung durch 
die beiden nah Art. 5 an der Gejegebung des Reiches 
beteiligten Faltoren zu erteilen, aber nicht in ber einheit- 
lihen Form des Geſetzes, fondern in ber Form zweier 
übereinftimmender Einzelbeſchlüſſe. 

Die ſtaatsrechtliche Entlaftung wird vorbereitet durch 
ein fehr fpezialifiertes und genau georbnetes Kontrollver- 
fahren über die gefamte Finanzwirtſchaft des Reiches, 
welches von feiten des Neihsrehnungshofes‘? durch⸗ 
zuführen ift. Cine definitive reichsrechtliche Ordnung hat 


jerliche Freiheit auf ihrem Boden 
Nenn fen tan“ Au] 
Bel. noch Laband, 
6. Meier 8 v. — 
—— in v. Soigendorfis 
er. and in 
Hirths —* 187, 552—562 u. 
insbefond. die ausführliche ano- 
nyme Abhandlung Fü 1 


Fon Stastenif. 
SER 28; Fran 
© f 





216; v. Rönne IL, 1, 88. 49, 
91; ©. Meyer $. 206; nn 
st. II, 1018 BR. 698 
Hänel, Stud. "U 
f8|dertef, die preuß. ER 
—X (1884). 

 Analı do« 

sr. Sie let. 1 — Er 
; f dazu v. Rönne Pr. SIR. 
"643 

“© 


l 


über denſelben La- 


"2. 182 [#3 v. Rartig banb I, 384. 
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tion füreine nen eingefegte Dynaftie beftimmt, 
mit den deutſchen Grundfägen vom Rechts— 
ftaat nit zu vereinigen find.“ 

Selbſtverſtändlich wird die Regierung aber die Staats- 
verwaltung auch dann weiter führen, wenn ein Budget⸗ 
geſetz nicht zuftande gefommen ift. Der verfafjungsmäßigen 
Grundlage entbehrt ein folder Zuftand unzweifelhaft: +? 
die Minifter bezw. der Reichslanzler haben dafür die 
ſtaatsrechtliche Werantwortlicleit zu tragen gemäß Ver- 
faffung und Gefegen, eine civilvechtliche Haftbarkeit dagegen 
für die ohne Etatsgeſetz geleifteten Ausgaben Tann mangels 
einer dies poſitiv begründenden Vorſchrift, nit be 
hauptet werben.t? 

8. Wenn demnad alle Einnahmen und Ausgaben des 
Staates der gefeglihen Bafis verfaffungsmäßig bebürfen, 
fo find Einnahmen, die im Etatsgeſetz nicht vorgefehen 
find, an fi verfafjungswibrig und bürften nicht gemacht 
werben. Gleichwohl wird der Staat ſelbſtverſtändlich der- 
artige Einnahmen ſich nicht entgehen laſſen.““ Das gleiche 


Hänel darin anderer Meinung |müffen, damit der Reichstag 
ift, fo giebt dies doch nicht das Bee fönne, während bot 
Recht, von einem „tenbenziöfen |die Verfaſſung ar befagt, bai 


Zerrbilb* au fpredhen, das |die Einnahmen und Ausgaben 


„man“ entworfen habe. 
“ Pd: v. Rönne I), 1, 
9; Sadaria in Gött. Gel. 
1871, 380 fi. Das Bei- 
— der erlebigten Reich8tags- 
mandate, welches Laband bei 
Hirth 548° dagegen anführt, 
paßt nit, denn nirgends fteht 
eihrieben, daß die ſämtlichen 
feichötagdmandate befeht fein 


auf den Etat gebracht werden 
müffen. 

“= Nur v.Rönnell, 1, 189 
nimmt, im Banne der Yonflittse 
zeitlichen Theorieen befangen, 
eine folde an. Dagegen Zar 


band BR. 698; Gneift, ©. u. 
3. 101, 171 N 
“&. dazu 11. Rov. 


1871 über ben —E— 
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Verhältnis kann ſich bezüglich der Ausgaben ergeben. An 
ſich iſt der Staat nur berechtigt, die Ausgaben zu machen, 
welche ihm der Etat bewilligt; gleichwohl wird man auch 
hier nicht umhin können zuzugeben, daß der Staat unter 
Umftänden in die Notwendigleit verſetzt ſein Tann, Aus- 
gaben zu machen, melde im Etat nicht vorgefehen find. 

Die Verfaffung enthält für folde Fälle keinerlei Rechts- 
fäge. Die Praris aber Hat fi auch im Reihe — an- 
fließend an Pr. BU. Art. 104 Abf. 1 — dahin feit- 
geftelt, daß die Staatöverwaltung zunächſt auf ihre eigene 
Verantwortlicleit handelt und auf dem Wege ber nad- 
träglichen Genehmigung (nit eines formellen Geſetzes) 
fi die verfafjungsmäßig erforderliche geſetzliche Baſis zu 
ſchaffen ſucht· 

Dieſes Herfommen hat auch bezüglich der Ausgaben 
durch das pr. ©. v. 27. März 1872 $. 19 (dazu $. 10 
des ©. v. 25. Mai 1873 über das Reichseigentum) eine 
gefeglihe Grundlage empfangen. Darnach müſſen 
a) alle Etatsüberfghreitungen und b) die außer- 
etatömäßigen Ausgaben jedesmal im nädften 
Jahre, nachdem fie entftanden find, zur budget- 
mäßigen Genehmigung vorgelegt werben. 
Als Als Etntsüberfcreitungen find alle diejenigen Mehraus- 


& 2, welder über derartige | migung“ ſich in vielen, vieleicht 
innahmen bisponiert. &. aud) |den meiften Fällen, materiell 
v. Ronne PrStR. I, 617 ff. | „auf die Anerkennung der That- 
46 Schulze bei Grünhut TI, |jache* rebugiert, it für die for- 
19; v. Rönne II, 1 5. 89; |mell jurittiihe etrochkung irtes 
züb. 8. XXXII, 529; 2a- ae ©. Zaband II, 
Band , 1000 f. 1086; 'Hänel, 1007 fi. über teftvermaltung 
tub. II, 389; Seibler, Bud- | und A ea an ferner 

2 139 ff. Daß diefe „Geneh- | Hänel, 320. 
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gaben zu betrachten, welche gegen die einzelnen Kapitel und 
Titel des Etat oder der Spezialetats ftattgefunden haben, 
foweit nicht einzelne Titel ausbrüdlic als übertragbar be- 
zeichnet find und bei folgen die Mehrausgabe in dem 
einen Titel durch Minderausgabe in dem betreffenden an- 
deren Titel kompenſiert iſt.““ Andererſeits findet fi in 
der Spegialgefeggebung aud eine Vorſchrift über außer- 
etatömäßige Einnahmen, welde unbedenllich generalifiert 
werben darf. Ergeben ſich bei Veräußerung von Reiche- 
eigentum Mehreinnahmen, die im Etat garnicht vorgejehen 
find ober die Anfäge des Etats überfchreiten, fo find bie- 
felben fpäteftene in dem auf das Etatsjahr folgenden 
zweiten Jahr dem Bundesrat und Reichstag zur nachträg- 
lien Genehmigung vorzulegen, ferner die vereinnahmten 
Summen in jedem Falle, wenn nicht duch gemeinfamen 
Beihluß von Bundesrat und Reichstag darüber verfügt ift, 
in den nädften Etat einzuftellen.*? Freilich befteht dabei 
immer die Eventualität, daß die Zuftimmung bes Reichs- 
tags nicht erteilt wird. Für dieſe Eventualität aber fehlt 
nad) Lage unferes pofitiven Rechtes jede Möglichkeit einer 
juriſtiſchen Konftruftion, ebenfo wie bei einer vollftändigen 
Verweigerung des Budgets durch Ablehnung des verfafjungs- 
mäßig bierfür erforderlichen Geſetzes. Daß ein folder Akt 
des Reichstages rechtsunwirkſam wäre, läßt ſich juriſtiſch 
nicht begründen: der Reichstag iſt in Bezug auf Annahme 
und Ablehnung eines Geſetzentwurfes vollkommen frei. 
Dies find die formel juriftifchen Konfequenzen, melde 
46 Zaband IM, 2, 3571; 


Hänel, Stud. II, zisf. 
= &.0.2. Mai 1873 8. 10 f. 


2yt Saband IN 2, 81 1, 
Bei — — 
Sl I, 816, 337 
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ſich aus den Prinzipien des preußifch- deutfchen Budget⸗ 
echtes mit logiſcher Notwendigkeit ergeben. Aber die ſtaats⸗ 
rechtliche Betrachtung hat allen Anlaß zu betonen, daß 
die formell juriftifchen Gefictspunfte bei derartigen großen 
Streitfragen zwiſchen Parlament und Staatsregierung nicht 
ausreichen; „der Staat mit feinen gewaltigen 
Pflichten und Rechten gleiht einem Rieſen, 
der fi mit fo ſchwachen Fäden nicht binden 
läßt“.“ In jedem Falle bedarf das preußifg- 
deutfhe Budgetreht dringendſt einer Weiter- 
bildung, welde die mögliden Konflikte zwi— 
fen Regierung und Parlament in Budget- 
fahen auf ein Maß reduziert, daß dadurch die 
Eriftenz des Staates nicht gefährdet werde 
nDie emphatifhe Behauptung, daß das fo- 
genannte Budgetredt der „Edftein und die 
Grundlage aller Rechte der Volksvertretung“ 
fei, hat Feine geſchichtliche Berechtigung“ 
(Gneift).* 


4 Gneift, ©. u. B. 159. |bedingungen des Staates in 
Diefer Gneiftie auelpeu ge ge⸗ | Widerfpruch geräth“, und be» 
hört wohl aud zu den „Phra⸗ ſonders Jher in g, Zweckim Recht 
fen‘, gegen melde Zaband |], 232 fi, Girte bei Schmol- 
StR. II, 2, 368%, mit ©. ter 8. Vi 53. 

Meyer ſich wendet. Und von| 4 lern liegt der fundas 
den Shtußlägen der Laband- | mentale Unterſchied der im Text 
fen Abhandlung über das | vorgetragenen von der v. Rönne- 
Budgetreht müßte wohl das | fen Buͤdgettheorie. Die aus 

leihe Urteil gelten! S. aud | Br. Vu. Art 99 u. RB. Art 69 

ellinef, Gel. u. 8.304, über ſich ergebenden NKonfequenzen 
„bie Unmöglichkeit der Löfung |find nicht pe abfuch“ 
eines berartigen Falles nad |(v. Rönne I, 1, 178), fonbern 
Hestäregeln, weil das formale | wirklich abſurd. Auch Jelli- 

Recht Hier mit den Eriftenz«|nef meint, nur bei „olitiſch 
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9. Eine Reform des deutſch⸗preußiſchen Budgetrechtes 
wäre nad) folgenden Geſichtspunkten anzuftreben: 1. Ber- 
Tängerung ber Etatöperiobe ‚5° 2. geſetzliche Firierung der 
notwendigen Staatöginnahmen und Ausgaben durch Aus- 


ſcheidung derfelben aus bem 


ungeſchulten Nationen“ (Preußen 
und Dänemark!) mwären Kon⸗ 
flitte aus biefem Bubgetredt 
zu _befürdten. 

5° Zmeijährige Budgetperiode 


dreijährige 

Sehen. Gar G. Reyer 538°; 
Seidler, Budget 118 ff. Der 
dem Reichstag 1881 von ber 
Regierung vorgelegte Entwurf 
über zweijährige Budgetperioden 
wurde mit großer Majorität 


abgelehnt. — Nah bayrifhem 
Recht ift überdies dad Budget 
nit Geſetz, weiter ift ein 


gesber Teil des Audgabe- wie 
es Einnahmebudgets feitftehend, 
ſ. die oben citierten Arbeiten 
von Seydel, fowie Zorn in 
Hirths Ann. 1889, 367 ff., ferner 
Hänel, Stub. I, 42 f. 

5 So das engliſche Budget- 
recht, welches G. Meyer, Lehrb. 
©. 534 dahin zufammenfaßt: 
„dabei wurbe aber ſtets der 
ðrundſatz feſtgehalten, daß die 
gefeglic feftftehenden Ein⸗ 
nahmen und Ausgaben nicht 
Gegenftand parlamentarifher 
Bewilligung feien. Nur die 
jenigen Bofttionen des englifhen 
ubgelß, welde ben Charakter 
von beweglichen Einnahmen und 
Ausgaben bejigen, gelangen über- 
haupt zur Gognition des Parla- 





Etatögefeh,”! 3. Zufammen- 


mented. Da nun faft alle Steuern 
und ebenfo die Gebühren ihre 
Regelung durch befondere Ge- 
fege erhalten haben, fo beſchränkt 
ſich die Einnahmebewilligung 
des Parlamentes in der Regel 
auf die bewegliche Eintommen- 
fteuer und einige indirekte 
Steuern.“ Gerber ſchlägt bie 
dauernde ‚Seftfteltung eined Dr- 
Dinariums vor, „neben welchem 
nur bie Abänderungen zur jebdeö- 
maligen Verabſchiedung blieben“. 
Über das engl. Bubgetrecht be- 
er Gneift, Budget u. Ges 
jeg 7 ff., ferner Jellinet, Gef. 
u. 3. 180 ff.: elma Ye der ger 
famten Staatseinnahbmen 
unterliegen der alljährlichen Be- 
willigung (Einfommenfteuer und 
Theezol), ca. 10'/s Mil. , wo- 
jegen 60 Mil. 2 feftitehen. Bon 
den Ausgaben werden ca. 
38 Mil. jährlich bewilligt, ca. 
30 ftehen dauernd feft; }. dazu 
auch Jelline?S. 135, nad dem 
nur In der Ausgaben wirklich 
der jährlichen Bewilligung unter⸗ 
— — udgel 
138 ff. über das „Lonfolidierte* 
Suäget in England. 

„Das Engliihe B. enthält 
feinen Gefamtbeſchluß 
über den Staatöhausbalt, 
fondern nur eine ergänzende 
Beſchließung über per iodiſche 


Das Budgetgeſetz und die Decharge. 8. 16. 


465 


faffung der im Etatsgeſetz zu bewilligenden Einnahmen 
und Ausgaben in größere Kapitel, welche der Beſchluß— 
fafjung der Volfsvertretung unterliegen.d? 

Nur auf Grundlage diefer Sätze läßt fi ein ben 
zwingenden Anforderungen des Staatswohles konformes 
Budgetrecht gewinnen. Es ift das hohe Verbienft Gneifts, 
parlamentariſch und litterarifh für eine richtige Geftaltung 
des Budgetrechtes gewirkt zu haben: vielleicht wäre der Er— 
folg jenes Schriftſtellers ein viel duichſchlagenderer geweſen, 
wenn er ſich lediglich auf die politifche Begründung de 


Steuern und Überfgüffe des 
Staatöfhates einerfeitd, eine 
Beſchließung über die bemeg- 
lien Ausgaben andrerfeits. 
Aud von den Ausgaben find 
nämlid) die Zinfen der Staate- 
fun, die Richtergehalte und an- 
ere Ausgaben nach Sieh und 
common law auf Staatö- 
ſchatz angewiefen und von einer 
„Berilligung“ de Parlaments 
unabhängig gefeit. Diefe ſchein⸗ 
bare Zerftüdelung ift dadurch 
bebingt, daß die dauernde 
efeglihe Ordnung bes 
Siantes über ber jährlich 
wechſelnden Ordnung des 
ausbalteö ftehen joll. 
ie geſetzlich feftftehenden Ein- 
nahmen u. Ausgaben follen nicht 
nod einmal vom Unterhaus 
„bewilligt werden, damit 
nidt die Wirkfamteit der 
dauernden gefegligen In— 
" Aitutionen von Jahr zu 
ahr dur Beſchlüſfe des 
Unterhaufes in Frage ge- 
ftellt werde. Diejem rund» 
gedanfen des „Rechtsftant3” ent- 
Zorn, Staatsrecht I. 2. Aufl. 





ſprechend, faßt das Unterhaus 
Km Bubgetbeihlüffe nur auf 

mitiative der Krone, und be 
ſchränkt die Vorlage, Berathung 
u. Beihließung auf den „Dienit 
bes Jahres“, d. 5. auf den be- 
megtigen Teil_bes Staatöhaus- 
halten, mit Ausfhluß der 

innahmen u. Ausgaben, 
welde durch Geſetz ein für 
allemal feftftiehen. Die 
Einheit des Finanzplans wird 
dur das mündliche Erpof& des 
Schagfanzler8 u. bie mündlide 
Belprehung im ganzen Haufe er⸗ 
halten.“ (Gneilt bei v. Holen 
dorf, Ner. 1, 429) 
Hänel, Stud. IT, 299 ff., aud- 
führt, ift nit, wie er an- 
nimmt, poſitives Recht, wohl 
aber eine jmingenbe Forderung 
de lege ferenda. Das Gleiche 
gi bezüglich des von Laband 

, 1055 behaupteten „tonftanten 
Beftandteil des Budgets“. 
52 Über England Gneift, ©. 
Zeutfigtand 178 Mr ug. au 
eutſchlan vgl. au 
Seidler 139 ff. 77. 
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lege ferenda beſchränkt und nicht den juriſtiſch unhalt- 
baren Verſuch gemacht hätte, feine richtigen und gefunden 
Prinzipien des Bubgetrechtes in dem geltenden preußifchen 
und deutſchen Recht zu finden, in weldem fie eben nicht 
enthalten find, und in welches fie aud durch die ſcharf- 
finnigfte juriftifhe Kunft nicht hineingebracht werben 
Tönnen.5® 


UL. Die formelle Einteilung des Bubgeid. & 

Die formelle Einrihtung des deutſchen Reichshaus- 
haltsetats ift dahin georbnet, daß dem Gefeße, welches den 
Etat fanktioniert und welches daneben in der Regel noch 
finanzrechtliche Beftimmungen von untergeorbneter Bebeu- 
tung enthält, der Etat felbft in Anlage beigefügt ift. Der 
Geſetzescharalter des Etats wird dur diefe Form nicht 
berührt; aud der Zolltarif ift in analoger Weiſe einem 
Geſetz als „Anlage“ beigefügt. 

Der Etat teilt fih in zwei große Gruppen: Einnahmen 
und Ausgaben, deren letztere wieder in einen „fortbauern- 
den“ und einen „einmaligen“ Teil zerfält.° Die Aus- 
gaben find in XV Titeln vorgetragen: Bundesrat, Reichs- 


5 Gneift, Geſetz u. Bubget ten des Famönte- belgiſchen 
92, behauptet, dah im englifhen | Rechtes. Die beiden Gaupt- 
Recht „die entſcheidenden Ober- rufe auf benen das engl. 
füge ber Frage ibentifch find mit | Recht rubt: 1. Perpetuität ber 
den hergebrachten Grundfäßen | bebeutendften Steuern, 2. Per- 
des deutfcen Zanbesftants- |petuität der Ausgaben für Ber- 
rechtes· · Jach ben auögezeich- | zinſung der Staatsſchuld. Be- 
neten Ausführungen von Öneilft |amtengehälter und Benfionen 
felbft ift bie3 jebod) nicht rich» | wiberfprechen bireft bem Mort- - 
tig: die preußifch » beutfchen | laut und Sinne unferer Ber- 
Recdtsfäge — und nur um en ei 

biefe Tann es ſich dod han» aband StR. II, 990 ff. 
dein! — find vielmehr — lei⸗ ® Der tat für 1894/95 
der! — identiſch mit den Dber- —E ab mit 1286686 060 Mt. 
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tag, Reichskanzler und Reichefanzlei, Auswärtiges Amt, 
Reichsamt des Innern, Verwaltung des Reichsheeres, Ma- 
tinevermaltung, Neichsjuftizverwaltung, Reichsſchatzamt, 
Reichseifenbahnamt, Reichsſchuld, Rechnungshof, Algemei- 
ner Penfionzfond, Reichsinvalidenfond, Beitrag zur Durch- 
führung bes Altersftufenfyftems bei den Beamtenbefoldungen.5° 
Der Militäretat°” ift in drei Kolumnen gegliedert, für die 
drei Spezialverwaltungen des Reichsheers, melde von Preu- 
Ben, Sachen, Württemberg geführt werben; der auf Bayern 
entfallende Betrag wird ebenfalls vom Reiche getragen, 
figuriert aber im Reichsetat nur als durchlaufender Poften 
wegen der befonderen Rechtsſtellung Bayerns in dieſer 
Hinfiht (f. oben ©. 209 3. 7). 

Die Einnahmen find in XII Titeln vorgetragen: Zölle 
und Verbraudsfteuern, Reichsſtempelabgaben, Poft- und 
Telegraphenverwaltung, Reichsdruckerei, Eifenbahnverwal- 
tung, Bankweſen, Verſchiedene Vermaltungseinnahmen, Aus 
dem Reichsinvalidenfond, Zinfen aus belegten Reichögeldern, 
Erlös aus veräußertem Feitungsterrain, Überſchüſſe aus 
früheren Jahren, Matritularbeiträge, Außerordentliche 
Dedungsmittel.58 
Die Entwidelung des deutſchen 
Bunbesftantes jeit 1867 ‚läßt 


fi in ſehr Iehrreicher Weife an 
den Etatögefegen verfolgen. 
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Die Rechtsfrage des Mili- 
täretats vor 1874 (RB. Art. TI, 
Abf. 2) zu betradhten, ift jebi 
vechtlich gegenftanbalos. Ueber 


5° Die Poft- u. Telegraphen- 
verwaltung figuriert im Aus- 
gabeetat nur unter den „ein- 
maligen Ausgaben. Ebenſo 
die Eifenbahnverwaltung. Im 
übrigen ift der Boft- u. Eifen- 
bahnetat nur bei ben Cin- 
nahmen vorgetragen, was ganz 
inkorrekt ift. 


den bayriſchen Militäretat |. 
Zaband IL, 992 f.; Seybel, 
— Sin. IV, 457. j 

Die richtige Syſtematik 
des Einnahmeetats wäre 1. Zölle, 
2. Verbraudäfteuern, 3. Reichs- 
fteuern, 4. Gebühren, 5. Ein- 
nahmen aus Geſchäften, 6. Ma- 
trifulerbeiträge. Der Etat unter 
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Der Bejoldungsetat für das Direltorium der Reichs⸗ 
bank ift bei der beſonderen Rechtsſtellung der Reichsbank 
(f. unten $. 26) dem Hauptetat beſonders beigefügt ($. 2). 

Jede der beiden großen Rubriken des Etats enthält 
eine fehr bedeutende Anzahl einzelner Rechnungspoſten. 
Selbftverftändlich kann nicht über jeden Rechnungspoften 
der Reichsfinanzwirtſchaft ſelbſtandig verhandelt und votiert 
werben; vielmehr müſſen die einzelnen Poften in größere 
Gruppen zufammengefaßt werden. Nach welden Gefihts- 
puntten dies zu gefchehen habe, ift pofitiv nicht beftimmt. 
Die preußiſch⸗deutſche Praxis huldigt einer überaus weit- 
gehenden Spezialifierungsmethode. Dadurd wird allerdings 
eine möglichſt umfafjende, parlamentarifche Kontrolle ge- 
fihert, aber es fragt fih doch, ob bie herrſchende Praxis 
nicht einer Vereinfachung aus Sparſamleitsrückſichten dringend 
bebarf.5? 

1. u. 2. ift Torreft gefaßt, wäre 
aber zu teilen; unter 3. fallen die 


Stempelfteuern, fowie die Bant- 
notenfteuer; unter 4. die Boft- 
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janzen Etats wären bie Über- 
IH e, an den Schluß bie Ein- 
nahmen aus Anleihen zu fellen. 

5 Nach der preußifch - deut⸗ 


und Eifenbafneinnahmen, fowie 
ein großer Teil ber unter den 
Snerfpiebenen Berwaltungsein- 
nahmen“ vorgetragenen often 
(Gerihtöfporten, Konfularge- 
büßren, Patentgebühren); unter 
5. die Reichsdruckerei und ber 
Anteil bed Reiches an ber 
Reichsbank; unter 6. wäre das 
Verhältnis der Averfen zu den 
eigentlichen Matritularbeiträgen 
auch äußerlih zum Ausbrud 
zu bringen. Ein 7. Titel hätte 
dann bie übrigen Einnahmen aus 
Binfen, Berfäufen 2c. zufammen- 
äufaffen. An den Anfang bes 





ſchen Praxis werden etwa zwan- 
zigmal mehr einzelne Etatspoſi⸗ 
tionen bewilligt als in England: 
Gneift, ©. u. 8. 1755 vgl. 
aud Laband bei Hirth 536. 
„Die See, bie Staatigemalt 
dur den öfonomifchen Meda- 
nismus eines folden Budget⸗ 
rechtes zu beherrſchen (am 
plumpften entwidelt in den Re- 
den des Deputierten Royer-Col- 
lard in der franzöflihen 2. 
Kammer von 1822), beruht auf 
einer fo beſchränkten Auffaffung 
der rechtlichen und fittlihen 
Natur des Staates, daß die bür⸗ 


Das Bubgelgefeg und die Decharge. 8. 16. 469 


B. Die Derharge.so 

Dem Budget entfpriht die Deharge: beide in 
ihrer Einheit bilden die formelle Bafis für 
die Finanzwirtfhaft des Reiches. 

I. Die Berfafjung beftimmt in Art. 72: „über die 
Verwendung aller Einnahmen des Reiches ift 
durch den Reihsfanzler dem Bundesrate und 
dem Reihstage jährlid Rehnung zu legen.“ 
Eine weitere Vorſchrift enthält die Verfaſſung nicht.“ 
€ wird ſonach nicht entfpreddend dem Budgetgeſetz ein 
Entlaftungsgefet gefordert; zwar ift die Entlaftung durch 
die beiden nad Art. 5 an der Gejegebung des Reiches 
beteiligten Faktoren zu erteilen, aber nicht in ber einheit- 
lihen Form des Geſetzes, fondern in der Form zweier 
übereinftimmender Einzelbeſchluſſe. 

Die ſtaatsrechtliche Entlaftung wird vorbereitet durch 
ein fehr fpezialifiertes und genau georbnetes Kontrollver- 
fahren über die gefamte Finanzwirtſchaft des Reiches, 
welches von feiten des Reihsrehnungshofes‘? durch- 
zuführen ift. Cine definitive reichsrechtliche Ordnung hat 


jerliche Freiheit auf ihrem Boden |216; v. Rönne IL, 1, 88. 49, 
Harcene and (Gneift.)| 91; ©. Meyer 8. 206; kant 
2 nod Zaband, BR. 684 ff. SIR. I, 1018 ff. DR. 693 1} 
0 €. Meier 5. J. Dberred- |Hänel, Stud. II, 
nungätammr in u. olgenborfj3 | Hertel, bie Ga Überrech- 


Reer. aband in |nungsfammer ( 
5 A R 73, 552—562 u.| oi analog, Pu 
et. 1 dr. 2u. 


inbefond. Die ausfüßeliche ano · De Burt. 
nyme Abhandlung in d.18; dazu v. Rönne Pr. StR. 
5 Staatswiſſ. B. 1,648 . 

— 128 f;Ömeit,| geet denſelben 2a- 
©. u. 8. 182 ho . Rartit band I, 384. 
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bis jetzt die genannte Behörde weder in Beziehung auf 
Drganifation noch auf Verfahren gefunden. Der von der 
Reihöregierung dem Reichstag im Jahre 1872 vorgelegte 
Entwurf Tonnte nicht zum Gefe erhoben werben. Wohl 
aber wurde für Preußen gemäß dem in BU. Art. 106 
gegebenen Verfprechen ein Abſchluß für dieſen wichtigen 
Teil des Budgetrechtes erzielt dur das ©. v. 27. März 
1872 (GS. 278), betr. die Einrichtung und die Befug- 
niſſe der Oberrechnungskammer.““ Diefe letztere Behörde 
war ſchon vorher aud mit den Funktionen eines Reichs⸗ 
rechnungshofes betraut worden, zuerft dur ©. v. 4. Juli 
1868 (BGBl. 483) für den Zeitraum von 1867 bis 
1869. Dieſes Gefeg übertrug der preußifchen Dber- 
rechnungslammer ala dem Rechnungshof des Norddeutſchen 
Bundes die Kontrolle über den gefamten Bundeshaushalt 
durch 1. Prüfung und Feitftellung der Rechnungen über 


@ Bol. hierüber . Rönne IT, | Ztfer. XXXIL, 490, 504, bef. 
1, 333; Tüb. Stier. XXXIT, |510ff.: „der fonftitutionelleStaat 
515 f.; XXXIU, 2 fie; &a- | beruht auf der Idee ber Stantd- 
band einheit, und wenn in bemfelben 


I, . 
6 Bol. Laband IL, 1021%. 
— Hiſtoriſches f._bei Söuhe 
in Grünhuts 8. I, 177; 
€. Meier 928. Die Ober- 
rechnungskammer ift begründet 
dur Friedrih Wilhelm I, KD. 
v. 16. Juni 1717. Die Orund- 
Tage der heutigen Organifation 
und des Berfahrens ift bie 8. 
Inftr.v. 18. Dez. 184 (Ramp$, 
Ann. IX, 2 ff.) fiber die Be: 
deutung und Notwendigkeit 
einer von den Verwaltungs» 
Kran, ganz unabhängigen ober- 
ten Revifionsbehörbe |. Tüb. 





ſich auch verſchiedene Kräfte 
tegen unb vonverſiedenen 
Standpuntten aus thätig find, 
fo ift e8 doch wieder eine 
Macht, in welder fie zufammen- 


. laufen, und diefe Macht kommt 


zur Erſcheinung im Geſetz. 
Diefer einseitficen Naht und 
diefer Herrfhaft des Geſetzes 
entſpricht e8, daß ſich Regierung 
und Bollsvertretung einer Be- 
aa bedienen, um bie abmini- 
ſtrative mie die verfaflungs- 
mäßige Kontrolle auszuüben.“ 
Bol. au) 535. 
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Einnahmen und Ausgaben von Bunbesgelvern, 2. über 
Zugang und Abgang von Bundeseigentum und 3. über 
die Verwaltung der Bundesſchulden.“s Behufs Erfüllung 
diefer Funktion wurde die preußiſche Oberrechnungskammer 
„dur eine auf Grund näherer Beftimmung des Bundes- 
rates eintretende Vermehrung ihrer Mitglieder nad) Bebürf- 
nis verftärkt”,*° und materiell mwurben die preußifchen 
Vorſchriften ala maßgebend erklärt.*7 

Die fo firierte Kompetenz; der preußiſchen Ober⸗ 
rechnungskammer ald des Reichsrechnungshofes wurde dann 
weiterhin durch alljährlich erlafjene Spezialgeſetze prolongiert; 
diefe Spezialgefege verwiefen bis zum Jahre 1875 Iedig- 
lid auf das ©. v. 4. Juli 1868. Durch das ©. v. 
11. Zebruar 1875 (RXGBl. 61) wurde dieſem Hinweis 
der Zuſatz beigefügt: „an die Stelle der im $. 8 des 
Geſetzes v. 4. Juli 1868 aufgeführten Vorſchriften treten 
jedod die für die Wirkfamkeit der Oberrechnungskammer 
als preußifche Rechnungs-Revifionsbehörbe geltenden Be- 
ftimmungen, insbefondere diejenigen des Gefeges v. 27. März 
1872, betreffend die Einrichtung und die Befugnifle der 
preußifhen Oberrechnungslammer.“ In diefer Weife er- 
folgt nunmehr feit 1875 die alljährliche Prorogation der 
Rechte der preußifchen Oberrechnungsfammer. Schon durch 
das ©. v. 4. Juli 1868 $. 5 war für den Rechnungshof 
eine befonbere, dem Bundesrat und Reichstag mitzuteilende 
Inſtruktion des Reichskanzlers in Ausficht genommen, welche 

„dann unterm 5. März 1875 (EB. 157) erging. 


über bie Die nerftärtung züb. 


es G. 4. li 1868 1. 
a LE 
» ul 


Pr. 6. v. 27. März 1872 
ie Ghenda $. 2; vgl. Sag 
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II. Der Reichsrechnungshof ift wie alle Behörden bes 
Reiches dem Reichskanzler untergeorbnet; jedoch ift dieſe 
Unterordnung eine lediglich formelle, materiell iſt der Reichs⸗ 
rechnungshof vollkommen felbftändig.*®  Derfelbe befteht 
aus je einem Präfidenten und Direktor, ferner der er 
forderlihen Zahl von Departementsräten, endlich einer großen 
Anzahl von Revifionsbeamten; die Mitglieder find einmal 
Diejenigen der preußifchen Oberrechnungskammer; dieſe 
werben vom König von Preußen ernannt, und zwar ber 
Präfident® auf Vorſchlag des Staatsminifteriums, bie 
Diretoren und Räte auf Vorſchlag des Präfidenten, jedoch 
fo, daß Vater und Sohn, Schwiegervater und Schwieger- 
fohn, Brüder und Schmwäger nicht zuglei Mitglieder des 
Kollegiums fein bürfen.’”° Dazu treten die „nah Be— 
dürfnis“ für Zwecke des Reiches beizuorbnenden Mit- 
glieder, welche vom Bundesrat gewählt und vom Kaifer 
formell angeftellt werben.! Die Mitglieber des Rechnungs- 
hofes dürfen feine Nebenämter ober mit Remuneration ver- 
fehene Nebenbefchäftigung ausüben, auch nit Mitglieder 
des preußifchen Landtages, wohl aber des Reichstages 
fein.? In disziplinariſcher Hinſicht gelten für dieſelben 


es Pr. ©. v. 27. März 1872bis 38. Bol. auch E. Meier 

$. 1 und Tüb. ziſcht XXXIL,| 981 f. 

SI ff.; dazu Zaband I, 34f.| 7° Br. ©. v. 27. März 1872 

% Über die Befugniffe Beh 8. 2,3. 

Peifaenten f. die Sara uttion ji "8. ». 4. Juli 1868 $. 2. 
88. 6, 12 Der Gef.-Entm. v. 1872 

bis ee des Direftes. Ks ſchloß auch dies aus. Vgl. Tüb.- 

bis 26; der Räte SS. 27-33; Bier XXXIL, 511. ie ratio 

der Revifionsdeamten 8. Fri egis ift alerbings für den Reija- 

tag dieſelbe. 
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die gleichen Vorſchriften wie für die preußiſchen Richter.’® 
Die Unterbeamten des Rechnungshofes werden vom Präfi- 
denten ernannt, der auch die Disziplinargemalt über die- 
felben auszuüben Hat; entſcheidende Disziplinarbehörbe über 
diefelben ift das Plenum des Recnungshofes.”* An bie 
Direktoren und Räte Tann der Präfident nur Mahnungen 
erlafjen. Mit Beibehaltung feines Ranges Tann jedes Mit- 
glied des Rechnungshofes auch wider feinen Willen in ein 
richterliches ober anderes Amt ber höheren Verwaltung ver- 
ſetzt werden. 

II. Die Arbeiten des Rechnungshofes vollziehen fi 
in erfter Linie in den Revifionsburenus.° An der Spige 
jedes diefer Bureaus fteht ein Departementörat, der für die 
Arbeiten desfelben allein verantwortlich ift. 

In einer Reihe von Fällen fordert jedoch das Geſetz 
Tollegialifche Beratung und Beſchlußfaſſung; die Beſchlüſſe 
werden mit Stimmenmehrheit unter Stichentſcheid des 
Präfiventen gefaßt; die kollegialiſche Entſcheidung Bat 
einzutreten: 7° 

1. wenn die für Bundesrat und Reichstag beftimmten 
Bemerkungen (f. unten V) feftgeftelt, 

2. wenn allgemeine Grundfäge aufgeftellt ober be- 
ftehende abgeändert, 

3. wenn allgemeine Inſtruktionen erlaflen ober ab- 
geändert werben follen, 

4. wenn Gefeße, Verordnungen und Erlaffe der oberſten 


= Pr. ©. 0.27. März 1872| 3. ende S, 6. 
88.4, 5; dazu jet bie Abänber| 15 In —* 35 f. unten IV. 
Tungen — ©. 0. 9. April 1879 |_ 1° ©, Närz 1872 9.8. 
(GE. ® Inf zez! 
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Verwaltungsbehörben ergehen, welche auf das Verfahren des 
Rechnungshofes von Einfluß find ober den Geſchäftskreis 
mehrerer Revifionsbureaus berühren, fpeziell wenn über An- 
orbnungen ber oberften Verwaltungsbehörben Gutachten er- 
ftattet werden follen; zu dieſem Zweck find alle Ver— 
fügungen der Centralbehörben, welche derartige allgemeine 
Vorſchriften enthalten, oder ſchon beftehende abändern oder 
erläutern, fofort dem Rechnungshof mitzuteilen, ebenfo alle 
auf die Rechnungslegung bezüglichen Beſchlüſſe des Reichs- 
tags; allgemeine Anorbnungen der übrigen Behörden über 
Kaflenverwaltung und Buchführung find ſchon vor ihrem 
Erlaß dem Rechnungshof in Vorlage zu bringen, damit 
derfelbe etwaige Bedenlen dagegen geltend maden kann,“ 

5. wenn Meinungsverfchievenheiten entweber zwiſchen 
dem Rechnungshof und den oberften Berwaltungsbehörben 
ober zwifcen den Mitgliedern des Rechnungshofes ſelbſt 
zur Erörterung kommen, namentlih aud wenn in den 
Grundfägen oder dem Verfahren einzelner Revifionsburenus 
Abweichungen zu Tage treten, 

6. wenn Zweifel über Anwendung und Auslegung von 
Gefegen, Verordnungen 2c. der Erledigung bevürfen, 

7. wenn anderweitige Gegenftände von dem Präfidenten 
oder dem Direktor zur Beſchlußfaſſung des Plenums ver- 
wiefen werben, 

8. wenn von einem Departementsrat der Vortrag bezw. 
die Beſchlußfaſſung des Kollegiums für erforderlich er- 
achtet wird. 

Jever Beſchluß, durch welden ein allgemeiner Grundſatz 


Br. G. v. 27. März 1872 5. 141, 2, 4. 
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feftgeftelt wird, ift fehriftlich zu formulieren unb allen be- 
teiligten Reviſionsbureaus abfchriftlih mitzuteilen. Der 
Vräfident Tann den Vollzug von Beſchlüſſen des Kollegiums 
beanftanden, muß dann aber die Sade binnen 14 Tagen 
von der erften Beſchlußfaſſung an zu erneuter Abftimmung 
im Kollegium bringen; der daraufhin gefaßte Beſchluß ift 
fofort auszuführen." Die Situngen des Reichsrechnungs- 
hofes müſſen getrennt von denjenigen der preußifchen Ober- 
rechnungslammer ftattfinden.’? 

IV. Die Kompetenz des Reichsrechnungshofes ift eine 
dreifache:so 

A.Die rein kalkulatoriſcheRechnungsjuſtifi— 
Tation.® 

Demgemäß find alle Rechnungen, melde fi auf den 
Etat beziehen, der Revifion des Reichsrechnungshofes zu 
unterbreiten, insbefondere die Rechnungen der fämtlichen 
Behörden und Inftitute, ſowie auch der gewerblichen Be- 
triebsanftalten des Reiches über Einnahmen wie Ausgaben ; 
ebenfo derjenigen Anftalten und Stiftungen, melde vom 
Reiche fubventioniert werben.®? 

Rechnungen von untergeorbneter Beveutung fönnen „inner 
halb ver bisher beftandenen Grenzen“ von der Prüfung des 
Reichsrechnungshofes freigelaffen und lediglich der Revifion 


fer. 832 Pr. G. v. 27. Mär; Fa 
nftr. 8.9; Saband bei Hirt 
‚ber Sermeitige Sunf: |v. Rönne II, 1,180. Die Er 
onen des Recnungshofes |. nungen des Rehnungähofes 
Zaband I, 358 f. felbft werden vom Präfidenten 
9 G. darüber Zaband I, | revidiert. 
1022 ff. bei Hirth 556; €. Meier 
a. a. D. 831. 
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und Dedargierung ber betreffenden Berwaltungsbehörben 
anheimgegeben werben. Doc foll der Rechnungshof auch 
folhe Rechnungen von Zeit zu Zeit einfordern, um bie 
vorfhriftsmäßige Verwaltung zu Tontrollieren.?? Die Rech- 
nungen über die Fonds zu geheimen Ausgaben unterliegen 
der Kontrolle des Rechnungshofes nicht.* 

In gleiher Weife hat der Reidsrehnungs- 
hofRontrolle zu üben über das geſamte Reichs— 
eigentum; es find demgemäß aud alle Rechnungen über 
Naturalien, Vorräte, Materialien und das gefamte nicht 
in Geld beftehende Reichdeigentum ber Reviſion besfelben 
zu unterwerfen; auf Erfordern find zugleich bie Inven— 
tarien vorzulegen.®®° Über die formelle Einrichtung der 
Jahresrechnungen und Juftififatorien erläßt der Rechnungs- 
hof die erforderlichen Vorfhriften nad; Einholung des Gut- 
achtens der betreffenden Gentralftelle.°° 

B. Der Reichsrechnungshof hat ferner bie 
Kontrolle darüber zu bethätigen, ob die 
Sinanzwirtfhaft des Reiches nah Mafgabe 
des Etatsgefeges geführt wurde. „Das ©. v. 
27. März 1872 hat den Sinn, daß die von der Regierung 
über ihre Finanzverwaltung dem Landtage abzulegenbe 
Rechenschaft und die vom Landtage der Regierung zu er- 
teilende Entlaftung erfolgen muß auf Grundlage und nad 
Mafgabe des durch Landesgeſetz feftgeftellten Stantshaus- 
hultsetats, b der in biefer Beziehung weder im ganzen noch 





% Br. G. v. 27. März 1872| ® Br. G. v. 27. März 1872 
$. 11 Saband hei Sirth 555.|$. 10. 

& Gbenba 9.99; gaband Beil, = Dr..O m 27, Min 1872 
dirth 554; StR. II, 1022 8. 14%; Zaband II, 2, 383%. 
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im einzelnen, weder durch die von den Reſſorichefs auf- 
zuftellenden Kaſſenetats ver budgetloſen Zeit, noch durch 
königliche, den von einer Behörde zu vertretenden Defekt 
auch ohne geſetzmäßigen Grund als erledigt erflärende, Be— 
fehle, noch durch Hinweis auf die beſtehenden Einrichtungen 
und Verpflichtungen erſetzt werben kann.“ (v. Martitz.) 
Demgemäß hat der Reichsrechnungshof die Prüfung, ob a) bei 
Erhebung und Verwendung der Staatsein- 
fünfte, Steuern und Abgaben, b) bei der Er- 
werbung, Benugung, Veräußerung von 
Reihseigentum nad) den beftehenden Gefegen 
und Vorſchriften unter genauer Beachtung der 
mafgebenden VBermwaltungsgrundfäge verfahren 
worden ift. 

C. Endlich hat der Reichsrechnungshof zu prüfen, ob 
und wo nad den aus den Rechnungen zu be— 
urteilenden Ergebniffen der Verwaltung zur 
Beförderung der Staatszwede Abänderungen 
nötig oder ratfam find.®” 

Die Kontrolle durch dieſe Behörde verfolgt fomit einmal 
einen rein rechneriſchen Zweck, ſodann die Prüfung der 
Übereinftimmung der Finanzwirtfaft mit dem pofitiven 
Recht, endlid die Erteilung von Ratſchlägen behufs even- 
tueller Verbeſſerung des Iehteren.°® 

Die Bafıs für diefe Kontrolle Bieten in erfter 
Linie die nach Vorſchrift des Geſetzes binnen der be- 
ftimmten Frift einzureihenden Rechnungen, bezw. die auf 


9 Br, G. v. 27. März 1en2 | 88 Über die Methode der Ar- 
5. 12. beit vgl. indbef. Inftr. $. 27 ff. 
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Anordnung des Rechnungshofes zugleih mitzuteilenden 
Inventarien. Außerdem kann er nod von den Behör- 
den jede ihm wünſchenswert ſcheinende Auskunft be— 
gehren,®® ebenfo die Einfendung von Büchern, Schrift 
ftüden, ferner der Alten, ausgenommen die ber Gentral- 
ftellen; auch fann der Präfident Kommifjarin an Drt 
und Stelle zur Erörterung einzelner Punkte entfenden 
und endlih können jederzeit auf feine Anorbnung 
außerorbentliche Kaſſen- und Magazinrevifionen vorge- 
nommen werben. Bon Maßnahmen der Ichteren beiden 
Arten müfjen jedoch die betreffenden Verwaltungschefs zuvor 
in Kenntnis gefegt und ihnen gleichfalls die Abjendung 
von Kommiſſarien geftattet werben.” Alle Anorbnungen 
des Rechnungshofes können durch Strafbefehle im Rahmen 
der den oberiten Verwaltungsſtellen zuftehenden Straf 
Tompetenz erzwungen werben; alle Verwaltungsftellen, aus- 
genommen die Gentralftellen, find ihm bezüglich der 
Rechnungskontrolle untergeordnet. Findet der NRed- 
nungshof die ihm vorgelegten Redinungen in Drbnung, 
fo Hat er Decharge zu erteilen; andernfalls ſind der 
betreffenden Behörde die Monita zur Beantwortung 
binnen bejtimmter Friſt mitzuteilen;® erfolgt dieſe 
in genügender Weife, fo wird Decharge erteilt, anbern- 
falls ift vom Rechnungshof nur die weitere Verfolgung der 
Sache durch die kompetenten Inſtanzen anzuorbnen.?* Der 





8 Inſtr. $. 14 8. 4. v ” ® v.27. 008 81 
azu Laband . 

RER, Br. G. ©. 27. Marz 1872) ende 8. 17. Dazu über 

“ die Rehtäwirkung der „Duit- 

9 Ebenda $. 16. Dgl. v. tung“, ſowie über bie eventuelle 

Rönne I, 1, 182. meitere Berfolgung Zaband D, 
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Rechnungshof hat dafür zu forgen, daß die Decharge im 
Laufe des dem Geſchäftsjahre folgenden Jahres erteilt 
werbe.?+ 

V. Über die gefamte Kontrolle ift feitens 
des Rehnungshofes unter felbftändiger un— 
bedingter Berantwortlidfeit dem Bundesrat 
und Reichskanzler und durd diefen dem Reichs— 
tage®° ein Generalbericht zugleid mit der all- 
gemeinen Rechnung vorzulegen,?* aus welchem zu 
exfehen if 

1. ob die in ber allgemeinen Rechnung aufgeführten 
Beträge in Einnahmen und Ausgaben mit den vom Rech- 
nungshof revidierten Kaſſenrechnungen übereinftimmen, 

2. „ob und inwieweit bei ber Vereinnahmung und Er— 
hebung, bei der Verausgabung oder Verwendung von Reiche- 
geldern oder bei der Erwerbung, Benugung ober Ver— 
äußerung von Reichseigentum Abweichungen von den Be 
ftimmungen des geſetzlich feftgeftellten Staatshaushaltsetats 
ober ber von ber Landesvertretung genehmigten Titel der 





1025 ff., über bie Entjeibung| Reich und ftellt den Kaifer dem 
letzter Inſtanz durch Bundesrat | König von Preußen gleih; La- 
bezw. Kaiſer ebenda 1029, ſpeziell band 1081 ff. erklärt fie für 
die „juftifizierenden Rabinettö- | unzuläffig, ſoweit Geſetze jus 
ordres des Kaiſers“ 1029 ff.| cos enthalten, fonft für zu⸗ 
und Joöl in Hirths Ann. 1888, | 1ä| ag; ;f.auho.Rönne, Pr. StR. 
805 f., fomie bie wiederholten, | T, 649 ff. 
bei Zaband 10292 näher be-| 9 Me. g. 50 
eiöjneten Grörterungen im| °% eher Umfang und Grenzen 
— Hänel, Stud. II, der parlamentariſchen Kontrölle 
343 ff. härt folde Drdres für|f. Tüb. Btfchr. XXX, 504 ff. 
rechtlich unzuläffig, Joel über: | 541 ff. 
trägt das preuß. Recht auf bas|  Snftr. $. 31. 
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Spezialetats ober von den mit einzelnen Pofitionen des 
Etats verbundenen Bemerkungen ftattgefunden haben,“ 97 

3. zu welden Ctatsüberfcreitungen und außeretats- 
mäßigen Ausgaben die Genehmigung des Reichstages noch 
nicht erholt ift?® (f. oben ©. 460 f.). 

VI. Auf rund des ihnen erftattetenGeneral- 
berictes faffen fodann Reihstag und Bundes- 
rat ihre den Reichskanzler dedargierenden Be- 
ſchlüſſe. Welde Rechtsfolgen bei Verweigerung der De- 
charge eintreten würben, ift weder in ber Verfafjung noch 
in der Spezialgefeggebung des Reiches normiert.?? 

VII. Endlid hat der Rehnungshof über feine 
gefamte Gefhäftsthätigleit alljährlid dem 
Kaifer Bericht zu erftatten und dabei zugleid 
gutachtliche Vorfhläge zu maden, ob und wo 
etwa neue VBorfhriften zur Verbefferung der 
finanziellen Verwaltung des Reiches not- 
wendig find.100 


9 Zaband bei Hirth 558; Über den Umfang der Tonftitu- 
€. Meier 980; in Tüb. Ztfchr. | tionellen Werantwortung des 
XXXI, 553 ift diefe Vorſchrift Reichskanzlers ſ. Sinen Stud. 
als „ein entfcjiebener Mißgrifi“ | IT, 330 ff., bei. 342 ff. über die 
‚gefennzeichnet, |. dagegen Hänel, rechtlichen ‚Folgen der verweiger- 
Stub. I, 336 —* PR ten Entlaftung. 

N u 100 Ebenda $. 20; Laband 
18, 198; Laband II, 1026. |, ; a 
ah IL 2, aso 7] Dei Sirih 508. 
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8.17. 

Pas Keihsverorbunngsredt. 
I Der Begriff der Vervrdnung. 

Der Begriff der Verordnung ift Fein feſt umgrenzter; 
nur negativ läßt ſich fagen: alle objektivrechtlichen Auße⸗ 
rungen des imperativen Staatswillens, die nit Geſetz 
find, fallen unter den Begriff der Verordnung? Vielfach 
wird es fi bei diefen um Anordnungen zur Durchführung 
von Gefegen handeln, aber Teineswegs ift dies begrifflich 
notwendig. Das „felbftändige” Verorbnungs- 
vet bildet einen notwendigen Beftandteilder 
Staatsordnung; feine Regierung könnte ohne ein 
ſolches regieren? Soweit der Staatswille fi überhaupt 
äußert, Tann er fi der Form der Verordnung bedienen; 
nur dann ift biefelbe ausgefchloffen, wenn Die Form des 
Geſetzes zur Anwendung zu Tommen hat. Wann letzteres 
der Fall, ift aus dem pofitiven Recht zu entnehmen, even- 
tuell mangels pofitiver Rechtsſätze eine Frage der Gejeh- 


gebungspolitik.“ 


Laband I 88. 58, 65; 
Hänel, Sm. 8%. 43-48; 
eybel’ in Hirths Ann. 


1874 &. 1143, 1876 ©. 11ff.; 
Men, 2ehrb.$. 165; v.Rönne 
57ff.; Hänel, Stub. IL, 62, 
und Jellinet 125 fi, 255. 
% Ebenfo Jellinet, Gef. u. 
2. 366, 383, freilich nicht ohne 
Setöftwiderjprüde. 
Sehr gut hierüber Jelli- 
net, Gef. u. 3. 371 ff., ber die S. 
Anerkennung eines folden von 
Born, Staatsrecht I. 2. Aufl. 





allen fordert, „denen nit 
boftrinäte Boreingenommenheit 
den Blick getrübt hat“. Lehr- 
veic) bie franzöf. Entwidelung 
tet, Montesquieu ſ. Ielli» 


6 ff. 

"g Dgl. oben $$. 14, 15. Über 
die Verwirrung in der Terminos 
logie (Verordnung, Berfügung, 
Erlaß, Belanntmagjung u. f. 1.) 
ögen in Hirts Ya. 1885, 


3 
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Gemeinfam mit dem Geſetz hat die Verordnung, daß 
& fi Bier wie dort um eine Rechtsvorſchrift han- 
delt; ber Unterſchied liegt darin, daß dort zur Feitftelung 
des Inhaltes Mitwirkung ber Vollövertretung erforderlich 


it, bier nicht, 


Der „Orundfaß, daß Rechtsvor— 


fHriften im Wege der Gefeggebung zu er= 
Laffen find“, ift weder — wie Laband behauptet — 
in der Reichs- nod in ber preußiſchen Ver— 
faffung „als ſelbſtverſtändlich vorausgeſetzt“, 
nod ift er „aud in der That felbftverftänd- 


lide.s 


undt, 
Die „Del 
Es KER 1, Ib 
allerbingd meift ” 
dienen aber in jedem Falle der 
Rechtsſicherheit. Übereinftim- 
mend mit Zabanb beſonders 
Hänel StR. I, 279; _Jelli« 
net 125ff., ſ. Sinn 3 zum in 
Hirth 3 Ann.1889, 361}. Gegen- 
über biefer, herrjchenben "Theorie 
hat is jegt eine fidere Grundlage 
für die Konftruftion des Ber- 
orbnungSredhteß gegeben Arndt 
in feinem vortrefflihen Bude 
über das Berordnungsredt 
(1884), fomie in weiterer Be» 
gend gegenüber abweichen- 
Anfihten im Nehiv f. Öff. 
R. I, 512ff. Über einen, aller- 
Bings fundamentalen Differenz« 
puntt der im Text gegebenen 
Ausführungen gegenüber den⸗ 
jenigen von Arndt, nämlich 
das „jelbftändige* Berorbnungs« 





recht des Dunbesrates, zaefr 
in Hirths Ann. 1885 
dagegen wieder Kendt, ebenda 
701 f. Meine Ausführungen 
bezeichnet Hänel StR. I, 272%, 
als „auf einer vollkommenen 
Verkennung ber befonberen Stel» 
lung des Verorbnungsrechtes im 
aufammen, eiehten taate, auf 
einer falfen Übertragung einer 
falſchen Doltrin über das Ber- 
ordnungsrecht im  Einheitö-, 
überdie8 im monarchiſchen Ein 
eitöftante" beruhend. Troß 
iefer dreifachen en Fr 
pa ich meine 
faffung in vollem nl KR 
diejelbe grundfägliche Auffa ie 
Hat Arndt nunmehr vortreffli 
entwidelt, ber Differengpuntt 
zwiſchen Arndt und mir Des 
ieht fih nicht auf die grund“ 
h lie Auffaffung des Vers 
orbnungsrechte®, Sondern der 
Grundlagen des Reiches. ch 
widerſpreche, baf PH “runde | 
füge des 


jerordnungsrechtes im \ 
\ 


\ 
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Die Ausübung des Verordnungsrechtes kann den ver- 
ſchiedenſten Organen der Staatsgewalt obliegen: im ein- 
fachen monarchiſchen Staate ift Träger der Verordnungs- 
gewalt prinzipiell der Monarch als Staatsoberhaupt; aus 


diefer oberſten Duelle fließt 


alle Verorbnungsgemalt der 


Staatöbehörben, ald der dem Monarchen zur Führung der 
Staatsgewalt beigeorbneten Hilfsorgane. 
Der Inhalt der Verorbnung darf nicht gegen® ein Ge— 


ufammengefegten Staate andere 
fein tönnen, als im einfachen 
State; ich widerſpreche ferner, 
daß bie Behauptung eines grund« 
fäglihen, eines Titels nicht be» 
bürfenben, Verorbmungsregtes 
im monardifgen Staate 
und ebenfo im Deutſchen Reiche, 
dad als Pleonarchie durchaus 
nach dieſen Srunbfäben beurteilt 
werden muß „Tall“ fei. 
Aber indem id bie Häneliche 
Auffaffung für „falih" und 
dem Wefen des monardifchen 
Staated widerfprechend erkläre, 
bin ih mir bewußt, daß ic 
diefe Behauptung ebenfomenig 
mit rein wiflenfhaftligen Mit- 
teln erweifen Tann, wie Hänel 
die feinige. Die Bemerkun 

Hänels 272, 274 f. beweiſen 
die „innere Notmenbigteit" , das 
DVerorbnungsreht im Bunbed- 
ftaate anders zu Fonftruieren, 
als im einfahen Staate, in 
Teiner Weife; natürlich Handelt 
es fih guertt um die Kompetenz | Xı 
frage; dies ift aber beim Gefeß 
janz ebenfo. Auf Grund der 
feftgeftellten Kompetenz aber ift 
die „organiſatoriſche . . Aus- 





einanderfegung ber verfaffungs- 
mäßigen Befugniffe* bier wie 
dort giei notwendig und gleich 
bebeutfam. Ebenfomwenig ver- 
mag ich die Ausführungen im 
2 46 über diefe innere Ber- 
hiebenheit für Sonttubent ‚u 

alten. Vgl. auch ©. 296 

änel doch in gemifler Beife 
dad NReihsverordnungs- 
veht als ‚eine mit bem 
Verordnungsrecht des Ein- 
heitsftaate®_ vollfommen 
gleihartige Funktion“ an- 
eriennt. 

9 Dagegen Hänel SR. I, 
279f.: dieBerorbnung bürfe nicht 
contra, praeter, intra, fonbern 
nur secundum legem fein, d. i. 
„von dem Gefeke felbft gemollt 
fein“. Ritig Arndt, DR. 
88, 211ff., wogegen biefer Schrift« 
fteller in Hirth3 Ann. 1885, 111, 
1a der Anfiht von Hänel an- 
ölieht. Hänel fügt ih auf 
as Wort „erforberlih” in RL. 

7. _Demgemäß erklärt 
FR} ine 281 eine Reihe wichtiger 
Verordnungen für nichtig, weil 
verfaffungswibrig. 


31* 
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feb fein und aud nicht in Materien eingreifen, welche der 
geſetzlichen Regelung vorbehalten find (darf nicht contra, 
wohl aber praeter legem fein). Verordnungen, die bier- 
gegen verftoßen, find nichtig. Dagegen ift die Behaup- 
tung, daß „Rechtsverordnungen“, erlafien ohne Delegation 
des Gefeßgebers, nichtig feien, ohne jeden Grund; erſtens 
ift der Begriff „Rechtöverorbnung“ nicht feftzuftellen, zwei- 
tens befteht Teinerlei verfafjungsmäßige Vorſchrift, auf die 
jene Behauptung zu ftüßen wäre” Die Geſetzmäßigkeit 
von Verordnungen zu prüfen, ift Recht und Pflicht nicht 
allein der Gerichte, ſondern aller Behörben.® Sonft aber 
Tann der Inhalt jeder denkbaren Art fein; der Unterſchied 
zwiſchen „materiellen" Verordnungen, d. 5. folden, die 
Verwaltungsvorſchriften geben, und „formellen“ Berorbnun- 
gen, d. i. ſolchen, welde Rechtsvorſchriften enthalten? ift 


7 Anders in biefem Karbinal- (adgeiehen freilich von der „Dele- 
puntte Hänel, Stud. II, 282 ff., gerion A N v. Martig, 
und 2aband, f. ba it. 132 


„ | 

Arndt 88. 5, 7, 8; — ° Hänel, Stub.II, 199, 285ff., 
gie nn. 1875, 312. Die|leugnet das ſelbſtändige Der- 
aband« “Hänelide Theorie orbmungerecht für das preußifche 
beruht auf dem Satze bed belg. | und ihöftantöreht, erkennt 
Verfaſſungsrechts: „il faut es aber für aa je Gruppe 
quechaquearr&töprenne|der deutſchen Berfaflungen a 

sa source dans Ia consti- | welhe einen ben Gegenftänb 
sation ou alle un Be 0 nad n, tet —— We 

en Die — je | Gejeggebung ftatuieren. 

Neiı jaffung nicht Tennen, gen net, ©. u. 8. 14 fi. 
und den in a Aa Jene Verſuche, den ntreis der 
Siege jen die Wil ft Öcfepeafphäre zu beftimmen, find 
Übereinft. mit |aber in ihrer vagen Aüge- 
Tin He u Sanet Sellinet meinheit gang mertioss es Tönnen 
125, 255, f. day er orn in allen demnach aud feinerlei 
Hirths Ann. 1: f. und | Folgerungen gezogen werden. 
bei, Arndt 57 64 f. a8 ſelbſtändige Berordnungs- 
® Richtig La and I, 609 recht des Monarchen (Jel li nek 
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fomit ganz unbegründet: Rechtsvorſchriften und 
Berwaltungsvorfhriften find fein Gegenfag, 
vielmehr handelt es fih auch bei letzteren 
immer nur um Rechtsſätze. Die Verordnung ift die- 
jenige Form der ftaatlichen Willensäußerung, welche gegen- 
über dem ſchwerfälligen Apparat der Gefegebung vecht 
eigentlih den Bwed bat, den tägliden und wechſelnden 
Bevürfnifien des Lebens, denen die Verwaltung dienen 
muß, gerecht zu werben. — Ein „Notverordnungsrecht“, 
analog demjenigen des Art. 63 der Preuß. Verf.-Urk., ent- 
Hält das Reichsſtaatsrecht nit. Fir alle Materien, in 
melden nad) ber Verfafjung dem Reich die Gefeggebung 
zufteht, fteht ihm auch im unbegrenzter Weife die Verord- 
nungsgewalt zu.1° 


IL Das pofifive Reichsſtaatsrecht. 

1. Wie im einfaden monardifden Staate 
der Monarh!! prinzipiell Träger der Ver— 
ordnungsgemwalt ift, fo im Bundesftaate der 
Träger der Centralgewalt, alfo im Reiche die 
Einheit der verbündeten Regierungen bezw. 
der diefelbe repräfentierende Bunbesrath.!? 
124 für Bayern) ift deutſches der Bayr. IM. fteht darüber 


Staatögrundprinzip, welches ur» | fein Wort — nod eine analoge 
fprünglih die ganze Rechts-Vorſchrift ber Reigsverfaflung, 
jegung umfaßte, jet aber| die übrigens m. €. in Art. 


fonftitutionell bejhräntt ift. gegeben wäre. In diefem Sinne 


RX. Hänel StR. I, 276. 
u Über das preußiſche Recht 
vortrefflih Arndt $. 7. 


12 Man braucht dazu weder 
den Art. 45 der Pr. BU. — in 


verftehe ich die von Zaband I, 
436, 596 citierten Worte Del» 
: „daß eine materielle 
Anderung bed Beſtehenden da- 
mit kaum herbeigeführt iſt.“ 
Bon einer „Gefegebungdbefug- 
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Die Grundfäge, welche oben hinfichtlich des Bundes- 
ftaatöbegriffes im allgemeinen und hinſichtlich unferer Reichs⸗ 
gewalt im befonderen entwidelt wurden, haben zur not- 
wendigen Konfequenz ben Rechtsſatz: daß der prinzi— 
pielleTrägerberVerordnungsgewaltimReide 
der Bundesrat ift, daß fomit mangels aus- 
drüdlider Beftimmungen für diefen die Prä— 


fumtion fpridt.!®? Der 


Bundesrat hat das „jelb- 


Händige” Reichsverordunngsrecht.!“ 


nis“ des Bundesrates Tann da- 
bei natürlih nicht bie Rebe 
fein: Verordnungen find aber 
eben keine Gefege! Übereinft. 
Beataih der Delbr ückſchen 
Erflärung auch Arndt AR 
a A. Sanel StR. I, 29: 
„bie —— wie bie zu⸗ 
femmengefegte tatur des Reiches 
ſchloß die Annahme aus, daß 
demfelben ein Verordnungsrecht 
„Tillfchweigenb“, als ein not« 
wendig eordertes und darum 
unmittelbar aus ber Berfaflung 
folgendes Attribut feiner Organi⸗ 
fatton und Funktion beigelegt 


war.“ Das tft eine ganz will- 
kürlige Behauptung! U. U. 
Sabanb I, 34 } Hänel 
SIR. I, 278 f. 

18 Sau gorn in hirths Ann. 
1885, 818 ff.; Aldppel in Pr. 
Jahıb. 1888, 178 f., bagegen 


in ber Frage bes felbftänd; en“ 
Verorbnungsreht3 inäbefon! 
Arndt BR. 13, in Hirths Ann. 
1885, 701 ff; Zaband I, 595 
(„vollfommen grundlos u. will- 
kürlich“, „abfurde Konfequen- 





zen"). Wo ift denn bie Mit- 
wirkung des Reichsſstags zum 
„Erlaß von Rechtsvorſchriften“ 
„verfaffungsmäßig vor— 
gefgrieben?” MB „felöft- 
verftänblich" „vorauögefekt“ ift 
fie, aber nicht von der Ver- 
faffung fondern von 2a= 
band! Gegen jetäe eföftner, 
ftänbligen“ „Borausfegungen“ 
ift fein wiffenfgaftlicer Kampf 
möglih. Daß in ber Praxis 
„der Bundesrat nicht in allen 
Fällen der ihm durch die Ber- 
fafung gesogenen Schranken 
ich Mar bewußt gemefen ift“, 
recte: daß die Praxis nicht auf 
dem Labandjden Standpunki 
fteht, fagt Zabanb felbft 599; 
Hänel, Stub. II, 199. 

“4 A. Arndt 8. 3 auf 
Grund de unmöglichen Vorder⸗ 
fages: daß der beutihe Bunbes- 
ftaat „durch Gefeg“ geſchaffen 


e worden fei, f. die Wiberlegung 


diefes Sabes oben®. 30ff. Ebenfo 
wie Arndt auch Jellinek, 
127, 372, f. dazu Born in 
dirihs Ann. 1889, 860. 
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Diefes Prinzip hat auch Anerkennung gefunden in ben 
nachfolgenden Beftimmungen der Reichsverfaſſung (Art. 7 


WM. 13.2 u 9): 


„Der Bundesrat beſchließt: 5° — — — 
2. über die zur Ausführung der Reichsgeſetze erforber- 
lichen allgemeinen Verwaltungsvorſchriften und Ein« 


richtungen, 


fofern nit dur Neichägefeg etmas 


Anderes beftimmt ift; 1° 
3. über Mängel, welche bei der Ausführung der Reichs⸗ 
gefege oder der vorftehend erwähnten Vorſchriften 

oder Einrichtungen heroortreten.“ 17 
Damit ift die pofitive mie die negative Seite bes 
Verordnungsrechtes in zutreffender Weife zum Ausbrud 


gelangt. 


Wo feine Spezialbeftimmung vorhanden, hat fomit, 


15 Hänel StR. I, 290 ff., 
feisent aus biefem orte, daf 
er Bundesrat nicht berei tigt 
ift, Verordnungen zu „erlaflen“, 
d. i. direkte Anorbnungen zu 
treffen; hierzu jeien, gemäß dem 
allgemeinen Grundfag, daB das 
Reich zwar „Gejek: en und 
Beauffihtigung”, ingel« | er! 
ftaaten aber die Bolziehung 
jaben, nur die Einzelftanten bes 
igt; dies folge auß der „ur- 
fprüngligen Grunbftellung "der 
Einzelftanten in ber Kompetenz 
verteilung des Bundesſtaates 
in ihrem Kernpunkt“; demnach 
die „Rectöverbindlichteit” 
ſolcher Verordnungen abhängig 
von der „Form der Partikular- 
Derorbung‘ die aut gilis ſei 
— valide sed non lieite —, 





menn fie ber Vorſchrift bes 
Bundesrates wiberfprechel ferner 
behauptet Hänel 

generelles Solkugsnersconung 

tet der Einzelſtaaten — 
das Gefamtgebiet der Heide: 
gefeßgebung, Some e nicht 
Fer ausge toften fei; 


durd) usübung 

a —E böre das⸗ 

ſelbe auf. ©. über und 

gen, dieſes nur „mittelbare“ 

eicpäuerorbnungörecht auch 
Arndt > 

©. Zr u die erichöpfende, 

gorzügtige Erörterung Bei 
And t . 

änel StR.I, 818 f. über 

Bi F längelabhilfe" äutzeffend. 
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Die Orundfäge, welde oben hinſichtlich des Bunbes- 
ſtaatsbegriffes im allgemeinen und hinſichtlich unferer Reichs⸗ 
gewalt im befonderen entwidelt wurben, haben zur not⸗ 
wendigen Konfequenz ben Rechtsſatz: daß ber prinzi- 
pielleTrägerderVerordnungsgewaltimfReide 
der Bundesrat ift, daß fomit mangels aus— 
drüdlier Beftimmungen für diefen bie Prä- 


fumtion fpridt.!? Der 


Bundesrat hat das „jelb: 





Händige“ Reichöverorbuungsrerft,1* 


nis“ des Bundesrates Tann da- 
bei natürlih nit die Rebe 
fein: Verordnungen find aber 
eben feine Siege! Übereinft. 
Bent ber Deibrüdihen 
Erklärung aus Arndt 50 fi. 
A. 9. Hänel StR. I, 2%: 
„die Gmtitehungsart wie die zu⸗ 
fammengefene tatur des Reiches 
ſchloß die Annahme aus, daß 
in Verordnungsrecht 


2 
gend“, als ein not- 
eforberteß und darum 





war.“ Das ift eine ganz will» 
türlige Behauptung! A. 9. 
Zaband I, 594 fi.; Hänel 
Si. 1, 278 





zen‘). Wo ift denn bie Mit 
wirkung des Reichsta zum 
Erlaß von Rechtsvorſchriften“ 
„werfaffungdmäßig vor- 
geſchriebend⸗ 18 elbſt⸗ 
verftändlich" ¶ vorausgeſeht? iſt 
fie, aber nicht von Ber- 
faffung, fondern von 2a- 
band! @egen jolde, „resfier, 
ftändliden‘ „Borausjegungen“ 
ift fein wiffenjhaftlicher Kampf 
möglih. Dak in ber Praris 
„ber Bundesrat nit in allen 
ällen der ihm durch die Ber- 
affung gezogenen Schranken 
ih kiar bewußt geweſen ift“, 
recte: daß die Praxis nicht auf 
dem Labandfhen Standpunkt 
fteht, fagt Laband felbft 599; 
Hänel, Stud. I, 199. 

4% %. Arndt $. 3 auf 
Grund des unmöglihen Border- 
ſatzes: daß der deutſche Bundes- 
ftaat „dur Geſetz ‚geiöaften 
worden ſei, f. die Widerlegung 
dieſes Safes oben&.30ff. Sen, jo 
wie Arndt auch Jellinek, 


f , T. dazu gern in 
Hirth8 Ann. 1889, 360. 
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Diefes Prinzip bat auch Anerkennung gefunden in ben 
nachfolgenden Beftimmungen ber Reichsverfaſſung (Art. 7 


W.18.2u89): 


„Der Bundesrat beſchließt: 15 — — — 

2. über die zur Ausführung der Reichsgeſetze erforder⸗ 
lichen allgemeinen Verwaltungsvorſchriften und Ein« 
richtungen, ſofern nit durch Reichsgeſetz etwas 
Anderes beſtimmt ift; 1° 

3. über Mängel, welche bei der Ausführung der Reichs⸗ 
gefege oder ber vorftehend erwähnten Vorſchriften 
ober Einrichtungen hervortreten.“ 17 

Damit ift die pofitive wie die negative Seite bes 
Verordnungsrechtes in zutreffender Weife zum Ausdruck 


gelangt. 


Wo feine Spezialbeftimmung vorhanden, hat fomit, 


15 Hänel StR. I, 290 ff., 
iger muß diem Morte, daß 
er Bundesrat nicht dere tigt 
ift, Perarbnungen zu „erlaflen“, 
d. i. direkte Anordnungen zu 
treffen; hierzu feien, gemäß dem 
allgemeinen Grundfat, ba} 
Reich zwar „Oejedgehun und 
Beauffihtigung“, inzel⸗ 
ftaaten aber bie Vollziehung 
jaben, nur die Einzelftaaten bez | je 
Kun dies folge aus der „ur- 
ingligen Grundſtellung ber 
Enge ftaaten in ber R: sten 
verteilung des Bundes 
in ihrem Kernpunft"; dem 
fi die „Reo1Bverbinbtichteit 
ſolcher Verordnungen abhängig 
von der „Form der Partikular⸗ 
verorbnung“, die au giltig fei 
alide sed non licite 


—* - 


daB | gefeßgedung, 





wenn fie der Borfchrift des 
Bundesrates widerſpreche! Ferner 
behauptet Hänel 293 f. zn 
generelle Vollzugsverordnun⸗ 
tet der Einjelſtaaten ir 
ba8 Gefamtgebiet ber Reihe: 
ſoweit es nigt 
ausdrüdlih ausgeſchloſſen je 
erft durch Die usübung 
der ea tompeteng Dir höre u 


u jegen dieſes nur —E 
ererernungsrecht auch 
Arndt 85 


1° S. dazu die erſchöpfende, 
Far Erörterung bei 
Arndt 


17 Hünel StR. J, 313f., über 
die „Mängelabhilfe” zutreffend. 
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ohne daß irgend welche Delegation erforverli wäre, Der 


Bundesrat einzutreten.!® 


Der Bundesrat beſchließt Verordnungen mit einfacher 
Mehrheit; nur wenn es fi um Verordnungen zur Durch- 
führung des Art. 37 (Bollwefen und indirekte Steuern) 
handelt, bat Preußen ein unbebingtes Veto, wenn deſſen 
Stimme „für Aufrechthaltung ber beftehenden Vorſchrift 


oder Einrichtung” abgegeben 


wird (RB. Art. 97). Dar 


gegen eriftiert im Militär- und Marinemefen ein preußi- 


18 Lediglich auf diefe Ber- 
fafjungsvorfgriften ftügen fid, 
Pa nur En, —8 

BVerordnungsre 
Bundesrates an, Rebel, 2; 
Thubidum, | in Errte 


Jahrb. eyer, 

—— ‚hosen? u. bef. Arndt, 
ferner Lönin 

FU 2000, dagegen Laband 


596, enexgiie) unter Berufung 
auf ben Wortlaut „Bermaltungs- 
vorſchriften· und den barin|u. 
liegenden Gegenfag zu reits 
vorfehriften‘. Cbenfo Hänel 
st. I, 282; mit Recht weiſt 
Arndt 47 ff. darauf Hin, 
vab Mn der en — er 
nterfhied wiſchen —* 
u „ germaltungeoorfehiften ger 

t wurde u. werben fonnte. 


©. 599 erfennt Laband felbft| der 


den „untrennbaren Zufammen- 
Hang” an. Ind ©. 810 fommt 
er zu dem m. E. ganz unge 

erlihen Refultat, daß eine 
jerorbnung „ald Rechtsvor⸗ 
frift ungiltig fein, al8 Ber- 
waltungsvorfgrift dagegen 
Wirkungen haben kann!“ — dem 





Rofin und Seligmann En 
ftimmen. Als Beifpiel für biefe 
theoretifche Spielerei wirb feine 
ggringere Verordnung, als das 

iſenbahnbetriebsregt fement  cie 
tiert. Die von Laband 611 
erwäßnten Entjd. b. Reidd« 
ra beruhen aber nit etwa 
auf dem iiden Bei Unter- 


— der „. —E —2 
verorbnungen“ Zaband I, 706f. 
Das Laband hier ausführt, 
ift das allgemein gültige Reichs⸗ 
verordnungsrecht. Hänel StR. 
I, 282 f}., geht davon aus, daß 
ferien? In der Oprade Der 
vorf in prache der 
Reichſsgeſehe keine objektive, 
fondern eine ſubjektive Bedeu⸗ 
tung babe, daß er nicht be⸗ 
gi me Vorſchriften, bie ae 
ie, fondern die von ber Bi 


wali erlaſſen feien. Somit 
Br nidt ein gene 
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{ches Veto nur bei „Geſetzesvorſchlägen“ (RB. Art. 5).1? 
Eine Eonftitutionelle Verantwortung für Verordnungen des 
Bundesrates befteht mangels einer, eine ſolche begründenden 
Verfaſſungsvorſchrift — die DVerantwortligteit des Reichs- 
kanzlers bezieht fih nur auf Regierungshandlungen des 
Kaiſers — überhaupt nicht.2° 

2. „Sofern nicht durch Reichsgeſetz etwas anderes be- 
ſtimmt if.” Nichts fteht im Wege, daß fofort im Geſetz 
der zum Erlaß der erforderlichen Verordnungen kompetente 
Faktor bezeichnet, und nichts fteht im Wege, daß biefer 
Faktor ein anderer fei als der Bundesrat. Jedes Drgan, 
welchem das Reich einen Befehl zu erteilen berechtigt iſt, 
Tann mit der Ausübung des Verorbnungsrehtes betraut 
werben: der Kaifer, die Einzelftanten, der Reichsfanzler, 
die Reichöcentralbehörben und fo fort in der Amterhierarchie. 
Ale dieſe eben aufgeführten Organe aber können das Ver- 
ordnungsrecht nur kraft eines befonderen reichsgeſetzlichen 
Titels haben.*! 

Einer befonderen Erörterung bebürfen von dieſen Gra- 


gemalt einſchließe. 


Das gilt 
dann aber do 


relles Berorbnungsredht des Bun- 
desrates für das Gebiet ber Ber- 





waltung mit Laband gefolgert 
werben, wohl aber ergebe ſich 
ein foldes für Vollzugsverord⸗ 
nungen aus dem ſtaalsrechtlichen 
Grundverhältnis von Gefek (ein- 
fliehlich der Redhtäverorbnung) 
und Volziehung. 

1 ©, hierzu Zaband I, 601 
darüber, daß für Militär und 
Marine das in biefe 
Faflung genüge, da es auch die 
„Delegation“ der VBerorbnungd- 


ã 


genau ebenſo 
für Zölle und Steuern. J 


2° &. dazu die völlig zu. 
treffende Mritif von Hänel, 
Stub. I, 89 f.; Born in 
Hirtha Ann. 1885, 318 f. 


21 Befonders harakteriftiich ift 
bier das Polijeiverordnungs · 
recht der Konſuln, das fyftema- 
tiſch hierher zu ftellen wäre, aus 

wertmäßigfeitägründen aber dem 

qularrecht vorbehalten bleibt. 
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den des Verorbnungsrehte nur das des Kaiſers und das 
der Eingelftanten. Was letzteres angeht, jo Handeln in 
ſolchem Falle die Einzelftanten im Namen des Reiches. 
Für die Form der Verorbnung ift zwar mangel3 befonberer 
Vorſchriften das Landesrecht maßgebend, die Wirkungen 
aber find die des Reichsrechtes: eine Landesverordnung der 
angegebenen Art bricht ala materielles Reichsrecht fogar 
die Landesverfafjung.?? 

Das Verordnungsrecht des Kaiſers bedarf gleichfalls 
immer eine3 befonderen Titels. Schon in der Berfafjung 
ſelbſt ift ein folder mehrfach für den Kaifer konſtituiert, 
und zwar in genereller Weije, fo bezüglich des Poft- und 
Telegraphenweſens in Art. 50 Abf. 2, bezüglich des Mi- 
litärweſens Art. 63 Abſ. 8 und bezüglich anderer Materien. 
Ferner gehören hierher fehr viele in Spezialgefegen ent- 
baltene Beftimmungen, bie einzeln anzuführen ben be— 
treffenden Abſchnitten der Darftellung vorbehalten bleibt, 
da es fi an dieſer Stelle nur um den prinzipiellen Ge- 
ſichtspunkt handelt. 

Man hat,?? gejtüßgt auf AB. Art. 17, behauptet: dem 
Kaifer fei durch den angezogenen Artikel ein prinzipielles 
Verordnungsrecht übertragen worden, das alfo mit bem 

des Bundesrates Tonkurriere und eventuell auch lkollidieren 
Tönne, ohne daß die Verfaſſung für ſolchen Fall eine ent- 
ſcheidende Norm enthielte. Diefe Auffaſſung ift unrichtig. 


= Zaband I, 605f., \.|hieran v. Rönne II, 57 ff. 
600°; Seydel be dh arüber, daß im Rorbd. Bund 
das Redtöverhältnis ein etwas 
Ben Krit. Viertelj.-Schr. | anderes war |. Hänel StR. I, 

©. 394 u. im Anfoluß |277, 31210, Stub. II, 74 ff. 


Das Reichsverordnungsrecht. 8. 17. 491 


Die prinzipielle Struktur unferes Reichsſtaatsrechtes nötigt 
dazu, den Bundesrat, den Repräfentanten der Reichs— 
fouveränetät als Träger des Verordnungsrechtes zu be— 
trachten. Behält man dies im Auge, fo Tann in Art. 17, 
der dem Kaiſer die „Überwachung der Ausführung ver 
Reichsgeſetze“ überträgt, ein Kontrollreht nur in dem Sinne 
enthalten fein, daß der Kaifer vorgefundene Mängel, fo- 
weit für fein direltes Einfchreiten fein gefeglicher Titel ge- 
geben ift, dem Bundesrat zur Anzeige zu bringen hat, 
damit Diefer die nötigen Maßnahmen treffe. 

Eine Subdelegation des Taiferlien Verordnungsrechtes 
an den Reichskanzler muß als unzuläffig erachtet werben, 
da das dem Kaiſer übertragene Verordnungsrecht zugleich 
eine ihm übertragene Pflicht enthält, mithin nicht zu feiner 
freien Berfügung ieht.s+ 

Mehrfach ift der Kaifer in Ausübung feines Verord- 
nungsrechtes an die Zuftimmung des Bundesrates gebunden 
worden. In diefem Falle wäre eine ohne Zuſtimmung 
des Bundesrates ergangene Taiferliche Verordnung nichtig; 
anbererfeit3 aber hat der Kaifer auch nach erlangter Zu— 
ftimmung des Bundesrates vollfommen die Möglichkeit, der 
betreffenden Verordnung die Sanktion zu verfagen.?° 

Mehrfach ift ferner beftimmt worben, daß Verordnungen, 
fei e8 des Bundesrates, fei es des Kaiſers dem Reich s 
tage bei feinem nächſten Zufammentritt vorgelegt werden 


4 Zaband I, 507°; a. A. des Verordnungsrechtes im wei⸗ 
Arndt 169 ff. Zweifeihaft ift|teften Umfange Gebrauch ge- 
die Frage allerdings. In derimadt, f. die Angaben von 
Prazis wird von der Befugnis |Nrndt 174 ff. 
der Delegation bei allen Arten| *° Laband.I, 602. 
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den des Verordnungsrechtes nur das des Kaifers und das 
der Einzelftanten. Was letzteres angeht, fo handeln in 
foldem Falle die Einzelftanten im Namen des Reiches. 
Für die Form der Verordnung ift zwar mangels befonberer 
Vorſchriften das Landesrecht maßgebend, die Wirkungen 
aber find die des Reichsrechtes: eine Landesverorbnung ber 
angegebenen Art bricht als materielles Reichsrecht fogar 
die Landesverfaflung.?? 

Das Verorbnungsreht des Kaiſers bebarf gleichfalls 
immer eines bejonderen Titels. Schon in der Verfafjung 
felbft ift ein folder mehrfad für den Kaifer konſtituiert, 
und zwar in genereller Weije, fo bezüglich des Poſt- und 
Telegraphenweſens in Art. 50 Abf. 2, bezüglich bes Mi- 
litãrweſens Art. 63 Abf.3 und bezüglich anderer Materien. 
Ferner gehören hierher fehr viele in Spezialgefegen ent- 
baltene Beftimmungen, bie einzeln anzuführen ben be— 
treffenden Abſchnitten der Darftellung vorbehalten bleibt, 
da es fi an diefer Stelle nur um den prinzipiellen Ge- 
ſichtspunkt handelt. 

Man hat,?® geftügt auf AB. Art. 17, behauptet: dem 
Kaifer fei durch den angezogenen Artikel ein prinzipielles 
Verordnungsrecht übertragen worden, das alfo mit dem 

des Bundesrates Tonfurriere und eventuell auch kollidieren 
Tonne, ohne daß die Verfafjung für folden Fall eine ent- 
ſcheidende Norm enthielte. Diefe Auffaffung ift umrichtig. 


22 Saband I, 605f., ſ. bei. |hieran v. Rönne I, 57 ff. 
60H; Sey der bei Hirth| Darüber, dab im Norbd. Bund 
das Redtönergältnis ein etwas 
FO Krit. Biertelj.-Schr. | anderes war |. Binel, ER. I 

©. 394 u. im Anfhluß |277, 31279, Stud. II, 74 ff. 
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Die prinzipielle Struktur unferes Reichsſtaatsrechtes nötigt 
Dazu, den Bundesrat, den Repräfentanten der Reichs- 
fouveränetät ald Träger bes Verordnungsrechtes zu be— 
traten. Behält man dies im Auge, fo Tann in Art. 17, 
der dem NKaifer die „Uberwachung der Ausführung der 
Reichsgeſetze“ überträgt, ein Kontrollrecht nur in dem Sinne 
enthalten fein, daß der Kaifer vorgefundene Mängel, fo- 
weit für fein direktes Einfchreiten fein geſetzlicher Titel ges 
geben ift, dem Bundesrat zur Anzeige zu bringen hat, 
damit diefer die nötigen Maßnahmen treffe. 

Eine Subdelegation des Taiferlihen Verordnungsrechtes 
an den Reichskanzler muß als unzuläffig erachtet werben, 
da das dem Kaifer übertragene Verordnungsrecht zugleich 
eine ihm übertragene Pflicht enthält, mithin nicht zu feiner 
freien Verfügung fteht.” 

Mehrfach ift der Kaifer in Ausübung feines Verord- 
nungsrechtes an die Zuftimmung des Bundesrates gebunden 
worden. In diefem Falle wäre eine ohne Zuftimmung 
de3 Bundesrates ergangene kaiſerliche Verordnung nichtig; 
anbererfeit3 aber hat der Kaifer auch nach erlangter Zu- 
ftimmung de3 Bundesrates vollfommen die Möglichteit, der 
betreffenden Verordnung die Sanktion zu verfagen.25 

Mehrfach ift ferner beftimmt worden, daß Verordnungen, 
fei e8 des Bundesrates, fei es des Kaiſers dem Reich s 
tage bei feinem nächſten Bufammentritt vorgelegt werden 


% Saband I, 507°; a. A. des Verorbnungsrechtes im mei- 
Arndt 169 ff. ” Bweifel aft fe teften Umfange Gebraud ger 
die Frage allerdings. In der macht, j. vie Angaben von 
Praxis wird von der Betugnis Arndt 174 
der Delegation bei allen 2 Zaband. 1, 602. 
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den des Verorbnungsrehte nur das bes Kaiſers und das 
der Einzelftanten. Was lehteres angeht, fo handeln in 
ſolchem Falle die Einzelftanten im Namen des Reiches. 
Für die Form der Verorbnung ift zwar mangels befonderer 
Vorſchriften das Landesrecht maßgebend, die Wirkungen 
aber find die des Reichsrechtes: eine Landesverordnung der 
angegebenen Art bricht als materielles Reichsrecht ſogar 
die Landesverfafjung.?* 

Das Verordnungsrecht de Kaiſers bedarf gleichfalls 
immer eines befonderen Titels. Schon in der Verfaflung 
ſelbſt ift ein folder mehrfach für den Kaifer konſtituiert, 
und zwar in genereller Weije, fo bezüglich des Poft- und 
Telegraphenwejens in Art. 50 Abf. 2, bezüglich des Mi- 
litãrweſens Art. 63 Abſ. 3 und bezüglich anderer Materien. 
Ferner gehören hierher fehr viele in Spezialgeſetzen ent- 
haltene Beftimmungen, bie einzeln anzuführen den be- 
treffenden Abfchnitten der Darftellung vorbehalten bleibt, 
da es fih an diefer Stelle nur um den prinzipiellen Ge— 
ſichtspunkt handelt. 

Dan hat,*? geftügt auf AB. Art. 17, behauptet: dem 
Kaiſer fei durch den angezogenen Artifel ein prinzipielles 
Verordnungsrecht übertragen worden, das alfo mit dem 

des Bundesrates Tonkurriere und eventuell auch kollidieren 
Tönne, ohne daß die Verfafjung für folden Fall eine ent- 
ſcheidende Norm enthielte. Diefe Auffaffung ift unrictig. 


22 Zaband I, 605f, f. bef.|hieran v. Rönne I, 57ff. 
606%; Seybel bei Hirth| Darüber, daß im Norbd. Bund 
“aD. das Rechtöverhältnis ein etwas 

3 Zorn, Krit. Biertelj.-Schr. [anderes war |. Hänel StR. I, 
85. 17 ©. 394 u. im Anfhluß |277, 3121%, Stud. I, 74 ff. 
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Die prinzipielle Struktur unferes Reichsſtaatsrechtes nötigt 
dazu, den Bundesrat, den Nepräfentanten der Reichs- 
fowveränetät als Träger des Verordnungsrechtes zu be 
trachten. Behält man dies im Auge, fo kann in Art. 17, 
der dem Kaiſer die „Überwachung der Ausführung ber 
Reichsgeſetze“ überträgt, ein Kontrollrecht nur in dem Sinne 
enthalten fein, daß der Kaiſer vorgefundene Mängel, fo- 
weit für fein direktes Einfchreiten Fein gejeglicher Titel ge 
geben ift, dem Bundesrat zur Anzeige zu bringen hat, 
damit dieſer die nötigen Maßnahmen treffe. 

Eine Subbelegation des Taiferlichen Verordnungsrechtes 
an den Neichsfanzler muß als unzuläffig erachtet werben, 
da das dem Kaifer übertragene Verordnungsrecht zugleich 
eine ihm übertragene Pflicht enthält, mithin nicht zu feiner 
freien Verfügung fteht.? 

Mehrfach ift der Kaifer in Ausübung feines Verord- 
nungsrechtes an die Zuftimmung des Bundesrates gebunden 
worden. In dieſem Falle wäre eine ohne Zuftimmung 
des Bundesrates ergangene Taiferlihe Verordnung nichtig; 
anbererfeits aber hat der Kaifer auch nad erlangter Zu- 
ftimmung des Bundesrates vollfommen die Möglichkeit, der 
betreffenden Verordnung die Sanktion zu verfagen.?° 

Mehrfach ift ferner beftimmt worden, daß Verordnungen, 
fei es de3 Bundesrates, fei es des Kaiſers dem Reich s 
tage bei feinem nächften Zufammentritt vorgelegt werben 


Arndt 169 F. Bweifelhaft it teften Umfange febraud) ger 
die Frage allerdings. in der macht, f. die Angaben von 
Praxis wird von der Befugnis | Arndt 174 ff. 

der Delegation bei allen Heten % Laband.I, 602. 


* Zaband I, 507°; a. Ai Verordnungsreqhtes im wei · 
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müffen und fofort außer Kraft zu treten haben, wenn biefer 
ihnen die Genehmigung verfagt. Dabei handelt es fich 
alfo um eine ſtaatsrechtliche Refolutiobebingung.?° 


IM. Pie Xorm der Reichaverordnungen.? 

Reichsverordnungen, welche ſeitens ber ‚Einzelftanten er- 
laſſen werben, haben primär in der durd bie reichögefeg- 
liche Vollmacht vorgefchriebenen, eventuell in der Form bes 
Landesſtaatsrechtes zu ergehen. 

Verordnungen des Bundeörates find urkundlich auszu- 
fertigen und vom Vorfigenden, dem Reichskanzler, zu voll- 
ziehen, von letzterem aud zu publizieren. 

Verordnungen des Reichlanzlers find in gleicher Weife 
auszufertigen und zu publizieren; jedenfalls wird in ber 
urkunblichen Ausfertigung ſelbſt zum Ausbrud gebracht 
werben müflen, ob eine Verordnung des Bundesrates. oder 
des Reichskanzlers in Frage fteht. Verordnungen des Reichs⸗ 
kanzlers können auch durch deſſen, gemäß dem &. v. 3. März 
1878 (NRGBL. 7) ernannte, Stellvertreter erlaffen werben, 
felbftverftändlih nur für die Sphäre der Stellvertretung. 

Verordnungen des Kaiſers find urkundlich auszufertigen, 
mit Faiferlicher Unterfhrift zu vollziehen und von dem Reichd- 
Tanzler bezw. deſſen geſetzlichen Stellvertreter zu kontra⸗ 
fignieren. Nur letzteres ift verfafjungsmäßig vorgefchrieben 
(RB. Art. 17); fonftige Formvorſchriften für kaiſerliche 
Verordnungen eriftieren nicht. — 

2 die dern. Dr "Beten | Ch Mu 00 Baier und 
nungen ift fehr verfhieben und | dagegen Arndt, DR. 227, vgl 


Blifac miuhürtig die Theorie |nuh Kofin, MOLDR.B fr über 
giebt Glieberungen der ver | „Verfügung“. » 


Das Reichsverordnungsrecht. 8. 17. 498 


Die Publitation der NReichsverorbnungen?® ift leider 
eine höchſt ungeorbnete.”” Nur bezüglich der Taiferlichen 
Verordnungen, obwohl dieſe garnicht ben höchſten Rang- 
grad von Reichsverordnungen repräjentieren, ift durch Spe- 
zialvorſchrift (V. v. 26. Juli 1867) Publikation im Reichs⸗ 
gejegblatt vorgefchrieben.?° Gefeplich feft georbnet ift ferner 
die Publikation von Polizeiverorbnungen in den Konfular- 
gerichtö=, den Schußgebieten und den Kriegähäfen.! Die 
Verordnungen de3 Bundesrates, des Reichslkanzlers und 
der Reichscentralbehörden erfordern eine allgemeine Publi- 
Tation nur, wenn fie an die ſämtlichen Reichsangehörigen 
gerichtet find. Nur infoweit findet eine Publikation in 
Gentralorganen ftatt, und zwar gefchah dies früher im Reichs⸗ 
gefegblatt,®? feit einiger Zeit aber aud im Reichsanzeiger 
und im Gentralblatt des Deutſchen Reiches.?® Beide Publi- 


= Arndt 198 fi. yer Kigtig 
” Mehrere  charakteriftiiche Lczel 182 fi 106 f; 
Zepieie führt Laband a. a. ning DR. en 


Dagegı 
D. an; f. aud rider, Verpfl. | darin, daß Yeti Berord- 
ER „gern ii in Hietö8 Ann. 1875, ungen auch, anberämo ala im 
T. publigiert werben bürfen, 
u "Zaband I, 611 8. fordert Zen Arndt 202 micht beige» 
die Publifation aller Verord⸗ ftimmt werben. 
nungen, die „Nestevorihriften, 16. pi D er (ROBL. 
enthalten, gemäß RZ. Art. 2198) $. 4 A ‚a. vom 
im Neichägejegblatt, da zu den| 19. Märn 1 . v. 19. 
„Reichägefegen“ im Sinne des Juni 1883 (Rt a 106) 8. 2 
Art. 2 aud die „Rechtsver⸗ Äbſ. 2. S. dazu unten im Konfus 
ordnungen” ge ten. Verord- |lar-, Kolonial: und nu rititereit, 
au en find aber feine Gefege. 33, Arndt 204 f., 208. 
and Hält demgemäß| => Serausgegeben im Reichs⸗ 
—— die nicht kanzleramt. erlag von ©. Hey- 
GB. publiziert find, für|mann in Berlin, gemäß Bel. 
wi: ihm haben zugeftimmt |d. Reichskanzlers v. 22. Dez. 
Thudigum, Hänel, Bin-|1872 Meicsang. 304 K barüber 
ding, Seligmann, G. Zorn in Hirihs Ann. 1875, 
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müfjen und fofort außer Kraft zu treten Haben, wenn dieſer 
ihnen die Genehmigung verfagt. Dabei handelt es fih 
alfo um eine ſtaatsrechtliche Reſolutivbedingung.?e 


II. Die Jorm der Reichsverordnungen.“ 

Reichsverordnungen, welche feitens ber Einzelftanten er- 
laffen werben, haben primär in der Durch bie reichögefeß- 
lie Vollmacht vorgejchriebenen, eventuell in der Form des 
Landesſtaatsrechtes zu ergehen. 

Verordnungen des Bundesrates find urkundlich auszu⸗ 
fertigen und vom Vorfigenden, dem Reichskanzler, zu voll- 
ziehen, von letzterem auch zu publizieren. 

Verordnungen de Reichlanzlers find in gleicher Weife 
auszufertigen und zu publizieren; jedenfalls wird in ber 
urfundlihen Ausfertigung felbft zum Ausbrud gebracht 
werben müffen, ob eine Verordnung des Bundesrates. ober 
des Reichslanzlers in Frage fteht. Verordnungen des Reichs⸗ 
kanzlers können aud durch defjen, gemäß dem G. v. 3. März 
1878 (RGBl. 7) ernannte, Stellvertreter erlaffen werben, 
felbftverftännlih nur für die Sphäre der Stellvertretung. 

Verordnungen bes Kaifer find urkundlich auszufertigen, 
mit kaiſerlicher Unterfhrift zu vollziehen und von bem Reichs- 
Tanzler bezw. deſſen geſetzlichen Stellvertreter zu fontra- 
fignieren. Nur legteres ift verfafjungsmäßig vorgefchrieben 
(RB. Art. 17); fonftige Formvorſchriften für kaiſerliche 
Verordnungen eriftieren nit. — 

sn Die Sonn ber Reine Ch, De 68 f Bafäker und 
nungen ift jehr verjcieden und | dagegen Arndt, DR. 227, vgl. 


vieljadh wilküclid; die Theorie |aud Rofin, BoL.BR.E ff. Ale 
giebt Gen, der ver- | „Verfügung“. 
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Die Publikation der Reichsverordnungen?s ift leider 
eine höchſt ungeorbnete.2? Nur bezüglich der Taiferlihen 
Verordnungen, obwohl dieſe garnicht den höchſten Rang- 
grad von Reichsverordnungen repräfentieren, ift durch Spe⸗ 
zialvorſchrift (3. v. 26. Juli 1867) Publikation im Reiche- 
gefegblatt vorgefchrieben.?° Geſetzlich feſt geordnet ift ferner 
die Publifation von Polizeiverordnungen in den Konfular- 
gerichtö-, den Schußgebieten und ben Kriegähäfen.?! Die 
Verordnungen des Bundesrates, des Reichskanzlers und 
der Reichscentralbehörden erfordern eine allgemeine Publi- 
Tation nur, wenn fie an die ſämtlichen Reichsangehörigen 
gerichtet find. Nur infoweit findet eine Publikation in 
Gentralorganen ftatt, und zwar gefchah dies früher im Reichs⸗ 
gefegblatt,®? feit einiger Zeit aber auch im Reichsanzeiger 
und im Centralblatt des Deutfchen Reiches. Beide Publi- 


3 Arndt 198 ff. yer um Le 
® Mehrere charakteriftifche Kası — RE fe; 
Beifpiele führt Laband a. a-|ning 
D. an; f. aud rider, Berpfl. | darin, Fr Taiferliche ven 
3 ger i in dirths Ann. 1875, zum en auch anderswo als im 


£ Zaband I, 611 f. fordert kann Aendt 02 nicht beige» 
bie Publifation aller Verorb- ftimmt, m werben. 
nungen, die „Retäveriäriften, 16.0. 1. "Zuli1879 (ROBL. 
enthalten, gemap RB Art. 2|198) $. 4 Abſ. 5; Gef. vom 
im Reichögejegblatt, da zu ben | 19. Mära 1888 8. 11; ©. vo. 19. 
„Neihägefegen" im Sinne des | Juni 1888 (ROBL. 106) 8. 2 
Art. 2 aud die „Rechtsver- Abf. 2. ©. dazu unten im Konfu- 
orbnungen“ gehörten. jerord- | lar-, Kolonial» und Priitiereht, 
zungen 1 find aber feine Gefege. 3 &. Arndt 204 f., 208. 
Hält demgemäß | 3 Serausgegeöen im Reid 
— ‚ die nicht kanzleramt. Verlag von ©. Hey- 
GBl. publiziert find, für|mann in Berlin. gemäß Bel. 
nichtig; ihm haben zugeftimmt|d. Reichskanzlers vo. 22. Dez. 
Zhudigum, Hänel, Bin-|1872 (Reihaanz. 304) f. barüber 
ding, Seligmann, G. Zorn in Hirths Ann. 1875, 
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müflen und fofort außer Kraft zu treten haben, wenn dieſer 
ihnen die Genehmigung verfagt. Dabei handelt es ſich 
alfo um eine ſtaatsrechtliche Refolutiobebingung.?° 
III. Die Iorm der Reichsverordnungen.?" 
Reichöverorbnungen, welche feitens ber Einzelftaaten er- 
laffen werben, haben primär in der durch bie reichsgeſetz ⸗ 
liche Vollmacht vorgefhriebenen, eventuell in der Form bes 


Landesſtaatsrechtes zu ergehen. 
Berorbnungen des Bundesrates find urkundlich auszu- 
fertigen und vom Vorfigenden, dem Reichslanzler, zu voll- 
sieben, von leterem auch zu publizieren. 
Verorbnungen des Reichlanzlers find in gleicher Weiſe 
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Die Publikation ber Reichsverordnungen?s ift leider 
eine höchſt ungeorbnete.”” Nur bezüglich der kaiſerlichen 
Verorbnungen, obwohl diefe garnicht den höchſten Rang- 
grad von Reichsverordnungen vepräfentieren, ift durch Spe- 
zialvorſchrift (8. v. 26. Juli 1867) Publikation im Reichs 
geſetzblatt vorgefchrieben.° Geſetzlich feit geordnet ift ferner 
die Publikation von Polizeiverorbnungen in den Konfular- 
gerichts-, den Schußgebieten und ben Kriegähäfen! Die 
Verordnungen des Bundesrates, des Reichskanzlers und 
der Reichscentralbehörden erfordern eine allgemeine Publi- 
Tation nur, wenn fie an bie ſämtlichen Reichsangehörigen 
gerichtet find. Nur infoweit findet eine Publikation in 
Gentralorganen ftatt, und zwar geſchah dies früher im Reichs⸗ 
gefegblatt,?? feit einiger Zeit aber auch im Reichsanzeiger 
und im Gentralblatt des Deutſchen Neiches.?® Beide Publi- 
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Tationdorgane tragen zwar offiziellen Charakter, ermangeln 
aber jeber gefehlichen Bafis; handelt es fih um Redts- 
vorfchriften, die allgemein befolgt werben follen, fo ift es 
ſehr fraglih, ob durch eine Publikation im Reichsanzeiger 
ober Gentralblatt dem allgemeinen Rechtsprinzip genügt 
ift: daß die Publikation in einer Weife erfolgen müfle, die 
dem zum Gehorfam Verpflicteten die Möglichkeit giebt, 
die Vorſchrift raſch und ficher kennen zu lernen.?* Verord⸗ 
nungen, bie nur an einzelne Staatorgane fi wenden 
(Dienftinftruftionen 2c.), bebürfen auch lediglich einer ihrem 
Zwede entſprechenden Kundmadung ; Vorſchriften allgemeiner 
Natur beftehen hierfür nict.?®° Immer aber muß bie 
Publifation eine amtliche fein; eine Bekanntmachung 
„im Buchhandel” ift abfolut nichtig (fo 3. 8. das Waren- 
verzeichnis zum Bolltarif).?* 

Nach welchen Gefihtöpuntten der Ort zur Publikation 
der Reichöverorbnungen ausgewählt wird, Täßt fi) aus der 
Praxis garnicht feftftellen. Das Gentralblatt publiziert 
übrigens neben Reichsverordnungen auch Entſcheidungen des 
Bundesamtes für Heimatöwefen und anderer Gentralbehörben, 
was an fi höchſt dankenswert; ferner Ernennungen von 
Neichabeamten, beſonders Konfuln: der Rechtsſtoff aber 
follte in felbftändiger, abgegrenzter Weife vom übrigen 


309 f.; Hänel, Stub. II, 91,|beutung, al ber Abdruck ber 
StR. I, 292; Saband I, 614, |Ertennniffe des Reichögerihts 
7074, in ben von feiten desfelben 

% Bindfeeid, Band. $. 14:| jerauägegebenen „Entfeibun- 
„in gehöriger Weife befannt ge- N Ebenfo Hänel StR. I, 
madt*. Zu weit geht Labanb dagegen Arndt 209. 
1, 707, wenn er uptet, bie % Arndt 21. 
Bublitation im ntralblatt| EA. M. Arndt 207. 
habe rechtlich feine andere Ber 
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Stoffe gefondert werden. Die ftatiftif—den Überſichten über 
Rinderpeſt, Münzprägung u. dgl. würden wohl überhaupt 
beffer der Mitteilung durch die Tagespreſſe übermwiefen. 

Am zwedmäßigften erfcheint es, neben dem Reichs- 
gefegblatt ein Reichsverordnungsblatt zu ſchaffen, welches 
offiziell und ausſchließlich zur Publikation aller allgemeinen 
Verordnungen de3 Bundesrates, Kaiſers, Reichskanzlers 
und ber Neichscentralbehörben, foweit für diefelben nicht 
ſpezielle Verordnungsblätter erforderlich find, zu Dienen 
hätte, — 


8. 18. 
Die Stantsverfräge 


L Begriff. 

Für das äußere Staatsrecht, d. i. die Lehre von den 
internationalen Beziehungen des Staates, bilden die haupt- 
ſächlichſte Quelle die fogenannten Staatöverträge. Die 
regelmäßigen Formen der einfachen innerſtaatlichen Rechts- 
fegung, Geſetz und Verordnung, entnehmen für das äußere 


? €. Meier, Der Abſchluß Verträge in Hirths Ann. 1882 
von Stantöverträj en BT: 2a-|241 ff; Unger in Grünhuts 
band I, 626 ©. Meyer |Ztichr. f. Priv. u. öff. R. VI, 
® 189, 190; Seybel, Komm. |349 ff.; Leoni im Archiv f. öff. 

8; Sellinet, die rechtlihe R. I, 490 ff; Hänel StR. I, 
Natur ber Dtaatennesträge 387 fi. Biemlich — ‚it bie 
in — Geſ. u. Behandlung der iterie 

orn in Hirtha | vruntſoli, Rus. 
Sn! Neo gi Tr Derfeibe| BIS ABI! Janı kaflap hei Getfe 
in — * — — gel. Staats“ uno st fen, Volrerrecht 


zu Ab ſchiuß nate 
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Staatsrecht in der Regel ihren Inhalt aus zwifgenftaat- 
lien Vereinbarungen, Staatöverträgen. 

Staatöverträge find Vereinbarungen zwiſchen mehreren 
Staaten über Gegenftände des ftaatlichen Lebens; alles, mas 
fih auf das ſtaatliche Leben bezieht, Tann zum Gegenftande 
eines zwifchenftaatlichen Vertrages gemacht werben;? ob es 
ſich um Gegenftände der hohen Politik, des wirtſchaftlichen 
Lebens, der Rechtspflege handelt, ift für die juriftifche Be- 
trachtung völlig irrelevant.? Ebenſo ift völlig irrelevant, 
ob an dem Abfchluß des Vertrages nur zwei ober mehrere 
Staaten beteiligt find; es ift ſchlechterdings nicht einzufehen, 
wie aus ber Zahl der Kontrahenten ein Unterſchied ber 
juriftif den Betrachtung follte vefultieren können.“ 
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® Zaband I, 627. 

® In den Syſtemen des Böl- 
terretes werben in Übertra- 
gung der privatrechtlichen Sche- 
blone auf das öffentliche Recht 
beftimmte Vorausſetzungen ber 
süglic) des Inhaltes ber Staatd- 
verträge als juriftifche behauptet: 
der Vertragsinhalt darf nicht 
unmöglich, nicht unfittli, nicht 
früheren Verträgen mit anderen 
Staaten widerfprechend, ber Ab- 
ſchluß darf nit mit Zwang er- 
wirkt fein. Alle bieje Erdrte ⸗ 
rungen find für das öffentliche 
Ned ganz unbraugbar. . A. 
Yellinet 59 ff. Alles, mas 
fähig ift, NRedtsfag zu fein, 
Tann den Bertragdinhalt bilden. 
Bel. aud bie carakteriftifchen 
Erörterungen bei Bluntj&li 
88. 409412; Heffter-Geff- 
den 88. 8 ff. 

AN. insbeſ. Bluntſchli 





ss 12, 13, 402, ebenfo bie 
übrigen Theoretifer. Man kon» 
ruiert auf Grund jener that- 
ächlichen Verſchiedenheit zwei 
Kalegorieen von Verträgen, die 
Staatßı je unb bie völfer- 
rechtlichen Verträge. So fagt 
Bluntfhli: „verfhieden von 
den Verträgen, welche befonberes 
Bertragsreht unter den Ber- 
tragsparteien begründen, ift 
eine völferrechtliche Übereinkunft 
mehrerer Staaten, welche eine all- 
jemeine Rectöregel ausiprict. 
m letzteren Falle ift das pac- 
tum instar legis, und es ent 
fteht dem Inhalte nach Geſetzes⸗ 
recht, wenn auch in der viel 
köpfigen Form ber Vereinbarung. 
Sehr viele Beftimmungen ber 
völferrechtlicden Kongrefje haben 
diefen legteren und nicht ben 
erfteren Charakter und begrün- 
den baher nicht fonventionelles, 
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Der juriſtiſche Charakter der Staatsverträge bildet einen 
Hauptkontroverspunkt der Yurisprubenz feit alter Zeit bis 
auf diefe Stunde. Iſt das Recht zu definieren als der 
Komplex von Imperativen, welche der Staat an feine Unter- 
thanen richtet und mit Zwang ſchützt (f. oben ©. 892f.), fo 
ergiebt fi Hieraus mit Logifcher Notwendigkeit, daß 
Staatöverträge als folde gar feinen jurifti- 
fen Charakter haben, da es fi beidenfelben 
on ſich nidt um Befehle des Staates an die 
Untertbanen, fondern um Verabrebungen von 
Staat zu Staat handelt und da von einem 
Zwangsſchutze rechtlicher Art bei folgen Ver— 


abredungen nit die Rede fein kann. 





fonbern notwendige Recht.“ 
„Die gemeinfame Erklärung bes 
übereinftimmenden Willens ift 
nur bann ein wirklicher Vertrag, 
wenn diefer Wille dahin gerichtet 
ift, ſich je den anderen Parteien 
gegenüber dadurch zu verbinden, 
— aber, wenn in bemjelben 
nur bie Überzeugung kundge- 
geben wird von dem, was all» 


. eine 
jtöregel, deren ne 
verbindlihe Kraft durch den 
Vertrag nur anerkannt und be⸗ 
ftätigt, nicht erft new begründet 
gie „Daß fog. fonventionelle, 
5. auf Vertragswillen ber 
diheadẽ Völkerrecht iſt nur bin⸗ 
Horn, Staatsrecht I. 2. Aufl. 





Während 


dend für bie Vertragsparteien, 
das notwendige Volkerrecht da- 
gegen bindet, ſoweit feine Not- 
wendigkeit reiht (sic!), aud die 
Staaten, welche ſich nit erklärt 
haben, ja fogar biflentierende 
Staaten (). Die Zweifel, ob 
ein Rechtsſatz notwendig ober 
nur Tonventionell fei, find nicht 
durch ben bloßen Hinweis auf 
einen Staatövertrag zu befeit 
welcher denſelben — 
denn in dem Vertrage kann ſo⸗ 
8 | wohl konventionelles Recht will» 
i |Türlic) feftgeftellt, ala notwen- 
diged Recht gemeinfam ausge: 
fprochen worden fein.“ 

find völlig willkürliche und + 
wirrte jubjeltive Meinungen 
Bluntſchlis, melde beö ju- 
riſtiſchen Untergrundes durch⸗ 
aus ermangeln. Ühnlid wie 
—A us Beffter- 
Geffde 
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der privatrechtliche Vertrag feinen Zwangsſchutz durch die 
Mittel der Staatögewalt findet, entbehrt der fogenannte 
Staatsvertrag völlig des rechtlichen Zwangsſchutzes, da die 
Aufrihtung eines diefen Rechtsſchutz verbürgenden Welt- 
tribunales Bis jet ein frommer Wunfch der Theoretifer 
geblieben if. Der Staatsvertrag als folder 
reiht fomitnidht bis in Die Sphäre bes Rechtes 
hinein, fondern ift nur ein Beftandteil des 
Morulgebietes und führt zu Unredt die ju— 
riftifhe Bezeihnung Vertrag. 


5&, oben &.399f.; vgl. 2a- 
band I, 628: „ein Staatöver- 
trag bat an und für fi gar 
Teine Aechtswirkungen nad) innen, 
fondern einzig und allein nad 
außen.“ Gebr treffend Thu- 
dihum, Berf.R. d. Rorbb.Bun- 
des 91. Jellinek 6 fi. ſucht 
ben Nadmeis, ba_Staatäver- 
träge auch ſchon an ſich juriſtiſch 
„etwas find" von dem · Funda⸗ 
mentalfage aus zu erbringen: 
daß das Recht teils aus Ge 
boten, welde ber Staat an fi 
felbft vichtet, teils aus folgen, 
melde er an bie Unterthanen 
tichtet, beftehe. Unter bie erftere 
Kategorie von „Recht“ falle ein- 
mal das Volkerrecht, fpeziell die 
Staatöverträge, ſobann aber auch 
das ganze innere Staatsrecht. 
Definiere man Recht als Impera⸗ 
tive des Staates an bie Unter- 
tbanen, fo falle nicht allein das 

ſölkerrecht, ſondern aud das 
genss innere Staatdreht aus 

em Rahmen bed Rechtes heraus. 
In höchſt anregender Weife be- 


| 





jandelt Jellinek von dieſem 

nbamentalfage aus die Lehre 
von den Staatöverträgen und 
Staatenverbindungen. Daß der 
Fundamentaljag unbaltbar ift, 
FR) a" biefer Diele nigt 
ausführlih begründen. ie 
Darftellung in feinem Werte 
„Geleg un Berorbnung“ ent» 
hält einen Rückſchritt, indem 
k einfah den civilrehtlichen 
jertragsbegriff zu Grunde legt, 
f. dazu Zorn in Hirths Ann. 
1889, 375. Bluntfchli $.410 
erhebt fi zu dem zwar Bade 
ſgen, aber ſchwerlich juriftifhen 
Sage: „die Regtäverbindlid« 
keit der Staatenverträge beruht 
auf dem Rechtöbewußtfein der 
Menſchheit und ift ein notwen- 
diger Beſtandteil der völferrecht- 
lihen Weltordnung!" Die Be- 
merfungen, welde Laband 
jegt I, 6981 gegen mic madit, 
tihten fi nur gegen meine 
Identifizierung von Sanftion 
und Ratifitetion und find in 
diefer Beziehung berechtigt. 
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Der Bertrag gewinnt jedoch den Redts- 
charakter dadurch, daß die zwiſchenſtaatliche 
Vereinbarung zum Geſetz oder zur Verordnung 
erhoben wird. Als Geſetz oder als Verordnung 
können die Sätze der zwiſchenſtaatlichen Ver— 
einbarung zum Befehl an die Unterthanen 
werden und dadurch den Rechtscharakter ge— 
winnen.“ Nur diejenigen Staatsverträge aber, welche in 
dieſer Weiſe in den Kreis des Rechtes aufgenommen ſind, 
haben überhaupt einen juriſtiſchen Charakter, die übrigen 
nicht. Korrekt wird demgemäß in mehreren Staaten die 
Publilation eines Staatsvertrages immer durch ein bei— 
gefügtes Geſetz oder eine Verordnung vorgenommen, eine Praxis, 


Gegen meine grunbfäglicde Aufe 
faffung ber Staatäverträge bringt 
Laband nichts vor, lehnt fie 


aber ab. 

Unhaltbar ift die vom Reichs⸗ 
gericht Entſch. i. Eiv. Bo. 24, 
©. 13 f.) geteilte Auffaflung 
Labands a. a. D., daß die 
Stontöverträge „Rechtägefchäfte” 
feien, „durch melde nur bie 
Rontraenten gegeneinander An- 
fprüde und Verpflichtungen bes 
gründen“. Staatöverträge fönnen 
begrifflich niemals „Rechtöge- 
ſchafte“ fein, weil es folche auf 
dem Gebiete des öffenilichen 
Rechtes überhaupt nicht giebt. 
Der privatrehtlihe Sat „Ver- 
träge verpflichten ihrer juriſti⸗ 
hen Natur nah immer nur 
ie Kontrahenten‘ ift auf 
Staatöverträge „ihrer juriftie 
ſchen Natur nad“ unanwendbar. 
Vortrefflich aber Laband I, 





629: „es ift nicht der Staats- 
vertrag, ber imftande märe, 
biefe“ — abänbernden, ergängen- 
den — „Redtöfäge hervorzu⸗ 
bringen, fondern ber Staatäver- 
trag erzeugt nur die Verpflich- 
tung für bie Tontrahierenden 
Staaten, daß biefe, und zwar 
jeder in feinem Gebiete, bie 
vereinbarten Rehtafäge ſchaffen 
Dazu ift ein Vefehl ber 
Staatsgewalt erforberlih, wel- 
der die Befolgung der in dem 
Bertrage enthaltenen ¶ Rechts 
regeln verorbnet, fie mit Ge- 
fegestraft außftattet, d. i. ein 
Gefegesbefehl.“ Über Rechts⸗ 
fäge auf Grund nicht publizierter 
Staatöverträge Laband 1,6301. 
— Aud Sellinet, Gef. u. 2. 
341, behauptet, Staatöverträge 
„normieren fubjeltive Rechte und 
Pfligten”, f. dazu go in 
Hirths Ann. 1889, 376. 
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die man allenthalben befolgen jollte, da nur durch fie der 
juriſtiſche Charakter der Staatöverträge zum richtigen Aus- 
drud gebracht wirb.? Leider wird diefe Praxis in Preußen 
und dem Deutſchen Reiche nicht befolgt, fondern lediglich 
der Tert der Stantöverträge publiziert, der „Befehl, den 
Staatsvertrag zu befolgen, aber als ſelbſtverſtändlich unter- 
drückt. 

Staatsverträge ſind ſomit an ſich lediglich 
faktiſche Verabredungen zwiſchen mehreren 
Staaten; den Rechtscharakter empfangen ſie, 
indem fie mit der Kraft des Geſetzes oder der 
Verordnung ausgeftattet werden.* 


I. Der Abſchluß. 

Wenn auch die Staatsverträge an fi feinen Rechts- 
charalter haben, fo ift doch ihre moralifche Bedeutung für 
den internationalen Verkehr eine ſehr große; das zwifchen 
mehreren Staaten verpfändete Wort, einer beitimmten Ver- 
einbarung den Redtöcharakter gemäß den Formen ber inner- 
ftaatlichen Rechtsfetzung verleihen zu wollen, giebt der Ver⸗ 
einbarung eine Kraft, melde die des formalen Rechts 
vielleicht noch übertrifft. 

Da in dem Abſchluß der Vereinbarung unter den Staaten 
das bindende Verſprechen liegt, den Inhalt derfelben zum 
Recht erheben zu wollen, fo ergiebt fi) mit logiſcher Not- 
wenbigleit der Satz: daß als Subjekte von Staats— 

7 
mar ban get en mg 
ftaaten, ebenfo geſchieht Died in|„La convention — — sortira 


italien und in Belgien. Vgl. en plein et entier effet“). 
. Meier 380 ff.; Laband % ® Re. Hänel SIR. I, 538. 
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verträgen nur folde Staaten in Betradt 
kommen können, welde bezüglid der Rechts— 
fegung unbeſchränkt find, d. i. fouveräne 
Staaten? Demgemäß find die fog. halbfouveränen 
Staaten nicht fähig, Staatsverträge abzuſchließen, da fie 
bezüglich ber Rechtsfegung von einer übergeorbneten Gewalt 
bebingt find. In zufammengefeßten Staaten bemißt ſich 
die Vertragsfähigleit nad) der Souveränetät: im Staaten- 
bund und bei Perfonalunion find die Einzelftaaten, im 
Bundesſtaat die Gentralgewalt beretigt zum Abſchluß der 
Staatsverträge.1? 

Diefes Prinzip ift auch in den drei eriftierenden Bundes⸗ 
ftaaten anerkannt, jedoch mit der Modifilation, daß auch 
den Einzelſtaaten bis zu einem gewiſſen Grabe das Vertrags- 
recht eingeräumt wird. In ber eidgenöſſiſchen Bunbesver- 
fafjung, *! ebenfo in der Unionsverfaflung finden ſich hier- 
über ausdrückliche Vorſchriften: die Cinzelftaaten haben 
demgemäß das Vertragsrecht ald von ber Gentralgemalt 
übertragenes und in feinem Umfang beftimmtes Recht. 

Die deutſche Reichsverfaſſung enthält eine pofitive Vor— 
ſchrift hierüber nit; die Schriftfteller!? nehmen an, daß 


? Die Bolitit allerbings Hat|_ 1% €. Meier 271; Laband 
biefen Sat häufig Min ie A 1, 8.68; Seybel 118; et 


fest; aber 3. ®. Bul- in Hirth8 Ann. 1882, 245; 
een ben Berliner dem ».|Meyer $. 188, „Diefer Sag 
B Juli 1878 Art. VIIL tft to zweifellos und unbeftrit- 


10° 3 gelten Bier durchaus |ten, und durd) eine fo Tonflante 
die nämlihen Süße wie im Ge- |und unangefochtene Praxis be» 
a a unten). käftige, bat vb er keiner weiteren 
Art. 9. Const. of| Begründung bebarf." (La- 
the U. N .ı sect. 10 $. 1.)banb.) 
Bl. dazu Hänel StR. I, 539. 
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den Einzelftaaten innerhalb der ihnen überhaupt verbliebenen 
Kompetenz auch das Vertragsrecht verblieben ſei; 18 dieſe 
Anſicht iſt mangels eines pofitiven Rechtsſatzes zwar aus 
prinzipiellen Gründen nicht zweifelöfrei,'* durch die Praxis 
aber volauf gerechtfertigt. Preußen lief früher korrelterweiſe 
feine Staatsverträge durch das Reich abfchliehen.® 

In welcher Weife erfolgt num der Abſchluß von Staats- 


verträgen ? 


Die herrfchende Lehre 1% unterſcheidet zwifchen der völfer- 


a Men „Siezüber Bir, eingejenbe 
ni udung von r ei 
248-364, jowie Sabanb 


san 87: entzogen | 
in; iaten „bad ger 
famte Gebiet ber —E 
Volitik·. Gehört nicht jeder 
Staatsvertrag als ſoicher in 
dies Gebiet? &. 670 entwidelt 
übrigens Laband bie „prin- 
sipiellen“ Bebenten, bie 'er in 
der ber gegen mid) gerichteten N. 3 

zurüdweift, felbft vor⸗ 
e fi: „die Eingelftanten find 
außer fande, die Erfüllung ber 
von ihnen mit anderen Staaten 
abgeſchlofſenen Verträge durch 
bie völferregtficen Mittel zu 
erzwingen.“ „Wenngleich bie 
Befugnis der Eingelftanten zum 
Ab jh luß von Stantöverträgen 
mit auswärtigen Staaten buch 
das Reich nicht al orbiert An jo 
fällt dem Reihe doch die Ber- 
tretung ber Einzeli an bei 
der völferrehtlien Geltend- 
madung ber aus ben Stant- 
verträgen vefultierenden An- 





und Berpflihtungen 


— 
tip Ib 
—A 


Die wurde begründet 
ein von Gneift dem preuß. 
. erftattetes Gutachten, ab- 
gedrudt bei E. Meier 337—868. 
Diefelbe führt zu einem un⸗ 
losbaren juriftiihen Dilemma, 
Indem der Monarch, dem allein 
der „Abihlug“ autom, den 
Bertrag dann nit in „Wirk 
[ fegen Tann, wenn bie 
jolksvertretung ihre Buftim- 
mung verfagt; ber Vertrag hat 
dann nur Nehtäfraft „nad 
außen“, aber nicht „nad) innen“. 
Ob diefe ——— ud 
außen“ irgendwelgen Wert 
möchte allerdings zweifel ee * 
feinen. Daß ber von Gneift 
behauptete Sag: daß der Mon- 
arch allein zum vollerrechtlichen 
„Abjhluß“ beredtigt fei, als 
Say des „Wöllerrechted“ nicht 
eziftiert, Hat €. Meier 91 
aus — uni m 
wiber! nachgewiefen. In 
Englani lerbings die 
Gneiftige Anfiht poſitives 
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rechtlichen und ſtaatsrechtlichen Seite, demgemäß zwiſchen 
völkerrechtlichen und ſtaatsrechtlichen Wirkungen, zwiſchen 
Abſchluß und Durchführung des Vertrages. Sind die obigen 
Grundfäge richtig, fo exiſtieren dieſe Unterſchiede für das 
Recht nicht: es kann dann für das Recht über— 
haupt nur von einer ſtaatsrechtlichen Seite 
und ſtaatsrechtlichen Wirkungen die Rede ſein,“ 
der Vertrag kann als im juriſtiſchen Sinne ab— 
geſchloſſen erſt betrachtet werden, wenn er 
überhaupt den Rechtscharakter empfangen hat, 
und dies fann er nur entweder in ber Form des 
Gefeges oder in derjenigen der Verordnung. 
Die fhriftlihen oder mündlichen Verhandlungen zwifchen 
Vertretern der Staaten, die Feftftellung und Genehmigung 
Recht, in ber Union geht man 
fogar fo weit, ald — zu 
behaupten, daß das Repräfen- 
tantenhaus feine Buftimmung 
ei verweigern dürfe; das⸗ 


jelbe Hat dann alfo nur das 
Recht der Kenntnisnahme bes 


&.13meint gersbe entgegengefet; 
„in dieſen Dingen — 

Staatsrecht dem Bi reed 
vor.“ Es ift vor allen thes⸗ 
vetifh unmöglich, daß ein 
derartiger mibeeiprug 
zwiſchen Recht und Redt 


m Präfidenten und Senat 

jeſchlofſenen Vertrages. ©. 
die ausführliche und Torgfältige 
D ung Di €. eier 
115 ff. ff. daban aecep⸗ 
tiert Mare Gneiſtſche — als 
poſitives deutſches Recht I, 629 f. 
ee 5 zenſo © Meyer|bi 


Das — " einmal ein | 343 ff.; 


praftifch jederzeit möi ieh, und 
es iſt feine Löfung des] feiben, ‚Auenn 
Gneift behauptet, in 

ert gehe immer das fer 
regt ald das höhere Recht dem 
Stantsreht vor. Bluntihli 





an N emmen werbentönne: 
„die Giltigteit läßt fi 
nit fpalten: ein Vertrag 
Tann nit nad außen gil- 
tig und nad innen ungile 
tig fein“, bemerkt mit Recht 
Unger 35. Bol. Born 16 
bis 20, 2—25; €. Meier 108 
bis 114; gellinet, „ot u. V. 
gegen, 
Bröok 25T. "ir Fa 

17 Ghenfo jet Jellinel, 
en | Gef. u. V. 351 ff., ohne die — 
wörtlich bereit3 in der 1. Aufl. 
enthaltenen — Ausführungen 
im Xerte zu erwähnen. 
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des Tertes, die Unterſchrift des Tertes durch die Bevoll- 
mãchtigten, ja eventuell durch die betreffenden Staatsober⸗ 
häupter felbft,® führen immer nur bis zum Entwurf 
eines Rechtsſatzes, nicht bis zum Rechtsſatze felbft. 


Zum Redt wird der 


Vertrag nur als Gefeg 


oder Verordnung. Die Reichsverfaſſung enthält über 
den Abſchluß von Verträgen nur folgende vielumftrittene 
i i⸗ 


„Der Kaiſer hat das Reich völkerrechtlich 
zu vertreten, im Namen des Reichs — — 
Frieden zu ſchließen, Bundniſſe und andere 
Verträge mit fremden Staaten einzugehen. — 

Infoweit die Verträge mit fremden 


18 Zaband I, 658: „ber 
Staatövertrag mir perfelt in 
dem Moment ber Unterzeichnung 
der Ve surkunde durch beide 
Kontrahenten — ober, falls jeder 
der beiden Kontrahenten eine 
von ihm allein unterzeichnete 
Urkunde, dem anderen Kontra» 

Ubengiet, mit der Bu- 
ftellung eng) der 
unggzeiueten 

er —S— Ver⸗ 
trag wird erft durch) bie Ratie 
—X abgeichloffen, erft durch 

im juri kiiden Sinne per⸗ 
In. * In der 1. Aufl, hatte ich 
iefe Säge ald einen Wider- 
ſpruch begei met; dag⸗ en, ver 
wahrt fi Laband I mit 
Recht, wenn die „Kontrahenten“ 
des erften Satzes die Staatd- 
Piel find —E 

mung“ — „Ratifigierung“ 
18 Darum aber dann die bad 





Mißverftändnis provogierende 
Berjgiebenheit br des Aust rue? 
1 abf. ui 3 


Nah dem —ã J 
wurfe der nordd. BR. 

nur ber Bundesrat uno Ar 
bei_Hanbeld- unb Sciffahrte- 
verträgen ein Recht ber Bu- 
fimmung haben; bie verbünbeten 
— dehnten das Recht 
auf alle 


aus, und der 
——— 


Bag fügte 
ie „Gen ing“ f 

zu. Aus biefer fattarbeit 
mag fid bie unglüdfelige Redat- 
tion des Art. 1 en. Bar 
band I, 6381. Dgl. Br. BU. 
Art. 48: ie wirb bie Zuſtim · 
mung Bollövertretung zur 
en erforbert für Handels- 
verträge und folde, welde „bem 
Staate Laften ober ei —* 
Staatsbürgern Verpflichtungen“ 
auferlegen. 


Die Staatöverträge. 8. 18. 505 


Staaten ſich auf ſolche Gegenftände be- 
sieben, welde nad Artifel 4 inden Bereich 
der Reihsgefeggebung gehören, ift zuihrem 
Abſchluß Die Zuftimmung bes Bundesrates 
und zu ihrer Gültigfeit die Genehmigung 
des Reihstages erforderlich.“ 

Diefe Sätze bieten der Interpretation große Schwierig- 
Teiten. 

1. Zunächſt ift das Recht, Verträge „einzugehen“, 
dem Kaifer übertragen als ein Stück der allgemeinen Funk⸗ 
tion, das Reich „völlerrehtlich zu vertreten”. Darin liegt 
einmal die Kompetenz, behufs Verhandlung und Vereinbarung 
von Verträgen Vertreter zu ernennen und zu beauftragen, 
mit Vollmacht und Inſtruktionen zu verfehen.2° Nein 
anderer Faktor hat hieran Teil. Nur zu den Berhand- 
lungen über Handelöverträge mit Üfterreich-Ungern und 
der Schweiz ſollen Vertreter der angrenzenden Einzelftaaten,?! 
ebenfo zu den Verhandlungen über Poft- und Telegraphen- 
verträge Vertreter der etwa an bie betreffenden Staaten 
angrenzenden Einzelſtaaten beigezogen werben.?* 

2. Sodann aber ift aus ber dem Kaifer übertragenen 
Pfliht, das Reich völkerrechtlich zu vertreten, noch eine 
weitere Folgerung zu ziehen. Die Rechtsſetzung liegt im ein- 
fachen monarchiſchen Staate bei dem Träger der Souveränetät, 


® Laband I, 652. Über-| Lehre von ben „Sponfionen* 
(been bi —— ten | bat feinen juriſtiſchen Boden. 
ihre Inftruftionen, fo bat die] sı Söl.- Brot. 832. v. 
für den Abſchluß des Vertrages u be 
Teinerlei_ ®ebeutung, fonbern |: Juli 1867 —A 
provoziert höchſtens ein dis-⸗ 92 Schl.⸗Prot. z. VerſV. mit 
ziplinariſches Einſchreiten. Die Bayern v. 23. Nov. 1870 8. XI. 
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dem Monarchen, in weldem prinzipiell die ganze Fülle der 
Staatögewalt konzentriert ift, auch dann, wenn er fi fon- 
ſtitutionell beſchränkt Hat. Diefe Rechtsſetzung erfolgt durch 
den pofitiven Aft der Sanktion, welcher zugleich das nega- 
tive Recht des Veto einfchließt. Im deutfchen Bunbes- 
ſtaate erfolgt die Sanktion durd den Bundesrat (f. oben 
$. 15). Handelt es fich nun bei dem zu feßenden Rechte 
um einen Inhalt, welder zuvor mit einem dritten Staate 
auf dem Wege des Staatövertrages vereinbart worben ift, 
fo muß angenommen werben, daß in gleicher Weife die 
Sanktion durch den Bundesrat zu erfolgen habe.2° 

3. Dazu aber fommt noch weiter die Ratifilation.?* 
In denjenigen Staaten, in melden Staatverträge ben 
Rechtscharalter dadurch empfangen, daf fie im Rahmen eines 
Geſetzes ober einer Verordnung erfcheinen (Belgien, Italien), 
fallen Ratifikation und Sanktion auch äußerlich auseinander; 
die Sanktion hat in dieſem Falle keinerlei ſie unterſcheidende 
Beſonderheit; aber auch wo dies nicht der Fall iſt, müſſen 
Sanktion und Ratifilation als zwei verſchiedene Rechtsakte 
angenommen werden. Die Ratifikation iſt die for— 
melle Erflärung des Staatsoberhauptes gegen— 


= Laband I, 660 ff. Die|(,ganz ——— oegen b die An- 
in der 1. Aufl. von mir ange-| fit wenbet, daf in ber Rati« 
nommene juriftifche Sentität filation ber Gefegeöbefehl an 
von Santtion und Ratififetion bie Untertanen Tiege. Unklar 
iſt nicht haltbar. u. widerſpruchsvoll Bluntſchli 

*ber dieſen Ebern ber t 3 419—421, nod unklater 
jedoch Teinesmwegs effter-Geffden $. 87; au 
nis. Bel. Zorn in a efften but, feine der Rote 
25 ff., ferner Laband 1,650 | Beig ebene Erörterung S. 190 
656; Jellinet 54ff., "ber fi bis 192 bringt Teine Klarheit. 
mit großer Entfejtebenheit 
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über dem oder ben anderen Kontrahenten, daß 
der Staatsvertrag der getroffenen Verab- 
redung gemäß den Rehtsharafter empfangen 
habe, in Rechtskraft getreten fei. Herkömmlich 
werben bie Ratifikationsurkunden zu gleicher Zeit ausgetaufcht, 
wodurch das gleichzeitige Inkrafttreten des Vertrages in 
allen beteiligten Staaten gefichert ift. 

Indem die Verfafjung dem Kaifer die gefamte völfer- 
rechtliche Vertretung des Reiches und als einen Beftandteil 
derfelben das Recht zumeift, Stantäverträge mit fremden 
Staaten „einzugehen“, hat fie demfelben, wie dies auch 
durch eine niemals unterbrodene Praxis beftätigt wird, das 
Net der Ratifikation von Staatöverträgen übertragen. 
Der Raifer hat verfaffungsgemäß das Redt, 
Staatöverträge mit fremden Staaten einzu 
gehen, d. i. zu ratifizieren; bie Ratififation 
aber erfolgt auf Grund des vom Bundesrat 
gefaßten Sanktionsbeſchluſſes. 

4. Der Kaifer ift jedoch in Beziehung auf 
dieſes Recht Fonftitutionell beſchränkt: das ift 
der einfahe und erfhöpfende Sinn des in 
refultatlofem Streite fo vielumftrittenen? 
dritten Abfages von Art. 11. Soweit die Form 
der Verordnung ausreiht, um einem Staatövertrage die 
Rechtskraft zu geben, ift der Kaifer, abgefehen von ber, 


* E. Meier 278f., fowie| Ber. 1867, 518 f), das ich nicht 
das verwirrte Bwiegefpri mit Laband I, 646 f. als eine 

en dem —— Lerte unl authentiſche Interpretation“ 

liniſter Graf —V im | anzuerfennen vermag. 
konſtituierenden Reichstag (Sten. 
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gemäß RB. Art. 17, auch hier unbedingt erforderlichen 
Kontrafignatur des Reichslanzlers? unbeſchränkt, auch der 
Bundesrat hat für diefe Sphäre feinerlei Kompetenz der 
Mitwirkung. Staatsverträge im Rahmen ber Verordnungs- 
gemalt fallen, gemäß RB. Art. 11 in Verbindung mit 
Art. 17, nur in das Gebiet der dem Kaifer überwiefenen 
Gewalt. 

Kein anderer Faktor der deutſchen Staatsgewalt aber 
iſt nad dem Wortlaut der Verfaffung berechtigt, Ver— 
träge mit fremden Staaten einzugehen. ?° 

Wo aber die Form des Gefeges notwendig 
ift, bedarf der Staatsvertrag, um in Rechts— 
kraft zu treten, der Zuftimmung von Bundesrat 
und Reihstag, da muß derfelbe gemäß Art. 5 
bezw. Art. 78 der Berfaffung verabfdiedet 
werden? und braudt überbies noch die Sank- 


% Zaband I, 6649. 


der mil läffig- 
 Laband 1, 653 handelt verfafungem —X Is 


teit ber „nicht nen Ver⸗ 


ausfilhrlic on der mit tray rg überzeu; —A 
folennen etrogkfarm ‚db gt 

wenn Minifter, Geſandte zc. den di um 1 Btuntranı 
Vertrag als initiven ab« Meier —e— 


— jest Sanasp n 2 


siien Wortlaut ber Verfaf ung ebenfo; die Differenz ift 
erſcheint dies aber Ül jegenüber ben Ausführungen 
unzuläffig, in ber Praxis ii bands in der 2. Aufl. nun⸗ 
Fre ‚ne. Babendiäe Ans» |mehr ſehr gering. Laband 
dä wech a bie 653%, | hält gemäß Art. 11 Abf. 1 ben 

jeifpiele, bie Raifer für big, en legiti⸗ 
Fr aus neuerer Zeit noch fehr miert zum KR 


vermehren laffen. Mit Laband 
Abrrein; end auch Pröbſt 
ch ben Bemerkungen 





Sabanıs in der 2. Aufl. gegen- 


über Tann id mid nicht von | des 


aber ift er 

fhräntt: a mi —8 IA 
weder Ri be des Kaiſers 
und ſeines Mini A der 
Reiches en fpregen ‚ wenn 
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tion bes Bundesratesund weiterhin die kaiſer— 


liche Ratifilation. 


Diefe letztere Tann demnad nicht 


exteilt werben bezw. wäre nichtig, wenn die Zuftimmung 
vom Bundesrat ober Reichstag verweigert würde; fie Tann 
gleihfals nicht erteilt werben bezw. wäre nichtig, bevor 


der Staatövertrag abgeſchloſſen 
und dann berfelbe vom Reichs⸗ 
tag genehmigt wird, fondern der 
vegelmäßige und üblicher — 
vielmehr der rechtlich allein mög- 
igel — „ift der, daß der Bun- 
deörat unb ber Reichblog zuerſt 
ihre Zuſtimmung zur Äusfüh- 
rung bes Vertrages erteilen und 
daß darauf erft der Kaiſer ben 
Vertrag abfdlieht;" enblig: es 
it „verfaffungdmäßige 
Rechtspflicht des Kaijers“, 
den Bertrag erft abzuſchließen, 
nachdem er die Zuftimmung 
des Bundesrates unb bie Ges 
nehmigung des Reichstages er- 
langt hat. Damit vermag id 
alerbings den meiteren Saf bei 
2Zaband nicht 5 

„bie völferrehtlihe Gültigkeit 
des vom Naifer vatifizierten 
Zertrageö bliebe gäı Aw) unbe» 
rührt davon, weil dieſe Ber- 
pflichtung des Kaiſers bie for⸗ 
melle Legitimation desſelben zum 


u vereinigen: | dem 





Vertragsabſchluſſe nicht berührt, 
er fremde Staat aber nur 
dieſe Legitimation zu prüfen 
at"; und ©. 646 ff. nimmt 
aband bie vorher entwidelte 
richtige Anſicht volllommen zu- 


er | rüd, indem er die Borlegung an 


den Reichstag grundfäglih nur 
„nachträglich“ verlangt. ©. 657 
aber lehrt er wieder zur richtigen 
Anfıht zurüd: „jo Tann man 
es in ber That ald eine Rech ts⸗ 
pflicht des Souveränd bezeich- 
nen, bei allen das Gebiet ber 
Gefeggebung berührenden Ber- 
trägen ben Gertragdentrmurf der 
Zolfövertretung vorzulegen und 
erft nach erteilter Genehmigung 
den Vertrag zu ratifizieren d.h. 
abzufgließen.” ine rehtlih 
verſchiedene Mitwirfung von 
Bundesrat und Reichstag beim 
Buftanbefommen von Staatäver- 
trägen hat Zaband in der 1.9. 
aus dem Wortlaut ber Berfaflung 
dahin debugiert, daß der Bun- 
desrat das Recht habe, ſchon vor 
völferrechtlihen Abſchluß, 
d. i. ber Unterzeichnung bes 
Entwurfstertes gehört zu werben 
und feine „Zuftimmung* fol 
rechtlich notwendig zu biefem 
„Abihlug“ fein. a ferner 
Pröbſt 281 ff-, bei. 285, 309. 
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Bundesrat und Reichstag zugeftimmt haben;?” die Ver- 
feflung fieht feinen einzigen Ausnahmefall vor, ein „Not- 
verordnungsrecht· kennt das Reichsſtaat srecht auch für 


Stantöverträge nicht.20 


” Rigti 
v. zeit, dar deutſche Reichs⸗ 
ſtaatsrechi 804; vgl. Born 
3. Auch Laband und © 
Meyer nehmen eine „Rei 3. 
flicht” des Kaiſers an, bie 
Kimmung des Reichstages DOr 
Erteilung der Ratifilation zu 
erholen, —3 — ſich aber nit 
über die Rechtsſolge einer Ber- 
vn diefer Rechtäpflicht aus. 
a3 Staatsoberhaupt“, fo bes 
merkt €. Meier zutteffenb, ift 
an bie Zuftimmung ber Boltd- 
vertretung gebunden, fo daß 
diefe Zuftimmung zur redt- 
lien Eriftenz des Ber- 
traged notwendig ift. 68 
giebt alfo infofern feine dem 
Staatsoberhaupt ausfhlieklid 
zuſtehende Bertragsfchließungs» 
jewalt, die Vertragsfhlie- 
Kins ift einfah auf den al 
ber Gefeggebung ver- 
mi en." „Indem bie Bus 
ftimmung der Bolfövertretung 
ım Abjchluß des Vertrages er- 
Norbert wird, fo madt ber 
Mangel biefer Buftim- 
mung ben Vertrag nidt 
bloß unvollziehbar, fon- 
dern geradezu ungültig. 
Ein Konflift zwiſchen 
Staat3verirag und Geſet 
kann mithin nidt ein- 
treten, Staatsvertrag und 
Gefer find eben identiſch. 


Reier 110 ff.; 








Do fein Gefeg zuftande 
elommen ift, i ar fein 
J ande 
getommen! "eutfche 
ee ——— dv. 
78 (ROBL. 365) 
— x in und publigiert, 
bevor der Reichst die 


tag 
fimmung erteilt hatte; vieles 
erfahren war nad dem oben 
Auögeführten wider die Berfaf- 
fung und der Vertrag nichtig. 
Dad außnahmömeife Bertahren 
von bem Laband I, 
ſpricht, ift ein rechtli— —— 
ſier Der Derfahren, was 339 
10. Sept. I 
(RIBL. — —— das für 
einen anderen Fall diefer Art 
„Indemnität“ erteilt. Unger 
und Jellinek erflären den 
Gaatenertsag als nur „bebingt“ 
dgeichlofien,_folange die er» 
fon erlihe Zuftimmung ber 
Bolfövertretung fehlt; diefe pri⸗ 
vatretlihen Gebantengänge 
find für das Staatsrecht un. 
braugbar ; d hierüber Zorn 
in En Ann. 1889, 376 f., 


Tub 

” "Sisand I, 644 bemerkt, 
e& heiße vom fremben Gtante 
Unerfüllbare3 fordern, wenn er, 
wie dies nad) der im Text ver- 
tretenen Anficht unerläßlich ift, 
die Legitimation des ihm gegen- 
überftehenden Kontrahenten erft 
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Bundesrat und Reichstag können bei der Behandlung 
eines Staatsvertrages ganz ebenfo wie bei Gejegentwürfen 
Abänderungsanträge befhliehen,*! melde allerdings . hier 
unter Umftänden zu einem fehr weitläufigen Verfahren 
nötigen werden, um ben Entwurf doch zu einem Abſchluſſe 
zu bringen. 

Der Hinweis auf Art. 4 der NV. ift ohne Sinn,?® 
da es fi) bei Art. 4 um die Abgrenzung bes „Bereiches 
der Reichsgeſetzgebung“ gegenüber dem Bereiche der Eingel- 
ftaaten, bei Art. 11 Abſatz 3 aber um die Abgrenzung des 
Bereiches der Gefeßgebung von dem der Verordnung handelt. 
Daß Friebensverträge immer nur in die Sphäre ber Ver- 
ordnung einzureihen feien,®® läßt fich juriftifch nicht er- 
weifen, fo zweckmäßig es auch fein möchte; zwar weift 
Art. 11 Abf. 1 dem Kaifer das Recht zu, „Frieden zu 
fliegen“, Art. 11 Abſ. 3 aber forbert generell die Zu— 
ftimmung ber beiden gefeßgebenden Faktoren, „infomeit die 
Verträge in den Bereich der Geſetzgebung fallen“. 

Über die Abgrenzung der Sphäre von Geſetz und Ber- 
ordnung |. oben ©. 401. 


prüfen gaen ſ. desn 301 837 
in Tübing. 8. 
Zaband ], 685: „es in’ gi 
der That nit möglid, diefen | 3083 
Rechtsſat (vonder Legitimationd- 
prüfungspflight) zu une, one 
mit ben Grundbegriffen 
Rechts und ber Logik in Kon⸗ | ©. 
mitt w jeraten.“ 
eier 61, 222; La- 

—* 1, 659.5 Born 28 f. 

98 Übereinftimiflend €. Meier |3} 


294 ff.; ©. Meyer 48912; La- 
.|band I, 638 ff. Eine andere 
a een nur v.Mohl 
fi; _Gorius in Hirths 
Ann. 1874, 771, u. jegt Arndt, 
Berorbn.-R. 189, verſucht. 
= So €. Meier 305 ff; 
. Meyer 48914; v. Rönne 
Fe 1% Richtig Laband I, 
661? u. die hier eikiert Schrift 
Be Vgl. auch Pröbft 292, 
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5. Die Bublifation der Stantöverträge®* hat im 
Neichögefegblatt zu erfolgen. Die Staatöverträge find ent- 
weder Gefege, für welde diefer Modus ber Publikation 
duch RV. Art. 2, ober Verordnungen des Kaifers, für 
welche der nämliche Publifationsmobus vorgefchrieben ift.35 
Jede Bublilation durch ein anderes Drgan ift 
demnad unzuläffig.°® 

Leider erfolgt nach preußifch = beutjher Praxis die 
Publikation der Staatsverträge in juriftifh ganz inkor— 
relter Weife dadurch, daß nur der Tert des Ver- 
trages abgedruckt wird,““ ohne daß derjenige Aft, 
welder bie sollemnis editio des Vertrages enthält, die 
Ratifilation, einen anderen Ausbrud fände, als durch 
einen ganz formlofen Zufag.®® („Die vorftehende ÜÜberein- 
kunft ift ratifiziert worden und die Auswechſelung der 
Ratifilationsurkunden hat ftattgefunden.”)®? 

Erft wenn die Sanktion erfolgt und die Ratififation 
erteilt ift, Tann man im juriftifhen Sinne von einer 
„Perfektion“ des Vertrages reden, vorher ift überall nur 
ein, wenn auch moraliſch nod fo bindenber, doch rechts- 
unverbinblier Entwurf vorhanden. Die Verwirrung in 


6, Meier 329 ff.; La- 
band I, Bu Aid Jellinet, 
Gef. u. V. 361 f.; beide in 
En aber vollauf berechtigter 

ritik bed gegenwärtigen Ver- 


4% vom 26. Juli 1867 
EE 3.1. 


in Die Praxis fehrt ſich hieran 
ich sahlreihe Staatsverträge 
im Gentralblatt publiziert. 


n Über und gegen biefe „fill- 


jweigenbe" Art, den Geſetzesbe⸗ 
—E erteilen, Zaband1,654f. 
allerdings nit, wie 
Sabanı I, 664 meint, von 
einem „Seferlehrling der Staats« 
druderei“ berrühren kann, da 
der Neichölanzler bie Berant- 
wortlichfeit für_den Inhalt des 
RIBL In erägt; f. oben ©. 420. 
ſchwediſchen os. 
—— Tezt einer dem 
ſchen Ratififationsurfunde teilt 
Laband 1, 651 mit. 
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der Lehre von den Staatöverträgen rührt hauptſächlich 
davon her, daß man von „Abſchluß“ bereits redet, wenn 
die Bevollmächtigten den Entwurfstert feſtgeſtellt und 
unterzeicjnet haben; *° von diefem „Abſchluß“ unterſcheidet 
man dann ben „befinitiven” „vollſtändigen“ Abſchluß, der 
erft angenommen mirb, wenn der Vertrag Rechtskraft 
„mach unten“ empfangen hat.“ „Abgeſchloſſen“ im juriſti— 
fen Sinne Tann aber dod ein Rechts-Akt nur genannt 
werben, wenn an der Rechtskraft nichts mehr fehlt.*? Der 
„Abflug“ Tiegt fomit bei Staatsverträgen nur in ber 
authentifchen Erklärung, daß der Befehl des Staates, den 
Inhalt des Vertrages als bindende Vorſchrift anzufehen, 
erfolgt fei. 

6. Über die Form der Staatöverträge beftehen im allge- 
meinen Rechtsſätze nit, wohl aber internationale Ge— 
pflogenheiten verſchiedener Art. Ein Rechtsſatz ift jedoch 
das fog. Alternat, d. i. Staaten gleichen 
Ranges haben das Recht, in der für fie felbft 
beftimmten Bertragsurfunde zuerft zu unter- 
fhreiben und bie eigenen Titel voran zu 
ftellen. Neuerdings wird jedod bei der 
Unterfärift die alphabetifde Reihenfolge 
beobadtet.* 


40 Bol. Zorn in Zübing. 3.| + Preußen wurde das Alter» 


22 ft, 37 f. nat zuerft 1. 3. 1741 von Seant- 
“Meyer $. 190. reich ee f. Sierüber 
130 Bindfgeid, Band, Kante, Peeubiihe Sidiae, 
1266, ber e er Sag: „per-| Bol. Berliner — 

lecta est emptio. 18. Juli 1878 (ROBL. 307), 
* X zeit v. 19. Aug. | Internat. Meterkonv. v. 20. Mai 
1815 % 1875 (ROB. 1876, 191). 


— AA 2. Aufl, 33 
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Die Einteilung in Paragraphen, Artikel, Separat- 
artifel, Schlußprotofolle u. dgl. Hat an fi keinerlei 
juriftifhe Bedeutung; der gefamte Inhalt des Vertrages 
bildet, wo nichts anderes vereinbart ift, ein juriftifh un= 
teilbares und gleichwertiges Ganze.t° Nicht felten ent= 
halten jedoch Nachtragsprotokolle oder Separatartifel De- 
tlarationen ober Abänberungen des Hauptvertrages. 


IL Die Aufhebung von Staalsverträgen. 

Handelt e3 fi beim Staatövertrag an ſich überhaupt 
nicht um einen felbftändigen juriftifchen Begriff, ſondern löſt 
ſich derfelbe auf in bie juriftifchen Begriffe des Geſetzes oder 
der Verordnung, fo gelten auch feine befonderen Rechtsſätze 
bezüglich ber Aufhebung ober Beendigung der Verträge, 
ſondern es kommen hier lediglich die allgemeinen Grundſätze 
über Aufhebung von Gefeg oder Verordnung zur Anwen⸗ 
dung? Die „völferrehtliden“ Auflöfungsgründe haben 


46 Vgl. über das eigentüm- | Großmäcdhte haben fi unterm 
liche Hecjtöverhältnis, weldes| 13. März 1871 auf den Sak 
in biefer Beziehung beim Zoll-| geeinigt: „que c’est un prin- 
vereinigungävertrag v. 8. SYuli|cipe essentiel du droit des 
1867 obwaltet unten U. IL im |gens, qu’ aucune puissance ne 
Hollredit. peut so delier des engagements 

47 Die ganze Streitfrage, ob|d’un trait6 ni en modifier les 
Verträge nur unter ber clau-)stipulations qu'à la suite de 
sula rebus sic stantibus ab-|’assentiment des parties con- 
geſchloſſen werden und Demge tractantes au moyen d’une en- 
mäß bei Anderung ber Verhält-|tente amicale“. Bl. hierher 
niffe einfeitig gefünbigt werben | die ſich vielfad) miberfpr jenden 
tönnen, eine der befonberen | Nußerungen von Bluntigti 
Bieblingämaterien des „Völker $ 415, 437 b—d, 454, 2 
rechtes“, nur eine moraliſch |457, 460, deren Bergleihung 
pohtifäe og, und es fehlt|überauß lehrreich für das jur 

für jede Möglichfeit einer | riftifce Verſtändnis ber Rechts- 
juriftifgen Erörterung. Die| bispiplin des „Bölferredites“ ift. 
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dann nur moraliſche Bedeutung und bieten höchſtens ben 
Grund für die juriftifhe Aufhebung von Verträgen, können 
aber nicht diefe felbft bewirken, fo insbeſondere die Nicht- 
erfüllung des Vertrages von der anderen Seite. Daß 
der Kaifer Fraft feines Rechtes zur völkerrechtlichen Ver— 
tretung bed Reiches „befugt“ fei, „ohne Mitwirkung von 
Bundesrat und Reichstag die Geſetzeskraft eines Staats- 
vertrags aufzuheben, indem er derfelben bie völkerrechtliche 
Grundlage entzieht, auf welcher fie beruht”? — ein Satz 
von eminentejter Tragweite —, könnte felbft dann nicht als 
richtig anerlannt werben, wenn (mie in ber 1. Auflage an- 
genommen war) der Kaifer das Sanktionsrecht bei Staats- 
verträgen hätte. Negelmäßig werben jetzt die Staats— 
verträge im Gegenfag zu ihrer früheren „wigfeit” auf Zeit 
abgeſchloſſen, treten fomit, falls keine Erneuerung erfolgt, 
ipso jure mit Ablauf der Zeitfrift außer Kraft. Das Gleiche 
gilt bei Eintritt einer auflöfenden Bedingung, unter der der 
Abſchluß erfolgte, ebenfo bei Erfüllung, falls die Verträge 
nur einen beftimmten Zweck zum Gegenftand hatten, wie 
beiſpielsweiſe die auf Gründung des Norddeutſchen Bundes 
gerichteten Auguft-Verträge von 1866 und die auf Gründung 
des Deutſchen Reiches gerichteten November-Verträge von 


Das Das Steige ilt von den Bu lüber anderen Gefegen ine 
merkungen $ ellinets, die ſichtlich der Aufhebung 
Lehre von den —E— — Geltung“ hinweiſt, aber als —* 
1 fi; Heffter-Geffdlen | erläßlihes Crforbernis‘ eine 
. 988, sranungsmitßige Bublifation im 
4 Sehr zutreffend behandelt ROBL. fordert. 

Vigor in ber 2. Aufl. Saband| 4 Laband I, 666; ‚ebenfo 
12 —E —— er deltinet, Gef. Ya Am 
auf bie „wichtige jieben- orn in mn. 

heit der Staatöverträge gegen- IE, Er 
33* 
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1870.50 Untergang eines ber kontrahierenden Staaten 
macht den Vertrag wegen ermangelnber Vorausſetzung ipso 
jure Hinfällig. Anderung der Staatsform dagegen alteriert 
die Geltung der Verträge nicht,“! es fei denn, daß die 
Staatsform eine unzweifelhafte Vorausfegung bei Abſchluß 
des Vertrages geweſen wäre. Ausbruch des Krieges mit 
dem anderen Kontrahenten hebt alle Rechtsbeziehungen, 
alfo insbefondere auch die aus Staatöverträgen refultieren- 
den auf,°® es fei denn, daß diefelben gerade mit Bezug 
auf die Kriegführung eingegangen worden wären, wie z. B. 
die Genfer und Peteröburger Konvention. 


ierüber bie Angaben | „les traites ne lent pas leur 

oben. ff-, welche auf der aus- | puissance, quels que soient les 

zeichnel mg, on |Changements qui, interriennent 

Shen Stud. I, 89ff. beruhen. dans ee aation int6rieure 
5 Die Großmäcdte einigten | de pguplon 

ſich i. J. 1881 auf ben Satz: en A. Bluntſchli $. 461. 


Sechſtes Bud. 
Elfaß=Lothringen.! 





8.19. 


Das elfah-lotßringifhe Staatsrecht von ber Errichtung des 
Generafgonvernements (14. Anguft 1870) Bis zum Geſetz 
v. 4. Zuli 18793 


L Die Beif der milifärifchen Phkupafion. 
(14. Ausuſt 1870 bis 28. Juni 1871.) 


Als bald nad; dem Ausbruche des deutſch-franzöſiſchen 
Krieges die beiden franzöfifchen Provinzen Elſaß und 
Lothringen fi in der Gewalt der deutſchen Heere befanden, 
wurde durch ben Oberbefehlshaber der deutſchen Armee 


1 Die befondere Geftaltung, 9, | unter deutſcher Verwaltung in 
welde bie —S— —— NE Ba eb: XXX, fi, 
Reiches gegenüber Clfab-Loth ——— iM 
ringen und ben Kolonien ange: | 404 En : (eine fehr pe 
nommen hat, verfuht Hänel um Darftellung [4 ‚gefamten 
StR. I, 828, au Tennzeichnen Resptenuftanbes Heißt: 
durch bie Termino je: „Tone Iandes‘) —XRXX I 6, 
folibierte NReichägemalt". 67-69; Me er, Lehri 9, 

® gl. für bie erfte Zeit ber 188-141, 166; Seybel, Komm. 

fonbers die verbienftliche Arbeit |31, 92 #; 2eoni in Mar- 

Pr €. eäning, —* Berwal: larbfend Hanbb. p 38; 

des Generalgouvernements | Hänel StR. I, 2; 

im ° Gtiab on ermer ©. |Rejer, Cint. ai, 0 > ; 
Mitſcher, Elfaß » Lothringen | Schulze II, 354 
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mit Kab.-D. v. 26. Auguft 1870 für die Verwaltung jenes 
Gebietes ein Generalgouvernement für das Elſaß 
eingerichtet. Der territoriale Umfang besfelben wurde 
durch mehrere Verordnungen des Oberbefehlshabers genau 
abgegrenzt? und damit von vornherein ein prinzipieller 
Unterſchied für die Verwaltung des Generalgouvernement3 
ftatuiert gegenüber der Verwaltung derjenigen franzöſiſchen 
Gebietsteile, die außerdem noch von den deutſchen Heeren 
offupiert wurben.t 

Die alte Staatögewalt war damit faltiſch befeitigt, und 
das Gleiche ift auch troß der entgegenftehenden Anficht der 
Theoretiler des Völkerrechtes juriftifch anzunehmen; kraft 
des völferrechtlichen Erwerbögrundes der debellatio, der 
Eroberung, war an Stelle der franzöſiſchen Staatsgewalt 
zunãchſt die rein militäriſche Autorität des Oberbefehlshabers 
der deutſchen Armee getveten,® welcher nidt die fran- 


Bud VI. Elſaß ⸗Lothringen. 


® Löning 6 (Ber. v. 21. Aug. 
und 7. Nov. 1870), Mitfcer 
in Br. Jabrb. 1,269; 
Bluntfält bei v. Holgen- 
dorff, Jahrb. I, 309. 

+ Damit nahm man m. ©. 
beutfgerfeits von vornherein 
für da8 Gebiet des General 
ouvernements den Standpunkt 
— 
im Haren jap zu bem 
Sculbegeiff „oecupatio“ ein. 

Ebenſo jegt Leoni a. a. 
D. 219. Bol. die eingehende 
völferrechtlihe Debuktion bei 
Zöning 8 ff., der freili 27 ff. 
den im Text behaupteten Satz 
leugnet (ebenfo Laband I, 750 f.) 





und bemertt: „darüber herrſcht 
gegenwärtig keine Berfgiebenheit 
der Anfihten, daß bie Gtants- 
gemalt nit in ihrem Ban 
jen Umfang auf ben Ofku- 
panten übergegangen if. Das 
befete Gebiet ift von dem bis⸗ 
erigen Gtaatdverband meer 
taatsrechtlich noch völlerrechtlich 
gerennt; die Einwohner find 
jürger des Staated geblieben, 
ein Wechſel ber Souveränetät 
hat nicht ftattgefunben“ c. Die 
ganze Ausführung Lönings ift 
jwar mit ber den 
Theorie im Cinklang, trofe 
dem unhaltbar. Die Staatd- 
gewalt fann nit in einem 
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zöſſiſche Staatsgewalt, ſondern die vier an ber Eroberung 


Stüd ihres „Umfanges“ Bier, 
in einem anderen dort fein: 
entweber es befteht bie_alte 


Staatögemalt während der Okku⸗ Di 


potion zu Recht fort, ober e8 ift 
eine neue Staatögewalt an deren 
Stelle getreten, ein Mittelme; 
ift undenkbar. Gntfgeibend “ 
1. die Thatfache der Eroberung, 
debellatio; zwar wendet bie 
Theorie des Volkerrechtes diefen 
Begriff nur für die vollftändige 
Niel fung eines Staates 
an; ber Gedanfe der debellatio 
trifft aber au dann zu, wenn 
ein Staat in einem Teil feines 
Gebietes fo volftänbig nieberge⸗ 
worfen ift, daß bie Vefiknahme 
nit mehr al8 vorübergehende 
Beſetzung (oecupstio) fonbern 
al® dauernde Befigergreifung 
erſcheint, wenn binzutritt 2. der 
auf das Behalten des Landes 
geriätete Wille, der animus 
8 Debellanten. Darnad 
war bie deutſche Staatö- 
ewalt im Elfaß am 14. 
uguft in aller Form 
Rechtens Tonftituiert. Der 
Sag Lönings ©. 239: „dad 
jefamte übrige öffentliche Kecht 
Eiusgenommen bie Gtaatäver- 
verfafjung u. die Ausführungd- 
eſette Hierzu) dagegen und das 
rivatrecht bieil in Giltige 
teit“ ift gleihfal® unhaltbar, 
übrigens von Löning ſelbſi 
sub Ziff. 2 u. 4 widerlegt; daß 
Biäherige Recht bleibt mur fo- 


weit in RKraft, al der Dfku-| Pı 


pant kraft der ihm zuftehenden 





höchſten“ (Zöning a. a. D.) 
%. i aber Staats gemalt, 
dies zuzulaſſen für gut findet. 
ie Wahlen zu der National- 
Derfommlung du Borbeaug hätte 
die deutfche Regierung in Elfah- 
Lothringen nicht zu geftatten ge- 
braudt; daß fie es that, hatte 
gute politiihe Gründe. Uebri⸗ 
gend muß an biefer Stelle auf 
eine Widerlegung aller von Lö- 
ning für ine Thefe vorge» 
brachten Gründe verzichtet wer- 
den. Unter den vielen ver- 
wirrten Partien des Völter- 
rechtes ift jedenfalls die Lehre 
von der occupatio und de- 
bellatio eine der vermirrteften. 
Ebenfo wie Löning, Blunt 
Hli bei v. Holgendorff, 
Jahrb. I, 307 fi; derfelbe, 
Völlerreht 560f. Bluntfgli 
fagt jedoch über unfere Frage: 
„wenn bie Abſicht das Land zu 
behalten mit der Macht ver- 
bunden ift, derfelben eine dau⸗ 
ernde Wirfung zu verfdaffen 
und bad thatfächliche Verhältnis 
für die Dauer als ein not» 
wendiges zur Anerfennung zu 
bringen, d. 5. in ein Rechtsver⸗ 
hältnis umzugeftalten, dann 
eig fh eine neue Nechtabil- 
ung, ein werdendes Recht, 
mid während des Werdens 
ebenjo gejhügt werden kann 
wie das ungeborene Kind im 
Mutterleibe mit Rüdficht auf 
bie wahr cheinliche Geburt einer 
jerfon.“ Darin liegt, wenn 
auch ſehr verflaufuliert, doch 
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beteiligten deut ſchen Staaten: den Norddeutſchen Bund, 
Bayern, Württemberg und Baden, ſtaatsrechtlich repräfen- 
tiert. Namens des Oberbefehlshabers wurde die Ver— 
waltung unter der Herrſchaft der militäriſchen Okkupation 
von einem Generalgouverneur geführt. Die deutfhen 
Autoritäten ließen von Anbeginn feinen 
Zweifel darüber beftehen, daß fie das Gebiet 
des Generalgouvernements als definitiv er- 
obert betradteten. Der Generalgouverneur 
erllärte in der Broflamation, mit welder er 
die Regierung antrat, daß „bie kaiſerlich 
franzöfifhe Staatsgewalt außer Wirkſamkeit 
gefegt und die Autorität der beutfhen Mächte 
an deren Stelle getreten fei”.° 

Die materiellen Normen diefer zwar proviſoriſchen aber 
nicht8beftomeniger juriftifh vollfommen perfelten KHerr- 
ſchaft bildete vorerft die beibehaltene frühere Gefeggebung 
des eroberten Landes, die franzöfifche; dieſelbe wurde nur 
fomweit außer Kraft gefeht, als dies unbedingt notwendig 
erſchien; ſoweit Ießteres der Fall war, vollzog fi 
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der richtige Gedanke fo mie|cui res erepta est necesse ut 
er im Tert formuliert ift. gl |accedat hujus cum altero paci- 


aber dann wieder die wider 
{peeßenne Ausführung a. a. D. 


Vo, , iſt jedenfalls meit 
Harer ald die heute herrſchende 
Lehre, wenn er fagt: „iam per 
adprehensionem bellicam ad- 
quiri jus quod valeat adversus 
quemvis tertium pacatum. 


ut adquirat captor dominium | gem: 


valiturum etiam adversus eum 


Pufendozt, de jur. belli | 75° 
‚20, 


Sed | offupierten Gebieten 


ficatio et transactio.“ 
„,zöning 7; 2aband ], 


' Böning 189 ff.; die Aus- 
führung Lonings an biefer 
Stelle, ob die von ber Regie- 
rung ber nationalen Berteibi- 
gung erlafjenen Gefege in den 
htskraft 
jonnen haben, ift volllommen 
zutreffend; vgl. au Laband I, 
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die neue Rechtsbildung ganz in den Formen 
der militärifhen Diktatur. Die Inftruftion vom 
21. Auguft 1870, nad; welcher der Generalgouverneur das 
Regiment führte, wurbe nicht publiziert.® 

Alle vom Generalgouverneur erlafienen Anordnungen — 
veröffentlicht vom 1. Septbr. 1870 ab in den „Amtlichen 
Nachrichten" — find in ihrer Rechtskraft volllommen un» 
anfechtbar; wäre e8 dem franzöfifchen Staat gelungen, die 
deutſche Eroberung jener Länder wieder aufzuheben, fo 
wären nad; völferreditlihen Grundfäßen jure postliminii ® 
die deutſchen Gefege und Verordnungen von felbit wieder 
außer Kraft getreten; nachdem aber der Frankfurter Friede 
vom 10. Mai 1871 den proviſoriſchen Rechtstitel in einen 
definitiven verwandelt hatte, war vom 14. Auguft 
1870 bis auf den heutigen Tag eine ununter- 
brodene und unanfehtbare Kontinuität des 
deutſchen Rechtes!" gewonnen; nur die Formen, in 
welden das Recht fi bildete, waren verſchieden, für das 
Recht jelbft aber und feine verbindende Kraft war es ir- 
relevant, ob dasſelbe in der Form des militärifhen Befehls 
ober ber Faiferlichen Verordnung oder bes Zonftitutionellen 
Gefeges entftand. 

An die Stelle des Rechtstitels der Eroberung trat am 
26. Februar 1871 der Präliminarfriede von Ver— 
ſailles (XGBl. 215 ff.) und am 10. Mai 1871 (XGBl. 
218 ff.) der definitive Friede von Frankfurt, 
BE Be 15 Jane mranı 
Hirths Ann, 1874, 521. — A. Laband I, 750 f. 


® Löning 79. und die übrigen Säriftfteller 
’ Seiten, DR. (M 88. 187 |mit Ausnahme von Leoni. 
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welcher beftimmte: „l’Empire Allemand possd- 
dera ces territoires a perp&tuit& en toute 
souverainet6 et propriété.“ Durch den erften 
Artikel des Friedensinftrumentes trat die franzöſiſche Staats⸗ 
gewalt formell das in Zufag-Artifel III näher cirkum- 
ſtribierte Gebiet (eine Abänderung erfolgte weiterhin noch 
durch Staatövertrag v. 12. Dit. 1871 Art. 10, RGBl. 
363)! an das Deutfhe Neid ab. Der Rechtsnach— 
folger des franzöfifhen Staates in dem ce- 
dierten Gebiete war nur das Deutfhe Reid. 
Der „Beitritt ber ſüddeutſchen Staaten” zu den Friedens⸗ 
verträgen, der ausbrüdlic erflärt wurde (RGBl. 222,288), 
ift juriftifch ohne Bedeutung, da bereit3 vom 1. Januar 
1871 ab das Deutſche Reich als Geſamtſtaat Tonftituiert 
war, die Minifter der ſüddeutſchen Staaten demnach ju— 
riſtiſch nur als Vertreter des Deutſchen Reiches in Betracht 
lommen fonnten.!? 

Die ftantsrechtliche Bedeutung des Frankfurter Friedens 
für Elſaß- Lothringen ift nicht die, daß dadurch das 
Deutſche Reich überhaupt erft ein juriftiiches Recht auf 
Elfaß-Lothringen erworben hätte; die Abtretung diefer Lande 
war vielmehr nicht nur faltiſch bereits durchgeführt, fondern 
fie war aud rechtlich volllommen perfekt; durch den Frank- 
furter Frieden trat nur an Stelle des feiner Natur nad; un- 
ſicheren —, völlerrechtlichen· — Erwerbstitels der kriegeriſchen 
Eroberung der ſichere ſtaatsrechtliche Erwerbstitel friedlicher 
Geffion.!? Un der Legitimität des deutſchen Rechtes und 


A Die genauen Angaben über| A. A. Löning 181; La» 
bie 36 jwenzung f. bei Laband band $. 6; ©. Meyer, 


hr » Lehrb. 162. 
12 Vgl. auch Laband I, 49. 
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der deutſchen Verwaltung in Eljaß-Lothringen fehlte auch 
v. 14. Auguſt 1870 bis 10. Mai 1871 fein Titelden, 


DO. Elfaß-Tothringen unfer kaiferlichem Regiment. 
(88. Juni 1871 518 1. Januar 1874.) 

Formelle Anerkennung durch die geſetzgebenden Faktoren 
des Deutſchen Reiches fand die Abtretung von Elfaß- 
Lothringen an das Reich durch das Reichsgeſe tz vom 
9. Juni 1871 (RGBL. 212, in Kraft getreten am 28. Juni, 
da das betreffende Stüd des RGBl. am 14. in Berlin 
ausgegeben wurde). Die juriftifche Bedeutung dieſes Ge- 
ſetzes Liegt jedoch nicht in ber „ſtaatsrechtlichen“ Einver- 
leibung der abgetretenen Gebiete in das Reich, fondern 
in ber Neuordnung der elfaß-Iothringifden 
Staatsgemwalt.!? Auch nah ber befinitiven Einver- 
leibung von Elfaß-Lothringen in das Deutſche Reich durch 


den Frankfurter Frieden war 





1 Hänel StR. I, 827; La- 
band I, 754 ff. 

15 Man kann nicht mit La— 
band I $. 6 fagen, ber . 
denävertrag fei_ ber völfer- 
rechtliche, das G. v. 9. Juni 
1871 der ſta ats rechtliche Er- 
werbötitel des Reiches für Elfaß- 
Lothringen geweſen. Staats- 
rechtlicher erbstitel war 
einzig und allein ber Friedens- 
vertrag, bezw. die Borherige 
Groberung. Das Gefek_o. 9. 
Juni 1 bezog fi ſtaats⸗ 
rechtlich) garnicht auf den Titel 
des Ermerbes ($. 1 ift juriftifch 
jegenftandslos), fondern auf die 





rganifation_ ded  ermorbenen 
Gebietes. 


nämlich, die Staatögewalt in 


erforberlihe Mitwirkung bes 
Neihstages zur Inkorporation 
von E.⸗L. lag lediglich in der 
Buftimmung defelben zum Frie⸗ 
—— Sobald der lehtere 
deutſches Recht geworden war, 
mar damit ipso jure die In⸗ 
Torporation bes Reichslandes in 
das Neid) definitiv erfolgt und 
damit zugleich die Reichsver- 
faffung in der erforderlichen 
Weiſe abgeändert. Der Friedens 
vertrag hätte allerdings dem 
Reichstag nicht zur „Kenntnid- 
nahme“, fonbern zur „Genehmi- 
ung“ vorgelegt werben follen. 
gl. hierzu auf E. Meier, 
Abihluß von Staatsverträgen 
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dem neu erworbenen Gebiete zunädft in ber Form militäri- 
ſcher Diktatur weitergeführt worden. Bom 21. Juni 1871 ab 
aber trat an Stelle der bisherigen Militärgewalt eine fefte 
ſtaatsrechtliche Drganifation durch den im $. 3 des Geſetzes 
firierten Grundfag: „die Staatsgemalt in Elſaß-Lo— 
thringen übt der Kaiſer aus.“ Damit Hatte bie mili— 
täriſch· ſtaatsrechtliche Plenipotenz des Generalgouverneurs 
ihr Ende gefunden. 

Der Kaifer wurde als Träger der beutfchen Staats- 
gemalt in und über Elfaß-Lothringen durch die geſetzgebenden 
Faktoren des Deutſchen Reiches belegiert;! kraft bes 
Rechtes, das ihm vom Reihe durch das allegierte Geſetz 
übertragen mwurbe,1? führt der Kaifer bis zur Stunde das 
Staatöruber in Elfaß-Lothringen. Darauf beruht auch 
heute das geltende elfaß-lothringifche Verfaſſungsrecht, freilich 
nit in dem — überdies juriftifch ganz unkonſtruierbaren — 
Gedanken, daß der Kaiſer monarchiſcher Rechtsnachfolger 
des Reiches geworden wäre, fondern fo, daß der Kaiſer 
Drgan des Reiches ift und zwar — im Unterſchied vom 
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© 4. 9. Leoni a. a. lie Form zu geben, verblieben 
Pr Diefer Schriftſteller rn * Das iſt ein unldsbarer 
widelt im Gegenfag zu allen Widerſpruch; der Iehte Saft 
übrigen bie Xheorie: Cliah-|fGließt den Gebanten ber 


Lothringen ſei monarchiſcher Ein- 
Hs der Raifer Tonftie 
tutionel befcräntter Monard) 
desfelben. „Der Kaiſer herrſchi 
über Sabre othringen 
höchſter Vertreter ber Rechte 
und Intereſſen des Landes; er 
Fi Rechtsnachfolger, nicht vble⸗ 

elegierter beB Reiches, bei 
weld) Iegterem jedod bie Sou« 
veränetät und damit das Recht, 
dem Lande eine andere ftaat- 


ais R. 1, 





Kechtsnachfolge m. E. völlig 
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Ausführungen Leonis beſonders 
Bud Fr im Archiv f. öff. 
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17 Eine intereffante ftrafre 
Kae weine eialle Aa 
Entjd. in Strafſachen X, 
Kit fh, XVIL, 334 ff.) Konſe⸗ 
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band I, 7161 an. 
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fonftigen Reichsſtaatsrecht — als belegierter Träger der 
gefamten Staatögewalt. 

Die Rechtsbildung in dem neu gewonnenen Gebiete 
ſollte zunächſt nicht wie fonft im Reiche in der fonftitutio- 
nellen Form, fondern nad der Weife des abfoluten Staates 
fich vollziehen. Der Kaiſer ala Gefeggeber!® für das 
Reichsland wurde jedoch hinfichtlich des Inhaltes der Ge- 
fege an die Zuſtimmung des Bundesrates als des Drganes 
der verbündeten Regierungen gebunden, und in zwei Fällen 
follte auch der Reichstag mitmirten, nämlich 1. bei ber 
Aufnahme von Anleihen, 2. bei der Übernahme von Ga- 
tantieen für Elfaß-Lothringen zu Laften des Reiches.!? 
Die Sanktion aber war ein Recht des Kaiſers; biefelbe 
Tonnte demgemäß troß der Zuftimmung des Bundesrates 
zu dem Inhalt des Entwurfes vom Kaifer verfagt werben, 
ein Recht, weldes der Kaifer fonft bei Reichsgeſetzen nicht 
bat (vgl. oben &.186f.u.8.15). Außerdem folltedem Reichs⸗ 
tag „über die erlafienen Gefege und allgemeinen Anorb- 
nungen und über den Fortgang der Verwaltung“ jährlich 
Mitteilung gemacht werben. Der Bundesrat hatte feit dem 
28. Mai 1871 einen ftändigen — den IX. — Ausfguß 
für Elfoß-Lothringen gebildet; ferner wurde im Reichs- 
tanzleramt eine beſondere Abteilung (III) als Gentralver- 
waltungsftelle für Elfaß-Lothringen, ein elſaß⸗lothringiſches 
Minifterium, errichtet. ?° Zur Publikation der auf das 
Reichsland bezüglichen Geſetze wurde durch Gef. v. 3. Juli 
1871 ein befonberes Gefegblatt für Elfaß-Lothringen ge- 


18 Laband I, 754 ff. 2 Über den Oberpräfibenten 
10 gaband I, 754. F Au krotfeingen . Laband 
J 
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ſchaffen. Reichsgeſetze, die auf Grund der Reichsverfaſſung 
erlaſſen waren, mußten in dieſer Periode, da die Verfaſ- 
fung für Elfaß-Lothringen noch nicht galt, erft befonders 
für das Reichsland ald Geſetze nah Maßgabe der hierfür 
durch das ©. v. 9. Juni 1871 vorgeſchriebenen Form er— 
laſſen werben, andernfalls gewannen fie dafelbft überhaupt 
teine Rechtskraft; ſolche Reichsgeſetze konnten demnach 
während dieſer Periode in Elfaß-Lothringen einfach auf dem 
durch das ©. vom 9. Juni 1871 bezeichneten Wege mit 
voller Rechtskraft abgeändert oder aufgehoben werben?! 
IN. Glfaß-Kofhringen unfer der unmittelbaren Verrſchaft 

der Reichenerfaffung (1. Jan. 1874 bis 2. Mai 1877),9% 

Nach $.2 des Gef. v. 9. Juni 1871 follte die Reichs- 
verfafjung mit dem 1. Januar 1873 in Elfaß-Lothringen 
in Kraft treten, jedoch mit folgenden Mobififationen: 1. daß 
Art. 3. „fofort“ (alfo vom 28. Juni 1871 ab) gelten, 
2. daß einzelne Teile der Berfaffung ſchon vor jenem 
Termine durch Taiferlihe Verordnung mit Zuftimmung des 
Bundesrates follten eingeführt werben dürfen. Von diefer 
Befugnis wurde Gebrauch gemacht für die nachfolgenden 
Abſchnitte: 

1. RB. Art. 88 wurde durch Kaiſ. V. v. 17. Juli 1871 
(RGBl. 325 dazu Vollz.-V. v. 19. u. 30. Aug. 1871, 
RGBl. 326, 329) eingeführt und dadurch Elfaß- 
Lothringen v. 1. Januar 1872 ab dem deutſchen Zoll⸗ 
gebiet einverleibt. 

a 

un Genen, Brut Pte ne 
bildung in dieſer Periode it das Koran 6. und 
band I, 8. 69, I. Die Gange 


höchſt fompfigierte Trage hat| % Hänel_SR. I, 827 
dermalen in der Baupffaßie —* Zaband I, 764 ff. F 
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2. RV. Abſch. VII, das Poſt- und Telegraphenweſen 
betr., ebenfalls v. 1. Januar 1872 ab (K. V. v. 14. Oft. 
1871, RGBl. ©. 443). 

3. RB. Abſch. VII, das Eifenbahnwefen betr., ebenfo v. 
1. Januar 1872 ab (R. V. v. 11. De. 1871, RGBl. 
©. 444). 

4. RB. Art. 57-59, 61, 6365, das Reichskriegs- 
wefen betr., ſowie das Gef. v. 9. Nov. 1867 über 
die Verpflichtung zum Kriegsbienft follten fofort — 
d. i. v. 17. Februar 1872 — in Kraft treten (©. 
v. 23. Januar 1872, RGBl. S. 31, ausgegeben 
3. Febr. 1872). 

Überdies wurden noch an Reichsgeſetzen fpeziell in Elfaß- 
Lothringen in Kraft gefegt: das Gef. über Rechtshülfe v. 
21. Juni 1869 (©. v. 11. Dez. 1871, RGBl. ©. 445), 
über Maßregeln gegen die Rinderpeft v. 7. April 1869 
(©. v. 11. Dez. 1871, RGBl. ©. 471), über Befhrän- 
tungen des. Grunbeigentums in ber Umgebung von Feftungen 
v. 21. Dez. 1871 (©. v. 21. Februar 1872, RGBl. ©. 56), 
der die rechtliche Stellung der Arzte betreffende $. 29 der 
Gewerbeordnung v. 21. Juni 1869 (©. v. 15. Juli 1872, 
RGBl. ©. 350 nebſt Vollz.-B. v. 19. Juli 1872, ibid. 
©. 351), das Geſetz über das Urheberrecht an Schrift 
werten u.f.w. v. 11. Juni 1870 (©. v. 27. Januar 
1873, RGBl. ©. 42). 

Ferner wurde durch ©. v. 14. Juni 1871 (REBI. 
©. 315) das Reichsoberhandelsgericht ala oberfter Gerichts- 
bof für Elfaß-Lothringen an Stelle des Kaſſationshofes zu 
Paris eingefeft. 

Der in $. 2 des ©. v. 9. Juni 1871 fi 
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für Einführung der Reichsverfaſſung in Elfaß-Lotkringen 
wurde durch ©. v. 20. Juni 1872 (XGBl. ©. 208) auf 
den 1. Januar 1874 verlegt; durch G. v. 24. Juni 1878 
(GGBl. S. 161) wurde diefer Termin beftätigt*® und zu= 
glei; beftimmt, einmal, daß Elfaß-Lothringen dem in RB. 
Art. 1 bezeichneten Bundeögebiete Binzutrete (Einf.-Gef. 
$. 2), ferner, daß das Reichsland 15 Vertreter zum Reichs⸗ 
tage ($. 8) nad dem Wahlgefeh v. 31. Mai 1869 ($. 6), 
das zugleih für das Reichsland eingeführt wurde, zu 
wählen habe; die Abgrenzung der Wahlkreife erfolgte durch 
V. d. BR. v. 1. Des. 1873 (XGBl. ©. 373) und die 
erfte Wahl felbft wurde durch kaiſerl. Ver. v. 19. De. 
1873 (XGBl. ©. 380) auf den 1. Febr. 1874 anberaumt ; 
endlich beftimmte das Einf.-Gef., daß Elfaß-Lothringen von 
der Reichögefeggebung über die Bierfteuer frei und dieſelbe 
„bis auf weiteres“ ber „inneren Geſetzgebung“ „vorbes 
halten“ ($. 4), ebenfo daß der Oktroi zunächſt in bis- 
heriger Weiſe erhalten bleibe ($. 5). Nicht eingeführt 
wurde ferner Reichspreßgeſetz v. 4. Mai 1874 (RGBI. 65), 
fodaß für diefe Materie vorerft das ältere franzöfifche 
Recht in Kraft verblieb.* 

Indem mit dem 1. Februar 1874 die Reichsverfaſſung 
in Elfaß-Lothringen in Kraft trat, änderte fi) abermals 
die Form der Entftehung elfaß-lothringifcen Rechtes. Wie 
die Militärbiktatur durch die Taiferliche Diktatur, fo wurde 
nunmehr die Ießtere abgelöft durch die Formen des konſti⸗ 
tutionellen deutfchen Reichsſtaatsrechtes. 

= Über bad Zerfoffungelin. gerpeingens er ghlate Verſehen ſ. 


derungsgeſetz v. 20. Dez. 1878 Laban 
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Es trat nunmehr das eigentümlihe Verhältnis ein, 
daß die gefeggebenden Faktoren des Reiches, Bundesrat 
und Reichstag, neben ber Gentralgefeßgebung für das ganze 
Reich noch die Partifulargefeßgebung für einen einzelnen 
Beſtandteil des Reiches auszuüben hatten; daß die Formen 
für die Entftehung des Reichsrechtes zugleich die Formen 
für die Entftehung elſaß-lothringiſchen Landesrechtes waren. 
Während in der vorigen Entwidelungsperiode (II) Reichs— 
recht und elfaß-lothringifches Landesrecht zwar materiell über- 
einftimmend fein konnten, ſtaatsrechtlich aber fi an feinem 
Punkte dedten, und dennoch das elfaß-lothringifche Landes- 
recht gleichfalls Reichsrecht war, fallen in diefer Periode 
beide Sphären vollftändig zufammen.2° 

Die in diefem Verhältnis liegende Anomalie fpringt in 
die Augen: für 25 territorial begrenzte Teile des Reiches 
eriftierte neben der centralen Rechtsbildung des Reiches 
noch eine partifulare Rechtsbildung der Einzelftaaten. Eljaß- 
Lothringen war ebenfalls territorialer Beftandteil des Rei— 
es und deshalb der centralen Rechtsbildung des Reiches 
jest nad Einführung der Reichsverfaſſung ebenfo unter- 
worfen wie bie Einzelftanten; diefe Rechtsbildung beruhte 
und beruht durchaus auf dem Prinzip, daß ein Rechtsſatz 
des Reichsrechtes nur entftehen Tann dur; das Zufammen- 
wirken der im Reiche zufammengefaßten Cinzelftaaten: 
diefe legteren waren und find einer centralen 
Nehtsbildung unterworfen, deren Träger fie 


3 Bol. die vorzüglich ſcharfe wähnten Auffaffung Bundesrat 
Debuktlon von Laband I, 7 ir und Reichstag ald Träger nit 
A. Leonina. a. Fi der | der Reichd, fondern der Lanbeö- 
auf Grund feiner oben er=| gemalt bezeichnet. 

Born, Staatsrecht I. 2. Aufl. 
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felbft find (f. oben $. 4). Anders bei Elſaß— 
Lothringen. Diefer Beftandteil des Reiches 
war nad Einführung der Verfaffung der cen- 
tralen Rechtsbildung zwar ganz in gleider 
Weiſe unterworfen wie die Einzelftaaten, aber 
ohne zugleih Mitträger derfelben zu fein; 
während die Einzelftaaten zugleid in einem 
paffiven und in einem altiven Verhältniffe 
zum Reiche fiehen, war das Verhältnis Elſaß— 
Lothringens zum Reiche und ift bis zur Stunde 
nur ein paffives (vgl. auch unten $. 21). 

Noch anomaler aber als bezüglich der centralen Rechts- 
bilbung war das Verhältnis nad Einführung der Reidhe- 
verfaffung für Elfaß-Lothringen begüglih der partifu= 
laren Rechtsbildung. Die leßtere beruht in den deutſchen 
Einzelftaaten durchweg auf dem Prinzipe: Sanktion (Er- 
teilung des Rechtsbefehles) durch den Träger der Souve- 
ränetät, Feitftellung des Inhaltes der Rechtsſätze durch das 
Bufammenmwirfen von Staatsregierung und Volfsvertretung 
nad Maßgabe der konſtitutionellen Landesverfafjungen. In 
Elfaß-Lothringen aber waren nach Einführung der Reichs- 
verfaſſung die Träger der partilularen Rechtsbildung nicht 
Landesregierung und Landesvertretung, fonbern Reichsregie- 
rung und Reichsparlament, jedoch mit ber Mobifilation, 
daß die Santtion des Lanbesrechtes nicht, wie dies fonft 
für das Reichsrecht prinzipiell angenommen werben muß, 
dur‘ den Bundesrat als den Repräfentanten der Reichs- 
fouveränetät erfolgte (f. oben S. 411 ff.), fondern durch den 
Kaifer ald den delegierten Vertreter des Souveräns in 
Ausübung der elfaß-lothringifcen Landesſtaatsgewalt; der 
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Bundesrat trat ſomit in dieſer Periode für das elſaß⸗ 
lothringiſche Landesrecht ganz in die Stellung eines Ober⸗ 
hauſes, einer Pairslammer, und hatte nur die nämlichen 
Rechte wie der Reichstag.? 

Demgemäß hätte in diefer Periode alles elſaß⸗ lothrin⸗ 
giſche Landesrecht, ſoweit es durch die oberſten Faktoren 
der Reichsgewalt erging, im Reichsgeſetblatt (RB. Art. 2) 
publigiert werben müſſen; dies geſchah jedod nicht, viel- 
mehr wurde in Widerſpruch mit dem Prinzip, aber praftifch 
durchaus angemefjen, zu jenem Zwede das elfaß-Lothein- 
giſche Landesgeſetzblatt vermenbet.?7 

Außerdem war noch durch $. 8 des ©. v. 25. Juni 
1873 dem NKaifer das Recht beigelegt worden, auch nad 
Einführung der RB. „bis zu andermeiter geſetzlicher Rege- 
lung“ Veroronungen mit Geſetzeskraft zu "erlaffen, jedoch 
unter nachfolgenden Vorausfegungen: 1. daß der Bundes⸗ 
rat zuvor zugeftimmt habe, 2. daß der Reichstag nicht ver- 
ſammelt fei. Sachlich ferner war die Kompetenz zu folden 
„Notftandsverorbnungen“ nad folgenden Richtungen be- 
ſchränkt: diefelben durften 1. weder bie Verfaffung noch 


2 9. A. Saband I, 7651| Elfah - Lothringen ber Raifer, 


und die dort citierten Schrift» | und 
fteller, die zwar eine Sanktion 
der elſaß · lohringiſchen Landes- 
gefee burd ben Kaiſer auf 
Grund der Gefege v. 9. Juni 
1871 und 2. Mai 1877 behaup- 
ten, dagegen bie Sanftion au 
Grund d. ©. v. 25. Juni 187: 
dem Bundesrat vindizieren. 
Santtion der Gefege ift ber 
höchſte Att der Stantägemalt, 
die Staatögewalt aber übt in 


daran wurde au dur 
Einführung der RB. nicht? ger 
ändert; demgemäß ftand aud 
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geht dem Raifer zu. 9. M. aud) 
©. Meyer, Anteil der Reichs- 
organe 2c. 81 ff., Lehrb. 3969, 
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7 DBgl. hierüber Laband I, 
769: („Spezial Reichsgeſetz · 
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2. die in Elfaß-Lothringen in Kraft ftehenden Reihs- 
geſetze ändern, nod 3. fi auf Anleihen und Garantieen 
zu Laſten des Neichslandes beziehen. Dagegen ift ein 
eigentliher „Notftand“, analog dem Art. 63 der preuß. 
Verf.-Url., nicht Vorausfegung dieſes kaiſerlichen Verorb- 
nungsrechtes. Endlich ſchrieb das Gefek vor, daß folde 
Notftandöverorbnungen dem Reichstag fofort bei feinem 
Wieverzufammentritt vorzulegen feien und außer Kraft treten 
folten, wenn ber Reichstag denfelben feine Genehmigung 
verfage; fie galten demnach bei ihrem Erlaß als refolutiv 
bebingt.?® 


IV. Elfaß-Iofhringen in den Anfängen Telbfländiger 
Bonfifuierung® („Landeögefeßgebung"). 

Eine Neuorbnung des elfaß = lothringiſchen Landes- 
ſtaatsrechtes enthält dann weiter das Gef. v. 2. Mai 1877 
(RE. ©. 491). 

1. Nach diefem Gefee wird zwar einerfeit3 die Mög- 
lichkeit aufrecht erhalten, daß elfaß-Iothringifche Lanbes- 
geſetze auf dem bisherigen Wege, nämlich durch die Reis - 
gefeggebung, gegeben werben; AÄnderung oder Aufhebung 
folcher Gefege kann felbftverftändlich auch nur auf dem Wege 
der Reichsgeſetzgebung erfolgen ($. 2).2° Ein Unterſchied 


2 Labanb I, 770 ff. 770 jegt im Gegenſatz zu den 
» Hänel StR. 1, 828. Ausführungen der 1. Auflage, 
* Daß nur auf dem Wege | aber vo nur, weil dies „prat⸗ 
des Reichägefeges auch für bie tif zu ben größten Mikftänden 
vor Mai 1877 auf Grund | führen müßte”. Das hätte ver 
ber Gefege v. 9. Juni 1871 und | Gefeßgeber bebenten follen, bie 
25. Juni 1873 ergangenen Zan- Wiſſenſchaft wird doch bei ber 
beögefege eine Anderung mög« | „ftrengen Konfequeng des Brin« 
lich fei, verneint Laband I, |zips“ bleiben müffen. ©. jedoch 
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gegenüber der übrigen Reichögefeggebung befteht nur infos 
fern, als für elfaß-lothringifhe Partikulargefege, auch wenn 
fie in der Form des Reichsgeſetzes ergehen, der Kaifer das 
Sanktionsrecht mit den daran gefnüpften Rechtsfolgen 
¶. oben S. 530 vb. 411 ff.) Hat.® 

2. Ferner bleibt das Notverordnungsrecht des Kaiſers 
nad $. 8 des Gef. v. 25. Juni 1873 in Kraft (f. 
oben IV).e⸗ 

3. Daneben aber wirb ein zweiter Meg der Gefeh- 
gebung als gleichberechtigt mit der Reichsgeſetzgebung ge- 
ftattet (und nad Lage der thatſächlichen Verhältniffe mußte 
diefer zweite Weg in kurzem notwendig der Hauptweg 
werden): es wurde nämlih eine „Landesgefet- 
gebung”®® durd den Kaifer mit Zuftimmung 
1. des Bundesrates und 2. des Landesaus- 
ſchuſſes eingerichtet. Diefer legtere war bereits 
durch kaiſerl. Ver. v. 29. Ditober 1874 (RXGBl. 1877 
©. 492) errichtet worden, „um den Wünfchen entgegenzu- 
kommen, welde von Vertretern der Intereſſen des Reichs- 
landes auf den Bezirfötagen kundgegeben worden find, und 
von ber Abficht geleitet, die Verwaltung bei der Vorbereitung 
der Landesgeſetze durch die Erfahrung und Sachkunde von 
Männern beraten zu fehen, welde durch das Vertrauen 


ud Stöber im Ach. f. öff.| ®% Laband I, 766. 
R. I, 663°, = Diefe Beeiänung lann 
31’ Ebenſo Zeoni a.a. O. 284. immer nur unter dem unten 
Die Sertänbigung diefer Art|S. 552 gegebenen Vorbehalt (f. 
von Geſehen erfolgt durch den auch Laband I, 765 f.) ges 
Neichälanzler, wogegen Zaband | braudt werben. 
a Kr mit Recht Bebenfen er- 
t. 
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ihrer Mitbürger ausgezeichnet find“, wie der kaiſer⸗ 
liche Erlaß beſagte. Derfelbe murbe gebildet auf 
der Baſis der elfaß-lothringifchen Bezirkötage,®* deren 
jeder 10 Mitglieder und 3 Stellvertreter in geheimer 
Wahl mit einfager Stimmenmehrheit auf 3 Jahre 
zu ernennen hatte. Mitgliebfhaft am Bezirlstag war 
darnach rechtliche Vorausfegung für die Mitgliedſchaft 
am Landesausſchuß. Die Regierung war vertreten durch 
den Dberpräfiventen und deſſen Kommifjarien, die die Bor- 
lagen einzubringen hatten und jederzeit im Plenum und in 
den Kommiffionen das Wort ergreifen lonnten. Ort und 
Seit der Sigungen zu beftimmen,. blieb kaiſerlicher Anord- 
nung vorbehalten, die Sigungen follten geheim fein. Präfi- 
dium und Geſchäftsordnung fi zu geben, mwurbe dem 
Landesausſchuß ſelbſt überlafien. 

Dieſer Landesausſchuß erhielt zunächſt dur bie Ber. 
v. 29. Dit. 1874 nur eine beratende Kompetenz. Bur 
„gutachtlichen Beratung“ follten dieſem Landesausſchuß 
vorgelegt werben: 1. der Landeshaushaltsetat, 2. alle Geſetz⸗ 
entwürfe über Materien, die nicht durch die Reichsver- 
faffung ber Reichsgeſetzgebung vorbehalten find, 8. fa- 
Zultativ „Berwaltungsmaßregeln von allgemeiner Bebeutung, 
melde nad der beftehenden Gefehgebung nicht der Bera- 
tung oder Beſchlußfaſſung der Bezirkötage unterliegen“. 
Das gutachtliche Botum des Landesausſchuſſes follte in 
beglaubigter Ausfertigung bie Beſchlüſſe der Plenar- 
verfammlung, deren Begründung und die in der Minder- 
heit gebliebenen Anfichten enthalten. 


4 ©. über dieſelben Mitſcher in Preuß. Jahrb. XXXIV, 477 ff. 
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Durh das ©. v. 2. Mai 1877 erhielt weiterhin der 
Landesausſchuß eine beſchließende Kompetenz und trat als 
Faktor der Landesgefeggebung an Stelle des 
Reichstages ($. 1), bezw. demfelben als gleid- 
beredhtigt zur Seite. Die Santtion der auf dieſem 
Wege inhaltlich feitgeftellten Geſetze blieb aber Recht des 
Kaiferd „mit Zuftimmung des Bundesrates“ ; die Publi- 
kation erfolgt im elfaß-lothringifhen Gefegblatt.?° Außer- 
dem blieb der Erlaß und entſprechend aud; die Aufhebung 
elfaß-lothringifcher Landesgeſetze im Wege der ordentlichen 
Reichsgeſetzgebung vorbehalten ($. 2). Daß eine durch 
Reichsgeſetz erfolgte Abänderung reichsgeſetzlicher Vor— 
ſchriften, die in Elfaß-Lothringen als Landesrecht gelten, 
ohne weiteres aud im Reichsland in Kraft trete, Tann 
durch kaiſerliche Verordnung mit Zuftimmung des Bundes- 
rates angeorbnet werden (©. v. 7. Juli 1877, RGBl. 
377). 

Ferner follte die Entlaftung bezüglich der Rechnungen 
für den Landeshaushaltsetat Fünftig neben dem Bundesrat 
dur den Landesausfhuß erteilt werben, jedod mit ber 
Modifilation, daß die etwa vom Landesausſchuß ver- 
weigerte Entlaftung an deſſen Stelle dur den Reichstag 
mit Rechtskraft erteilt werden könne ($. 3). Im übrigen 
(alfo insbefondere Hinfichtlih der Zufammenfegung des 
Landesausſchuſſes) verblieb die V. v. 29. DH. 1874 in 
Kraft ($. 4). 


Bel. Laband I, 767. Über den Landesausſchuß 733 f. 
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8. 20. 
Pas geltende elfah-Lothringifhe Staatsreht.! 
(8. v. 4. Juli 1879, RB. 165.) 

Eine durchgreifende Anderung erfuhr die ſtaatsrecht⸗ 
lie Drganifation Elſaß-Lothringens endlich durch das 
hochwichtige Geſetz v. 4. Juli 1879 (RGBl. 165); das- 
ſelbe trat gemäß der hierfür vorbehaltenen kaiſerlichen Ver- 
ordnung v. 23. Juli 1879 (RGBl. 281) mit dem 1. Okt. 
1879 in Kraft, und unter dem gleihen Datum erging eine 
zweite Taiferliche Verordnung (KGBl. 282), den Übergang 
landesherrlicher Befugnifle auf den kaiſerlichen Statthalter 
betreffend. 

Die Faktoren der elfaß-lothringifchen Staatsgewalt find 
nad dem ©. v. 4. Yuli 1879 folgende: 


I Der Baifer. 


An dem Prinzip des G. v. 28. Juni 1871, daß der 
Kaifer namens des Reiches, d. i. der Einheit ber ver- 
bündeten Regierungen (f. oben $. 4), die elfaß-Iothringifche 
Staatögewalt auszuüben habe, ändert auch die neueite 
Gefeggebung nichts. Demgemäß fanktioniert ver Kaiſer? 
insbeſondere bie elfaß-lothringifchen Landesgeſetze und hat 
folglich aud das Net, denſelben trog Buftimmung von 


1 Siem, Der, & Beiäätoge|RBBL 10. Fel aug Scami 
1879 1616 ff, 1787 f., 1770 

dazu Intagen 1532 M. Bejufß| Stf. pp — VRR NG 
Durgfüßrung bes Paupigefees | TI4 785 Er 

murhe unter Sem 5 gut 1 7918. 188; A 
noch ein Nachtragägefeg zum| 2 
Reihahaushaltsetat ° ertaffen| " gaband I, 2. 
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Bundesrat und Reichstag bezw. Landesausſchuß feine Zu- 
fimmung zu verfagen. Die Kontrafignatur der Taifer- 
lichen Anordnungen erfolgt durch den Statthalter, für 
melden der Staatsfelretär als Generalitellvertreter kraft 
Geſetzes eintreten Tann, ſoweit nicht beftimmte Funktionen 
dem Statthalter ausſchließlich vorbehalten find.? Das 
duch $. 8 des ©. v. 25. Juni 1873 konſtituierte Not- 
verordnungsrecht des Kaifers* ift, da hierüber eine „ander- 
weitige gefegliche Regelung” bis jegt nicht getroffen wurbe, 
als fortbeftehend zu erachten. Daraus ergiebt ſich aller- 
dings die fonderbare Konfequenz, daß ber Kaiſer durch 
eine Notverorbnung ein unter Buftimmung bes Landes⸗ 
ausſchuſſes erlafjenes Gejeg abändern Tann, wenn nur ber 
Reichstag nicht verfammelt ift. Das gewöhnliche Verord- 
nungsrecht ſteht dem Kaiſer zu; über die erforderliche 
Gegenzeiänung f. unten ©. 542. Der Bundesrat ift an ber 
Ausübung der eljaß-lothringifchen Staatögewalt im all- 
gemeinen nicht beteiligt: die Präfumtion ſpricht bei allen 
landesherrlichen Befugniffen für den Kaifer. Nur foweit 
befondere geſetzliche Vorſchriften beftehen, ift der Bundesrat 
zur Mitwirtung an der Regierung berufen; fo ift ins- 
befondere feine Zuftimmung erforderlich zu den Notver- 
orbnungen bes Kaiferd nad $. 8 des Gef. v. 25. Juni 
1873.5 


®G. v. 4. Juli 1879 88. 2 gründete finguläre Berorbnun, * 
4,6; ©. Meyer, Lehrb. dof; deche des Raifers und 
Zaband I, 746. materielle Bedeutung |. Ta 

+ Über das durch RG. v. 7.|band I, 773, 774 d. 

Juli 1887 (RGUL 377) be| ® ©. Laband I, 797 f. 
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UL Ber Staffhalter des Kaiſers ($$. 1, 2).° 

Der Raifer kann fi durch einen Statthalter vertreten 
laſſen, welder in Straßburg reſidiert. Der Statthalter 
wird vom Kaifer ernannt und abberufen, die betreffenden 
Verfügungen find vom Reichöfanzler gegenzuzeichnen. Der 
Kaifer hat von der ihm durch das Geſetz erteilten Voll- 
macht Gebrauch gemadt und einen Statthalter ernannt.’ 
Iſt die Stelle nicht beſetzt, fo find die landesherrlichen 
Rechte vom Kaifer, die übrigen vom Staatsſekretär wahr- 
zunehmen.® 

Der Statthalter tritt: 


1. An Stelle des Kaiſers. 


Die dem Kaiſer erteilte geſetzliche Vollmacht, dem 
Statthalter landes herrliche Befugniffe zu über 
tragen, fand ihren Vollzug zuerft durch die kaiſerl. V. 
v. 23. Juli 1879, weiterhin durch ®. v. 28. Sept. 1885, 
15. März und 20. Juni 1888, 11. Dez. 1889, 14. März 
1893. Die vom Kaifer, dem Delegaten des Reiches, vor- 
genommene Subbelegation lautete auf den Namen des 


© Zaband I, 742 Hänel terijge Ernennung, „nur bie 
StR. 1, 829. n base auf | Ül Tanbeöberrficer 
MWartegeld und fein Belag iffe ift fakultatio”. a 
für den aa ie Meißen “6 eyer, Lehrb. 896 
Vorſchriften wie gi den Bei 3- | D. Banen in Stengels Bir 
Tanzler, Gef. v. 28. April terb. II, 538. 
(ROBL. 129) f. oben ©. 30. ® Bgl. den Aller. Crl. v. 

7 Aber es miderfpricht dem | 29. Juni 1885; Laband I, 744”. 
Wortlaut des Gefeked, wenn| ? Laband I, 742 bezeichnet 
Zeoni a. a. D. ©. 238 an⸗- die Ausübung biefer Yunktion 
nimmt, daß der Statthalter er- |ald „Red satte bie Sade 
nonnt werden muß. Cbenfo| beruht in ber Hauptface auf 
auch Laband 744 für obliga- | dem franz. Redt. 
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Feldmarſchalls von Manteuffel, fie war fomit feine 
ſachliche, auf den jeweiligen Statthalter bezogene, fonbern 
ein perſönliche. In gleicher Weife wurde fpäter der Fürſt 
von Hohenlohe-Shillingsfürft zum Statthalter 
ernannt (V. v. 28. Sept. 1885, RGEBl. 274 i. Eingang) 
und bei jedem Thronmwechfel neuerdings perſönlich mit der 
Wahrnehmung diefer landesherrlichen Befugniſſe beauftragt. 
Der Kaiſer überträgt dem Genannten nit alle Ianbes- 
herrlichen Befugnifie, fondern nur ganz beftimmt bezeichnete 
Kategorien berfelben. Nah Ausweis der Verhandlungen 
im Reichstag handelte es ſich dabei hauptſächlich um ſolche 
Sunftionen, melde nah franzöſiſchem Staatsrecht der 
Spezialdekretur des Monarchen vorbehalten waren, nad 
deutſchem Staatsreht aber regelmäßig den Minifterien zu= 
ftehen. Die Ausübung diefer Funktionen fällt im Falle 
der Behinderung des Statthalter wieder an ben Kaifer 
zurück. 

Die in Betracht kommenden Befugnifie laſſen ſich 
folgendermaßen gruppieren: a) Erlaß von Verordnungen 
über die verſchiedenſten, ſpeziell aufgeführten Gegenſtände 
der Landesverwaltung, b) Nachlaß von Geldſtrafen und 
Gewährung der Rehabilitation, ſowie verſchiedene andere 
fislaliſche Befugnifie, e) Ernennung bezw. Beftätigung ge- 
wiſſer Beamtenkategorieen. 

Für die Ausübung diefer landesherrlihen 
Sunttionen ift der Statthalter unverant- 
mwortlid. „Aus dem Weſen der Delegation folgt, daß 
der Statthalter für die von ihm in Dertretung bes 
Staatsoberhauptes vollzogenen Regierungsatte nur feinem 
Machtgeber, im übrigen aber gleich dieſem nicht verant- 
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wortlid fein Tann“ (Motive, Sten. Ber. 1533). Damit 
iſt alfo neben dem Kaiſer nod ein zweites unverantwort- 
liches — wenn auch nur in beftimmt begrenztem Um— 
fange — Organ in das Reichsſtaatsrecht eingeführt. 

Die Kontrafignatur dieſer landesherrlichen Anordnungen 
des Statthalters hat vielmehr der Staatsſelretär des elſaß⸗ 
lothringiſchen Landesminiſteriums zu bethätigen und damit 
die parlamentariſche Verantwortlichkeit zu übernehmen ($. 4, 
Ziff. 1).1% Die Verantwortlichleit ift gegenüber dem 
früheren Reichsſtaatsrecht vollftänbig neu: fie leitet fi 
nicht aus RB. Art. 17 bezw. dem hierzu ergangenen 
Stellvertretungsgeſetz (ſ. oben $. 9) ab; fie ift feine aus 
dem Reichskanzler fließende, fondern eine in Reichsſachen 
neben der allgemeinen Verantworilichkeit des Reichskanzlers 
und unter Ausſchluß dieſer letzteren neu Zonftituierte 
Spezialverantwortlicfeit. Der Reichskanzler hat demnach 
auch keinerlei Befugnis, hinſichtlich der einſchlägigen Amts- 
handlungen ſelbſt einzutreten, Statthalter und Staats- 
ſekretär find vielmehr für dieſe Sphäre dem Reichskanzler 
gegenüber vollklommen unabhängig. 


2. An Stelle des Oberpräſidenten.u 
Der frühere Oberpräfident von Eljaß-Lothringen hatte 
neben der Gentralverwaltung des Reichslandes, die jeht auf 


10 9, Meyer, Lehrb. 397°.| 1 Über bie Kompetenz des 
Eine Zertretung des Staatd-| früheren Dberpräfidenten vgl. 
ſekretärs durch die Unterftant3-| Meyer, Lehrb. $. 139, ferner 
fefretüre bagegen ift ftaatsrecht-| Motive, Sten. Ber. Anl. 1535. 
lid durchaus unzuläffig; ander | Leoni a. a. D. 240 f.; La 
fan „die Praxis, |. Zaband|band I, 731 fi. 
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das Minifterium (f. unten IIT.) übergegangen ift, noch 
eine Reihe außerordentliher Vollmachten auf 
Grund des $. 10 des ©. v. 30. Dez. 1871 (GBl. f. E. 
2. 1872, 49),12 welche nunmehr auf den Statthalter über- 
tragen wurben ($. 2). 


3. An Stelle des Reihstanzlers. 


„Auf den Statthalter gehen zugleid die 
durch Gefege und Verordnungen dem Reichs-— 
tanzler in elfaß=Iothringifhen Landesan- 
gelegenheiten überwiefenen Befugniffe und 
DObliegenheiten über” ($. 2). 


18 ®gl. die langen und Ieb-|ift dem Reichslanzler ohne Ber- 
haften Debatten im Neichätag zug Anzeige zu maden. Bu 
über dieſen „Diktaturparagra= | polizeilihen Zwecken, insbeſon⸗ 
aim“ Sten. Ber. 1619, 1741,|dere aud zur Ausführung ber 

745, 1748 u. a. a. D. us |vorbejeigneten Maknahmen ift 
riſtiſche Ausbeute bieten dieſe der Uberpräfivent berechtigt, 
Debatten wenig, ferner Sten-|die in Eljaß-Lothringen ftehen- 

el in Hirths Ann. 1878, 113ff.,|den Truppen zu requirieren.“ 
azu G. Meyer, Lehr. 89810.| Das —R— Geſet vom 
Der kritiſche $. 10 lautet: „Bei | 9. Auguft 1349. it das Gefeg 
Gefahr für bie öffentliche Sicjer- | über den Belngerungäzuftand“, 
heit ift ber Oberpräfident (nad) welches in $. 9 lautet: 
obigem $. 2 der Statthalter) „Die Miltäregine hat bag 
ermädtigt, alle Maßregein zu Recht: 1) Hausjugungen bei 
treffen, welche er zur Abwen- | Tag und bei Nacht vorzunehmen; 
dung ber Gefahr für erforber- |2) Gerfonen, welde ſchon ge⸗ 
lid exachtet. Er iſt insbefon- richtlich beſtraft find oder ihren 
dere befugt, innerhalb des der | Wohnſitz nicht in ben vom Be— 
Gefahr ausgefegten Bezirks bie | Ingerungszuftand betroffenen 
jenigen Gewalten auszuüben, |Orten baden, zu entfernen; 3) 
melde ber $. 9 des Gefees | die Ablieferung von Waffen und 
vom 9. Auguft 1849 (Bulletin Schießbedarf anzubefehlen und 
des lois, Ser. 10, Nr. 1511) der die Auffuhung und egnahme 
Rilitãrbehörde für den Fall des Ben) Veröffentlihun- 
gelagerungänuftanbes zumeift. |gen und Verfammlungen zu 
Bon ben erlaffenen Verfügungen | verbieten, welde nad) ihrem Er- 
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Das Dberpräfivium und das Reichskanzleramt für Elfaß- 
Lothringen werben aufgelöft ($. 3); der Reichskanzler tritt 
in Bezug auf elſaß · lothringiſche Tandesangelegenheiten gänz- 
lich aufer Funktion, ſoweit es ſich bei ſolchen nit etwa 
zugleich um allgemeine Reichsangelegenheiten handelt !° 

„Diefer sub 2. und 3. bezeichnete Übergang ber Befug- 
niſſe und Obliegenheiten des Reichskanzlers auf den Statt- 
halter umfaßt auch die konſtitutionelle Ber- 
antwortlichkeit“ (Motive 1534); da bie Funktionen 
des Überpräfidenten nad diefer Richtung ſtaatsrechtlich 
Yunktionen des Reichöfanzler8 waren, fo folgt daraus: 
für die sub 2. und 8. bezeichneten Funktionen 
ift der Statthalter dem Reichstag verantwort- 
li. Diefe Verantwortlichleit ift eine durchaus ſelb⸗ 
ftändige, nicht aus AB. Art. 17 fließende, fonbern neben 
dieſer Vorſchrift neu fonftituierte, der Statthalter ift nicht 
Stellvertreter des Reichslanzlers für Elfaß- Lothringen, 
fondern er ift felbft Reichskanzler für diefen befonberen 
Teil der Reichsangelegenheiten. Der Reichskanzler bat dem- 
nad) nit die Möglichkeit, in die Kompetenz des Statthalters 


meffen geeignet find, Unorbnung |rufung beöfelben“ (Sten. Ber. 
hervorzubringen ober zu unter- | 1771). 
halten.“ 1 WEL die prächfe Erklärung 
18 Ang. Winbthorft: „ber des Unterftantäfefretärs Herzog 
Neihölanzier hat in Bezug auf |auf Anfrage bes Abg. Windt- 
Elfaß-Lothringen feine anderen hast Sten. Ber. 1632, 1638; 
Befugniffe, als diejenigen, welche | ferner die Rede des Abg. v. 
ihm in Ausübung der Reichs- Buttlamer-Lömenberg,ibid. 
funftionen rüdfigtli jeves an- | 1628, und die Motive Anl. 1592, 
deren beutfchen Landes zuftehen, | 1594: „die Obliegenheiten des 
und außerdem die Rontrafigna- Reichskanzlers werden von feiner 
tur ber Ernennung des Statt- | Berfon gelöft und einem anderen 
halters und ber etwaigen Abbe: | Träger anvertraut.“ 
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einzugreifen duch Vornahme von Amtshandlungen, wie er 
dies nad dem ©. v. 17. März 1879 für den Bereich ber 
Stellvertretungsämter Tann (vgl. oben ©. 265).1° 

Der Statthalter feinerfeits aber hat in dem Staats- 
felretär, dem Vorfigenden des elfaß-Iothringifchen Landes- 
minifteriums, einen Stellvertreter im Sinne bes alle- 
gierten Gefees zur Seite, und zwar kraft des Gefehes 
G. 4%), nicht kraft befonders erteilter Vollmacht, wie diefe 
fonft erforderlich ift.!° 

Der Staatsfelretär trägt fomit a) fraft der 
Gegenzeihnung die Verantwortlichkeit fürbie 
Iandesherrlihen Funktionen des Statthalters, 
b) fraftderihm gefeglid und zwar ganz generell 
zugewieſenen Stellvertretung die Verantwort— 
lichkeit für alle ſonſtigen Antshandlungen 
des Statthalters. Es liegt alſo lediglich im freien 
Belieben des letzteren, die Verantwortlichkeit des Staats- 
ſekretärs abzugrenzen, und in jedem Falle kann der Statt- 
halter jede in den Bereich der Stellvertretung fallende An- 
gelegenheit felb vornehmen ($. 4°). Wer im einzelnen 
Falle die Verantwortlickeit trägt, Statthalter oder Stants- 
felretär, ergiebt ſich lediglich aus der Unterfchrift des betr. 
Erlaſſes; der Statthalter kann aber nicht die Verantwortung 
vor dem Reichstag für einen von ihm unterzeichneten Erlaß 
dem Staatsſekretär zumeifen. 

Gegenüber dem Landesausſchuß befteht eine Verantwort- 
lichkeit juriſtiſch nicht.?7 

15 Ghenfo Laband I, 743] 1% Sten. Ber. 1617. 


und bef. über eine fehlerhafte 1" Sten. Ber. 1748 (bg. 
Prarxis 7447, e Windthorft). Labandl, {704 
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OL Pas LTandesminiſterium ($. 3,18 

Die Centralverwaltung für Eljaß-Lothringen, bisher 
geführt a) vom Oberpräfivium, b) vom Reichskanzleramt 
für Elfaß-Lothringen, c) vom Reichsiuſtizamt, geht an ein 
Landesminiſterium über, an deſſen Spite der Staatsſekretär 
ſteht. Das Minifterium ift nicht kollegialiſch organifiert, 
aber in Abteilungen gegliedert, melde von Unterſtaats- 
felretären geleitet werben; auch dem Staatsſekretär Tann 
die Leitung einer Abteilung übertragen werben ($. 5). Im 
übrigen wurde bie Organifation kaiſerlicher Verordnung vor- 
behalten.” Auf das Landesminifterium geht ferner eine 
Reihe von Funktionen des Bundesrates hinſichtlich der 
Landesbeamten über ($. 8). Vom Minifterium wird ferner 
das elfaß-Iothringifche Gefegblatt herausgegeben ($. 22). 
Die Unterſtaatsſekretäre tragen für ihre Reſſorts nur die 
disziplinariſche, nicht aber die Fonftitutionelle Verantwort⸗ 
lichkeit; die Ießtere liegt nur dem Statthalter bezw. Staats- 
fefretär nach den oben dargelegten Grundſätzen ob; daraus 
folgt, daß diefe Träger der Verantwortlichkeit das Recht 
haben müfjen, jederzeit Amtshandlungen im Bereich ber 
einzelnen Reſſorts der LUnterftaatsfefretäre vorzunehmen 
(je oben ©. 542f.). Selbftänbig in dem Sinne 3. B. des 
preußifchen Minifterialfyftemes find die eljaß-lothringifchen 
Reſſorts demnach nicht. 

Der Der Staateſereur, die Unterſtaatsſekretäre und Minifte- 
augen ift die Berantwort-| 19 Solche ergingen unter bem 
Tidteit nur dem Sandedausfhuß | 23. Juli 10, 2 . Juli 1881, 
gegenüber verwirficht.“ 5. Juni 1882, 25. Kprit 1887, 


Seoni Al ff, Saband I, |21.' April 1 
745 fi.; Hänel Si. I, 829 f. 
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rialräte werden vom Kaifer ernannt und entlaffen, die 
übrigen höheren Beamten vom Statthalter, die niederen vom 
Staatsſekretär ($. 61). Staatsſekretär und Unterftaats- 
fetretäre Tönnen mit Gewährung des geſetzlichen Wartegeldes 
jederzeit einftweilig in Ruheſtand verfeßt werben ($. 6? ob. 
Reichsbeamtengeſ. $. 25), fie Tönnen ferner jeberzeit auch 
ohne eingetretene Dienftunfähigkeit ihre Entlafjung erhalten 
und fordern; ber gefegliche Penſionsanſpruch befteht jedoch 
nur dann, wenn fie minbeftens zwei Jahre das Amt be 
Heidet haben ($. 6° vb. Reichsbeamtengeſ. $. 35). Die 
fämtlihen Beamten des Minifteriums find elfaß-lothringifche 
Landesbeamte nad Maßgabe des G. v. 23. Dez. 1873 
(GB. f. E⸗L. 479) ($. 6°).2° 


IV. vertretung im Bundearaf ($. 7). 


Dem Statthalter ift geftattet, „zur Vertretung ber Vor— 
lagen aus dem Bereiche der Landeögefeßgebung, ſowie der 
Interefjen Eljaß-Lothringens bei der Reichsgeſetzgebung“ 
Kommifjarien in den Bundesrat zu entfenden; die Zahl 
derfelben ift nicht beftimmt; die Vertreter Elſaß-Lothringens 
haben nur beratende, nicht befcließende Stimme; ihre In— 
ftrutionen empfangen fie vom Statthalter. Bevollmächtigte 
zum Bundesrat im Sinne ber Reichsverfaſſung find die 
Vertreter Elfaß-Lothringens fomit nicht und Tönnen dies 
nad der ſtaatsrechtlichen Stellung des Reichslandes nicht 
fein. Sie haben demnach feinerlei Rechte im und am 


Bundesrat. Es fteht dem letzteren völlig frei, diefelben zu 
20 ber bie elf.: Di 1 Bermal- M Leoni 232. 

tungsorganifation eyer, 

— ie ’ 

Zorn, Staatöreht I. 2. Aufl. 35 
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hören und ihr Votum zu berüdfichtigen. Nach der Geſch. O. 
v. 26. April 1880 $. 4 können die elfaß-lothringifchen 
„Rommifjare” an den Beratungen teilnehmen, Anträge 
ftellen, mit Referaten beauftragt werben; die Vorlagen find 
ihnen zuzuftellen. 


V. Ber Staatsrat (98. 9, 10). 


Als beratendes NRegierungsorgen wurde ferner in die 
ſtaatsrechtliche Drganifation des Reichslandes der Staats- 
rat eingefügt. 

Demfelben gehören Traft ihres Amtes an: der Staats- 
ſekretär, die Unterftantsfelretäre, der Präfivent des Ober— 
landesgerichtes und ber erfte Beamte der Staatsanwaltſchaft; 
ferner ernennt der Kaiſer 8— 12 Mitglieder auf je 3 Jahre; 
der Landesausſchuß hat das Recht, dem Kaifer 3 diefer 
Mitglieder in Vorſchlag zu bringen, ohne daß ber Kaifer 
hieran gebunden wäre. 

Den Vorfig im Staatsrat führt der Statthalter, bei 
Verhinderung desfelben der Staatsſelretär. Die Geſchäfts- 
orbnung feftzuftellen ift dem Kaiſer vorbehalten. 

Die Funktionen des Staatsrates find: 

1. Borberatung und Begutachtung von Gejegentwürfen, 

fowie allgemeinen Vollzugsverorbnungen ; 


38 Vgl. hierher die Rebe beö | ordentlichen Gerichte in Hirths 
Abg. v. Buttlamer-Lömen- | Ann. 1875, 1921 ff.; berfelbe, 
berg im Neidätag, Sten. Ber. |da3 öffentlihe Recht und die 
1630; ferner über den frangöf.| Bermaltungägerichtöbarkeit in 
Conseil d’Etat 1758 f.; ferner | Eljaß-Lothringen, ebenda 1876, 
Zeonia. a. D. 45 f., 287 f.;| 808 ff., 897 ff. Der Stantärat 
Labgnd I, 747; v. Stengel:|ift durch bie kaiſerlichen Er- 
die Übertragung der Verwal» |nennungen fonftituiert worden. 
tungsrechtſprechung auf die 
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2. Erledigung der ihm vom Statthalter außerdem vor- 
gelegten Angelegenheiten ; 
3. Erfüllung der ihm etwa durch die Landesgefeßgebung 
übermiefenen Angelegenheiten. j 
Bei 1. handelt es fi um ein definitiv feftgeftelltes Recht: 
Gefege und allgemeine Vollzugsverordnungen müffen dem 
Staatsrat zur Vorberatung vorgelegt werden, bei 2. um 
eine dem Statthalter generell erteilte Fakultät, bei 3. um 
einen Vorbehalt für die Landesgeſetzgebung, der biß jegt 
eine Ausführung noch nicht gefunden hat.?® 


VI Der Tandesausſchuß ($$. 12—21, dazu ©. v. 28. Mai 
1884 [ROBL. 98])* 


Die elfaß-lothringifche Volksvertretung, der Landesaus- 
ſchuß, wird durch die neue Geſetzgebung nicht weſentlich 
bezüglich ihrer Kompetenz, wohl aber bezüglich ihrer Zu— 
fammenfegung berührt. Der Landesausſchuß ift nach wie 
vor das Organ zur ordentlichen Mitwirkung bei Herftellung 
der Landeögefege ($. 21°). Während er aber bis jet nur 
aus 30 Mitgliedern beftand, je 10 für Oberelfaß, Unter- 
elfaß und Lothringen, wird nunmehr die Zahl der Mit- 
glieder auf 58 erhöht, und zwar find 34 von den Bezirfs- 


23 Das Gefeß behält vor, daB|Nort), vgl. auß Motive 
dem Staatörat „beichfießende” | Anı. 1586. 
Funktionen übertragen werden;| * Leoni a. a. D. 282 ff. 
nad) Ausweis der Verhandlungen |263 f.; Laband I, 739: „ftell- 
im Reichstag bezieht ſich dies |vertretender Spezialreichstag“, 
jpegiell auf bie Derwaltungs- | „Surrogat des NReichätages“ ; 
gericptsbarleit hödfter Inftanz, |Dänel StR. I, 832%, richtig 
welche vom taiferlichen Rat an | gegen 9. Meyer, Lehrb. 8. 141%, 
den Staatsrat ober eine Ab- He auch Stöber im Ardiv 
eitung beäfetben übergefenfollte. I, 667. 
Sten. Ber. ©. 1755 (Abg. 

35* 
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tagen nach Maßgabe der kaiſerl. Verordnung v. 29. Okt. 
1874 aus ihrer Mitte zu ernennen (10 für Oberelſaß, 11 
für Lothringen, 13 für Unterelſaß) ($. 12), 4 weitere von 
den vier großen Städten des Landes, Straßburg, Metz, 
Kolmar, Mühlhaufen, aus der Mitte der Gemeinderäte, 
endlich find 20 Mitgliever von den Lanbkreifen ($. 18) 
nad folgendem Wahlmodus auf je 3 Jahre zu wählen: 

„Die Wahl in den Kreifen wird derart vorgenommen, 
daß die Gemeinderäte aus ihren Mitglievern, in Ge- 
meinden mit weniger ala 1000 Einwohnern einen Wahl- 
mann, in Gemeinden mit über 1000 Einwohnern für 
je volle 1000 Einwohner mehr, einen Wahlmann mehr 
wählen. 

Die Wahlmänner jeden Kreifes wählen den Abgeorb- 
neten besfelben. 

Die Wahlen der Abgeorbneten werben innerhalb vier 
Boden nad der Wahl der Wahlmänner vorgenommen. 
Wahlbar zum Abgeorbneten ift, wer das altive Gemeinde 
wahlrecht befigt und im Bezirke feinen Wohnſitz hat. 

Die Wahlen der Wahlmänner und der Ahgeorbneten 
geſchehen in geheimer Abftimmung auf drei Jahre. 

Das Recht des Wahlmannes, ſowie der von ben Ge 
meinberäthen unmittelbar gewählten Abgeorbneten erliſcht 
mit der Mitglievfchaft im Gemeinderat” (88. 14, 15). 

In Gemeinden mit aufgelöftem oder fuspenbiertem Ges 
meinberat ruht das Wahlrecht ($. 16). Die fo gewählten 
Mitglieder haben wie die aus ber Mitte der Bezirkstage 
gewählten Mitgliever vor dem Eintritt in den Bezirkstag, 
vor dem Eintritt in den Landesausſchuß dem Kaifer Treue 
zu ſchwören ($. 18); die Ausübung bes Mandates ift hier- 
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von vechtlich bebingt.?° Der Landesausſchuß wird vom 
Statthalter zu feinen Sigungen berufen, eine obligatorische 
Verpflichtung zur Berufung befteht jedoch nicht. Seine 
Präfidenten und Schriftführer wählt der Landesausſchuß 
ſelbſt; ebenfo giebt er ſich feine Geſchäftsordnung. Das 
Recht, den Landesausfhuß zu vertagen oder aufzulöfen, ift 
dem Kaifer vorbehalten ($. 19 Abf. 1); die Auflöfung des 
Landesausſchuſſes zieht die Auflöfung der Bezirkötage 
nad fih (8.19 Abſ. 2); die Neumahlen zu den Bezirks- 
tagen haben alsdann binnen 3, die zum Landesausſchuß 
Binnen 6 Monaten vom Termin der Auflöfungsverordnung 
ab zu erfolgen (8. 19 Abf. 3). 

Die Kompetenz des Landesausfhufles wurde nur info- 
fern erweitert, als ihm auch das Recht zur Initiative bei 
Geſetzesvorſchlägen, fowie das Recht, dem Minifterium Peti- 
tionen zu übermweifen, eingeräumt murbe ($. 21 Abſ. 8). Bis 
dahin konnte der Landesausfhuß nur auf Jnitiative der 
Regierung in die Beratung von Gefehentwürfen eintreten. 

Die Mitglieder und Kommiffare des Minifteriums fönnen 
jeberzeit im Plenum und den Kommiffionen des Landesaus- 
ſchuſſes das Wort ergreifen ($. 20). 

Die Verhandlungen find öffentlih und deutſch; Mit- 
glieder, die der deutſchen Sprache nicht mächtig find, dürfen 
deutſche Reden verlefen (Gef. v. 23. Mai 1881, RGBl. 
98, in Kraft feit 1. März 1882). Die ftraf- und progeß- 
rechtlichen Privilegien der Volfsvertretungen (RStGB. $8. 11, 
12, 105, 106, 389 Abf. 2. StPO. 59.49, 72. EBD. 


% Über die Wahlprüfu— v zo, ‚Dit. 1879 vgl. Laband 
nad) dem Gef. v. 22. Juni 1 18, |. 
Art. 50 ff. und der Werorbnung 
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8. 847, 8367, 785, 786) gelten aud für den elfaß- 
lothringiſchen Landesausſchuß.ꝰ 


VIL Ber kaiſerliche Bat ($. 11, ob. G. v. 81. Dez. 1871 8. 8321 
Steuerrellamationen, Gemeindewahlen, Streitigleiten 
über Benutzung von Gemeindegütern 2c. gehörten nad) fran— 
zöſiſchem Recht in erfter Inftanz vor die conseils de pré- 
fecture, an deren Stelle unter der deutſchen Verwaltung 
die Bezirksräte traten, in zweiter vor den Staatsrat. Die 
legtere Inſtitution als Verwaltungsgerichtshof II. Inftanz 
wurde vorerft beibehalten und mit ben Funktionen besfelben 
das Kollegium der Räte des Oberpräfidiums als „kaiſerlicher 
Nat” betraut. Nach Auflöfung des Oberpräſidiums ift der 
Taiferlide Rat vorläufig aufrecht erhalten worden und foll 
aus 10 frei vom Kaifer zu ernennenden Mitgliedern beftehen. 
Seine Kompetenz ift durch die Spezialgefeßgebung normiert. 
Die Inftitution des faiferlichen Rates ift jedoch nad) der 
Erklärung des Negierungsvertreters in den Reichstagsver— 
handlungen nur ein „Notbehelf“, „an deſſen Stelle eine 
andere zweckmäßige Einrichtung zu fegen fein werde”. 
VIII. Durch befondere gefegliche Vorſchrift wird all- 
jähtlid der Reihsrehnungshof zur Kontrolle der 
Finanzwirtfchaft des Reichslandes nad Mafgabe des für 


% Gaband I, 741 f. durche ¶Landtagsqualität des Landes- 
aus —2 — —— ausfehuffes“ bei. 
eyer, Lehrt Pr 
4043, auf Orunb einer Buch | Bea  gergng Im Rehätag, 
ftabeninterpretation der bett. feet Be 1138 f Tonie dir 
Gefegeuorf —— 16 Mmme | Gen &. 499° Gerne Bitter 
Stöber im en 00T , zatur; ferner Leoni a. a. D. 


659 ff. in der Frage über kai 
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Preußen und das Neich geltenden materiellen Rechtsſätze 
berufen.2® (S. oben ©. 469 ff.) 

IX. Die im Reichsland fungierenden Beamten find 
ſtaatsrechtlich Reichsbeamte; da jebod für bie befonderen 
Verhältnifie des Reichslandes neben dem allgemeinen Reichs- 
beamtenrecht noch mehrfach befondere Vorſchriften erforber- 
lih waren, haben die eljaß-lothringifchen Reichsſpezial- 
beamten eine den Landesbeamten thatſächlich analoge Rechts- 
ftellung erhalten, insbeſondere dadurch, daß fie aus ber 
elfaß-lothringifchen Landeskaſſe ihr Gehalt empfangen.?? 


$. 21. 
Heid und Heihsland.! 


Als Elfaß-Lothringen dem Deutſchen Reiche einverleibt 
wurde, verlor e3 einerſeits die Reichsſtellung einer einfachen 
Provinz, welche das Land im franzöfifchen Staatswefen inne- 
gehabt hatte und erhielt andererſeits doch nicht die Stellung 
eines autonomen Gliedſtaates im Deutfchen Reiche,? der 
wie die übrigen Gliedftaaten zu feinem Teile Mitträger der 


9) Gef. v. 14. Mai 1894 (GBl. 


” Gef. v. 15. Dt. 1873, fo- 
wie bie von Laband I, 749! 
angegebenen Geſetze. Die von 
2aband 747 ff. entmidelte 
grumbfägtiche ?e Auffaffung, ft au 
treffend Segen Leoni 249 und 
Löning ÜR. 78 („mittelbare* 
Reihsbeamte). 

ı er 178 ff.; Meyer, 
Seht, 58 ; Saband I, 

fe; en "bie anonyme 
Särift: Elfah-Lothringen | 64 


als katſerliches Rronland, 
Röln 1878; Stöber im Ard- 
f. öff..R. L, 654 fl. 

? Nur Seybel, Komm. 31, 
und nad ihm Leoni 23 ff. 
erflären Elſaß · Lothringen für 
einen „Staat; als „torpota= 
tive Öemeinmefen“ Betrachten 
das Reichsland Löning DR. 
9, und ©. Meyer, Staatär. 
% 188. Dagegen Zaband], 
14%; Hänel StR. I, 830; 
gibber im Archiv f. RL, 
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Reichsſouveränetät wäre. Elſaß-Lothringen wurde 
nicht gleichberechtigtes Mitſubjekt der Reichs— 
ſouveränetät wie die Gliedſtaaten, ſondern 
es wurde nur Objekt der Reichsſouveränetät, 
wurde „Reichsland“. Nur als ſolches bildete es in 
feiner ſtaatsrechtlichen Poſition ein Analogon zu den Einzel- 
ftaaten, indes alles, was fi) auf die Mitträgerfchaft der 
Reichsſtaatsgewalt durch die Einzelftaaten bezieht, bei Eljaß- 
Lothringen wegfiel? „Objektiv fällt die Unterſcheidung 
zwiſchen Reichsgewalt und Staatsgewalt in Elfaß-Lothringen 
vollftändig zufammen mit der verfafjungsmäßigen Kompe- 
tenzabgrenzung zwiſchen Reich und Einzelftaaten; fubjeftiv 
aber ftehen beide Klaſſen von obrigfeitlichen Befugniffen 
im Reichslande demſelben Bereditigten, nicht wie im übrigen 
Neichögebiete zwei verſchiedenen Berechtigten, zu” (Qaband). 

Darnach mußte das Reichsland alle Laften und Pflichten 
des Reichsverbandes mittragen, ermangelte aber aller Rechte, 
die diefer Verband den Einzelftaaten als folden bot. 
Elfaß-Lothringen teilte mit allen Gliebftanten das Verhältnis, 
vom Reid regiert zu werben; es teilte aber nicht 
mit den übrigen Gliebftaaten das Recht, in verfaflungs- 
mäßiger Form felbft mit zu regieren. Und aud in 
erfterer Beziehung beftand eine Verfchiebenheit für das 
Reichsland gegenüber den Gliebftanten: während bei den 
letzteren die Sphären der Reichskompetenz, ber einzelitant- 


2.&. bie erihöpfende Erörte- | Stöber im Arch. f. öff. R. I, 
zung bei Laband I, 711 f.|656 ff., ber gegen das „nur Db- 
Über die Bezeichnung „NReichd- |jeft“ polemiftert, da die Elſaß⸗ 
Iand“ 7122, über den mangeln- Lothringer ald „Bürger“ des 
den Staatscharalter 714%; auch Reiches auch Mitfubjekt feien. 
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lichen Selbftverwaltung auf Grundlage von Reichsgeſetzen 
und der einzelftantlichen Selbftgefeßgebung unterſchieden 
werben müffen (f. oben 3. 5), war für letere im Reichsland 
zunädft fein Raum, da eigene Organe partifularer Geſetz- 
gebung nicht vorhanden waren; eine partilulare Selbftver- 
waltung wurde zwar alsbald eingerichtet, aber auch diefe 
verlief fehr viel mehr in die eigene Reichsverwaltung, als 
dies bezüglich der Eingelftaaten der Fall war. 

Die Reichsverfaſſung, ſowie die ganze auf Grund der- 
felben ergangene Spezialgefeßgebung hat felbftändige Staats · 
gebilde, die als folge an der Bildung des Reichsſtaats- 
willens teilnehmen und bie erforberlihenfalls auch durch 
eigene Organe zur Durchführung der Reichsgeſetzgebung mit- 
wirken können, zur notwendigen Vorausfegung.* Für 
Elfaß-Lothringen fehlt diefe Vorausſetzung. Demgemäß 
Tonnte es ſich bei der Einbeziehung diefer Länder in den 
ſtaatsrechtlichen Organismus des Reiches nicht darum handeln, 
die Reichsverfaſſung einzuführen, fondern vielmehr nur 
fie für den neuen Beftandteil des Reiches anzupaffen. 

Die hiftorifche Entwidelung zeigte, daß die Organifation, 
die man im Anfange dem Reichsland gegeben hatte, nicht 
haltbar war: die Verhältniffe des letzteren waren allzu 
anomal gegenüber den Verhältniſſen der Gliebftaaten, und 
es konnte fih von Anfang an nur fragen, wohin die Ent- 
widelung des Reichslandes fih richte, ob zur Einver- 
leibung in einen ber bisherigen Gliedftaaten 
des Reiches oder zur Konftituierung eines 
eigenen neuen Gliedftantes. Einen feiten Abſchluß 
bat die Entwidelung dermalen noch nicht gefunden, doch 


* Sg. Laband I, TIL. 
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war ber bisherige Gang zweifellos nad) der letzteren Alter- 
native gewendet, ſowohl was ben pofitiven Ausdruck des- 
felben in der Gefeggebung, ald was die Abfichten der ver- 
bündeten Regierungen und die Wünſche der Bevölkerung 
des Reichslandes ſelbſt betrifft. 

Ein erfter Schritt nach diefer Richtung lag ſchon darin, 
daß dem elfaß-lotkringifchen Oberpräfidenten ein großes 
Map von Selbftändigfeit und ein viel weiterer Kreis von 
Mactbefugnifien eingeräumt wurde, ala dies bei den 
preußifchen Oberpräfidenten der Fall ift. Immerhin aber ſtand 
neben bem Oberpräfidenten in Straßburg als Centralbehörde 
noch die Abteilung des Reichskanzleramtes für Elfaß- 
Lothringen in Berlin, und die Centralvermaltung lief, fo 
wohl fomeit fie in Straßburg als ſoweit fie in Berlin ger 
führt wurde, in den Reichskanzler ala verantwortlichen 
Minifter aus. Seitvem kraft des Gef. v. 17. März 1878 
ein Spezialftellvertreter des Reichskanzlers für Elfah- 
Lothringen in der Perfon des Unterſtaatsſekretärs, der an 
der Spige des Reichskanzleramtes für Elfaß-Lothringen ftand, 
beftellt wurbe, war diefer dem Oberpräfidium übergeordnet, 
und es trat noch klarer als früher hervor, daß Elfaß- 
Lothringen ftaatsrehtlic nur Verwaltungsdiftrift des Reiches 
war. Died Verhältnis war aber nad anderer Richtung 
bereits ſehr entfchieben durchbrochen worben, und bie Tendenz 
drängte gerade zur entgegengejegten Entwidelung. 

Ein erfter Schritt zur felbftändigen Konftituierung des 
Reichslandes als Gliedſtaat war die Einfügung desfelben 
in den Verband des Reichstages. Diefelbe erfolgte mit 
Einführung der Reichsverfaſſung vom 1. Januar 1874 ab. 
Zwar wurde feine felbftändige eljaß-Iothringifche „verbünbete“ 
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Regierung fonftituiert, von einer Vertretung des Reichslandes 
im Bundesrate konnte folglich nicht die Rede fein, aber 
dem elſaß⸗ lothringiſchen Beftanbteil des deutſchen Volkes 
wurden von jenem Zeitpunkt ab die nämlichen Rechte der 
Teilnahme an der Bildung des Reichsſtaatswillens ein- 
geräumt, welche alle anderen Bruchteile des deutſchen Volkes 
haben. Im übrigen blieb das Reichsland nah wie vor 
Provinz und Verwaltungspiftrift des Reiches. Durch feine 
Vertreter im Reichstag aber nahm Eljaß-Lothringen an ber 
Regierung des Reiches wenigſtens infomeit Teil, als dem 
Volke neben den Regierungen eine folde Teilnahme durch 
die Reichsverfaſſung eingeräumt ift. 

Einen weiteren Schritt auf diefem Wege bezeichnet das 
Geſetz dv. 2. Mai 1877. Daß ſchon zuvor die Reichögefeh- 
gebung nad) ihrem Inhalte ſich fonderte in die wirkliche 
centrale Reichögefeßgebung und in elfaß-lothringifche Landes⸗ 
gejeßgebung, war eine notwendige Folge der thatfächlichen 
Verhältniffe: die Form aber war für beide Arten der Reichs— 
gejeggebung feit 1. Januar 1874 die nämliche, abgefehen 

- von dem äußerlich nicht hervortretenden Unterſchiede, daß 
die wirklichen Reichögefege der Bundesrat, die elfaß-lothrin- 
gifchen Landesreichsgeſetze kraft geſetzlicher Delegation der 
Kaiſer janktionierte. 

Indem dur das ©. v. 2. Mai 1877 der Landesaus- 
ſchuß zum befcließenden Faktor der NReichögefeßgebung 
neben dem Reichstag erhoben wurde, wurde auch der Form 
nad) die Möglichkeit partifularer Landesgefeggebung geſchaffen, 
wenn aud; noch nicht mit ber gleichen Selbftändigteit, welche 
die übrigen Landesgeſetzgebungen im Reiche haben.’ 


5 Hänel StR.I, 832. Wenn Laband mit Recht fi gegen 
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Den legten und beveutenbften bisher nad) diefer Rich⸗ 
tung gemadten Schritt repräfentiert endlich das Geſetz vom 
4. Juli 1879. Dasfelbe ftellt in weitem Umfange die 
Vorausſetzungen eines felbftändigen Staates für Elfaß- 
Lothringen feſt. Der Kaifer zwar bleibt prinzipiel Träger 
der landesherrlichen Befugniffe, aber er fubbelegiert diefelben 
zu großem Teile einem im Lande refidierenden und nur 
mit den Angelegenheiten besfelben betrauten Statthalter; 
wenn auch zunächſt dad Geſetz nur fahultativ gefaßt ift, fo 
maltete dabei doch die beftimmte Abfiht ob, die Einrich⸗ 
tung, falls fie ſich bemähre, zu einer dauernden zu machen. 
Statthalter und Landesminifterium bilden ferner eine voll- 
tommen jelbftändige centrale Landesverwaltung, wie ſolche 
die anderen Bundesſtaaten fachlich ebenfalls befigen. An 
der Bildung des Reichsſtaatswillens nimmt Elfaß-Lothringen, 
abgefehen vom Reichstag, zwar nod nit in befchließen- 
der Weife Anteil, doch ift ihm das Recht eingeräumt, 
wenigſtens dur beratende Vertreter, die im Bunbesrate 
Sitz haben, darauf einzuwirken. 

Damit find die weſentlichſten Vorausfegungen für die 
nämliche ſtaatsrechtliche Exiſtenz des Reichslandes geſchaffen, 
deren die Einzelſtaaten fi erfreuen: eigene Gentralverwal- 
tung, eigene PBartifulargefeßgebung in Tonftitutioneller Form; 


diejenigen Schriftfteler erklärt, | zeichnen; aud bier wird viel⸗ 
welche dem Landesausſchuß den | mehr der von Laband ©. 761 
Rechlscharakler eines Provinzial» | vortrefflic entwicelte juriftifche 
Tandtage8 vindigieren, fo darf | Gebanfe am zutreffenbften buch 
er auch die elſaß⸗ lothringiſchen die Bezeihnung „Spezial-Reichd- 
nLanbeögefege" nicht ald „Pro-|gejege“ ausgedrüdt. 
vingialgefege bed Reiches“ ber 
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eigene Drgane zu einer (wenngleich noch modifizierten) Teil- 
nahme an der Feftitellung des Reichsſtaatswillens. 
Unterfchiede gegenüber den Einzelftaaten beftehen noch: 
erſtens infofern als ber Chef der Selbftverwaltung® des 
Reichslandes Subdelegat des Kaifers ift, welch letzterer nach 
wie vor als Delegat der verbündeten Regierungen Träger 
der elſaß⸗ lothringiſchen Staatsgewalt bleibt. Zweitens in- 
fofern als Elfaß-Lothringen nur beratendes Votum im 
Bundesrat bat. Drittens infofern als der Reichstag no 
die rehtlide Möglichkeit hat, an Stelle des elfaß-lothrin- 
gifchen Landesausſchuſſes als Drgan der partifularen Gefeh- 


% Zaband I, 717 f. lehnt die 
Mögligeit einer „Selbftver- 
waltung* für Eljaß-Lothringen 
überhaupt ab und erfennt nur 
an, daß „die Verwaltung bezen- 
tealifiert fein fönne in dem⸗ 
jelden Maße wie im übrigen 
jeiche“, dies ſei aber Reichs- 
verwaltung, nicht Selbftverwal- 
tung.“ Diefer Gegenfaß aber ift 
nicht vorhanden: die Selbftner- 
maltung der preußiſchen Städte 
ift Selbftvermaltung und dod 
Preußifche Bermaltung. Gerade 
für denjenigen Zweig ber Ber- 
waltung, den Laband fo zu- 
treffend als Selbftverwaltung 
im Reihe harafterifiert, dürfte 
ein Unterſchied zwiſchen Einzel- 
tanten und Reichsland nicht be- 
en, indem hierfür beim Reichs- 
land die Borausfegungen des 
Einzelftaates: ein jelbitändiger 
Behörbenorganidmus hergeftellt 
wurde, ber juriftifch el en ein 
fpesialreihsregtliher ift, wie 





das elfaß-lothr. Landesgeſetblatt 
ein Spegial « Reijägefegblatt. 
Mit der Annahme einer eljah- 
lothr. Selbftverwaltung wird 
man weder zu ber Annahme 
eines  elfah-lothr. „Staates“ 
Seydel, Zeoni), nod eines 
elbftändigen „Torporatin geftal- 
teten Gemeinweſens“ (Löning) 
genötigt. Ebenſo verhält es ſich 
mit ber elfaß-lothr. Autonomie: 
auch fie it „Spezial-Neids- 
gelesgebung”, in allen biejen 

esiehungen ift das ftantöredt- 
lie Verhaltnis genau das 
gleige, wie dies in finanzrecht ⸗ 
licher Hinfit von Laband I, 
727 ff. fehe qutreffenb außge- 
führt wird; daß e8 fid)_bei den 
guunım „niht um ſtaatliche 
oheitsrechte und ſtaatliche Auf- 
gaben, fondern um vermögend- 
tehtlie Anfprüce und Leift- 
ungen handelt‘, Tann unter 
teinen Umftänden zugegeben 
werben. 
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gebung einzutreten. Viertens infofern als das Reichsland 
unfähig aller felbftändigen internationalen Beziehungen ift, 
auch infoweit als folder die Einzelftaaten dermalen noch 
fähig find (ſ. darüber oben ©. 501 f.). 

Auch nad) anderen Richtungen finden fi im Reichslande 
die Vorausſetzungen zu einem felbftändigen Gliedſtaate des 
Neiches gegeben: Elſaß-Lothringen hat wie ein Lanbes- 
minifterium fo auch Landesbeamte; zwar gelten fir bie 
Verhältniffe diefer Beamten die materiellen Vorſchriften des 
Reichsbeamtengeſetzes, ihr Gehalt aber empfangen die Landes- 
beamten aus der Zanbesfafje.” Dies führt auf ein meiteres 
Moment der Selbftändigfeit: den elfaß-lothringifchen Landes» 
fiskus. Aber auch diefer Landesfiskus ift nicht mehr und 
nicht weniger ald ein Spezialreichsfiskus und ließe fih un- 
möglich auf blos privatrechtlihe — „vermögensredhtliche" — 
Geſichtspunkte, wie Laband mill, fonftruieren. Der Sprach- 
gebrauh „Staat“ in einzelnen Finanzgeſetzen bezieht ſich 
auch nit auf den Staat als Fiskus des Privatrechts, 
fondern auf den Staat als Allgemeinbegriff.“ Die Laften 
der Landesverwaltung wurden von Anbeginn nicht aus 
der Reichskaſſe, ſondern aus der Landeslaſſe beftritten, und 
damit von Anbeginn die Identität von Reich und Reichs— 
land in einem der wichtigſten Punkte thatſächlich durch- 
ziffen.? Cljaß-Lothringen bezahlt felbft feine Verwaltung 

7. ». 15. Dit. u. 23. Dez.|387), dur: meiden dad Reichs- 
1873 (ser. 273), vgl. Labandıgefek v. 25. Mai 1873 über 
1727 ie Rectöverhältniffe ber zum 
se. "dagegen Laband I,|dienftlihen Gebrau einer 
727 f., 729 f. Reichöverwaltung beftimmten Ger 


® Die Baſis Hierfür bildet da3 | genftände ge Reichsland einge- 
G. v. 8. Dez. 1873 (E.2. GBl. fiper wurde. 
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und wird zu den Matrifularumlagen ganz in der Weife 
beigegogen wie die Gliedſtaaten des Reiches,!® hat feinen 
Anteil an Reichskaſſenſcheinen empfangen und zahlt ein 
Averfum für die Braufteuer an die Reichskaſſe. Demgemäß 
mußte für Elfaß-Lothringen ein Syftem von Landesſteuern 
und Abgaben eingerichtet werben, deren Ertrag in die 
Landes, nit in die Reichskaſſe fließt. Zu letzterer trägt 
das Reichsland nicht mehr und nit in anderem Maßftabe 
bei, als die Gliedſtaaten. Seitdem ein felbftändiger eljaß- 
lothringiſcher Landesfislus befteht, Tann das Reichsland auch 
unabhängig vom Reiche Schulden Tontrahieren.!! 
Ausnahmerechte im techniſchen Sinne des Wortes kann 
Elfaß-Lothringen, da es nicht „einzelner Bundesſtaat“ ift (RD. 
Art. 78 Abf. 2), ebenfowenig wie Mitgliedſchaftsrechte haben. 
Materiell aber hat das Reichsland bezüglich der Befteuerung 
des Bieres gemäß Reichsgeſ. v. 25. Juni 1873 (RXGBl. 161) 
88. 4, 5 das gleiche Ausnahmerecht, wie bie ſüddeutſchen 
Staaten (f. oben $. 5 ©. 119 ff.), nur finden darauf die 
Vorſchriften des Art. 78 Abf. 2 nit Anmendung.!? 
Eine ganz befondere Anomalie bildet die elfaß-Lothrin- 
giſche Staatsangehörigfeit." Wie oben $. 11 ausgeführt, 
ift die Staatsangehörigkeit im Deutſchen Reiche prinzipiell 
Reichsangehörigfeit, formell aber Lanbesangehörigteit. Die 
Ießtere ift pofitive Vorausfegung der erfteren. Da Eljaß- 


20 Über die auf GStantöver-| 1% Laband I, 720. 
trägen, welde vom Reich abge-| 1? Zaband I, 721 ff.; ba= 
ſchloſſen find, beruhenden Ber- gegen G. Meyer in Hirtbs 
»flihtungen der Landesfaffe ſ. Ann. 1876, 678 7.; Leoni 277 ff. 
Zaband I, 728. Sutrefiend Hänel SR. 1, 
2 Saband I, 728%; Lönin f.: „Ausfchnitt aus der 
2332 ff.; Hänel StR. I, 738 f. | Reigsangehörigteit.“ 


560 Bud VI. Eljaß-Lothringen. 


Lothringen fein Staat ift, kann es begrifflih aud feine 
elfaß-Totbringifche Landesangehörigfeit geben, ſondern die 
Elfaß-Lothringer wären darnach ohne einzelftaatlihe Ver⸗ 
mittelung Reichsangehörige. Dies ift aud die Rechts- 
auffafjung und der Sprachgebrauch der Beftimmungen der 
Friedensverträge.1* Gleichwohl wurde das Gefeß v. 1. Juni 
1870 über Erwerb und Verluſt der Staatsangehörigfeit 
aud im Reichsland eingeführt, und es wird troß ber darin 
liegenden Anomalie auf Grund dieſes Geſetzes auch in 
Elfaß-Lothringen ebenfo verfahren, als fei das Reichsland 
Einzelftant. Das Wahlreht zu den elfaß-lothringifchen 
Kommunalvertretungen, aus melden aud der Landesaus- 
ſchuß hervorgeht, ift jedoch nicht bebingt dur die „elfaß- 
Iothringifhe Staatsangehörigfeit”, fondern wahlberechtigt 
wie wählbar ift „jeder Deutſche“, der im Reichsland fein 
Domizil hat (©. v. 24. Januar 1873 88. 3, 6).1° 

Die ſtaatsrechtliche Stellung Elfaß-Lothringens im Deut- 
fen Reiche ift fomit zur Zeit noch eine durchaus anomale: 
fo wie die Verfaffung des Landes urſprünglich organifiert 
war, bildete fie geradezu einen Gegenfag zu den Prinzipien 
der Reichsverfaſſung. Schritt vor Schritt hat man im Ver- 
laufe eines Dezenniums diefen Gegenfag zu mildern gefucht, 
und die neueſte Organifation des Reichslandes fteht bereits 
den Prinzipien der Reichsverfaſſung fehr nahe. Entwideln 


15 Laband I, "722 # (def. — a. Bu za auch 
auch über das Verhältnis zum . 401. 
franz. Recht). Dies ift dad — 
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fi die Dinge in normaler Weife weiter, fo wird zunächft 
an die Faktoren der Reichsgewalt die Frage herantreten, 
ob Elfaß-Lothringen mit beſchließender Stimme im Bunbes- 
rat auszuftatten fei. Man wird Elfaf-Lothringen auf die 
Dauer hiervon nicht ausſchließen Tönnen nod wollen. Be 
reits bei den legten Verhandlungen über die Organifation 
Elfaß-Lothringens ftand jene Frage mit im Vordergrund, 
doch wurde fie für diesmal noch umgangen. 

Auch die neuefte Organifation, fo fehr diefelbe bereits 
dem Gedanken der ſtaatlichen Selbftänbigfeit des Reichs— 
landes Raum giebt, beruht doch auf dem Prinzip: Elfaß- 
Lothringen ift fein Gliebftaat, fondern Verwaltungsdiſtrilt, 
Unterthanenland des Reiches; es hat feine eigene Staats- 
gewalt, fondern feine Staatsgewalt iſt die Staats- 
gewalt des Reiches, in beffenNamen der Kaiſer 
fie ausübt. Die elſaß-lothringiſchen Landesgeſetze find 
demnach bis zur Stunde ftaatsrechtlich Reichsgeſetze und 
nichts anderes. Demgemäß wirkt das Reichsland nicht mit 
bei Feftftellung des Willens der „verbünbeten Regierungen“. 
Soll jedoch Elfaß-Lothringen zur Stimmführung im Bundes- 
rate zugelafjen werden, fo muß jenes Prinzip aufgegeben 
und das Land ganz als felbftändiger Einzelftaat Tonftituiert 
werben. Die Entwidlung der Dinge ſcheint darauf Bin- 
zubrängen. Die Umformung Elfaß-Lothringens aber zu 
einem eigenen Staate hätte nit allein für das Verhältnis 
dieſes Landes zum Reiche, fondern überhaupt für die Grund- 
lagen unferes Reiches tiefgreifende Folgen und die Frage 
diefer Umformung ift ſtaatsrechtlich jedenfalls mit Schwierig- 
feiten verbunden (vgl. oben $. 4 ©. 95ff.), denn weder kann 

Born, Staatsreqht I. 2. Aufl. 36 
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die Ernennung elfaß-lothringifcher Bevollmäctigter zum 
Bundesrat Preußen noch dem Kaifer übertragen werben: 
erfteres ift verfafjungsmäßig unftatthaft, letzteres ift begriff- 
lich unmöglich, da das Reich nicht Bevollmächtigte bei ſich 
ſelbſt beftellen Zann.!® 


16 gaband I, 720 völlig zutreffend. 


Siebentes Bud. 
Die Kolonieen (Schubgebiete).! 





2. 


L Der Erwerb der Kolonieen. 


Seit dem Jahre 1884 war aud das Deutjhe Reich 
in den Wettbewerb der Nationen um überſeeiſchen Kolonial- 
befig eingetreten, zuerft durch Aneignung fübweltafrifa- 
niſchen Gebietes. In dem inzwiſchen abgelaufenen Jahı- 
zehnt hat das Deutſche Reich weite Gebiete in Afrika, fo- 
wie auf den Inſeln der Südſee feinem Staatsförper an= 
gegliedert. Nach mehrfachen diplomatifchen Verhandlungen 
mit England, Frankreich und Portugal ift der deutſche 
Kolonialbefig dermalen folgendermaßen feftgeftelt:? 1. das 


ı ms banb I Ss 70; ua Offizielles Material bef. in dem 
88. —1. Weißbuch von 1885, ſowie im 
Seen Lehrb. * 69a, 1418, Kolonialblatt (jeit 1890). Eine 
9; die Mono, hraphıren von dem jegigen Stande der that- 
Stengel (I Zentner|fählihen und retli—hen Ent- 
asco) Bann sen, G. Meyer | widelung unferer Kolonien ent» 
1 ferner Stengel in|fpredende Darftellung fehlt. — 
inte Ann. 1889, 1fj.; Jo&l|Xeltere Litteratur (bi 1888) in 
ebenda 1887, 191ff.; Bornhat ber Monographie von G. Meyer 
im Arch. f. Bf. R. IL, 1fi;]1 f 
Abam ebenda VI, 198 fe — ©. die näheren Angaben bei 
36* 
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ſüdweſtafrikaniſche Schutzgebiet; 2. dad Kame- 
run⸗Gebiet; 3. das Togo»Gebiet mit Hinterland, 
beide am Golf von Guinea; 4. das große oftafrifa= 
nifhe Schußgebiet; 5. das Gebiet der Neu— 
Guinea-Compagnie, nämlid Kaifer Wilhelms- 
Land auf Neu-Guinen, der Bismarck-Archipel und 
die Salomons-Inſeln in der Südſee; endlich 6. die 
Marſchall-, Bromn- und Providence-Inſeln 
in der Südſee.ꝰ 

Der völferrectlihe Erwerb diefer Kolonien erfolgte in 
fehr verſchiedener Weife* Die fämtlihen vorgenannten 
Länder find von einer mehr oder minder zahlreichen, mehr 
‚oder minder, aber durchweg wenig, civilifierten eingeborenen 
Bevölferung bewohnt. Soweit vor ber deutſchen Befig- 
ergreifung dieſe Bevölferung nur von ihren eingeborenen 
Fürſten regiert wurde, vollzog fich der Erwerb rechtlich in 
den Formen von Verträgen, welche, fei es von Vertretern 
der deutſchen Staatsgewalt direkt, fei es von Reiſenden 
ober Kaufleuten zu Gumften der deutſchen Staatögewalt 
abgefchloffen, ihre endgültige Beftätigung als deutſches Recht 
durch kaiſerliche Schupbriefe fanden. Das Net des Kaifers 
zur Ausftelung dieſer Schußbriefe folgerte man aus ber 


Laband 1 m [., ferner das|zu 2. ebenda Beil. zu Nr. 20, 
andbug f. d. D. Rei 97 f. wi 1. u. 4. die Denkfgriften 
a8 Witugeniet in Dftafrika | Beil. zu Nr. 23, fomie die seht 

wurde zu Gunften der Englän- | reihen Nitteilungen im Kol⸗ 

der aufgegeben dur) den Staats· über gue Seiten des lolonialen 

ER > u Fe "aber —F Eine feh — id 
onen, Säutge er ine ſehr au liche unt 

itu 21 18 $ forgfältige Darftelung des 
He. u 6. den intereffanten % der Dinge bis 1888 giebt 
Iahreibtrit KolBl. 1893, 383, Meyer a.a.D. 


Die Rolonieen. 8. 22. 565 


in RB. Art. 11 Abf. 1 dem Kaifer übertragenen „völler- 
vechtlichen Vertretung“ des Reiches. Der Anhalt ber 
Schutzbriefe war im einzelnen verſchieden: in der Haupt⸗ 
fade aber find alle Shugbriefe darin glei, 
Daß durch fie die Souveränetät bes Deutſchen 
Reiches auf die Schugländer ausgedehnt 
mwurbded Unter deutſcher Souveränetät verblieb den ein- 
geborenen Fürften ein je nad den thatſächlichen Verhält- 
niſſen verſchieden bemefjenes Gebiet autonomer Gewalt über 
die von ihnen beherrfchten Stämme. Bei dieſer Entwide- 
lung — und fie bildet quantitativ die Hauptmafle — 
ergab fi ein eigentümliches Verhältnis von deutfcher Dber- 
ſtaatsgewalt und eingeborener Unterftantögewalt, welches 
in legterer Richtung einer genauen rechtlichen Formulierung 
weder fähig noch bebürftig ift, in erfterer Beziehung ſich 
allmählich und in verfchiebener Weiſe dahin entwidelte, 
daß durch deutſche Beamte und deutſche Militärgemalt eine 
ſtaatsrechtliche Organiſation geſchaffen wurde. 

Nicht weſentlich anders geſtaltete ſich das Rechtsver- 
haltnis in denjenigen Kolonieen, welche durch Vermittelung 
von Kaufleuten und Handelshäuſern an das Reich über- 
gingen. Die Obergewalt, welche urſprünglich von beutfchen 
Kaufleuten in einer aus privatrehtligen und ſtaatsrecht- 
lichen Momenten gemifchten Weife über das Land und die 


- 5 RL. 3. 8. ben MWortlaut|tur, ſowie im Reichstag viel vers 
des Schugbriefes für die da⸗ handelt worden, f. befonb. vo. 
malige oftafritanifche Geſellſchaft Stengel in Hirths Ann. 1887, 
v. 27, » 1885 bei Laband |805 ff.; ©. Meyer, Schutzgeb. 
1, 778 f., f. aud) 785. Über den 67 ff., u. bie dortigen weiteren 
Rechtscharakter der Seuticen | Angaben, f. alsbe unten ©. 
Schutzgebiete ift in ber Littera- ; 577 f. 
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Eingeborenen erworben und ausgeübt morben war, ging 
derart an das Reich über, daß ſich zunächſt ein ftufenmweifer 
Aufbau der Staatögewalt ergab, indem aud die Kaufleute 
Funktionen der Staaishoheit ausübten unter der Oberhoheit 
des Reiches;“ der Natur ber Sache gemäß trat jedoch 
dieſes Mittelglied mehr und mehr in feine rein privatrecht- 
lie Sphäre zurüd, ſodaß die Organifation ſich der zuerft 
befprochenen gleich geftaltete. Die Landesverwaltung im 
Schutzgebiet der Neu-Guinea-Compagnie, wo zuvor nicht 
einmal die Anfänge einer organifierten Staatsgewalt vor⸗ 
handen waren,’ war durch Raiferl. V. v. 6. Mai 1890 
(RGBL. 67) vom Reich übernommen und alle richterlichen 
und Verwaltungsbefugnifie einem faiferlihen Kommiſſar 
übertragen worden; durch V. v. 15. Juni 1892 (RXGBl. 
673) wurde jevod der frühere Rechtszuſtand wieder her- 
geſtellt (f. dazu die V. des Reichskanzlers v. 21. Februar 
1894, CB. 61). Nur in diefem Schußgebiet hat ber- 
malen die Frage nad) dem Verhältnis von Staatshoheit 
und Kolonialgeſellſchaften praktiſche Bedeutung. 

Das Wefentliche bei fämtlihen Formen des Entwide- 
lungsganges war: die Aufrihtung der Souverä— 
netät der Reichsgewalt in den Schutzgebieten. 

Viel verwidelter war die Abgrenzung der deutſchen 
Kolonialgewalt gegenüber den europäiſchen Mädten. In 
der Hauptfache find auch diefe Streitfragen nunmehr dur 
fefte Abmachungen erledigt. Die Erledigung erfolgte in 


© Bgl. G. Meyer, Schutzgeb. üben nit Rechte des Reiche, 
1a; Bornhal 34; Laband|fondern ihre Rechte aus.“ 

1, 787 hält das Recht der Ge-| " Dat. über bie Sühfeelänber 
ſellſchaften für ein eigenes: „fie Laband I, 781. 
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der Form der Feftftelung von „Intereffenfphären“ 
Nah den bisher faft allgemein anerkannten Grundfäßen 
des internationalen Verkehres wurde zum Erwerb von Kolo- 
nialgebiet neben der Erklärung des Befigergreifungsmillens, 
fei es in der Form von fehriftlichen Abmadhungen, ſei es 
durch Flaggenhiſſung oder andere Zeichen, noch die that- 
ſachliche Befigergreifung (oceupatio) durch Einritung einer 
irgendwie gearteten Staatsgewalt (militäriſche Stationen, 
Stationierung von Kriegsſchiffen, Einfegung von Gouver- 
neuren ober Gerichten u. dgl.) gefordert.” Cine derartige 
thatſächliche Befigergreifung war bei den weiten Länder 
ftreden, um die es ſich bei den deutſchen Kolonialerwer- 
bungen handelte, vielfach zunädft ein Ding der Unmög- 
lichkeit. Demgemäß einigten ſich die beteiligten europäifchen 
Mächte zunächſt auf Feitftelung derjenigen Grenzen, inner- 
halb deren jever Staat befugt fein folle, künftighin feine 
Staatsgewalt aufzurichten, auf Feſtſtellung der „ntereffen- 
ſphäre“; diefe Sphäre follte ausſchließlich der Willensmacht 
desjenigen Staates unterliegen, dem ſie zugewieſen war; 
die Abgrenzung erfolgte lediglich durch geographiſche Be— 
ſtimmung auf der Landkarte. Ein juriſtiſcher Unterſchied 
zwiſchen Kolonie, Schutzgebiet, Intereſſenſphäre kann jedoch 
nit anerfannt werden: auch die Intereſſenſphäre 


® Hänel I, 837 ff.; f. auch | definieren verſuchte (Sten. Ber. 
v. Martig im Ar. f. öff. 1" ©. 210). 

1, 17 ff., fomie befonder8 die] ° ©. die Litteraturangaben u. 
Desatten im ReichBtag, wo der die eigene Darftellung bei ©. 
Chef der Kolonialabteilung,| Meyer, Schuggeb. Bol. 
Kayfer, den Begriff als einen |die Rongo-Alte v. 26. Februar 
juriftifgen zu firieren und zu) 1885 (RGB. 215) Art. 85, 

zu 6. Meyer Sf. 
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if der Souveränetät des Staatesunterworfen, 
wie das Schußgebiet; der Unterſchied ift nur 
ein thatfädlicher, infofern im le$teren die 
Staatsgewalt bereits aufgerichtet ift, in ber 
erfieren vorerſt nur die rechtliche Möglichkeit 
hierfürgefhaffen ift, aber als eine ausſchließ— 
lide Befugnis anderen Mächten gegenüber. 
Für die internationale Regelung der Befigverhältnifie wurde 
in ben ſchwebenden Rolonialftagen die thatſächliche Okku⸗ 
pation dur eine urkundliche Abmadhung erfeht; bamit 
murbe ſtaatsrechtlich Interefienfphäre und Schußgebiet iden⸗ 
tifigiert („nasciturus pro jam nato“). 

Wie aber ſtaatsrechtlich ein Unterſchied zwiſchen Schuß- 
gebiet und Intereſſenſphäre nicht konſtruiert werden kann, 
fo kann auch thatſächlich ſchon jetzt eine Abgrenzung diefer 
beiden Formen von Kolonialbeſitz kaum mehr gemacht wer⸗ 
den. Für die deutſche Intereſſenſphäre in Afrika iſt durch 
Kaiſerl. V. v. 2. Mai 1894 (RXGBl. 461) dem Reichs- 
lanzler Generalvollmacht erteilt, falls „ver fortſchreitende 
Einfluß der deutſchen Verwaltung die Vereinigung mit dem 
Schutzgebiet angezeigt erſcheinen läßt, die hierzu erforber- 
lichen Anordnungen in betreff der Organifation der Ver— 
waltung und Redtöpflege nah Maßgabe ber für das Schutz⸗ 
gebiet geltenden Vorſchriften zu treffen“. Damit ift nur 
der felbftverftändlihe Grundfag ausgeſprochen, daß in dem 
rechtlich der deutſchen Souveränetät anheimgegebenen Ge— 
biete auch thatſächlich Einrichtungen der deutſchen Staats- 
gewalt hergeſtellt werden können. 

Eine Aufzählung der zwiſchen dem Deutſchen Reich 
direlt ober indirekt erfolgten Abmachungen mit eingeborenen 
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Fürſten, ſowie der daraufhin ergangenen einzelnen Schutz⸗ 
Briefe entbehrt dermalen ſchon des juriſtiſchen Intereſſes. 
Dagegen find die Staatöverträge mit europäifchen Mächten 
über die Abgrenzung der Interefjenfphäre von dauernder Be- 
deutung. Diefe Staatöverträge find hauptſächlich: das große 
Abkommen mit England v. 1. Juli 1890 über die Abgren- 
gung der beiberfeitigen Intereſſenſphären in Dft-, Sübmelt- 
und Weſtafrika (KolBl. 120, dazu Denkſchrift S. 163 ff.), 
durch welches die früheren Verhandlungen und Abmachungen 
ihre Erledigung fanden; dazu noch die befonderen deutſch⸗ 
engliſchen Ablommen über die Kameruner Grenze vom 
14. April 1893 (KolBl. 218), über die Grenzen in Dft- 
afrifa v. 8. Juli 1893 (KolBl. 370), am Golf von 
Guinea v. 15. November 1893 (KolBl. 531). — Ander- 
meitige Abmachungen dieſer Art find noch getroffen mit 
Frankreich und Portugal; eine amtlihe Publikation ift 
erfolgt bezügli ber großen Vereinbarung über die Kame- 
rumer Grenze bis zum Tſchad-See mit Frankreich vom 
15. März 1894 (KolBl. 159), f. ferner über Abmachungen 
mit Portugal KolBl. 1894, 486. 

Die Abgrenzung der Schußgebiete ift durch diefe Ab- 
machungen in fefter Form durchgeführt. Als fompetent hierzu 
wurde ausſchließlich der Kaifer kraft RB. Art. 11 Abf. 1 
erachtet. Daß auch weiterhin Grenzfeftftellungen ledig⸗ 
lich durch Taiferlihe Anordnung erfolgen können, wird 
nicht zu bezweifeln fein, daß andererſeits finanzielle Auf» 
wenbungen für Kolonieen der Form des Gefeges bebürfen, 
ebenfo. Eine mittelbare Einwirkung der gefeßgebenben 
Faktoren auf Erwerb und Aufgabe von Kolonieen ift da- 
durch in jenem Falle ermöglicht; ob im übrigen eine direkte 
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Mitwirkung diefer Faktoren zum Erwerb bezw. der Auf- 
gebung von Kolonieen rechtlich geboten ift, ift pofitin nicht 
beitimmt und wird in der Litteratur geleugnet; 0 immerhin 
wird dieſe Frage als eine offene zu betrachten fein; wenn 
auch eine gejegliche Fixierung des deutſchen Kolonialbefiges 
bis jegt nicht ftattgefunden hat, fo ift doch der Umftand, 
daß überhaupt eine geſetzliche Organiſation der Schußgebiete 
erfolgt ift, fowie daß Erwerb wie Verluft von Kolonieen 
immer notwendig bubgetredhtlihe Folgen haben werben, 
derart rechtlich bebeutfam, daß die Anficht juriftifch geredht- 
fertigt werben könnte: Ermerbung wie Aufgebung von 
Kolonieen bebarf der Zuftimmung ber gefeßgebenden Fak⸗ 
toren. Dagegen liegt Die Vornahme von Grenzfeftftellungen 
unzweifelhaft in der vom Geje dem Kaifer ala ausſchließliche 
Prärogative üiberwiefenen Schußgewalt (f. unten ©. 573 ff.). 


U. Die ſtaatsrechtliche Prganilafion. 

I. Die Reichsverfaſſung überweift die Kompetenz zum 
Erlaß von Rechtsvorſchriften über „Rolonifation” in Art. 4 
3. 1 der Gejeßgebung de3 Reiches; nach dem ganzen 
Zufammenhang diefer Vorſchrift handelt es fich hierbei 
lediglich um die Kompetenzverteilung zwiſchen Reich und 
Einzelſtaaten, nicht aber will jene Vorſchrift beſtimmen, 
daß die Rechtsſätze über Koloniſation nur in der Form 
des Geſetzes mit Ausſchluß der Verordnung ſollten erlaſſen 
werben bürfen.? Die Form des Geſetzes iſt für bie 

n . 
‚im Rötien is Meldese? og 
Hänel I, 848 f. 

12%, 4. Hänel I, 889%, 
rihtig Bornhak im Arch. f. 


10 S. befond. Hänel I, 651 
unter Hinweis auf den Verzicht 
auf Witu; ebenfo G. Meyer, 
Schuggeb. 210; v. Stengel in 
Hirths Ann. 1889, 866. 
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Regelung des Kolonialrechtes vielmehr nur infoweit erforber- 
lid, als anderweitige Vorfchriften fie fordern, fo insbejon- 
dere für alle Geldaufwendungen des Reiches gemäß Art. 69, 
ferner infoweit bereits Geſetze beftehen. Im übrigen 
aber ift, wie überhaupt, fo auch für das Kolonialrecht eine 
allgemeine Grenzbeftimmung für die Sphären von Geſetz 
und DVerordnung nit mögli, die Entſcheidung diefer 
Frage im einzelnen Fall vielmehr Sache der Gefepgebungs- 
politif (f. oben ©. 401 ff.). 

1. Da der Erwerb von Kolonieen unbedingt, die Ein- 
richtung von folden jedenfalls mittelbar, zur „völferredht- 
lichen Vertretung des Reiches gehört,!® fo wurbe als das hier- 
zu kompetente Reichsorgan zunächſt, gemäß RV. Art. 11 
Abf. 1, der Kaifer erachtet. Someit nicht das Budgetrecht 
Schranken feßte, war demgemäß nad der Verfafjung der 
Kaifer berufen, die Vorfchriften über Kolonialweſen zu geben. 
Die Reichsregierung hat jedoch, fobald das Kolonialweſen 
größere Dimenfionen und feftere Geftaltung annahm, für 
notwendig erachtet, die Materie in ihren Grundzügen auf 
dem Wege der Gefeßgebung zu ordnen: demgemäß erging 
unter dem 17. April 1886 das Reichsgeſetz über die Rechts- 


Öff. R. I, 3 ff. Aus den Wor- | 


ten des Art. 2: „innerhalb 
dieſes Bundesgebietes“, folgt 
allerdings nichts. Das Wort 
„Gefeggebung“ in Art. 4 aber 
{ft nit entfdeibenb, da es nur 
die Nompetenverteilung betrifft; 
ober follten über alle in Art. 4 
genannten Materien nur Gelege 
mit Ausfchluß des Berorbnungs- 
rechtes ftatthaft fein? Das Wort 
„Kolonifation“ aber bedeutet doch 


nicht, wie Hänel meint, nur 
den Erwerb, niit aud die Ein- 
rihtung von Kolonien, umfaßt 
vielmehr beides und ift ſicherlich 
auch fo bei Faflung des Art. 4 
verftanden worden. Ähnlich wie 

änel argumentiert aud ©. 

eyer, Schußgeb. 52 ff.; bie 
Streitfrage emtbehrt jegt des 
altuellen Intereſſes. 

18.6, au) Hänel I, 849. 
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verhältnife der deutſchen Schupgebiete (NEBL. 75),1* 
weldjes in ben folgenben Jahren mehrfag duch Speial- 
geſete ergänzt, feine definitive Geftaltung in der Redaktion 
v. 19. Mär, 1888 (RGBI. 75) fand. Neben diefem Ge- 
feg ergingen noch folgende weitere, das Kolonialweſen be- 
treffende, Spezialgeſete: das ©. v. 31. Mai 1887 (REBT. 
211) über die Rechtsverhältniſſe der Beamten; das ©. v. 
22. März 1891 (RGB. 59) über bie oſtafrilaniſche 
Schutztruppe; das ©. v. 30. Mär 1892 (RGBL. 369) 
über das Budgetrecht für die Schutzgebiete, nebft ©. v. 
14. Mai 1894 (NED. 449) über die Kontrolle des Kolo- 
nialbudgets; außerdem gelten in ben Kolonieen die bejons 
ders in Kraft gefepten Reit- und preußifcen Gefeke, fo- 
wie die zahlreichen auf Grund aller diefer Geſetze ergan- 
genen Verordnungen des Kaiſers und bes Reichskanzlers 
(f. deren Angabe in der Spezialbarftellung). 

Die Publikation der Geſetze erfolgt gemäß RV. Art. 2 
im Reichögefegblatt, die ber Verordnungen teils im Central» 
blatt, teils im Kolonialblatt. Über RGBl. und CB. 
f. oben $. 17. — Das KolBl. beruht nicht auf geſetzlicher 
Vorſchrift, bezeichnet fih aber als „Amtsblatt für die 
Schutzgebiete des Deutſchen Reiches, herauögegeben — feit 
1890 in einzelnen Stüden, die zu Jahrgängen zufammen- 
gefaßt werden — in ber Kolonialabteilung des Auswärtigen 
Amtes“ ; es emthält neben dem amtlichen Teil einen nicht- 
amtlichen, der eine hodinterefjante und vortrefflide Ent- 


14 Diefes Geſetz ift ein ein- Sautge, 190 fi. Siſtoriſches 
faces, fein _Berfaffungsgefeß: | ebenba 47 ff. 
Hänel I, 850; ©. Weyer, 
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wickelungsgeſchichte unferer Kolonieen darbietet. fiber bie 
Rechtsfrage der Publikation von Kolonialrecht f. unten. 

In Zuſammenhang mit den obigen Geſetzen über die 
Schußgebiete ftehen die Geſetze, betreffend Poſtdampfſchiffver- 
Bindung mit überfeeifchen Ländern, v.6. April 1885, 27. Juni 
1887, 1. Febr. 1890, 20. März 1898 (NEBI. 1885, 
85; 1887, 275; 1890, 19; 1898, 95). ferner mag hier 
erwähnt werben das ©. v. 23. Mai 1887 (XGBl. 198), 
durch das der Reichskanzler beauftragt wurde, im Einver- 
nehmen mit der preußifchen Regierung an der Univerfität 
Berlin aus Reichsmitteln ein Seminar für orientaliſche 
Sprachen zu errichten. 

II. Die ſtaatsrechtliche Organiſation der Kolonieen 1% 
erfolgte gefehlich durch den Fundamentalfag: die Schutz⸗ 
gemalt übt der Kaifer (©. v. 19. März 1888 $. 1). 


A. Die Ehutgewalt des Kaiſers. 

Die „Schutzgewalt“ ift identifh mit Staats- 
gewalt;!? in gleicher Weife wie für Eljaß-Lothringen 
wurde ber Kaifer aud in ben Kolonieen als Delegat des 
Träger der Souveränetät, ber verblündeten Regierungen, 
zur Ausübung ber deutſchen Staatsgewalt berufen? So— 
weit nicht durch pofitive geſetzliche Vorſchriften andere 
Reichsorgane berufen find, bat demgemäß der Kaifer Recht 
und Pfliät, die Aufgaben der deutſchen Staatsgewalt in 


15 &. den Bericht über bie) *" Ebenjo Zaband L 785; 
ZBietfamteit befe dieſes Seminar im | ©. abet, Schutzgeb. 84. 


1893, 188. Nicht als elbftänbiger 

16 Sänel I, 841 fi x * jer der Souveränetät: rich“ 

band I, 788 ff., Hr änel I, 850 gen Born 
Meyer, "Scutgeb. 1 er im Ar. I, 
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den Rolonieen zu erfüllen. Die Form hierfür ift, fomeit 
nicht der militärifche Befehl anzumenden ift, Taiferlihe 
Verordnung!? unter Gegenzeichnung des Reichslanzlers 
bezw. beflen gefehlichen Stellvertreter3 für die auswärtigen 
Angelegenheiten. Die Gegenzeichnung bes Reichskanzlers 
iſt zwar nicht pofitio vorgeſchrieben, bilbet aber einen in- 
tegrierenden Beſtandteil bes verfafjungsmäßigen Kaifer- 
tumes, ift demnad als in der Vorſchrift, die dem Kaifer 
die Schußgewalt überträgt, enthalten zu betrachten.2° 

Die Centralinftanz der Kolonialvermaltung ift der 
Reichskanzler, in deſſen Stellvertretung das Aus— 
mwärtige Amt, in weldem eine befondere Kolonial=- 
abteilung eingerichtet ift; ber Chef ber Kolonialabtei- 
Tung ift jedoch nicht befugt, an Stelle des Reichskanzlers 
ober Staatsſekretärs des Auswärtigen Amtes ſtaatsrechtliche 
Funktionen aus RB. Art. 17 und Gtellvertretungägefeg v. 
17. März 1878 (f. oben ©. 260 ff.) wahrzunehmen. Dem 
Reichskanzler fteht ein durch K. V. v. 10. Ditbr. 1890 
(RGBl. 179) eingeſetzter Sachverſtändigenbeirat, der 
Kolonialrat, zur Seite;?! die Mitglieder werden vom 
Reichskanzler auf ein Jahr ernannt, wobei die Kolonial- 
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»» G. Meyer, Söufaes. 125 | vet iſt m. €. die Formulierung 
bezeichnet die als „Hecht der des Tertes vorzuziehen. 


Gefeggebung". Sadlig ftimmt 
©. Meyer mit der Anſicht des 
Texte überein; ob man das 
Recht bes Naifers als Gefek- 
gebung3- ober Berorbnungärecht 
bezeichnet, ift für die Rolonieen 


20 Ebenſo Hänel I, 851, aber 
mit anderer Begründung; vgl. 
auch Laband I, z6G. 
Meyer, Schubgeb 127 f. 


21 Hands. f. d. D. Reich 45. 


greinpüttig; in Anbetracht der |®. d. RR. v. 10. Dftober 1890 


'onftitutionellen Ausprägung bed 
Gefegesbegriffs im Reichöftaats- 


(CB. 389); Geſchäftsordnung 
KolBl. 1890, 257 ff. 
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geſellſchaften ein Präſentationsrecht haben ſollen; das Amt 
ift Ehrenamt; die Sigungen werben. vom Reichskanzler 
angeorbnet und vom Chef der Kolonialabteilung des Aus- 
wärtigen Amtes geleitet. Der Kolonialrat hat auf Ver- 
langen des Reichskanzlers Gutachten zu erftatten, kann 
auch felbftändige Anträge ftellen. 

Ein ftändiger Ausſchuß von 3 aus der Mitte des Kolo- 
nialrates gewählten Perfonen vertritt den Kolonialvat außer 
der Sigungszeit in Erftattung von Gutachten. 

Für die oſtafrikaniſche Schußtruppe ift das Reichs— 
marineamt Gentralinftanz (8. ®. v. 9. April 1891, 
KolBl. 167). 

Die dem Kaifer geſetzlich zugemwiefene Schutzgewalt um⸗ 
faßt generell und präfumtiv alle Staataufgaben, foweit 
nicht die Gefegebung dieſe zu erfüllen unternommen hat 
ober Fünftig unternimmt.?? Sn die gefamte von der Reichs⸗ 
gefeggebung freigelafjene Sphäre der Staatsthätigkeit tritt 
das Recht des Kaiſers ein. Vollzugsverordnungen zum 
Schutzgebietsgeſetz zu erlaffen ift der Reichskanzler berufen 
bezw. in feiner Stellvertretung der Staatöfefretär des Aus- 
wärtigen Amtes; die Befugnis kann Kolonialbeamten oder 
mit Taiferlidem Schugbrief begabten Kolonialgefellichaften 
übertragen werben (Schußgeb®. $. 11). Überdies ift dem 
Kaiſer durch bejondere Geſetzesvorſchrift das Recht einge- 
räumt, Steafvorfchriften für Materien, die nicht im Straf- 
geſetzbuch — über deſſen rechtliche Kraft in den Kolonien 
f. unten S. 620 — behandelt find, zu erlaffen mit Straf- 
androhung bis zu 1 Jahr Gefängnis, Haft, Geldſtrafen, 


= Hänel I, 850f.; Saband I, 795; G. Meyer, Schußgeb. 
— e fs ; yer, Schugg 
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Einziehung von Sachen (SchutzgebG. $. 3 Ziff. 3); das gleiche 
Recht ift dem Reichslanzler?“ mit dem Rechte ber Dele- 
gation an andere Beamte ober an Kolonialgeſellſchaften 
mit laiferlihem Schußbrief bis zur Grenze von 3 Monaten 
Gefängnis, fowie Haft, Gelbftrafen, und den Kolonial- 
richtern bis zur Grenze von 150 M. Gelbftrafe eingeräumt.?* 

Bon diefem Recht wurde ein ſehr ausgedehnter Gebrauch, 
gemacht zur Regelung der verſchiedenſten Verhältnifie; fo 
ergingen für Kamerun Verorbnungen über bie Jagd auf 
Flußpferde und Elefanten, das Lagern von Schiepulver, 
den Hanbelöbetrieb an Bord von Ediffen auf den Reeben, 
die Einfuhr von Schußwaffen und Munition, über bie 
Sonntagsrube, eine Duarantäneorbnung, über Hafenabgaben, 
den Handel mit Balmkernen, eine Friedhofsordnung, über 
Verfälſchung der zur Ausfuhr beftimmten Lanbeserzeugnifie 
(RolBL. 1893, 51, 52, 75, 242; 1892, 245; 1891, 807, 
809; 1890, 81, 50; 1894, 336); für Togo eine Dua- 
tantäneorbnung, eine V. über die Einfuhr von Eduß- 
waffen, über Firmenabgaben (KolBl. 1892, 603, 688); 
für Oſtafrika über die Perlfiſcherei, eine Duarantäne-, 
eine Hafen» und eine Bauordnung für Daresfalam, Ein— 
führung von Feuerwaffen, Ausübung ber Jagd, den Kara- 
wanenverlehr, Ausübung des Schanfgewerbes, Verbot 
des Dpiumverfaufs an farbige Soldaten und Angeftellte in 


2 SchuggebG. $. 11 9bf.2, u AR. v. 1. Jan. 1891 (EBL. 7) 

2 Died Hecht beruht aufs 4 $, 2 fi, Ofiafrit —S— 

ER an Ru ee ».|8. d. März 1 

3 ſpeziell für |(CBT. a $ * für nn 

Fe @inen dv * Sept. 1886 |und Togo (der Richter 2. In⸗ 

$. 3 für die Marf — Br dem für beide Schußgebiete, der 
und Provibence-Infeln; B. ichter 1. Inſtanz für Togo). 
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deutſchem Dienft (RoIBl. 1894, 418, 204, 180, 100; 
1898, 485; 1892, 1, 97, 157, 573; 1891, 336, 429, 
500); für Südweſtafrika über Einfuhr und Vertrieb 
von geiftigen Getränfen, Einfuhr von Feuerwaffen (KolBl. 
1893, 261; 1892, 484); für Neu-Guinea über bie 
Jagd auf Paradiesvögel, eine Duarantäneordnung (KolBl. 
1898, 446; 1892, 120); für die Marfhall-Infeln 
eine Duarantäneordnung (KolBl. 1892, 348) und andere 
Verordnungen mehr. Alle diefe Verordnungen bieten einen 
guten Einblid in die almähliche und teilmeife fehr inten- 
five Entwidelung der deutſchen Staatöthätigfeit in den 
Kolonieen. Insbeſondere gehören Hierher auch die zahl- 
reihen und hochwichtigen Polizeiverorbnungen über bie 
Regelung der Verhältniſſe der Eingeborenen, vor allem das 
mehrfach ergangene Verbot der Anwerbung und Verſchiffung 
von Eingeborenen ala Arbeiter in das Ausland (f. darüber 
unten ©. 584 f., bef. 586°%). 


B. Dad Squtsebiet. 

Nah den oben gegebenen grunbfäßlichen Erörterungen 
find die Kolonieen deutſches Staatögebiet;2° in feinem 
Sinne und Feiner Weiſe kann der Begriff 
„Ausland“ rehtlih auf die deutſchen Schutz— 
gebiete bezogen werden; in feiner Art ſtehen ſich 
Bundesgebiet und Schuggebiet „wie Inland und Ausland 
gegenüber".?° Aber das deutſche Schußgebiet ift als deut⸗ 


2 Bol. Laband L "at Ar heute fo gut wie gegenſtands⸗ 


Ser . Scutgeb. © 
88 f., 164 ff. interfhieb 9° &o Hänel I,842, ber bie 
amilhen N antiGusgehieten: Eigenfhaft ber Rolonialgemalt 
And „Gejeüfcaftsiguggebieten" |ald Stantögemalt leugnet, weil 
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ſches Staatsgebiet erworben und eingerichtet worden, ohne 
daß es dem Bundesgebiet der RV. Art. 1 einverleibt 
wurde. Während Eljaß-Lothringen dem deutſchen Bundes- 
ftantögebiete eingegliedert wurde, wurben bie Kolo- 
nieen bembeutfhen Bundesftaatsgebietelebig- 
li angegliedert. Daraus ergiebt ſich die fehmer- 
wiegende Rechtöfolge: daß jeder der beiden Beftand- 
teile des deutſchen Staatsgebietes fein abge- 
ſchloſſen felbftändiges Rechtsſyſtem hat; das 
Recht des Deutfhen Reiches gilt nit in den 
Kolonieen, und das Recht der Kolonieen gilt 
nit im Deutſchen Reihe; die Übertragung 
von deutſchem Reihsreht auf die Kolonieen 
bedarf befonderen gefeggeberifhen Altes, der 
für alle oder nur für einzelne Schußgebiete 
erfolgen fann; gemeinfam für beide Beftand- 
teile des beutfhen Staates ift zwar das Recht 
zur Gefeggebung, völlig gefondert aber bie 
territoriale Wirfungsfphäre? 
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erftere nicht „im Intereſſe ber 
Schutzgebiete und ihrer Benöl- 
Terung, fondern im Intereſſe 


vollen, jede Zwiſchenſtellung 
eined beutjhen Einzeiſtaates 
ober eines anderen fremben 


des Reiches und feiner Ange» 
börigen* auögeübt werbe. Das 
ift ganz unhaltbar: follten die 
Aufhebung und Unterbrüdung 
der Sklaverei, georbnete Ber- 
maltung und NRedtiprehung 
nit im „Änterefje“ der Bevöl⸗ 
Terung ber Schußgebiete liegen? 
Vollkommen zutreffend Hänel 
I, 845: „die Kolonialgewalt des 
Reiches über feine Angehörigen 
Tonfolidiert fi damit zu einer 


Staates ausfchließenden Staatd- 
malt." Gehe gut und ohne 

[bftwiberfprüde G. Meyer, 
Schutzgeb. 75 ff. 

3 Nat. Zaband I, 790; zu- 
treffend ©. Meyer 88 ff. in der 
Sade,danniftesaberivreführend, 
in irgendwelder Weife die Kolo- 
nieen „Ausland“ zu nennen; bie 
Kolonieen find nicht Ausland, 
fondern ein rechtlich anders als 
da8 Bunbeögebiet geftaltetes, 
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Daß die Kolonialgewalt fich verſchieden äußert gegen- 
über den verſchiedenen Beftandteilen der Kolonialbevölte- 
rung, ändert nit? an ihrem Charakter als Staatögewalt, 
da analoge Verhältnifie auch innerhalb des Bundesgebietes 
beftehen. 

Demnah müffen die Schuggebiete, obwohl 
ftaatsrehtlih „Inland“ und in feinem Sinne 
„Ausland“, alseinvollftändigabgefhloffenes 
und ſelbſtändiges Rechtsgebiet betrachtet wer- 
den. Daraus ergeben ſich folgende Rechtsgrundſätze: 

1. Die Reichsverfaſſung und alle auf Grund derſelben 
erlaſſenen Geſetze und Verordnungen gelten im Schutz- 
gebiete nicht; 

2. die Schutzgebiete haben lediglich ihr eigenes Recht; 
inſoweit Reichsrecht dort in Kraft treten ſoll, bedarf es 
hierfür immer einer beſonderen Einführung, wie dies für 
eine große Zahl von Reichsgeſetzen und Verordnungen ge— 
ſchehen iſt, ſo für das Reichsbeamtengeſetz, das Konſular— 
gerichtsgeſetz u. a. m.; 

8. das Gleiche gilt für die Staatsverträge; die vom 
Reich und für das Reich abgeſchloſſenen Staatsverträge gelten 
in den Kolonieen nur, wenn ſie dort ausdrücklich in Kraft 
geſetzt, oder wenn fie zugleich mit für die Schutzgebiete ab- 
geſchloſſen find; ?® 


zweites Inland; „Nebenland“ |rieen, fo 3. B. für Ausliefe- 
nennt fie zutreffend G. Meyer | rungäverträge, weil für Straf- 
68; der Streit um das Wort |reht und Prozeß Neid und 
„Proteltorat“ ift ganz gegen-| Kolonien „ein einheitliches 
ſtandslos. Rechtögebiet” ſeien. ſies iſt 

* A. A. G. Meyer, Schutz- |aber nicht ber Fall. Ein beſon⸗ 
geb. 212 für gewiſſe Kalego- derer Auslieferungsvertrag ift 
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4. Recht für die Kolonien Tann erzeugt werben: 

a) auf dem regelmäßigen Wege ver Reichsgeſetzgebung; 
die fouveräne Reichsgeſetzgebung beherrſcht auch die Kolo⸗ 
nieen und kann für dieſelben in jeder Beziehung rechts⸗ 
erzeugend thätig werben, wie fie es in einer Reihe von. 
Materien geworben ift; demgemäß fteht auch nichts im 
Wege, daß neue Reichsgeſetze zugleih mit für bie Kolo- 
nieen ergehen, doch bebarf dies immer eines befonberen 
Ausdrudes; Reichsgeſetze für die Kolonieen ergehen in ber 
gewöhnlichen Form und müfjen gemäß RB. Art. 2 im 
Reichsgeſetzblatt publiziert werben; 

b) außerdem aber kann Kolonialrecht erzeugt werben 
auf Grund der dem Kaiſer zur Ausübung namens des 
Reiches übertragenen Schutz- d. i. Staatögewalt; über 
die Grenzen dieſes kaiſerlichen Rechtes f. oben; über die 
Subbelegation desſelben an Reichskanzler, Kolonialbeamte 
und fpeziell Kolonialrichter f. gleichfalls oben. An der 
Entftehung dieſer Art von Kolonialreht find die gejeß- 
gebenden Faktoren des Reiches unbeteiligt; dasſelbe Tann 
nur für Die Schutzgebiete bezw. einzelne von ihnen gelten. 
Die Publikation ift poſitivrechtlich nicht geregelt. Die V. 
v. 26. Juli 1867, wonach kaiſerliche Verordnungen im 
Reichsgeſetzblatt publiziert werben müfjen, gilt nad dem 
oben if. 1 für die Kolonieen formulierten Prinzip nicht, 
doch dürfen felhftverftändlich ſolche Taiferliche Verorpnungen 
aud im RGBl. publiziert werben; andererſeits fehlt ihrer 
Rechtskraft nichts, wenn fie z. B. im Kolonialblatt publi- 


vom Reid) für das oftafrifanifche Schußgebiet mit dem Kongoftant 
abgefchloffen (RoIBt. 1891, 195). 
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ziert find, da dieſes Publikationsorgan den allgemeinen 
Rehtögrundfägen über Belanntmahung von Rechtsſätzen 
durchaus genügt. Danach verfährt auch, ganz Forrefter- 
weife, das Auswärtige Amt; zahlreiche Kolonialveroronun- 
gen des Kaiſers find nur im Kolonialblatt publiziert; 
5. der Begriff „Ausland“ in den Reichsgeſetzen ift 
auf die Kolonieen an fi) unanwendbar; fol er zur An= 
wendung kommen, fo bebarf es auch hierfür immer einer 
pofitivrechtlichen Vorſchrift; danach wäre insbefondere be- 
zuglich der Militär- und der Zollgefeßgebung, die an ſich 
gleichfalls für die Kolonieen nicht gilt, eine befondere Rege- 
Jung erforberli ; 
6. die Beftimmung in $. 6 Abſ. 2 des Schußgebiets- 
‚ gefeges, wonach „für die Naturalifation und das durch 
‚biefelbe begründete Verhältnis der Reichs— 
angehörigfeit” außer dem Geſetz v. 1. Juni 1870 
auch noch RB. Art. 8 und $. 4 des Wahlgeſetzes für den 
deutſchen Reichstag „entiprehende Anwendung“ finden 
follen, ift verwirrend; daß $. 4 des Wahlgefehes (Wähl- 
barkeit zum Reichstag) au in den Kolonien gilt, ift ein- 
fach die Folge des Inlandcharakters der Kolonien; von 
Art. 3 der RV. kann nur der Satz für die Kolonien 
gelten, daß fie nit Ausland find, indes Die ganze auf 
rund jenes Artifels ergangene Spezialgefeßgebung ' dort 
nicht gilt; die Vorfchriften über Erwerb und Verluft der 
2 Eine charakteriſtiſche Vor⸗ v. 1. Juni 1870 nit auf die 
frift biefer Art ift diejenige Kolonieen anwenbbar; bie Aus« 
über die Naturalifation der Ein- | Iandsvorjhriften des Geſ. vom 
geborenen, j. unten ©. 584; — 1888 find ausdrüdlich 


agegen find die Auslandävor- ftafrifa in Kraft gefeßt. 
fohriften der 88. 20, 21 des ©. 
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Neichsangehörigleit find fomit der einzige Rechtsinhalt der 
obigen Vorfhrift; über das „Verhältnis der Reichsange- 
börigleit“ enthält das ©. v. 1. Juni 1870 Vorſchriften 
überhaupt nit, die Rechtsfolgen der Reichsangehörigkeit 
im Reid find abfolut verſchieden von den Rechtsfolgen der 
Neihsangehörigkeit in den Kolonieen. 

€. Die Gtaatdangehörigfeit. 

Erhebliche Schwierigfeiten bietet bie Frage der Staats» 
angehörigfeit in den Kolonien, insbeſondere in Bezug auf 
die Eingeborenen, auch auf die Angehörigen anderer Staa- 
ten.8° Diejenigen Perfonen, welde den Rechtscharakter 
von deutſchen Reichsangehörigen formalrehtlih nad dem 
©. v. 1. Juni 1870 haben, behalten biefen Rechtscharak- 
ter ſelbſtverſtändlich aud in dem deutfchen Kolonialgebiete 
bei;®! insbeſondere Tann die Vorſchrift des Geſetzes über 
Verluft der deutſchen Staatsangehörigfeit durch längeren 
Aufenthalt im Auslande (G. v. 1. Juni 1870 88. 20, 
21) auf die Kolonieen, da fie juriftifh Inland find, nit 
zur Anwendung fommen.?? — 

Der Rechtsinhalt der Staatsangehörigkeit erfährt frei- 

2° Für einige ber Schuggebiete |angehörigen in ben Kolonieen 
ift eine befondere Meldepflicht |Teinesmegd „eine exemte und 
ber Europäer a: Hgg, fo für peivitegierte Rechtögenoffen« 
Togo Koldt. 18%, 30; für Oft-|{haft“. 
afeeta KotBt. 1892, 184; für| usdrulich ausgefproden 
Kamerun KolBl. 1891, 308. im ih 6, vor beflen 


®ı HäneL I, 843 meint, bie) Erlaß Labandü, 791 im Banne 
Reicjsangehörigen in den KRolo-| des Wortes zu dem entgegen« 
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nieen  feien „nice nur dies“. 

Das ift ein unvollgiehbarer Ge 
bante: ber — der Reice⸗ 
angehörigteit dufbet Feine Stei- 
gerung; aud) find die Reichs⸗ 


gefegten San Lam, trogbem 
er das mirklihe Rechtäverhälts 
nis ©. 790 vortrefflih formu- 
liert hatte. 
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lid in den Kolonieen bejondere Modifikationen gemäß ber 
oben betonten grunbfäßlicen Verſchiedenheit der Tolonialen 
Rechtsordnung von der im Reichsgebiet geltenden. Doc 
treffen die allgemeinen, früher erörterten Gefichtspunfte über 
die Gehorfams- und Treupfliht des Unterthanen gegen- 
über feinem Staate auch hier zu, wenn aud in einer be 
fonderen rechtlichen Ausprägung. Andererſeits Hat das 
Deutſche Reich kraft der übernommenen Schußgemwalt die 
ſtaatsrechtliche Pflicht, Die erforderliche Rechts- und Staats- 
ordnung für die Lebens- und Erwerböthätigfeit in ben 
Kolonieen Herzuftellen, nit auf Grund der Verfaſſungs- 
vorfchrift über den Schuß der Deutſchen „im Auslande” ,3® 
fondern Fraft der vom Staate den Unterthanen geſchuldeten 
Staatspfliht. — Eine Unterorbnung von Reichsangehö- 
rigen unter eingeborene oder kaufmänniſche Autoritäten kann 
juriſtiſch nur kraft eines vom Reiche als der fouveränen 
Schutzgewalt verliehenen Rechtstitels ftattfinden. 

Eine befondere Vorſchrift erging für die Kolonieen über 
den Erwerb der beutfchen Staatsangehörigleit durch ben 
Formalakt der Naturalifation. Das Syftem der Reichs- 
gefeßgebung beruht auf dem Grundſatze, daß die Reichs— 
angehörigfeit erworben wird durch das Medium der einzel- 
ftaatlihen Staatsangehörigfeit, alfo bei Naturalifation 
durch einen vom Einzelftaat vorzunehmenden Formalaft (f. 
oben $. 11). Rechtlich möglich wäre dies aud für bie 
Kolonieen gewejen, aber unzweckmäßig. So wurde das 
Syſtem der Reichgeſetzgebung durchbrochen mit ber geſetz⸗ 
lichen Vorſchrift: daß in den Kolonieen die Natu— 


® Mie Hänel I, 843 behauptet; ſehr richtig Lab and I, 788. 
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ralifation burd den Reichskanzler oder einen 
anderen von ihm zu beauftragenden Beamten, 
alfo ohne Mitwirinng eines Einzelftaates er- 
folgen könne (Schußgeb®. $. 6). Daneben bleibt 
aud die regelmäßige Form der Naturalifation anwendbar. 
— Auch auf „Eingeborene“ ift diefe Vorſchrift ausgedehnt. 

Die Ausländer haben eine befondere Rechtsſtellung in 
den Kolonieen an fi nicht. Do find die fog. Schug- 
genoffen,*° nämlich Öfterreidper, Ungen, Schweizer, Lurem- 
burger, ausbrüdlid den Reichdangehörigen rechtlich gleich- 
geftellt und es ift dem Kaifer vorbehalten, dieſes Rechtsver⸗ 
bältnis auch auf andere Ausländer auszubehnen (Schutz- 
gebG. 8. 3 Nr. 1). 

Das Rechtsverhãltnis des Reiches zu der eingeborenen 2° 
Bevöllerung beruht zwar auf dem nämlichen Grundprinzip 
von Staatögewalt und Unterthanenjchaft,®” Hat aber that- 


u 9. Meyer 111ff. 

356. über biefen Begri 
unten im Konfularredt. 
2aband I, 791 den Begrif 


run und Togo R. V. v. 21. April 
1886 Mo. 8 


für Oft« 
a 8. 2. o. 1. Januar 1891 


BL 1) $. 3 für Neu-Guinea 


auf „alle fremden civilifierten 
Nationen“ ausdehnt, iſt will⸗ 
Türig; vgl. G. Meyer, Schut⸗ 
geb. 107; f. jede die Spezial- 
Borigeit in $. 2 der ®. vom 

5. Juni u. 13. Septbr 1886 
(ROBL. 187 u. 291) fie die Süd- 
feefolonieen. 

8 Den Begriff „Cingebore- 
ner“ zu beftimmen, ift für Süb- 
weſtafrika dem failerl. Kom- 
miffer, vorbehalttic der Geneh- 
migung des eich fanplers, 5 
gewiefen, 8. ®. v. 

RGBL. 1037), enfo Ai Rame- 





dem —— nad Anfir 
rung der R.-O.-Comp: mpognie. 2 
2. Bi 5. Juni 1886 neh 1. 187) 
ie RL ad GM ner, 
hun. 106 ff, 17, 
Südweſtafrika 2. 
Kommiſſars v. 1. 
(Kol. 1894, 122). 
9 Dies eugnel Hänel_ I, 
848; vgl. aud Zaband I, 792: 
Ausländer” find die Gingebo- 
tenen nit, fie find „reichtanges 
Bert * aber nicht im Sinne der 
—— In der DH 
zutreffend Laband I, 


Tail EL 
Dir 1893 
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ſächlich nad der Ratur der Dinge eine weſentlich andere 
Geſtaltung gefunden. Es ift zur Beit noch unmöglich, dieſes 
Verhältnis in einzelnen Rechtsſätzen auszubrüden; nur das 
Prinzip fteht feft: daß aud die eingeborene Be- 
völferung der Kolonialgewalt als der ſouve— 
ränen Staatsgewalt unterthan if. Es mag 
früher wohl bei dem zögernden und ſchwankenden Gang 
der deutfchen Kolonialpolitit die grundfäglihe Meinung 
offiziellen Ausbrud gefunden haben, es fei nicht Aufgabe 
des Reiches, „für die Heritellung ftaatliher Einrichtungen 
unter barbarifhen BVölferftämmen einzutreten und dort eine 
unferen Anſchauungen entſprechende Drbnung der Vermal- 
tung umd Juſtiz herzuftellen“ ; e8 mag immerhin zugegeben 
werben, daß diefe Drbnung auch heute noch und wohl noch 
für kaum abfehbare Zeit in den allererften Anfängen fi 
befindet und oft nur in den Formen militäriſcher Gewalt 
fi geltend madt; dennoch ift das Reich die fouveräne 
Staatsgewalt über die Eingeborenen mit allen Rechten, 
welde hieraus im einzelnen abgeleitet werben wollen und 
können und mit ber Pflicht, im Kolonialgebiete eine wirk- 
liche Staatordnung und für die eingeborene Bevölferung 
‚die Möglichleit eines georbneten, friedlichen, menſchenwür⸗ 
digen Dafeins herzuftellen. 

Die Anfhauung, daß die Kolonialgewalt nur den 
Zwed verfolge, „die eingeborene Bevölkerung den kolonialen 
Zweden des Reiches und feiner Angehörigen bienftbar zu 


G. Meyer 108. Für die Er-| allerdings aud die Eingebore- 
teilung der Naturalifation be» | nen — prinzipmibrig, aber wohl 
handelt das Schutgeb®. $. 6|zmwedmähig — als Ausländer. 
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madjen“,9® ift des Deutſchen Reiches unwürbig und, falls 
fie jemals beftanden haben follte, Tängft aufgegeben, wie 
die Einrichtungen für militärifchen und Rechtsſchutz,?“ für 
Unterbrüdung der Stlaverei, für die Gefunbheitsverhält- 
nife,* für Miffion und Unterricht, für Handel und Ver— 
lehr beweifen.*! Eine juriſtiſche Darftellung biefer Dinge 
ift allerdings dermalen noch ausgeſchloſſen, und die recht⸗ 
liche Ausgeftaltung diefer Kulturarbeit ift in ben verfchie- 
denen Kolonieen eine fehr verfchieden weit vorgefchrittene. 
In weitem Umfange find der eingeborenen Bevölferung 
noch ihre bisherigen Orbnungen belaſſen; ““ die ſtaats— 
tehtlihe Grundlage aber für alle dieſe Ord— 
nungen ift im gefamten Kolonialgebiet lebig- 
li die Souveränetät des Reiches. 

Einen rechtlichen Ausdruck findet das Prinzip ber 
fouveränen Staatögewalt des Reiches in der dem Kaifer 
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28 Diefe Anfgauung ent 


+4 In einigen Beziehungen 
widelt merkwürbigermeife be⸗ 


hat diefe deutſche Staatdaufgabe 


fonber8 Hänel I, 746 ff.; ähn- 
lid aud Laband I, 788. 

® Für dad Togogebiet wurde 
bie Anwerbung von Cingebore- 
nen zu Dienften außerhalb des 
Schuggebieted unter befondere 
ftaatlihe Kontrolle geftellt (Rol. 
Bl. 1892, 99). Ebenſo für Neu- 
Guinea. 

+ Für das Neu⸗Guinea · Schutz · 
gebiet 3. B. erging eine bejon- 
dere Verordnung (KolBl. 1892, 
155), bie gefunbheitlige Kon 
trolle ber & Arbeiten ange» 
worbenen Cingeborenen betref⸗ 
— ſ. auch KolBl. 1894, 185, 








eine breitere Grundlage in in» 
ternationafen Abmadungen, fo 
beſonders in ber Brüffeler Anti⸗ 
flavereialte v. 2. Juli 1890, 
über deren Inhalt ſ. KolBt. 
1891, 215 ff. er bie Unter 
drüdung ver Sklaverei |. aud 
unten ©. 609. 

426. die zahlreihen „Ber- 
träge" bei. im Weißbuch des 
Reichstages von 1885, deren 
Grundlage durchweg die gleiche 
ift: Übertragung der Sounerü- 
netät auf das Reich. Im Refultat 
übereinftimm. auch Hänel 1,848. 
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überwiefenen Aufgabe, die für die Reichsangehörigen in 
den Kolonieen geltenden Rechtsſätze nad Ermeſſen auf die 
Eingeborenen auszubehnen (SchuggebG. $. 3 Nr. 1). 
Daraus ergiebt fi, daß die Kolonialgewalt auch im Ver 
haltnis zu den Eingeborenen grundſätzlich Staatsgewalt ift 
und fein will.“ Demgemäß ift in Ditafrifa die deutfche 
Gerichtsbarkeit grund ſätzl ich aud auf die Eingeborenen 
ausgedehnt (8. V. v. 1. Januar 1891, RGBl. 1 SS. 2, 
3); ebenfo in Kamerun, Togo, Neu-Guinen, Südweſt- 
afrifa (ſ. unten ©. 607 f.). 

Eine Sondervorſchrift giebt das Schuggeb®. $. 7 für 
die Führung der deutſchen Flagge durch Eingeborene; fol- 
chen kann das Recht Hierzu durch Taiferlihe Verordnung 
erteilt werben, jedoch mit dem Vorbehalt, daß aud dann 
für folge Schiffe die deutfche Unfallverficherungsgefeßgebung 
nicht gelte (©. v. 13. Juli 1887 $$. 1,2 „Seefahrzeug").+® 


D. Die Kolonlalgeſellſchaften.s 


Der Erwerb der deutfchen Kolonien erfolgte, wie oben 
bemerkt, mehrfach in der Weife, daß das Deutſche Reich 
an die Stelle Taufmännifcer Unternehmungen von Einzel- 
nen ober Gefellfcaften trat. Der Übergang der Staats- 
boheit von diefen Geſellſchaften auf das Rei vollzog ſich 
langfam, aber ftetig; heute ift nur mehr die Neu-Guinea- 


Alteres analoges Recht + N. 2. v. 19. Gept. 1898 
gitiert Saband I, 792f. ©. (Koll. 448) f. d. Marfgal- 
ferner über Rechtögefhäfte der | Infeln. 
und mit ben Eingeborenen unten| us änel I, 853 f.; Laband 


S. 608. 
P 1, 775, 778f., 786 f.; 6.Meyer, 
Fi 5, Entgegengeiegt Hänet a. &yuggeh. 1891. 
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Kompagnie in weiterem Umfange nad diefer Richtung 
thätig; indes bie Kolonialgeſellſchaften in ben anderen 
Kolonieen mehr und mehr einen privatrechtlichen Charakter 
annahmen.* Da nad preußiſchem Recht auch für die 
privatrechtlihe Seite Schwierigleiten beftanden, erfolgte 
eine reichsgeſetzliche Regelung der Stellung der Kolonial- 
geſellſchaften durch das SchutzgebG. 95. 8—10. Diefe 
Vorſchriften beziehen fi nur auf „deutſche Kolonial- 
geſellſchaften, welche die Kolonifation der deutſchen Schuß- 
gebiete, insbeſondere den Erwerb und die Verwertung von 
Grundbefig, den Betrieb von Land- und Plantagenwirt- 
ſchaft, ven Betrieb von Bergbau, gewerblichen Unterneh- 
mungen und Handelsgeſchäften in denfelben zum aus= 
ſchließlichen Gegenftand ihres Unternehmens und ihren 
Sig entweder im Reichsgebiet oder in den beutfchen Schuß- 
gebieten haben, oder denen durch Taiferlie Schugbriefe die 
Ausübung von Hoheitsrechten in ben deutſchen Schutz⸗ 
gebieten übertragen iſt“ ($. 8). Demgemäß ftehen aus- 
Yänbifche Geſellſchaften,““ nad Maßgabe der im $. 8 ent» 
haltenen näheren Erläuterung, nicht unter jenen Vor— 
ſchriften; da deren Verhältniſſe auch fonft feine pofitiv- 
rechtliche Normierung fanden, muß angenommen werben, 
daß Bier eine befondere Regelung durch das höchſte Organ 
der Schußgewalt, den Kaifer, im einzelnen Falle zu er- 
folgen hätte. Dabei mag es wohl ala ſelbſtverſtändlich 


“9. Meyer, Sehıb. 406 |Das Ausmärtige Amt Hat, in 

48 Über bie Sufaffung frember dem Fall der Damaraland-Ron- 
Sotoniaigefeüfgaften fapte ber|sefion (- unten . 51) biee 
Rolonialtat Bejhlüffe, melde Veſchlaffe nicht berüdfichtigt. 
RotBL. 1891, 331 publigiert find. 
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erfcheinen, daß eine derartige fpezielle Ordnung nicht aus« 
landiſche Geſellſchaften beſſer ftellen dürfte, als die deutſchen 
Kolonialgeſellſchaften nach 88. 8 ff. des Geſetzes geſtellt 
find.«° 

Der Kernpunkt des Gefehes ift die Vorfchrift, daß die 
Kolonialgeſellſchaften der Staatsauffiht, als deren Drgan 
der Reichskanzler bezeichnet ift, unterworfen find; die 
näheren Vorſchriften über Art und Umfang diefer Aufficht 
find ftatutarifh zu normieren ($. 10). Vorausfegung 
diefer Aufſicht ift ein vom Reichskanzler zu genehmigenber 
Geſellſchaftsvertrag (Statut), auf Grund deſſen die Gefell- 
ſchaft durch Beſchluß des Bundesrates das Recht empfängt, 
„unter ihrem Namen Rechte, insbefondere- Eigentum und 
ambere dingliche Rechte an Grundftüden zu erwerben, Ver- 
bindlichkeiten einzugehen, vor Geriht zu Hagen und ver- 
klagt zu werden”, mit der befonderen Maßgabe, daß nur 
das Geſellſchaftsvermögen den Gläubigern haftet. Ein 
Auszug de3 Statut? und der Beſchluß des Bundesrates 
find im Reichsanzeiger zu publizieren ($. 8). Die Ge- 
nehmigung des Statut? durch den Reichfanzler, welde die 
rechtliche Vorausſetzung für den Beſchluß des Bundesrates 
bildet, hängt rechtlich davon ab, daß den geſetzlichen Vor— 
ſchriften über den Inhalt des Statutes genügt ift; nad 
diefen hat das Statut „insbefondere” Beftimmungen zu 
enthalten: 1. über Erwerb und Verluſt der Mitgliedſchaft, 
2. 2. Vernetung der Geſellſchaft gegenüber Dritten, 3. Be- 


4 G.Meyer, Schutzgeb. 147 | fe ausgeſchloſſen. S. unten 
gatı die Gellng var Roro.| I 51. Ihr de Damaralarbr 
rationsrechten an subund[8e| Ronefon 

Geſellſchaften als durch das 
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fugniſſe der Leitungs- und Auffihtsorgane, 4. Rechte und 
Pflichten der einzelnen Mitglieder, 5. Jahresrechnung und 
Gewinnverteilung, 6. Auflöfung und Liquidation ($. 9). — 

Jedenfalls ift das Reich immer befugt, die Ausübung 
von Staatöhoheitörehten an Rolonialgefellfchaften zu über- 
tragen, fei es in Form von Schutzbriefen, fei es durch 
Taiferlihe Verorbnungen. Die Geſellſchaften üben in fol- 
dem Fall das Recht des Reiches aus.° Das SchutzgebG. 
fieht dies in $. 8 ausdrüdlich vor, jedoch nur für deutſche 
Kolonialgeſellſchaften; die Übertragung der Aus- 
übung von Staatöhoheitsrehten an auslän- 
diſche Kolonialgefellfgaften ift zwar nidt 
pofitiv verboten, wird aber als mit dem Be— 
griff der deutſchen Staatshoheit unvereinbar 
und demgemäß als unzuläffig zu bezeihnen 
ſein,“ e3 fei denn, daß es fi um ganz außerordentliche 
Verhältnifje handelt, denen Rechnung zu tragen die Reichd- 
regierung als dringendes Gebot der Staatsnotwendigkeit 
erachtet. Gemäß der grundfägligen Vorfchrift des 8. 8 
Tann der Reichskanzler das ihm zugemiefene Ausführungs- 
und Polizeiverordnungsrecht aud an Kolonialgefelichaften, 
die nah 88. 8 ff. organifiert find und einen kaiſerlichen 
Schutzbrief haben, übertragen (SchutzgebG. $. 11 Abf. 3). 


5° Die Polemik von Laband weder mit dem geltenden 
1,787 gegen Bornhaf fdeint|Redt nod mit ber Würde 
nur ein Wortftreit. des Deutfhen Reiches ver⸗ 

51 Einen höchſt bebenklichen |einbar fein dürfte Mit 
Prazedenzfall bildet in dieſer Recht legte der Kolonialrat Ber- 
Beziehung die ber englifhen | wahrung gegen biefelbe ein, 
South Westafrican-Company er- | ma3 dann ein befonbered „Bro- 
teilte Damaraland-Konzef- tokoll“ (KolBl. 1892, 564) zur 
fion (Koll. 1892, 456), die | Folge hatte. 
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Wie übertragen, fo Tann die Ausübung von Staatshoheitd- 
rechten ben Kolonialgeſellſchaften auch wieder entzogen 
werben fraft des vom Reiche auszuübenden Oberauffichts- 
ecjtes.5? 

Praktiſch ift die Frage der Ausübung von Staats- 
hoheitsrechten durch Kolonialgeſellſchaften nur mehr für die 
Neu-Guinea-Rompagnie. Bon älteren Geſellſchaften ift 
insbeſondere die beutjd-oftafrifanifge zu nennen (f. den 
Bericht KolBl. 1894, ©. 317). 

Außerdem wurden an Kolonialgeſellſchaften auf Grund 
des Geſetzes errichtet: 1. die Hanfeatifhe Land-, Minen- 
und Handelögefelihaft für Südweſtafrika (KolBl. 1893, 
399 ff.), 2. die Uſambara Kaffeebaugefellfchaft (ebd. 427 f.), 
83. die Aftrolabe-Rompagnie (ebd. 1892, 40), 4. die Kaifer 
Wilhelms⸗ Land⸗ Plantagengeſellſchaft (ebd. 1891, 125), 
5. die Uſambara-Eiſenbahngeſellſchaft (ebd. 477). 


E. Die Finanzverwaltung. 

Die Streitfrage, ob der Bubgetartilel der Reichsverfaſ- 
fung für die Kolonieen im ganzen Umfang und mit allen 
Rechtsfolgen in Kraft ftehe,® hat nunmehr ihre Erledigung 
gefunden durch das Spezialgefeg v. 30. März 1892 
(RGBl. 369). Danach ift 1. der Etat für die Schuß: 
gebiete jelbjtändig, aber in der nämlichen Rechtsform wie 
der Hauptetat des Reiches aufzuftellen, nämlich a) durch 
Geſetz, b) über alle Einnahmen und Ausgaben, c) für 


329. Meyer, Schutzgel ss Sänells 582; ©. menen, 

162 f. ©. dazu die Konz ko Scuggeb. Über 

Rolör. 1891, 581. Bubgeireht he —S 
oben 
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jedes Jahr,t 4) vor Begim bes Eiatsjahres ($. 1), 
e) über- und außeretatgmäßige Ausgaben find nachträglich 
PH Bu gefeggebenben Faltoren zu genehmigen ($. 2 

. 2). 

2. In gleicher Weife bebarf der Reichskanzler für die 
Finanzverwaltung der Schußgebiete des alljährlih vom 
Bundesrat und Reichstag zu fafjenden Entlaſtungsbeſchluſſes 
G. 3); zu diefem Zmede find dem Bundesrat und Reichs- 
tag nad Abſchluß des Etatsjahres, ſpäteſtens im zweiten 
Jahre danach, die Überſichten der wirklichen Einnahmen 
und Ausgaben vorzulegen ($. 2 Abf. 1). Die Kontrolle 
erfolgt ebenfo mie für den Hauptetat durch den Neide- 
rechnungshof gemäß Spezialgejeg vom 14. Mai 1894 
(RGBL. 449). 

3. Aufnahme von Anleihen und Übernahme von Garan- 
tieen im Intereſſe der Schußgebiete bedarf der Form des 
Geiehes (8. 2). 

4. Für Verbindlickeiten der Schußgebiete befteht eine 
eivilrechtlihe Haftung nur an dem Vermögen des betreffen- 
den Schutzgebietes ($. 5).°° 

5. In den vom Neich finanziell verwalteten Schutz- 
gebieten find fpezielle Reſervefonds gebildet, denen etwaige 
Mebreinnahmen und Erſparniſſe zufließen (ſ. die Etats- 
gefete je sub ID. 

6. Someit die Koften der Kolonialverwaltung in einer 
Kolonie ausſchließlich von einer Kolonialgeſellſchaft getragen 

5% Der Etat für 1892/93] 55 Demgegenüber ift der Satz, 
wurde Durg, $ 6 des Gef. v.|den die früheren Darftellungen 
30. März 1892 als aud für|enthalten (6. Meyer, de 
1893/94 und 1894/95 maßgebend | geb. 224): bie Schugebiete jeien 


erklärt, f. dazu aud bie Über- | Feine felbftändigen Rechtöfubs 
gangabeftimmung in $. 7 #bf. 2. | jefte, nicht mehr haltbar. 
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werben, fommen bie obigen Beitimmungen nit zur An= 
wendung ($. 7 Abf. 1). 

Nah diefen Vorſchriften ift dermalen die Finanzver- 
waltung georbnet für Oftafrifa, Kamerun, Togo, Südmwelt- 
afrita (©. v. 80. März 1892, RGBl. 370; ©. v. 
26. März 1893, RGEBl. 123).° 

IV. Die Iofale Organifation der Staats- 
gewalt?” in den Kolonieen ift folgendermaßen ge- 
ordnet: 58 

A. Die innere Verwaltung einfhließlid der 
Militärgemwalt. Ein befonderes Organiſationsgeſetz 
über die Verwaltung der Kolonieen ift bis jegt nicht er- 
gangen; die Einrichtung der Verwaltung erfolgt in den 
einzelnen Kolonieen nad Maßgabe der thatfächlichen Ver— 
hältniſſe, insbeſondere auch, was den notwendigen Zu- 
fammenhang mit der Militärgewalt betrifft. Regelmäßig 
werben an bie Spige der Kolonieen kaiſerliche Gouver- 
neure oder Kommiffare mit den erforberli—en Unter- 
beamten geftellt ; die Chefs der Verwaltung führen in Oſt— 
afrifa und Kamerun den amtlihen Titel Gouverneur, in 


5° Kamerun: 580000, Xo« 
148000, Südweſtafrika — 

exftere Poften ohne Reichs⸗ 
ufouh, —— mie Sul 
von 267300 M.; für 
waren dur ©. v. 2. Februar 
1889 (RGBL. 3) 2 Mil, Mark 
„für Maßregeln zur Unter⸗3 
drüdung bes Sklavenhanbels 
und zum Schuß der deutſchen 
Intereffen“ zur Verfügung “ 
ftellt worben. Hiſtoriſches 
©. Meyer, Schußgeb. 2ef. 

Zorn, Staatsrecht I. 2. Aufl. 


0 | ©. die Jahresrechnungen über 
die Ginnahmen in Oſtafrika 

1892/93 (1 105456_M.), 1898/94 
(1130256 M.) Kolsl. 1894, 


471 f., 

51 Über die Dienftflagge ber 
aeaiernar apeskube und «-Fahr- 

© ®. vo. 18. Yagu 

Yads dar FM ferner 8. 
v. 18. D4 1893 (KolBl. 1894, 
Do ſowie die Mitteilungen CBl. 
1893, 275 u. 359 u. a. dgl. m. 

ss "Rt. Laband L, f 
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den übrigen Kolonien Landeshauptmann ; die Unterbeamten 
haben verſchiedene Titel (Kommiſſar, Bezirlsamtmann, 
Intendant, Polizeimeiſter u. a.). Dieſe Beamten ſind 
unzweifelhaft ſämtlich Reichsbeamte; das Reichsbeamten⸗ 
geſetz gilt aber für fie gemäß den oben entwickelten Grund⸗ 
fägen an fi nit; durch Spezialgefeg vom 31. Mai 
1887 (RGBI. 211) erfolgte jedoch die Ausdehnung jenes 
Geſetzes aud auf die Kolonieen — zwar ift dies nicht 
ausdrücklich ausgeſprochen, bildet aber die notwendige VBor- 
ausfegung dieſes Gefeges°® — mit der Mafigabe, 3) daß 
Gouverneure, Kommiſſare und Kanzler der Schußgebiete 
jederzeit vom Kaifer mit Wartegelb zur Dispofition ge 
ftellt werden können (f. oben ©. 334); b) daß ben vom 
Kaiſer beftellten Kolonialbeamten durch Beitimmung des 
Bundesrates die Dienftzeit im Kolonialvienft bei der Pen- 
fionierung doppelt angerechnet werben kann, falls fie über- 
haupt länger als ein Jahr in diefem Dienft verwendet 
waren (f. aud dazu oben ©. 319%). Demgemäß ift 
durch V. des Reichskanzlers v. 6. Mai 1894 (KolBl. 261) 
die Doppelrechnung ber Dienftzeit für die „im Dienft der 
Schußgebiete von Kamerun, Togo und Deutſch-Oſtafrila 
ftehenden Landesbeamten” verfügt worben.°® 

Im übrigen ift eine befondere Regelung der Rechts- 
verhältnifje der in den Schußgebieten angeftellten Beamten 
für die einzelnen Kolonieen durch kaiſerliche Verordnungen 
erfolgt, fo zulegt für Oftafrifa durch K. V. v. 22. April 


5 In den alöbalb zu behan-| Für bie oftafeitaniide 
delnden Spepialverorbnungen iſt Schugtruppe bie analoge Xı 
Grund] lat überbied noch kasift $. 11 des ©. v. 22. Mir; 
ausbrüdlih ausgefproden. 
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1894, publiziert im CBl. 115 f., dazu über die Rang- 
verhältnifie und Uniformen KolBl. 1891, 270 8.2. v. 
3. Juni 1891; ferner KolBl. 1890, 1; vorher für Kame- 
run und Togo duch K. V. v. 3. Auguft 1888 (CBL. 
753 f.). Für die anderen Schußgebiete find analoge Ver— 
ordnungen bis jegt nicht erlaſſen. Die Kolonialbeamten 
werben in jenen Verordnungen als „Landesbeamte“ be- 
zeichnet; damit Tann juriftifh lediglich gefagt fein, daß 
das Reichsbeamtenrecht für dieſe Beamten an fi nidt 
gilt; inkorrelt aber ift die Bezeichnung dod, da der Aus- 
druck „Landesbeamte“ techniſch ift für die Beamten der 
Einzelftaaten, was die Kolonialbeamten nicht find; dieſe 
bilden vielmehr eine befondere Kategorie von 
Reihsbeamten, für melde ein befonderes 
Recht gilt, analog wie für die elfaß-[othrin- 
gifhen Landesbeamten“, die grundfäglid 
auch Reihsbeamte find. Davon werden fobann 
unterfieden diejenigen Beamten, melde Reichsbeamte im 
Sinne des RBeamtG. (f. 3. B. KolBl. 1892, 455) find, 
Der Unterſchied liegt nur darin, daß letztere aus Reichs- 
mitteln, erftere aus Mitteln der Kolonieen bezahlt find. — 
Publiziert find jene kaiſerlichen Verordnungen im Central 
blatt. Dies widerſpricht der V. v. 26. Juli 1867, welche 
die Publikation der kaiſerlichen Verordnungen im Reiche- 
gefegblatt fordert, und erklärt fi nur durch die Annahme, 
daß jene Verordnung ausſchließlich für das Reichsgebiet 
Geltung hat (f. oben ©. 580). Die B. für Kamerun 
und Togo beftimmt: 1. für die aus Fonds des Schuh- 
gebietes bezahlten Beamten in Kamerun und Togo gelten 
die für die Reichsbeamten ergangenen Geſetze v. 31. März 
38* 
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1878, 20. April 1881, 21. April 1886, 31. Mai 1887 
und 5. März 1888 mit der Mafgabe, daß überall an 
Stelle des Reiches dad Schußgebiet tritt;* 2. die zwangs- 
weife Verfegung in den Ruheſtand (RBeamtG. $. 66 Abf. 1) 
erfolgt dur den Kaifer allein, ohne Einvernehmen des 
Bundesrates; *? 3. oberſte Reichsbehörde im Sinne des 
Reichsbeamtengeſetzes ift der Reichskanzler, durch ihn er— 
folgen die Entſcheidungen nach 88. 5 Abſ. 1, 18, 39, 52, 
68 Abf. 2 des NBeamt®., fowie nach $. 1 des Gef. v. 
31. Mai 1887, endlich die endgültige Entſcheidung nad 
RBeamtG. $. 66 Abf. 2;°° 4. über den Erfat von Um⸗ 
zugskoſten für penfionierte und zur Dispofition geftellte 
Beamte beftimmt der Reichslanzler; * 5. dad Disziplinar- 
recht des NBenmtG. ($$. 84—124) bleibt außer Anwen ⸗ 
dung; Entfernung aus dem Amt erfolgt buch den Kaifer 
bei Beamten mit faiferlicher Beftallungsurfunde, fonft durch 
den Gouverneur von Kamerun, gegen defien Entfdeibung 
Beſchwerde an den Reichskanzler eingelegt werben Tann; °° 
6. die Entſcheidungen aus RBeamtG. $$. 127, 128 Abf. 
2, 181 erfolgen durch den oberften Beamten des Schup- 
gebietes mit Beſchwerde an den Reichskanzler.“e 
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&ı Ebenſo für Oſtafrika Art. 
1 mit Hinzufügung des ©. v. 
1. April 1888. ie Behaup- 
tung 6.Neyers, Söutgeb- 91, 
daß biefes Gefeg über bie ur 
rüdbeförberung ber „im Aus- 
land“ befinbligen Hinterbliebe · 
nen von Beamten an fi für 
die Rolonieen gelte, ift unrich⸗ 
tig; die Bezugnahme ber 
afrikaniſchen Beamtenverordnung 
auf bad Gejeg war bemm. 


korrekt und notwendig. Die 
Rolonieen find in feinem Sinne 
I enfo Dfafrite Kr. 2 
enſo Dftaf . 
es Dftafrifa Art. 3. 
% Dftafrife Art. 7. 
© Ditafrila Art. 9 mit ber 
Mobifitation, daß für Begirks- 
richter an Stelle des Got 
neurs ber Oberridhter tritt. 
*Oſtafrika Art. 10 mit ber 
vorbemerften Wobiftlation für 
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Die Verordnung für Dftafrifa beftimmt noch ferner: 
1. der Gouverneur und fein Stellvertreter, der Chef der 
Finanzverwaltung und der Oberrichter erhalten eine Faifer- 
liche Beftallung, die übrigen Beamten werden vom Reichs— 
kanzler angeftellt, welcher das Recht der Ernennung mitt- 
lerer und unterer Beamten dem Gouverneur fubdelegieren 
Tann (Art. 4), 2. die Vorfchriften über Urlaub, Stellver- 
tretung, Einbehaltung des Gehaltes bei längerem Urlaub 
ober Krankheit giebt der Reichöfanzler (Art. 5), 3. Pen- 
fions- und Reliktenanfprüche hat das Schußgebiet infoweit 
zu tragen, als fie die Gehalts-, Penfions- und Relikten- 
anfprüce, melde dem Beamten aus Reichs-, Staats- und 
Kommunalmitteln zuftehen, überfteigen ; ein Beamter, welcher 
nit mehr zum Tropendienft fähig ift, muß bei Verluft 
feiner Anfprüce aus dem Kolonialdienft, eine glei ober 
höher befoldete Stelle im Reichs-, Staatd- oder Kommunal- 
dienft annehmen (Art. 6), 4. gegen den Oberrichter und 
die Bezirksrichter Finnen Gelbftrafen nur vom Reichskanzler, 
gegen die dem Gouverneur unterftellten Beamten können 
Geldſtrafen bis zum geſetzlichen Höchſtbetrag von dieſem, 
gegen die ihnen unterſtellten Beamten können Geldſtrafen 
bis zu 30 ME. vom Chef der Finanzverwaltung, dem Zoll⸗ 
Direktor und den Bezirlsamtmännern verhängt werden (Art. 
8 vb. $$. 80—88 des NBeamtG.).? 

Ein befonderer Dienfteid für die „Landesbeamten“ in 
den Kolonieen wurde feitgeftellt durch K. V. v. 4. Sept. 
1892 (KolBl. 455). 

Vezirtsrichter. — Über den In-| "©. im übrigen zum Bor- 


Balt ber allegierten Vorfchriften | ftehenden die Darftellung des 
get neißäbeamienreätes f. oben | Beamtenrechtes oben $. 10. 
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Sie militärifge Organifation erfuhr bis jet 
eine fefte rechtliche Drbnung nur für Dftafrifa durch ©. v. 
22. März 1891 (REBL. 53), dazu K. V. v. 5. Mai 1898 
(RolBL. 241) über die Drganifation des Ganitätsoffigier- 
torps und bie organifatorif—en Beftimmungen in K. V. 
v. 9. April 1891 (RolBl. 167). Auf Grund jenes Ge- 
feßes wurde eine faiferlihe Shugtruppe für dieſes 
Schutzgebiet gebildet mit dem doppelten Bmede, einmal 
„zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung und Sicher⸗ 
heit“, fodann „insbefonbere zur Belämpfung des SHlaven- 
handels“ ($. 1) zu dienen. Diefe Schußtruppe ftellt 
eine militärifhe Organifation außerhalb bes Reichsheeres 
dar; bie militãrrechtlichen Vorſchriften für das Reichsheer 
gelten an fi für die Schugtruppe nit; die aus dem 
Landheer in die Schugtruppe übertretenden Perfonen „fchei- 
den aus dem Landheer aus". Dagegen verbleiben die aus 
der Marine übergehenven Perſonen rechtlich in dem Verbande 
derfelben, gelten nur ala „zeitweife abfommanbierte An- 
gehörige“, bleiben fomit auch den für die Marine geltenden 
Vorſchriften unterworfen, jedoch mit dem Vorbehalt, daß 
die Spezialvorfcriften für die Schußtruppe in erfter Linie 


[3 — Eogo Rent, 1685, 
U A ie Sidlration der 
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zur Anwendung zu kommen haben; die Militärbeamten 
werben der Schußtruppe „zugeteilt” und ftehen unter den 
allgemeinen Rechtsgrundſätzen für Militärbeamte ($. 3). 
Oberſter Kriegsherr der Schußtruppe ift der Kaifer ($. 1); 
gebildet wird fie auß Freimilligen des Landheeres und der 
Marine, fowie aus angeworbenen Farbigen ($. 2), eventuell 
auch angemworbenen Deutſchen ($. 18). Die Schußtruppe 
ift dem Reichsmarineamt unterftellt (KolBl. 1891, 77). 
Hinfichtlih der Verforgungsanfprüge find die Perfonen der 
Schußtruppe der Marine gleichgeftellt ($. 5), jedoch mif 
einer Reihe befonderer Vorfchriften: fo ift für den Be- 
geiff der Dienftbefhädigung im Sinne der Militärpenfions- 
gejege (©. v. 27. Juni 1871 8$. 8, 51, 59) aud den 
„klimatiſchen Einflüffen” befondere Rechnung getragen 
G. 6); als „penfionsfähiges Dienfteinfommen” gelten nicht 
die Bezüge in der Schußtruppe, fondern für Offiziere und 
die ihnen gleicftehenden Perſonen das nad) Charge und 
Dienftalter beftimmte Einkommen in der Marine, fir das 
untere Perfonal wird dieſes Einkommen im Geſetz felbit 
firiert (8. 7); eine befondere Penfionserhöhung ift vorge- 
fehen für Invaliden, die „nachweislich durch den Dienft in 
der Schugtruppe invalide“ geworben find (für Offiziere 2c. 
1020 bezw. 750 Mf. jährlich, für die Unterflaffen 300 ME., 
bei mehr als dreijährigem Dienft in der Schugtruppe noch 
jährlich Y/e mehr bis zum Doppelbetrag, 8. 9); auf Grund 
ununterbrochenen 12jährigen Dienftes in der Schußtruppe 
befteht der Anfprud auf Penfion aud ohne Invalidität, 
für Penfionserhöhung dagegen ift Nachweis der Invalibität 
erforderlich ($. 10). Die Dienftzeit in Afrifa wird, falls 
fie überhaupt mehr als ſechs Monate betrug, doppelt ge- 
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rechnet (nach näherer Vorſchrift des $. 11, dazu auch 
$. 19). Witmen und eheliche Nachlommen von Ange- 
börigen der Schußtruppe erhalten außer dem Sterbemonat 
nod ein volles Gnadenquartal ($. 15); bei Tod infolge 
einer militärif hen Aktion ober ber klimatiſchen Einflüfje 
fommen für die Hinterbliebenen bie Vorferiften des Ge- 
feges v. 27. Juni 1871 88. 41 ff, 56, 94 ff. zur Anwen- 
dung ($. 16). Oberſte Reichsbehörde im Sinne der Pen- 
fionsgeſetze ift für die Schußtruppe der Reichskanzler bezw. 
der Staatsfelretär des Reichsmarineamts ($. 17). 
Hinfichtlich des Strafverfahren überließ das Geſetz 
G. 4) dem Kaiſer, auf dem Wege der Verordnung bie 
erforberlichen Sondervorſchriften gegenüber dem allgemeinen 
Recht zu treffen. Diefe Verorbnung erging unter dem 
3. Juni 1891 (XGBl. 341). Durch diefelbe wurde die 
Militärftrafgerichtsorbnung v. 3. April 1845 dahin ex= 
gänzt, daß die Gerichtsbarkeit über die Schugtruppe zu 
verwalten, d. i. bie Einleitung und Unterfuhung durchzu⸗ 
führen, ſei 1. durch das Gericht der Schugtruppe, 2. durch 
Abteilungsgerichte ($. 2); erſteres befteht aus dem Komman⸗ 
deur der Schußtruppe als Gerichtäheren und einem Aubiteur 
(f. dazu $. 6), mit dem Recht der höheren und niederen 
Gerichtäbarkeit über ſämtliche Militärperfonen der Schutz- 
truppe (8. 3); letztere werben bei jeder aus mehreren Com- 
pagnieen beftehenden Abteilung aus dem Chef der Ab- 
teilung ala Gerichtsherrn und einem unterfugungführenden 
© Dazu kommt noch eventuell|Wahehe), S. 214, 1892, 484, 
bie Doppelceßnung der Arie: 1890, 3, 1894, 417; bie Art ber 
Hienfgeit nad $. 23 des ©. v. Berech rung in ift geordnet durch 


27. Bunt 1871, f. 3. B. KolBl.|R. ®. v. DE. 1891 (Kolvi. 
1898, ©. 2 (Feldzug gegen bie | 1891, 449). 
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Dffizier für die der Abteilung zugehörigen Militärperfonen 
gebildet, mit dem Rechte der niederen Gerichtsbarkeit ($. 4). 
Der Urteilsſpruch ift zu fällen durch Kriegsgerichte oder 
Standgerichte ($. 7); zu einem Kriegsgerichte find als 
Richter zu berufen: 1. über einen Offizier: ein Oberführer 
oder älterer Compagnieführer ala Präfes, zwei Compagnie 
führer, zwei Lieutenants; 2. über einen Unteroffizier: ein 
Oberführer ober älterer Compagnieführer als Präfes, zwei 
Offiziere (Compagnieführer oder Lieutenants), zwei Unter- 
offiziere; 3. über einen Militärbeamten: ein Oberführer 
ober älterer Compagnieführer als Präfes, zwei Offiziere 
(Sompagnieführer ober Lieutenants), zwei obere Militär- 
beamte, thunlichſt vom Dienftzweige des Angeſchuldigten. 
Die Offiziere können im Bedarfsfalle durch Sanitätsoffi- 
ziere, die Militärbeamten durch Offiziere oder Sanitätsoffi- 
ziere erfeßt werben ($. 8). 

Zu einem Standgeriht find als Richter zu berufen: 
1. über einen Unteroffizier: ein Compagnieführer als 
Präfes, ein Lieutenant, ein Unteroffizier; 2. über einen 
unteren Militärbeamten: ein Compagnieführer als Präfes, 
ein Lieutenant, ein unterer Militärbeamter. Die Offiziere 
können im Bedarfsfalle durch Sanitätsoffiziere, die unteren 
Militärbeamten dur; Unteroffiziere erfegt werden ($. 9). 

Das Recht der Verteidigung fteht dem Angeklagten 
perſönlich oder durch eine andere Militärperfon in jedem 
Falle zu; ift das Delift mit Tod ober lebenslänglicher 
Freiheitsſtrafe bedroht, fo muß ein Verteidiger beigegogen 
werben ($. 12). Die Verhandlung vor dem Spruchgericht 
ift mundlich; über diefelbe ift ein genaues Protofoll auf- 
zunehmen (fehr genaue Vorſchriften über Verhandlung und 
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Protokoll im $. 14, über Dolmetſcher $. 11, über fumma- 
rifches Verfahren $. 13, über die Sprucdfällung 88. 15, 
16, das Erkenntnis $. 17). Erkenntniſſe wider Offiziere 
und obere Militärbeamte bedürfen nad erfolgter Begut- 
achtung durch einen Auditeur ($. 19) der Beftätigung bes 
Kaiſers; der Reichskanzler bezw. Staatsſekretär des Reichs- 
marineamtes hat das Beſtätigungsrecht des kommandieren⸗ 
den Admirals, der Chef der Schutztruppe dasjenige eines 
Marineſtationschefs ($. 18); bei Aufhebung eines Erfennt: 
nifjes hat neue Verhandlung vor dem Spruchgericht zu er⸗ 
folgen, bei welcher „die rechtliche und militärdienſtliche Be- 
urteilung“ der Aufhebungsverfügung zu runde gelegt 
werben muß ($. 20). Freiheitsſtrafen bis zu 6 Monaten 
werben womöglid an Drt und Stelle, längere in der Hei- 
mat nad den für die Marine geltenden Vorſchriften voll- 
ſtredt ($. 21). Der Generalauditeur und das General- 
aubitoriat für die Marine haben auch als folde für die 
Schutztruppe zu fungieren ($. 22). 

B. Die Geridtsbarfeit.’% 

I. Die Einrihtung der Rechtspflege in den Kolonien 
erfolgte zwedmäßigerweiſe in Anlehnung an die Geftaltung 
der Konſulargerichtsbarkeit. Zwar beiteht zwiſchen beiden 
der prinzipielle Unterſchied, ja Gegenſatz, daß letztere eine 
deutſche Gerictöbarfeit im Ausland darftellt, fomit zur 
notwendigen Vorausfegung die Zulafjung durch den frem- 
den Staat hat, indes erftere eine deutſche Gerichtsbarkeit 
im Inland, zwar nicht im Rechtsgebiet der Reichsverfaſſung, 
aber doch in einem dem Deutſchen Reiche zugehörigen, der 


0 G. Meyer, Schutgeb. 195 ff. 
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Staatsgewalt des Reiches untermorfenen, Gebiete barftellt,?! 
diefer Gegenfag aber hindert nicht, der Analogie der that- 
ſächlichen Verhältnifje im Kolonial- mit dem Konfular- 
gerihtögebiete durch gleiche Gerichtäorganifation Rechnung 
zu tragen. Demnach beiteht auch in den Kolonien ein 
dreifacher Inftanzenzug ebenfo wie in den Konfulargerichts- 
bezirfen: 2 1. der Rihterfommiffar als Einzel- 
richter, 2. das Schußgebietsgeriht ald Kolle- 
gialgeriht, 3. das Reichsgericht. Die nähere 
Darſtellung dieſer Gerichtsverfaſſung und der damit in 
Anlehnung an die Gerichtsverfaſſung im Reichsgebiet ge- 
gebenen Kompetenzverteilung ift dem Konſularrecht (®b. II 
$. 24) vorzubehalten. 

Dem Kaifer ift ausbrüdlic das Recht vorbehalten, auf 
dem Verorbnungswege Anderungen dieſer Gerichtorgani- 
fation in einer Anzahl genau im Geſetz beftimmter Cinzel- 
punkte vorzunehmen (Schußgeb®. $. 3). 

II. Demgemäß wurden für die ſämtlichen Schuggebiete 
durch kaiſerliche Verordnung Abänderungen ber Gerichts- 
verfafjung und des Verfahrens angeorbnet: für Oſtafrika 
durch V. v. 1. Januar 1891 (RGBl. 1); im weſentlichen 
übereinftimmend waren die Verhältniſſe bereits durch K. V. 
v. 10. Auguft 1890 (XGBl. 171) für Südweſtafrika ge- 
regelt worden; ebenfo für die Marfhall-Infeln durch K. V. 
v. 13. Sept. 1886 (RGBl. 291) u. ®. v. 7. Febr. 1890 
(RGBl. 55) ,7° für Kamerun und Togo durch K. V. v. 
2. Juli 1888 (XGBl. 211), für Neu-Guinen durch K. V. 


"1 Treffend prägifiert diefen] 7° Schuggeb®. $. 2. 
Sefötspuntt aud Laband I, 7 „Orient MarfgalInfeln I 
2 u. 
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v. 5. Juni 1886 (XGBl. 187) und 13. Juli 1888 
(REBL 221).74 75 
So wurbe für Oſtafrika durch die V. v. 1. Jan. 1891 
(RGBL. 1) beftimmt: 1. Als Berufungs- und Beſchwerde⸗ 
geriht tritt gemäß SchutzgebG. $. 3 Ziff. 9 an Stelle des 
Reichsgerichts ein am Site des Gouvernements zu errich- 
tendes einheimifches Kolonialgericht, beftehend aus dem 
Richter zweiter Inſtanz und vier nad den Beftimmungen 
des Komfulargerichtögefeges zu  beftellenden Beifigern 
6. 5);7° 2. Scwurgeriätöfagen gehören gemäß Schup- 
geb®. $. 3 3. 7 vor die vom Reichslanzler zu bezeichnen⸗ 
den Gerichte erfter Inftanz ($. 13);77 3. im übrigen be- 
fimmt der Reichskanzler die Gerihtäfige und Gerichts- 
bezirke ($. 4);"° 4. in befonderer Weife find gemäß Schutz⸗ 
gebG. 8. 3 Ziff. 10 Zuftellungen ($$. 6, 7)7° und 
74 Gitiert Reu · Guinea I u. IL en über die Abgrenzung der 


" Zu biefen Verordnungen | Gerichtöbezirie (Reu - Guinea 
gen meiterhin noch fehr de⸗ Kolsi. 217, Sübmeltafrita 


tatlierteDienftanweifungen durch 
den Reichskanzler: für Kamerun 
und zo v. 7. Juli 1888 
(ar. ), nebft Grundbud- 
ordnung (ebb. 414); für Neu 
Guinea v. 1. Nov. 1886 (CBL. 
371), dazu für die Salomons- 
infeln v. 24. Jan. 1887 (CB. 
8); für die Marſchall⸗ Brown · 
und Brovibence-Injeln v.2. Dez. 
1886 (GBI. 397), bazu ergänzend 
r die Marfhallinfeln v. 10. 
dr; 1890 (CB. 55); für Oft- 
afrika v. 12. Jan. 1891 (CBT. 
14, 25. OH. 1891 (eb. 299); 
fürbas fünmeftafrifanifhe Schuße 
gebiet v. 27. Aug. 1890 (CBL 
; ferner weitere Anordnun ⸗ 





KolBL. 1890, 209 u. a. m.) 

10 Bug 160, 8.4 Merige 
». 10. Aug. 18%, $.4, Rarfd.- 

inf. I 8 (au an Stelle des 

onf.Ger. in Apia), Kam. 8. 5, 
in Kamerun, Neu-Guinea II $. 
6, am Site des Lanbeshaupt- 
mann. 

SW. $. 12; für die Mar- 
ſchallinſeln Jaluit, Mariall- 
infen IL 8. ‘5; für Kamerun 
und Togo in Kamerun $. 18; 
Neu-uinen II $. 5. 

7 SWA. $. 3; für Kamerun 
und Togo wurbe an jedem Orte 
ein Gericht 1. Inftang eingefegt 
durch $. 4 der 8. 8. 

7 SWA. 8. 5,6; Marſchall- 
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Zwangsvollſtreckungen (88. 9, 10) 80 georbnet; 5. die Bei- 
figer ®! nehmen in bürgerlichen Rechtsſtreitigleiten, Konkurs- 
fagen und Sagen ver freimilligen Gerichtsbarkeit in der 
zweiten Inftanz nur an ber Verhandlung, nicht an ber 
Entſcheidung teil, außer über das Rechtsmittel der Be— 
ſchwerde dann, wenn in erfter Inſtanz Beifiger mitwirkten 
(8. 8 Abf. 1);°° in Strafſachen wirken gemäß SchutzgebG. 
$. 3 Ziff. 6 Beifiger nit mit, wenn der Beſchluß über 
Eröffnung des Hauptverfahrens auf eine fchöffengerichtlihe 
ober reichsgerichtliche Sache lautet (8. 11), fonft mit vollem 
Stimmreht;*® 6, Anmaltszwang findet in ber zweiten 
Inſtanz nit ftatt ($. 8 Abſ. 2);°%* 7. in minder wich⸗ 
tigen Straffahen Tann der Angellagte gemäß Schuggeb®. 
$. 3 Si. 5 vom perfönlihen Erſcheinen (vgl. StPO. 
$$. 229 u. 232) entbunden werden (8. 12);°° 8. an 
Stelle der nicht anwendbaren Geſetze über die Gerichts- 
Toften und Gebühren hat gemäß Schuggeb®. $. 3 3. 10 
der Reichskanzler die erforderlichen Vorfchriften zu erlaffen 
G. 16);8° 9. die Vollſtredung der Todesſtrafe erfolgt ge- 


inſeln 1.88. 5, 6 Abf. 2-7, I| *? SWA. $. 7; Marſchall— J. 
. 1; Kam. 88. 6, 7; Neu-|IT$. 7; Kamerun 8. 8; Neu 
uinea I $$. 5, 6 Abſ. 2—7, | Guinea II $. 7. 

11 $. 1, dazu ausfüheti je Bor 2 SWA. $. 10; Marfı eug 

chůften in den Dienftanwei- |II $$. 3, 8; Ramerun, 


Jung Neu-Öuinea II 
' by N . 8, 9; Marih.-| 4 SWA. z. Pac‘ 2; Mar» 


ainfeln 18 ? St 2-8, I $. |fhall-3. IT $. 7 Abſ. 
; Ram. $$. 9, 10; Neu-Guinen | Guinea II $. 7 Abf. 7. 
i 2 7 Ab). 2-8, u $.2, dazu| 9 SWA. 8. 11; rufhulrd- 
ausführliche worſchriften in den I $. 4; Kamerun $. 12; Neu» 
Dienftonmeifungen $. 7. Guinea II $. 4. 
8 Dienftanweif. für Kamerun) 2° SWA. $. 15; Warſchall. J. 
. 3, ebenfo für bie übrigen | IT $. 10; Kamerun $. 165 Neue 
uhgebiete. Guinea $. 10. 
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mäß SchutzgebG. $.3 3. 8 durch Erhängen over Erſchießen 
nad) Anordnung bes Gouverneur® im einzelnen Fall 
G. 15);°7 10. die Mitwirkung einer Staatsanwaltſchaft 
findet ebenfo wie in den Konſulargerichtsbezirlen grundfäg- 
lich nicht ftatt ($. 14 Abf. 2);°° doch kann durch Kaifer- 
lie Verorbnung die Mitwirkung einer folden vorgefchrie- 
ben werben (f. den Vorbehalt Schußgeb®. $. 3 3. 4a); 
11. eine Verteidigung ift nur in Schwurgerichtsſachen, ſo— 
wie in ben Fällen von StPO. $. 140 Abf. 1 gefehlich 
notwendig ($. 14 Abſ. 4);°® 12. die grundſätzlich zur 
Reichskaſſe fließenden Gelvftrafen (KonſGerG. $. 46) können 
Kolonialgeſellſchaften durch kaiſerliche Verordnung zuge- 
wiefen werben, falls dieſe die Koften der Rechtspflege be- 
freiten (SchutzgebG. 8. 3 Ziff. 11); 13. durch Kaiſerliche 
Verordnung Fünnen ferner die gejeglichen Friften verlängert 
werden (SchutzgebG. $. 3 Ziff. 12), und es ift von biefer 
Ermädtigung des Gefeges umfafjender Gebrauch gemacht 
worden; 14. die Vornahme einzelner Handlungen der 
Rechtspflege, ausgenommen Urteilsfällung, Zulaſſung zur 
Rechtsanwaltſchaft, Entſcheidung über Durchſuchungen, Ber 
ſchlagnahme, Verhaftung, Ernennung und Beeidigung von 
Beiſitzern, kann von den Richtern auch anderen geeigneten 
Perſonen übertragen werden; ?° 15. die Rechtsanwälte find 


"= SUU $ 14; Marfgated. Masfgald. II 58 A, 5; 
US. 9; Ramerun $. 15; Reu-|Ramerun $. 14 bj. 4; Neu- 
Guinea II $. 9. Sinn m. SB 80.5, dan 
I. ienftanweif. für Kamerun $. 
— a He En 
Ramerun $. 14 Abf. 2; Neu. | SH ee enmeif. f. Ramerun 
Guinea 115. 8 Abſ. 3. und Xogo 8. 2 8,7, ebenfo für 
SWU. 9. 13 Abſ. 4;|die übrigen Schuggebiete. 
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dur die Richter zuzulaſſen, juriftifhe Vorbildung und 
Reichsangehörigkeit find nicht erforderlich; über die zuge- 
laſſenen Rechtsanwälte ift ein amtliches Verzeichnis zu 
führen;°! 16. den Dienftanweifungen find befondere Tarife, 
die das Koftenwefen regeln, beigefügt; %? 17. die Militär- 
gerichtsbarkeit ift im Gefek über die Konfulargerichtsbareit 
ausdrücllich vorbehalten ($. 49); dies gilt demnach auch 
für die Kolonien und bat hier eine beſondere praktiſche 
Bedeutung für die Mannfchaften der Marine (f. oben 
©. 598 f.). 

II. Die Gerichtsbarkeit der deutſchen Konfulargerichte 
begieht fih grundſätzlich nur auf Reichsangehörige und 
Schutzgenoſſen. An diefem Punkte mußte alabald der 
Gegenfag de3 Prinzipes zwiſchen dem für Ausland be 
ſtimmten Konſularrecht und dem für deutſches Gebiet gel- 
tenben Kolonialrecht hervortreten; auf dem Wege der vom 
Geſetz (SchutzgebG. 8. 3 3. 1) nad) diefer Richtung vor- 
gefehenen Faiferliden Verordnungsgewalt wurbe die Löfung 
des Gegenfages herbeigeführt. Demgemäß wurde durch 
K. 3. v. 1. Januar 1891 (XGBl. 1) $. 2 für Oftafrifa 
beftimmt, baß bie deutſche Gerichtsbarkeit fih auf alle 
dort wohnenden oder ſich aufhaltenden Perfonen, ſowie auf 
die dort zur Aburteilung gelangenden Saden beziehe? 
einzig mit dem Vorbehalt, daß die Eingeborenen 
derfelben nur infoweit unterliegen, als „fie 


9 Ebenda $. 5, ebenfo für] Kolonialbeamten ihren orbent- 
die übrigen Schußgebiete. a, ar Pr u * im 
‚92 Etenda h. 9, ebenfo für Zanegebien obne Fon 
die Übrigen Schußgebiete. — Fr rg 
9% Demnach haben aud bie Er 
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nad ber bisherigen Übung der Gerichtsbar— 
teit des Reihsfommiffars unterftellt waren“; 
nah $. 3 kann jedoch durd den Gouverneur 
mit Genehmigung des Reichskanzlers eine 
weitere Ausdehnung ber Gerichtsbarkeit auf 
Eingeborene verfügt werden. 

Das Gleihe gilt für Südweſtafrika (2. v. 10. Aug. 
1890 $$. 1, 2), ebenfo für die Marfhall-, Brown: und 
Propivence-Infeln (®. v. 13. Sept. 1886 $. 2), für 
Kamerun und Togo (B. v. 2. Juli 1888 88. 2, 3), für 
Neu-Guinea (®. v. 5. Juni 1886 88. 2, 3). 

Eine interefjante Entwidelung der deutſchen Gerichts- 
barteit über Eingeborene ftellt die Verordnung des Gouver- 
neurs von Oſtafrila über den Abſchluß von Rechtsgeſchäften 
Farbiger v. 23. Sept. 1893 (KolBl. 486) dar, kraft deren 
die Gültigfeit folder Rechtsgeſchäfte durch den Abſchluß 
vor dem deutſchen Bezirksamtmann bezw. Stationschef be- 
dingt ift. Auch die Regulierung der Nachläſſe von Farbi- 
gen in DOftafrifa wurde bereits durch das deutſche Recht 
geregelt (KolBl. 1894, 41 ®. v. 4. Nov. 1893). Eine 
ähnliche Verorbnung für Rechtsgeſchäfte mit Eingeborenen 
war bereit3 unter dem 16. Dftbr. 1889 für das Schuß- 
gebiet der Marfhall-Infeln ergangen (KolBl. 1890, 49), 
eine andere erging neuerbings für Kamerun (KolBl. 367), 
für den Viktoriabezirk in Kamerun wurde ein Eingeborenen- 
Schiebögeriht mit Berufung an den Kaiferlihen Bezirke- 
amtmann eingerichtet (B.v. 9. Dez. 1893, KolBl. 1894, 104). 

% In ben für fämtlide| melde Perfonen ber deutſchen 


Schußgebietebefonberserlaffenen | Gerichtäbarfeit unterworfen find, 
Dienftanweifungen ift bie Frage, noch fpegiell behandelt. 
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IV. Eine befondere Form und ein befonveres Ver- 
fahren ift dann weiterhin durch K. V. v. 17. Febr. 1893 
(RGBl. 13) für Oſtafrika eingerichtet worden, behufs 
Unterbrüdung bes Sflavenhandels Die 
Vorſchriften find erlaffen in Ausführung der Generalakte 
der Brüffeler Antifflavereifonferenz v. 2. Juli 1890 (REBL. 
1892, 605) Art. XLIX—LIX. Schiffe unter deutfcher 
Flagge, die auf Grund dieſer Akte Art. XLIX von frem- 
den Kreuzern angehalten und in ben Hafen eines Schup- 
gebietes geführt find, unterliegen einem durch den Kolonial- 
richter erfter Imftanz durchzuführenden Unterſuchungsver- 
fahren wegen mißbräudlicher Flaggenführung oder Sflaven- 
handel ($$. 1—3). Gegen die Entſcheidung des Einzel» 
richters wegen mißbräuchlicher Slaggenführung fteht fofortige 
Beſchwerde beim Kolonialgericht binnen drei Tagen nad 
erfolgter Zuftelung frei ($. 4); erſcheint Sklavenhandel 
als erwiefen, fo wird die Sache formell dem Richter erfter 
Inſtanz überwiefen, der in münbliger Verhandlung unter 
Zuziehung von zwei Beifigern den Sprud fällt, wenn 
möglich auf Grund der Vorträge des Offizierd des fremden 
Kreuzers und des Angeklagten felbft; das Urteil wird fo- 
fort mit der Verkündigung rechtskräftig ($$. 5, 7, 8). 
Ergeht auf Grund der Unterfuhung die Entfeidung, daß 
das Schiff zu Unrecht angehalten fei, fo erfolgt mit der 


% ©. hierüber ferner bie V. 
d. Rommiffars gi zug vom 
15. Januar 1893 (KolsSl. 105) 
über die Befreiung der in Skla⸗ fachen und interefianten Mit- 
verei gehaltenen ®erjonen, den |teilungen über die Frage im 

t Koll. 1893, 565 ff., Kolonialblatt. 
die V. des Gouverneurs für 
Born, Staatsreqcht I. 2. Aufl. 39 


Dftafrifa v. 1. Septbr. 1891 
(KolBl. 502) über den Freilauf 
von Sklaven, ſowie die viel 
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Freigabe zugleich die Feftſebung ber Entjgäbigung; hier- 
gegen Tann der Offizier des fremden Kreuzers binnen drei 
Tagen Einſpruch erheben, der die Rechtsfolge Hat, daß bie 
Sache formell dur das Gericht erfter Inſtanz erledigt 
werben muß ($. 6). m übrigen find — mit einigen 
Sonberbeftimmungen für die Unterfuhung, fpeziell bie 
Vereibigung von Zeugen, Sachverſtändigen und Beteiligten 
(88. 10—12) — die Vorſchriften der Generalakte und die 
in den deutſchen Schupgebieten allgemein für Strafſachen 
geltenden Vorfcriften anzumenden ($. 9). — In nahem 
Zufammenhang mit diefer Materie ftehen die Verorbnungen, 
durch melde die Anwerbung von farbigen Arbeitern und 
Verſchiffung derfelben in das Ausland in den deutſchen Schutz⸗ 
gebieten von Staatswegen teils ganz verboten, teils unter 
ftrenge Staatsfontrolle geftellt mwurbe,?® ein Werk der 
Humanität gegenüber ber eingeborenen Bevölterung, das 
klar beweift, daß bie deutſche Schutzgewalt auch die Stants- 
pflicht der Wohlfahrtöpflege gegenüber ben Eingeborenen 
grundfäglich anerkennt. 

C. Das Bergmwefen. 

Von befonderer Wichtigkeit erſchien für die Schutz— 
gebiete von Südweſtafrika und Kamerun die Frage ber 
Gewinnung von Evelmetallen — Gold, Silber, Platin, 
andere Metalle, gediegen ober als Erze, Edelfteine, Graphit, 
Bitumen, ſchwefel⸗, alaun-, vitriol- und falpeterhaltige 


% Marfhall-Injeln V. vom|®. v. 24. Septbr. 1891 rd. 
L zFergen 1893 (KolBl. 1894,|1892, 79); Neu-Guinea V. v. 
); Kamerun B. v. 11. De 3. Novbr. "1887, 12. Juli 1892 
100% (RolBt. 1894, 105); Togo |(RolBL. 1892, 431). 


Die Kolonien. 8. 2. 611 


Mineralien?” — durch bergmänniſchen Betrieb. Dem- 
gemäß erging gemäß dem Vorbehalt in SchutzgebG. 8. 8 
Biff. 2 bereit? unter dem 25. März 1888 (RGBL. 115) 
eine Kaiſerliche Verordnung zur Regelung dieſer Materie 
für Sübweftafrita, welche privat- und öͤffentlich-rechtliche 
Vorſchriften enthielt; dieſe Verordnung wurde aufgehoben 
durch K. V. v. 15. Aug. 1889 (XGBl. 179),9° welcher 
die ®. v. 6. Septbr. 1892 (XGBl. 789) ergänzend zur 
Seite trat. 

In analoger Weife wurde durch K. V. v. 28. Sept. 
1892 (XGBl. 1045) das Bergweien, unter Aufhebung 
ber bis dahin in Kraft geweſenen Vorfchriften, im Schutz⸗ 
gebiet von Kamerun georbnet. 

Die Bergverwaltung in den beiden genannten Schutz- 
gebieten wurde grunbfägli derart organifiert, daß die 
oben bezeichneten Edelmetalle als Regal bezeichnet wurden 
G. 1); die Gewinnung derſelben kann demgemäß nur auf 
Grund einer von Staatswegen erfolgten Verleihung ge- 
ſchehen ($. 4); umbefugte Gewinnungsarbeiten find mit 


9 Die 8. v. 28. Sept. 1892 
für Kamerun fügt in $. 1 dazu | ®. 
PER Steinfohle und Braun- 


Dieſe Verordnung iſt er · 
laſſen „für das fudweſtafrika⸗ 
niſche Schuggebiet” und in dem⸗ 
ſelben gemäß 8. 57 bj. 2 „mit 
dem Tage ng decfenttichung 
im Reichsgeſetzblatt in — 
getreten. —E ng 
Abſ. 2 der V. v. 6. Sept. 1892 
ohne dechtlichen Sinn, der ber 
fagt: „in denjenigen Teilen des 


Schutzgebietes, in welchen die 
| Fe ug. 1889 noc 5 teine 
Gettung de at Beten bie 6 —8 

IX berfelßen gleidjpeitig 


Mn der jegenmwärtigen Verord⸗ 


nung raft. Der Zeitpunkt 
des \\ ira ttreten ber Abſchnitte 
I—VI u. VII wird durch den 


Reigen beftimmt.“ Die 

. D. 15. Aug. 1889 fieht recht · 

Ti) längft im & nzen fübmelt- 

hen hußgebiete in 

Rraft; ſ. ao über die „Inter« 
efieniphäre* ©. 567 f. 
39* 
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Gelbfirafe bis 4000 Mi. oder Gefängnis bis zu 4 Mo- 
naten bebroht;?® die Bermaltung des Bergweſens ift einer 
befonberen, unter Oberaufficht des Taiferlihen Kommiſſars 
lebenden Bergbehörbe übertragen, melde insbeſondere das 
Negifter über die erfolgten Verleifungen zu führen, die 
Bergpolizei auszuüben, Streitigkeiten ber nterefienten zu 
entſcheiden, die Gebühren zu erheben, ſowie Anteile aus- 
zuzahlen und Entſchädigungen feitzufegen hat; endgültig ent- 
ſcheidende Beſchwerdeinſtanz ift der faiferlihe Kommiſſar 
(88. 49, 50).100 Die öffentlichen Belanntmadhungen der 
Behörde erfolgen in ortsüblicher Weife, das Aufgebot über- 
dies noch dur beftimmte Zeitungen ($. 51, dazu V. v. 
6. Sept. 1892 $. 4). 

Die Verleifung darf nur erfolgen an Perfonen, die 
im Schußgebiet wohnen oder ſich aufhalten ober der Berg- 
behörbe einen im Schußgebiete fi dauernd aufhaltenden 
Vertreter bezeichnet haben; letzteres ift auch Vorfchrift für 
Geſellſchaften, die ihren Sig nicht innerhalb des Schug- 
gebietes haben (8. 2). Die einzelnen Schurfgebiete 
werden von ber Bergbehörde amtlich abgegrenzt ($. 3), 
die Schurferlaubnis wird von der gleichen Behörde auf die 
Zeitbauer von 6 Monaten gegen Zahlung einer Gebühr 
von 5 Mt. erteilt ($. 4);'0® über die erteilten Berechti— 
gungen ift ein öffentliches Schurfregifter zu führen und je 
ein Schurfſchein auszuftellen ($. 5);1% der Schurfigein 


a Senfo Kam. 8 2 101 Ebenſo Kam. $. 2. 
a am. i 

der Gouverneur ER de! "°* Cbenfo Kam. 8.8. 
und. ber Neichölanzler ‚zweite! 108 Ebenſo Kam. $. 4. 
Inftanz. j 
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ift übertragbar, die Übertragung erfolgt rechtlich durch Ein- 
trag in das Schurfregifter; 1% für den Eintrag ift eime 
Gebühr von 10 ME. zu entrichten ($. 6). Daraufhin 
kann das Schurfrecht ausgeübt werben auf einer frei zu 
mählenden kreisförmigen Fläche von 2 km Durcmeffer 
und wird durch Aufrihtung eines Schurfmerfmales aus- 
ſchließlich ($. 7); auf öffentlichen Plägen, Wegen, Straßen, 
Friedhöfen, fowie auf den von der Bergbehörde im öffent» 
lichen Intereſſe ausgefchlofjenen Grundftüden darf die Be- 
fugnis garnicht, unter Gebäuden und 50 Meter im Um- 
kreis von folden, fowie in eingefrievigten Bodenflächen 
nur mit Genehmigung des Eigentümer ausgeübt werben 
(88. 9, 10).1% 

Der Fund von Gold, Silber, Platin, Chelfteinen 10° 
muß ber Bergbehörbe angezeigt werben!” bei Gelbitrafe 
bis 4000 Mt. ober bis 4 Monate Gefängnis ($$. 12, 
13, 52); daraufhin ober auch von Amtswegen Tann die 
Bergbehörde nach erfolgter Unterfuhung das Gebiet zum 
öffentlichen Grubengebiet erklären ($. 14); innerhalb dieſes 
Gebietes Tann die Bergbehörde auf Antrag, gemäß den 
88. 15—25 ber V., Grubenfelver von beftimmter Aus- 
dehnung erteilen; „bie Ausdehnung eines alluviſchen 
Feldes beträgt 50 mal 50 Meter, diejenige eines Riff-Fel- 
des 50 Meter in der Richtung des Niffes und 150 Meter 


106 Ebenſo Kam. 8. 5. 107 Die Anzeigepflicht auch 

106 Ghenjo Ram. 88. 6-9. |Ram. $. 11 mit ber gleichen 

108 Über das Rech overhaunis Strafoorfhrift in $. 18; der 
bei ®erbindung diefer Edel- Erlaß weiterer civil, ftraf- und 
metalle mit anderen Mineralien | verwaltungsrehtliher Vorſchrif- 
k ie befonberen Vorſchriften | ten ift vorbehalten. 
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in ber Breite ($. 119). Die Felder follen, foweit nicht 
Örtliche Verhältnifje eine andere Geftaltung bedingen, die 
Form eines Rechtedes haben. innerhalb der feftgefegten 
Grenzen geht das Abbaurecht ſenkrecht in die ewige Teufe” 
($. 20). Dabei haben Finder und Eigentümer beftimmte 
Vorrechte; die Verleihung erfolgt urfundlih und giebt ein 
ausſchließliches Recht auf Gewinnung der oben bezeichneten 
Evelmineralien; die Gebühr für Verleihung beträgt monat- 
lich 20 Mk.; die Verleihung umfaßt aud das Recht zur 
Herftellung der erforderlichen Ein- und Vorrictungen.’0® 
Wiffentlih unmahre Anzeigen werben mit Gelb bis 
2000 Mt. oder Gefängnis bis zu 3 Monaten beftraft 
(8. 53).109 Weitere Vorſchriften enthält die Verordnung 
über den Betrieb (88. 25—29). Als Sadverjtändigen- 
Tollegien fungieren für jedes öffentliche Grubengebiet Gruben- 
ausfhüfle, die aus den Intereſſenten (Beliehenen und 
Grundeigentümern) gebildet werden und den Behörden Auf- 
ſchlüſſe jeder Art zu erteilen verpflichtet find ($$. 30, 31). 
— Neben der Schurfberehtigung in öffentliden Gruben- 
feldern können noch befondere Berechtigungen außerhalb des 
Öffentlichen Grubengebietes an Finder, fowie beftimmt be— 
grenzte Abbauberechtigungen auf mindeſtens 5 und höch— 
ftend 20 Jahre an Grundeigentümer gegen eine bejtimmte 
Gebühr ($. 34 Abf. 3) für ihre Grundftüde erteilt werben; 
aud in diefem Falle fteht die Gewinnung unter feftgeorb- 
neter Staatsauffiht und Tann bei Verftoß gegen dieſelbe 
das Recht entzogen merben ($$. 31—35). — Aud die 


108 Das Nähere in $. 11 für] 20 Ebenſo Kam. $. 14. 
das Schurfregit überhaupt, $. 22 
für Grubenfelber. 
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Gewinnung von anderen Mineralien ift unter den Gefichts- 
punkt des Regales gejtellt und durch befondere Rechtsvor— 
vorſchriften geordnet, deren Mittelpunkt gleichfalls eine 
durch die Behörde zu erteilende Verleihung bildet ($$. 36 
bis 48). 

Werben Grubenfelver für Grundflähen, die im Privat- 
eigentum ftehen, verliehen, fo erhält der Eigentümer bie 
Hälfte der Gebühren; ebenfo eingeborene Häuptlinge für 
ihre Gebiete, nad; näherer Beftimmung durch den kaiſer— 
lichen Kommifjar ($$. 46, 47). 

Eine befondere Ausnahmeftellung wurde der Kolonial- 
geſellſchaft für Südweſtafrika eingeräumt ($$. 48, 54—56). 

Zur Ergänzung der obigen Vorſchriften beftimmte bie 
K. V. v. 6. Sept. 1892, daß bie älteren 10 Gerechtſame 
im ſüdweſtafrilaniſchen Schutzgebiete im Wege des öffent- 
lichen Aufgebotes feftgeftellt werben follten; das Aufgebot 
ift duch den kaiſerlichen Kommiſſar öffentlich anzuordnen 
(88. 2—4). Daraufhin Hat die Anmeldung der Gerecht⸗ 
fame unter Borlegung der Beweismittel bei der Bergbehörbe 
zu erfolgen ($. 5); die Behörde hat eine genaue Prüfung 
zu veranftalten und daraufhin nad) gepflogener mündlicher 
Verhandlung Entſcheidung zu treffen (8. 7—9), gegen 
welde binnen ſechs Monaten Beſchwerde an den Faiferlichen 
Kommifjar, als die legte Inftanz, offenfteht ($. 10). Die 
Unterlaffung der friftzeitigen Anmeldung hat den Verluſt 


110 $. 1: „vor bem Erlaß der 
Verfügung de3_ftellvertretenden 
taiferl. Kommiſſars v. 19. April 
1886 oder in ben erft fpäter 
zum Schußgebiet hinzugefomme- 


nen Gebietöteilen ber Interefien- 
fphäre vor dem Grlaß ber Ber« 
fügung des faiferl. Kommiſſars 
v. 1. April 1890; j. dazu bie 
8. v. 15. Nuguft 1889 $. 54. 
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des Anſpruches zur Rechtsfolge (88. 8 8.3, 6). Perfonen 
ober Geſellſchaften, welche nit im Schubgebiete wohnen 
ober fi aufhalten bezw. ihren Sit haben, Haben der 
Bergbehörbe auch für dieſes Aufgebotverfahren einen im 
Schutzgebiete wohnhaften dauernden Vertreter zu beftellen 
(8. 3 8. 4, 5). 

D. Die Seefgiffahrt. 

Durch Spezialvorſchriften auf Grund von SchutzgebG. 
8. 511 murben den Kolonialrichtern erfter Inftanz für 
Dftafrita noch folgende Funktionen übertragen: a) die 
Ausftelung von Flaggenatteften gemäß G. v. 25. Dftbr. 
1867 (BGBL. 35) $. 16; b) die Einfegung neuer Schiffs- 
führer an Stelle verftorbener, erfrankter ober untauglich 
gewordener gemäß ©. v. 8. Nov. 1867 (BGBL. 137) 
$. 35; c) ald Seemannsämter gemäß der Seemannsorb- 
nung dv. 27. Dezbr. 1872 (RGBl. 432) und fonftigen 
Reichsgeſetzen; iis die für die Konſuln in den genannten 
Beziehungen erlafjenen Ausführungsbeftimmungen gelten 
auch für die Kolonialrichter, ebenſo die Tarifvorſchriften 
des ©. v. 1. Juli 1872 (XGBl. 245). 

Das Gleihe gilt für Kamerun und Togo gemäß 2. 
des Reichskommiſſars v. 29. März 1889 (CB. 251), für 
die Marſchall-⸗, Bromwn- und Providence-Infeln gemäß V. 
des NK. vom gleihen Datum (EB. 252); für das Schug- 
gebiet der Neu-Guinea-Compagnie find duch V. des NK. 

118, d. RR. v. 1. Januar| 112 Über bie umfafjenden und 
1891 (CBL. 7) $. 1. — G.|mictigen Funktionen ber See» 
Meyer, Schußgeb. 218 ff. zu-| mannsämter f. unten Bb. II im 
treffend über bie vehtlije Be-| Seerecht, vgl. aud bie Stine 


deutung der im Tert genannten | bei ©. Meyer, Schuggeb. 220 f. 
Gefege für die Kolonien. 
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v. 238. Mai 189 (6Bl. 144) die nämlichen Funktionen 
dem feiferlichen Kommiſſar mit dem Rechte der Delegation 
an andere Beamte des Schutzgebietes, die jedoch ber Ge- 
nehmigung des Reichskanzlers bedarf, übertragen.!!? Für 
Südweſtafrila ift diefe Materie noch nicht geregelt. 

E. Eine befondere Zollvermaltung durch deutſche 
Holämter ift für die fämtlien deutſchen Schutzgebiete 
eingerichtet worden; jedes der Schuggebiete bildet 
ein abgefhloffenes Zollgebiet, demgegenüber 
alles übrige Gebiet ala „Zollausland“ gilt; 
ſ. die Zollordnung für Oſtafrika v. 1. April 1893 (KolBl. 
164, dazu 1894, 270), den Bolltarif für Kamerun und 
Togo (KolBl. 1892, 40), die Anordnungen über zoll- 
freie Waren-Niederlagen in Oſtafrika (KolSl. 1892, 345), 
über erhöhten ZoM auf Spirituofen in Togo (ebd. 367), 
über Privatläger unter Zolmitverfhluß in Togo (ebb. 
1894, 473, vgl. auch 369). Don den Erzeugniffen der 
Schutzgebiete werden im Rei die vertragsmäßigen Zoll- 
füge erhoben (Beſchluß des BR. v. 2. Juni 1898, KolBl. 
283). Die hriftlichen Miffionsgefellfpaften haben in Oft- 
afrika das Privileg der Zollfreiheit (KolBl. 1892, 126). 
Über die Drganifation der Zollverwaltung in Oſtafrika 
ſ. KolBl. 1891, 335, die zollamtlihe Behandlung der 
Kriegsſchiffe in Dftafrifa ebenda 364. Im Kolonialblatt 
werden jeweils die Nachmeifungen der Zolleinnahmen publis 
ziert, welche für einzelne Schugebiete ſchon jegt Zeugnis 


28 &, über ben materiellen|b. 8. 8. v. 1. März 1893 für 
Fi alt ber oben bezeichneten | Oftafrifa (KolBl. 215), v. 20. 
jefege das Konfulat- u. Ser (ebd. 895). 
recht im II. Band. ferner ® 
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von einem verhältniömäßig hoch entwidelten Handel geben. 
Für Togo wurbe ein einheitliches Zollſyſtem mit ber eng- 
liſchen Golbüfte öftlih vom Volta vereinbart (Staatävertr. 
v. 24. Febr. 1894, KolBl. 267). 

F. In gleicher Weife ift durch Spezialverordnungen Die 
Befteuerung!!* georbnet worden; f. die B. des Gou- 
verneurd von Oſtafrila v. 17. Febr. 1894 (KolBl. 208) 
über die Erhebung einer Steuer von den dort hergeftellten 
Spirituofen, deren Herftellung zugleih von einer Staats- 
konzeſſion abhängig gemadt wird; V. v. 27. Dt. 1890 
über Erhebung einer Firmenabgabe in Togo (KolBl. 1891, 
178); über verfchiebene Gebühren in Oſtafrika (ebd. 1891, 
338 ff.), über Einführung einer Verbrauchsſteuer in Dft- 
afrifa (ebd. 428), über die Einführung einer Erbſchafts— 
fteuer in Oftafrifa V. v. 4. Nov. 1893 (ebd. 1894, 41), 
einer perfönli—en Steuer für das Schußgebiet der Mar- 
ſchall⸗Inſeln (ebb. 1890, 148); aud andere Verordnungen, 
fo die Hafenordnungen, die Verordnungen über Ausübung 
der Jagd u. a. m. enthalten finanzrechtliche Vorſchriften, 
ebenfo wie faft ſämtliche Verordnungen über die Einrich— 
tung der Verwaltung beitimmte Gebührenfäge aufftellen. . 

G. Durch beſondere Vorfchriften find ferner in einzel- 
nen Kolonieen die Anfänge eines georbneten Shul- 
weſens hergeftellt worben.!!® 

H. In gleider Weife wurde der Anfang einer georb- 
neten Boft- und Telegraphenverwaltung gemadt 

116 Bgl. ©. Meyer, Schuf- | Tanga, fowie die Berichte über 

dad Schulwefen in Kamerun 


eb. 228. 
9 S. KolBl. 1893, 83 den |und Togo. 
Beriht über die Säule in 
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(Gi. die Berichte im KolBl. 1892, 21, 637, ferner ®. v. 
5. Mai 1892, KolBl. 300 u. a. m.), über den Poſtverkehr 
nad den Innenftationen von Deutſch-Oſtafrika |. KolBl. 
1894, 181. 

I. Die fowohl von der evangelifen wie von ber 
katholiſchen Konfeffion in den Kolonieen errichteten zahl- 
zeigen Miffionsftationen bilden zwar feinen Zweig 
der Staatsverwaltung, ftehen aber grundfäglid unter 
Staatsaufſicht und haben fi in jeder Hinfiht der weit- 
gehendſten Förberung feitens der ſtaatlichen Verwaltungs- 
organe zu erfreuen. Diefelben bilden einen beſonders be- 
deutfamen Beftanbteil der civilifatorifchen Thätigfeit ber 
Deutſchen in den Kolonieen.t1° 

K. Eine befondere Regelung erfuhr ferner dag Münz- 
wesen, ſ. 3. 8. für Oftafrifa die K. V. v. 14. April 
1890 (KolBl. 31), V. des Gouverneurs v. 17. Januar 
1898 (ebd. 1898, 144), v. 20. Sept. 1898 (ebd. 486), 
für Südmeftafrifa V. des Gouverneurs v. 1. Aug. 1893 
(ebd. 444), für Togo (ebd. 515), für Neu-Guinen V. ver 
Neu-Öuinea-Compagnie v. 1. Aug. 1894 (ebd. 420); in 
Kamerun wurde durch V. v. 6. April 1894 (ebd. 301) 
neben dem deutſchen Maf- und Gewichts- aud) das deutſche 
Münʒſyſtem grundfäglid eingeführt. 

L. Ferner wurden in Oſtafrika Einrichtungen für das 


16 S. ben Bericht über den | ftatteten Berichtes des D. War- 
Sianb der Miffionen KolBl.|ned. Das KolBl. giebt ſowohl 

1893, 271 und andere Mittei» über bie evangelifche mie über 
fungen im KolBl., bef. aud | die fatholifhe Miffionsthäti ipteit 
1892, 30 auf Grund des in ber zahlreiche und wertvolle Nach- 
preuß. Generalfynode 1891 er- | richten. 
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Vermeſſungsweſen behufs Einrichtung der Grund- 
bücher getroffen (NoLBL. 1898, 429). 


IL Pas materielle Recht. 


Die Grundlage für die materielle Rechts— 
ordnung in den Kolonieen bildet 9. 2 des 
Schutzgebietsgeſetzes. Danach ift grundſätzlich das 
Kolonialgebiet unter die gleichen Vorſchriften geſtellt, welche 
gemäß Geſ. v. 20. Juli 1879 (XGBl. 197) für die 
Konſulargerichtsbezirle gelten: 1. für das bürgerliche 
Recht, 2. für das Strafredt, 3. für das geridt- 
lie Berfahren einſchließlich der Gerichtäverfafung, 
jedoch mit dem Vorbehalt, daß der Zeitpunkt der Inkraft- 
fegung zu beitimmen fei (SchutzgebG. $. 2 Abf. 2); zu- 
gleih wurde dem Kaifer das Recht vorbehalten, in einer 
Reihe einzeln aufgezählter Punkte Anderungen an dem in 
den Konfulargerihtöbezirten geltenden Recht für Die Kolo— 
nieen vorzunehmen ($. 4 Ziff. 1—12). Das Konfular- 
gerichtögefeg wurde in Kraft geſetzt für die Salomond- 
Infeln duch 8. V. v. 11. Januar 1887 (RXGBl. 4), für 
das oſtafrikaniſche Schuggebiet durh K. ®. v. 18. Nov. 
1887 (ebb. 527), für Südweſtafrika durch K. V. v. 21. 
Dei. 1887 (ebb. 535), für die Marfhall-Infeln durch N. 
V. v. 13. Septbr. 1886 (ebd. 291) $. 1, für Kamerun 
und Togo durch K. V. v. 2. Juli 1888 (ebd. 211) 8. 1, 
für Neu-Guinea durh K. V. v..5. Juni 1886 (ebd. 187) 
8.1. 4. Weiter wurde für die Eheſchließung und 
die Beurfundung des Berfonenftandes das Gef. 
v. 4. Mai 1870 (XGBl. 599) als auf die Kolonieen an- 
wendbar erklärt, jedoch auch dieſes Gefeg mit der Maß- 
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gabe, daß die Jukraftſetzung erſt durch beſondere kaiſerliche 
Verordnung zu geſchehen hat; an Stelle der Konfuln treten 
für die Kolonieen die durch den Reichskanzler befonders zu 
ermädtigenden Beamten; !!7 das Geſetz kann aud auf 
andere Perfonen als Reichsangehörige ausgedehnt werben, 
doch bedarf es hierfür befonderer kaiſerlicher Verordnung 
G. 4). Das Gefeg wurde in Kraft gefegt durch ©. v. 
1. März 1888 (RGBl. 63) für die Salomons-Inſeln be 
züglich aller Nichteingeborenen, durch K. V. v. 8. Novbr. 
1892 (ebd. 1037) im gleicher Weife für das ſüdweſtafrika— 
niſche Schuggebiet, durch K. ®. v. 21. April 1886 (ebd. 
128) in gleicher Weife für Kamerun und Togo, durch N. 
®. v. 1. Januar 1891 (ebd. 1) $. 18 ebenfo für Dft- 
afrika, durch K. V. v. 13. Sept. 1886 (ebd. 291) $. 10 
für die Marfhall-, Bromwn- und Providence-Infeln, durch 
K. V. v. 5. Juni 1886 (ebb. 187) $. 10 ebenfo für 
Neu-Guinen. 5. Konſulariſche Befugnifie außerhalb ber 
Gefege v. 10. Juli 1879 u. 4. Mai 1870 können den 
Kolonialbeamten durch den Reichskanzler beſonders über- 
tragen werben ($. 5).11° 6. Befondere Vorſchriften er- 
gingen fobann weiter für Südweſtafrika und Kamerun be- 
züglich des Bergwerkseigentums durch die K. V. v. 15. Aug. 
1889 (NGBL. 179) nebft V. v. 6. Septbr. 1892 (ebd. 
789) — Südweſtafrika — und K. V. v. 28. Nov. 1892 
(ebd. 1045) — Kamerun.!!? 7. Der Erwerb von 
Grundeigentum und die dingliche Belaftung 

110 S. über dieſe Verord- 
nungen, welche privat» und ver ⸗ 


waltungsrechiliche Normen zu- 
fammenfaffen, oben ©. ty 


17 Diefe Ermägtigungen wer- 
den im Centralblatt publiziert 
und lauten auf Namen. 

218 &, hierher oben ©. 616 
„Seefgiffahrt”. 
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von Orundftüden!? wurden, gemäß SchutzgebG. 
$. 3 Ziff. 2, befonders georbnet für das Schutz- 
gebiet der Neu-Guinen-Compagnie durch K. V. v. 21. Juli 
1887 (XGBl. 379). Demnach wurde als für dieſe Rechts- 
verhältnifje maßgebend erflärt das preußifche Redht,!*? ins— 
befondere das preußiſche Spezialgefeg v. 5. Mai 1872 
(GES. 433), jedoch mit einer Reihe den befonderen Ver— 
hältniffen im Schutzgebiete Rechnung tragenden Sonder- 
vorfhriften, Fraft deren fpeziell die preußifhe Grundbud- 
orbnung, ſowie die Vorfchriften des preußifchen Rechtes 
über Grundſchuld und Bergwerfzeigentum außer Anmwen- 
dung bleiben und durch befonbere Anordnungen des Reichs- 
kanzlers zu erfegen find; ferner ift der Grunderwerb von 
herrenlofen Gütern fowie von Grundftüden der Eingebores 
nen befonders zu regeln. Der Neu-Guinea-Compagnie 
werben für den Grunderwerb befondere Privilegien erteilt. 
Alles Grundeigentum ift in ein Grundbuch einzutragen, 
deſſen Einrichtung vom Reichskanzler zu beftimmen ift; für 
die Grunderwerbungen britifcher Staatsangehöriger ift ein 
befonderer Vorbehalt auf Grund einer deutfch-englifchen Ver- 
einbarung v. 10. April 1886 gemadt. Cine im weſent⸗ 
lichen hiermit übereinftimmende K. V. erging unter dem 
22. Juni 1889 (XGBl. 145) für den Grunderwerb im 
Schußgebiet der Marfhall-Infeln. — Für Oſtafrila wurde 
unter außbrüdlicher Aufhebung des in $. 2 des SchutzgebG. 
aufgeftellten Prinzipes dem Reichslkanzler und mit deſſen 
Genehmigung dem Gouverneur das Recht übertragen, die 


130 S. G. Meyer, Schuggeb.| 1%! Zum Gebührentarif fiehe 
181 f. ver, Squts aus A. 1 Fe) 
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Nechtsverhältnifie an unbeweglichen Sachen ausſchließlich des 
Bergwerkseigentums, insbeſondere auch die Vorausfegungen 
für den Erwerb und die dingliche Belaftung von Grund- 
ftüden durch Rechtsgeſchäfte mit den Eingeborenen, zu ord- 
nen durch befondere Vorſchriften (8. v. 1. Januar 1891, 
RGBl. 1, 8. 17, f. ferner die V. v. 1. Sept. 1891 und 
27. Febr. 1894, KolBl. 250).1%2 — Eine weitere Faifer- 
liche V. zur Regelung des Grunderwerbes erging für Süb- 
weitafrifa unter dem 2. April 1898 (XGBl. 143).12® 
Durch öffentliches Aufgebot des kaiſerlichen Kommiſſars für 
Die ganze Kolonie oder einzelne Teile derfelben follten die 
Rechtsverhältniſſe des Grundeigentums im dortigen Schutz⸗ 
gebiet in Ordnung gebracht werben ($$. 1, 2); die Unter- 
laffung der Anmeldung auf Grund des Aufgebot? hat den 
Verluft des Rechtsanſpruchs zur Folge ($. 6); frembe, 
nit im Schußgebiet domizilierte oder ſich aufhaltende Per- 
fonen und Gefellfaften haben für das Verfahren einen 
im Schußgebiet fi dauernd aufhaltenden Vertreter zu be- 
ftellen (8$. 3 Ziff. 4, 5 Abſ. 2); die Entſcheidung über 
den Rechtstitel erfolgt nad durchgeführter Bemweiserhebung 
und gepflogener Verhandlung dur das deutſche Gericht 
(88. 7—9); gegen die Entfgeidung Tann Beſchwerde beim 
Gericht zweiter Inſtanz eingelegt werben ($. 10); die Ver- 
handlungen und Entſcheidungen erfolgen ohne Zuziehung 
von Beifigern ($. 11). — Der Grunberwerb und die ding- 


42 Daraufhin erging nun. |nungögefeg (®. v. 15. Januar 
mebr vor kurzem die ursfaffende 1898, N 270). 

8. V. v. 24. Yu 1894 (KolBt.| ’%* Die V. v. 21. Dez. 1887 
389) mit Grundbudformular | über diefe Materie war bereits 
und Tarif; ferner ein Enteig⸗ durch $. 16 der V. v. 10. Aug. 

1890 aufgehoben. 
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lie Belaftung von Grundftüden in Kamerun und : Togo 
wurben georbnet durch die $$. 17—21 ber 8.8. vom 
2. Juli 1888 (RGBL. 211). Auch bier wurde das pr. 
©. v. 5. Mai 1872 zu Grunde gelegt ($. 17), jedoch auch 
bier mit Ausnahme der Vorfhriften über Grundſchuld, 
Bergwerlseigentum und der Grundbudorbnung, an beren 
Stelle die erforderlichen Beftimmungen durh den Reichs— 
Tanzler zu erlafien find ($. 19). Die Regelung des Grund⸗ 
erwerbes durch Verträge mit den Eingeborenen ober durch 
Befigergreifung - von herrenlofem Land erfolgt durch ben 
Gouverneur von Kamerun mit Genehmigung de3 Reichs— 
kanzlers ($. 21 Abf. 1); auf den Grundbeſitz der Einge- 
borenen finden die Vorfhriften des deutſchen Rechtes An— 
wendung, falls er im Grundbuch eingeträgen ift ($. 20); 
die von Eingeborenen oder durch Befigergreifung von herren⸗ 
loſem Sand erworbenen Grundſtücke werden in das Grund- 
buch eingetragen auf Grund einer vom oberften Beamten 
des Schußgebietes oder in deſſen Ermächtigung erteilten 
Beſcheinigung über den Erwerb ($. 21 Abf. 2). — 

Auf Grund dieſer Verordnungen wurden dann befon= 
dere Grundbuchordnungen erlaffen, f. die V. des NR. v. 
7. Juli 1888 (CB. 414) für Kamerun und Togo nebft 
dem Formular des Grundbuches (ebd. 419), für Hypo— 
thefenbiiefe (ebd. 424) und Spezialtarif (ebd. 425). 














Sachregiſter. 


Ab gaben von fremden Schiffen 428; 
ehe aud) Steuermeien u. Bertehrös 
abgaben. 
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tion 311 fi. Urlaub 313. 318 (Ein- 

fuß auf Gepaltörahlung). Neben« 
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Staatdangehörigteit 309. Ber 
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Braunfhweig, Beitritt 5. Rorbbtihn. 
Bunde 18, „Berietung 1. Bundes“ 
tat 118. 150. 158.  Militärweien 
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Waplkreife 222. 
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onteen 30. SI 
Munbeöftant, Begriff 61 ff. Unter 
Kam Stacerbun io. 8 ü 
— 87. Butritt neu 


Glieder an Visheriger 9 
Ir. Ben en 6. 
taatsan⸗ 


he auc 
Gentrafschannen 1. 5. 
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—5— — 


indica 121. 
sinne 5, 
Givifeen sun), Bam 


— * — See u zu 
Clausula rebus sic stanti! 
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— And’ 100. Merten 
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110. 292. 346. Mutonomte 111 ff. 
186. Ausführung db. Seihägefehe 
durd_d. €. 109. Dberauffigt des 
Reißs 112. 141. 170. Bleipberede 
fung 8,6, im Reid 115, Berhält« 

s jum Reid 156 fi. 148. 
— yotlon © 1 Rad 
148. Berfaffungöftzeitigteiten {. d. 
€. 126. Nitglienfgaftörecte 114 f}. 
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119. Xusnagmeregte 103.119. Kufs 
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8: 160. air (Bayer); Rehe and 

jayernd); fiehe au 
—8 
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Beigulage 203. Bundeiratdausiguß 
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— Slattgatter ion. Sun. sh. 
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meralgouvernement 518 fi. Deutipes 
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— 40. Übertragbarkeit berel- 
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49.401. Graidilberfgreitungen 40. 
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Geburt, Ermerbgrund f. d. Staats- 
ae eit. 
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158. Militärwejen 197. 201. 211 
(Marine). Wapltreife 223. 

‚Handel, Gefeggebung 19.427. Bunde» 
ratsausfhu] de jandel u. Berk 4 
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tt zum Rorbbtfcn, Bund 89. 41. 
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188. 505 ff. (Mbfgpluß). 507 (Ratifitas 








an perin u. Medien 

KXofonialrat 574 fi. rg-Etrelig, Beitritt, Norabtlän. 
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Naatticer Geihäfte unter Bel u. 
Einzelftanten 108 fi. 429 fi. 
HälmIB . Heide zu d, Gingeiftanten 
136 fi. 143. Oberauffißt d. Reihe 
112. 141. 170. D. Reihägewalt in 
— 598 5. 551 9, 2. 
Reihägemalt 1. d. Gaußgebieten 
‚565. 566 ff 
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Be m 356. 859 (Wirkung 
auf Ehefrau u. Rinder). 359 (Her 
bübren). Aufnahme 360 ff. Mebr- 
fade Staatsangehörigteit 345. 359. 
391.302.509 (Berl elner bereisen); 
Verluſt d. St. 361 ff. 8538 
auf Ehefrau u. Rinder). Be 
dererwerb 366. Inhalt & 389 ff. 
a gta. 
3 — 
EU enufon. > Aoniehen 85 
Staatd- und Kirchendienft 355. 362. 
Sah lrecht zum Reichstag 334. Rechts⸗ 
jam d. Deutfgen im grande, ‚382, 
luslande 383. 370. . R. in 





Stfaß- Lothringen 530 f-; Daran 
Ionieen #82. 

Reihsanwälte u. Oberreichsauwalt, 
Ernennung 300. 

Weihdanzeiger 409. 

Meihsbant, Direktorium 276. Er- 


nennung 5. Mitglieber 308. Ruraz 

torium 277. Beamte 299. 900. 
Reihödrurerei 274@. 
Weimgeitenbahnamt 210. Bertäctieh 


Meläseretution 199 f. 167, 126. 

Reihöfeitungsbaufonbs 242. 

Neidhögebiet 99. Umfang 101. Gren- 
ven, 200. Nreigleigtelt Im m. an4 
(usweilungaudd. 3.985. Ausübung 

ter Staatögemalt Im SR. 106. 

Eirafresilider eaup » & 108. 
Angriff auf b. R. 175. 

Neihögericht 30. Ernennung d. Mit- 
glieder 308. Kotonialgerictabarteit 


Neicögefehblatt 419. 423. 
Reiasgelatnächsane zT. 
Reichshaushalt |. Etat. 

— 189 ff.; 1. Ralfer, Diers 
Befehl, Mebilmadung, Rontingents- 
— 

Neieinfignien 184. 

Reihsinvalinenfonbd 242. 210. 





Sachregiſter. 


Reigsiufigam 21. 268 inau⸗ 


Pin: ——— =. 

Weidötanpier, Ernennung 185. 24. 
Enttafjung 288. Penfionierung 

389. Stellvertretung 251. 252, 200 
Generalftellverteter (Bigefanzler) 
202, Spefalfteiertreter (Staats; 

fetzetüre) 288 fi. _R. it Chef d. 
teihöverwaltung 251 ff. Borfig i. 
Bunbestat 160 ff. 251 ff. Berants 
mwortlichteit 254 ff. 411. 417. 420. 
19 (Werorenungen), gegenüber wem? 
R. ald Bevolmädtigter d. 





